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Orud von H. Laupp in Tübingen. 


And dem Borworte zur erften Auflage. 





Die Bearbeitung eines neuen Syſtemes der Polizeiwiſſenſchaft 
wird für Den, welder mit dem Zuftande der Literatur dieſes eben 
fo wichtigen als wiſſenſchaftlich vernachläßigten Theile der Staats» 
klugheitslehre befannt ift, an und für fich einer Entjchuldigung wohl 
nicht bedürfen. Iſt auch die Zahl der Lehr- und Handbücher ber 
Polizeiwiſſenſchaft nicht unbedeutend, fo fehlen die ſämmtlichen bisher 
erfchienenen Werke entweder in den oberjten Grundjägen und werben 
dadurd) zu einem halt» und folgelofen Aggregate von Necepten, ober 
find fie nad) Umfang und fahlihen Inhalte unvollftändig; in den 
meiften Fällen haben fie fogar beide se zumal. Es ift darüber 
wohl fein Streit. m: 

Daß ich mir fchmeichle, biefe Sehr vermiehen, zu. haben, ver» 
fteht fich von felbft, denn fonft wilrde ich meingn Verſuch nicht öffent: 
(ic) befannt machen. Ob biefe Hoffnung ‚nz eine Selbfttäufehung 
ift, darüber haben nun die Männer vom Fache zu entjcheiden. 

Manche Lefer werden ſich wundern, in diefer Schrift gerade daß, 
was er vorzüglich, vielleicht ausschließlich, als Gegenjtand der poli- 
zeilichen Thätigfeit de8 Staates zu betrachten und zu fordern gewohnt 
ift, nämlich die Anftalten zur Verhinderung von Redhtsver- 
legungen, ganz übergangen zu finden. Solche bitte ich, ihr Urtheil 
bis nach der Durchleſung und Erwägung der in der Einleitung ab- 
gehandelten allgemeinen Begriffe umd Cintheilungen aufzufchieben. 


VI 


Uebrigens habe ich auch eine Darſtellung dieſer ſogenannten Rechts⸗ 
polizei, beſſer Präventiv⸗Juſtiz, ausgearbeitet, welche zu gleicher Zeit 
mit dieſer gegenwärtigen Schrift oder wenigſtens kurz darauf, er- 
fcheinen wird, fo daß auch für Diejenigen, welche meinen Begriff der 
Polizei nicht für den richtigen halten follten, eine Vollſtändigkeit der 
Materie in ihrem Sinne vorhanden ift. 

Der pofitiven Polizeigefeße und Einrichtungen ift nur kurz 
und beifpielsweife Erwähnung gefchehen, theil der Raumerſparniß 
wegen, theil8 weil ich die ganz richtige Auffaffung und Beurtheilung 
der Einrichtungen fremder Staaten (bei nur Furzer und gelegent- 
licher Darftellung) für fehr ſchwierig, wo nicht ganz unmöglich 
erachte. 


Tübingen ben 4. Öftober 1832. 


And dem Borworte zur zweiten Auflage. 


Der Grundlage nad) ift das Buch daffelbe geblieben, da ich noch 
immer von der Nichtigkeit des oberften Gedankens und des Shitemes 
überzeugt bin. 
| Ueber meine Beftimmung ded Begriffes und Umfanges der 
Polizei gedenke ich in Leine weitere Erörterungen bier einzugehen. 
Wen die Ausführung im Werke felbft nicht befriedigt und überzeugt, 
der wird durch eine Apologie in einer Vorrebe nicht belehrt werben. 
Uebrigens Tann ich nicht unbemerkt laffen, daß nichts ungerechter ift, 
als wenn bie, allerdings immer noch vorhandene, große Verſchieden⸗ 
heit der Meinungen über die Grundbegriffe der Polizeiwiſſenſchaft 
als ein Vorwurf gegen die einzelne Bearbeitung gebraucht werden 
will. Natürlich kann eine ſolche an ſich und umter jeder Voraus⸗ 
ſetzung fchlecht fein, damit aber unfähig, irgend etwas zu nüßen. 
Und der Himmel weiß, daß es an Schriften diefer Art über die 
Polizeimiffenfchaft nicht fehlt. Allein nicht in folchen Fehlern des 
Einzelnen beruht das Auseinandergehen der Anfichten. So lange 
vielmehr über den Grundbegriff des Staates ſelbſt und über den 
Staatszwed fo höchft abweichende Meinungen gehegt werben, ift auch 
eine Webereinftimmung über die oberften Grundfäte der Polizei platt- 
bin unmöglih. Jener Streit aber ift eine nothmendige Yolge der 
verschiedenen philofophifchen und religiöfen Weltanfichten, und wird 
jomit nicht aufhören, fo lange Menfchen find. Ein Syftem der 
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Polizeiwiſſenſchaft kann demnach nur relativ gut ſein, und vermag 
immer nur in einem gewiſſen Kreiſe Billigung zu erhalten. — Ich 
meines Theils habe die Polizeiwiſſenſchaft vom Standpuncte des 
Rechtsſtaates auffaſſen wollen; nur auf dieſem kann ich alſo Billi— 
gung erwarten, mit Gerechtigkeit nur auf dieſem beurtheilt werden. 
Wenn aber Andere bei anderen Grundprincipien ftehen bleiben, dem⸗ 
gemäß auch den Begriff, den Zweck und die oberften Grundfäge der 
Polizei abweichend beftimmen: fo ift dieß weder ein Vorwurf für 
die Wiffenfchaft, noch für mic) perfünlich, noch für diefe Anderen. 


Tübingen, 23. Mai 1844. 


Vorwort zur dritten Auflage. 


Ich habe eine dritte, und vorausfichtlich lebte, Bearbeitung 
eines Syſtems der Polizei:Wiffenfchaft unternommen. Diefelbe 
ıterjcheidet fich von den beiden früheren Ausgaben nicht ſowohl durch 
efentliche Veränderungen in den Grundanſchauungen und in ber 
ftematifchen ‘Darlegung, — in beiden Beziehungen halte ich in der 
auptſache an dem nun einmal für richtig Erfannten feſt, — ale 
win, daß es mir mehr um eine Ausfüllung fachlicher Lücken und 
n eine Berücfichtigung der Forderungen des practifchen Lebens, ale 
mn eine vollftändige Aufzählung ber Literatur und einzelner Meinun- 
an Anderer zu thun war. Die Gründe hiervon find allerdings theil- 
eife äußere; hauptſächlich ift aber doch eine Veränderung der eigenen 
zıficht eingetreten von dem, was weſentlich noth thue. 

ALS eine Folge diefer Richtung muß ich dann freilich gleich ſelbſt 
zerfennen, daß zuweilen die ſtrenge Durchführung eines Satzes bis 
tx legten Logifchen Folgerung aufgegeben ift, wenn nämlich erfahrungs⸗ 
Mäß die Schwierigkeiten unüberwindlich find, und follten biefelben 
x nur in einer zunächft nicht zu befeitigenden Hartnädigfeit der 
Igemeinen Meinung beftehen. Gegen eine ſolche Behandlung kann 
rd wird man wohl einwenden, es fei Pflicht der Wiffenfchaft, das 
18 richtig Erkannte auszufprehen und zu begründen; der unvoll- 
Ommenen Wirklichkeit bleibe überlaffen, hinter dem Ideale thatjäd)- 
ich nad Umftänden zurüczubleiben. Die wiffenfchaftliche Forderung 
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diene dann wenigftens als Warnung und Anmahnung zum Weiter- 
ftreben. Hierauf möchte ich jedoch “Doppelte bemerken. Einmal, 
daß die Aufgabe der Politit, (von welcher die Polizei jeden Falles 
ein Theil ift,) nicht darin befteht, Ideale aufzuftellen, welche fie jelbft 
alsbald als unausführbar erkennen muß; fondern vielmehr, unter 
richtiger Einfiht in die beftehenden Verhältniffe umd für diefelben 
das möglich Beſte zu empfehlen. Ändern fich diefe Verhältniffe mit 
der Zeit ins Vortheilhaftere, jo mögen Spätere das dann mögliche 
Zwechmäßige Iehren. Sodann aber ift e8 immer eine bedenkliche 
Sache, unter die zur wirklichen und unmittelbaren Ausführung be- 
ftimmten Säge auch folche zu mifchen, deren Nichtdurchführbarkeit der 
Leſer oder Hörer leicht einfieht. Das in folchem Falle in die Einficht 
oder in den Willen des Fordernden entjtehende Mißtrauen kann ihm 
auch da fchaden, wo er im völligen Ernfte ift und wo in der That 
feine Rathſchlage Anwendung finden könnten und follten. Daß eine 
Anerkennung der Schwierigkeiten nicht zu einer grundfalofen Unent- 
fchiedenheit oder Willkühr und nicht zu fchlaffem Nachgeben gegen 
jede Schwierigkeit führen barf, ift freilich unbeftreitbar; in diefe Fehler 
glaube ich aber bei der genaueren Würdigung der Wirklichkeit nicht 
verfallen zu fein. 


Frankfurt, im Sept. 1865. 


Mohl. 
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8. 1. 
1) Begriff unb Zwei der Polizei. 


Was inımer dad Wejen und die Aufgabe der Polizei fein mag, 
tel ift unzweifelhaft, daß viefelbe einen Theil der Staatsver⸗ 
ung bildet. 

Eine unmittelbare Folge hiervon ift, daß die Polizei in ihrem 
de und in ihrer einzelnen Thätigkeit der Beſtimmung ver 
atsverwaltung, von melcher fie ein Beſtandtheil tft, nicht nur 
t widerjprechen darf, fondern vielmehr, innerhalb des ihr zu- 
mden Thätigkeitskreiſes, in deren Geift zu handeln und beren 
eck zu fördern Bat. 

Der Zweck einer Staatöverwaltung tft nun aber keineswegs 
willlürlich zu beftimmender, jondern diefelbe hat mit innerer Noth⸗ 
digfeit die allgemeinen Zwecke bed Staates im Einzelnen zu 
olgen und zu verwirklichen, ſowie biefe durch die Verfaſſung 
betreffenden Staates fejtgeftellt find, und unter Beobachtung 
oberiten in der Berfaffung feitgeftellten Grunbfähe für daß 
natsleben. 

Dieſe letzten Aufgaben des Staates ſind wieder nicht in 
n Staaten die gleichen. Die menſchliche Natur iſt mit verſchie⸗ 
en geiftigen und Förperlichen Kräften ausgerüftet und von ver⸗ 
denen Bebürfniffen und Neigungen zur Befriedigung dieſer 
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Kräfte belebt. Erfahrungsgemäß kann nicht nur der einzelne Menſch, 
fondern kann auch ein ganzes unter dem Einfluffe derjelben äußeren 
Berhältniffe ftehended Volt die eine oder die andere der natürlichen 
Kräfte vorzugsweiſe in Thätigkeit fegen und ausbilden, feinen 
Lebenszweck in der ungeftörten und möglichft volllommenen Aus 
bildung einer folchen Kraft oder ſolcher Kräfte finden. Diefer Leben! 
zweck des Volkes muß denn auch die Aufgabe des organiſch geord⸗ I 
neten Zufammenbefteheng fein, welches der Staat genannt wird, und J 
welches alle einzelnen Xebenzkreile feiner Angehörigen, vom Einzeb J. 
nen bis zur Gefellichaft, umfaßt. Mit anderen Worten: es gift 
eben fo viele verſchiedene Staaten und Staatzzwede, ald es ver J 
ſchiedene Lebensaufgaben eines Volkes gibt. | 

Die Gefchichte zeigt, daß je nach den vorherrichenden und vor: 
zugsweiſe gepflegten Eigenfchaften der Stämme des Menfchenge Bi 
fchlechtes und je nah den Einwirkungen der Äußeren Verhältniſſe 
und der Erlebniffe bis jetzt jechjerlei verfchiedene Staatsgattungen, ! 
je mit ihren eigenen Sweden, beftanden haben. Es find bie: bie 
patriarchalifchen Staaten mit vorwiegender Bedeutung. ded Familien 
und Stammeslebend ; die Patrimonialftanten, gegründet auf Vefik 
Mächtiger und gerichtet auf Schuß des Privatlebend und Priva 
erwerbed auf dem Grunde ſolchen Beſitzes; die theokratiſchen Stas Ji 
ten, in welchen eine religiöſe Lehre auch als Zweck und Geſetz bei 
- organifchen Zufammenlebend eines Volkes herricht; die Staaten 
des klaſſiſchen Alterthums, deren Aufgabe ein möglichft vollfomme fi 
ned Zuſammenleben mit vollftändiger Unterordnung und Auffaugung 
bed Lebens der einzelnen Theilnehmer war; die Defpotieen, in 
welchen der unbejchränkte Wille eined auf phyſiſche Gewalt geftütten 
Herricherd die Gefammtheit für fi) ausnützt und dieſe fowie ihm 
einzelnen Beftandtheile nur als Mittel für fich betrachtet; endlich 
bie Rechtsſtaaten der Neuzeit, deren Aufgabe es ift, durch ein 
verftändige Ordnung der Gefammtgewalt jedem einzelnen Theilnehmer, 
den thatjächlich beftehenden untergeorbneten Lebenskreiſen und 
ber Gefammtheit die Ausbildung ihrer fämmtlichen Kräfte und bie Wi 
Verfolgung ihrer vernünftigen Zwecke möglich zu machen und fie 
darin zu ſchützen und zu unterftüßen. 
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In jeder diefer verfchiedenen Stantögattungen haben nun bie 
Immtlichen Beitandtheile ded Organismus für das Zuſammenleben 
wöfchliepend und folgerichtig den oberjten Zweck im Auge zu bes 
yalten und in ihrem Thätigkeitäfreife zur vollen Wirkung zu bringen. 
je nach der Beſchaffenheit dieſes Zweckes find alfo auch ihre Auf: 
zaben eigenthümlich geftellt und muß zu deren Erfüllung Verfaffung 
ind Verwaltung, daß heißt ſtehende oberfte Grundfähe und deren beweg⸗ 
che Anwendung auf ben einzelnen all, eingerichtet fein. Es kann 
on Ziel und Mittel der einen Staatzgattung und ihrer Einrich⸗ 
ung nicht auf Gleichmäßigkeit in anderen Staaten geichloffen, fon- 
vn muß für jede ſolche Gattung die einzelne Aufgabe ihrem 
fonderen Weſen nach feftgeftellt werben. 

Wird nun im Rechtsſtaate — und nur von foldhem tft im 
Folgenden die Nede — unterfucht, welche Anforderungen an ihn 
veftellt werben Fönnen, damit fein Zweck, nämlich die Förderung 
er allgemeinen vernünftigen Lebenszwecke des Volkes, vollftändig 
rreicht werde, jo ergibt fih, daß er feinen Angehörigen Zweierlei 
u leiften bat. Einmal hat er dafiir zu forgen, baß fie in ber 
3erfolgung vernünftiger und erlaubter Ausbildung und Anwendung 
hrer Kräfte nicht durch ungerechten Willen Anderer gemaltfam ge: 
tört werben. Zweiten? muß er durch Anmwenbung der ihn anvers 
rauten Geſammtgewalt bie Unzureichenheit ber einzelnen Kräfte_zur 
frreichung vernünftiger Lebenszwecke ergänzen und baburdh biefe 
zwecke fördern. Er hat Schuß und Unterftügung zu gewähren ?). 


1) Wenn ber Rechtsſtaat fo häufig, namentlich von der Kantiſchen Natur: 
hts⸗Schule, ferner von Baftiat und feiner Schule der National⸗Dekonomie blog 
8 eine Anftalt zur Sicherung ber Rechte erklärt und behandelt wird, fo fpringt 
e Unvoliftänbigfeit biefer Begriffsbeflimmung in die Augen. Wer möchte und 
nnte in einem Staate ‘leben, ber nur Juſtiz übte, allein gar Beine polizeiliche 
ülfe eintreten ließe? Man . hierüber auch Loß, Ueber dem Begriff der Polizei, 
. 8 fo.; Pöhlmann, Syſtem ber Staatsthätigkeit zum Schutze ber Privat 
chte, ©. Tfg; Murhard, Zweck des Staates, S. 52; Zöpfl, Staatärecht, 
© Aufl. Bd. I. ©. 45, Bluntſchli, Allg. Stratsrehht, Bte Aufl. Bd. II, 
. 178; Dupont-White, L’individu et Pétat, (wenn man auch dem geifls 
ichen Verfaſſer nicht in allen feinen Folgerungen beitreten kann.) Die bier bes 
mgene Einfeitigkeit und Unzureichenheit ift fo handgreiflich, daß man ſich durch 


Der Schuß gegen Unrecht wird nun gewährt durch bie ver- 
fchiedenen Einrichtungen dev Rechtspflege oder Juſtiz; die Ge 
währung ber Unterftügung fällt dagegen der Polizei anheim 9). 

Diefelbe ift aljo: die Gefammtheit derjenigen ftaakb 
lichen Anftalten und Handlungen, welche bezweden 
burh Verwendung der Staatögewalt die Außeren, 
nicht in Rechtsverletzungen bejtehenden, Hinderniffe 
zu entfernen, welche der allfeitigen vernünftigen 
Entwidlung ber Menſchenkräfte im Wege ftehen, 


eine ganz ungebürliche Ausdehnung bes Begriffes von Rechtaverletzungen zu helfen 
fucht, dadurch aber nur zu Unflarheiten und offenbar falihen Sähen fommt. 

2) Der Name Polizei rührt zwar aus dem ‚Griechifhen (modszaa) her, 
wirb aber in einem ben Alten unbefannten Sinne gebraucht, indem fie mit bie 
ſem Worte bie ganze Stantsfunft, unfere Politik im weiteften Sinne bes Worte, 
Dezeichneten. Der gemeine Sprachgebrandh belegt freilich häufig mit diefem Work 
blos einen Heinen Theil ber Hülfsthätigfeit des Staates, nicht felten fogar etwel 
hierzu gar nicht Gehöriges, nämlich die Präventiv-Inſtiz; allein, da eine ge 
meinfame Benennung für das geichloffene Ganze ber Hülfsthätigfeit nöthig if, 
fo dient das Wort wohl noch am Beſten zur Bezeichnung ber Sache. — Var 
ſelbſt ergiebt fi der Begriff der Polizei-Wiſſenſchaft, als der fyftematifchen 
Darftelung der Lehre von bdiefem Zweige der Stantsthätigfeit. Offenbar uw 
richtig aber ift es, wenn nicht felten Polizei-Recht als gleichbebeutenb mit Polizei: 
Biflenfchaft gebraucht wird. Allerbings ift e8 möglich, am jedem menfchlidhen 
Verhaͤltniſſe eine rechtliche Seite aufzufinden; und fo entfiehen auch durch dit 
Boligei-Anftalten und bei denfelben Rechte und Verbinblichfeiten. Allein darin 
befteht keineswegs das Wefen ber Polizei, und bie Entwidlung biefer Rechtsſaͤte 
iſt Feine Darftellung ber Grundſätze der Polizei: Anftalten. Bol. Gönner, 
Deutfches Staatsrecht, ©. 550. Nur ſchwach vertheibigt Berg, Hanbbuch dei 
d. Polizeirehts, Ob. IV., ©. 1 fg. diefen Sprachengebraud. — Die Behauptung 
Zahariä’s (Vierzig Bücher vom Staate, 2te Aufl., B®b. III, ©. 289 fg.), 
baf es keine ſelbſtſtändige Wiſſenſchaft ber Poliget gebe, hängt nrit bem ihm 
ganz eigenthümlichen Sprahgebraude zufammen, nad weldem er ſämmtliche 
zur Abwehr einer Gewalt irgendwo im Staate erforderlichen Anftalten „Bolizei‘ 
nennt, und behauptet, biefelbe fei „eine Schlingpflanze, melde alle Theile ber 
Gtaatsverfaflung, alle Theile der Staatsverwaltung umranke.“ Natürlich fait 
biefe ganze Einwendung weg, fobalb ein gefchloffener Theil der StaatZverwaltung 
(gleichviel it welcher) mit dem Namen Polizei bezeichnet wird. Da nun abe 
Ießtered der Überrwiegenbe Gebrauch in der Staatswiſſenſchaft ift, fo ift eine Be 
zeichnung ganz anderer Dinge mit biefem Worte und eine hierauf begründete 
Abldugnung einer Wiſſenſchaft ebenfo wunderlich ala verwirrend, fomit ficher vers 
werfli. 
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ad welche ber Einzelne oder ein erlaubter Verein 
in Einzelnen niht wegzuräumen tm Stande tft ®). 


$) Raum ift im ganzen Gebiete ber Staatswiſſenſchaften ein Begriff, über 
(chen fo viele Unflarheit, in folge beffen aber fo vieler Gtreit beftcht, und 
ar bis auf ben gegenwärtigen Augenblick. Beinahe fo viele verfchiedene An⸗ 
ten als Schriftfteller, fo viele Gegner als Meinungen ; alfo daß Manche auf 
e fat komiſche Weife verzweifeln, irgend etwas Haltbares und’ Vernünftiges 
Meilen zu Können. Schon Berg zählt in feinem Polizeirechte, Bd. I, ©. 4 fg., 
verfchiebene Definitionen auf, und wohl noch eine größere Zahl ift feitbem 
m gelonmen. Eine Kritik aller diefer einzelnen Verſuche anzuftellen, bürfte 
nübenb unb wenigften® zum Theile auch überflüffig fein, da fie fchon vielfach 
ſucht it, fo 3. ©. von Berg, a. a. DO. und ®b. IV, ©. 21 fg.; Butte, 
gründung, ©. 6 fg.; Henrici, Brundzüge, ©. 1 fg.; Soden, Staatspolizei, 
15 fg.; Roßhirt, Weber den Begriff, ©. 34 fg; Emmermann, Die 
aatöpolizei, ©. 74 fg.; Funk, bie Auffaflung des Begriffs der B. im vorigen 
hrhundert (Tüb. Beitfchr. f. St.:W., 1868). Im allgemeinen läßt ſich daß 
iBlingen des DVerfucheß einer richtigen Begriffsbeſtimmung auf brei Urſachen 
üdführen, von denen freilich nicht felten mehrere zu gleicher Zeit wirken, und 
ypelte und breifache Fehler veranlaffen. Die Einen geben nicht an, was Begriff 
b Zwed ber polizeilichen Thätigkeit des Staates ift, fondern fuchen nur ben 
fang derfelben zu beſtimmen. Unb zwar thun fie dieſes entweber auf negative 
fe, inbem fie anführen, was bie Polizei nicht ift, wie 3. B. Lamprecht, 
cyclopãdie, ober Drais (in ben Blättern für Culture und Polizei, 1803), 
der fle al3 ben nicht⸗gerichtlichen, nichtsfirchlichen, und nicht-finanziellen Theil 
innern Verwaltung bezeichnet, femer Morgenftern, Menſch, Vollsleben 
» Staat, Bd. 11, ©. 278 fg., welcher ber Polizei an Förderung ber Volla⸗ 
reffen zumeist, was bie Juſtiz nicht in ihren Kreis zu ziehen hat; ober fie 
en eine bloße Defcription anftatt einer Definition, indem fle eine größere oder 
nere Anzahl angeblicher Polizel:Auftalten aufführen, wie 3. B. Rößig, Lehrs 
h der B.:8., ©. 2: „PB. ift daß Ordnungsweſen (7) eines Staates in Rück⸗ 
t auf innere Sicherheit, Schönheit (9), Bequemlichkeit (9), Bevölkerung, Sitt⸗ 
keit und den Nahrungsſtand.“ Auch Rotteck, Vernunftrecht, Bb. IV, ©. 265 fg, 
mmermann, Die beutfche Polizei des 1dten Ihdrts, Eicher, Handbuch 
pract. Politif, Bd. II, S. 597 fg. gehören hierher. Nun fällt aber in bie 
gen, baß eine bloße Weflimmung des Umfanges, und follte fie auch richtig 
ı, keinedwegs einen feften Anhaltapunkt, einen oberften Grundſatz abgiebt, und 
it nicht an die Spitze einer Wiſſenſchaft geftellt werben kann. Außerdem tft 
feine Sicherheit, daß durch ſolches leitungsloſes Herumfuchen ber richtige Um: 
g wirflih errathen wurbe. — Andere machen logiſche Fehler in ihren De: 
tionen; unb zwar giebt es fowohl Solche, welche zu weite, als Solche, 
de zu enge Definitionen geben. Zu weit ift bie Definition aller Derjenigen, 
ge neben andern Beſtimmungen auch noch „die Sicherung ber Rechte“ aufs 
ren, wie biefes von fehr Vielen geichieht, fo 3. ®. von 3.3. Mofer, Landes⸗ 
eit in Polizei⸗Sachen, S. 2; von Sonnenfels, Polizei⸗Wiſſenſchaft, Tte Aufl, 
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Sn diefem Sinne aufgefaßt bildet alſo die Polizei die ganze 
Hälfte der mit einem felbitftändigen Zwecke verfehenen inneren 


&.49; von Harl; Oberndorfer; Gervais, Mittheilungen, 8b. I, ©. 116 fg.; 
u. m. "Sicherung der Nechte ift aber nicht ber Zweck ber Polizei, ſondern ber 
Juſtiz. Weberdieß leidet eine Vermifhung der Sicherung gegen rechtliche Verge⸗ 
waltigungen mit ben Anftalten gegen Naturgefahren an bem Fehler, daß ein ges 
meinfchaftlicher Grund bed Handeln? für beide Arten ber Staatöthätigfeit nicht 
befteht, fomit auch ein burchgreifender oberfter Grundſatz für bie Polizei hier nicht 
gefunden werden Fann, diefelbe nur eine anorganifche Maſſe von Geſchäften bleibt. , 
Ebenſo ift diejenige Begriffsbeſtimmung zu weit, welche die gefammte Finanzen 
einbegreift, wie Gerftäder, Bettelweſen, S. 74, thut. Bon einigen älteren, 
welche den ganzen Staat wieder in die Definition der Polizei hereinbringen, fol 
gar nicht die Rede ſeyn. Zu enge aber find die Begriffsbeſtimmungen vorerfl 
aller Derjenigen, welche nur bie „Verhütung von Webeln“ ober von „Gefahren® 
als Zweck angeben, wie von gar Vielen geſchehen ift, fo 3. ®. von Berg, 
Weber, Soben, Memel, Bülau, Barth, HA. Zachariä, Rau u.f.f. 
Run aber ift offenbar, wenigfteng wenn man biefe Worte in ihrem gewöhnlichen 
pofitiven Sinne nimmt, bad Geſchäft ber Polizei ein weit ausgedehnteres, benm 
fie bat nicht blos drohende oder bereit? vorhandene Uebel zu entfernen, ſondern 
auch für die Erreihung pofitiver Vortheile zu forgen. Scharffinnig und ergötzlich 
ift die Wiberlegung der hierher gehörigen Berg' ſchen Begriffsbeſtimmung von 
Drais (a. a. D.), in welcher nachgewieſen wird, daß auch nicht Ein Wort ber: 
felben richtig if. Nicht weniger zu enge find aber zmeitend bie Beſtimmungen 
Derjenigen, welde nur beſtimmten Kategorieen von Verhältniſſen Schutz durch 
bie Polizei angebeiben Iaflen wollen, wie 3. B. Manna thut, welder nur dem 
Staat felbft, nicht aber auch die Einzelnen, von der Polizei berüdfichtigt wiflen 
will; ober wie Stahl, weldyer nur bad Gemeinwohl, nicht aber auch das ber 
Einzelnen als Gegenftanb bes Staates, fomit auch der Polizei, angiebt. — Ein 
britter Grund von falſcher Begriffsbeflimmung ift in einer unrichtigen Anficht 
vom Staatszwecke zu fuhen. Die biebei gemachten Fehler find ſehr verſchieden⸗ 
artig, und eine Aufzählung und Wiberlegung berjelben ift ohne bie größte Weit | 
laufigkeit nicht möglih. Am häufigſten fommen die beiden Anfihten vor, daß 
ben Etaate die Vervollfommnung ber Menſchheit im Banzen ala Zweck ge: 
fest, unb baß er bloß als Rechtsanſtalt aufgefaßt wird. Die Annahme ber erfte: 
ven Meinung ſchadet namentlich den fonft ganz richtigen Anfichten von Filan⸗ 
gteri und Roßbirt. Beide nehmen ald Staatszwed die Vervollkommnung ber 
Menſchheit im Ganzen an: allein nicht nur ift dieſes Princip ein höchſt ges 
fährliches und zu Beſchönigung der größten Wilffürlichfeiten ſchon häufig miß- 
brauchte; fondern es ift auch deßhalb unrichtig, weil nothwendig das beitinmte 
Volt und feine einzelnen Beftandtheile, nicht blos die Gefammtheit, Befriedigung 
ihrer Zwecke im Staate finden müßte Wie würden fie ihn fonft ertragen ? 
Die andere unrichtige Anficht, welche befanntlich in der Kant'ſchen Schule herrfchte 
und fi in einzelnen Nachzüglern, 3. B. in Behr, bis in die neuere Zeit fort 
feßt, zwingt zu ber Auskunft, alle polizeiliche Thätigleit unter den Geſichtspunkt 
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Thätigleit des Staats; und wenn auch die Rechtöpflege, ſowohl weil 
bad Recht an fich höher fteht als der Vortheil, als weil Sicherung gegen 
Vergewaltigung die Bedingung jedes Gedeihens ift, vorangeftellt 
werben mag, jo ift doch die Polizei nicht nur weit umfangreicher 
in ihrer Thätigkeit, ſondern auch weit häufiger und unmittelbarer 
fühlbar für das Wohl ſämmtlicher Staatsgenofien. Mit der Ges 
fitigung eine? Volkes fich hebend, ausdehnend und verfeinernd mag 
fie mit Recht als das Kennzeichen der Stufe, auf welcher ein Staat 
fteht, und als die Blüthe feiner Einrichtungen betrachtet werben *). 


der „mittelbaren” Rechtöfchugmittel zu bringen, wo dann natürlich der falfche 
Zweck entweber zu verkehrten und ungureichenden oder zu folgewidrigen und un: 
zufammenhängenden Sägen führt. — Bei ber Wichtigkeit der Begriff unb Zweck⸗ 
Beſtimmung, fo wie bei ber großen Verfchiebenheit der Behandlungsweiſe ift nicht 
zu verwundern, daß eine eigene ziemlich zahlreiche Literatur über bie Feftftellung 
des Begriffes ber Polizei:Wifjenfchaft befteht. Hierher nehören: Bob, Von dem 
Syſtem ber Polizei⸗Wiſſenſchaft. Ate Aufl., 1779; Butte, Begründung eines 
Syſtems der Polizei⸗Wiſſenſchaft, Bd. I, Landsh. 1807; (Schudmann,) Veb. 
d. Princip, die Gränzen und ben Umfang ber Polizei. Leipzig, 18085 Gerſtner, 
Ueb. d. Gränze ber Polizei-Gewalt. Ingolftadt, 1817; Roßhirt, Neb. b. 
Begriff und die eigentliche Beſtimmung ber Polizei: @ewalt. Bambg., 1817; 
Emmermann, Die Staatöpolizei in Beziehung auf ben Zweck bed Staates. 
Wiesh., 1819; Schlumberger, Grundzüge bes Characters der Deconomie und 
Polizei. Rautl., 1825; Gerstäcker, Juris politiae ex uno sgecuritatis 
juriumque defendendorum principio repetiti delineatio. Lips., 1826, 4; 
Wippert, Veb. b. Begriff u. Umfang der Polizei. Ellwangen, 1828; Funke, 
Das Weſen der Polizei. Lpz, 1814; Helwing, de politise apud populos 
recentiores origine et notione. Lemgo, 1852, 4; Rau, Web. db. Begriff u. 
d. Weſen der Polizei (Tüb. Zeitiehr. f. St.:W., 1855, ©. 105 fg.). 

4) Allerdings wird diefes nicht immer anerkannt. Nicht nur bie Menge 
bat häufig eine Abneigung gegen bie Polizei, (fo ſchnell und oft unvernünftig 
fie auf der andern Seite bei ihr in allen Nöthen Hülfe fucht;) fondern auch bie 
Männer der Wiflenfchaft warnen zuweilen vor ihr, als einer Feindin der individuellen 
Freiheit, als durch unnöthige Hülfe erfchlaffend, als Dedmantel der Willkühr. 
Man ſehe 3. B. Aretin, Eonftit. Staatörecht, Bd. II, ©. 177 fg.; Zahariä, 
Bierzig Bücher vom Staate, 2te Aufl., Bd. III, ©. 296 fg.,; Eiſenhard, 
Pofitives Syſtem der Volkswirthſchaft, S. 222 fg. Dieß ift nun aber völlig 
verkehrt. Zwar mag immerhin die gedankenfaule Grundfahlofigfeit und Gewalt: 
thätigleit,, mit welcher Practifer und Theoretifer die Polizei nicht felten bands 
haben und mißbrauchen, das Rechtsgefühl empdren. Allein bei einer fo allge: 
meinen Abneigung läuft boch theils Mißverftändnig und entfchiebene Verwechs⸗ 
lung ber Pölizei mit andern Zweigen ber Staats⸗Thätigkeit unter; theild können 
jeue Vorwürfe eine richtige Lehre und eine gerechte und fich ſelbſt beſchränkende 
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8. 2. 
2) Nechtfertigumg des Begriffes. 

Diefer Auffaffung der polizeilichen Wirkſamkeit des neuzeit⸗ 
lichen Rechtsſtaats ftehen manchfache Ausftellungen gegenüber, theils 
ausdrücklich gegen fie vorgebracht, theil® aus abmeichenden An: 
fichten über dad Weſen und den Zweck des Staates ſich ergebenb, 
Eine vollftändige Aufzählung und Wiberlegung berjelben ift unmoͤg⸗ 
ih. Abgeſehen von folchen Einwendungen, welche nur auf einen 
Wortftreit hinauslaufen ), oder von einfachen Mikverjtänbniffen, 
bie alſo eine Berückſichtigung nicht verdienen; abgefehen ferner von 
unflarem Hin= und Herreben, welches aus ber Unfähigkeit zu jchar: 
fen Denken oder aus der Scheu herrührt, mit herfümmlichen Be 
zeichnungen und Eintheilungen zu brechen: würbe eine Nechtferti; 
gung des Bier zu Grunde gelegten allgemeinen Begriffe® vom 
Staate und eine Beleuchtung andermweitiger Darftelung einen ganz 


Verwaltung nit treffen. Im Begentheile muß bie Polizei, in bem Sinne ber 
Hülfsgewalt, und befchränft auf die gebührenden Fälle, nicht blos als eine not 
wenbige, fondern alö eine ſegensreiche Anftalt erfcheinen und Danf, anitatt Abs 
neigung, erweden. Ohne unmittelbare Stüße und Hülfe der Rechtspflege Tan 
ber Bürger. möglicherweife fein ganzes Leben rubig Hinbringen, nicht aber eine 
Stunde ohne fühlbare Einwirkung einer guten Polizei. Es ift baher gerabezu 
thörigt,, von bem „Polizeiftaate als von etwas an fich Verkehrtem und zu Be 
ſeitigendem zu reden, ihm ben „Rechts“ſtaat gegenüber zu flellen. Der Staat 
bat ſowohl für PVolizet als für Necht zu forgen. Man table die Polizei im bes 
fimmten Fall, wenn fie unrichtige Maafregeln trifft, 3. B. wenn fie fich in 
Dinge mifcht, welche ber Privatthätigkeit ber Bürger überlaſſen bleiben müßen, ober 
wenn fie Zwang übt, wo ein Hülfsanerbieten genügt; ebenfo wie man die Rechtk: 
pflege tabeln muß, wenn ſie ſchlecht ift: allein man erkenne an, daß die polizeiliche 
Thätigkeit des Staats an ſich gerechtfertigt und nüßlich if. Val. hierüber auch 
Bluntſchli, Allg. Staatsrecht, Bte Aufl., Bd. II, ©. 175 fg.; Medicus, 
im deutſchen Staatswörterbuch, Art. Polizei.“ 

1) Zu dieſen gehört wohl, fo weit ſich bis itzt beurtheilen läßt, namentlich 
bie Darftellung von Stein, Die Verwaltungslehre. Bd. I, Stuttg., 1865, indem 
dad, was in ben vorliegenden Syſtemen Polizei genannt if, als „Derwaltung“ 
bezeichnet werben zu wollen ſcheint, „Polizei” ober „Volizeigerwalt“ aber nur baß 
Zwangsrecht zur Durchführung des Staatöwillend. Es ift abzuwarten, ob und 
was durch dieſe neue Terminologie gewonnen wird; zunächſt bedünkt es, daß 
trotz alles überficheren wifienfchaftlichen Auftreten nur Worten Gewalt angethan 
werden wirb. e 
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unverhaͤltnißmaͤßigen Raum beanfpruchen und zu einer Material 
Kritit der ganzen philofophifchen Staatslehre fich ausdehnen. Eine 
Belanntfchaft mit ben verfchievenen allgemeinen Theorieen und mit 
ben für und gegen fie fprechenden Gründen muß bier, wo e3 fidh 
nur von ber Daritellung eines beftimmten Theile ber ftantlichen 
Einrichtung handelt, vorausgefeßt werben ). Wohl aber find bes 
ftimmte, in die Sache eingehende unb die concrete Formulirung 
anfechtende Einwendungen zu beachten, um fo mehr, als von ſelbſt 
baburch der aufgeftellte Begriff noch deutlicher hervortritt. 

1) Es ift die, freilich ſchwer begreifliche, Einwendung gegen 
bie ganze vorſtehende Auffaffung des Weſens und des Zweckes ber 
Polizei gemacht worden, daß biefelbe und ihr Zweck unzuläffiger 
Weiſe mit dem Zwecke de gefammten Staates in Verbindung ger 
feßt worben je. Das Dafein der Polizei ſei lediglich darin bes 
gründet, daß die Menfchen einer „Ordnung“ bebürfen ?). — Der 
einfache gejunde Menfchenverftand zeigt nun aber, daß jeber Theil 
der Staatsthätigkeit, welcher Art er auch fet, dem Zwecke des 
ganzen Staates nicht fremd fein Tann, fondern vielmehr zur Geltend⸗ 
machung deffelben in größerem oder Tleinerem Umfange beitragen 
muß, und bag er überhaupt feine Berechtigung nur in bemfelben 
findet, fowohl für das was er erftrebt, ala für bie dazu verwen⸗ 
beten Mittel. Eine Thaͤtigkeit des Staates, welche Teine Folge ber 
allgemeinen Aufgabe desſelben ift und nicht in deren folgerichtig 
gezogenem Kreife eine Stelle findet, wäre entweder unndthig ober 
wäre ftörend. Etwas Unnoͤthiges zu unternehmen, wäre finnlog, 
fiberdieg unrecht gegenüber von den Staatötheilnejmern, an 
welche jedenfalls, mittelbar oder ummittelbar, Anforderungen zur 
Ausführung biefes Weberflüfflgen gemacht werben würden. Etwas 
dem Staatszwecke geradezu Zuwiderlaufendes durch den Staat felbft 
einrichten oder ausführen zu wollen, wäre aber eine Sünde gegen 
9) Eine ausführliche Darſtellung und Begründung ber auch in ber gegen: 
wärtigen Schrift angewenbeten allgemeinen Lehren vom Staate finbet fi in 
meiner ncyllopäbie ber Stantöwifienfchaften (Tüb., 1859), namentlich in den 
$.$. 1—7, 11 und 12, 14, 19, 40—49. 

3) S. Zimmermann, Deutfche Polizei des neunzehnten Jahrhunderts, 
Bd. L, ©. 108 fg. 
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bie Denkgeſetze und zu gleicher Zeit eine offenbare Gefahr für den 
Staat, und zwar durch ihn jelbft veranstaltet, alfo nicht einmal 
zu befeitigen und bekämpfen. Es haben vaher alle wifjenichaftlichen 
Verfuche zu einer Bearbeitung der Polizeiwifjenichaft, wie verſchie⸗ 
den fie auch fonft unter ſich find, ausbrüdlich oder ſtillſchweigend 
an den Zweck des Staates angelnüpft, und Streit ift nur darüber, 
wie diefer Zweck zu beftimmen, und welcher Antheil an demjelben 
für die Polizei in Anfpruch zu nehmen fe. — Außerdem ift aber 
noch ſelbſtverſtändlich, daß wenn Herſtellung ber Ordnung unter 
dem Volke, und zwar burch eine Thätigkeit de Staates, nothmen- 
dig ift, fie eben dadurch fich als einen Theil der Staatsaufgabe 
erweilt. Etwas Nothwendiged muß diefer, jelbjtrebend, zu feinem 
Zweck machen. Und nicht erft bemerkt zu werben braucht noch, daß 
eine Ordnung, (wenn boch einmal biefer ganz unbeſtimmte Aus— 
druck gebraucht werben foll,) zur Herftellung eines beftimmten Zu- 
ſtandes dienen, diefer Zuftand aber einen Zweck haben muß, biejer 
Zweck fodann wieber im Staate deſſen Zwecken nicht wiberjprechen 
ſondern nur im Einflange mit denfelben gedacht werben Tann. Don 
welcher Seite alfo man auch die fragliche Anſchauung auffaßt, 
überall erfcheint fie nicht nur als falfch, fondern geradezu als 
finnlo3. 

2) Sodann wird eingewenbet, bie Unterjtübung der Lebens- 
zwecke aller Einzelnen könne nicht als Zweck des Staates aufge 
ſtellt werden, da eine jo unberechenbar ausgedehnte Thäaͤtigkeit un 
moͤglich ſei, überdieß der doch nöthige Eine Staatszweck atomiſtiſch 
in zahlloſe Einzelzwecke zerſplittert werde. Der Staatszweck könne 
nur die Förderung der geſammten Gattung betreffen und müſſe 
über dem Einzelnen ſtehen %). Hiergegen iſt Folgendes geltend zu 
machen. — Bor Allem iſt es eine gänzlich falſche Auffaſſung, wenn 
bie allen einzelnen erlaubten Beftrebungen zu gewährende Hülfe in 
ber Art gebacht wird, als mache ſich der Staat zum Gehülfen jedes 
einzelnen Bürgers, und arbeite gemeinfchaftlich mit ihm an ber Er: 
veichung jeiner Zwecke, wo es beinjelben an den Mitteln fehle. Dieß 


4, ©. Schön, in den Jahrb. für wiſſenſch. Kritif, 1833, Nro 111. 
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wäre natürlich vollfommen unmöglich, und zwar in mehr ala Einer 
Beziehung. Es handelt fich vielmehr bei ber in Frage ftehenben 
Staatöhülfe von allgemeinen Anftalten und Einrichtungen, deren 
Wirkung ſodann überhaupt Jedem zugute kommt, welcher fich in 
einer beftimmten Richtung bewegen will. Der Staat Hilft - alfo 
3. B. nicht jedem Einzelnen feine Gefundheit bewahren, fonbern er 
trifft allgemeine Vorkehrungen, welche der Gefunpheit der Bürger 
überhaupt zuträglich find; er Hilft nicht Sedem bie von ihm ge 
wünfchten bejonderen Kenntnifje zu erwerben, ſondern er errichtet 
allgemeine Unterrichtäanftalten u. dgl., deren fich der Einzelne nach 
feinem Bebürfnifje bedient ; der Staat hilft nicht die Waaren des 
einzelnen Kaufmannes nach dem von biefem beftimmten Orte brin- 
gen, jonbern er trifft Vorkehrungen, welche jedem Kaufmanne möglich 
machen fein Gewerbe zu betreiben. Wird dabei noch ind Auge ge 
fat, daß in dem geordneten Zufammenleben eines Volles ver 
Bürger nicht vereinzelt fteht und ftehen fol, fondern daß er fih 
naturgemäß durch die Geftaltung gejellfchaftlicher Kreife fchon von 
felbft an andere Gleichgefinnte und Gleiches Erftrebende anfchließt 
und baburch feine Kräfte ftärkt, wo denn ein Unterſtützungsbedürfniß 
durch den Staat ganz ober theilweije wegfällt: jo wirb begreiflich, 
baß bie Zahl der Fälle, in welchen eine Hülfe bed Staates mit 
Recht angerufen werben kann, fich bedeutend vermindert. Allerdings 
bleibt auch in diefer richtigen Anffafjung die Aufgabe des Staates 
eine jchwierige, und fie würde mit der Entwidelung der Gefittigung, 
alfo mit einer vielfeitigeren und weiter gehenden Webung der Kräfte, 
vielleicht unmöglich werben, wenn nicht eben mit diefer Ausbildung 
auch die Zahl und die Kraft der freiwilligen Vereine wachſen und 
dadurch dem Staate manche Leiftung erfpart, zum Theile eine 
früher bereits gewährte wieder abgenommen würde. — Es ift ſodann 
eine faljche Vorausſetzung, daß die Lebenszwecke der Einzelnen ganz 
verfchiebenartig außeinanderfallen und eine atomiftische und dadurch 
unbemwältigbare Mafje bilden. Die Zahl und Art der menfchlichen 
Kräfte und der daraus möglicherweife fich bildenden Lebens: 
aufgaben ift eine von der menjchlichen Natur genau gegebene und 
begrenzte. Dazu kommt, daß in einem Volke die natürliche Anlage 
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und bie gefchichtliche Entwickelung bis zu einem gewiffen Grabe 
eine Gleichartigkeit der Anjchauungen und ber Richtungen bewerts 
ftelligt. SKeinedwegd find zu berfelden Zeit und an demſelben 
Orte immer alle an fih in bie Menichennatur gelegten Kräfte 
gleichzeitig und gleich ftark in Anfpruch genommen. Dadurch wer 
ben benn auch die Yorberungen an Unterftüßung durch den Staat 
gleichartiger und zugleich geringer der Zahl nah. — Enplich kann 
nicht zugegeben werben, daß der Staat nur dad Allgemeine, nicht 
aber auch die Bedürfniſſe des Einzelnen zu berüdfichtigen habe. 
Es ift richtig, daß der organiſche Zufanmenjchluß zu einem Ganzen 
auch Bebürfniffe diefer Gefammtheit erzeugt, welche dann natürlich 
Berückſichtigung verdienen; allein deßhalb hört die Individualität 
des Einzelnen nicht auf, m ihrem Kreije berechtigt zu fein. Jedes 
einzelne menjchliche Dafein fol in feiner Eigenthümlichkeit ent 
wickelt und befriebigt werben, fonjt könnte man fich feinen bernünfe 
tigen Grund für das Leben auf der Erde denken. Eine Beſchränkung 
ber Staatsfürjorge auf die Gefammtheit heißt das Weſen des neu 
zeitlichen Rechtsſtaates volllommen verkennen und ijt ein Rückfal 
in den Staat bed Alterthums, im welchem allerdings der einzelne 
Bürger vollftändig unterging in ber Gejammtheit, und wo nicht feine 
Zwecke fondern nur die ber Geſammtheit beachtet wurden 2). 

8) Eine andere Einwendung ift, daß ed eine Verwechſelung 
von Mittel und Zweck fei, wenn als Staatszweck eine Förderung 
ber Kräfteaugbilbung geſetzt werbe. Nicht dieſe Ausbildung, fondern 
das was mit ben Kräften erzielt werben ſoll, fei ber vernünftige 
Zwed, und biefer müffe alfo auch ald Aufgabe bed Staates ange 

5) Wenn Stahl, Philofophie des Rechts, Bd. II, 2, ©. 5 fg., dem Staate 
nur zuweißt, waß Ziel ber Bemeinheit fei, indem er nur bie gemeinfame Be 
herrſchung durch Bott, erfegen fol, nicht aber bie Führung der Einzelnen durch 
Gott: jo if bieß reine petitio principii, und verdient gar Feine ernflliche Be 
achtung. Mit der Läugnung biefer Idee bed Staates und einer foldhen Ab: 
theilung ber göttliägen Vorſehung fällt auch der Grund ber Allgemeinheit beß 
Staatswedes von ſelbſt. Eine folde Läugnung ift nun aber ficherlich dem ehr 
lihen und vernünftigen Denker erlaubt; überbieß liegt die Annahme einer 
an einen Machthaber übertragenen Stellvertretung Gottes und einer Regierung 


In feinem Namen bem Rechtsſtaate nicht zu Grunde, fie kann alfo auch nicht zu 
Erllarung ſeines Wirkens verwendet werben. 
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mmen werden ). — Dieß iſt in doppelter Beziehung unrichtig. 
umal iſt die moͤglichſte Ausbildung der dem Menſchen von ber 
dur gegebenen Kräfte ſchon an und für ſich ein vernünftiger Zweck. 
ı derfelben befteht ja die Entwickelung der Perjönlichleit, welche 
ı der Zweck des Borhandenfeind auf ber Erbe beirachtet werben 
ıB, wenn man eine Fortdauer und weitere Entwidelung annimmt 
d nicht zu den gröbften materialiftiihen Säben kommen will. So- 
an aber müßte ein jolcher anberer und höherer burch bie Aud⸗ 
dung der Kräfte erft erreichbare Zweck genannt ober er wenigs 
n3 denkbar fein. Jenes ift num aber nicht gefchehen, weil dieſes 
ht der Fall iſt. 

4) Die Gleichſtellung des Staatszweckes und des menſchlichen 
benszweckes ſei unrichtig, weil der Staat nur das mit Zwang 
urchführbare ſich als Aufgabe ſetzen koͤnne, der Einzelne aber nicht 
wungen werden koönne, feine ſämmtlichen Kräfte auszubilden ”). 
Hier iſt es zunäachſt ein Mißverſtaͤndniß, wenn angenommen 
vd, es werde der Staatszweck und der Zweck bed menſchlichen 
ben? als ganz gleichbebeutend geſetzt. Der Staat umfaßt nicht 
Z ganze menjchliche Leben, und er ijt es nicht allein, burch welchen 
nichliche Zwecke unterftüßt werben Finnen, wie 3. B. bie Kirche 
weit. Es wird nur geforbert, daß auch ber Staat mit feiner 
waltigen Kraft ben concreten Lebenszweck eines Volkes nicht nur 
&t hindere, fondern vielmehr ihn ebenfalls foͤrdere, ſoweit dieß in 
nen Mitteln liege, Die beiden Zwecke find alſo feine jtch gegen 
fig deckende Begriffe, ſondern der Staatszweck iſt enger als ber 
veck des ganzen menjchlichen Lebens, und er foll dieſem dienſtbar 
n. — Dann aber ift es eine ganz willfürliche und falſche Voraus⸗ 
sung, baß der Staat nichts unternehmen bürfe, was er nicht er» 
ringen könne. Es findet hier eine offenbare Begriffeverwechjelung 
tt Der Staat ijt allerdings vielfach, zunächft zur Serftellung 
r Rechtsordnung dann aber auch nicht jelten zur Aufrechterhal⸗ 
ng allgemeiner Hülfsanftalten, zu Zwangsvorſchriften gendtbigt, und 
nn ſoll er allerdings verftändigerweile und zur Schonung feine® 

6) ©. Behr, Poligeinifiengofälehe, Bd. L ©. 15. 

7 S. Behr, a. a. O. 
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Anfehens nichts befehlen, was er nicht im Nothfalle auch durchſetzen 
kann; allein etwas ganz Anderes ift die Frage, ob er nicht auch 
für ganz freiwilligen Gebrauch Einrichtungen und Unterftügungen 
fol anbieten Tönnen, ohne daß bie zur Benützung nicht Geneigten 
dazu gezwungen würden? Warum dieß (unter gewiſſen Voraus—⸗ 
feßungen und Bebingungen) nicht follte gefchehen koͤnnen, ift ledig: 
lich nicht einzufchn, und der ganze Einwand beruht auf dem fal⸗ 
fen Grundgebanken, daß der Staat ausſchließlich eine Rechtsſchutz⸗ 
anftalt jet. 

5) &3 wird die Behauptung angegriffen, daß die Erreichung 
ber Lebenszwecke nur entweder durch Unrecht Anderer oder durch 
Unzureichenheit der Mitiel beeinträchtigt werben koͤnne. Es gebe 
vielmehr eine breifache mögliche Störung: Störung durch Menfchen; 
Störung durch die Natur; Mangel an den nöthigen Anftalteit zur 
pofitiven Förderung der Lebenszwecke. Es ſei daher auch eine brei- 
fache Richtung der Staatszwecke erforberlich, nämlich: Juſtiz gegen 
bereitö erfolgte Nechtzftörung ; Polizei gegen erjt drohende Störungen, 
jet es durch unrechtlichen Willen oder durch Naturhinderniffe; end⸗ 
lich Verwaltung oder Regierung zur pofitiven Förderung 8). — 
Dieß ift ein völlig unflarer Gedanke. Die angebliche dritte Art won 
Hinderniffen ift ja nicht? Anderes, als eben das Anerkenntniß bei 
Bedürfniſſes nach Unterftügung, wo die Einzelnfräfte nicht aus 
reichen. Der vorgezeichnete breitheilige Staatsorganismus aber wär 
ganz verkehrt, und zwar in mehrfacher Beziehung. Einmal wär 
8 hoͤchſt unzwedmäßig und wohl ganz unausführbar, die Beſeiti⸗ 
gung einer Naturkraft, welche einen Lebenszweck bedroht, anderen 
Organen der Staatöthätigfeit zuzuweiſen, als bie pofitive Forderun 
befielben Lebenszweckes, welche möglicherweife fogar durch richtige 
Anwendung berfelben Naturkraft zu gefehehen hat. Sodann können 
Belämpfungen von Unrecht und von Naturkräften nicht zufammen: 
‚geworfen werben; es kommen hier ganz verjchiedene oberite Grund 
ſätze und eben fo verjchievene Verfahrensregeln in Anwendung, wit 
weiter unten des Näheren ausgeführt werden wird. Endlich ift & 


8) Funke, Das Weſen ber Polizei, Lpz., 1844. 
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nicht nur eine willkürliche Annahme, ſondern ſogar eine (fpäter 
ebenfalls näher nachzuweijende) Gedankenloſigkeit, ohne weiteres an⸗ 
zunehmen, nur die bereit? vollendete, nicht aber auch bie erft dros 
hende Nechtöverleßung fei eine Aufgabe für Rechtspflege. — So- 
dann ift | 

6) gegen die aufgeftellte Begriffsbeftimmung vorgebracht worden, 
bie Aufgabe der Polizei könne nicht bloß in der Wegräumung von 
Hinderniffen beftchen,. indem offenbar dem Staate auch pofitives 
Handeln, die Errichtung von Anftalten, die Ausfüllung von Lücken 
zukomme 9) — Dieß ift bloßer Wortftreit. Unzweifelhaft gehören 
bie eben bezeichneten Handlungsweiſen zu den Aufgaben der Polizei, 
indem dieſelbe immer da unterftügend und ergänzend einzugreifen 
bat, wo die Kräfte der Bürger unzureichend find, alſo auch wenn 
ein pofitived Schaffen das richtige Mittel zum Ziele ift. Allein 
bieß wird keineswegs in Abrede geftellt durch. ven Ausdruck, es fei 
Aufgabe der Polizei die „Hinderniſſe“ zu befeitigen, welche der vers 
nünftigen Entwickelung der menfchlichen Kräfte im Wege ftehen. 
Ale Zuftande, welche einer folchen Erreihung der Lebenszwecke 
Ihaden, find Hinderniſſe. Es gehören aljo hierzu auch diejenigen 
Tale, in welchen der Staat eine Einrichtung felbft treffen oder 
fonft irgendwie hanbelnd auftreten muß. Kine negative Formu⸗ 
lirung des Satzes hat den Vortheil, daß dadurch polizeiliches Ein- 
greifen ausgeſchloſſen wird, wo ein Bebürfniß im Volke nicht vorhans 
ben ift. — Endlich ijt noch 

7) die Bezeichnung der Polizei ala einer Staatsanftalt deßhalb 
getabelt worben, weil die zur Förderung der Zwecke des Bürgers 
beitimmten Anftalten keineswegs ſämmtlich vom Staate ausgehen, 
jondern dergleichen Hülfe auch von untergeordneten Kreijen des Zus 
ſammenlebens und mit deren Kräften, 3. B. von Gemeinden, von 
Grundherrſchaften u. |. mw. befchafft und dann mit demſelben 
Ausdrucke benannt werden. Es bebürfe aljo entweder einer Ver⸗ 
engerung des Begriffs oder doch wenigftend eines die eigene Thätig- 
keit deö Staates genauer bezeichnenden Ausdruckes. — Die Sache 


9) Vogel, Meichn. Polizei-Wiſſ, ©. V. 
d. Mohl, Polizeiwifl. I. 8. Auflage. 2 
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tft Schr einfach. Daß in den Fleineren naturwüchfigen und zum ftaats 
lichen Organismus nicht gehörigen Lebenskreiſen durch Zufammen 
legung ihrer Kräfte manchfache Förderungen vernünftiger Zwecke 
unternommen werben, iſt unzweifelhaft, und ift Iöblich und wün⸗ 
ſchenswerth, theils weil auf dieſe Weiſe die Menſchen zu einer ſelbſt 
ſtaͤndigeren Entwickelung kommen, theils weil dann wenigere Anfor 
derungen an den Staat gemacht zu werden brauchen. Auch mag 
ed vorkommen, daß ſolche Veranſtaltungen analog mit dem Aus 
drucke Polizei benannt werden, 3. B. Polizei des Familienhauptg, 
Polizei in einem geſellſchaftlichen Verein, u. |. w. Allein alle ſolche 
Einrichtungen und Handlungen find, eben weil fie gar nicht von 
der Staatsgewalt ausgehen, kein Theil der Polizei im eigentlichen 
Sinne des Wortes, welche nur ſtaatliches Verfahren umfaßt. € 
bedarf fomit einer anderen Begriffzbeitimmung. nd audy zu einer 
anderen Bezeichnung,. weil die gewählte zumeilen mißbräuchlich aus 
gedehnt wird, ift Fein Grund vorhanden. Ohnedem würde e8 nichts 
nügen, da ja auch das neue Wort wieber faljch angewendet werben 
Bunte. Nöthig ift nur, im einzelnen alle Scharf zu unterjcheiden, 
ob eine Hülfeleiftung aus eigenem Rechte und mit eigenen Written 
von dem beftimmten Kreife des gejelligen Lebens, oder ob fie von 
ihm im Auftrage des Staated und als eine von dieſem ausgehende 
Anftalt unternommen wird. Es iſt nämlich jehr wohl möglic, 
daß eine polizeiliche Einrichtung nicht unmittelbar al ein Au 
fluß der Central-Staatögewalt erjcheint, ſondern einem untergeord⸗ 
neten Beltandtheile bes ftaatlihen Organismus, 3. B. einer Gemeinde 
als Beſtandtheil des ftaatlichen Organismus ober einer ftaatlid 
benügten Gutäherrichaft, übertragen if. In der Nalur der Sad 
ſelbſt liegt Fein Grund, welcher ſolchen Heineren Organen des Staats⸗ 
lebens die Beforgung polizeilicher Hülfe unterfagte, falls fie zur 
tüdhtigen Bejorgung die Mittel haben, zu der Anftalt jelbft aber einen 
Auftrag erhalten. Im Gegentheile kann die Weberlafjung einch 
Theiles der zahllofen polizeilichen Gejchäfte nur eine Erleichterung 
für die eigentlichen Staatsbehörben fein, während die den unter 
geordneten Organen beimohnende genaue Kenntniß der örtlichen Ver: 
haͤltniſſe manchfache Vorteile verſpricht. Auch mag es fein, baf 
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die Beforgung polizeilicher Gefchäfte zur wünfchenswerthen Befeſti⸗ 
gung und Ausbildung nothwendiger Kreife des öffentlichen Lebens 
bient 20). Nur darf freilich ber Zweck der Polizei nicht beeinträch- 
tigt werden. Somit müffen nicht nur alle Anftalten, beren volle 
Wirkſamkeit durch eine höhere Einficht beſtimmter Beamter, durch 
Steichmäkigfeit der Einrichtung und durch Leitung nach Einem Plane 
bedingt ift, dem Staate unmittelbar bleiben; fondern auch diejenigen, 
welche einen bebeutenden Kraftaufwand erfordern, mehr die Geſammt⸗ 
heit al3 die Bewohner einzelner Dertlichleiten berühren, enbfich welche 
mit anderen Staat3anftalten wefertlich zufammenhängen. Das Necht 
einer genauen Beaufjichtigung und Verbeſſerung der mittelbaren 
Tolizeianftalten ift ohmedem unzweifelhaft ?7). 


| 8. 3. 
3) Nähere Begründung bed oberſten Grundſatzes der polizeilichen Thätigkeit 
des Staates. 
a) gegränpung auf das Nothwendige. 

Aus der Begriffsheftimmung der Polizei, zufammengehalten mit 
dem Grundgedanken des Rechtsſtaates, ergiebt fich von felbft ber 
oberfte und als folcher überall durchgreifende Grundſatz der polizels 
lichen Thaͤtigkeit des Staates. 

Auf der einen Eeite nämlich ift die Freiheit des Bürgers bie 
Grundlage des ganzen Nechtöftantes, Er darf und. fol fich nad 
allen Richtungen frei bewegen, in welchen er einen vernünftigen 
Zweck verfolgen kann, auf fein Recht eincd Dritten ftößt und nicht 
gemeinfchäblich wirft. Der ganze Staat mit allen Einrichtungen 
ft nur dazu beitimmt, biefe Freiheit zu ſchützen und möglich zu 
machen. Auf der andern Seite find ber Fälle unzählige, in welchen 
eine vernunftgemäße Thätigkeit durch übermächtige äußere Hindernifie 
gehemmt, und in welchen alfo die Hülfe des Staates verlangt wird. 


10) Aus diefem Grunde fpricht denn auch für eine Gemeinde: Polizei . 
unendlich mehr, ald für Batrimonials Polizei. Letere wird ſogar, wenn 
ihre Einräumung zu einer falſchen ſtaatlichen Stellung und zur Ueberhebung einer 
bevorzugten Klaſſe führen Fönnte, gänzlich zu verweigern fein. 

11) BI Rottec, Vernunſttecht und Staatäwiffenfchaften, 8b. III, ©. 228 fg. 

x 2 ® 


hauptſächlich darin ihren Grund, daß ber Staat Dinge befiehlt und auf 
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Hieraus ergeben ſich aber folgende Sätze: 

1) Die Polizei hat da nicht zu handeln, wo ein äußere 
Hinderniß durch die Anwendung ber eigenen Kraft ber betheiligten 
Bürger entfernt werben kann. 

Meder der Staat noch der Bürger darf je von dem Grundſatze 
abweichen, daß die Befeitigung derjenigen Hinderniffe, welche der 
Einzelne genügend zu gewältigen vermag, dieſem auch wirflich über: 
laſſen bleibt. Für eine folche Beſchränkung ber öffentlichen Gewalt 
fprechen zwei triftige Nüdfichten. 

Einmal ift die Forderung zu machen im Vortheile der Ein 
zelnen. — Würde nämlich die Polizei auch dasjenige bejorgen 
wollen, was ber betheiligte Bürger das Recht und die Mittel hat 
genügend zu Stande zu bringen, jo würbe berjelbe in der freien 
Ausübung feiner Kräfte gejtört; der Staat würde ihm anftatt zu einer 
Unterftügung zu einer Befchränkung werben. Jede überflüffige poll 
zeiliche Einjchreitung ift jomit ein Verſtoß gegen den oberften Grund 
fat des Rechtsſtaates; und die jo häufig im wirklichen Leben zu befla- 
gende Gewaltthätigkeit und Unbeliebtheit der Polizei-Einrichtungen hat 
















führt, welche er dem freien Willen der Bürger und ihren freien 
Kräften hätte überlafien können, und aljo follen. Dabei ift dem 
aber Zweierlei wohl zu beachten. 

Zunächſt Teuchtet ein, dag was von bem Einzelnen gilt, aud 
von Mehreren wahr if. Un fich erlaubte Vereine von Einzelnen 
haben dafjelbe Recht, vernünftige und rechtliche Zwecke mit eigenen 
Kräften zu verfolgen, und bürfen hierin weder vom Staate gehiw 
bert noch in.ihrer eigenen Thätigfeit durch ihn erfeßt werden. Die 
gilt aber jowohl von vertragsmäßig und zu einem beftimmten ein 
zelnen Zwecke zufainmengetretenen Gefellfchaften, al3 von den natur 
wüchfigen Vergeſellſchaftungen, welche durch Gleichheit der Zuftänk | 
und Intereſſen gebildet find und den inneren Organismus eind I: 
Volkes bilden... In Beziehung auf letztere hat fowohl das praktiſche J 
Leben als die MWiffenfchaft in neuerer Zeit einen großen Fortfchrit 
gemacht. Die Annahme, daß der Staat unmittelbar aus ber Ber |: 
einigung Einzelner entftehe und aus Einzelnen beftehe, tft eine] 
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richtigeren Auffaffung ber Gejchichte und ber thatfächlichen Verhält⸗ 
aiffe gewichen. Es ift nun (wenn auch noch nicht ohne Etreit) 
beoretifch anerfannt und wird immer mehr auch im Leben geltend 
ſemacht, daß zwiſchen dem einheitlichen allumfaffenden Stante und 
ver einzelnen Perjönlichkeit eine ganze Neihe von kleineren Ber: 
eſellſchaftungen befteht, welche eine mehr oder weniger ausgedehnte ges 
neinfchaftliche Beforgung menjchlicher Lebenszwecke zum Gegenftanbe 
aben, und zwar von ber Familie aufwärts bis zu den größeren, 
um Theile ſehr ausgebehnten und dadurch mächtigen gejellichaft- 
ichen Kreifen *). Sie alle zufammen find allerdings in dem Etaate 
nbegriffen und werben burch ihn zu einem formellen Organismus 
erbunden; allein es ift einleuchtend, daß dad Zufammenlegen von 
fräften, welches theils ber Zweck theild wenigſtens die Folge ihres 
zorhandenſeins ift, ihnen die Erreichung mancher dem vereinzelten 
jürger unzugänglicher Zwecke möglich macht, ohne Beanſpruchung 
er Staatsgewalt. Inwiefern dieſe größere Selbſtſtändigkeit etwa 
uf die Rechtöpflege von Einfluß fein kann, mag bier dahin geftellt 
feiben 2). Dagegen unterliegt e3 feinem Zweifel, daß der Umfang 


1) ©. über biefe wichtige auf bie geſammten Staatewiflenfchaften Einfluß 
abende Frage meine Geſchichte und Literatur d. Staatswiſſ., Bd. I, S. 69 fg., 
reine Encyklopädie ber St.:W., S. 3 fg. Zu einer nähern Erörterung, bes 
ehungsweiſe Polemik ift Hier nicht der Ort. 

2) Es fei hier nur eine Andeutung geftattet. Wohl ausnahmslos wird itzt 
a allgemeinen Staatsrechte der Satz aufgeftellt, daß bie Rechtspflege ausſchließ⸗ 
ch die Aufgabe des Staates fei, und es iſt ganz hergebracht in deren Anordnung 
is fchönfte und höchſte Recht bes Inhabers der Staatsgewalt zu ſehen. Wo noch 
ma als Recht früherer Zuflände ein Theil der Mechtöpflege im Beſitze von 
rivaten ober Korporationen iſt, wird auf Erwerbung für ben Staat bingearbeitet 
nd die Vefeitigung einer Patrimonial: Gerichtsbarkeit und bergleiden als ein 
ieg der Sorge für gute Yuftiz und als eine Vollendung ber richtigen Staates 
ganifation betrachtet. Nur ganz vereinzelte Spuren von verfchiebenartigen Ans 
ilten, bei welchen bie Quelle einer Rechtsertheilung nicht in ber Staatsgewalt 
fucht ift, werben, ziemlich folgewidrig, zuweilen noch gebuldet, fo 3. B. Ehren: 
richte im Heere, ein Strafverfahren ber Kirchen. — Dieß Alles begreift fich 
nn auch geſchichtlich vollfommen, indem es eine Aufgabe bed Staates ber Neu⸗ 
t war, die an Lehnöträger ober felbftftändig geweſene Korporationen vergeben 
wefenen Hoheitsrechte wieder an das Staatsoberhaupt zu bringen. Es laſſen 
h ferner für eine vom Staate angeorbnete Nechtspflege viele triftige Grünbe 
& bem Gefſichtspuncte ber Unpartheilichkeit, Kenntniß, Gleichformigkeit u. |. w. 
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ber polizeilichen Thätigfeit ſehr bedeutend beeinflußt wird durch bie 
mittelft der Vergefellihaftungen gewonnenen größeren Kräfte und 
bie mittelft derfelben erlangten Unterftügungen der Einzelnen. - Der 
Etaat hat fein Recht und feine Pflicht der Unterftüßung verninf- 
tiger Lebenszwecke auf die Fälle zu beſchränken, in welchen auch bie 
vereinigten Kräfte dieſer Fleineren Kreife nicht ausreichen, fowie auf 
folhe Zwecke, weldye dieſelben ihrer Natur nach fich nicht vorſetzen 
nen. Er wird fomit eines Theiles der Leiftungen enthoben, 
welche er bei vollftändiger Vereinzelung feiner Genoffen unſtreitig 
zu übernehmen gehabt hätte Wie weit dieß geht, worauf fi 
alſo die Selbftthätigleit der Vereine zu Gunften Einzelner erftrcdt, 
kann freilich nicht ein für allemal und grunbfäßlich feſtgeſtellt wer- 
ben; es enticheiden hier die Thatfachen, welche nach Zeit und Ort, 


amführen. Sicher ift fobann, daß ber Staat in einer großen Anzahl von Fällen 
‚ allein im Stande ift, bem unrechtlichen Willen wirkſam Einhalt zu thun. Deu 
noch ift vielleicht ein Zweifel erlaubt, ob dieſer Grundſatz der alleinigen Staats: 
rechtöpflege ein fo durchaus richtiger und fi) von felbft verftehender ift, mie an: 
genommen wird. Ohne einen beftimmten Ausfpruch thun zu wollen, mag baranf 
hingewieſen werben, daß bie Trage doch bis itzt kaum fchon in allen ihren Be 
ziehungen durchforſcht if. Es ift namentlih, um nur das bier zunächſt Liegende 
ind Auge zu fallen, noch gar nicht unterfucht, alfo noch weniger überzeugend 
entfchiederi, daß die richtige Lehre von ben kleinern Organismen bed Volkslebenß 
nicht auch für bie Staatsrechtspflege won Bedeutung fei, wie dieß offenbar bins 
ſichtlich ber polizeilichen Hülfgthätigkeit der Zal if. Wäre ed nun nicht efwa 
möglih, daß ſich bei einer ſolchen Unterfuhung herausftellte, es feien Recht 
fireitigfeiten über Gegenflänbe des gemeinfchaftlichen Lebens eines ſolchen Vereins 
folgerichtig von biefem felbft zu ordnen nach feinen eigenen, vom Staate nid 
ausgehenden, Statuten ober nady feinem, dem Staate ebenfalls fremden, Gewohn⸗ 
heitsrechte? Iſt es undenkbar und mit dem Begriffe des neuzeitlichen Rechts⸗ 
ſtaates ganz unvereinbar, ben Grundſatz aufzuftellen, daß der Staat nur für bie 
jenigen Rechtsverhältniſſe auch. bei barüber entftandenen Sireitigfeiten forgen 
müße, welche er burch feine Gefetzgebung feftgeftelit Habe und feftzuftellen berechtigt 
ſei? Sind nicht etwa bie igt ſchon beſtehenden Einrichtungen der Familienräthe, 
ber bei gewißen Gerwerbögenofienfchaften beftehenben Gerichte für Streitigkeiten 
unter ben verfchiedenen Arten von Genoſſen, find nicht felbft die Handelsgerichte 
Beifpiele folder Genoſſenſchaftsrechtspflege, wenn gleich vielleicht unvollkommen, 
folgewibrig und nur inftinetmäßig getroffen? — Wie gefagt, es fol und fann 
an dieſer Stelle Feine Antivort auf biefe Frage gegeben werben; allein ſchwer 
möchte zu Täugnen fein, daß fie einer gründlichen und unbefangenen Unterfuchung 
werth iſt. 
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alfo nach dem Grade der Geſittigung eines Volles, ganz weſentlich 
verſchieden fein können. Bedeutend ift es aber in allen Fällen. 
Doch iſt dieß allerdings nicht reiner Gewinn für den Staat. Es tritt 
nämlich gleichzeitig, in Folge des anerfannten Beſtandes dieſer untere 
geordneten Vereinigungen, bie Forderung an ihn heran, fih auh 
ihrer jelbjt anzunehmen und ihnen für ihre Geſammtzwecke ſowohl 
Rechtsſchutz als nöthigenfalls polizeiliche Hülfe angebeihen zu laſſen. 
Sie find jtärker als der Einzelne, in manchen Fällen werben 
alſo ihre eigenen Mittel volljtändig augreichen; aber nicht inımer wird 
es ber Tall fein. Dabei Lönnen dann ziemlich verwickelte Verhälts 
niffe entjtehen, wie namentlich in Betreff der Gemeinden, d. 5. der 
zur Ordnung und Erleichterung ded räumlichen engeren Zuſammen⸗ 
lebend bejtehenden Geſellſchaften. Dieſelben treten, dba fie der Etaat 
unvermeiblicher Weife in den Organismus feiner geographifchen 
Eintheilungen und feiner Behörben hereinzieht, in ein doppeltes 
Berhältnig zu ihm; einmal, als Privatvereine mit ihren eigenen 
und von ihnen ſelbſt nach Belieben und Mitteln verfolgten Zwecken, 
zweitens aber als Slieber im Behörden-Organismus, welchem er 
feiner Seits Aufträge gibt, namentlich auch polizeilicher Art. Ein 
Augeinanderhalten dieſer ‚beiden Seiten der Gemeinden ift nicht im« 
mer leicht, allein wifjenfchaftlich und für dag Leben nothwendig 
Eodann aber muß bei Beſtimmung der Fälle, in welchen 

ber Staat polizeiliche Unterftüßung zu gewähren bat, wohl barauf 
Rücficht genommen werden, daß den Einzelnen (und Vergeſellſchaf⸗ 
tungen) ba eine Hülfe zu gewähren ift, wo es ihnen zwar nicht an 
den Kräften, wohl aber an dem Rechte zu eigener Beforgung ihrer 
Angelegenheiten fehlt. In diefem Falle vermögen biefelben ja ein 
unũberwindliches Hinderniß nicht zu befeitigen. Ein ſolcher Rechts⸗ 
mangel ift aber namentlich da vorhanden, wo zur Ausführung eines 
nüßlichen Unternehmens ein Eingreifen in die Nechte Dritter erfor: 
berlich ift, welches zwar wohl dem Staate, unter gewiffen Voraus⸗ 
feßungen, zuftcht, nicht aber auch den Einzelnen. So 5.8. wenn die 
Erwerbung von Privateigentbum zur Durdführung eines öffent 
lichen Werkes nöthig ift, diefe aber wegen Weigerung des Eigen- 
thümers zu freiwilliger Abtretung nur im Wege der Zwangsent⸗ 
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eignung bewerfftelligt werben fanı. Hier muß ber Staat, wenn 
er den Fall zur Anwenbung jeined Hoheitörechte® geeignet findet, 
entweder das betreffende Unternehmen jelbft veranftalten, ober er 
muß wenigftend fein Enteignungsrecht an bie betreffenden Einzelnen 
abtreten, foweit e8 zur Durchführung der Einrichtung nothwendig il 

Zweitens aber ift auch zum Nuben des Volkes und Staa 
tes dieſe Beſchränkung auf dag Nothwendige zu verlangen, und 
zwar aus verfchievenen Rüdfichten: 

Vorerſt erfordert es die Nüdfiht auf bie zahlreichen Le: 
ftungen,- welche jeben Falles dem Staate übrig bleiben, weil 
fie nur von ihm beforgt werden können. Nun kann aber jeder 
Staat, und wäre er der mächtigfte und reichite, nur über ein be 
ſtimmtes Maaß von Mitteln verfügen. Verwendet er alſo einen Theil 
feiner Mittel auf: ſolche Gegenftände, welche auch ohne ihn eben fo 
gut zu Stande gefommen wären, fo entzieht er andern Forderun⸗ 
gen die Möglichkeit befriedigt zu werden. Er verfchwenbet nutlod 
und fogar wiberrechtlih auf der einen Seite, um auf der andern 
Seite gegründete Forderungen nicht zu befriedigen 9). 

Eine zweite nicht minder wichtige allgemeine Rückſicht find 
bie mit Staatsunternehmungen häufig verbundenen größeren Aub 
gaben. Es ift zwar nicht richtig, daß die Ausführung eines Wer 
kes durch Staatsbeamte immer theurer an fich jei, indem ben burd 
den fchwerfälligern Gang ber leitenden Behörden oder burch eine 
weniger gewiflenhafte Verwendung öffentlicher Gelder bei Staat* 
unternehmungen entftehenden größeren Koften anderer Seitz leicht 
bei Privatwerfen große vertraggmäßige Vortheile für die Grün 
ber oder für die Ausführenden gegenüberftehen, die Möglich⸗ 


3) Der blofe Anblid mancher Länder, namentlid Englands, Norb:Amerika's, 
aber au, wenn fchon in minderem Grade, Frankreichs und Deutſchlands zeigt, 
welche ungeheure Unternehmungen ben Privaten, namentlich Privat-Geſellſchaften. 
mögliih find, wenn man ihnen Raum läßt, Vertrauen in fie feßt und zwei: 
mäßige Gefege in biefem Punkte hat. Wie wäre es z. B. möglich gewefen, daß ber 
britifhe Staat alle jene Eifenkahnen, Kanäle, Doden, Dampficiffe, Eilwagen x 
auf öffentliche Koften errichtet Hätte? Und wenn er ed hätte thun können, welde 
anbere nothwendige Zweige der Öffentlichen Anftalten hätten Noth leiden, oder 
welche unermeßliche weitere Laften ber Nation auferlegt werben müffen ? 
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eit eincd Betruged aber in beiven Fällen vorhanden und keineswegs 
yei einer verjtändigen und ehrlichen Staatsaufſichtsbehörde größer 
ft. Allein die Gefahr einer theurern Ausführung durch ven Staat 
ft doch anzuerkennen. Um eine beftimmte Summe verwenden zu koͤn⸗ 
ıen, ift der Staat gendthigt, eine fühlbar höhere Steuer yon ben 
Steuerpflichtigen zu erheben, weil bie Erhebungs⸗ und Verwaltungs: 
Roften auch dazu gejchlagen werden müffen. Ferner zeigt die Er: 
ahrung, daß der Staat in ber Regel feine Unternehmungen lang⸗ 
amer zu Stande bringt, ala ein Privatmann ober eine Gejellfchaft; 
a fogar, daß bie angefangenen Arbeiten oft Tange unterbrochen 
verden, ſomit ohne Ertrag liegen bleiben. Hieraus ergiebt fich 
ber ein oft ungeheurer Verluft für das Volks-Vermoͤgen, welcher 
yanz vermieden worden wäre, wenn Bürger dad Werk unternommen 
hätten, als denen natürlich alles an ber möglichit-fchnellen Beendigung 
jelegen gewejen wäre). Endlich ift nicht zu überſehen, daß Regie 
rungen leicht geneigt find, ihre Unternehmungen glänzend und mit 
angebührlicher Rückſicht auf Schönheit anzulegen, während der Pri⸗ 
yatmann nur dad Nübliche und Nothwendige thut. 

Ein dritter Grund für die möglichfte Beſchränkung ber 
Staatd-Unternehmungen tft die Unficherheit ihrer Beendigung. Eine 
Veränderung des Negenten, eines Minifterd u. |. w. zieht ein an⸗ 
vered Syſtem nach fih; andere Ausgaben find ober fcheinen drin⸗ 
jyenber; kurz das Angefangene bleibt unbeendigt. Nutzlos fteht 
zann ber fchon vollendete Theil und geht nach und nach wieder 
m Grunde; ber Zweck wird nicht erreicht; Mühe, Zeit und Gelb, 
velche auf die unvollendete Anftalt verwendet wurden, find verloren ; 
und nicht? bleibt, als allenfalls die Verwaltungs: und Beauflichtt- 


zungskoſten °). 


4) Gelbberechnungen über biefe Mehrausgaben ber Staaten f. bei Cordier, 
Hist. de la navigation intsrieure, Par., 1828. ®b. I, Einleitung, S. 34 fg. 

5) Welche Menge von unvollenbeten Öffentlichen Werten aller Ari finden 
ih 3. B. in Spanien, Stalien, Rußland, während allerwärt? mit faum nenn⸗ 
saren Ausnahmen die von Privatgefellfchaften unternommenen Arbeiten vollendet. 
ind im Ertrage find. Bol. u. A. Fix, Revue d’econ. polit., 1833, ©. 244 fg. 
Selbſt das Mißlingen bes Unternehmens einer Privatgefellfchaft ſchadet bem Volksa⸗ 
Bermögen nicht viel, weil das angefangene Werk entweber aus freier Hanb 


Ferner ift, erfahrungsgemäß, die Ausführung großer Staat 
unternehmungen in ber Pegel nur möglich mittelft entfprechens 
ber Anlehen. Wenn nun aud) von einer verjtändigen Regierung 
angenommen werben muß, daß fie mit entliehenem Gelde nur ſolche 
Werke unternimmt, welche mindeſtens bie Zinſen aus dem Anlechen, 
mittelbar oder unmittelbar, wieder einbringen: fo bleibt boch ein 
doppelter Nachtheil. Einmal ift es möglih, daß durch irgend 
welche Etörungen, 3.8. Kriege, innere Unruhen u. |. w., wenigſtend 
zeitweife der Ertrag ftodt; dann aber müffen die Zinfen doch vom 
Staate bezahlt werden, und zwar ohne Zweifel zu einer Zeit, we 
feine Einnahmen auch fonft Meiner, feine Ausgaben dagegen gefteigert 
find. Sodann fehabet dad Vorhandenfein fo großer Schuldſummen 
bem Krebite des Staated immerhin, theild wegen ber Furcht vor 
ben eben erwähnten Stodtungen, theild weil fie überhaupt bie Ein 
bildungskraft erfchreden. Der Staat kann aljo, felbft bei in der 
Regel ſich rentirenden Unternehmungen, in die Lage kommen, fpäter 
nur theurere Geld zu erhalten, ober wohl gar freditloß zu fein in 
ſchwierigen Umſtänden 9). 

Ein entſchiedener Nachtheil unnöthiger Staatsunterſtützung 
ift, ſodann, die Entwöhnung der Bürger von eigenem Unterneh 
mungsgeift und von Anftrengung. Sie werben veranlaßt, fich träge 
auf den Staat zu verlaffen; dieß aber wirkt dann auch in ben 
unzähligen Fallen, in welchen der Staat nicht eintritt und nicht 
eintreten Tann, auf das ungünftigfte auf Gebeihen und Wohl 
fand. Auch in rein ftaatlicher Bezichung ift es cine ſehr üble 


(wenn fhon mit Echaden) verfauft und nun von bem neuen Eigenthümer a 
irgend einem nüglichen Zwede möglichft fehnell verwendet wird, ober weil bie 
Eläubiger fich befielben als ihres Unterpfandes bemächtigen und ſich mm ok 
Mühe geben, es auf irgenb eine vortheilhafte Weife anzuwenden, zu verkaufe 
oder zu vollenden. | 

6) Ohne Zweifel muß biefes Verhältniß unter Anderem auch ein großed 
(wenn auch keineswegs allein und unter allen Umftänben entſcheidendes) Bedenler 
genen ben Bau von fehr ausgebehnten und zu hoben Staatsſchulden führenben 
Staatseifenbahnen abgeben. inleuchtenb ift, daß bie Probe liber das ſchließliche 
Ergebniß noch nicht gemacht ift, indem feit dem Bau und ber daburch werum 
laßten ungebeuren Steigerung ber Staatsfchulben noch Feine längere unb ticket 
Zerrüttung ber öffentlichen Zuftände eingetreten iſt. 
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Eigenſchaft eines Volkes, wenn es nicht an Selbftthätigkeit gewöhnt 
it und in jeder Noth nur von der Regierung Hülfe erwartet, 
während dieſe vielleicht felbft einer aufßerorbentlichen Unterftügung 
durch die Bürger bedürfte. 

Entlih ladet fich der Staat eine nicht nothwendige Verant⸗ 
wortlichkeit für da Gelingen von Unternehmungen auf, welche gar 
nicht ſeines Amtes waren. Namentlich auch gegenüber von Etändes 
verfammlungen wird ihre Stellung um fo fchwieriger, je zahlreichere 
öffentliche Anftalten und Ausgaben fie burchzufegen unb zu vertre- 
ten bat. Der Nachtheil zeigt fich dann leicht an einer ganz andern 
Etelle, als wo er eigentlich verſchuldet ift ). 


7) So einleuchtenb bie Nothwendigkeit ift, bie polizeiliche Thätigfeit des Staates 
auf bad von ben Bürgern felbft nicht zu Erreichende zu befchränten, fo felten iR 
bei biefer Brundfaß Far von ben Schriftftellern Über Polizeiwiſſenſchaft aufge: 
faßt und an bie Spite geftellt. Eine Ausnahme machen nur Filangieri, 
Scienza, II, cap. 9 im Eingange; Jakob, Polizei⸗Geſetzgebung, ©. 18; Roß⸗ 
birt, Ueb. d. Begriff der Polizei, S. 91 fg. Wenn aber gar Zimmermann, 
Deutſche Polizei, Bd. I, ©. 322 fg., behauptet, durch Annahme biefed Gates 
würde die Srönungserhaltung des Staates in eine Einzelwirthſchaſt ber Bürger 
und in Selbfihülfe aufgelöst werden, unb wenn er bemgemäß gerade umgefehrt 
feftftellen will, bie öffentliche Thätigkeit fei Negel bei der Ordnungserhaltung, bie 
Thätigkeit der Privaten die Ausnahme: fo liegt nicht nur, (wie bie gebrauchten 
Beifpiele zeigen,) eine Verwechslung ber Polizei mit der Präventiojuftig vor, fons 
bern ber Vorwand einer Auflöfung des Staates ift überhaupt ein ganz unbes 
gründeter. Von einer Anarchie und Aufgebung des Staates kann gar nicht bie 
Rede fein, da natürlich wo immer ber Staat eine Thätigfeit zu entwideln und 
eine Anftalt zu gründen für geboten findet, diefelde von ben Einzelnen zugelafien 
und geachtet werden muß. Daß aber Fälle folder Art, und faft in unerreihbarer 
Menge, auch bei der Feftbaltung be oben begrüribeten Saßes übrig find, unb 
ber Staat fomit reihlih vorhanden bleibt, zeigt am beften das ganze gegen: 
wärtige, unter firenger Beachtung des Grundſatzes bearbeitete Syſtem. Ein 
Fehler und ein Unglück kann ed nimmermehr fein, wenn man ben Staat 
ba nicht handeln laſſen will, wo er nichts zu thun bat, weil ed ohne ihn auch 
gefchiebt. Höchft ergäglich aber ift es, wenn berfelbe Schriftfteller in dem Gefühle 
ber Rothwendigfeit, feiner „Orbnungderhaltung” denn doch ein begränztes Gebiet 
ber Thätigkeit anweifen zu müßen, ber Polizei nachftehende Gegenſtände entziehen 
will: 1) als nicht in den Begriff der Orbnungs-Erhaltung fallend: a) bie Ehaffung 
neuer Orbnungsverhältuifie, als Sache ber oberfien Staatsgewalt; b) Gewerbes, 
Handels: und Aderbau- Angelegenheiten, für welche die „Staatswirthichaft” zu 
forgen babe; c) Verfhönerung und Annehmlichleit des Lebens, ba hier nicht bloß 
erhalten fondern gefchaffen würde; 2) als nicht übereinſtimmend mit ben ber 
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8. 4. 
b) £eiflung des wirklich Erforderliden. 


Hat ſich auf diefe Weile der Staat überflüffiger und ihm alle 
weber zuzumuthender noch gebührenber Leiftungen enthalten, fo if 
er um fo mehr im Stande, das von ihm mit Recht zu Verlangende 
zu leiften. Demgemäß fteht denn als Regel des pofitiven Wirkens 
feft, daß die Polizei die Aufgabe hat, immer dann helfend ein- 
zufchreiten, wenn die Hinderniffe, welche der Ausführung einer ver- 
nunftgenäßen, rechtlich erlaubten und allgemeiner nüßlichen Unter: 
nehmung. im Wege ftehen, von ben Einzelnen ober den betheiligten 
natürlichen Genoſſenſchaften gar nicht, nicht auf genügende Weile, 
oder nicht ohne Verlegung des Rechtes und des Gemeinwohles 
weggeräumt werben fünnen, und wenn bie nöthigen, durch feine 
noch dringenderen Bebürfniffe in Anfpruch genommenen Mittel zur 
Verfügung ftehen. — Es ift dabei aber folgendes Nähere über dieſe 
Vorausſetzungen zu bemerken: 

a) Daß die Polizei nur vernunftgemäfe Abfichten ber 
StaatZbürger zu unterftügen haben kann, wird keines Beweiſes be 
bürfen; zur Bewerfftelligung von Wiberfinnigem ift ber Staat 
nicht beitimmt. Vernunftwidrig aber Tann ein Unternehmen in 
boppelter Beziehung fein. Entweder nämlich ift der ganze Zwed 


Polizei überlaffenen Mitteln: a) die Erlaflung von Geſetzen; b) alle Begenftänke, 
welche technifche ben polizeilichen Mitteln frembe Kenntniffe erfordern, 3. ©. 
Straßenbau, Beleuchtung, Reinigung; c) Armenverforgung, ald ein Werk chrif- 
licher Liebe, höchftend der Gemeindeforge. Es ift in ber That ſchwer zu jagen, 
worüber man bier mehr ſtaunen foll, ob über bie finnlofe Willkühr, einem großen 
Zweige ber Staatsthätigfeit nur eine büttelartige untergeorbnete Vollziehnng, nicht 
aber auch das Recht und die Fähigkeit zuzugeftchen, für ihre eigene Thätigkeit Grund: 
füge feftzuftellen; oder über die Naivität, Gegenftände von ihrer Sorge auszu⸗ 
fließen, weil ihren Organen bie erforderlichen Kenntniſſe gebrechen würden, wie 
wenn e3 nicht ihre Sache und wenn es ihr unmöglich wäre, für bie erforberficen 
Kräfte zu forgen; ober bie Tiederliche Gebankenlofigleit, unflar gebachten ander 
weitigen Staatsthätigkeiten, Gefeßgebung oder Volkswirthſchaft genannt, Alles 
zuzuweiſen, was nicht ganz bequem erfcheint und worüber man nicht nachfinnm 
ober fi Kenntniffe erwerben will. Das ganze Z'ſche Werk ift ein Höchft beleh⸗ 
render, aber freilich nicht gleich erfreulicher, Beleg bafür, daß Niebrigfeit ber 
Anſchauung auch wiſſenſchaftlich unfähig macht. 
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deſſelben wiberfinnig und unmöglich; oder aber ftehen die zur Aus⸗ 
führung nöthigen Mittel in feinem Verhältniſſe zum Ergebniffe, 
jet es, daß überhaupt menjchliche Kräfte das Ziel gar nicht erreichen 
fönnen, fei e8 daß die Wichtigkeit und der Nuten bed Ergebniffes 
in feinem Verhältnifje zu den aufzumendenden Mitteln fteht %). 
Der letztere Umftand kommt aber wieder in boppelter Beziehung in 
Betracht. Einmal ald Grund der Unterlaffung von unverhältniß- 
mäßig läftigen, wenn ſchon an fich nicht geradezu nußlofen, Maaß- 
regeln. Leicht Tann etwas angeorbnei werben, was ben Bürger ſehr 
beengt oder beunruhigt, ohne daß der Zweck, auch wenn er voll: 
ftändig erreicht wird, irgend des Verluſtes oder Verdruſſes werth 
iſt. Zweitens aber als Rechtfertigung einer Hülfe in ſolchen Fällen, 
wo zwar der Nutzen des Einzelnen, welcher eine gewiſſe Anſtalt 
gebraucht, ſehr gering im Vergleiche zu den Koſten oder Beſchwerden 
derſelben iſt, dagegen aber die Zahl dieſer Benützenden ſo hoch 
ſteigt, daß die Geſammtſumme des Vortheiles hierdurch in ein rich⸗ 
tiges Verhältniß Fümmt ?). 

b) Nicht minder Mar iſt, daß bie Polizei nur mit dem Rechte 
übereinftimmende Plane durchführen darf. SHeilighaltung 
alles Nechtes ift der erſte Grunbjag in einem Nechtöftante; dop⸗ 
pelt jo, wenn es fich nicht von Einzelnen, fondern von ber Ge: 
jammtheit handelt. Aber auch die wahre Staatöflugheit verlangt 
ed. Je ficherer ber Bürger feine Rechte fogar gegen Staatsein⸗ 
griffe weiß, deſto geneigter wird er fein, biefelben zu nüßlichen 
Unternehmungen anzuwenden. sin umgekehrten Falle zieht er fich 
und das Seinige zurüd, verbirgt es nutzlos und unangewendet. 
Der augenblickliche Vortheil, welchen vielleicht die Ausführung eines 


1) Ein Beifpiel gänzlihen Wiberfinnes wäre bie Errichtung von Lehrftühlen 
der Gabbala oder Aftrologie; Widerſinn wegen abfolut unzureichender Mittel wäre 
bie Ebnung eines ganzen gebirgigten Landes; Widerfinn wegen verbältnigmäßig 
unbebeutenden‘ Ergebnifieg bie Erbauung von Straßen, Brüden, Kanälen, 
wo gar Fein ober nur ein geringer Verkehr it, unb auch Teiner durch bie Ers 
bauung ſich bilden wird, ober bie Errichtung theurer Lehranftalten, welche Ries 
mand benüten kann unter vorliegenden Umftänden, Ankauf fehr theurer Kunſt⸗ 
und Lurus:Gegenflände u. ſ. w. 

2) Die Erbauung einer toſtſpieligen Brüde bei einer großen Stadt, 
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rechtöwibrigen Unternehmens oder bie Anwendung eine rechtswi⸗ 
drigen Mittelö verfprechen würbe, wirb fomit auch für den Staat 
hundertfältig aufgewogen durch die Furcht, welche die Rechtöver- 
letzung weit und breit cinflößt. 

c) Daß bei einem gleichzeitigen Zufammentreffen verfchiebener 
Unterjtüßung2bebürfniffe die wichtigeren und dringenderen 
vorgezogen werben, wenn die verfügbaren Mittel nicht alsbald die Be 
friedigung aller geftatten, ift ein Gchot des gefunden Menfchenverftan- 
bes. Die Regierung aber iſt es, welcher die Abwägung zuftcht, 
tbeil3 weil nur fie bie Geſammtheit der Berürfniffe überficht, theils 
weil fie die Verfügung über die Mittel und die Verantwortlichkeit 
für ihren richtigen Gebrauch hat. Mitwirkung von Volksvertretun⸗ 
gen wird zur Aufklärung der Verhältniſſe allerdings beitragen. 
Allgemeine Grundſaͤtze zur Feftjtellung der relativen Wichtigkeit aller 
möglichen polizeilichen Maaßregeln laſſen fich nicht wohl aufftellen, 
‚da zu vielerlei Erwägungsgründe im einzelnen Falle ind Spiel 
fommen können; doch kann wohl als in ber Regel zutreffend auge: 
nommen werben, daß bie Erhaltung der Gefundheit und des Leben? 
ber Bürger allem Andern vorgeht, weil dag Leben die Bebingung 
der Erreichung ſämmtlicher menjchlicher Aufgaben ift; ſodann daß 
die Förderung geiftiger Zwecke an fich wichtiger ift, als die ber 
wirthichaftlihen. Bon großer Bedeutung wirb auch immer hie Er- 
wägung fein, ob ein beſtimmter Zweck ohne Staatähülfe wenig 
ftend theilweife vor der Hand erreicht werben kann. — Weniger 
augenfällig richtig mag der Sab erjcheinen, daß der Staat nur bei 
allgemeineren Bedürfniſſen Hülfe zu Ieiften habe. Es 
möchte nämlich ſcheinen, als habe jeder Bürger für feinen Beitrag 
zur Staatögewalt dad Hecht, in allen feinen vernünftigen und 
gerechten Unternehmungen Unterſtützung zu verlangen, auch wenn 
dieſelben blos ihm oder Wenigen nügen. Allein eine Beſchränkung 
ift Hier unabweisbar. Es Tiegt nämlich vor Augen, daß der Etaat 
ganz außer Stand ift, mit dem ihm zugemefjenen Maaße von Mit 
teln jedes bloß für den Nutzen des Einzelnen berechnete Unterneh 
men zu unterjtügen. ine Meine Anzahl, welche fich mit ihren 
Forderungen zuerft gemeldet hätte, würde leicht alle Zeit und Kraft 
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bed Staates verjchlingen, jo daß nicht nur für fpätere gleichartige 
Verlangen, ſondern auch für dad allgemein Nützliche und Noth- 
wenbige nichts übrig bliebe. Häufig würben fich fogar diefe For: 
berungen gerabezu wiberjprechen. Endlich läßt ſich auch behaupten, 
daß bie allgemeine Staatskraft nur zu allgemein Nütlichem ver- 
wenbet werben darf. Bon felbit verjteht fich jeboch, daß cin Un⸗ 
ternehmen, um einer polizeilichen Hülfe würdig zu fein, nicht gerabe 
allen Staatzbürgern nüßlich zu jein braucht; nur nicht blog in- 
bivibuell darf e8 fein. Das Uebrige iſt dann Sache der Schätung, 
ob dag Mittel im VBerhältniffe zum Zwecke jtehe °). | 

d) Als die Kräfte ver Einzelnen überfteigend find folche 
Vorkehrungen zu betrachten, weldye mit den wirtbichaftlichen, ben 
intelleetuellen, den Eörperlichen ober den fittlichen Kräften der Eins 
zelnen ober der betreffenden Vereinigungen im Mißverhältniſſ e ſtehen. 

a) Am einfachſten und am leichteſten zu beurtheilen iſt das 
Verhaltniß, wenn es ſich von einem Mangel an Vermögen handelt. 
Hier bedarf die Nothwendigkeit einer Unterftügung feines weiteren 
Beweifed. Sm Uebrigen ift allerdingd Mangel an zureichendem 
Bermögen eine ganz relative Thatfache. Eine beftimmte Höhe ber 
Summe, bei deren Bebürfniß zu einem nüblichen Zwecke eine 
Unfägigkeit als vorhanden anzunehmen, fomit eine Verbindlich 
keit zu polizeilicher Hülfe begründet wäre, läßt fich im Allge- 
meinen nicht feſtſtellen. Die Leiſtungsfähigkeit ift verſchieden je 
nah dem Vermögen der Betrcffenden und nach den fonit an fie 
gemachten Anſprüchen; auch kann fich diefelbe in verſchiedenen Thei⸗ 
len befjelben Landes und zu verfchiebenen Zeiten ſehr abweichend 
darſtellen. Es ift jomit nody.fein Grund zu einer Forderung an 
die Polizei, daß dieſelbe die nämliche Leiftung zu anderer Zeit oder 
an anderem Orte übernommen hatte. Nur wenn die Verhältniffe 


8) Allgemeiner nütlide Unternehmungen, wenn ſchon nicht allen einzelnen 
Bürgern nütli, find 3. B. Erbauung von Landftragen unb Kanälen in ges 
eigneten Gegenden; Errichtung von Univerfitäten; Anlegung öffentlicher Bücher 
fammlungen. Dagegen wären die Unterftüßung bes einzelnen @ewerbtreibenden 
wit.Rapitalien, die Bültung bes Einzelnen auf öffentliche Koften ohne Öffentlichen 
Zweck, bie Anlegung einer koſtbaren Maflerleitung für ein geringes ober kleines 
Gut, u. |. w. Beifpicle unerlaubter Unterſtützung bes Einzeln⸗Vortheiles. 
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der Einzelnen im Wejentlichen gleich find, ift auch die Verpflichtung 
bed Staates diefelbe. Ferner ergiebt ſich daraus, daß bie polizci- 
liche Hülfe keineswegs immer in der Uebernahme einer ganzen 
Maafregel auf den Staat zu beftehen braucht, ſondern oft aud 
ein bloßer Beitrag, vieleicht ſelbſt nur ein Verjprechen für ben 
Tall der Noth, z. B. die Uebernahme einer Zinjengewährleiftung, 
ausreichen Tann. Der Staat hat alfo in jeden einzelnen Yale zu 
überlegen, mit welchem geringjten Opfer, bei gleichmäßiger Erreichung 
des Zwecks, ber Unfähigfeit der Einzelnen nachgeholfen werben 
Tann *). — Namentlidy ift aber ind Auge zu faffen, daß ein unüber 
fteigbares wirthſchaftliches Hinderniß in ber erſt fpät eintretenden 
Ertragfähigkeit eincd Unternehmens Tiegen kann. Nicht felten ver- 
fpricht nämlich ein ſolches reichlihen Gewinn zu tragen, und viel 
leicht ſogar won hoher Wichtigkeit für dad gefammte Volkswohl zu 
werben: allein nicht gleich im Beginne, fondern erft nach einer 
Reihe von Jahren. Sit bier nun auch die Anlage durch Private 
nicht an fich unmöglich, jo wir fie ed doch dadurch, daß die Mei- 
ften einen früheren Zinjenbezug aus angelegten Kapitalien bedürfen. 
Unter folchen Umftänden kann eine polizeiliche Hülfe ganz an ber 
Stelle fein 9). 


4) Solche theilweife Staatzunterflüßungen find namentlich in ber jüngften 
Zeit in manchem Staate in großem Maaße und mit fihtbarem Erfolge bewilligt 
worben, und zwar in ber verfchiedenften Form. Bald wurde einer Actiengefell 
haft zu Erbauung eines Kanales, einer Eifenbahn, Brüde u. f. w. eine Summe 
als Beitrag geſchenkt; bald eine ſolche Summe nur als Darlehen gegeben, jedoch 
unter günftigen Bedingungen, entweber ganz unverzinzlich, oder gegen geringe 
Zinfen, mit Geftattung ratenweifer Rüdzahlung; bald nur eine Zinſengewähr⸗ 
leiftung für ben Notbfall übernommen; Altes biefes oft umentgelblich, oft gegen 
wenigftens mögliche Gegenleiftungen. Ein allgemeines Urtheil über diefe Maaß— 
regeln ift nicht möglih; nur möchte behauptet werden Tönnen, daß bie Zinſen⸗ 
gewährleiftungen das Wenigfte für fi haben, in fo ferne fie, in ber Negel menig: 
fiens, für ben Staat nur Verlufte und Ausgaben, nicht aber leicht einen Gewinn 
in Ausfiht ſtellen; außerdem aber die verfprochene Leiftung in Zeiten nothwenbig 
werben Tann, in welchen die Staatskaſſe zu einer ſolchen außerordentlichen und 
unvorhergefebenen Ausgabe am wenigften im Stande ift. 

5) Veifpiele diefer Art find: Kanäle, Eifenbahnen, Hafenanlagen, Waarens 
Niederlagen, welche erſt einen Verkehr herbeiziehen follen; bie Anpflanzung von 
Hochwaldungen; weit ausſehende Austroknungs⸗-Verſuche, u. f. w. — Wichtig 
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P) In manchen Fällen erforbert bie zwedimäßige Entwerfung 
und Durchführung einer Unternehmung ein Maaß von Einjicht 
and tehnifhem Geſchicke, welches Private nicht mit Sicher: 
heit zu beichaffen und zu erhalten vermögen, während es bem 
Staate in feinen Beamten zu Gebote ſteht. Wenn alfo hier auch 
die materiellen Mittel von Privaten aufgebracht werben könnten, 
jo ift es dod Sache des Staate, dad Ganze zu übernehmen. Von 
ſelbſt verfteht fih, daß der Bildungsgrad eines Volles in biefen 
Beziehungen einen großen Unterfchted macht; je tiefer derſelbe fteht, 
befto Leichter fteht die Regierung geiftig höher °). 

y) Nur felten wird es für Privatunternehmungen an ber Her- 
beifchaffung ber zur Durchführung nothwendigen körperlichen 
Kräfte fehlen. Wenn es an den wirthichaftlihen Mitteln nicht 
fehlt, kann in der Regel die nöthige Zahl von Arbeitern Teicht be- 
ſchafft werben, und ift e8 dann Sache ber Unternehmer, bie ent- 
fprechenden Anerbieten zu machen. Doch find Fälle allerbings 
denkbar, in welchen nur der Staat die nöthige Arbeiterzahl über: 
haupt oder wenigften? in ber erforberlichen Schnelligkeit herbei- 
Ihaffen kann, namentlih durch Verwendung von Militär. So 
3.2. in fehr menjchenleeren Gegenden ober bei einer plößlich gegen 
ein Naturereigniß nötbigen mafjenhaften Hülfe. Es Tann fich aljo 
begeben, daß man mit Recht eine Lieferung körperlicher Kräfte von 
ihm verlangen Tann, wobei dann freilich zu erwägen fein wird, ob 
er befugt ift, die unter feinem Befehle Befinblichen zu einer Arbeit 


Bemerkungen über biefen Gegenſtand macht Navier in ben Annales des ponts 
et chaussees. 1832, 9. 1, S. 12 fe. 

6) Die Anlagen von Fabrifen, die Einführung neuer Gewerbe, ber Betrieb 
von Bergbau Tann, je nach ben Umſtänden, hierher gehören; jeden alles aber 
bie Gründung wiſſenſchaftlicher Lehranftalten höherer Gattung u. dgl. Im Uebri⸗ 
gen ift ber Mangel an züreichenden auch Privaten zur Verfügung ftehenden 
Kräften wenigftens für fchwierige technifche Unternehmungen durch die Verbreitung 
der technifchen Unterricgtsanftalten fehr viel feltener geworden, als bieß früher 
der Fall war, indem die zahlreichen Zöglinge derfelben keineswegs alle im Staats⸗ 
bienfte Unterfommen finden Fönnen ober wollen, fomit auch Private und Gefell: 
ſchaften weit leichter ſich vollftändig ausreichender geiftiger Kräfte verfichern können. 
Die, in andern Beziehungen freilich beklagenswerihe, fchlechte Bezahlung ber 
meiften öffentlichen Beamten ift in biefer Beziehung wenigſtens ein Vortheil. 

v. Mohl, Ppolizeiwiſſ. I. 8, Auflage, 3 
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der fraglichen Urt zu verwenden, und ob der nächſte Zweck ihrer 
Bereithaltung im öffentlichen Dienft cine ſolche anderweitige Be: 
nügung gejtattet. Won felbft verftcht fich, daß die Nothwendigkeit 
einer Arbeiterftellung noch keineswegs auch die Verpflichtung ober 
- Berechtigung für den Staat zur Folge bat, dad ganze fraglide 
Werk auf feine Rechnung zu übernehmen und zu behalten. 

6) Mangel an fittlicher Kraft wird vorhanden fein, wo es 
am Muthe zu einem Unternehmen fehlt, zu welchem fonft alle Bes 
dingungen vorhanden find. Dieß kann namentlich bei der Neu 
heit einer Maaßregel der Fall fein. Das Unbekannte fchredkt zu 
weilen Einzelne und jelbjt Vereine zurück, obgleich der Nutzen 
an fich außer Frage if. Wenn bier Belehrung bei der Menge 
nicht zum Ziele führt, die Sache ſelbſt aber unzweifelhaft und zu 
gleicher Zeit dringlidh ift, jo mag immerhin der Staat durch ein 
Beilpiel Vertrauen erwecken. Doc wird dieß immer mur in be 
fonderen Ausnahmefällen fein können und fein dürfen, damit nic 
Trägheit und Unentjchloffenheit gefördert werden. Auch iſt es kei⸗ 
neswegs nöthig, dag er, wenn die wünjchenswerthe Nachahmung 
eingetreten ift, daS Begonnene auch immer fortfeße 7). 

e) Aufgabe der Polizei ift Befeitigung der äußern Hemmniſſe. 
Unvernünftig wäre es aljo, fich bei einer an und für fich zu 
einer StaatZunterftügung eignenden Unternehmung durch einen er 
fin unvollftändigen und unzweckmäßigen Verſuch, we 
hen etwa ein Einzelner unternahm, von einem Eingreifen abhalten 
zu laſſen. Bet gleicher Befähigung geht allerdings das Recht de 
. Bürgerd dem bed Staates vor; nicht aber darf eine Unfähigfel 
des Einzelnen die Machtvollkommenheit der Gefammtheit befeitigen, 
und eine nügliche Vorkehrung deßhalb ganz und für immer unter: 
bleiben, weil fie zuerft fehlerhaft angefaßt worden if. Aus einen 
anfänglichen Scheitern geht mit Nothmwendigfeit nur eine doppeh 
genaue Unterfuchung der Möglichkeit der Sache bei verftänbiger 
Betreibung hervor. 

— — — 
7) Hierher gehörige Fälle find: Feuerverſicherungsgeſellſchaften, Sparkafker 
Felderzuſammenlegung, Anlagen zu künſtlicher Wiefenwäflerung. 





f). Die Bedingung der Verträglichkeit mit dem Gemein: 
Le ift von jelbft einleuchtend, indem ed offenbar wiberjinnig 
, wenn man einem Einzelnen oder verhältnigmäßig Wenigen 
Befugniß einräumen wollte, ihren Vortheil mit Vernichtung des 
beiled Aller zu erreichen. Falls zwei Vortheile unverträglich 
einander find, gebt der wichtigere vor; wichtiger ift aber im- 
ber der Geſammtheit. Nicht einmal eine wahrfcheinliche Be⸗ 
ung des gemeinen Nutzens burch ein Privatunternehmen Tann 
(det werden. Sollte alſo ein folches Vorhaben an ſich bedenk⸗ 
ericheinen, ein Schubmittel aber entweder gar nicht denkbar, 
richeinlih unwirkſam, oder endlich mit unverhälinigmäßigen 
en verbunden fein, jo muß jenes ganz unterbleiben. Wenn aber 
genügenbes Mittel diefer Art aufgefunden werben Tann, hat 
wenigftend der zur Ausübung feines Rechtes entſchloſſene Pri⸗ 
den aus demſelben jich ergebenden Folgen und ben etwa wegen 
Iben nöthig werdenden Beichränfungen zu unterwerfen 9%). — 
cherlei Beſtrehungen Einzelner dem Gemeinmwohle thatfächlich 
ritreben koͤnnten, läßt ich im Allgemeinen natürlich nicht auf 
m; doch tft ein Punkt jeden alles hervorzuheben. Cine wes 
iche Bedingung des Gemeinwohles ift die Erhaltung der Ein- 
und Selbitübereinftimmung des Staates. Derſelbe faßt das 
ksleben zu einem organiſchen Ganzen zuſammen und es koͤnnen 
r ſeine Theilnehmer, ſeien es nun Individuen oder ganze ge⸗ 
chaftliche Kreiſe, nichts vornehmen, was das Weſen dieſes Or⸗ 
mus ftören würde Ein entſchiedenes Begehren ſolcher Art 
de fie unfähig machen zur Theilnahme an dieſem Staate, und 
mer Tann derſelbe dergleichen felbft unterftügen. Dieſer Satz 
et aber eine beſonders wichtige Anwendung bei genofjenjchaft- 





8) Vrgl. Edinb. Review, Nr. 128, ©. 423 ber Parifer Ausg. — Ein 
: feltener und fehr bedenklicher Zall bes Zufammentreffens ber Privatthätigkeit 
bem Gemeinwohle entfteht namentlich dann, wenn der erfle Unternehmer 
tHatfächliches Monopol erhält, (wie 3. B. bei einer Eifenbahn, einem Kanale, 
w.). Hier if wo möglich Webernahme des Ganzen auf den Staat, folglid 
tgeftattung bed Privatunternehmens, zu verlangen. Erſcheint dies als un- 
fh, fo muß wenigſtens dem Staate das Recht zur Vornahme ſchützender 
immungen unb zur Abſtellung alles Mißbrauches und Unfuges zuftehen. 
3 ® 
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lichen Geftaltungen, welche nicht felten über bie Gränzen Eine 
Staates hinausgehen und ihren Mittelpunft vielleicht in einem 
weit entfernten Lande haben. 

g) Die Aufgabe des Staates, polizeiliche Hülfe zu leiſten, ift 
objectiv begründet, das heit die Pflicht, fie zu erfüllen, ift bebingt 
durch das thatfächliche Vorhandenfein oder Nichtvorhandenfein ver 
Verhältniffe, welche eine ergänzende Thätigleit der Gefammtheit ald 
nothwendig und als möglich erjcheinen laffen. Hieraus folgt aber 
zweierlei. — Einmal, daß die Aufgabe für den Staat befteht, auch 
wenn zufällig etwa ein Verlangen nicht geftellt ift, im übrigen aber 
alle Bebingungen vorhanden find. Die Erfüllung des Staat 
zweckes darf nicht abhängen von ber zufälligen Trägheit, Einſichtsloſigkeit 
oder Unklarbeit Einzelner. Somit kann und fol die Polizei thätig fein, 
fobald fie fich von der Zweckmäßigkeit oder gar von der Nothwenbigfeit 
einer Maaßregel überzeugt Bat; und es mag ihr nur zum Ruhme ge 
reichen, wenn fie mit richtiger Einfiht dem Bewußtſein ber Bürger 
poraneilt. In wieferne aber in einem jolchen Falle ein Zwang zur 
Benützung eintritt ober ob dieſe in ben freien Willen geftellt wer 
‚den muß, ift eine Frage für fich, welche überhaupt für alle Polizei 
maaßregeln zur Beantwortung fteht. ©. unten, $. 6. — Zweitens 
folgt, daß der von einem Bürger erhobene Anſpruch auf eine Hülfe 
zwar immer ein mehr ober weniger beachtenswerthes und ein zu unter: 
ſuchendes Anzeichen eines Beduͤrfniſſes, aber keineswegs ein gegen 
ben Etaat, etwa im Wege einer Klage, geltend zu machendes Recht 
iſt. Selbſt wenn in dem einzelnen Falle Nützlichkeit und Unzu⸗ 
reichenheit der Kräfte erwiejen wäre, entjtcht noch nicht unbedingt 
eine Pflicht des Staates, indem immer noch Bebingungen ber Ge 
 währung fehlen können, namentlich die Allgemeinheit bed Bebürf: 
niſſes und die Verfügbarkeit von Mitteln. Ueber das VBorhandenfein 
ber richtigen Verhältniffe entfcheidet nun aber nur ber Staat ſelbſt. 

Dem bisher Ausgeführten gemäß ift es als der nach negativer 
ſowohl als pofitiver Seite entwicelte oberfte Grundſatz des polizei: 
lichen Handels anzuerkennen: daß der Staat immer dann, aber auf 
nur dann, einzujchreiten hat, wenn der Erreichung eines vernunfts 
gemäßen, rechtlich-erlaubten und allgemeiner näglichen Unternehmen) 
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7 äußere Hinderniſſe in den Weg ftellen, beren gänzliche ober 
edimäßige und wirffame Hinwegräumung für bie Privaten unmög- 
h wäre. | 


8. 5. 

4) Beftkellung der Gruubfäße, wie bie Polizei zu Handeln hat. 

Kaum minder wichtig als die Beantwortung ber Frage, wann 
: Etaatd:Polizet handelnd aufzutreten habe, ift die Feſtſtellung 
gemeiner Grundſaͤtze darüber, wie fie das ihr Obliegenve thun 
I. — Auch Hier laſſen fih die zu ftellenden Forderungen zum 
yeil befjer auf negative, andere dagegen genauer auf poft- 
ve Weile ausbrüden. 

1. Negative Forderungen. 

1) Aus dem in $. 3 Entwickelten geht vor Allem ber Grunde 
3 hervor, daß die Polizet ſich auch in ber Art der Ausführung 
3 an fih Zuläßigen und Geforberten auf dad Nothwendige 
 befhränten, mit andern Worten, daß fie nicht zu viel 
‚ regieren habe. Eine allzugroße Thätigfeit im Einzelnen hat 
: beiden Nachtheile unndthiger und fomit unerlaubter Befchräns 
ng der Bürger, und nachtheiliger Zerfplitterung ber verfügbaren 
taatskraͤfte. Es muß daher 

a) derjenige Theil polizeilicher Einrichtungen, welcher in der 
mptfache und nachdem der leitende Grundſatz vom Staate feftges 
Mt iſt, als genügend von ben Kinzelnen ausführbar ericheint, 
fen überlaffen bleiben ohne unmittelbare! Eingreifen von Seiten 
: Behörden. Nur wenn ber Jufammenhang und bie Folgerichtig: . 
t des Ganzen ed erforbert, hat ed der Staat volljtändig zu 
ernehmen ?). 

b) Wenn der Zweck im Wefentlichen burch gewiſſe Maaß⸗ 
veln erreicht werben Kann, die äußerſte Echärfe der Vollzichung 
er nur durch fo zahlreiche, fo theure oder fo läftige Einrichtungen 


1) Beifpiele: die Erforfchung der wirflichen Neuheit der Erfindung bei Pas 
ten; Anftellung ber nöthigen Lehrer und Lehrcurſe auf Univerfitäten, bagegen 
r Lernfreiheit für die Einzelnen. Weberlaffung der ganzen Briefbeförberung 
ben Staat, auch wenn auf einzelnen Strecken Brivatanftalten beftehen Tönnten. 
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gu bewerkitelligen iſt, daß der Nuten mit ben Mitteln in Teinem 
vichtigen Berhältniffe ftcht, fo Hat man fich mit ber ungefähren 
Bewerkitelligung zu begnügen *). 

2) Unterlaffung unndthigen Aufwandes. Deffent⸗ 
liche Anftalten follen allerding? auch in ihrer äußeren Erfcheinung 
anftändig und mit Geſchmack, jeden Falles tüchtig und je nach dem 
Zwecke dauerhaft fein. Eben jo darf cd an ber zur Vollziehung 
erforberlihen Menſchenzahl nicht fehlen. Allein jebe überflüffige 
und doch Loftfpielige Zierde ift zu unterlafien, eben ſo jede An 
ftellung von unndthig zahlreichen, zwecklos hochgeftellten ober übers 
mäßig bezahlten Dienern °). 

3) Eine Polizeieinrichtung darf feine ſolche Theile enthalten, 
zu deren Durchführung gewiffe fittlihe oder intellectnelte 


Zuftände der Menge unerläßlich find, fall auf deren Vorhan- 


benfein im einzelnen Falle oder im beftimmten Lanbe nicht mit 
Sicherheit zu rechnen ift. Es iſt dabei gleichgültig, ob biefe Ju 
ftände eigentlich vorhanden fein jollten, und ob die Wirkungen ver 
in Frage ftehenden Einrichtung an fich zuträglich wären. Vielmehr 
muß in ſolchem Falle entweber, wenn es erreichbar fcheint und im 
Berhältniffe zum Zwecke fteht, vor allem auf bie Herftellung ber 


erforberlichen geiftigen Borbebingungen hbingearbeitet und dam 


erſt die betreffende Einrichtung getroffen werben; ober aber 'hat 


ber Staat den fraglichen Theil der Mafregeln ebenfalls felbft zu . 


beforgen *). 

II. Bofitive Anforderungen. 

1) Die Polizei-Anftalten müffen in ihrem Zwecke und in 
ihren Mitteln dem Sittengejege entfpredhen. Der Rechtsſtaat 


2) Quarantäne gegen unverbächtige Länder; 2te, Ste Zol-Linien oder Unter 
ſuchung der Perfon, augenfcheinlichen Neifegepädes; blos formale Controle ber 
Beamten. 

3) Lururidfe Staatsbauten, 3. B. monumentale Bahnhöfe, unndthig breit 
Chauffeen; zu viele Gensdarmerie: Dffiziere. 

4) Aufftellung von Eonftables bei einem blos an phyfifhen Zwang gewöhnten 
Bolfe; Beſetzung öffentlicher Aemter durch Volkswahlen bei noch großer Robheit 
ber Menge; Unterlaffung eines Theild ber Armenpflege an bie Privatwohlthätig 
feit, wenn für ſolche kein lebendiger Sinn befteht. 


bat allerbing® nicht bie einzige und wefentliche Aufgabe, die Sitt⸗ 
lichkeit in allen menjchlichen Beziehungen zur Durchführung zu 
bringen. Dagegen Tiegt ihm od, auch die Ausbildung ber Sittlichfeit 
zu fördern, wie bie jeder andern geiftigen Eigenfchaft, wenn es 
einer Hülfe von feiner Seite dazu bedarf und fich taugliche Mittel 
fürden laſſen. Nun würbe aber theild das Beiſpiel einer von ihm 
ſelbſt gegebenen Unfittlichkeit beſonders ſchädlich wirken; theils müßte 
es bem Erfolge aller feiner Anftalten zur Sittlichkeit entgegentreten, 
als welche nun lediglich den Unfchein von Heuchelei oder Willtühr 
erhielten °). 

2) Aus denſelben Gründen, welche ber Polizei hinfichtlich des 
Gegenſtandes ihrer Maaßregeln Achtung des Rechtsgeſetzes zur 
Pflicht machen, hat fie derjelben auch bei der Art der Ausführung 
Rechnung zu tragen. Sie darf alſo Feine Mittel anwenden, durch 
welche ein nach dem geltenden Rechtsſyſteme des Landes ancrfanntes 
Necht eine? Bürgers, oder gar Bieler und Aller, verlekt würde, 
und zwar gleichgültig ob es ein öffentliches oder ein Privatrecht ift. 
Auch in diefer Beziehung geht dad Recht vor dem Vortheile Doch 
ift hier eine doppelte Ausnahme zu geftatten. 

a) Einmal muß es erlaubt fein unter gewiſſen Vorausfegungen 
ein VBermögenzrecht zu bejeitigen gegen eine durch unpartheiiſche 
Schägung zu beftimmende vollftändige Entſchädigung für beffen 
wirtbichaftlichen Werth. Sehr häufig innen nämlich die nütlichiten 
und nothwendigſten Maaßregeln nicht jtattfinden, wenn es nicht 
möglich ift, in ein mit, der Ausführung unverträgliches Eigenthum 
einzugreifen. Hier tritt alfo eine Verwicklung ber Pflichten ein, 
welche der Staat offenbar nur dadurch löfen fann, daß er diejenige 
Aufgabe vorzieht, durch welche er feine Zwecke am meijten förbert. 
Demnach wird denn ein wichtiged Recht einem Kleineren, ja ſelbſt 
ein Vortheil einem ihm an Werth gleichfommenden nicht aufgeopfert wer- 
den dürfen. Allein bei entjchieden höherer Bedeutung des polizeilichen 


5) Daher hat ber Staat zu vermeiden: Bordell: Polizei, Genehmigung bes 
Lottos zu wohltbätigen Zwecken, Thierquälerei bei öffentlichen Spielen; ein Spio- 
nier⸗Syſtem u. j. w. 
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Zweckes tritt dad Gegentheil ein %); nur muß natürlich bie Ber- 
letzung immer auf den mit bem Zwecke irgend verträglichen geringiten 
Umfang beſchraͤnkt und überbieß dem Verletzten volle Entfchädigung für 
ben wirklichen Verluft gegeben werben 7). Die Werthvergleichung 
bed wegzunehmenben Privateigenthums und ber zu errichtenden Staats⸗ 
anftalt ift allerdings infoferne fchwierig, als nur felten ein unmittel: 
bares Abmefjen eines Geldwerthes beider Seits ftattfinden Tann, 
vielmehr die fragliche polizeiliche Einrichtung entweder gar feine 
‚greifbaren wirthfchaftlichen Folgen haben wirb und Haben fol, 
(3. B. die Erbauung einer Schule, oder eines Hoſpitales, die Ber: 
breiterung einer zu engen Straße, die Errichtung eines öffentlichen 
Spazierganges, die Bloslegung eined Kunftwerfed und bgl.,) ober 
aber der allerdings beabfichtigte Gelbnugen noch zu ungewiß, zu 
weit in die Ferne gerückt, unter zu Viele unberechenbar vertheilt iſt, 
als daß er in irgend ficherer Zahl angegeben werben koͤnnte; (fo 
bei Anlage einer Landftraße, Eifenbahn, Brücke, eined Hafens.) 
Es kann aljo in der Regel nur eine incongruente Vergleihung ver: 
ſchiedenartiger Werthe ftattfinden, bei welcher Unterfchätung des nicht 
Ziffermäßigen je nad) Voreingenommenheit, Liebhaberei, Syſtemſucht 
ftattfinden mag. Dennoch ift die Sache nicht zu umgehen, und man 
muß fih practiich auf das öffentliche Gewiffen und auf ein boy: 
peltes Correctiv verlaffen. Einmal, auf die Scheu vor der Ent 
ſchädigungsforderung, wo Fein bringendes Bedürfniß und kein offen- 

6) S. Fichte, Orundlage bes Naturrechtes, Bd. II, S. 144 ; Hufelant, 
Beiträge, N. 2, ©. 14 fg.; Zittmann, Grundlinien der Strafrechtswiſſenſch, 
©. 7 fg. Die ausgedehnte Literatur über das Erpropriationdverfahren kann bier 
nicht wohl aufgeführt werden. Gie ift zerfireut theils im einzelnen Abhandlungen 
in Zeitfhriften, 3. ®. von Treichler, Mittermaier, Häberlin; theils in 
eigenen Werfen über die pofitive Gefeßgebung einzelner Länder; theils in Schriften 


über dad Eiſenbahnweſen. Nachweilungen f. bei Befhorner, Eiſenbahnrecht 
Erl., 1858. 

7) Für das Jucrum cessans gebührt feine Entſchädigung, indem durch folde 
der Entſchädigte in beffere Lage käme, als ibm vorher zuftand. Theils würde 
ihm nämlich anftatt der blofen Wahrſcheinlichkeit eines künftigen Nutzens algbab 
ber Vortheil felbft zu Theile; theild erhielte er noch die Möglichkeit, mit ber 
Entfhädigungsfumme den in Trage ftehenden pofitiven Gewinn zum zweitenmale 
zu machen. Bon ber Bezahlung eines blofen Affectionswerthes kann ohnedem 
feine Rede fein. | 
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bar großer Nuten vorliegt. Sodann auf die Beſtimmung, daß, zur 
Bermeibung von Willführ, bie Entjcheibung über die Abtretung nicht 
der die fragliche Einrichtung beabfichtigenven Polizeibehoͤrde, ſondern 
einer hochgeftellten Staatzftelle zufteht ®). Von einer Weberlafiung 
dieſes Eingrifförechte an Private kann aber nur in dem alle bie 
Rede fein, wenn diefelben an der Stelle des Staated und in befien 
Auftrag etwas ausführen; niemal® aber zu beren unmittelbaren 
eigenen Vortheile °). 

b) Sodann laſſen ich manchfache Eingriffe in jonftige perjönliche 
und Vermoͤgensrechte nicht vermeiden, jei es bloß vorübergehend fei 
e3 jelbft dauernd; befonderd wird es ftattfinden bet der. Befämpfung 
plöglich hereingebrochener und augenblicklich zu befeitigenber Uebel 
und Gefahren 20). Auch bier muß felbftrebend jede unnöthige oder 
übermäßig nach Zeit und Umfang ausgedehnte Maaßregel vermieden 
werden; allein wenn der Zweck erreicht werben will und fol, muß 
auch die Ergreifung der nöthigen Mittel geftattet fein. Ihre Er: 
greifung ift nicht blos Recht fondern Pflicht de Staates, und ein 
Widerftand von Seiten der Betroffenen ift, im Nothfalle mit offener 


8) Diefe entjcheidende Bchörbe kann entweber ein Geheimrath, Staatsrath 
und bergl. fein, oder, wie in England, das Parliament jelbfl. 

9) Solche Abtretungen des Staatserpropriationsrechtes waren fonft nur in 
England bei ben vom Parliamente gebilligten Privatunternehmungen vorgefommen; 
allein in neuefter Zeit find fie auch auf dem Feſtlande häufig. Go wenig nun 
gegen eine ſolche Einräumung bei öffentlichen Verbindungswegen einzumenben ifl, 
als welche der Staat felpft. hätte erbauen können und vielleicht follen; fo fehr 
hat man fich zu hüten, fie auch bei Anlagen zu blofem Privatvortbeile Einzelner 
zu bewilligen. ine ſolche Einräumung müßte zu ben bebenflicäften Folgerungen 
führen, auch ganz abgefehen von dem unmittelkar dadurch zugefügten Unrechte. 
Schwerlich würde ber Socialismus e8 bei biefer Einen Forderung der Aufopferung 
von Privatrechten zum Vortheile blos Ginzelner bewenden laſſen; und man ifl 
ieden Falles dadurch ſchon einen entfchiebenen Schritt aus dem Rechtsſtaats⸗ 
Syſteme herausgetreten. . 

10) Hierher gehören: Eindringen in Häufer und Grundſtücke bei Feuers⸗ 
und Waſſersnoth; Bemächtigung von Vorräthen und Geräthichaften bei plößlichen, 
feine regelmäßige Beichaffung erlaubenden öffentlichen Bebürfnifien; Sperrung 
von Straßen und Häufern bei Gebränge, Bauten ober anftedenden Kranfheiten; 
Aufgebung von Gewerbeprivilegien zur Einführung von Freiheit; verfchiebenerlei 
Zwangsvorſchriften bei Tobesfällen und Begräbniffen; Anmuthung von perfön- 
licher Hülfeleiftung bei Dammbrücen, Straßenverfhüttungen, Schneefällen u. |. w. 
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Gewalt, zu befeitigen, außerdem auch als eine Auflehnung gegen eine 
berechtigte obrigfeitliche Handlung ftrafbar. So viel ala möglic, 
muß allerding® durch fürmliche® Gefe der Fall der Berechtigung 
feltgeftellt fein; allein da eine Aufzählung aller denkbaren Bor: 
fommniffe und Zuftände, in welchen aus höhern Rückſichten bie 
regelmäßige Rechtsordnung durchbrochen werben muß, nicht zu be 
werkſtelligen ift, fo bleibt eine gewiffe Willkühr unvermeidlich '?), 
Kann von dem in feinen Rechten ausnahmsweiſe Verleßten eine 
pefuniäre Beichäbigung nachgewiefen werben, fo mag Erſatz aus ber 
Staatskaſſe ftattfinden ; doch nur wo feine allgemeine Pflicht geſetz⸗ 
lih anerfannt ift 7%). Zur Befeitigung oder Wiedergutmachung 
bleiben Beſchwerden bei höheren Behörden, unter Umftänden Klagen 
bei der Verwaltungsrechtäpflege offen; ebenſo find gegen offenbar 
ſchuldhafte, d. h. ohne vernünftigen Grund Rechte verlegende Be 
amte, Strafen anzujegen 1°). Die auch dann noch übrig bleibenden 


11) Sehr richtig fagt F. Rohmer, Der vierte Stand und bie Monardie: 
„Freies Durchgreifen im Augenblide ift das Weſen der Poligei. Ihre Wirffams 
keit ift unberechenbar, wie dag Leben ſelbſt.“ Vgl. auch Bluntſchli, Allgem. 
Staatsrecht, Ste Aufl, Bd. IL ©. 178 fg. 

12) Es ift hier nicht der Ort, bie bekannte Streitfrage über bie Haftver⸗ 
binbfichfeit des Staates für Handlungen feiner Beamten zu unterfuchen und zu 
entſcheiden. Es genügt zu bemerken, daß dag, was poſitives Geſetz oder, in Er 
manglung eines ſolchen, die Wiflenjchaft für Recht erflärt, auch auf die polige: 
lichen Amtshandlungen Anwendung zu erleiden hat. Nicht überflüffig freilich iſt es 
in Erinnerung zu bringen, daß eine weitgetriebene Billigfeit gegen Einzelne ums 
mittelbar auf Koften Dritter, nänmilich der Steuerpflihtigen, geht, und daß & 
fehr zweifelhaft ift, ob vernünftigerweife die unvermeidlihen Unvollkommenheiten 
der ftaatlihen Handlungen von ben unmittelbar dadurch Betroffenen oder von der 
Geſammtheit getragen werden müßen. — Die neuefte, ſich jeden Falles burd 
Klarheit auszeichnende Behandlung ber fchwierigen Trage giebt Zachariä, u 
ber Züb. Zeitfchr. f. St.:W., 1863, ©. 682 fg. 

13) Wenn Bluntſchli, an ber oben angeführten Stelle, einen Schub 
gegen ungerechtfertigtes Eingreifen der Polizei in der Intercefjion eines Ma 
giftrates von gleicher ober höherer Gewalt, (in ber Art ber römischen Volkstribunen) 
fucht: fo ift der Gedanke wohl mehr geiftreih, als ausführbar. Wäre doch ber 
Verwirrung und ben Streitigkeiten unter ben verfchiebenen Beamten Thüre und 
Thor geöffnet, die Wirkſamkeit der Polizei in jedem Augenblide in Gefahr. Aud 
barf ber Unterfchied einer Stadtregierung und einer Staats regierung mit 
zahlreichen, weit verbreiteten Organen nicht überfchen werben. Woher follten 3. B. 
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lebel find der Preis für dem überwiegenden Ruben einer wirkſamen 
3gliget. 

.$) Da eine ben allgemeinen Sitten entfprechenbe Einrichtung 
jehr Anklang findet, während eine frembartig geftaltete leicht ab» 
ößt; da ferner möglichiter Einklang des Staats⸗ und Volls⸗Lebens 
eftehen foll zur Kräftigung gegen Innen und Außen, fo ift es von 
Berth, wenn auch bie polizeilichen Anftalten möglichft vol kathüm⸗ 
ich in ihrer Richtung und in ihrer Form find. Einer folhen Eigen» 
Haft dürfen Kleinere Vortheile einer andern Einrichtungsweile wohl 
um Opfer gebracht werben !*). 


8. 6. 
6) Dad Geſetzgebungsrecht in Pelizei⸗Sachen. 

Es liegt durchaus Fein Grund vor, binfichtlich der Erlaffung 
on verbindlichen Normen über polizeiliche Gegenfjtände andere for- 
elle Beitimmungen feſtzuſetzen, als bei den übrigen Zweigen ber 
Stantöverwaltung. Dieß gift fowohl von ven Gejegen im en- 
eren Sinne, als von den biefelben erläuternden und anwendenden 
ber in ihrem berechtigten Wirkungskreiſe neben ihnen beftehenden 
3erorbnungen. 

Auch in dem Gebiete ber Poligei wird, ſo gut wie in dem der 
zuſtiz und ber Finanz, über Rechte und Verbindlichkeiten der Bürger 
erfügt, und nicht felten ift die materielle Wichtigkeit ber ven polizei- 
chen Theil der öffentlichen Thätigkeit betreffenden Aeußerungen bes 
Staatäwillens. größer, ihr Einfluß auf den Zuſtand bed Volkes alt: 
emeiner und tiefer eingreifend, als der in jedem andern Theile des 
Staatölebens in die Wirklichkeit tretenden Befehle. Das Recht zur 
Frlaffung von Polizei-Geſetzen darf daher nicht leichter an unter: 
eordnete Factoren des Staatswillend übergeben werben; zu ihrer 
achlichen Feſtſtellung gehört minbeftend eben fo viele Umficht und 
Sachkenntniß, zur Sicherung einer richtigen Anwendung müffen mit 


ı einem unferer Staaten die intercedirenden Beamten überall ba kommen, wo eine 
zolizeibehörde beftellt ift 9 

14) Tieß kann > 2. fein bei Schulen, zffentlichen Feſten, Armenweſen, 
hitereinrichtung u. |. w. 
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eben fo großer Sorgfalt formelle Fehler vermieden werben, wie bei 
ben übrigen Geſetzen. Diefelben Beftimmungen und Befchränkungen 
alſo, welche die Verfaſſung eines Staates hinfichtlich des Geſetz⸗ 
gebungdrechtes im Allgemeinen für nothwendig hält, müßen aud 
binfichtlich der Polizei: Gefege gelten; und wenn namentlich das 
. Staatsoberhaupt bei feinem Gefeßgebungsrechte an die Zuftimmung 
einer Ständeverfammlung gebunden iſt, jo tritt Bine Nothwendigkeit 
auch hier ein. ?). 


1) Nah der Auffaflung des Unterfchiebes von Geſetz unb Verorbnung, 
welche Stein, Verwaltungslehre. Stuttg., 1865, Bb. I, ©. 50 fg. geltend macht, 
verfteht ſich das Geſagte allerdings von felbft, ober ift e8 vielmehr nur Tautologie 
indem ihm Geſetz einfach berjenige Staatswille ift, bei welchem die Volksver 
tretung mitgewirft bat, Verordnung dagegen berjenige, welchen das Staats: 
oberhaupt allein ausſpricht. Allein fo richtig dieſe Begriffsbeſtimmung thatfäd- 
lich in den Staaten mit Vollövertretung ift, und fo verbienftlich und einleuchtend 
die Auseinanderſetzung fein mag, baß Verordnungen nicht bloß eine unter 
geordnete und die Bollziehung näher beftimmende Art von Vorfchriften find, fons 
den ſolche auch neben ben Geſetzen in einem ihnen eingeräumten Kreife gan 
felbftftändig beftehen können: fo ift doch zweierlet zu bemerken. Einmal, def 
mit biefer rein formalen Beſtimmung nichts gnefagt ift über ben Kardinalpunch 
nämli über bie Frage, wo, wie weit und marıım ber alleinige Wille bes Ober 
hauptes als beftehende Norm gelten fol, und in welchen Fällen eine Zuſtimmung 
von Vertretern ber Untertbanen noch dazu fommen muß? Zweitens aber, baß bie 
ganze VBegriffsbeftimmung Tediglih nur auf Stagten mit Vollävertretung paft, 
während ber Unterfchieb zwifchen Aeußerungen des Staatswillens, welche wegen 
ihrer Wichtigfeit nur unter Beobachtung beſonderer fhüßenber Formen und Bor: 
ſchriften gültig follen zu Stande kommen Tönnen, unb anderen, weldje man, 
obgleich ihnen eben fo gut gehordht werben muß, boch leichter in bie Wirklichteit 
treten läßt, recht wohl auch bei anderen Staatöfermen, 3. B. rein ariftofratifgen 
und rein bemofratifchen, beftehen kann, vernünftigerweife fogar beftehen muß. 
Die Beftimmung ift alfo weiter zu faſſen. — Das Verlangen, daß ba, wo eine 
Theilnahme der Vollövertretung an der Gefebgebung ftattfindet, ſie auch bei 
grundſätzlichen und fachlich wichtigen Vorfchriften auf dem Gebiete der Polizei 
einzutreten babe, bebarf wohl aber nicht erft einer ausführlichen Rechtfertigung. 
Kann boch wohl behauptet werben, baß bie Theilnahme von Volfävertretern nirgends 
von fo großem materiellem Vortheile fein wird, als gerabe bei PVoligei:@efeken; 
indem bie Zweckmäßigkeit berfelben weniger von einer ſyſtematiſchen und folge 
ricgtigen Durchführung eined beftimmten Grundſatzes, (in welcher Beziehung bie 
Berathung in einer zahlreichen Verſammlung eher fchabet als nüßt,) fondern von 
einer möglihft allfeitigen Erwägung der thatfächlihen Verbältniffe und von 
genauer Kenntniß ber Sachlage abzuhängen pflegt. In biefen Puncten abe 
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Eben fo ift auf der andern Seite bet polizeilichen Gegenftänben 
3 Bebürfnig von Berorbnungen und bie Nothwenbigfeit; ihre 
laſſung der Regierung anheimzugeben, unbeftreitbar. — Zunächſt 
chtet es ein in Betreff der die Ausführung der Geſetze ordnenden 
d erleichternden Verorbnungen. Je mehr die Polizei-Gefete dazu 
timmt find, die unzähligen Bebürfnifje des vielgeftaltigen Lebens 

befriedigen, befto "weniger ift es möglich ober wentgftend zweck⸗ 
iBig, mit ihren Beftimmungen ind Einzelne zu gehen. Die An- 
dnung ber allgemeinen Grundfäbe kann und muß von ihnen 
Zgehen; will man aber nicht Gefahr laufen, Hemmungen anitatt 
derungen bed Vortheiled der Unterthanen zu bereiten ober über 
ichtiges gar nichts zu beftimmen, fo muß man fich mit Grund⸗ 
gen im Gejege begnügen, die Durchführung berfelben im Einzelnen 
er den Berorbnungen überlafjen. Dieſe können bie einzelnen Fälle 
nauer ind Auge faſſen; und wenn das Bebürfnig einer Aenderung 
er eined Zuſatzes fich ergiebt, fo ift eine Befriedigung leichter 
glich, wenn die Erlaffung Feine ſchwierigen und verzoͤgernden For⸗ 
em durchzumachen hat. — Sodann aber tritt das Bebürfniß, auch 
bitftändige, jomit fich nicht an ein Geſetz anlehnende, Aeußerungen 
3 Stantöwillend ohne Anwendung der Organe der Gefeßgebung 
tig zu Stande zu bringen, im Gebiete der polizeilichen Wirkfam- 
t auf. Und zwar nicht etwa blos bei dringender Noth in ben 
wifchenzeiten zwiſchen den Berfammlungen des Geſetzgebungsorganes, 
olche Aushülfen find nur unvolllommene Gefete, welche jo bald 
8 thunlich formell geregelt werben müflen,) ſondern auch: ala 
dentliched und verfaffungsmäßiges Verfahren in denjenigen Fällen, 
elche grunbfäglich für eine Feſtſtellung durch die Gejeßgebung i. e. S. 
cht geeignet find. 

Wird nun aber zwiſchen Polizei-Geſetzen und Verorbnungen 
iterſchieden, fo tit auch die verfaffungsmäßige Gränze zwiſchen 
iden feftzuftellen. Dies ift allerdingd bei polizeilichen Normen 
‚wieriger, al3 bei Befehlen aus dem Rechtsgebiete. Unzweifelhaft 
(t zwar auch bei erfteren der Grunbfaß, daß immer ein Geſetz 


nnen bie auf verfchiedenen Standpunkten gemachten Erfahrungen ber Stände: 
glieder ben Kehntnifien der Regierung fehr paflenb zu Hülfe kommen. 
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nöthig ift, wenn über ein Rechts verhaͤltniß etwas Neues, fei es 
ausdehnend ſei es beſchränkend, beſtimmt werben fol; und ba 
namentlich nie eine Strafandrohung durch bloſe Verordnung aus⸗ 
geſprochen werben kann ?). Eben fo unterliegt es keinem Zweifel, 
daß auch hier ein Geſetz nur durch ein anderes Gefch authentiſch 
erflärt oder ganz aufgehoben werden Tann. Allein da bie polizei: 
lichen Normen nur felten unmittelbar Rechtöverhältnifie zum Gegen 
ftande ihrer Befehle haben, und viele boch, bei ihrer bedeutenden 
und in die Verhältniffe der Bürger tief einjchneidenden Wirkfamteit, 
eine alljeitige Prüfung auch vom Standpuncte bed Volles aus 
verdienen: fo muß noch ein anderes unterſcheidendes Merkmal für 
bie Notwendigkeit einer gejeßlichen Feſtſtellung aufgefucht werben. 
Dieſes fcheint nun aber ein doppeltes zu fein. — Einmal der Grund 
faß, daß alle Poligeiverfügungen und =Auftalten, welche für ben 
ganzen Staat (nicht etwa blos örtlich) Zwangs-Kraft haben follen, 
den Gebiete der Geſetzgebung angehören. Sie begründen eine be 
jondere Verpflichtung de$ Bürgerd gegen den Etaat, es kann fomit 
in einem Rechtsſtaate «weder ihre Neuauflegung noch ihre Abände 
rung dem blojen Willen ber ausuübenden Gewalt anheimgeftellt fein. 
— Sodann aber liegt in ber Größe der durch eine polizeiliche Anord⸗ 
nung berührten oder neu begründeten Intereſſen ein Grund für eine 
Betheiligung ſämmtlicher verfaflungsmäßiger Organe des Staat? 
willens, fei num dieſes Intereſſe ein das phyſiſche, daS geiftige ober 

2) Sehr Häufig wird in polizeilichen Dingen gegen biefen Grundſatz ange 
ftoßen, indem fich nicht nur das Staat2oberhaupt, fonbern jelbf eine untergeorbneke 
Poligei:Stelle für berechtigt erachtet, Strafen, namentlid, Geldſtrafen, auf Hank 
Tungen zu fegen, welche kein Geſetz mit einem ſolchen Nachtheile belegt hat. Zur 
Entſchuldigung wirb die Unmöglichkeit angeführt, in ben Geſetzen die fo ſebt 
zahlreihen Fälle und Formen, unter benen gegen Polizei⸗-Geſetze gehandelt werben 
könne, und die denn doch nicht ungerügt bleiben bürfen, vollſtändig aufzuführen. 
Allein dies ift um fo weniger eine Rechtfertigung einer offenbaren Verfaffungs 
widrigfeit, als recht wohl auf geſetzliche Weiſe abzubelfen ift, nämlich theils burd 
allgemeinere Strafbeftimmungen, welche ganze Klaffen von verbotenen Handlunger 
umfaflen, und mittelft eines Maximums und Minimums eine zwedtmäßige Ir 
wenbung auf den einzelnen Fall gar wehl zulafien; theils durch bie beſtimmten 
Behörden geſetzlich ertheilte Erlaubniß, vorläufige Strafgejeße von gewiſſem Ums 


fange der anzudrohenden Uebel zu erlaſſen. In letzterm Falle bat doch das Gefeh 
wenigftend zum Borans umd im Allgemeinen die neue Etrafbrohung genehmigt 
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a3 wirthichaftliche Leben betreffendes. Eine Staatzeinrichtung, welche 
BoHl und Wehe in einem weiten Kreife verbreitet, iſt mit allen ber 
venschlichen Vorficht möglichen Ueberlegungsmitteln zu behanbelır. 
lllerdings ift der Begriff ber Größe oder Wichtigkeit cin nur rela⸗ 
ver, und es fehlt an obfectiven Merkmalen für die Gränzen; es 
tag daher in einzelnen Fällen ein Zweifel beftehen über bie Noth- 
yenndigfeit einer gejeglichen Neglung; allein dieß ändert an der Rich- 
igkeit der Forderung an fich nichts, ſondern erfordert nur eben eine 
erftänbige und wohlgemeinte Entſcheidung von Seiten aller Betheis 
igten, wie ſolches noch bei manchen anderen Vorkommniſſen nöthig 
md nicht durch ftarr formulirte Normen zu erfegen ift °). Daneben 
leibt es denn nicht nur immer der Regierung überlafjer, durch 
erordnungen jede mit Logifcher Nothwendigkeit -auß ben Grund⸗ 
äben des Geſetzes abzuleitenve Folgerung aufzuftellen und jebe zur 
Inmwendung des Geſetzes auf ben einzelnen Fall nöthige Form unb 
Sinrichtung vorzufchreiben; ſondern fie ift auch vollftändig berechtigt, 
n den nicht unter die Geſetzgebung gehörigen Fällen jelbitjtändige 
Borfchriften zu erlaffen, welche dieſelbe Bedeutung unb Gültigkeit 
ür Behörden (auch für die Gerichte) und für Bürger haben, welche 
ert Gefegen in dem für fie beftimmten Kreife zufommt *). 
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8) So unterlient 3.8. der Grundſatz, daß nothwendige Staatsansgaben 
von ben Ständen verwilligt werben müſſen, feinem Zweifel; auch iſt er nicht felten 
n Verfaſſungs-Urkunden pofitiv ausgefprochen. Allein was ift nun nothmenbig, 
vas nur wünſchenswerth; mas überhaupt und was it gerade nothwendig? 
Eine für alle Fälle anwendbare formulirte Vorfchrift befteht nicht und iſt nicht 
nöglich; es muß alfo Verfland und guter Wille im zweifelhaften Falle entfchel: 
ven. Deßgleichen wenn es fi) davon handelt, ob ein Fall von Binreichenber 
Dringlichkeit vorlag, um ein proviforifches Gefe zu rechtfertigen. Ober wenn ein 
Kusgabepoften überſchritten wurde aus Gründen, welche bei der Verwilligung 
nicht beſtanden u. ſ. w. — Ohne Zweifel find dieſe unbeſtimmten und unbeſtimm⸗ 
»aren Fälle Unvollkommenheiten der Verfaſſungsbeſtimmungen, und fie mögen, 
n gutem und in ſchlechtem Glauben, unter Umſtänden zu üblen Streitigkeiten 
ühren; allein damit ift weder bie Unrichtigkeit bed allgemeinen Satzes erwieſen, 
noch die Möglichkeit einer formell genügenben Abhülfe gegeben. Nicht Alles im 
Staate läßt ſich in feftftehenbe Formeln preffen; der Menſch mit Verſtand und 
Bewiſſen behält immer aud noch Rechte und Pflichten. 

4) Die Frage Über den nothwendigen Inhalt ber Polizei⸗Geſetze gehört zu 
em an wenigfien eniwidelten im conftitutionellen Staatsrechte. Auch bie neueften 
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Die Frage, ob es räthlich und möglich fei, ein das Geſammt⸗ 
gebiet der Polizei umfafjendes Geſetzbuch abzufafien, alſo eine Codi⸗ 
fication ber Polizeigefege zu unternehmen, muß verneint werben. 
In den erjten Zeiten einer bewußten Hülfsthätigleit de ſich ent- 
wickelnden neuzeitlichen Staates ift ſolches allerdings, in den ſog. 
Polizei: oder Landes-⸗Ordnungen, gefchehen; allein die Zahl der für 
nöthig erachteten Verfügungen war damals noch nicht groß. Bei 
dem allmählig immer mehr ausgebildeten Staatsgebdanken und bei 
ben immer fteigenden Korberungen polizeilicher Tchätigfeit iſt eine 


ſolche Zufammenfaffung allmählig unmöglich geworden. Theil würde 


der Umfang eines folchen Polizeigeſetzbuches (jammt den Ausfüh— 
rungd-Berorbnungen) viel zu groß und läftig; theils würden bie 
gerade in polizeilichen Dingen weit häufiger nöthig werdenden Yen- 
derungen und Zufähe bald eine den Zweck wieder zerſtoͤrende Zahl 
von Novellen beifügen. — Damit ift aber natürlich nicht gejagt, 
daß nicht - Zufammenfaffungen ber Geſetze über einzelne gejchloffene 
Theile der Polizei möglich und nühlich fein. Namentlich ift ein 
leuchtend, daß bie gefanımten Grundſätze über das Strafweſen auf 
polizeilihem Gebiete codificirt werden können, und daß ein Tele 
Polizeiftrafgefeßbuch gleich bequem für den Gebrauch des Beamten 
wie des Bürgers ift; außerdem aber, daß feine Bearbeitung zu eine 
nützlichen Reviſion der vielleicht zum Theile veralteten oder uuter 
fih, ferner mit dem Rechtöftrafgefee nicht übereinftimmenden Polizei: 
ftrafen veranlaffen und nöthigen würde. Seven Falls müſſen bie 
Polizeiftrafgefege einer durchgehenden Durchficht unterworfen werben, 
wenn Abänderungen in dem Syſtem der Strafrechtöpflege vorge 
fommen find, bamit fein Widerjpruch in ben oberjten Grundfägen 
und feine gegenjeitige Unverpäftimäpigteit ber Strafanfäte ftatt: 
findet 2). 


Erörterungen von Stein geben hierüber Teinerlei Aufſchluß. Gewöhnlich be 
gnügt man fi mit dem Trofte, baß die wichtigern Polizei-Maafsregeln Geh 
toten und deßhalb ſchon von felbft ber, wenigftens finanziellen, Geſetzgebunz 
unterworfen fein. Allein einmal iſt die Vorausſetzung keineswegs inmmer 
richtig; ſodann ift die Principienfrage bamit nicht erichigt, nicht einmal Kerühtt 
Es banbelt fi von etwas ganz Anderem. 

5) Zür eine Eobification ift Zimmermann, a. a. O., Bd. II, ©. 319, 


— — — — — 
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In dem echte, verbindende Normen zu erlaſſen, ift auch das 
t und die Pflicht enthalten, diefelben gchörig befannt zu machen. 
8 oder beitimmte Gewohnheit jchreiben in jedem Staate bie 
n ber Befanntmachungsweife vor, welche ven Bürger rechtlich 
flichtet, den Befehl zu kennen, ſo daß nach deren Beobachtung die 
rebe der Unwifjenheit nicht zuläffig ift. Strenge genommen Tann 
‚ bei den Polizei- Anordnungen ein Weitered nicht verlangt wer: 

Allein bei ihrer großen Anzahl und Häufigen Abänderung tft 
yeder eine von Zeit zu Zeit wiederholte Bekanntmachung, naments 

ber augenjcheinlich in Vergeſſenheit gerathenen Beitimmungen, 

aber eine gemeinverjtänbliche Zufammenftellung der wichtigften 
ehle billig und zweckmäßig. Seven Falles follten in allen gröfe 
ı Gemeinden die blos örtlich geltenden Beftimmungen befonbers 
mmelt werden, wäre es auch nur, um von renden bie Befol⸗ 
g mit Billigfeit verlangen zu koͤnnen. 

Eine nothwendige Folge ber Allgemeinheit der Gefebe und 
ordnungen iſt deren Unanwenbbarfeit, wenigſtens eine nicht beab- 
igte Härte, in einzelnen Fällen. Nun ift zwar die gleiche Be: 
blung aller Bürger nach den Geſetzen eben ſowohl Forderung 
Serechtigkeit als der Staatsklugheit, jeden Falle darf kei⸗ 
ı Einzelnen die Befolgung der allgemeinen Vorſchriften nach⸗ 
flen werben, wern dadurch den Uebrigen ein Echaden zugienge; 
m aber eine Diipenfation einer dem Sinne bed Geſetzes ſelbſt 
t entjprechenden Unbilligfeit oder. Unzwedtmäßigfeit ohne Jemands 
inträchtigung abhelfen würde, da mag fie immerhin verwilligt 
den, und zwar ſowohl bei Strafbeftimmungen, als bet materiellen 
ordnungen. ine folche Nücdjicht wird nun aber bei Polizei⸗ 
ordnungen beſonders häufig eintreten können. 





zwar will er das Geſetzbuch nach ben verfchiebenen Arten ber Thätigkeit ber 
izeibeamten (Beobachten u. |. w.), nicht nach ben Gegenſtänden eintbeilen! — 
ene Polizeiſtrafgeſetzbücher find bekanntlich in neuer Zeit manchfach erlaflen 
ben, jo in Bayern, Baben u. ſ. w. Nicht verwechfelt mit ihnen bürfen übrigens 
migen Recht s ftrafgefegbücher werben, welche bie leichtern Re ch t 8 verlehungen 
er bem, in biefem Falle finnlofen und verwirrenden, Namen „polizeilichen“ 
ertretungen zufammenfafien. 
. Mohl, Volizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 4 
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8. 7. 
7) Neber bie Anwendung von Zwaug bei FalielAnpalten. 

Die Frage, ob der Staat polizeiliche Anftalten mit Zwang 
durchſetzen könne, hat Manchen ſchwierig, und babei fo wichtig ge 
bäucht, daß jie die jammtlichen Polizei-Anſtalten in Zwangs-Pelize 
und Hülfss Polizei eintheilten ). Eine richtige Beantwortung. ber 
Frage ift allerdings von Bedeutung, indem auf ber einen Scite 
nachdruckloſe Schwäche die beiten und wichtigften Anorbunungen nu 
108 machen kann; anderer Seitd aber der Bürger burch die Auf 
. dringung ungewünjchter Wohlthaten möglicherweile fehr beläftigt, 
jeden Falles in dem freien Gebrauche feiner Kräfte, alſo feines 
Nechted, verlegt wird. Die Antwort bürfte aber nicht ſchwer zu 
Binden fein 2). 

Eine nähere Betrachtung der polizeilichen Maßregeln zeigt balı, 
daß deren zwei wejentlich verfchiebene Arten find, In der einen 
Gattung von Fällen verlangt der Staat, mit beftimmtene Gebete 
eder Verbote, daß ſaͤmmtliche Staatsangehörige ober wenigſten 
eine beſtimmte Klaſſe derſelben eine beſtimmte Handlungsweiſe be⸗ 
folgen ober einen gewißen Gegenſtand in einem beſtuumten Su 


1) So 3. B. Lob, Soden, Pölik; ferner Medicus, in Bluntſhliis 
und Brater's Gtantäwörterbuh, Art. „Polizei”, wo diejenigen WRanfregein, 
welche einen Zwang nöthig haben, der Polizei, die nur Unterflügung gewährenden 
aber ber Regierungsthätigfeit zugemwiefen werben. 

2) Die ungenägende Bearbeitung ber, doch fiherlich wichtigen, Frage nad 
bem Zwangsrechte des Staates in polizeilichen Dingen ift ohne Zweifel ber Uw 
Harheit fo Vieler über bad Weſen ber Polizei zugufchreiben, indem dadurch jet 
ſcharfe Schlußziehung unmöglih gemacht wird. Wenn z. 8. Globig, Syſten 
ber Gefeßgebung, Bd. II, Polizei-Codex, &. 6, bie beiden Sätze aufftelit, baf 
die Polizei nur Diejenigen zu zwingen das echt babe, deren unmittelbares Je 
terefie es fei, daß fie eine Handlung begehen, und zweitens, baß bie Polizeiftrafen 
nur auf Belferung berechnet fein müffen: fo ift c8 faum möglich Verkehrteres 
zu ſagen. So lange ber Bürger freiwillig blos fich ſelbſt ſchadet, bat ber East 
gar Fein Recht fich darein zu mijdgen, noch vielmeniger barf er ihn deßhalb fizafun- 
Und von fittlicher Beſſerung kann bei der zwangsmäßigen Durchſetzung von Pelizeb 
Anſtalten grundfäßlich gar nicht die Rede fein, benn nur in den feltenften Yan 
AM bie Verlegung ein Beweis von Unfittlichleit ober «uch wur von unrechtlichen 

Willen. Es genügt zum Einſchreiten vbllig an ber materiellen Anfrerhtechaltum 
einer nüglichen Einrichtung. 
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and erhalten follen.. In eimer zweiten Anzahl von Vorkommnifien 
igegen trifft der Staat felbft eine Einrichtung zur Benũtzung von 
zeiten der Bürger °). 

Hier kann ed nun an fich feinem Zweifel unterliegen, bag wenn 
orichriften der erfteren Urt beitehen, fie auch im alle eined Ins 
horſams mit Zwang durchgeführt werben müßen, ba eine folche 
tihigung bie einzige Möglichkeit ift, den beabfichtigten Zweck eines 
Igemeinen Zuſtandes wirklich zu erreichen; die Frage ift alfo 
gentlich die: in welchen Fällen der Staat ein ſolches allge 
wine® Gebot ober Verbot zu erlaflen berechtigt tft? Hält man nun 
ier den Grundſatz im Auge, daß der Staat nicht befugt ift, fich 
n bie Stelle bed einzelnen Bürgers zu ſehen und ſolche Lebende 
wecke, welche berielbe mit eigener Kraft erreichen koͤnnte, anftatt 
iner auszuführen, und baß er ihm aljo noch weniger einen nur 
n beireffeniven vernünftigen Zweck auch gegen feinen Willen auf 
öthigen darf: jo ergiebt fich daraus, da der bloße Nutzen eines 
zuſtandes, und wäre berjelbe noch jo groß und noch fo unzweifel⸗ 
aft, noch Leine Berechtignug zu einer Aufzwingung bezjelben giebt. 
3 iſt vielmehr nöthig, daß zu der Nützlichkeit der Sache an fich 
och Weitere komme. Dem ift nun aber in drei Faͤllen alſo. — 
Finmal, wenn bie allgemeine Befolgung einer fchon an fich ver- 
ünftigen Handlungsweiſe Bebingung ift für bie Erreichung eines 
othwendigen ftaatlichen Zweckes. Da nämlich unzweifelhaft ber 
Stant daB Mecht hat, die zur Verwirklichung feiner Aufgaben 
rforberlihen Mittel zu ergreifen, fo Tann dieß um jo weniger 
inem Anſtande unterliegen, wenn ein zu folchem Ende von ihm 
uferlegter Zwang nicht einmal ein Opfer für den Bürger if, 
ondern vielmehr ihm felbft noch zu eignem Nuten gereicht 4). — 


8) Beifpiele ber erſtern Art find: Verbote gewiſſer Arten von Epielen, deß 
lerkaufes ungejunber Lebensmittel, Bebote ber Anzeigen von Geburten und Todes⸗ 
illen, ber Einhaltung beftimmter Bauvorfchriften, ber. vorfchriftmäßigen Haltung 
mer Apotheke. — Fälle der andern Art find: Krankenhäuſer, Sparkaſſen, Ge 
uildeſammlungen, Hochſchulen. Landſtraßen, Fiſenbahnen, Poſten. 

4) Aus dieſem Grunde find z B. Zwangsvorſchriften gerechtfertigt au all⸗ 
emeiner Einführung von Turnübungen, weil dadurch bie Pertheidigungskraft 
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Zweitens ift ein Zwang gerechtfertigt, wenn eine Nichtbeachtung 
einer nüblichen Handlungsweiſe nicht bloß den Unterlaffenden ſelbſt 
fchaden, fondern auch noch Dritte in pofitive Gefahr einer. Beſcha— 
digung wichtiger Rechte bringen wuͤrde. Ein zu verkehrtem Han 
bein Geneigter mag zwar ſich felbft beichäbigen, ohne daß ber 
- Staat dadurch berechtigt wird einzufchreiten; allein es ift die Pflicht 
des Ichteren die Bürger zu befchligen gegen eine unvernünftige - 
alfo unfittliche, Bebrohung *). — Endlich ift ein Grund zum Ein 
fchreiten vorhanden, wenn die Weigerung einer Minderheit bie 
Mehrheit an der Erreichung eines erlaubten Zwecks verhindert. 
Es Tann einer Minderheit nicht das Recht zuerfannt werben, 
aus Eigennutz, Stumpffinn oder Vorurtheil der Mehrzahl ihrer 
Mitbürger durch Weigerung einer an fich vernünftigen Handlungs 
weife die Verfolgung erlaubter Lebenszwecke unmöglich zu wacel. | 
Daß bei einem Streite zwifchen Vernunft und Unvernunft ſich der 
Staat nicht auf Seite der Ießteren ftellen Kann, ift fo einleudhtend, | 
baß vielmehr die Frage aufgeworfen werden muß, ob nicht ſelbſt 
eine entfchiebene Mehrheit zu Gunften einer Minberheit zum Ber 
nünftigen gezwungen werben bürfe? Dieſes zu bejaben, erſcheint jedoch 
nicht vechtfertigbar. In einem ſolchen Falle ift es näntlich bed 
zweifelhaft, 06 da8 von der Minvderzahl Werlangte wirflich,, wenig: 
ftend unter den gegebenen Umftänden, das Richtige if. Die Ber 
muthung ſpricht jeden Falls nicht dafür; der Staat aber Kann fih 
in einem abweichenden Urtheile irren, würbe dann aber ausgedehnte 
Unrecht zufügen. Diefe Erwägung kommt um fo mehr. in Be 
tracht, als im Zweifel doch in ftaatlichen Dingen überhaupt ven 
Verlangen der Mehrheit der Vorzug vor dem ber Minderheit ge 


bed Staates geftärft wirb; ferner der allgemeine Schulzwang, weil ein gänzlide 
Bildungsmangel auch nur eines Theils des Volkes dem richtigen Verftänbnifk 
ber Staatseinrihtungen und ber Braucbarkeit ber Bürger für manche berfelben 
ſchadet; oder das Verbot von Hazarbipielen, als ber Quelle gemeinſchädlicher Us 
fittlichfeit und Bermögenszerrüttung. 

5) Zum Beifpiele: Benützung von Sicherheitslampen in Bergwerken wit 
entzündlichen Gaſen; Vorſichtsmaaßregeln in Betreff von Feuerdgefahr; Aufe 
wahrung von Pulver; Beachtung der Quarantaine: Anſtalten; ſichere Aufoewaprum 
ber Giftſtoffe in Apotheken. 
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bührt 9. — Nicht erſt der Bemerkung bedarf es übrigens wohl, daß 
in allen Fällen ein wirkliches Zwangsgebot nur dann eintreten 
kann, wenn voraugfichtfih ein Widerſpruch thatfächlich hervortreten 
würde. Wenn eine Handlungöweife auch ohne Zwang allgemein 
ftattfände, fo wäre ein Befehl zur Vornahme derſelben unwürbig 
gegenüber von den Bürgern, welche einen Grund zur Annahme 
eined unvernünftigen Gebahrens geben, und er würde vom Stand⸗ 
punkte des Staats überflüjfig und Lächerlich fein. Offene Thüren 
brauchen nicht eingeftoßen zu werben. 

Eiinfacher Tiegt die Sache Hinfichtlich der Benutzung der 
vom Staate unmittelbar getroffenen Einrichtungen. Hier bat er 
das Vorhandenſein eine allgemeinen Bebürfniffes durch die That⸗ 
fache der Herftellung jelbft ſchon anerkannt, und es Tann fich alfo. 
nicht mehr darum handeln, ch bie Anftalt überhaupt beftchen 
ſoll; fondern bie Frage iſt nur, ob fie bei einer ganz freigeges 
benen Benütung, wenn fie aljo auch nicht von Allen gleichmäßig 
gebraucht wird, boch noch ihre Wirkung thut, oder ob fie zu Grunde 
geht, und fomit auch für Den, welcher fie gerne gebrauchen möchte, 
nutzlos wird, wenn nicht allgemein der richtige Gebrauch ftatts 
findet? Sit Erfteres ver Fall, fo ift Fein Grund und fein Mecht 
vorhanden, auch Richtwillige zum Gebrauche zu nöthigen. . Wohl: 
taten werben nicht aufgebrungen; und den aus ihrem Eigenfinne 
allenfalls entftehenden Schaven haben die Widerfpenftigen allein zie 
tragen. Iſt dagegen eine vereinzelte Benübung nicht möglich, ſon⸗ 
dern muß die Anftalt, wenn fie ihren Zweck erreichen foll, von 
Allen geachtet und benügt werben, fo ift Zwang erlaubt. Denn 
nun ift er das nothwendige Mittel um den Zweck zu erreichen; 


6) Beifpiele erlaubten Zwangs find: Nötbigung zu allgemeiner Handhabung 
ber Kuhpodenimpfung, weil eine biefelbe unterlafiende Minderheit ben von ber 
Mehrheit verlangten Schuß fehr beeinträchtigen würbe; zur allgemeinen Befolgung 
von Reinlichkeitsvorſchriften in gefchloffenen Wohnorten; zur allgemeinen und 
gleichzeitigen Vertilgung ſchädlicher Thiere. Nicht gerechtfertigt dagegen würde 
fein: ein allgemeiner Zwang zum Gebrauche von Bädern; zu zweckmäßiger Lebens⸗ 
weife in Betreff der Nahrung; zur Benuͤtzung eines Arztes in Erfranfungsfälen; 
zu Ausbilbungsreifen von Gewerbsgenoſſen; zur Verwenbung ber beiten Ver 
fenbungsmittel für Waaren; zu rationeller Landwirthſchaft. 
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und ed Tann nicht in bad Belieben eined Einzelnen geſtellt wer: 
ben, 9b feine fämmtlichen Mitbürger eine vom Staate bereit 
als gerechtfertigt und nothwendig anerlannte Hülfe ſollen genießen 
können, oder nicht. Im Mebrigen jind allervingd die Fälle einer 
folhen allgemeinen zwangsmäßigen Benuͤtzung polizeilicher Un 
ftalten felten, während eine vorjchriftmäßige Art der Benuͤtzung 
auch bei freimilligem Gebrauche fehr Häufig verlangt wirb und ver: 
langt werdet muß, wenn nicht die Einrichtung in vollkommene 
Unorbnung kommen fol”). 

Mie aber immer die Gränze für Freiheit oder Nothigung ge 
zogen werben mag, unter allen Umftänden muß gefordert werden, 
daß in den Fällen eined Gebotes der Gehorſam ganz allgemein fei 
Da Gleichheit vor dem Geſetze cin unbeftreitbarer Grundſatz jebe 
Nechtsſtaates ift, ſo kann eine Befreiung bei Niemand flattfinteh, 
fet fein Rang und feine Geburt, welche fie immer fein: mögen. 
Selbſt anf Fremde, welche ſich Türzere oder längere Zeit im 
bißfeitigen Gebiete aufhalten, Kann die Verpflichtung zum Geber 
ſam in allweg ausgedehnt werben, da nach einem unzweifelhaften 
völferrechtlichen Grundſatze ein Fremder während feines Aufenthalte 
im Etaatögebiete als zeitlicher Unterthan zu behandeln if. WIE 
etwa bei der Webertretung folder Geſetze, welche den befonberen 
Zweck des Reiſenden nicht betreffen, noch auch aud ber Natur ber 
Sache abgeleitet werben koͤnnen, einige Nachficht geübt werden, 
fo ift dich eine freiwillige Billigfeit, die namentlich gegen Solche, 
welche fich wiederholt ober fchon lange im Lande aufhalten, weg 
fallen Fann und muß ®). Sogar von Gefanbten, weldhe durch Ik 
Necht auf Erterritorialität den Einwirfungen bed beſchickten Staated 

7) So kann benn ein Zwang an fi nicht flattfinden zur Benützung von 
Blicherſammlungen, Krankenhaͤuſern, Telegraphen, Hochſchulen, Landſtraßen, Eiſen 
bahnen; wohl aber iſt die Art ber Wenliyung überhaupt oder wenigſtens in ge 
wiſſen Beziehungen nicht freigeſtellt. gZwang zu der Benutzung überhaupt findet 
3. ©. ftatt bei ber Briefpoft, weil biefe eines Dronopoled zut vollen Entwilfiung 
bebarf, oder Hinfichtli Ber Eintragung von Geburten, Ehen und Sterbefälien I 
die dazu beftimmten Bffentliheh Megifter, da nur bei einer unbedingten Bel 
fänbigfeit derſelben manchfacher Ruben erreicht und fihergeftellt werben Tann. 

8, S. I. J. Mofer, Nachbarliches Staatsrecht, S. 530 fg.; Martens, 
Précis du droit des gens, Ste Aufl, ©. 1065 Heffter, Volkerrecht, F. ca 
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in der Segel‘ gang entzogen find, wird nach beftimmten Ges 
wohnheitärechte die Unterlaffung wenigftend folcher Handlungen 
verlangt, welche ber allgemeinen Sicherheit und Ordnung zuwider 
laufen würden °). 

Die Gränze des Zwanges richtet fich natürlich hauptſächlich 
nach dem Widerftande; denn es wäre unvernünftig, einen ſchwachen 
Wiberftand zu unterbrücden, einen ſtarken und gefährlichen aber zu 
bufden. Hieraus. folgt aber Zweierlei. Einmal, daß das Gefch 
binfichtlich der Art und Ausdehnung des Zwangsmittels auf 
die Art und Wichtigkeit der zu ſchützenden Anftalt Rückſicht zu 
nehmen bat. Je wichtiger und unentbehrlicher der durchzuſetzende 
Zwed ift, deito höher darf der angebrohte Zwang fteigen, unter Um⸗ 
ſtaͤnden ſelbſt bis zum Tode des Wibderſpenſtigen 20). Zweitens aber, 
daß ein khatſächlicher Widerſtand gegen eine polizeiliche Anordnung 
unter keinen Umftänben geduldet werden kann. Je nach dem Maaße 
des Widerftandes muß auch die ihn bezwingende Gewalt bed Staa» 
tes bemefjen werben; der Gegenſtand be urfprünglichen Befehles 
kommt dabei gar nicht mehr in Betracht, und es koͤnnen daher auch 
bei eimer an fich unbebeutenden Veranlafjung gegen eine offene und 
gewaltfame Wiberfeglichfeit felbft die Auferften Mittel angemwenbet 
werben, benn es fteht In folchem alle bie ganze Grundlage bed . 
Staates, nämlich bie Unterorbnung beö Einzelnen unter den geſetz⸗ 
lichen Staatswillen, in Frage Jedes Organ des öffentlichen 
Willend hat nicht nur das Recht fondern auch die Pflicht, feine 
Aufgabe mit allen ihm verliehenen Mitteln durchzuführen, und es 
iſt Sache des Bürgers einen Ungehorfam zu zeigen, zu beffen 
Ueberwoindung die ganze Webermacht der vollziehenden Gewalt auf: 
geboten werben müßte. Eine Verantwortlichkeit kann ben Beamten 


9) ©. J. 3 Moſer, Verſuch, Bd. IV, ©. 831; Klüber, Vöollerrecht, 
©. 839; Shmelzing, Pract. europ. Böllerreiht, Bb. IL, ©. 249 fg. 

10) Sine Aufzählung ber verichiedenen polizeilichen Zwangämittel f. bei 
Globig, a. a. D., ©. 4 fg.; wobei jeboch theild-zu bemerken ift, daß Globig 
2 die Rechts⸗Polizei in fein Syſtem aufgenommen, und alſo auch darnach 

feine Zwangsregeln berechnet bat, theils aber, daß derſelbe nur Strafen, nicht 
aber auch bie unmittelbaren Zwangsmittel zur Beobachtung ber Poligei-Borjäriften 
aufführt. Letzteres ift eine offenbare Lücke. 
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nur dann treffen, wenn er in feinen Zwangsmitteln weiter gleng, 
al3 zur Erreihung bed Zweckes nöthig war, (wozu natürlich and 
Anwenbung von Gewalt nach erlangtem Erfolge gehört,) oder wenn 
er durch fehlerhaftes Benehmen von feiner Eeite unndihiger⸗ und 
ungeſchickterweiſe die Leidenfchaften der zum Gehorfame Aufzu⸗ 
fordernden reizte; niemals aber wegen ber Durchführung einer 
gefeglichen Anordnung an fi 12). 

Der anzuwenbende Zwang kann übrigens von breifacher Art 
fein. Enweder beftcht er in einer directen Nöthigung bed Unge⸗ 


11) Val. Stein, BVerwaltungslehre, Bd. I, S. 210 fg. — Unzweifelhaft 
gehört richtiges Verhalten bei Widerſtand gegen amtliche Anorbnumgen zu ben 
ſchwierigſten Aufgaben ber PVolizeibehörben. Nicht fowohl was bie Grunbfäk 
betrifft, — diefe find einfach und unzweifelhaft, — fondern weil mit Recht einer 
Seits von allen Organen bed Staatswillens eine firade und muthige Durch⸗ 
führung ihres jeweiligen Auftrages geforbert wirb und halbe Maaßregeln ober 
nar abgetrotztes Zurüdweichen ihnen und dem ganzen Staate zu großen Rade 
theile gereichen Fönnen, anderer Seits aber es als ein Beweis von Unfähigfet 
zu dem anvertrauten Dienfte angefehen werden Tann und muß, wenn ein Be 
amter unterlaffen hat, durch ein ben Umſtänden und Berfönlichkeiten angemeſſenes 
ges Benehmen ben Eonflict zu vermeiben oder ihn wenigftend anf ein weniger 
gewaltfame® Maaß zu vermindern. Die Schwierigkeit it um fo größer, als 
unvermeibli ein felbftftändiges Handeln nicht felten bei ganz untergeordneten 
und auf einer tiefen Bilbungsftufe ſtehenden, alfo leicht aud zur Selbftbeherrichung 
und richtigen Beurtheilung der Sachlage wenig befähigten Organen vorkomen, 
und weil ebenfo unvermeiblih, wenn auch ganz unverfländig, das Gefühl ber 
Menge fih nicht für den in Pflicht und Recht handelnden Beamten, ſondern für 
ben Beſchädigten erflärt, wen ein aus einer unbebeutenden Veranlaffung ent 
ſtandener thällicher Widerſtand eine ſchwere Beſchädigung oder gar Tödtung zu 
Folge hatte. Hier bleibt nichts übrig, als zwar ben im Rechte geweſenen Be 
amten unter allen Umftänden mit vollſter Anerkennung und Thatkraft zu fchänen, 
aber auch durch eine ftrenge Ueberwachung und Amtsanmeifung fowohl im A: 
gemeinen als im einzelnen Falle das Vorkommen von unerlaubter weil unnöthiger 
Gewaltanwendung oder gar von Brutalitäten möglichſt zu verhindern zu fudhen, 
gegen wirkliche vorgelommene Fälle von Amtsmißbraud die ganze Gtrenge 
ber Geſetze aufzubieten, im Uebrigen von einer Verbreitung richtiger Grundfäge 
über Rechte und Pflichten der Staatsbürger eine Verminderung von fehlerhaften 
Berbalten ſowohl von Seiten ber Beamten als ber Bürger zu erwarten. Nidt 
überfehen darf dabei werben, daß je mehr ein Volk an den Gebrauch gefetlicher 
Freiheit gewöhnt, je geläufiger ihm namentlich die Benützung bes verfaffungs 
mäßigen Rechts ber Befchwerbeführung und ber Preßfreiheit if, befto weniger bafielbe 
geneigt zu ungeſetzlicher Selbſthülfe und zu geweltſamer Widerſetlichkeit gegen 
obrigkeitliche Befehle fein wird. 
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rſamen zu Erfüllung der Vorfchrift, 3. B. in thatfächlicher Zu⸗ 
ſckweiſung an einem Peitcorbon, in Nöthigung eines müßigen Zus 
yauerz zur Theilnahme an den Anftalten gegen Brand oder Waſſers⸗ 
tb, in Vernichtung gefälichter Lebensmittel, u. dgl. Ober aber wird 
mang dadurch ausgeübt, daß der Polizei-Beamte die vom Geſetze 
botene, vom Bürger aber unterlaffene Handlung an feiner Statt 
nd auf feine Koften und Werantwortlichleit vollbringen läßt; fo 
DB. den Todtichlag eined von einer anftedlenden Krankheit er: 
iffenen Stückes Vieh, das Niederreigen eines feuergefährlichen, eines 
‚gen ben Bauplan einer Stadt errichteten oder die Schifffahrt hem⸗ 
enven Bauwerkes. Endlich dritten kann eine Strafe nach voll 
achter ungehorfamer Handlung, fomit theil® zum Wiedererſatze 
3 zugefügten Schadens, theils zu künftiger Abſchreckung, verhängt 
erben. — Die Anwendung bed einen ober des andern biefer 
wanggmittel hängt davon ab, ob bie Uchertretung eines Polizei⸗ 
feed unmittelbar fchäbliche Folgen haben würbe, ober ob 
ır etwa in Folge einer Straflofigkeit ungefühnte Beſchädigung 
id Mißachtung der Einrichtung eintreten und dadurch der Genuß 
m Vorteilen verfümmert würde. Im erfteren Zalle ift thatjäch- 
he Nöthigung zur Unterlaffung oder Erfüllung, im lettern eine 
uchfolgende Strafe zwedtmäßig. In dem einen wie in dem anderen 
alle kann übrigens allerbingd der zu Zwingende verlangen, darüber 
Her geftellt zu fein, daß wirklich ein Staatzwille gegen ihn gel: 
nd gemacht werde, nicht aber blos eine Handlung individueller 
zillkühr ftattfinde. Es muß aljo der Befehlende einen Auftrag zu 
iner Forderung nachweifen. Dieſes gejchieht denn nun entweder, 
id zwar fo oft dieß der Natur der Sache nach möglich ift, durch 
ne befondere fchriftliche Urkunde, welche von einer zuftändigen Be⸗ 
rde andgeftellt ift, oder ed muß wenigftend ein allgemeiner, durch 
ftgeftellte äußere Zeichen der Amtsgewalt nachgewiefener Auftrag 
handen fein 12). 


12) Mit Recht macht hierauf aufmerkſam Stein, Verwaltungslehre, ®b. I, 
‚201 fg. — Zu diefen Außen Zeichen eines allgemeinen Auftrages gehört 
nn 3. ®. der Stab des englifchen Gonftables, bie Mebaille bes franzdfiichen 
lizeiagenten, bie Uniform des Gensbarmen, Polizeidieners u. |. w. 


Bon großer Wichtigkeit ift die Beantwortung der Frage, eb 
bie Poliz ei⸗Behoͤrden dieſe verfchiebenen Arten von Swangdmiten 
anzumwenben berechtigt find ? 

Hinfichtlich ber beiden erſten Arten ift Kein haltbarer Grund 
aufzufinden, ihnen bie Befugniß zu verweigern. Auch ſpricht für 
ſie noch beſonders die ihnen beiwohnende Sachlenntniß, fo wie bie 
oft eintretende Nothwendigkeit einer moͤglichſt ſchnellen Wollziehung 
der Anordnungen. Unzweifelhaft erfordert jedoch einer Seits die 
Billigkeit gegen die Bürger, andererſeits bie nothwendige Fehr 
ſtellung ber Zuſtaͤndigkeit und ber Verantwortlichkeit der Polizer 
beamten, daß auch bie Berechtigung zu dieſen unmittelbaren Zwangẽ⸗ 
mitteln im Geſetze ausgeſprochen unb angebroßt fe. Und von 
felbft veriteht fi, daß der ausführende Beamte für bie won ihm 
getroffenen Maaßregeln verantwortlich bleibt, ſei es, daß er durch 
Schwäche umb unzwechnähige Wahl hinter feiner Aufgabe zurid: 
blieb, fei es, daß er unndthig hart und gemwaltthätig verfuhr. Von 
Berufung an höhere Stellen mit Sufpenfiverfolg kann freilich da 
keine Rede fein, wo Gefahr auf dem Verzuge ficht, oder über 
- Haupt nur augenbliclicher Vollzug den Zweck erreichen Tann. 

Sehr beftritten ift es aber, ob die Polizei⸗Behoͤrden auch das 
Recht haben follen, Strafen zu erkennen. — An und für id if 
allerdings nicht abzujehen, warum die Beſtrafung wegen Ueber⸗ 
tretung eine? PolizeisGefees nur von den Berichten follte aus 
geſprochen werben können, indem diefe nur zur Verhinderung bei 
widerrechtlihen Willens der Menfchen vorhanden find, nick 
aber dazu, um jede Geſe tzwidrigkeit zu verhindern 19). Wach find 
18) Eine Hauptquelle ber Verwirrung in den Anſichten über bie Rechte ber 
Juſtiz befteht barin, daß Rech ts widrigkeit und Geſet widrigkeit als gleichbe 
deutend genommen wird, was aber durchaus nicht ber Fall iſt, denn es gikt 
hundert Geſetz e s übertretungen, durch welche kein Recht eines Einzelnen ober 
ber Geſellſchaft verlegt, ſondern blos eine nuͤtzliche Einrichtung geſtort ober bes 
droht, allenfalls ein Intereſſe verlegt wird. Wellen Recht wird z. B. weriekt, 
wenn Jemand ohne Paß reist, ober ohne Haufirſchein handelt, ober wenn ein 
beherbergter Fremder nicht angezeigt wird, u. |. w.? Warum ſollen ımm bie 
Berichte ſolche Geſetze handhaben ? Sie ſind ja nicht zur Voliredung alla 
beufbaren Staatſseinrichtungen, ſondern lediglich zur Auftechterhaltung der Rechts⸗ 
ordnung beſtimmt. — A. M. if z. B. Grävell, Weber Höhere, geheime mub 


wohl vie gewöhnlich angeführten Gründe, naͤmlich vie ſchuͤtzenven 
Formen ver Gerichte und bie größere Unpartheilichkeit derſelben 
keineswego fo unbeftreitbar, als man fie barftellen möchte. Die 
erficren Tonnen auch bei dem Strafverfahren der Polizei-Behörben 
eingeführt werten. Die größere Unpartheilichkeit aber iſt eine bloſe 
unbewieſene Annahme, denn warum follte bie richtende Polizei 
Behörbe parteiiſch und ungerecht geftimmt fein, da es ſich ja nicht 
von Privatangelegenheiten der Mitglieder, ſondern nur von ber Er 
fuͤllung einer Amtöpflicht, bei ihnen fo gut wie bei den Gerichts⸗ 
beamten, handelt 1%)9% Ueberdieß dürfte bie ‚größere Sachkenntniß 
ber Männer vom Fache fehr wohl in Anfchlag zu bringen fein. 
Dagegen laͤßt ſich freilich auf der andern Seite nicht Täugnen, daß 
bei dem Polizei⸗Beamten die perjänliche Unabhängigkeit von Ein⸗ 
fiäfien der höhern Staatsbehörden ober bed Staatsoberhauptes 
felbft keineswegs in dem Grabe vorhanden tft, noch fein kann und 
barf, wie bei dem Gerichtäbenmten; daß alfo der Bürger in biefer 
Beziehung auf eine rückſichtsloſe Entſcheidung ſeiner Sache nicht 
mit berjelben Juverficht rechnen kann, wie bann, wenn er vor einem 
Gerichte ftcht. Als Nebenpuncte find auch noch in dieſe Wagſchaale 
zu legen: der große Drang der Geſchaͤfte bei den Polizel-Stellen, 
weiche eine weitläufige Behandlung der Straffachen Taum zuläßt; 
fobann die geringere Befanntfchaft wentgftend mancher Polizei⸗Veamten 
mit den Srunbjähen bed Rechtes überhaupt und bed Strafrechtes 


Sicherheits⸗Polizei, &. 171 fg.; Zimmermann, beutfche Polizei, Bd. M, 
&. 699 fa., (mit veiner petitio prineipli.) Wenn aber Heffter, (Arch. des 
Grim. Nechis, 1843, ©. 112 fg.) das Strafrecht bei Woligels Vebertretumgen für 
die Gerichte deßhalb verlangt, weil bie Berledung eines Polizei-Gefetzed immer 
ein unrechtlicher Wille negen bie Geſammtheit fe, fo wäre der Schluß ganz richtig, 
wenn «8 bie Borausfehung wäre. Allein dem tft offenbar nicht fo. Bei Nichts 
Wefolgumg von Pollzeigeſehen ift von einem Willen, bie rechtlichen Anſprüche ber 
Geſammtheit zu kränken, wohl kaum je die Rebe; fondern es ift lediglich Uns 
sehorfam gegen ein Geſed vorhanden, welches man in Megiehumg auf ſich ſelbſt 
laſtig ober aberhaupt Aberfluſſig erachtet. Findet wirklich bei Mebertretimg eines 
Polizeigeſehes eine Kechtaverletzung bed Staates ober Einzelner flatt, dann mag 
deßhalb Immerhin bas Gericht einfchreiten. 

14) Diefer Anſicht IR auch Henrich, Theorie ber POL. „©. 287 ® : 
Emmermann, Ueber ben Begriff: bes Polizei, ©. 29 fg. 
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Insbefondere. Geht man nun von dem Grunbfate auß, daß ber 
Bürger eines Nechtöftanted vor allen Dingen Sicherftellung feiner 
Nechte verlangen darf, und daß mit der Befriedigung dieſer Forde⸗ 
rung der Vortheil einer folgerichtigeren formellen Durchführung ber 
Etaatzeinrichtung, jo wie größerer Schnelligkeit ber Verwaltung, 
nicht in Vergleichung geftellt werben kann: fo tft wohl die Anficht 
gerechtfertigt, daß die Straffälle wegen Uebertretung von Polizei⸗ 
Geſetzen Gerichten zu überlaffen und von biefen, entweber auf 
Anzeige einer Privatperfon ober der zunächit betbeiligten Polizel⸗ 
Behörde, nach den allgemeinen Grunbfägen und Formen des ge 
richtlichen Verfahren zu behandeln feien 15), Dabei find bem 
zweierlei Einrichtungen möglich. Entweder können bie gewöhnlichen 
Strafgerichte damit beauftragt werben; ober mag eine eigene Ab⸗ 
theilung von Polizeigerichten, wenigftend in erfter Inſtanz, errichtet 
fein... In dem einen wie in dem andern -Falle aber find nicht 
eiwa nur bie, nach der Höhe und Art ver Strafe bemeſſenen, bebeuten- 
deren Fälle an bie Gerichte zu verweilen, ſondern alle, bei welchen 
überhaupt von einer eigentlichen Strafe die Rede ift, dba auch bie 
Möglichkeit eines kleineren Unrechtes zu vermeiden ift, und über 
haupt die Schwere einer Strafe mehr nach dem fubjectiven Gefühle 
und äußern Stellung bed Betroffenen, ald nach einem unwandel⸗ 
baren Maaßſtabe bemefjen werden muß. Doch darf diefe. gericht 
liche Behandlung nicht übertrieben werben bis zur Zuweiſung 
jeber Heinen Geldbuße. Die Zahl der ganz unbebeutenben, ſtündlich 


15) Mit vielem Scharfſinn vertbeidigt Mayer. (Grundzüge bed polizeil 
Strafrechts,) ben Anfpruch ber Polizeibehörden auf Ausübung bes Strafrechtes. 
Jede Kategorie von Behörben müffe mit den Mitteln zur Durdführung ihrer 
Aufgabe verfehen fein, fonft fei fie abhängig von denen, bei welchen fie Hülfe zu 
fuchen habe, und ohne Anfehen gerade in Notbfällen. Insbeſondere würde bie 
Bolizei von. ben Berichten nur Buchftabenrecht und Ieblofe Form erhalten, baburd 
aber gelähmt werben: Deſſen unerachtet ift Mayer doch auch für Uebertragumg 
ber fchweren Polizeiftraffachen an bie Berichte, und zwar wegen des Mißtrauen 
in bie Unabhängigkeit der Polizeibehörden. Wenn er aber der Polizei bie Unter 
ſuchung aud in ſolchen Fällen vorbehalten will, fo iſt bieß einmal gegen be 
Zweck ber Uebertragung, fobann würde es biefelbe Teicht in noch größere Node 
theile bringen. Weit richtiger ift es, wie das badifche Polizeiftrafgefeg von 1863 
thut, dem Polizeibeamten bie Rolle bes öffentlichen Anklägers zu übertragen. 
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fi) ereignenden und !mit einer ganz unbedeutenden Gelbbuße beleg- 
ten Polizei⸗Uebertretungen ift zu groß, als daß nicht burch eine 
gerichtliche Behandlung berjelben eine Weberhäufung ber Richter, 
durch das Mißverhältniß der Ergebniffe zu der Aufwendung ber 
formellen Einrichtung faft eine Lächerlichkeit, endlich durch die Ver⸗ 
zoͤgerung ber Urtheile eine nachtheilige Schwächung des Anfehens 
der Polizei⸗Geſetze eintreten müßte. ferner ift der große Zeitverluft 
zu. bebenfen, welcher ben Polizei-Beamten zugienge, wenn fie jede 
Kleinigkeit, anftatt fie fogleih ganz abmachen zu können, erft mit 
einem bie Geſchichtserzaͤhlung enthaltenden Strafantrage an bie 
Gerichte zu übergeben und bei biefen zu ‘vertreten hätten. Gegen 
die Möglichkeit einer ungerechten Behandlung mag ein Berufungs⸗ 
recht an ein Gericht ſchüͤtzen 1°). 

Kaum der Bemerkung bedarf es übrigend, daß auch bei ben 
Straferkenntniſſen wegen ‘Bolizeivergehen, wer nun biefelben zu 
fällen habe, wejentlich nad den Grundſätzen des Strafrechted und 
des Etrafverfahrend zu verfahren if. Nur jolche Strafen alfo, 
welche zum vorauß, von den verfaflunggmäßig dazu ermächtigten 
Behörden und in ber gefeglich vorgefchriebenen Weile, angebroht 
find, dürfen zum Vollzuge gebradht werden 2). Das Gefet ift 

16) Aus biefen Gründen iſt denn auch felbft von denjenigen Geſetzgebungen, 
welche alle irgenb bebeutenberen Webertretungen von Polizei-⸗Geſetzen an die Ge⸗ 
richte verweifen, (wie 3. B. von ber englifchen und ber franzöfifchen), wenigſtens 
an eigene Polizeigerichte eine Abrügung der unbebeutenberen Straffälle durch die 
Polizei⸗Veamten geftattet worden. — Uebrigens verfteht ſich, baß die Ucherlafiung 
ber geringeren Polizei-lebertretungen keineswegs zu verwechfeln iſt mit der Be⸗ 
Rrafung geringerer Recht s verletzungen. Wenn Iebterer ebenfalls nicht felten 
ben Bolizei: Behörden unter dem — bier völlig unrichtigen — Namen von „Pollzeis 
Bergehen” übertragen ift, fo ift dieß völlig unſtatthaft. &. hierüber unten, $. 8. 

17) Ueber die Nothwendigfeit einer gefeg lichen Feſiſtellung auch ber Strafen 
wegen Polizei-Bergehungen f. oben, S. 46. Schwer zu begreifen ift, wenn ſelbſt 
theoretifch die Verhängung nicht gehörig, vielleicht gar nicht, angebrohter Polizei⸗ 
trafen vertheibigt und felhft als eine Nothwendigkeit bargeftellt werden will; fo 
+ B. von Funke, Weſen ber Polizei, S. 66 fg., welcher eine folche Beftrafung 
gerechtfertigt findet bei allen Handlungen, welche ben Character der Strafbarkeit 
unbedingt an ſich tragen, und von Mayer, Grundzüge, S. 82 fg., welcher eine 
befondere Strafandrohung überflüffig findet bei Handlungen, welchen fchon das 
gemeine Bewußtfein bie Strafbarfeit zuerfenne. Hier bebarf es doch gar feines 
Beweiſes, baß jeder beitebigen Willführ Thüre und Chor gedffnet wäre; und 
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nach) den Regeln der Auslegung anzuwenden und darf samentlich 
nicht willführlich auögebehnt werben 79). Die allgemeinen Grund⸗ 
füge über Zurechnungsfähigkeit kommen zur Anwendung. Dem zu 
Beſtrafenden muß binlänglihes Gehör und die Anwendung ber 
nöthigen Bertheibigungd- und Beweig- Mittel vergoͤnnt fein. Wenn 
bie Einrichtung won Sautionen zur Bejeitigung einer Unterfuchungs- 
baft überhaupt im Staate beiteht, jo wird es bei Polizei⸗Vergehen 
ganz beſonders zur Anwendung zu bringen fein. Dagegen wird 
freilich der Unterjchieb zwijchen culpofen und bolojen Handlungen 
bei Polizeislebertretungen nicht ftattfinben koͤnnen, weil es fich nich 
von der verhältnigmäßigen Beilrafung eines unrechtlichen Willens, 
ſondern nur von der thatfächlichen Aufrechthaltung einer Staats-An- 
ftalt handelt 29). 


zwar theils in Betreff ber ganz fubjectivem Ermeſſen —* einzelnen Pollzetrichters 
überlafienen Einreihung beliebiger Handlungen in bie Kategorie ber fon nah 
natürlichem Gefühle Rrafbaren, theils hinſichtlich des Strafmaaßes. Der Hödfe 
Grab von VBegrifföverwirrung ift ed aber, wenn gar Grävell, a.a. D., ©. 178, 
der Polizei bie Beſtrafung folcher Vergehen überlaffen will, welche daß Strafgeſeb 
Aberſehen babe. Wer gibt bem Stante überhaupt bas Recht, eine nicht verbetene 
Rechtsverlegung zu betrafen? Und wie foll gerade bie Polizei dazu kommen, 
eine ſolche Strafe zuzuertennen ? 

18) Vergl. Globig, Von dem gerichtlichen Verfahren in Polizei = Saden, 
in f. vier Bugaben zur Abhandlung von ber Grimimalgefehgebung, Altenburg, 
1985; Emmermann, Ueber Polizei, ihren vollſt. Begriff a. |. w. &. 151-810; 
Mayer, Grunpzüge bed polig. Strafrechtes. Heilbr., 1848. 

. 19) Aush gegen biefe Forderung find Einwendungen gemadıt worben. Maher, 
a. a. Q, erklact ea für unausführbar, nicht auch nad) bloſer Analogie Polize⸗ 
Brafen ananfogen ‚ ba bie Polizeiftvafgefeße nicht genägenb vollſtändig nub auf 
allgemeisse Geunbfäge zurüdgeführt fein können, bie polizeiliche Wirkſamkeit aber 
ber täglich wechſelnden Yorberungen bes Lebens genügen müße. Deßhalh will a 
denn zwar Teine Analogie anwenben, wo bie ®efetgebung ausnahmsweiſe rim 
Begriff genau beftimmt babe; wo das Geſetz bem Bürger eine pofitine Verbind⸗ 
Uchkeit auflege; endlich wo nur eine einzelne beftimmte Form einer Saublumg 
für gemeinfchäblich erachtet fei: in allen übrigen Fällen, in welchen eine Gefahr 
in gleicher oder höherer Weife drohe, wie bie ausbrüdlih durch ein Gtrafgeie 
befänpfte, fol analoge Ausdehnung geftatiet ſein. Hier ift num nber einfach m 
erwidern, bag gar fein Grund einzufehen if, warum die Polizeiftrafgefeisgeiuug 
nicht ſollie allgemeine Grundſätze aufftellen und bie verſchiedenen Arten ven ge 
wmeinfhäblihen Handlungen unter leitende Gefichtspuncte bringen Fönnen. Arh 
bie Rechtsſtrafgeſetze beſtanden anfänglig in einzelnen Strafanfäheng bei fert 
ſehreitendex Bildung unb an ber Hand ber Erfahrung bat man aber gelenat, Be 
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8. 8. 
8) Bechältuiß der Polizei zu deu Übrigen Theilen des Etentösrganiäund. 


Bielfacher Streit herrſcht über das PVerhältnig ber Polizei zu 
ben Übrigen heilen des Staatsorganismus. Da aber bie Veran⸗ 
laſſung dieſer Meinungsverſchiedenheit lediglich in Unklarheit ber 
Grundbegriffe, in unrichtigem Sprachgebrauche, oder in Verwechs⸗ 
fung poſitiver, zum Theile ganz verkehrter, Einrichtungen mit 
theoretifchen Süßen zu fuchen ift: fo mag eine Schlichtung leicht 
vorgenommen werben durch richtige Aufrechterhaltung der bisher 
gewonnenen Säbe ). 

Eine Feſtſtellung der Gräugen ift nach zwei Seiten bin noth⸗ 
wenbig, gegen die Mechtäpflege und gegen bie Kinanzen ; bie übrigen 
Theile der Stantötkätigkeit; nämlich das Heerweſen und die auf bie 
Beſorgung der Berhälinifie zu fremben Staaten gerichtete Thätig⸗ 
keit, ftehen zu ferne, ald daß gegenüber von ihnen ein Zweifel und 
ein Zufammentreffen der Zuftänbigfeit ftattfinden Lönnte. 

1) Verhältniß der Polizei zur Rechtspflege. 

Der berüchtigte Streit darüber: was Juſtiz⸗ und was Polizei⸗ 
Sache jet, ift dadurch fo verwirrt geworben, daß zwei wefentlidh 
verfchiedene Tragen als gleichbebeutend angenemmen unb durch ein⸗ 
ander geworfen worden find; nämlich erſtens die Frage: welche 


nach Kategorieen zu ordnen unb fo die für jede derſelben erforberlichen Beftimmungen 
za treffen. Gleiches kann und muß auch bei ben Polizeiftrafgefehen gefchehen, 
unb iſt fogar zum Theile bamit ſchon ein ganz guter Anfang gemacht. Etwaige 
BR Veberfjehen find ein geringeres Uebel, ala eine grunbfahlofe Straf: 
gewalt.· 


1) Es wäre eine mit dem. mbglichen Nutzen in gar keinem Verhältniſſe 
ſtehende Arbeit, den ganzen Literatur⸗Wuſt über bie vorſtehende Frage aufzuführen, 
ober gar alle einzelnen Deinnugen kritiſch zu beleuchten. Wo ed an Karen oberfien 
Begriffen fehlt, (wie dieß in der Regel hier der Fall ift,) kann eine Polemik nur 
unerquidfich und nicht der Mühe werth fein, wo aber in Betreff ber oberften 
Auffaffungen von Staat und Staatszweck von verfchiedenen Grundfägen ausge: 
gangen wirb, iſt bie Gewinnung eines Verſtändniſſes von vorneherein hoffnungslos. 
Contra prima principia negantem non est disputandum. Hier bleibt nur 
übrig, bei ber eigenen als richtig erfannten Auffaffung ftehen zu bleiben und fie 
folgerichtig zu entwideln. — Weſentlich übereinftimmend, freilich in gefchmadicz 
breiter Darſtellung, ift Zimmermann, Deutfche Polizei, Bb. III, S. 699 fg. 
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Handlungen ber. Stantögewalt theoretiich bem Gebiete ber Rechts⸗ 
orbnungöpflege, und welche der polizeilichen Thätigkeit angehören ? 
und die zweite Frage: welche Art von Behörden zu enticheiden 
babe, wenn ein Streit in Betreff einer polizeilichen Einrichtung 
entftcht? Um zu Haren Sägen zu kommen, ift es vor Allem 
nöthig diefe beiden Fragen zu trennen, indem biefelden zwar mit 
einander in Verbindung ftehen, aber doch keineswegs aus dem Weſen 
einer Angelegenheit an ſich auf die Zuſtändigkeit ber mit ihr im alle 
eined Streited möglicherweife befchäftigbaren Behörde, oder umgekehrt 
aus diefer Behörde auf jenes Weſen gefchlofien werben kann. - 
a) Was nun, zuerit, die Frage betrifft, welche Gegenftände 
der Staatsthätigkeit nach allgemeinen Grundfägen der Nechtäpflege, 
welche aber der Polizei angehören ? jo hängt deren Beantwortung 
einfach ab von der Feititellung des StaatZbegriffes und des Staat: 
zweckes, als welche oberſte Sätze maaßgebend find für das Weſen 
und ſomit auch für die Graͤnzen der verſchiedenen Arten der ſtaat⸗ 
lichen Thätigkeit. Wenn daher der Zweck des Rechtsſtaates — und 
nur von letzterem und feinen Einrichtungen ift hier bie Rede — darin 
beiteht, die fämmtlichen erlaubten Lebenzzwede bed Volkes zu für 
bern; und wenn hierzu theild Schuß gegen unrechtlichen Willen 
und Unterftüßung bei mangelnder Kraft erforderlich. ift, (|. oben, 
6. 1 und 2): fo ergiebt fich die Beantwortung jener Frage ganz 
von ſelbſt. — Die Rechtspflege umfaßt nämlich ſämmtliche 
ftantliche Handlungen und Einrichtungen, deren Gegenftand mög 
liche ober bereit eingetretene unvechtliche Beſtrebungen von Staals⸗ 
genoffen, fomit Störungen der Rechte der Gefammtheit oder Einzel 
ner, find; aber auch nur dieſe. Sie begreift alfo die Anstalten, 
welche dazu beitimmt find, Nechtöverlegungen vorzubeugen (Pre 
ventiv⸗Juſtiz); fie hat, wenn zmei Privaten im Ungewiffen und 
Im Streite find, wie weit ihre gegenfeitigen Forderungen und 
Verbindlichkeiten gehen, diefen Streit nach vorgängiger Unterfuchung 
ben beftehenden Gefegen gemäß zu enticheiden (Civil-Juſtiz); fie hat 
endlich, wenn Einer gewaltfam bie Rechte des Andern verlegte, fo 
viel möglich den materiellen und intellectuellen Schaden wieder gut 
zu machen, die gejeßlihe Strafe zu erkennen und auszuführen 
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(Criminal⸗Juſtiz). Handelt es fich dagegen bei einer ftaatlichen 
Thätigleit von Befriedigung von Intereſſen und von der Wegrän- 
mung übermächtiger äußerer Hinderniffe, deren Befeitigung ver 
Einzelnkraft unmöglich wäre, dann tritt bie AZuftänbigfeit ber 
Polizei ein. 

Dieſes Mare Verhaͤltniß darf man fich denn namentlich nicht burch 
zweierlei in der Wirklichkeit Häufig vorkommende folgewidrige Staats⸗ 
einrichtungen verwirren laſſen. Einmal nicht durch die gewöhnliche 
Uebertragung eined großen Theiled der Präventiv-Juftiz an bie Polizei⸗ 
Beamten unter dem jonderbaren Namen der ‚Rechts⸗Polizei“. Zweitens 
nicht durch die Weberlafjung der Beitrafung Fleinerer Rechtsvergehen 
an biefelben Beamten, unter dem noch verfehrteren Namen von 
„Polizei⸗Vergehen“. Diefe Einrichtungen find leicht als theoretifche 
Unrichtigkeiten zu erweifen, und mögen felbft als ein practifches Aus⸗ 
kunftsmittel kaum vertheibigt werben. 

a) Was nämlich die Mebertragung der Präventiv-Juſtiz 
an bie Polizei-Beamten betrifft, fo ſpringt in die Augen, daß bie 
Verhütung entweder beitimmter einzelner Vergehen oder überhaupt 
ber Rechtsſtörungen an ſich wejentlih Sache der Rechtspflege 
ift, und alfo folgerichtig auch Organen derfelben übertragen fein 
muß. Es iſt durchaus nicht einzufehen, warum Rechtsbehoͤr⸗ 
den nicht, eben fo gut als fie die Vormundſchaften, Mundtodter⸗ 
Härungen, das ganze Inventur⸗ und Theilungsweſen zur Vor⸗ 
beugung möglicher Rechtöverleßungen beforgen, auch die Vorkehrungen 
‚zum Schuße ded Staate, 3. B. dad Verbot geheimer Gejellichaften, 
ferner Anftalten zum Schuße der Einzelnen, 3. B. die Anftalten 
gegen Vaganten, Jauner, oder die Verwendung ber Genddarmerie, 
ausführen konnten und follten. Sm allen biefen Fällen handelt es 
fich Tebiglich von Rechten. Diefe zu fchügen tft aber nicht Sache 
ber Polizei; und der Hauptgrund, warum bie genannten Gejchäfte 
ben. Polizei-Beamten übertragen find, nämlich ihre größere Beweg⸗ 
lichkeit und der Beſitz zahlveicherer und wirkſamerer Mittel, ift ein 
rein Auferficher und wohl keineswegs von der Vebeutung, daß eine 
jo große Verwirrung in die Zuftändigkeitäbeftimmungen gebracht 
werben follte. Jedenfalls aber Kann eine ſolche in ber Wirklichkeit 


v. Mohl, Polizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 
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/ find bei einer Klage über Eigenthumdverlegung, die Strafgerichte 
bei Befchuldigungen einer vwerbrecheriichen Vergewaltigung, verfteht 
fi von ſelbſt. Ebenjo, daß ed Sache des Gerichted iſt, fich von 
ber betreffenden Polizeibehörve ein Gutachten ftellen zu laſſen, wenn 
ihm felbft Sinn und Tragweite der zum Streite Beranlafjung ge 
benden Polizeimangregel unklar ift °). 

PB) Aber au) der Staat kann mit einem Bürger ‚über bie 
Anwendung eine? Polizei⸗Geſetzes in Streit gerathen, und zwar 
ebenfall3 in doppelter Weile. Einmal nämlich, wenn ber Bürger 
fich des Gehorfames gegen eine Polizei-Berfügung weigert, weil er 
berechtigt ſei zu feiner von ber Polizei angefochtenen, ypofitiven 
oder negativen, Handelsweiſe. Zweitens, wenn ber Bürger, ohne 
folchen Vorwand, einfach dad Geſetz nicht vollzieht. — In dem 
erften Falle liegt unzweifelhaft ein Nechtzftreit vor, und es ſteht 
fomit die Entfcheibung den Behörden der Nechtöpflege zu. Polizei 
behörben haben Teine Zuftänbigkeit zur Aufrechterhaltung ber Rechts⸗ 
ordnung, unb zwar nicht aus dem, zuweilen ganz verkehrterweiſe 
angeführten, Grunde, weil fie in eigener Sache urtheilen würben, 
jondern weil fie überhaupt zur Schlichtung ftreitiger Rechtsfragen 
gar ‚nicht beftimmt find. Allein mit biefer Zuweiſung biefer Art 
von Streitigkeiten an die Gerichte iſt noch keineswegs gejagt, daß 
bie gewöhnlichen bürgerlichen Gerichte zuftändig feiern; wielmee ' 
fommt bier die Frage über die Verwaltungs-Juſtiz zu 
Entſcheidung. Es ftehen fich Hier nun bie Meinungen noch immer 


Mühle unmöglich made. In einem zweiten alle beflagt fi ein fchon ange 
fellener Müller über einen zweiten Müller, baß er, fi) auf eine unrichtige Uns 
legung bed Geſetzes ſtühend, eine Handlung vorgenommen babe, welche fer, 
bes Klägers, Mühle zum Stillſtande bringe. Hier ift wohl Fein Zweifel, daß im 
erfteren Falle die Polizei, im zweiten bie Juſtiz zu enticheiben bat. 

5) Wenn Funke, Begriff ber Polizei, ©. 81, die Anſicht aufftellt, ba 
es ber Polizeibehörbe, zur Bewahrung ber Folgerichtigfeit und bes Anſehens ber 
polizeilichen Verwaltung, zuſtehen muſſe, den Berichten bie Auslegung eines Bofizd: 
geſetzes mit binbenber Kraft zu übermitteln: fo kann einer folhen, überdieß gem 
anomalen, Beeinträchtigung ber Selbfiftänbigfeit bes gerichtlichen Verfahrens nicht 
beigeſtimmt werden. Den aus unrichtiger, gerichtlicher Auslegung von Welle 
geſetzen drohenden Nachtheilen muß auf andere Weife, nämlich durch Gaftatient 
gefuche ober ſchließlich durch authentifche Auslegungen, abgeholfen werben. . 
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ſchroff entgegen. Die Einen find ber Anficht, die gewöhnlichen 
Gerichte Haben alle umb jede Klagen über Rechtsverletzung zu. ents 
fheiden, auch wenn der angeblich Verletzende bie Staatsgewalt ſei, 
fie ſprechen alfo auch im Falle einer Klage über eine angeblich 
vechtöverleßende Polizei Anordnung für die Zuſtaͤndigkeit der vegels 
mäßigen bürgerlichen Gerichte. Ihnen gegenüber ftehen biejenigen 
Rechtögelehrten und. Staatsmänner, welche der Anficht find, der ° 
Bürger könne gegen den Staat, wenn er ſich als Unterthan 
von ihm verletzt fühle, allervingd auch ein rechtliches Verfahren 
und einen auf Rechtsgründe geſtützten Spruch verlangen; allein 
hierzu feien bie gewöhnlichen bürgerlichen Gerichte, welche nur für 
Streitigkeiten der Bürger unter ſich vom Staate beftellt feien, ſchon 
grundfäglich. nicht zuftändig, es bebürfe vielmehr richterlicher 
Behörden, welche bad in folchen Fällen gleichmäßig zu wahrenbe 
Privatrecht und Öffentliche Intereſſe ungetrennt im Auge haben. 
Sie verlangen alſo eine eigene Verwaltungsgerichtsbarkeit, mit be⸗ 
fonderen Inſtanzen und einem dem Zwecke angemefjenen Verfahren. 
Diefe letztere Anficht, welche immer mehr auch unter den Deuts 
chen Zuftimmung erhält, hat namentlich das für fih, daß ba- 
durch die Gefahr befeitigt wird, bloje Verwaltungsftellen Tebiglich im 
einfeltigen Intereſſe des Staates die Streitigkeiten über Unterthanen- 
gehorfam am. fich ziehen und entjcheiven zu fehen %). — Im ans 
deren Falle tft einfach die Frage zu entfcheiden, ob die Polizet das 


- 6) Allerdings iſt bie Frage Über bie Zuläffigkeit einer Berwaltungßs 
Juſtiz immer noch ein Zankapfel umter ben Theoretifern, während bie Praxis, 

mit Ausnahme fehr weniger Staaten, ſchon längft für biefelbe entfchieben bat; 
doch neigt fi ber Sieg mehr und mehr der Anerkennung eigener Gerichte für 
Berwaltimgäftreitigkeiten zw. Hinfichtlich ber fehr zahlreichen Literatur über dieſe 
Gtreitfrage ſ. meine Geſchichte der Staatäwifienichaften, und zwar, was bie 
franzöfifchen, faft ausnahmslos ber Berwaltungsjuftiz geneigten, Schriften betrifft, 
in 9b. III, ©. 207 fg.; die beutfchen aber, Bb. IL, ©. 330 fg. Lebteren mögen 
noch beigefügt werben: Stahl, Rechts⸗ und Staatslehre, 8te Aufl., ©. 651; 
Bluntſchli, Allgemeines Staatsrecht, Ste Aufl., ®b. I, S. 40 fg. — 
Glũcklicherweiſe iſt ber unüberlegte Art. 49 ber beutfchen Grundrechte, welcher 
alle und jede Verwaltungsjuftiz unterfagte, nicht zur Geltung gelommen. Mit 
Recht fand er ſchon In ben fpätern Reviſionsentwürfen einer Reichs⸗ ober Uniond- 


Berfaffung Feine Aufnahme. 
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Mecht habe, ihre Anordnungen mit Zwang burchzufeben, wenn ber 
Ungehorfame felbft nicht. einmal behauptet, ein Recht zu haben 
Daß bier die betreffende Polizeibehoͤrde allein zuftändig ift, Tann 
einem Zweifel nicht unterliegen. ©. oben, $ 7, ©. 58fg. 
2) Das Berhältniß der Polizei zu den Finanzen 
Im Allgemeinen Tann eine Vermiihung der Befugniſſe biefer 
* beiden Berwaltungstheile nicht vorkommen, ba ihre Zwecke ganz 
verfchieben find, Nur in dem Falle, wenn eine vom Staate ange 
Iegte oder unterhaltene Anftalt zu gleicher Zeit zur Förderung ber 
Privatintereffen dient, in jo ferne aljo einen polizeilichen Charakter 
hat, dabei aber auch zur Vergrößerung bes öffentlichen Einkom⸗ 
mend benütt wird, kann ein Zweifel entftehen, welcher won beiden 
Verwaltungen fie angeböre, d. 5. ob die Förderung der ſtaatsbür⸗ 
gerlichen Intereſſen oder die Größe der Einnahme für die Staatk 
kaſſe als Hauptfache zu betrachten fei? Es wird hier wohl auf de 
Natur der Anftalt felbft ankommen. Iſt fie ihrem weſentlichen 
Charakter nach ein Befoͤrderungsmittel von Privatzwedien, fo ift fie 
unter die Leitung der Polizei zu ftellen, und dieſe Hat ohne Rüͤch 
ſicht auf Nebendinge die ganze Anftalt fo einzurichten umd zu lei⸗ 
ten, baß fie ihrer Hauptaufgabe entipricht; kommt dabei aber das 
polizeifiche und daB finanzielle Intereffe in Widerftreit, fo muß 
letzteres nachftehen, jo daß bie Finanz⸗Verwaltung eine ſolche Au⸗ 
ſtalt nur fo weit zu ihrem Vortheile benüben darf, ala es unbe 
ſchadet ihrer Hauptaufgabe gejchehen kann. ft dagegen umgeleht 
bie Einrichtung vom Staate in ber Abficht getroffen worben, um 
dem öffentlichen Schage eine Beihülfe zu verichaffen, und finde 
nur zufällig und gelegentlich auch eine polizeiliche Beziehung ftatt, 
bann fteht ber Finanzverwaltung der Vorzug ber Benübung und 
der Leitung zu °). 


7) So ift es 4. B. ein offenbarer Fehler, wenn ber Staat bie Poſt, die 
Landftraßen, Kanäle u. f. w. hauptſächlich als Finanzquellen bebanbelt, ba bick 
Anlagen boch offenbar polizellicder Natur find. Hat bagegen umgekehrt der Staat 
Tomanial:Bergwerfe oder Hüttenwerke und bergl., fo ift beren Hauptzweck bie 
Verſchaffung eines Einlommens, und eine etwaige Beförderung von Privatzweden 
durch jene Anftalten kaun nur ftattfinden, wenn fie nicht bem Ertrage bed Werkes 
zu viel Eintrag thun würde. . 


71 

Noch find dieſen ‚allgemeinen Grundfägen über die Vertheilung 
ber dem Staate zur Beforgung obliegenden Gefchäfte zwei nicht 
unwichtige Bemerkungen beizufügen. 

Einmal, daß es nothwendig ift, eine gefeßliche Einrichtung zu 
treffen zur Entſcheidung von Meinungsverfchiedenheiten unter ben 
Behörden jelbft über ihre gegenfeitige Zuſtändigkeit, alfo über bie 
jogenannten Competenz-Conflicte. Wie beitimmt auch 
Theorie und allgemeine gefeßliche Beitimmungen ben Geſchaͤftskreis 
ber verfchiebenen Abtiheilungen bed Staatsorganismus beitinmen 
mögen, fo. koͤnnen doch im wirklichen Leben Streitigleiten in ein- 
zelnen Fällen entftehen, fei ed daß zwei verjchiebenartige Behörden 
die Behandlung und Entſcheidung befjelben Falles für fih in An⸗ 
Spruch nehmen (pofitiver Kompetenzconflict), fei es, daß fich dieſel⸗ 
ben ihn gegenfeitig zugufchteben fuchen (negativer Conflict). Dffen- 
bar bedroht ein folcher Streit fowohl die ftaatliche Ordnung als 
bie Mechte ober Intereſſen ber Bürger, und es muß ein zweckmaͤßi⸗ 
ger und für beide Theile bindender Entſcheid über Recht und Pflicht 
zur Beforgung ftattfinden. Won den drei möglichen Beitimmungen: 
der Zutheilung . jeder folchen Entſcheidung an eine beftimmte Gat⸗ 
iung von Behörden, 3.8. an bie Gerichte; einer Entſcheidung durch 
bad Staatsoberhaupt felbit, ala die Spite der ganzen Staatsgewalt; 
endlich der Nieberfeßung einer eigenen über ben möglichen Strei⸗ 
tenden ftehenven, unbetheiligten und einfichtöpollen Behörde, empfiehlt 
fi; unzweifelhaft vor Allen die letztere. Ein bleibend. an bie eine 
Rategorie von Behörden übergebenes Entſcheidungsrecht ift eine Zu⸗ 
rüdjegung der andern Dienftzweige und bedroht die Umfichtigkeit 
der Ausſprüche; auf eine unbegreiffiche Begriffsvermwechjelung aber 
ift es gegründet, wenn man es den Gerichten deßhalb zuſpricht, weil 
ed ein anerkannter Grundſatz fei, daß fie (mwohlbemerft gegenüber 
von den Parteien) über ihre Zuftändigfeit ſelbſt zu urtheilen ha⸗ 
ben. Eine Entfcheidung durch dad Staatsoberhaupt ift begrifffich 
unanfechtbar, giebt aber feine Beruhigung wegen möglicher Willkür 
oder Befangenheit. Eine gut zufammengefegte, für Sprüche ber 
fraglichen Art unabhängig erklärte Behörde ift fomit ſowohl für 
bie allgemeinen als für die bejonderen Intereſſen das Sicherite. 
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Als folche mag dann aber entweder ein zahlreicher und aus ange 
fehenen Männern gebilbeter Staatsrath, ober ein eigener aus hoͤ⸗ 
heren Richtern und Verwaltungsbeamten gemilchter Competenzhof 
gelten ®). Im Uebrigen liegt es in dem Begriffe der oberauffchen: 
ben Gewalt, daß Competenzftreitigkeiten nicht blos auf Anrufen 
einer der in einem Streite befangenen Behörden, ſondern daß fie 
auch von einer vorgefeßten Stelle, welche rechtzeitig von einer Ber: 
ſaͤumniß Kenntniß erhält, an die entſcheidende Behoͤrde gebradit 
werden können. Mittelft folchen Eingreifend etwa beabfichtigte 
Mißbräuche werden an einer guten Belebung des Competenzhofes 
ſcheitern. 

Zweitens darf mit den bisher erorterten Fragen über bie me 
terielle Abtheilung der verjchtevenen Verwaltungszweige bie Frage 
über die perfönliche Verwendung der Beamten nicht verwechſelt 
werben; nämlich ob es zweckmaͤßig fei, einen hauptſächlich zu Poli: 
zeisGefchäften beftimmten Beamten nebenbei auch mit Arbeiten ans 
einem. andern Verwaltungstheile zu beauftragen, und umpgefehrt? 
Diefe Frage ift eine ganz felbitftänvige, weil offenbar auch im 
alle der Geftattung einer perfönlichen Verbindung verfchtebenartis 
ger Dienftleiftungen dennoch jede. Gattung von Geſchäften nach ik 
ren eigenen Grundfäten behandelt, in höheren Inſtanzen unter 
verſchiedene vorgefette Stellen geftellt und jomit völlig getrennt ge 
halten werben kann. Die Beantwortung darf demnach auch nick 
auf die itzt feftgeftellten Sätze geftügt, fondern muß aus den Prin⸗ 
cipien über die Organtfation der Staatöverwaltung im Allgemeinen 
und ber Polizeiverwaltung insbeſondere abgeleitet werben. Sie ff 
baber erſt fpäter, Bd. IL, zu behandeln. Ä 


8, ©. Zimmermann, D. Polizei, 3b. I, ©. 826 fg; Hartmann, 
Das Verfahren bei Gompetenz.Conflicten. Berl, 18605 Sybomw, Die Zuläffig 
keit des Mechtöweges und bie &. C. Berl., 1860; Bluntſchli, Allgem. Staat 
recht, Bte Aufl., Bd. II, S. 244. Gegen die ganze Einrichtung erflärt fich (aus 
wunderlichem Haſſe gegen angeblich franzöfifche Gedanken) ein ſonſt ſcharfſinniget 
Artikel in Wagener, Staatslexicon, Bd. V, ©. 495 fg. Die Einrichtungen 
in ben deutſchen Staaten find zuſammengeſtellt von Zdpfl, Staatsrecht, Bd. I, 
©. 598, 
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§. 9. 
9) Eintheilung ber Polizeiwiſſenſchaft. 

Die Thaͤtigkeit der Pollzei-Gewalt hat brei Hauptgegenftände: 
die phyſiſche Perfönlichkeit der Staatsbürger; ihre geiftige Perfön- 
lichkeit ; ihr Verhältniß zur Güterwelt. Eine weitere Beziehung iſt 
undenkbar. 

Bon diefen Hauptrichtungen ber perfönlichen Thätigkeit hat 
aber jede wieder verſchiedene Unterabtheilungen, welche ben Stoff 
zu eben fo vielen Haupttbeilen der Wiffenfchaft enthalten. 

Die Sorgfalt um die phyſiſche Perfönlichkeit aͤußert ſich in 
vreifacher Beziehung. Vorerſt tft das richtige Verhaͤlmiß ber Be⸗ 
völferung zum Gebiete und zu den Lebensmitteln berguftellen, bald 
burch Förderung ftärkerer Benölferung, bald durch Minderung einer 
allzuzahlreichen. Sodann. ift für Erhaltung des Leben? und ber 
Geſundheit der vorhandenen Menſchen zu forgen (in fo ferne bies 
ſes ihre Privatfräfte überfteigt), Es wird aber biefer Zweck er⸗ 
veicht durch die verfchtevenen Mebicinal- Anftalten, fo wie durch 
Schutanftalten gegen verfchievene Aufßere Gefahren. Endlich bat 
noch der Staat fi zu bemühen, daß nicht Mangel an den noth⸗ 
wenbigften Lebensbeduͤrfniſſen die Bevoͤlkerung decimire, d. h. er 
hat Theurung der Lebensmittel für Alle möglichft zu verhindern, 
und für die zu Binlänglichem Erwerbe Unfähigen, für die Armen, 
Sorge zu tragen. — Die polizeiliche Thätigkeit in Beziehung auf 
bie geiftige Perfönlichkeit ver Bürger hat ein vierfaches Geſchaͤfte. 
Nämlich: die Nachhülfe zur Ausbildung des Verſtandes; die Ab: 
wehrung von Angriffen auf das Sittlichteitägefühl; die Unter: 
ſtützung, welche ven Anftalten zur religiöfen Bildung, den Kirchen, 
gewährt werben muß; bie Ausbildung bed Geſchmackes. — Auch 
vie Hülfseinwirkung auf dad Verhältnig der Bürger zur Güter: 
welt zerfällt in vier Abtheilungen. Bor Allem ift dafür zu forgen, 
daß Überhaupt Vermögen erworben werben Tann; zweitens find 
Anftalten zu treffen gegen etwaige Wieberzerftörung des cinmal 
Erworbenen durch Elementarereigniffe; drittens find die Hinder⸗ 
niffe, welche einem möglihft freien Betriebe des Vermoͤgens im 
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Wege ftehen, wegzuräumen, und zwar fowohl bei ber Erzeugung 
- von Robftoffen, ala bei deren Veredlung, endlich bei dem Handel; 
viertend hat die Polizei dafür zu ſorgen, daß der rechtlich erlaubte 
Genuß feine Hinderniffe finde. — Diele Abtheilungen bilden zu 
fammen ven Stoff des materiellen oder bogmatifchen Theiles 
ber Polizei⸗Wiſſenſchaft. 
Eine zweite, freilich minder ſchwierige und umfaſſende, Hälfte 
der Difciplin giebt die Grundfäte über die Art und Weiſe ber 
Ausführung, daS Formelle, an Hier wird erftend gezeigt, 
welche Behörden Heftehen müflen, und welche Einrichtung ihnen 
frommt ; zweiten? aber, welcher Geſchaͤftsgang zwedimäßig if. 
Nicht von allen Bearbeitern ift übrigens diefe Methode ge 
wählt worden, jonbern es find, auch abgejehen von Denjenigen, 
voelche diefelbe. Idee nur mit einer Mopdification oder Umftellung 
durchführen ?), ferner abgejehen von Solchen, welche auch ben 
Schub bebrohter Rechte bereinziehen und vielleicht zur Hauptſache 
machen, noch andere Behandlungen angewendet worden. Mande 
Schriftitellee haben nämlich gar Teinen leitenden Gedanken bei ber 
Anorbnung ihres Stoffes, ſondern ftellen die einzelnen Materie 
neben einander, ohne Verbindung ober Trennung nach dem Inhalte, 
ohne Ueber= und Unter-Orbnung. Das Unwiflenfchaftliche dieſer 
Behandlungsweiſe fällt aber in die Augen. Für Vollſtändigkeit if 
hier keine formelle Gewährleiftung, und bie folgerichtige Durchfüh⸗ 
vung des oberften Grundſatzes verſchwimmt wenigftend, wenn fe 
nicht gar untergebt 9). Kine zweite gewöhnliche Eintheilung ift die 
in Zwangd- und in Wohlfahrts- oder Hülfz- Polize. 
Zu jener werden alle Polizei-Anftalten gerechnet, welchen ber Bür 


1) Zu diefen gehört z. B. Rotted, Vernunftrecht, Bb. II, S. 308, welde 
ein Syſtem vollfländig findet, wenn es bie vier Kragen beantwortet: 1) Wer 
nimmt ben Schuß (bie Hülfe) ber Polizei in Anfpruch? 2) Was ift zu ſchutzen 
8) Wogegen? 4) Woburh ? 

2) Den Vorwurf einer folchen geiftlofen formellen Behandlung ber Wiſſen⸗ 
Schaft verdienen nammtlih Hoffmann, Pfeifer, Eifenbuth, Berg, 
Höck und Pöolitz (Staatöwiffenfh., Bd. II). Mit Recht vergleicht Behr, 
Syſtem ber angemw. allg. Gtantälehre, Bd. u, S. 30, eine ſolche Anorbnung 
ber eines Kramladens. 
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ger fich unterwerfen muß, gu biefen diejenigen, deren Gebrauch 
ihm freifteht. Ungweifelhaft ift die frage, ob im Verhältniſſe 
zu einer Polizeianſtalt der Bürger fich im Zuſtande bes Zwanges 
oder der Freiheit befindet, eine fehr wichtige und eine richtige Ent⸗ 
fcheidung bderfelben für Wiffenichaft und Leben großes Bedürfniß. 
Allein damit ift nicht gejagt, daß biefer Geſichtspunkt der wahre 
ift für äußere Ordnung des ganzen fachlichen Gebiete. Da viel 
mehr von dem Umſtande, ob eine Stantsanftalt mit Zwang vers 
bunden ift oder nicht, auf ihre innere Verwandtſchaft mit an: 
deren Materien ober ihre Trennung von anderen fein ‚Schluß 
gemacht werben kann; ba ferner in vielen Fällen die Unterabthei⸗ 
[ungen einer und berfelben Hauptmaterie binfichtlich ihrer Zwangs⸗ 
mäßigteit jehr verfchieden find °), und fie alfo entweder trotz bed 
Eintheilungsgedankens zufammenbehalten, oder gegen die Natur ber 
Sache, gegen Weberficht, Deutlichkeit und Zuſammenhang auss 
einanber gerifien werben müßten: fo Tann dieſe Eintheilung bes 
Stoffe aus wifjenichaftlichem ſowohl, als aus practiichem Geſichts⸗ 
puncte nicht ander? als verroorfen werben %. Wenn enblich bie 
polizeiliche Thätigkeit des Staates in die beobachtende, bie vorbeu⸗ 
gende und bie egideclende geſchieden und danach der Stoff verteilt 
worben tft °): TO ift nicht bloß einzuwenden, daß Entdeckung von 
bereit3 begangenen Verbrechen jeden Falles Sache der Rechtsbehoͤrde 
ift, ſondern auch, daß die gleiche Folgewidrigkeit oder Unnatur, 

8) So 3. 8. tft der Gebrauch einzelner Anſtalten der Mebicinals Polizei 
völlig facultativ, bei andern muß nothwendig auf allgemeine Beobachtung ges 
drungen werben ; es laſſen fih Gründe auffinden, aus benen ber Briefpoft ein 
ausſchliekendes Zwangsrecht gegeben werben muß, währenb neben ben fah⸗ 
renden Staats⸗Poſten bie Errichtung von mitwerbenden Privatanftalten freiftehen 
mag; ber Gebrauch ber Vollsſchulen kann als Zwangspflicht, ber Befuch ber 
böhern Lehranftalten nur als Mecht erfcheinen u. ſ. w. 

4) Dieſe Eintheilung haben 3 ®. Lok und Soden angenoummen und 
vertheidigt; auch Politz zerfällt, freilich verwirrt genug, feinen Saufen von 
einzelnen Lehren in biefe beiden Hauptmaſſen. 

5) © Bimmermann, a a. D., Bb. IL Diefes Eintheilungsprinciy 
ift im Uebrigen gerade bei biefem Schriftfieller begreiflich unb bis zu einem ges 
wiſſen Grabe entſchulbbar, ba er denn doch einmal bie Polizei nicht als eine 
Staatswiſſenſchaft auffaßt, fondern nur als Grundlage zu einer Amtsanweifung 
für einen Biertelömeifter oder Gensdarmerie⸗Offizier. 
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wie bei einer Eintheilung nach Zwang und Freiheit, eintreten muß 
bei einer Ordnung der Gegenftände nach Beobachtung und Bor: 
beugung. Einer Seit? Finnen beide Arten von Thätigleit bei ber: 
jelben Deaterie nöthig fein; anderer Seits wird das Verſchieden⸗ 
artigfte zufammengeworfen. 

Die Eintheilung der Polizei in hohe und niedere wirb in 
verfchtedenem Sinne genommen. Nach der einen. Anwenbung bie 
ſes Ausdruckes hat er nicht fowohl eine wiffenfchaftliche, als für 
gewiſſe Staaten eine pofitive gefeßliche Bedeutung, indem auf biefe 
Weiſe die Gejchäftäfreife der höheren -undb ber nieberen Behörden 
bezeichnet werden, ohne daß übrigen? irgend eine fuftematifche Aus 
ſcheidung und Stellung der Materien dadurch bewirkt werben will ) 
— In anderem Sinne wirb mit dem (einem franzöfifchen Spread: 
gebrauche nachgeahmten) Auzbrude „Maafregeln ber hohen Pollzei” 
eine, angeblich das allgemeine Wohl förbernde, allein in ber That 
geſetze und verfaſſungswidrige Hanblung ber oberften Negierimgs 
behörben bezeichnet und zu befchönigen geſucht. Staatzftreid 
ift die richtigere Bezeichnung für ſolche Handlungen, welche ba 
Gebiet der Polizei häufig gar nicht berühren, jeden Falles in ver 


Wiffenichaft Feine Stelle finden ). 6 
I. | 
Literargeſchichtliche Notizen. 
§. 10. 


1) Geſchichte der Bearbeitung der Polizei⸗Wiſſenſchaft. 
Es ift leicht begreiflich, daß auch die rein theoretifchen Bear: 
beitungen einer Staatswiſſenſchaft durch bie thatfächlich beſtehenden 


6) &o z. 8. in Württemberg, wo ba8 Verwaltungs Ebict von 1822 zum 
Behufe ber Ausfcheibung der Befugniſſe der Föniglichen unb ber ſtandesherrlichen 
Volizeiftellen dieſe Eintheilung annimmt. Die blofe Aufzählung ber. beiderfeitigen 
Geſchäfte zeigt ſchon, daß nach keinem wiſſenſchaftlichen Grundſatze, fonbern nah 
dem practiſchen Bedürfniſſe verfahren wurde. Sind doch ſelbſt eine Menge von 
Geſchäften aufgeführt, welche gar nicht zur Polizei gehören. 

7) Ueber und gegen ben Begriff von hoher und nieberer Polizei |. Rotted, 
Vernunftrecht, Bd. III, S. 276. 
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tantlichen Zuftänbe wejentfich beeinflußt werben; und bieß zwar 
wus einem doppelten Grunde Einmal ift es eine ſehr nahe lie 
yende Aufgabe, in ber Wirklichkeit vorliegende Verhaͤltniſſe ib: 
em Weſen nach zu begreifen, die bei ihrer Wirkſamkeit im Leben 
niftehenden Tragen und Zweifel zum Gegenflande grünblicher Un⸗ 
erjuchungen zu machen, logiſch nothwendige Folgerungen aus 
ſültigen aber noch nicht entwickelten Sätzen zu ziehen. Zweitens 
ind bie thatjächlichen Staatzzuftände nicht dad Ergeugnig. blofer 
Willkühr, ſondern die Folgen der allgemeinen Geiftesrichtung 
ind Geftttigung, oder etwa mächtiger gefchichtlicher Ereignifie In 
enem Gedankenkreiſe lebt nun auch der Theoretifer ‚und er wird 
mrch benfelben, vielleicht unbewußt, beftimmt; folche Ereigniffe aber 
mben ihren Einfluß ebenfall® auf ihn. Es Tann daher 'in der Re⸗ 
el von ben wirklichen ftaatlichen Zuftänden auf den Inhalt und 
ie Richtung der Staatswiſſenſchaften eine Volle? und einer Zeit 
eſchloſſen werben, und umgelehrt. 

Doch ift diefe Megel Teinegwegd ohne Ausnahmen. Es mag 
ich nämlich einer Seit? begeben, daß ein befonderd unabhängiger 
der auf Kritik angelegter Geift fich der Strömung in feiner Um⸗ 
ebung und Zeit nicht Hingiebt, ſondern ihr vielmehr entgegentritt 
md ganz andere Srundanfichten als die richtigen zu erweilen jucht. 
Ider aber es kommt anderer Seitd wohl vor, daß ein ftaatlicher 
Zuftand von der Wiffenfchaft ganz vernachläffigt wird, jei es nun 
yeil man ihn (vielleicht ganz fälichlih) als fich von felbit ver- 
tehend und Feiner Erörterung bebürftig anfieht, fei es weil die 
bliche Methode und Richtung der wiffenjchaftlichen Thätigkeit für 
ie Beichäftigung mit einem beftimmten Gegenftande Feine Kategorie 
at und fie deßhalb als unbequem und unzufammenftimmend liegen 
elaffen wird. | 

Sowohl von der Regel als non den Ausnahmen ift nun bie 
- im übrigen kurze und wenig belchrende — Gejchichte der wiſſen⸗ 
haftlichen Bearbeitung der Polizei ein Beiſpiel. 

In den Eultur-Staaten des Alterthums, namentlich in Rom, 
ıt es an polizeilichen Anftalten und Beamten keineswegs gefehlt; 
anche Zweige, 3. B. die Sittenpoligei, die Aebilität u. |. w., wa⸗ 
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ven fogar ſehr ausgebildet. Dennoch iſt von einer bejondern 
wiffenfchaftlichen Bearbeitung diefes Theils ber Staatsthaͤtigkeit im 
der Hafjifchen Literatur feine Rede. Als Grund tft wohl anzu 
nehmen, daß die Alten nicht gewohnt waren, bie einzelnen Aeuße⸗ 
rungen ber Staatöthätigfeit nach ihrem ideellen oder materiellen 
Gebiete abzufondern, mit eigenen Namen zu belegen und eigene 
Theorieen berfelben zu bearbeiten. Der Begriff der Polizei und 
der Pölizei-:Wiffenfchaft war ihnen jomit fremd, und ihre Schriften 
enthalten nicht?, was an die Spige ber Titerarifchen Bearbeitungen 
ber Polizei geftellt werben koͤnnte. 

Ehen fo wenig leiftete natürlich dad Mittelalter, während 
deffen nicht nur die ſämmtlichen Staatöwiffenichaften fo gut als 
verſchwunden waren, jonbern welches überhaupt kaum polizeilice 
Einrichtungen Tannte, etwa Gemeindeanorbnungen in Betreff bed 


‚ Gewerbewefend ausgenommen. Der Begriff des Staates als eine) 


Organismus mit beftimmten Zwecken und Leiftungen für bie Ange 
börigen beftand nicht; die Megierungsgewalt höheren und niederen 
Ranges berubte mehr auf privater als auf öffentlich rechtlicher 
Grundlage; die mangelhaften Verbindungs- und Mittheilungb 
mittel erfchwerten die Kenniniß von ben AZuftänden und bie An 
wendung von Hülfe; die Kirche hatte bie Sorge für daB ganz 
geijtige Leben an fich gezogen und übte fie in ihrem Nuten, nick 
in dem einer freien menfchlichen Bildung. So bietet diefe ganze 
Zeit der Polizet:Wifjenfchaft Feine Bearbeitungen, an practiichen 
Beifpielen beinahe nur Vorjchriften bar, wie fie nicht zu treffen find. 

Aber auch nach dem endlichen MWiebererwachen der geiftigen 
Bildung dauerte es lange, ehe der Polizei irgend eine achtbare 
wiffenfchaftliche Bearbeitung zu Theil wurde, und manchfach ging 
bie pofitive Gefeßgebung der Theorie voran. Je mehr fich nämlich 
der meuzeitliche Begriff des Staates und ber Staatsgewalt ent: 
wickelte und befeftigte, defto mehr wurde auch da Bebürfniß leben: 
dig, für das geiftige, leibliche und wirthfchaftliche Wohl. der Ges 
fammtheit und ber Einzelnen etwas zu thım. Die in Folge befien 
ergriffenen Maaßregeln waren allerdings zuerft nicht nur unzuſammen⸗ 
haͤngend und bruchitüdartig, fondern auch durch den ſelbſtſüchtigen 
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Nebenzwed einer Vermehrung der landesherrlichen Einkünfte ver 
faͤlſcht; außerdem verfiel man in den Fehler des Allzuvielregierens 
und der Einmiſchung in Dinge, welche der Eingelnfreiheit hätten 
überlaffen bleiben follen: allein ſie riefen doch jeven alles 
allmälig auch eine wiſſenſchaftliche Unterſuchung des Zweckes und ber 
Mittel hervor, und mit der Zeit wenbeten fie ſich, theild durch 
die Erfahrung der gemachten Mißgriffe, theils durch bie Erkennung 
theoretiſch richtigerer Sruntfäbe, dem Beilern zu. So entitand 
denn aus zuerit jehr unbefrievigenden Verjuchen und mit Durch⸗ 
laufung  verfchiedener Richtungen nach und nach eine Theorie ber 
geſammten polizeilichen Thätigfeit des Staates. Bei Weitem das 
Meifte gefchah bis auf die igige Zeit von Deutfchen; die Staates 
gelehrten anberer Bölker lieferten gewöhnlih nur Abhandlungen 
über einzelne Abſchnitte oder Kragen, obgleich nicht zu Täugnen if, 
daß bie practifche Thätigkeit in andern Ländern, fo namentlich in 
Frankreich, dem Handeln in dem zeriplitierten unb in den ſchwer⸗ 
fälligften Formen fich bewegenden Deutſchland vorangieng und häufig 
als Vorbild diente. Die chriftftellerifche Behandlung der Deutfchen 
aber zerfällt in vier Perioden. 

In der erften Periode — fie geht bis zu Anfang des 18. Jahr: 
hunderts — zeigt fih zwar allmählig die Einficht, daß ben wichti⸗ 
gen, häufigen und tief eingreifenden Aeußerungen berjenigen inneren 
Staatötbätigkeit, welche weder die Ertheilung der Gerechtigkeit noch 
die Leitung ded Staatähaushaltcd oder des Kriegäweiend zum Ge 
genftande hatte, eine wifjenfchaftliche Grundlage zu geben und für 
fie Zweck, Umfang und Mittel zu beftimmen je. Aber noch war 
man ſich zu wenig Par über die oberiten Begriffe, um dieſe Seite 
ber Staatäthätigfeit theoretiſch mit beherrichendem Erfolg zu behams 
bein. Auch war bie practifche Thätigkeit der Polizei noch viel zu 
ſchwankend, ungleich und unzufammenbängend, als daß die neuent⸗ 
fiehende Wiffenfchaft fich einer feften Stüße an ihr gu erfreuen ges 
habt Hätte. Daher denn unfichered Umbertappen und nur gelegent- 
liche Verſuche in juriftiigen Schriften, Für einzelne Puncte, 
namentlich wo es fid) von Strafen oder Mechtöbeichränfungen han⸗ 
beite, Regeln aufzufinden. (Eonring, Sedendorff.) Selbfl von 
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guten Köpfen und bebeutenden Gelehrten ift und aus biefer Zeit 
dad naiv auögefprochene Bekenntniß gänzlicher Unfähigkeit, irgend 
etwas KHaltbares und Befriedigendes aufzufinden, aufbewahrt, fo 
3 2. von Thomafius, Leyfer. 

In der zweiten Periode, bis zur Mitte des 18ten Jahrhun⸗ 
dertö, wird wenigſtens der Schritt vorwärts gethan, daß man bie 
Polizei von der Nechtögelehrjamkeit ganz trennt, um fie mit ber 
fogenannten Kameralwifjenfchaft zu verbinden. Hierdurch waren 
denn, freilich in chaotifher innerer Unorbnung, diejenigen Diſci⸗ 
plinen abgejondert, welche nicht das Recht, fondern die Intereſſen 
ber Bürger zum Gegenftande haben. Die materiellen Grundſaͤtze 
wurden mehr zum Gegenftande der Betrachtung gemacht; und ſelbſt 
die Vermiſchung mit der Volkes: und Einzeln: Wirthichaft trug ei 
zur Sammlung reichliheren Stoffe® und richtigerer Anfichten. 
Aber freilich die wifjenfchaftliche Bearbeitung Tiegt in dieſer Zeit 
fehr im Argen. Nicht nur Finanzwiſſenſchaft, fondern auch Ge 
werbefunde, Landwirtbichaft, Bergbaufunde, Handelslehre, oft ſelbſt 
Naturgefhichte, wurden in die Polizei hereingezogen oder Theile 
von ihr in diefe Difciplinen verjchleppt. 

In der dritten Periode äußert fi dad Streben, die Polizei: 
Wiſſenſchaft al eine eigene Difeiplin herauszuheben, im fich abzu 
fchließen und zu begründen. Nach einigen weniger auffallenden 
Verſuchen (3. B. von Langemad und Vetter) erfchienen von 
1756 an die Schriften von Jufti. Wenn jchon keinesweges tadel⸗ 
108, fo waren fie denn doch unendlich klarer als alles Frühere; fte ſchie⸗ 
ben ben Gegenftand fcharf aus, fuchten jeine Gränzen, feine oberften 
Srundfäße auf, und gaben dadurch der Wiſſenſchaft einen Fräftigen 
Anftoß, deffen Folgen fich denn auch bald zeigten. Nach und nad 
erfchienen eine bedeutende Anzahl von Schriften, welche fich bemüß- 
ten, einzelne Fehler Juſti's zu verbeffern, im Ganzen aber die 
von ihm eingefchlagene Bahn verfolgten. Doch zerfallen fie in zwei 
merklich verſchiedene Abtheilungen. — Zur erften gehören die 
Schriften bis zu Ende des 18ten Jahrhundert; fie find im We 
fentlichen dahin zu beurtheilen, daß fle vier Hauptgebrechen, welche 
der Bearbeitung von Juſti zur Laft fallen, ebenfalls theilen. G 
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ehlt ihnen nämlich erftend eine richtige volkswirthſchaftliche Anficht ; 
Adam Smith's Sonne war noch nicht aufgegangen. Zweitens ge⸗ 
richt es an der Einficht in die Verjchiedenkeit der Staatögattungen 
and deßhalb der Staatszwecke. Drittens vermögen fie fich von 
ver Vermiſchung der Sorge für bie Nechtsficherheit mit der bie 
rlaubten Lebendzwede des Volkes urmittelbar unterſtützenden 
Staathülfe nicht frei zu machen. Endlich vermißt man jelbft 
ſelarheit in den Forderungen an ben Rechtäftaat, für deſſen polizei: 
liche Thätigkeit man zunächſt die Grundbfäße feitzuftellen fucht. 
Der erſte Mangel ift Schuld an vielfachen materiellen Fehlern tn 
ben Grunbfägen über die Bevölkerung, Induſtrie, Handel u. |. w.; 
aus dem zweiten rührt die nicht jeltene Vermilchung von Grund: 
ſätzen und Einrichtungen, welche ganz verſchiedenen Staatszwecken 
angehören, und fomit unter fi unzufammenhängend und ſelbſt 
widerfprechend find; der dritte endlich veranlaßt Unbeftimmtheit 
über den Umfang und Gegenftand der Rechte und der Pflichten 
des Staates, folglich der Polizei. — Bon den fpäteren Bearbeitun- 
gen, welche bie zweite Abtheilung bilden, ift vor Allem dem’ erft- 
genannten Fehler abgeholfen worden, wie die Werfe von Lotz, 
Jakob, Soden, Rau, beweilen. Eben fo haben fich die Be- 
griffe über den Zweck und den Grundgedanken des Rechtsſtaates 
ſehr geläutert durch die practifche und literarijche Thätigkeit, welche 
im Staatzrechte feit dem Anfange de neunzehnten Jahrhunderts 
herrſcht. Dagegen war immer noch faum ein Anfang in ber Er- 
fenntniß gemacht, daß den Staatäwiffenfchaften erft dann das rechte 
Licht aufgehen, dann erft die bei ihnen noch fo häufige Verwirrung 
und Unklarheit verfchwinden könne, wenn bie verfchiedenen Staats⸗ 
gattungen in allen Beziehungen unterjchieden, für jede, im Ganzen 
und in Beziehung auf alle ihre einzelnen Xhätigkeiten, bie ihr 
eigenthümlichen Grundfäge entwicelt werben. Sodann konnte man 
ſich immer noch nicht entichließen, die Sorge des Staates für-da3 
Mecht, ſei es nun bereit? geftört ober bloß bebroht, vollftändig 
audzufcheiven aus der ‘Polizei. 
Mit einer folgerichtigen Verbeſſerung biefer noch übrigen Fehler 
eine vierte Perlode der Bearbeitung der Polizer Wiſſen ſchaft zu er⸗ 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. J. 3. Auflage. 
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öffnen, war bie, die Kräfte des Unternehmens vieleicht überfteigente, 
Abſicht des Verfaſſers des gegenwärtigen Werkes, (zuevit 1832). 
Der Verſuch ift nicht ungünftig aufgenommen worden und nicht 
ohne Einfluß auf die feitherige Behandlung der Staatswiffenfchaften 
geblieben; er hat aber auch Widerſpruch erfahren, namentlich in 
Beziehung auf die Ausfcheivung der Abwendung von Rechtsbedro⸗ 
hungen. Ob und wie weit biefe Einwendungen gegründet find, 
wird mit der Zeit eine unbefangene Beurtheilung entjcheiben ; zuzu: 
geben ift allerdings itt fchon, — was übrigens weit weniger be- 
anftandet worden ift, als der Grundgedanke, — daß tn der erften 
Bearbeitung fich nicht felten eine zu große Neigung zur Herbei⸗ 
ziehung ded Staates in bie Angelegenheiten der Bürger und ein .zu 
geringed Vertrauen in deren Selbitthätigfeit und Selbfthülfe, fomit 
in die fchließlichen Folgen der Freiheit fich geltend gemacht Bat. 
Weitere Erfahrung und die ganze Richtung der jüngften Seit ha 
ben wohl ist eine fühlbare Verbefferung dieſes Irrthumes herbei⸗ 
geführt. | 

Bon andern Voͤlkern haben nur die Franzofen um dad 
Syſtem ber Polizei-Wiſſenſchaft ſich Verdienſte erworben. 
De la Mare's großes Werk ſtellt ſich ſchon zu Anfang des 
18ten Jahrhundert? auf den Standpunkt, welchen. die Deutfchen 
erft mit Zujtt erreichten. Allein, weniger zur Bearbeitung ganzer 
Syiteme geneigt und geeignet, find die Franzoſen auch auf dieſem 
Standpunkte bis it ftehen geblieben, wogegen die Wiſſenſchaft 
ihnen, — eben fo ben Engländern, — zahlreiche ſchöne Mono⸗ 
graphieen über viele einzelne Gegenftände und über gewiffe größer 
Adfchnitte verdankt. Die Literatur der übrigen Völker bietet eben 
fo wenig Syſtematiſches dar, und auch verhältnigmäßig nur Weni⸗ 
ges an einzelnen Abhandlungen. Am meisten nody bat der Scharf 
finn der Italiäner einzelne Fragen, beſonders über öffentliche 
Geſundheitspflege, Kornhandel und Bevölkerung, bearbeitet. Wei: 
tere Thätigleit war früher wohl durch ihre ftaatlichen Werhältifle 
unmöglich gemacht. Die Anfänge einer fyftematiichen Bearbeitung 
find bis ist noch ohne Werth. 
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6. 11. 
2) Allgemeine Literatur ber Polizei⸗Wiſſenſchaft. 
I. Syſteme der geſammten Polizei⸗Wifſenſchaft. 

Eine Aufzählung ſämmtlich er Schriften, welche mehr ober 
weniger voljtändig das ganze Gebiet der Polizei umfaflen, oder 
wenigſtens große. Theile deſſelben behandeln, kann nur die Aufgabe 
eines bibliographiichen Werkes fein. Hter genügt es nicht blos, ſondern 
erfcheint ſelbſt als zweetmäßiger, nur diefenigen Bücher zu nennen, 
welche in irgend einer Beziehung — und wäre es etwa auch nur 
bedeutender Fehler wegen — Tennenöwerth finb, die ganz unbebeu- 
tenden aber-umerwähnt zu lafjen. Die Schriften jener Art find denn: 
De 1a Mare, Traite de la Police, oü l’on trouvera l’histoire 

de son &tablissement, les fonctions et les prörogatifs de ses 
magistrats etc. I—IV. Par., 1722—38. Fol. 


Obgleich zunächſt nur Handbuch franzöfifcher Polizei⸗Geſetze, wird biefeß 
roße Wert body immer feinen Platz in ber Kiteratur:Gefchichte der Poli 

halten, wegen feines Syftemes und ber mit vieler Gelehrſamkeit geſchrie⸗ 
benen allgemeinen und Einleitungs⸗Kapitel. 


Juſti, Grundfäbe der Polizei-Wiſſenſchaft. Gött., 1756; 3te von 
Beckmann verbefferte Aufl., 1782, 8. 


Kurz und wenig Material, auch manche itzt als unrichtig anerkannte 

.. GSäße; allein Far und überfichtlich, und beſſer als manches fpätere Wert. — 

Eine tabellarifche Weberficht über ee Syſtem gibt Lahner, Kurzer In⸗ 
begriff.der P.:WV. Nümb., 1772, Fol. 


— , die Grundfefte der Macht und Glückſeligkeit der Staaten, ober 
ausführliche Darftellung der geſammten Polizeiwiflenfchaft. I. IL 
Koͤnigsb., 1760, 4. 

Ein Kommentar zu vorftiehender Schrift. Mehr Stoff, doch nicht im 
te zum größeren Umfange; übrigens ebenfalls eine ber befieren 

Sonnenfels, Grundfäge der Polizei, Handlung und Finanz: 
wifjenfaft. I-IH. Wien, 1765, 8; Tte Aufl., daf., 1804. — 
Ein Auszug aus biefem Werk ift erfchienen von Mosheim, 
3te Aufl., Tüb., 1820, 8; eben fo Bearbeitungen von Luca 
(Leitfaden ber Poliz.Wiſſ., Wien, 1776), und Bob (Syitem der 
P.W. Freibg, 1767 und 1779, 8.). 


Sonnenfels Hat durch biefeß Werk fehr viel Gutes im Defterreich geſtiftet. 
Wenn fchon fein Begriff und oberfter Grundſatz ber Polizei nicht: richtig 
6 * 
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(zu nn if, fo unterſcheidet ſich doch das Buch in materieller Beziehung 
fehr zu feinem Vorteile von den meiften feiner Vorgänger. 
Hohenthal, Liber de Politia.. Lips., 1776, 8. | 
—* brauchbares Lehrbuch, jedoch ohne richtige Begriffe: und Zwed⸗ 
Beſtimmung, und von wenigem Material. 
Pfeiffer, Natürliche von dem Endzweck der Geſellſchaft entſtehende 
allgemeine Polizei⸗Wiſſenſchaft. J. I. Frankf. 1779, 8. 
Nicht unbedeutend, in Rückſicht auf den damaligen Stand ber Staats: 
wiſſenſchaften; abgeſchmackte Form. 
Fiſcher, Inbegriff ſämmtlicher Kameral- und Polizei⸗Rechte. I—IIL 
Frankf. a. O., 1785, 8. 


Hält ſich, mit Uebergehung bed Materiellen, nur an bie rechtliche Seite 
der PolizeisEinrichtungen, d. ß an die daraus entſtehenden Rechte und Ver⸗ 
bindüchkeiten. Viele Rüdficht auf poſitives preußiſches Rechte 


Rößig, Lehrbuch der Polizei-Wiſſenſchaft. Jena, 1786, 8. 
Nichtiges Syſtem, Vermeibung ber fog. Rechtspolizei, ausführliche Behand: 
lung des Gegenftanbes und ziemliche Literatur; allein flüchtige und bäufig 
verfehlte Bearbeitung der einzelnen Puncte. abrifarbeit. 


Yung, Lehrbuch der Staatzpolizeiwifjenjchaft. Leipzig, 1788, 8. 
In guter Abſicht aber aus Mangel an einem fichern oberflen Grund: 
fage im höchſten Grade gemaltthätig und widerrechtlich. Sehr fühlbare 
Mangel an materiellen Kenntnijfen; viel Fremdartiges. Ueberall fpricht fih 

ber Mangel an Verſtandesſchärfe aus. 


Schwarz, Syitem einer unvernünftigen Polizei. Baſel, 1797, 8. 
Berg, Handbuch des deutjchen Polizei-Rechtes. Göttingen, 1799; 
2te Auft., I-VIO, 1802, 8. 


Das ausführlicäfte deutſche Werk über Bolizei. Die 3 erften Bänbe mt: 
halten das Syſtem, ber 4te Nachträge, 5—7 pofitive Polizei-@efege. Der 
Inhalt ift eine Vermifhung von Theorie unb von pofitiver Geſeßgebung; 
es fehlt an Syſtem, Durchführung richtiger Grundſätze, wohl aud an 
materieller Kenntniß. Keineswegs alfo ein Meifterftüd‘, doch immer cn 
brauchbares Buch. 


Lotz, Ueber den Begriff der Polizei, und den Umfang der Staat? 
polizei-Gewalt. Hildburgh., 1807, 8. 


Weber Zwed, noch Umfang, noch Gintheilung der Polizei find richtig 
angenommen und durchgeführt. Dagegen ift das materielle Einzelne mit 
mehr Sachkenntniß und mit fihererem Hinblid auf die übrigen Staatswiſſen⸗ 
ſchaften bearbeitet, alß in den meiften Werken über Polizet. 


Burkhardt, Syftem ber Polizei-Gefeßgebung. Erl., 1808, 8. 
(auch al? 3ter Thl. feiner Urgeſetze des Staats). 
Hauptfähhlih formalen Inhalte und ohne Ausführung des Einzelnen. 


Der Grundgedanke ift im Wefentlichen richtig, allein nicht Mar und natürlich 
entwidelt. 
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Hark, Vollſtaͤndiges Hanbb. der Polizei-Wiſſenſchaft, ihrer Hülfs⸗ 
quellen und Geſchichte. Erl., 1809, 8. 
—, Bollftändiged Handbuch der Kriegs» Polizei Wiffenichaft und 
Militär-Dekonomie. Landsh., 1812, 8. 
Nur wegen ihrer bobenlofen Unbrauchbarkeit zu erwähnen. 
Jacob, Grundfäge der Polizei-Geſetzgebung und der Polizei: 
Anftalten. L IL Charkow und Halle, 1809; 2te Aufl. Halle, 


1837, 8. 


‚ Die Begründung ber Polizei und ihres oberften Grundfages ift vollfommen 
richtig; bie Anordnung ber Materien aber unklar und zum Xheile ganz 
—8 Die materiellen Grundſätze verdienen im Allgemeinen Lob. Lite⸗ 
ratur und Beiſpiele fehlen ganz. 


Soden, Die Staatspolizei, nach den Grundſätzen der National⸗ 
Oekonomie. Aarau, 1817, 8; (auch als 7ter Theil |. National⸗ 


Oekonomie). 
ächlich als ige Revi des Begriffs und U es b 
Polizei Kran Y; m ifeefeifer f tun een mmfungeb ber 

Barth, Borlefungen über Polizei-Wiffenfchaft und Polizei-Recht. 

Augsb., 1840, 8. . 

Viel zu enger Begriff; Unentſchiedenheit über den Zweck ber B.; ober 
flächliche Gemeinverſtändlichkeit; im Practifchen anſchaulich. 

Behr, Allgem. Polizeiwiffenfchaftölehre, oder pragmatiiche Theorie 
ber Polizei-Gefeßgebung und Verwaltung. I. IL. Bambg., 1848. 

Erzwungenes Herbeiziehen ber polizeilichen Gegenftänbe unter ein unrich⸗ 
tiges Princip (bed Rechtsſchutzes). Magerer Inhalt. Schwache Arbeit eines 
gealterten Mannes. 

Zimmermann, Die deutfche Polizei des neunzehnten Jahrhun⸗ 
derts. I-IH. Hannov., 1845—48, 8. 

—, Wein, Gefchichte, Literatur, charakteriftifche TIhätigkeiten und 
Organifation der modernen Polizei. Hannover, 1852 (Auszug. 
aus dem größeren Werke). 

Beachtenswert Organiſation und V en ber Polizei⸗Behorden; 
ohne nalen —5 KR "nur ee Mknung her enenfehaftlihen 
Aufgabe; niebrig in Auffaffung, roh in ber Form. 

Fiani, Della polizia, considerata come mezzo di preventiva 
difesa. 1. 2. Fir., 1853—56. 

Unflare Vermifhung von Straf⸗Recht, Straf-Berfahren, Prãventiv⸗Juſtiz 
und Polze ungenügenden Inhaltes mit überwiegendem Anlehnen an tos⸗ 
caniſche Geſetze. 

Außer dieſen die Polizei-Wiſſenſchaft ausſchließlich abhandelnden 

Syſtemen find noch theils in jenen älteren, d. h. vor ber Mitte des 
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18ten Jahrhundert? erfchtenenen, Schriften, welche bie Polizei in 
ungetrennter Gemeinfchaft mit den Slonomifchen Willenfchaften be: 
handeln, theils in den neueren enchflopäbilchen Werken über bie 
gefammten Staatäwiffenfchaften mehr oder weniger ausführliche ſyſte⸗ 
matiſche Darftellungen enthalten. 


Bon biefen letzteren find namentlih zu nennen: Behr, (Syflem ber 
Staatslehre, Bd. IIL) Pölig, (Staatswiffenfchaften im „te unferer 
Reit, Bb. II;) Zahariä, (Vierzig Bücher, Ob. III und IV zweiten 
Aufl); Rotted, Lehrb. des -Vernunftrechtes unb ber Staatswiſſenſchaft, 
Bd. IV und V). | Ä 


IL. Syſteme der irthſchafts ⸗Volizei. 
Im Gegenſatze mit denjenigen Nationaloͤkonomen, welche Vollks⸗ 
wirihſchafts pflege von Volkswirthſchafts lehre nicht ſondern, na⸗ 
mentlich alſo mit den engliſchen und franzoͤſiſchen Sfonomifch-politi- 
ſchen Schriftſtellern, behandelt eine groͤßere Anzahl von Deutſchen 
ausſchließlich Die Sorge des Staates für das Vermögen der Bürger. 
Nicht nur ift diefer Theil der Polizei fchon an fich von großem 
Umfange, fondern es nehmen auch noch überdieß manche Bearbeiter 
einen folhen Standpunct, daß fie bedeutende Abjchnitte aus anderen 
Theilen ver Wiffenfchaft ebenfalls zu berüctfichtigen vermögen. Deß— 
halb find denn bie bebeutenderen Werke dieſer Art jchon hier unter 
ber allgemeinen Literatur aufzuführen. Diefe find aber: 
Eifelen, Grundzüge der Staatswirthſchaft. Berl, 1818, 8. 
Gebrängt unb mwohlerwogen. 
Costaz, Essai sur l’administration de l’agriculture, du com- 
merce, des manufactures et des subsistances. Par., 1818, 8. 
Mit großer Sachlenntniß gefchrieben, ist aber vielfach veraltet. 
Schend, Grundſaͤtze der Volkswirthſchaftspflege. L IL Stuitg, 
1831, 8. 
Hauptfächlih in forftpolizeilicher Beziehung von Werth. 
Bülau, Hanbbud der Staatswirthſchaftslehre. Lpz.,, 1835, 8. 
Klar in Form und Gedanken; vermitteln und gemäßtgt. 
Bozd-Raymond, Staatöweien und Menfchenbildung in Bezie⸗ 
bung auf Nattonal- und Privat-Armuth. I—IV. Berl., 1836 fg., 8. 


Defultorifch in der Form; eigenthümlich in manchen Gedanken; t⸗ 
ſächlich von der —E—— — qh ; Baur 


Prittwitz, Andeutungen über die Gränzen ber Givififation. 
Mannh., 1838, 8, 
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Prittwitz, Die. Kunft. reich zu werden. Mannh, 1840, B. 
Geiſtreiche Auffaffungen und Andeutungen eines Weltmannes, : 
Rau, Volkswirthſchaftspolitik. 1. 2, 5te Aufl, Heidbg, 1862—63. 
(Auch als 2ter Bd. des Lehrbuches der politiichen Defonomie.) 


Nah Form, Unfiht und Reichhaltigkeit A Lehrbuch; in den 
neuen Auflagen immer ergänzt und vervollſtändi 


Dberndorfer, Theorie der —S Sulzb. 1840, 8. 
ir PH im öiberfpruße mit ben neueren Anfichten; weniger klar in 
cht und Syitem als mancher Vorgänger. 
Kudler, Grundlehren der Volkswirthſchaft. J. I. Wien, 1846. 
Courcelle-Seneuil, Trait& d’6conomie politique. 2ter Bd. 
Ergonomie. Par., 1859. 
Wirth, National-Oekonomie. 2te Aufl. L II. Köln, 1861. 
Klar, Iebendig, unmittelbar dem Leben zugewenbet. 
Roſcher, Syitem der Vollswirthſchaft. Bd. h bie Aufl., Stuttg. 
1864; Bd. II, ate Aufl. 1865. 


Bewunbernäwertb durch Fülle bes Wiſſens und ber Gebanken; dffnet ganz 
neue Anfchauungen durch Trennung ber verfchiedenen Entwicklungsſtufen 
be Boltövermögend unb feiner Geſehze. 


„IH. Entwürfe zu Poltgel-Gefepbädgern. 
Globig, Syſtem einer vollftändigen Eriminals, Polizei⸗ und Clvil⸗ 
geſetzgebung. I—IV. 2te Aufl., Dresd. 1815, 8. — Der zweite 


Theil enthält den Polizei⸗Codex. 

Klar und überfihtlih. Zwar nur mehr formelles Grüße und Anbetung 
deſſen was gefchehen foll, als ausführliche materielle Beftimmungen; allein 
vielfache Beweiſe von Kenntniffen und umſichtiger Ueberlegung, beſonders bins 
figtlih der Bwangsmittel zur Durchſetzung ber Boligeis@ejege von Bebeutung. 

Harl, Entwurf eined Polizei-Gefeßbuches, oder eined Geſetzbuches 
für Sicherheit, nebft einer Polizei-Gericht3-Oronung. Erl. 1822, 8. 

So ſchlecht als möglich nah Form und Inhalt. 

IV. Alphabetiſch⸗georduete Werte. 

Bergius, Allgemeines Kameral- und Polizei⸗Magazin. I—IX. 
Frankf., 1767 fg., 4; Deſſ. Neues Polizei- und Kameral⸗ 
Magazin. I-VIL Leipz. 1775, 4. 

Fleißig und brauchbar bearbeitet; noch itzt nicht ohne Intereſſe. 

Krünitz, Oekonomiſche Encyklopädie, oder allgemeines Syſtem ber 
Staats⸗, Stadt⸗, Haus⸗ und Landwirthſchaft. Berlin, 1769 1858. 
242 Bände, 8. 

Mandes, umb zum Diele fehr gut Bearbeitetes, aus biefem großen 
Werke gehört in die Polizei. 
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Strelin, Realwoͤrterbuch für Kameraliſten. I-VIIL Nörblingen, 

1785, 8. 
Ziemlich oberflächlich und veraltet. 

Ungewitter, Encyklopädie der Polizeiwiſſenſchaften. Ilmenau, 
1832, 8. 

Kenntnißlofe Buchmacherei. 

Rotteck und Welcker, Staatälerien. ifte Aufl. I—_XV un 
Suppl. I-IV, Ultona, 1834 fg., 8.; 2te Aufl, I-XU, Alt., 
1845 fg.; 3te Aufl., Su, .1857 fg. (noch nicht vollendet). 

Bluntſchli und Brater, Deutiched Staatöwörterbuch, bis itzt 

8 Bände, Stutig. und Lpz., 1857 fg., 8 | 

Wagener, a und Geſellſchaftslexicon, 618 ist 17 Bände, Ber: 
in, 1859 fg., 


Diefe brei umfangreichen alphabetifch angelegten Encyflopäbdieen ber ge: 
fammten Staatzwiflenf en begreifen auch zahlreiche Artikel aus bem 
Gebiege der Polizei Wiſſenſchaft. Bon verihiedenen Verfaſſern entworfen 
en ſolche kleine —*8 ieen natürlich von ungleichem Werthe; mic 
elten tritt bie allgemeine politifhe Richtung bed ganzen Werkes auch bei 
ihnen ſtark hervor. 

V. Bermiſchte Schriften und Zeitſchriften. 

Schreber, Sammlung verſchiedener Schriften, welche in die üfos 
nomifche, PoRzei: und Kameral:Wiffenichaft einjchlagen. I_XVI. 
Halle, 1753 fg., 8.5; Derj., Neue Sammlung u. |. w, I—VII. 
Wismar, 1762 fg., 8.; Derf., Neue Kameraljchriften I—XVL 
Halle, 1765 fg., 8. 


Verhältnigmäßig nur Weniges fchlägt in das ber Polizei ein, und 
von biefem hat daß Meifte nur gefchichtlichen — Poliz 


Fabricius, Polizei-Schriften. L IL Kiel, 1788, 8. 
Hartleben, Juſtiz⸗, Kameral- und Polizei-Fama. Mannh. und 
Stuttg. von 1804—1830, 4. | 


Bon ſehr verfchiebenem Werthe; am beften find bie legten, v 
beraudgegebenen, Jahrgänge. si nen fi leb on Rodinger 


Außerdem finden ſich nicht ſelten in den allgemeinen ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen und in ben zunächſt für politiſche Dekonomie bes 
ftimmten Zeitfgriften Abhandlungen aus dem Gebiete der Polizei: 
Wiſſenſchaft. Von den deutſchen periodifchen Schriften ift namentlich 
zu erwähnen: Rau, Archiv für politiiche Defonomie und Polizei: 
Wiſſenſchaft. Heidelbg., 1835 fg.; Jahrbücher für Sefchichte und 
Staatswiſſenſchaften von Poͤlitz (ſpaͤter von Bülau), Wz., ſeit 
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1829; Deutjche Vierteljahr-Schrift, Stuttg., fett 1838, (auch in 
biefem Fache Feiner Zeitichrift in irgend einer Sprache nachitehend); 
Zeitfchrift für die gefammte Staatswiſſenſchaft. Tübingen, ſeit 1844. 
Unter den franzöfifchen Journalen zeichnen fich vor anderen aus: 
Foelix, Revue de l&gislation et d'écon. polit., 1833 fg.; W o- 
lowsky, Revue de legislation et de jurisprudence, 1835 fg.; 
namentlich aber daS Journal des &conomistes, feit.1842. Bon 
den italiänijchen find zu merfen die Mailänder Annali di statistica, 
jeit 1824, und der Neapolitanifcye Progresso. Nicht erft nöthig 
ift es, unter der engliichen periodifchen Literatur aufmerkſam zu 
machen auf die berühmten Reviews, welche namentlich auch aus dem 
Tache der Vermögens: Polizei meifterhafte Abhandlungen liefern, ſodann 
auf den Economist, eine mufterhafte, Höchft reichhaltige Sammlung. 
VI. Geſchichte ber Polizeiverwaltung. 

Eine gefchichtliche Entwicklung der gefammten Hülfsthätigfeit 
bed Stanted, ſei ed num bei allen gefittigten Voͤlkern, jei ed auch 
nur bei einem berjelben, iſt bis igt nicht vorhanden; es beitehen 
blos einzelne Beiträge, welche überbieß zum großen Theile fih nur 
mit der Präventio-Juftiz befchäftigen. Außer den hier einjchlagenben . 
ausführlichen, aber nicht immer Fritifchen, zuverläffigen, Abfchnitten in La 
Mare’3 großem Werke find namentlich folgende Schriften zu nennen: 

Ueber Rom: . 

Heubach, de politia Romanorum. Gott., 1791, 4. 

Naudet, M&moire s. l. police chez les Romains, (Mém. de 
l’Acad. des sciences polit., Bd. IV, ©. 795 fe.). 

Serrigny,Droitpublic et administratif romain.L.II. Par.,1868. 

Ueber Deutſchland: 

Zimmermann, Urſprung und gefchichtliche Ausbildung ber d. 
Polizei (in deffen deutſcher Polizei, Bd. I, ©. 47 fg.). 
Veber Frankreich: 
Anglade, Coup d’oeil s. I. police. Par., 1847. 
Fre&gier, Histoire de l’administration d. 1. police de Paris. 


L DO. .Par., 1850. 
Die Denfwürdigfeiten von Savary und von Bisguet liefern, auch 
wenn bie rein perfönlichen Zwecke bei der Auffafiung in Betracht ogen 
werben, weit weniger, als leicht möglich gewefen wäre. Manuel, 


_ 
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lice de Paris d&voile&e, L II; Plu eher Main, 1 I-VI; Lurine, 
ire d. 1. police ancienne et moderne, I—II Kind elenbe Sammlungen 
von [hlüpferigen ober tomanbeft aufgeflußten Erzählungen. 


VII. Bistiograppifge !Werte. 
Schr wünfchenswerth wäre ein bis auf: bie neuefte Zeit herunter: 
gehendes zuverlaͤſſiges Verzeichniß der ſämmtlichen (und zwar nicht 
bloß der deutſchen) Literatur der Polizeiwiſſenſchaft. Borläufig find 
nur folgende, theilö veraltete, theild nicht Hinreichend umfangreick, 
Schriften vorhanden: 
Bergius, Kameraliften-Bibliothet, oder vollft. Verzeichniß derjenigen 
Bücher... ., welche von dem Delonomie, Polizei⸗, Finanz und 
Kameralmefen ... handeln. Nürnberg, 1782, 8. 


Sehr Srauhber für bie ältere, Hauptfächlich deutfche, Literatur; die Schriften 
fund ee Ar ai geordneten Materien angezeigt, doch helfen bop: 
pelte Regi 


Rößig, Literatur der Pollzei und Kameraliftit. L IL Chemnitz, 8. 
Fortſezung von Bergius; an Einrichtung und Werth biefem Werte gleich. 
ee. ift deſſelben DVerfafierd „Literatur der Delonomie, Technologie 
Weber, Handbuch der (dentfchen) dkonomiſchen Literatur. Berl, 
I—V, Bresl. u. Lpzg., 1803—1822, 8. | 
Syſtematiſch georbnet, außerordentlich vollfländig und ganz zuverläffig. 
Erich, Literatur der Jurisprudenz und Politik mit Einſchluß der 
Kameral⸗Wiſſenſchaften feit der Mitte ded 18. Jahrhts. Neue 
Ausgabe von Koppe Lyzg., 1823, 8. 


Brauchbared, mit vorzüglichen R es übri 
Mer ana hand. vorzüglichen Megiftern verfehenes Handbuch gend 


Walter, Handbuch der juriftifchen Literatur im 19. Ihdt. Mei: 
mar, 1854. Gelegentliche Angaben, namentlich in der Abtbeilung 
„Polizeirecht“. 

Es bleibt ſomit nur übrig, aus den zeitweiſe erſcheinenden 
Bücherverzeichniſſen aus dem Geſammt-Gebiete der Staatswiſſen⸗ 
ſchaften oder verwandter Diſciplinen, z. B. der Statiſtik und Na⸗ 
tional⸗Oekonomie, die Nachweiſungen zufammenzuführen. Hierzu 
bienen denn vorzugsweiſe die Kiteratur= Berichte in der Tübinger 
Zeitfehrift für Staats-Wiſſenſchaften, in der Zeitfchrift des Preußi⸗ 
ſchen ftatiftifchen Bureau’3 und in dem Parifer Annuaire de l'é 
conomie politique (jelt 1844). 


Erfer Theil. 
Materielle Grundſüätze. 





IArſtes Ruch. 
Sorge des Staates für bie phufifche Perfünlichfeit der Bürger. 


Erſtes Kapitel. | . 
Sorge des Staates für die gehörige Bolkazahl. 


Die erfte Frage, welche bei Erörterung ber helfenden Einwir: 
tung ded Staates auf die phyſiſche Perfönlichkeit feiner Bewohner 
zur Sprache kommen kann, betrifft dad Maaß der Bevölferung bed 
Landes. Wie groß ift diefelbe an und für fi? wie bedeutend zum . 
Umfange des Staatsgebietes? findet fie ihren Unterhalt genügend ? 
ift eine Vermehrung oder cine Verminderung derſelben zu wünfchen ? 
Die Beantwortung dieſer Fragen ift von vielfacher und großer Wich- 
tigfeit;- je nachdem fie ausfällt, Lönnen fehr weit ausſehende und 
umfaffende Vorkehrungen nöthig ericheinen. 

Daß der Staat in diefer Beziehung allein wirffam handeln 
kann, ift einleuchtend. Offenbar liegt es ganz außerhalb des Kräften: 
maaßed der einzelnen Bürger, durch fein Thun oder Unterlaffen 
einen allgemeineren irgend nennenswerthen Erfolg zu erzielen. Die 
Bevölferungspolizei hat daher zu allen Zeiten unbeftritten einen 
Theil der Hülfgthätigkeit des Staates gebildet. 

Ehe jedoch die einzelnen Maaßregeln angegeben werden Können, 
müfjen bie jo ſehr beftrittenen Grundfäße über Größe, Gang, Nuben 
und Schaden der Bevölkerung ind Klare gebracht werben ?), wobei 

1) Tie Benölferungsverhältniffe find der Gegenſtand einer fehr ausgebehn: 
ten Literatur, deren vollftändige Aufzählung an biefer Stelle unmöglich iſt. Es 
fei daher erlaubt zu verweilen auf bie Monographie: Geſchichte und Literatur 
ber Bevölkerungslehre, in meiner Gefchichte ber Staatswiſſ. Bd. III, S. 409517, 
und an biefer Stelle nur das Nothwenbigfte anzuführen. — Die Schriften ‚über 
Bevölkerung zerfallen in brei wefentlich verfchiebene Abtheilungen. — Die erfle 
derfelben begreift die Arbeiten über Bevölkerungsſtatiſtik, das beißt, hie 
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felbftverftändlich bier nur die Verhältniffe folcher menfchlicher Ge- 
noffenfchaften in Betrachtung zu ziehen find, welche nicht mehr 


Auffindung und Darlegung ber Thatfachen Hinfichtlih bed Standes unb ber 
Bewegung ber Bevölkerung in einem beitimmten Theile der Erde unb zu einer 
gegebenen Zeit. Schon biefe Schriften find manchfacher Art und fehr zahlreich. 
Theilmeife befchäftigen fie fi bloß mit Schäßungen einer gewiflen, nicht genau 
befannten, Bevölkerung; theils find ed Anmweilungen zu förmlichen Zählungen 
und zur Führung anberweitiger Bevölkerungsliſten; theils endlich theilen fie 
»Ergebniffe von Zählungen im Einzelnen mit. Unter ben letztern Veröffentlichun: 
gen namentlich find ſehr ausführliche und ſchätzenswerthe Werte, welche Nachricht 
geben über amtliche Zählungen ganzer Bevölkerungen; fo namentlih von Baden, 
Baiern, Belgien, England, Frankreich, Preußen, Norbamerita. Nur eine eigene 
genauere Beichäftigung mit bem Gegenſtande kann einen Begriff bavon geben, 
welche Umſicht und welcher Fleiß zu einer guten Arbeit biefer Art nöthig, unb in 
welhen Grade fie auch in mehreren Werken zu biefem Zwecke angewendet find. 
©. das Nähere in ber angef. Monographie, ©. 415 fg. — Eine zweite Abthei⸗ 
lung ber Literatur befchäftigt fi mit Auffinbung ber natürlichen Geſetze, welchen 
bie einzelnen Erſcheinungen ber Bevölferungsverhältnifie erfahrungsgemäß folgen, 
ober welche durch Inbuction aus gut verficherten Thatfachen gewonnen werben, 
(Populationiftit, oder Bevölkerungs-Phyſiologie.) Unter biefen Schriften 
find höchſt ausgezeichnete nach Wiflen, Methode und Scharffinn; freilich and 
manche ganz verfehlte. Vorzugsweiſe genannt zu werben verdienen: Süßmilch, 
Böttlihe Ordnung in ben Beränderımgen bes Menſchengeſchlechtes. Ate Aufl. 
von Baumann. I—II, Berlin, 1775; Moreau, Unterfuchungen ü. b. Be⸗ 
völferung von Franfreid. A. d. Fz. Gotha, 1780; D’Ivernois, Sir F., 
Sur le mouvement d. 1. population; (in ber Bibl. univ. 1832;) Exposition 
des principaux erreurs 8. ]. sujet de population; (baf., 1883;) Mouvement 
d. ]. population d. l. France; (baf., 1834); Quetelet, Sur I’homme et 
le developpement de ses facultes. I. II, Brux., 1836; Derf., du systöme 
social et des lois qui le r&gissent. Par., 1848; Bernoulli, Populationiſtil 
ober Bevölkerungswiſſenſchaft. Ulm, 1840, Derf., Reue Ergebnifie.ber Be. 
Statifiif. Ulm, 1843. Legoyt, Lois statistiques d. l. population, in bem 
Diet. de l’&con. polit., ®b. II, ©. 402 fg., Horn, Bevolkerungswiſſenſchaft⸗ 
liche Studien aus Belgien. Lzg. 1854; Wappäus, Allgemeine Bev. Statiſtik. 
2p;., I. D., 18%. Eine befondere Abtheilung der hier einſchlagenden Schrif 
ten bilden diejenigen, welche bie Geſetze ber Lebensdauer insbefonbere zu ergrün- 
ben fuchen, (in ber Megel zum Zwecke von Lebensverfiherungen, Renten u. f. w.) 
Die berühmteften berfelben find von Halley, Euler, Deparcieur, Kerle 
bome, Brice, Quetelet, Finlaifon, Eafper,. Mofer; manche derſe⸗ 
ben find ein bleibendes Denkmahl menſchlichen Scharffinnes und vortrefflichet 
Methode. ©. über biefelben bie Gefchichte ber Staatswiſſ., a. a. O., S. 484 ſ3 
— Eine dritte Abtheilung bilden endlich diejenigen Schriften, welche ſich mit ber 
Staatsmaaßregeln in Betreff der Bevölferung, alfo mit ber Beudlferungk 
Politit, befhäftigen. Die erflen Anfänge gehen bis zu Pinto und Ariſtoteleh 
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in dem Zuſtande volliger Rohheit und Barbarei fich befinden. Eine 
umfaſſende wiſſenſchaftliche Bearbeitung der Bevoͤlkerungslehre hat 


hinauf; aber auch die jüngfte Zeit hat mit ben vielbeſtrittenen Fragen noch nicht 
abgeſchloſſen, und noch immer geben bie Meinungen weit auseinander. Um 
wenigfteng eine allgemeine Weberficht zu gewinnen, ift es wohl am beiten das 
Bert von Malthus als den Wenbe: und Mittelpimct der ganzen Bewegung 
zu nehmen, und banadh die Vorgänger.von M., fein eigenes Werk, enblich feine 
Nachfolger zu unterfceiden. — Die Vorgänger von Malthus haben im Ganzen 
nur noch gefchichtliche Bedeutung, inbem fie zwar wohl beftimmte Anfichten, nicht 
aber (mit geringen Ausnahmen) eine umfaflende Behandlung unb eine rich 
tige Methobe haben, fo daß fih erſt gegen das Ende biefer Zeit eine 
Wiſſenſchaft zu Bilden beginnt. Im Uebrigen zerfallen fie in zwei fcharf gefchie- 
dene Lager: Solche, welche eine Uebervölferung fürchten unb dem Staate Vors 
tehrumgen dagegen anrathen; unb Solche, welche in möglichfter Steigerung ber 
Volkszahl Süd, Macht und Wohlſtand fehen. Zu ben erfteren gehören bie 
theoretiſchen Polititer des Alterthums, Platon und Ariftoteles, welche zum 
Theile höchſt gewaltthätige Mittel gegen eine Weberfüllung des Staates mit 
Menſchen vorſchlagen; aber auch fpäter finden fi) wenigftend einzelne Anhänger 
biefer Anſicht, fo die Engländer Sit W. Raleigh, Child, Sir M. Hale, 
Stewart; jener Genovefi, Herrenfhwand, Ortes. Weit zahlreicher 
find jedoch diejenigen, welche einer Steigerung ber Bewölferung das Wort reden, 
und es ift eigentlich biefe Lehre vor Malthus bie faft allein herrſchende. Durch 
die Erfahrung, daß große Bevölkerung in ber Megel zu gleicher Zeit mit einem 
bebeutenben Wohlftande vorlam, ließ man fich zu ber Anficht verleiten, die erftere 
fei unbedingt ber Grund des lehteren; die‘ Bemühungen ber Theorie unb in ber 
Regel bie Geſetze der Staaten giengen fomit nur auf möglichſte Steigerung. 
Bis an das Ende bed 18ten Jahrhunderts zweifelten nur Wenige an der Rich⸗ 
tigkeit dieſes Verfahrens, ſelbſt A. Smith billigte es entſchieden; unb wenn 
bier und ba auch, wie bemerkt, ein heller Kopf ben umgekehrten Gang vorfchlug, 
nämlich zuerft Förderung ber Gütererzeugung, damit biefe eine höhere Bevbl⸗ 
kerung von jelbft bervorrufe, fo wurde er überhört. Eine kritiſche Prüfung 
fönnen aus biefem ganzen Abfchritte eigentlich nur zwei Pleinere, fomit den Ge⸗ 
genftand nicht vollftändig erfchöpfende aber ber Wahrheit fehr nahe kommende, 
Abhandlungen aushalten, nämlih: D.Hume, Ofthe populousness of ancient, 
nations (Essays, ®b. IL) und B. Franklin, Observations conc. increase 
of mankind (Works, Boston, 1840, Bd. IL). Eine volfländige Aufzählung 
der Anhänger ber gewöhnlichen Lehre wäre ebenfo unausführbar als unnüß; 
Nie gehören allen Ländern unb ben brei lebten Jahrhunderten gleihmäßig an. 
So 3 B. Botero, Saavebra= Fararbo, Temple, Sedenborf, Bau: 
ban, Mirabeau (ber Bater), Süßmilch, Juſti, Sonnenfels, Graf 
Hergberg u.f.w. Da erwarb fidh der Engländer R. Malthus durch fen 
berüßmied Werl: Essay on the principle of population, (zuerft 1798, Ste Aufl. 
1817, 3 Bbe.,) das große Verbienft, auf die Unrichtigkeit und Gefährlichkeit der 
gemeinen Unnahme mit eben fo viel Scharffinn als Gelehrſamkeit aufmerkſam 
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allerdings auch folche Völker, aljo Jäger, Nomaden, durch finn- 
loſe Gewaltherrichaft verwüjtete Stämme, ind Auge zu faffen und 


zu machen, unb vor bem Elende einer Webervölferung dringend zu warmen. 
Die Wirkung war eine ebenfo große als nachhaltige, und immer wird Malthus 
eine hohe Stelle in den Staatswiſſenſchaften einnehmen, wenn ſchon große Fehler 
fein Wert entftellen, namentlich: bie gänzliche Mebergehung ber Fälle, in welden 
eine Erhöhung ber Bevölkerung wünſchenswerth ift; die unrichtige Zurüdführung 
der möglichen Lebensmittelvermehrung auf eine willführliche Zahlenformel; end: 
lich die unnöthige Aufftellung von gefühlsverlegenden Folgeſätzen. Daß ähnliche 
Seen ſchon früher geäußert waren, fogar ein Theil des Grundſatzes von 
Anderen vor ihm gelegentlich außgefprohen war, (nämlid von Franklin und 
namentlih von Towendend Journey trough Spain,) vermindert fein Veidienſt, 
eine allgemeine Auffaffung der Frage unb eine eindrudmachende Durdharbeitung 
des Gegenftandes, nicht im Mindeften. — Die Bebeutung bed Malthus'ſchen 
Werkes zeigt fih denn aud in der großen Anzahl von Schriften, welche in Be— 
ziehung auf daſſelbe erſchienen find, ober, richtiger gefprochen, darin, daß feit je: 
nem Erfheinen Niemand mehr die Bevölferungslehre behandelt hat, ohne fi in 
ein beftimmted Verhältniß zu ihm zu fegen, fei es unbedingt zuſtimmend, fei e 
feinbfelig, fei es endlich mit kritiſchem Verſuche zur theilweifen Berichtigung umb 
Bervollftändigung. Freilich auch den unbegreiflichſten Mißverſtändniſſen und band: 
greifliden Verläumdungen ift M. nicht entgangen. — Bon ben unbebingten An: 
hängern find namentlich folgenbe zu nennen: Summer, A treatise on the 
records of creation. 2d ed. Lond., 1825, 4; Say, Boll. Hanbbud b. 
Nat. Dekonomie, Bd. IV, der d. Ueberf,, ©. 274 fg.; Martineau, Dustra 
tions of polit. economy, No. VI. Lond., 1832; Rossi, Cours d’öcon. polit, 
Par., 1840, Bb. II, ©. 328 fg; Thornton, Overpopulation and its re 
medy. Lond., 1846; Mill, Principles of polit. economy. Lond., 1848; 
Garnier, Du principe de population. Par., 1857. — @egner ber ganzen 
Lehre find: Ensor, An inquiry conc. the population of nations. Lond., 
1818; Ravenstone, A few doubts on the correctness of opinions conc. 
population. Lond., 1821; Sadler, The law of population. I. II. Lond., 
1830; Carey, Principles of social science. Phil., 1859, ®b. III, ©. 263 3. 
— Die Möglichkeit der Vermehrung von Menfchen in geometrifchen Verhältniſſen 
läugnen: Godwin, Of population. Lond., 1860; Doubleday, The true 
law of population. 34 ed. Lond., 1854; Guillard, El&mens de statisti- 
que humaine. Par., 1855. — Gegen blos arithmetifche Vermehrung von &: 
bensmitteln erflärt fih: Gray, The happiness of states. Lond., 1815, 4— 
Nur den Folgerungen, nit ben Vorberfägen, treten entgegen: Grahame, 
Inquiry into the principle of p. Edinb., 1816; Weyland, The prin- 
ciple of p. and production. Lond., 1815; Senior, Two lectures on p. 
Lond., 1831; P. Scrope, Principles of polit. economy. Lond., 1883; 
Alison, The principle of p. I. II. Edinb., 1840. — In dem Grundge⸗ 
banken einverflanden, aber bemüht denfelben in allen Beziehungen richtig zu 
ſtellen und auszubilden find: Hoffmann, Web. d. Beforgniffe, welche bie Zu: 
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3 find fogar die aus ber Betrachtung biefer Verhältniffe gezogenen 
Säge an fich ſehr belehrend für die Gefchichte und den Werth ver 
sefittigung, fo wie für die Grundlagen der Volkswirthſchaftslehre; 
Hein in einer Erörterung von verftändigen ſtaatlichen Anorb- 
ungen, namentlich eines Nechtäftantes, Können folche Zuftände 
ine Beachtung finden. Ein Rechtsſtaat ſetzt eine mehr oder weni: 
er vorgejchrittene Gejlttigung beftimmter Art voraus; wo von fol- 
yer feine Rede tft, hat auch die Wiffenfchaft von feinem Leben nichts 
u unterfuchen und feitzuftellen 2). 


Sehe Abtheilung. 
Allgemeine Grundſüätze. 


§. 12. Ä 
) Das Berhältniß ber Vevöllernugszahl zum Wohle des Staates und ber 
Einzelnen, 

Bei aller Verfchievenheit der Anfichten über die abzuleitenden 
solgefäge ober über die Wahrfcheinlichfeit und Häufigkeit des Vor⸗ 
ommens eine? beftimmten AZuftandes läßt fich nicht in Abrede 
iehen, daß bei einem nicht ganz rohen oder barbarifchen Volke an 
ind für ſich dreierlei verſchiedene Verhältnifie der Bevoͤllerungszahl 
ur Ausdehnung und Fruchtbarkeit eines Landes thatfächlich möglich 


sahme ber B. hervorruft. Berl., 18385; Schmidt, Unterfuchungen über Be⸗ 
völferung, Arbeitslohn und Pauperismus. Lzg. 18386. Mangold, Art. „Be 
völferung” in Bluntſchli's Staatöwörterbuh; Messedaglia, Teoria 
della popolazione. Verona, 1858; Gerfiner, Die Bevälferungslehre. Würzb., 
1864 (Bd. II, ber Grunblehre der Staat3verwaltung.) Außerdem gehören bier: 
her noch bie meiften ber neueren National:Delonomen, jo namentlih Sismonbi, 
Billeneuve-Bargemont, Rau, vor allen aber Roſcher, welder fehr 
ſcharffinnige Beiträge zu einem umfichtigen Abfchlufle ber Lehre gegeben hat. 

2) So verbienftlid Roſcher's fcharffinnige und gelehrte Anwendungen 
feiner Unterfcheibung roher, hocheultivirter und finkender Nationen auf bie 
Bevölferungdtheorie, und fo fehr fie in einer Volkswirthſchaftslehre an ihrer 
Stelle find: fo können doch in ber Polizeiriffenfhaft nur Folgerungen aus ben 
beiden letzten Zuftänden in Betracht kommen. Auch eine „ſinkende“ Nation ift 
eine (wenn auch in ungefunder Weife) gefittigte, und fie kann möglicherweife 
in einem (allerdings in Verfall geratbenen) Rechtsſtaate leben. 


v. Mohl, Polizeiwiſſ. J. 8. Auflage. 7 
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find. Entweder nämlich können nur fo wenige Menfchen auf einer 
gewiſſen Oberfläche zerftreut wohnen, daß nach der natürlichen Be 
Ichaffenheit de Landes eine größere Anzahl leicht in dem Ertrage 
des Boden Nahrung fände. Oper ift die Zahl der Bewohner fo 
angewachfen, daß fie zwar von der Erbe noch Hinlängliche Nahrung 
erhalten, jeboch nicht überflüffig und nur mit aller Anftrengung 
ihrer Kräfte. Ober enblidy drittend hat fich die Menfchenzabl fo 
vermehrt, daß fie auch bei allem Willen umd bei genügenden Arbeits 
fräften unmöglid) aus den Erzeugniſſen des von ihr bewohnten 
Bodens genährt werben kann. — Es läßt fih nun Teicht zeigen, 
daß die Zuftände der Menfchen in biefen brei möglichen Bevölte 
rungsverhältniffen jehr verſchieden fein müſſen. 

1) Wenn die Bevölferung eines an fich zur Ernährung von 
Menſchen wohl geeigneten Landes über eine große Oberfläche zer: 
freut (relativ gering) ift, und folglich die Einzelnen weit von 
einander entfernt wohnen, fo hat e8 zwar 

8) feine Schwierigkeit, daR jeder Arbeitsfähige und Arbeits 
Iuftige fich die nöthigen Nahrungsmittel verichafft, (freilich mit fehr 
verſchiedenen Graben der Anftrengung, je nach dem Clima, der Er⸗ 
trag2fähigfeit de Bodens u. |. w.;) er wird ferner in ber Regel aud 
wohlfeiles Holz beziehen; eben jo Tann, wenn nicht politifche Ver: 
bältnifje ober Monopole einzelner großer Beſitzer im Wege ftehen, 
Jeder leicht Grunbeigenthümer werden ober außgebehnte Viehzucht 
betreiben. Dagegen ift 

b) dieſe Zerjtreuung und Spärlichfeit der Bevölkerung in allen 
übrigen wirthfchaftlichen VBerhäftniffen von größtem Nachtheile. Weber 
eine Verbindung zur Arbeit noch eine Theilung derfelben tft mög: 
lich; ein Jeder Hat allein und für alle feine Bebürfniffe zu arbeiten; 
erzeugt aljo weniger und fchlechter. Verbeſſerungen des Bodens oder 
Befeitigungen von Webelftänden (3. B. Thierjchaden, Weberjchien: 
mungen, ungejunde Ausdünſtungen), zu deren Zuftanbebringung 
gemeinfamed Handeln nöthig wäre, unterbleiber. Der Bezug ven 
Werkzeugen ift erfchwert. So können alfo die Naturkräfte, d. h. 
bie Reichthumsquellen des Landes, nicht gehörig benützt werben ). 


ı) Es if baber ein falfcher Gedanke, wenn man in Amerika gerne ben 
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Die Rohftofferzeugung iſt aus Mangel an Arbeitern und an Ab⸗ 
ja beichräuft, und wird nicht auf dad an und für fich Zweck— 
mäßigfte und Einträglichite, jondern nur auf das Nothwendige und 
Mögliche, höchſtens auf dad unter ben beftehenden ungünftigen Ver: 
hältniſſen Abjegbare gerichtet. Die Fabrikation findet große Schwierig. 
feit wegen’ ber Seltenheit und fomit des hohen Preifes der Arbeiter, 
wegen der Unmöglichkeit einer vortheilhaften Arbeitätheilung, ber 
Beichwerlichkeit und Kojtfpieligkeit oder gar des gänzlichen Mangels 
der Yrachtmittel, endlich wegen der wenigen Abnchmer. Auch wer: 
ven es bie, ohnedieß nicht zahlreichen, größeren Kapitaliften in dieſem 
Zuftande vorziehen, ihr Vermögen in Grundeigenthum anzulegen, 
welches voraugfichtlich mit dem Steigen der Bevölkerung ohne Mühe 
und Auslage an Werth gewinnen muß. Der Handel endlich ift mit 
großer Mühe zu bemerkftelligen, und bei weitem unbebeutender ala 
in ftarfbevölferten Gegenden. Der Verlauf der Rohſtoffe nämlich 
ift gehemmt theils durch die Schwierigkeit der Verbindungen, welche 
entiweber einen Abſatz in die Ferne ganz unmöglich macht ober 
doch den Werth des Verjenbeten in den Frachtloften aufgehen Läßt, 
theild durch die Selbfterzgeugungen der meiften Bewohner. Der Ab: 
ſatz von einheimifchen und fremden Gewerbe-Erzeugnifjen aber Teibet, 
iheils weil die Bewohner durch ihre gewöhnliche Abjonderung ge- 
nöthigt find, eine Menge von Gegenftänden felbjt zu verfertigen, 
oder fich den Gebrauch derielben ganz abzugewöhnen; theils weil 
alle Anläffe zum Verbrauche fehlen, welche eine zufammengebrängte 
Bevölkerung durch Moden, gemeinjchaftliche Vergnügungen u. |. w. 
veranlaßt; theils endlich weil die Schwierigkeit des Abſatzes der 
Rohſtoffe die Möglichkeit irgend etwas zu Taufen bei der Mehrzahl 
bis ind Unglaubliche vermindert ?). 


Sag aufftelt, (fo 3.8. Everett und Carey,) daß in einem biinnbevölferten 
Lande auf ben einzelnen Menſchen eine größere Menge von Naturfräften Tomme, 
dadurch aber eine Außgleichung eintrete. Eine nicht zur Benützung zu bringende, 
gleihfam latente, Naturkraft hilft nichts für menſchliche Zwede; in der Regel 
fann fie aber nur durch verbundene und organifirte Dienfchenarbeit zum Dienſte 
gebracht werben. 

2) Ber an ber Richtigkeit diefer Folgen einer zu dünnen Bevöllerung zwei⸗ 
felt, ben Fönnen unzählige Beichreibungen von Reiſen in das Innere der vers 

7 * 
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c) Keiner Augeinanderfegung bedarf es, daß die geiftige Bil⸗ 
dung des Menjchen nur in einem vielfachen Wechſelverkehre ent- 
ftehen und gebeihen kann. Alle veinsmenjchlichen, volkswirthſchaft⸗ 
lichen und politiichen Folgen berfelben fehlen alſo in einem dünn 
bevoͤlkerten Lande. 

d) Endlich iſt auch noch klar, daß in einem ſolchen Zuſtande 
die Vortheile des Staatslebens ſich ſehr vermindern. Die Regierung 
hat Mühe, die erforderliche Anzahl von gebildeten Beamten zu er⸗ 
halten; die Lieferung der noͤthigen materiellen Mittel wird dem 
jeden Falles an Geld armen Volke ſchwer, vieles Nützliche muß 
alſo unterbleiben; die Kraft und Wirkung der Geſetze und Staats⸗ 
anftalten verliert fi in den großen, fchwer zu beaufjichtigenden 
Räumen und bei ber langen Dauer der gegenjeitigen Mittheilungen; 
bie Zufammenziehung ber Vertheibigungs- Mittel an einem beſtimmten 
Puncte ift in demjelben Grabe ſchwierig und weitausfehend, als fie 
bei der großen Zahl angreifbarer Bunte fchnell und räftig fein follte. 

2) Eine zufammengebrängte (relativ groBe)aber noch nicht über: 
mäßige Bevölkerung hat natürlich die entgegengefeßten Wirkungen °). 

a) Die Herbeifchaffung der nothwendigen Nahrungsmittel, ber 
Wohnung, des Holzes wird zwar möglich fein, aber mit Anftren 
gung. Auch die minder ergiebigen Theile des Bodens müflen in 
Anſpruch genommen werden, und ber Einzelne erhält nur mit Mühe 
und um bedeutendes Kapital Antheil an dem Grundeigenthume. Doch 
wird theils die Schwierigkeit nöthigen, theils der Vortheil rathen, 
die Erzeugung jo hoch als möglich zu ſteigern; und: fo iſt die Er 
haltung der Einwohner gefichert, die jeltenen Fälle eines fehr heben: 
tenden Mißwachſes ausgenommen. 

b) Auf die Wertherzeugung hat diefe größere, alfo zuſammen⸗ 
gebrängte und nicht überflüffig mit Lebensmitteln verſehene, Bevöllke— 


ſchiedenen amerikaniſchen Staaten belehren. Was ift an dem rohen und arm 
feligen Zuſtande der von der Natur begabteften Länder ber Erbe, 3. B. Colum⸗ 
bia's, Braſiliens, felbft noch ber inneren Provinzen ber Vereinigten Staaten von 
Norb:Amerita ſchuld, als eben ihre geringe Bevölkerung ? 

8) Ueber bie Vortheile der Dichtigkeit einer Bevölkerung f. Lowe, 
England nad feinem gegenmärt. Zuftande. Lpz., 1828, ©. 864 fg. und Mal: 
Huß, Statiftik, ©. 194, Note 1. 
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rung großen und günftigen Einfluß. Das Erzeugniß ber Rohſtoffe 
muß, wie eben bemerkt, gefteigert werben; die Gewerbe aber werben 
erleichtert durch Arbeiter, welche keinen ober nicht ausreichenden 
Antheil am Grund und Boden mehr befamen, fomit wohlfell und 
gut arbeiten müfjen, ferner durch leichtere Verbindung Eben 
jo ift natürlich der Verkehr belebt. Die Arbeitstheilung tft bei dem 
Nahewohnen der Arbeiter und der Verzehrer möglich, alſo bebarf 
Jeder Etwas, hat dagegen Anderes im Ueberfluſſe; gemeinfchaft- 
licher Gebrauch und Zufammenkünfte werben häufig; Moden. ent- 
fiehen. Die bei der dichten Bevudfferung möglichen und ihr noth⸗ 
wenbigen Verkehrswege und -Anftalten erleichtern die Bewegung aller 
Arten von Roherzeugniſſen und von Waaren, ſomit deren Abfat, 
rufen alfo eine erhöhte Erzeugung berjelben hervor. 

c) Dieſe lebhaftere Thaͤtigkeit erzeugt ſchon felbft eine höhere 
geiftige Bildung; allein fie erfordert fie auch, und ruft nun Untere 
richtsanftalten und fonftige Belehrungsmittel aller Art hervor. Die 
Gründung derjelben ift möglich, weil bei ber dichtern Bevoölkerung 
eine größere Anzahl von Solchen beifammen tft, welche das gleiche 
Bedürfniß befriedigen wollen. Endlich j 

d) das engere Zufammenleben, namentlich bie Entftehung volk⸗ 
reicher gewerbenber und handeltreibender Stäbte macht eine große 
Anzahl von Einrichtungen möglich, welche der Erhaltung des menſch⸗ 
lichen Leben? förberlich find; daher fteigt die mittlere Lebensdauer 
in ſolchen Berhältniffen bebeutend; und wenn auch bie Proportion 
der Geburten ſich etwas vermindert, jo find boch in ber gleichen 
Anzahl von Menfchen mehr arbeitäfräftige und erwerbende vorhan- 
ben, bie Macht des Staates gegen Außen von Bebeutung, denn 
er bat viele und leicht verfammelte Vertheidiger; im Innern aber 
fann er mehr wirken, weil eine größere Menge von Menſchen einen 
Theil ihrer perjönlichen und fachlichen Kraft an ihn abtritt. 

3) Traurig dagegen muß ber Zuftand eines übervälkerten 
Bandes fein. 

a) Allerdingd wird die Nohftofferzeugung in der Regel auf 
das höchfte geftigert werden. Die Menge ber verfügbaren Hänbe 
und bie verhäftnigmäßige Meinheit der von ben Einzelnen zu bes 
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bauenden Grundſtuͤcke machen dieß möglich; die Leichtigkeit des Ab⸗ 
ſatzes muntert auf; die Noth zwingt. Ebenſo wird die Veredlung 
der Rohſtoffe (fehlt es nicht ganz an Kapital) große Fortſchritte 
“machen. Der bei dem Landbaue nicht beſchäftigte und von ihm 
nicht genährte Theil der Bevölkerung ftrömt in die Werkftätten und 
Fabriken; die Noth zwingt zu höchſt wohlfeiler und übermäßiy 
fleißiger Arbeit. Aller Verkehr iſt erleichtert; jede Zuſammenlegung 
fowohl, als höchfte Theilung der Arbeit möglich. Allein dennoch ift 
vielfaches Elend aus Mangel an den nöthigften Lebensbedürfniſſen 
unvermeidlich. Die Ertragsfähigkeit des Bodens Hat ihre beftimmte, 
von der Bevölkerung überfchrittene Gränze. Es fehlt alfo an ben 
Lebensmitteln, ober fie find nur zu hohen Preiſen zu erlangen. 
Ein etwaiger Vorrath an Fabrikaten aber dient nicht unmittelbar 
‚zur Nahrung, verfchafft Feine Feurung ober Wohnung zu erjchwing: 
lichen Preiſen. Es mag fogar bei einer wirthichaftlich ganz ver- 
fommenen Bevölkerung an den Mitteln zu einer guten Bodencultur 
fehlen und ſomit troß aller Noth und aller überflüffigen Arbeits: 
kraft nur ein fchlechter Ertrag gewonnen werben. Was aber ben 
Abſatz von Gewerbeerzeugniffen an fremde, von der Natur mehr 
begünftigte oder weniger dicht wohnende Völker und die Eintaufchung 
von Lebengmitteln um den Erlöß betrifft, fo iſt Solches allerdings 
unter günftigen Umftänden möglich und dann auch die Noth abge 
wendet; allein unglüclicherweife hängt dieſer Austauſch nicht von 
dem Willen des dazu gezwungenen Volkes allein ab, ſondern auch 
noch von Äußern Umftänden, welche fehlen koͤnnen und nicht felten 
wirklich fehlen werben. Die Erzeugniffe müffen in Wohlfeilheit und 
Güte mit ähnlichen Fabrikaten aller übrigen, auch der am gün- 
ftigften gelegenen, Völker mitwerben Tönnen; bie Zufuhr ber aus 
dem Auslande zu beziehenden Rohſtoffe muß immer und zu ent 
Iprechenden Preifen gefchehen können; der Verkehr mit ven fertigen 
Waaren muß möglich fein, aljo fein Krieg, Zollſyſtem, feine un- 
günftige Binnenlage ihn hemmen; die gewöhnlichen Abnehmer dürfen 
nicht durch Handels- und Gewerbe: Krifen zum  Ablaufe unfähig 
gemacht fein; die in ber Regel Lebensmittel zuführenden Voͤlker 
müſſen immer einen Ueberfluß haben, aljo nicht ſelbſt unter Krieg oder 
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eigener Theurung leiden, ober nicht ſchon anderen Abnehmern fie 
verkauft haben; enblih muß Lage am Meere oder an fchiffbaren ' 
Strömen die Herbeifuhr diefer Läftigen Maffen möglich machen. Tritt 
nur eine dieſer Bedingungen nicht ein — und feine. menjchliche 
Macht oder Weisheit kann gegen ein Fehlichlagen unbebingte Sicher: 
heit gewähren, — jo hilft aller Meberfluß von Fabrikaten nicht zur 
Abwendung des Elendes ). 


4) Es ift Feine größere Begriffs:Verwirrung denfbar, als wenn gegen bie 
Möglichkeit einer Ueberoölterung, oder vielmehr ber Folgen einer Uebervölkerung, 
nicht felten, felbft von Männern wie Alifon, geltend gemacht werben will, 
baß bie nügliche Arbeit feine Gränze habe, ober daß noch viele unbevölferte und 
fruchtbare Lanbftrihe auf ber Erbe fein. Jenes ift in ber Idee ganz richtig, 
unb biefes thatfächlich wahr; allein was hilft es in der Wirklichkeit einer hun⸗ 
gerndben Menge, wenn ihre Arbeit aus irgend einem ber vielen angeführten 
Gründe feinen Abſatz findet, und wenn fie in ben fruchtbaren leeren Räumen 
anderer Länder unb vielleicht felbit Welttheile nicht lebt? _ Lebensmittel, welche 
man nicht beziehen kann, find nicht beſſer als gar nicht vorhandene; -und ein 
fruchtbared Land, welches man nicht bebauen kann, trägt nichts ein. Nicht davon 
ift ja bie Rebe, ob dieſes ober jenes Land zu einer beſtimmten Zeit wirflich über: 
völfert fei, ober etwa durch zweckmäßige Mittel ihm geholfen werden könnte; fon: 
dern bavon, ob ber Zuftand ber Webervölferung überhaupt ein möglicher fei, und 
ob die Folgen eines ſolchen Zuftandes, wenn er beſtehe, ſchwer auf bem betref- 
fenden Lande laften müßten? . Auch ift einleuchtend, daß ört lich e Uebervölke⸗ 
rungen immerhin und vielfad vorhanden fein können, wenn fchon bei einer gleich: 
mäßigen Bertheilung des Menſchengeſchlechtes feine allgemeine Webervölferung 
vorhanden wäre. Hierüber follte unter verftändigen Menſchen fein Streit fein. 
Und bedürfte e8 Belege durch die Erfahrung, fo fehlt es wahrlid auch nit an 
biefen. Beifpiele von dem Elende einer Webervölferung in Staaten, welche bies 
ſelbe früher durch ihren Handel zu nähren im Stande gewefen waren, burch 
Beränberungen ber äußern Umftände aber den letztern verloren, find 3.8. Venes 
dig, Genua, bie fübbeutichen Reichsſtädte nach der Entbedung des Seeweges 
nach Indien, ferner Holland während ber franzöfifchen Revolutionskriege. Häu⸗ 
fige Beifpiele von ſchauderhaftem, wenn auch nur vorübergehenden, Elende beim 
Stoden des Robftoffe aus anderen Ländern oder des Abſatzes ber Fabrifate in das 
Ausland bat felbft das fecherrichende, handelsallmächtige England geben müſſen; 
fo noch in neuefter Zeit bei ber ‚Sperrung ber Baummwolle-Zufuhr aus Nord- 
Amerika. gl. hierüber Chalmers, Political economy, ed. 2, Lond., 1832, 
©. 19 fg.; Thornton, Overpopulation, ©. 1 fg. Noch verfehrter aber, 
wo möglich, iſt &8, wenn Wöninger, Public. Abhandlungen, Berlin, 1843, 
8b. I, ©. 65 fg., den ganzen Begiiff der Ueberoölferung Täugnet unb anftatt 
befien nur ein Elenb bei der Maffe wegen immer fleigender Anhäufung ber 
Kopitalien in ben Händen Einzelner, fomit Gewerbe » Proletariat, flattgeben will. 
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b) Für Förderung der geiftigen Bildung wären zwar bad enge 
Zufammenmwohnen, die Größe der Bevölkerung, felbit bie Noth- 
wenbigfeit ſich außzuzeichnen günftige Umftände; und fie mögen 
auch, jo lange der Verkehr mit Fremden bie Folgen der Uebervölke⸗ 
rung entfernt hält, wohlthätig wirten. Aber wenn das Elend ein- 
bricht, fo muß es auch in diefer Beziehung ftörend wirken. Wo wären 
da bei der leivenden Menge Kraft und Mittel zu geiftiger Ausbildung? 

‘c) Unter der von Noth jeber Art heimgefuchten Bevölterung 
find viele Schwache und Kranke; es herrjcht namentlich eine große 
Sterblichkeit unter den Kindern, deren Erziehungskoſten ſomit nub- 
103 für die Geſammtheit verſchwendet find. Die Fähigkeit zum 
Erwerben nimmt ab mit dem fteigenden Bebürfnifje danach. 

d) Eben fo bat der Staat die Folgen ſolchen Zuſtandes zu 
tragen. Noth und Verzweiflung treibt zu Verbrechen, zu Erſchür⸗ 
terung der bürgerlichen Gefellichaft in ihrer Grundlage. Dann ge 
währt aber der Staat weber im Innern Sicherheit und Hülfe, noch 
hat er Kraft und Anfehen gegen Außen. ine Hungerfterbende 
Bevölkerung ift feine Macht, vielmehr eine große Gefahr und eine 
Urſache von Schwäche und Verwundbarkeit. 

Nicht erſt der Bemerkung bedarf es noch, daß bie Folgen ver 
relativen Dichtigfeit einer Bevoͤlkerung nicht etwa bloß in einem 
gejammten zu einem Staate abgejchlofjenen Gebiete eintreten, ſondern 
auch in einzelnen größeren Abtheilungen eines folchen, in Provinzen. 
Es ift ſehr wohl möglich, daß dieſe unter fich ſehr verfchieden find 
in Betreff der Dichtigfeit der Bevölkerung, und dann machen fih 
natürlih auch, zwar zu gleicher Zeit aber doch räumlich gefchieven, 
bie guten und die üblen Folgen fühlbar 2). | 
Dieß find zwei ganz verjchiebene Zuflände. Wenn in Folge zu weit gehende 
Theilung des Bodens die aderbautreibende Bevölkerung einer Gegend Feinen ge 
nügenden Unterhalt findet, fo ift doch ficher Webernölterung vorhanden; wo aber 
ift hier bie Kapitalanhäufung, und gar als. Urfache dieſes Zuftandes? Wenn 
eine für regelmäßige Beichäftigung große Anzahl von Taglöhnern ober von Hand: 
werkern fi in einer Stadt zufammendrängt, wo ift da Sapitalanhäufung? Be 
eine folche, wenn die Zufuhr bed für die Gewerbe nöthigen NRobftoffes, ober der 
Abſatz der fertigen Erzeugnifie ftodt? Und jo noch in vielen Fällen. 

s 2 Mit Recht macht Hierauf aufmerffam Wappäus, Bev.-Statiſt, 8. I, 
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8.13. 
2) Dad Naturgefe der Bevöllernug. 


Ehe zu der Löfung der Aufgabe, den allein wünfchenäwerthen 
eſer brei Zuftände herzuſtellen und zu erhalten, gefchritten werden 
nn, muß jelbftverftändlich erft unterjucht werben, welches der Gang 
r Dinge ift, wenn die natülichen Geſetze ihre ungeftörte, alfo weber 
nftlich gejteigerte noch gehenmte Wirkung üben. . Erft wenn dieſes 
tfteht, kann beurtheilt werben, ob menfchlihe Handlungen über- 
upt und ob ftaatliche Maaßregeln insbeſondere eine Veränderung 
werfftelligen können, und in welchen Nichtungen bieß etwa zu ges 
yehen bat. j 

Was nun zuerjt dad natürliche Geſetz der Menſchen-Er—⸗ 
ugung und Bermehrung betrifft, jo ift die koͤrperliche Be⸗ 
yaffenheit des Menſchen fo eingerichtet, daß er ſelbſt mit Einer 
erjon des anderen Gefchlechtes eine größere Anzahl von Nach: 
mmen erzeugen Fann. Nur ausnahmsweiſe fehlt Einigen dieſe 
ihigfeit; Clima, Nationalität, Beichäftigung u. |. w. haben nur 
aen geringen, wenn überhaupt einigen Einfluß darauf ). Eben 


1) ©. Bappäus, Bev.⸗GStatiſtik, a. a. D.; Berfiner, Bev.-Lehre, 
. 114 fg. — Es find zwar auch fhon Verſuche gemacht worben, bie phyfio⸗ 
ziſche Möglichkeit einer bie Zahl ber Eltern überfleigendben Kindererzeugung zu 
ugnen oder werigftens zu befchränten; fie find aber fehr mißglückt. Wenn 
sublebay von ber Thatfadhe, baß gemäftete unb überfette Thiere zeugungs⸗ 
ıfähig feien, auf- bie geringere Zeugungsfähigfeit einer wohlhabenden unb alſo 
t genäbrten, namentlich thieriſche Speifen verzehrenden Bevölkerung ſchließen 
ill, fo ift dieß an ſich Tächerlich, und wiberfpricht überbieß ber Erfahrung. Die 
ehauptung Weyland's, Sabler’%, Guillart's u A., baß bei einer 
cht gebrängten Bevölkerung bie Erzeugungsfähigfeit nach einem unbelannten 
aturgefeße abnehme, ift ebenfalls geradezu erfunden, wie ſich denn auch gar Fein 
runb dazu einfehen läßt. Gewöhnlich Täuft die grobe Verwechslung wenigerer 
vier Ehen in einer bichten Bevölkerung mit geringerer Fruchtbarkeit ber Ehen 
i benfelben unter. Vol. Wappäus, a. a. O., 3b. I, ©. 167. An ber von 
arey, (Bd. III, ©. 302 fg.) ausführlich entwidelten Lehre, daß bie Erzeu⸗ 
ingsfähigkeit Feine unveränberliche Größe fei, fonbern in ihrer Stärfe bebingt 
ıcch die veränderlichen Zuftände des ganzen Organismus, und baß namentlich ein 
ſteigertes Nervenleben bie Reproductionskräfte ſchwäche, mag im Allgemeinen 
was Nichtiges fein; allein wenn er daraus fchlieht, daß hochgefittigte 
ölfer und namentlich bie Bewohner der Stäbte, fo wie bie höheren Stänbe in 
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fo allgemein verbreitet ift bie ber finnlichen und geiftigen Natur 
des Menfchen eingepflanzte Neigung zu dieſer Fortpflanzung der 
Gattung. Aus beiden entfticht denn eine Tendenz bes Menſchen⸗ 
Geſchlechtes, und jeder einzelnen Abtheilung beffelben, fich ins 
Unendliche zu vermehren. ine Berechnung, wie jchnell dieſe Ber: 
mehrung mögficherweife vorjchreiten, in wie viel Jahren alfo 3. B. eine 
gegebene Bevoͤlkerung fich verboppeln Tann, läßt fich allerdings unter 
Zugrundelegung eines angenommenen Verlaufe der Lebenderſcheinun⸗ 
gen mathematifch genau berechnen; es Hat jeboch die auf folde 
Weiſe gefundene Zahl Feine practifche Bebeutung, indem fie für die 
bei einer beitimmten Bevölkerung wirklich eintretenden Thatſachen 
nicht? beweist 2), da auf biefe die manchfachften anderweitigen 


ihrer Zeugungsfähigfeit jo abnehmen, daß eine Webervölferung unmöglich fei, fo 
ift bieß eine handgreifliche Uebertreibung. Man Tann es nur komiſch finden, dah 
bie Mehrzahl derer, welche man perfünlich kennt, durch Uebermaaß von Denlen 
impotent geworden fein; und wohin Syſtemſucht jelbft einen geiftreihen Mam 
führen kann, beweist die ungebeuerlihe Behauptung Care y's, daß die ſchwache 
Bevdlkerung der norbamerifanifhen Wilden dem übermäßigen Scharffinne, wel: 
hen fie als Jäger brauchen, und überhaupt ihrer geiftigen Begabung, bie na 
mentlich in ihren Reben zu Tage trete, zugufchreiben feil — Die von Roſcher, 
Volkswirthſchaftslehre, Bb..I, ©. 520, mit fo großer Gelehrſamkeit nachgewieſene 
Thatfache großer Sittenverderbniß bei ſinkenden Völkern, ift allerdings ein wichtiges 
Moment für die Beurtheilung ber Zuftände und binfichtlih ber anzınmenbenben 
Mittel; allein daß biefe Ausfchweifungen im Großen und Ganzen- einen ſcht 
fühlbaren Einfluß auf die Volkszahl haben und namentlich eine pofitive Ber 
minberung berfelben hervorrufen können, ift nicht zuzugeben. Die Wirkungen 
bes Naturgeſetzes werben in etwas baburch gefchwächt, allein nimmermehr gan 
aufgehoben. 

2) Zu ben vielen Gedankenloſigkeiten, welche die Bevöllerungslehre verwirten, 
gehört auch bie kaum begreifliche, daß nicht felten die Frage: in welcher Zeit 
unter Zugrundelegung allgemeiner Geſetze des menſchlichen Lebens, alſo z. B. ber 
Annahme der Eheſchließung im Alter von x Jahren, ber Erzeugung von x Kir 
bern, der Abrechnung von x Tobesfällen in den verſchiedenen Altersflafien, eine 
Anzahl von Menſchen fich verboppeln kann ? verwechfelt wirb mit ber davon gum 
verichiedenen Frage: in welcher Zeit eine beſtimmte Bevölkerung unter Zugrunde⸗ 
legung beflimmter erfahrungsgemäßer Thatfachen, weldhe zunäcft nur bei ih. 
vorkommen, eine ſolche Vermehrung erhalten wird ? Die erſte Berechnung weit 
nur eine phyſiologiſche Möglichkeit nach, bie andere ergiebt eine ftatiftifche That 
ſache, oder richtiger geſprochen Wahrfcheinlichkeit. Im erften Falle will man mr 
im Allgemeinen bie möglichen Wirkungen der Naturgefege an fich Tennen, wäh 
send im andern Falle bei der Auffindung ber im beflimmten alle wahrfcheins 
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erhältniffe Einfluß haben kͤnnen. Dennoch kann wenigftend im 
Ügemeinen auch für das ‚wirkliche Leben die frage beantwortet 
erden. Es beiteht nämlich eine beftimmte und hinreichend aus⸗ 
dehnte Erfahrung 9), daß je ein Zeitraum von 25 Jahren thats 


ben Bevöllerungs- Zunahme ben thatfächlih vorhandenen Hemmungs⸗ ober be 
anderen GSteigerungsverbältnifien (3. B. Einwanberungen) Rechnung zu tragen 
. Daß bie erftere Art der Berechnung eine weit fchwierigere ift, und baß 
A Leichter durch Annahme einer falſchen Möglichkeit große Fehler gemacht wers 
n Türmen, als bei ber zweiten, -wo alle Anſaͤtze beftimmt umb thatſächlich richtig 
id, fo baß namentlich bei einer conftant bleibenden jährlichen Vermehrung es 
ir einer einfachen Anwendung ber zufammengefeßten Zinsrechnung bedarf, ift 
ileuchtend. Wenn alfo 3. ®. mit unzmeifelhafter Gewißheit gezeigt werben 
nrı, baß bei einem erfahrungsgemäß conftant eintretenden jährlichen Weberfchuffe 
e @eburten über die Zobesfälle von 5 ‘Proc. die Berboppelung in 14°/s Jahren; 
i 2 Proc. in 35 Jahren, bei 1 Proc. in 70 Jahren, bei !/s Proc. in 189 
ıhren eintreten muß, beweißt Feine biefer Zahlen etwas für bie allgemeine phy⸗ 
logiſche Möglihfeit. Die (3. B. von Mofer gemadte) Einwenbung, baß 
re längere Eonftanz ber verfchiedenen Vermehrungs⸗ und Verminderungs⸗That⸗ 
hen nicht wohl anzunehmen fei, {ft ganz richtig; allein fie beweist nur, daß 
ın Feine umbebingte Gewißheit, fondern nur eine, je durch bie Länge und 
Größe der zu Grunde gelegten Durchſchnitiszahlen beftimmte, flärfere ober 
inere Wahrſcheinlichkeit erhält. Auch darf nicht vergeffen werben, daß ſich thats 
hlich verfchiebene Einwirkungen gegenfeitig aufheben Fännen und fomit bie 
eichförmigteit bed Beharrens wieder hergeftellt iſt. 
3) Malthus hat biefes von ben Vereinigten Staaten von Nordamerila 
chgewieſen, unb bie weitere 6Ojährige Erfahrung feit bem erſten Ericheinen 
ned Wertes bat bie Richtigkeit ber Annahme noch weiter beftätigt. Ein äühn⸗ 
yes Beifpiel zeigt Irland, welches im 3. 1695 nur 1,084,000 @. Batte; im 
1821 nach amtlicher Zählung: 6,801,827; 1831: 7,767,4015 im J. 1841: 
205,000; im %. 1851 freilich wieder nach ber Hungersnoth in Folge ber Kar: 
Telfranfheit und nach der Auswanderung von 1'/s biß 2 Millionen nur: 6,516,000. 
Man Hat gegen das Beifpiel von Amerika vor Allem bie Einwanberungen 
(gewendet, allein mit Unrecht. Diefe Eimvanderımgen waren bis gegen bas 
hr 1820 verhältnigmäßig nur unbebeutend. Seybert nimmt von 1790 
; 1810 jährlich 6000 an, und Tucker, Progress of the U. St. ſtimmt 
mit im Wefentlihen überein; nad) amtlichen englifchen Documenten betrug 
Einwanderung aus dem britifchen Reiche in Europa von 1812 bis 1821 
echfchnittlich nur 6,898 Köpfe u. |. w. In biefer Zeit war aber bie Bevölle⸗ 
ngövermehrung ber Vereinigten Staaten folgende: 1790 waren 3,929,826 €.; 
00, 5,506,035 €.; 1810, 7,239,708 E.; 1820, 9,654,415 &. Hieraus ergiebt 
) dern unmiberfprechlich, daß bie Einwanderer und ihre Nachkommenſchaft bie 
rbopplung während brei Jahrzehnten nur um ein Geringes befchleunigt haben. 
’äter haben allerdings die Einwanderungen fehr zugenommen, (von 1820-50 
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jächlich zu einer Verbopplung hinreicht, fo daß alſo eine Volkszahl 
je von 25 zu 25 Jahren in geometriſcher Progreifton zuneh- 
men ann, 
Jahre: 0 25 50 75 100 
Bevölkerung: 1 2 4 8 16 
Die mögliche Zunahme der Bevölkerung tft nun aber nur ber 
eine Factor, der andere iſt die Zureichenheit ober Unzureichenheit 
ber nothwenbigen LebenZmittel (im weiteren Sinne), da Menſchen, 
um am Leben bleiben zu koͤnnen, auch unterhalten fein müflen. Wenn 
alfe die Summe der Lebensmittel immer in demfelben Berhältnifie 
vermehrt werben Tann, wie bie Bevoͤlkerung fteigt, fo ift eine Weber- 
völferung nicht zu fürchten, wie fihnell oder langjam die Zunahme 
ber Menfchen auch fein mag. — Hier liegt denn nun aber bie 


auf 2,488,198 Seelen); allein es ift auch zu bedenken, daß fie in ein Verhältniß 
zu einer Bevölkerung von 10 bis allmählig 32 Millionen Menſchen getreten, 
und dadurch relativ nicht fo bebeutenb geworben find. Es ift fomit nur fo vie 
zuzugeben, daß in den letzten 20—30 Jahren bie Verbopplungszeit für bie eins 
geborene Bevblkerung um einige Jahre länger geworben ift, was ſich Bei ber 
allmählig ſtarken Volkszahl in ben älteren Staaten auch gar wohl begreift. Daf 
fonftige pofitiv günftige Urſachen einer unverhältnigmäßigen Vermehrung ber 
Bevölferung in ben Vereinigten Staaten nicht vorhanden find, ift bekannt; im 
Gegentheile muß der fchäbliche Einfluß neu umgebrochener Urwalbungen, bie 
Verlafſenheit in ben neuem Anfieblungen, das gelbe Fieber und bie Sclaverei wohl 
in Anſchlag gebracht werden. Das Sterblichfeitsverbältnig iſt Tein befonbers 
günftiges (37 : 1). Somit kann beun bie gleihförmige Berbopplung während 
80—40 Jahren lediglich in ber natürlichen Anlage ber menſchlichen Natur und 
in dem Mangel an pofitiven Hinberungs-Urfachen gefucht werben. Dieſe That 
ſache fteht jo Mar und unangreifbar ba, als irgenb eine in ber @efchichte und 
Staatskunde. Die Einwendungen von Sadler, Law of popul., ®b. I, ©. 
897 fg., und von Ravenstone, Few doubts, ©.124 fg., beruhen auf band: 
greiflihen SIrrthümern ober Entftellungen; die von Carey, Social science, 
8b. IH, ©. 264 und Wappäus, Bew.:Statift, Bb. I, ©. 116 auf Ticker: 
treibung bed Einflufjes ber Einwanderung. Namentlich ergiebt ſich aus dem eigenen 
Ungaben von Wappäus, daß bie reine innere Vermehrung, alfo nach Abrechnung 
ber Einwanberung und ber Bevölkerung neu ermorbener Länder, jo bebeutenb war, 
baß fie zur Verbopplung nur wenige Jahre mehr, als bie von Malthus ange: 
nommene Zeit bedurfte. Nun kommt es aber nicht barauf an, ob in ben Ber 
einigten Staaten die von Malthus angenommenen 25 Sabre mathematifh 
genau zutreffen, fonbern ob fie einen Beleg bavon geben, baß eine Bevdllerung 
längere Zeit ungefähr in diefem Verhältniſſe wachſen könne. An dieſer Thatſache 
iſt aber durch Kritik von Einzelnheiten nicht zu rütteln. 
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unzweifelhafte Thatjache vor, daß die Vermehrung ver Lebensmittel 
ganz anderen Geſetzen folgt, als bie Vermehrung ter Menfchen, 
und ganz ander bebingt ift, jo daß eine mit der Bewölferung immer 
gleichen Schritt haltende Vermehrung ber Lebensmittel keineswegs 
in allen Fällen ftattfindet. Vielmehr find hier dreierlei Zujlände 
wohl zu unterjcheiben. 

Am günftigften find die Verhaͤltniſſe in einem neubebauten und 
neubewohnten. Lande. Hier koͤnnen bie Lebensmitel nicht nur leicht 
Schritt halten, jondern felbft in weit größerem Derhältniffe zu- 
nehmen als die Menfchen; namentlich wenn das Boll von einer 
minder vortheilhaften Wirthſchaftsart zu einer einträglichen übergeht, 
3 B. von dem Nomabenleben zum Aderbau, wenn bie Landwirth⸗ 
Schaft einen vationellen Aufſchwung nimmt, oder vielen Nahrungs⸗ 
ftoff Tiefernde neue Lebengmittel gebaut werden ). So lange alfo 
noch unbebautes fruchtbares Land in Fülle vorhanden ift, oder in- 
tenfivere Wirthichaft betrieben werden Tann, tft hier von Noth, das 
heißt von einem durch Steigen der Bevölkerung entftehenden Miß⸗ 
verhältniffe zu den Lebensnothwendigkeiten, Feine Rebe. 

Allein. diefed günftige Verhältnig hat feine von ber Natur 
ſelbſt bejtimmten Gränzen. Wenn, und zwar in Folge des Weber: 
fluffes an Lebendmitteln, die Bevölkerung durch innere Vermehrung 
und durch Einwanderung gejtiegen, dann aud dad bauwürdige 
Land in Benützung genommen tft, tritt allmählig ber -Zeitpunkt 
ein, von welchen ab bie Steigerung der Lebensmittelmenge nicht 
mehr nach Belieben gejchehen kann, vielmehr eine Vermehrung der⸗ 


4) Diefe Möglichkeit, anfänglich und bei bisher noch ſchlechten Benützungs⸗ 
weifen ben ®efammtertrag eines Landes durch Steigerung der Bildung unb bes 
Fleißes ebenfalls fteigern zu können, hat Weyland, Princ. of popul., ©. 25 fg. 
und Alison, Principles of population, ®b. I, ©. 37 fg., allerdings bewiefen: 
allein folgt daraus, daß es immer fo fort gehen könne? Gerade das Gegentheil; 
und e3 ift eine rein willfürliche, eigentlich firmlofe, Behauptung be letztgenannten 
Schriftſtellers, daß bie Arbeit eined Menſchen immer unb unter allen Umftänden 
mehr Lebensmittel erzeugen Tönne, als er zum Leben bedürfe. — Die Hoffnung 
auf mögliche Fünftige Entdeckungen ber Phyſik und ber Chemie, welche bie Ernte 
ſqhneller zur Reife bringen werben, und bergl., (wie bie z. B. in ber Inquiry 
into the princip. of population, Lond., 1832, gefchteht,) ift jehr unficher, und 
ihre Beiziehung verräth eben feine flarfe Sache. 
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felben nur noch durch Verbefferung der Landwirthſchaft möglich wird. 
Eine folche wird allerdings eintreten, aber doch nur bis zu einem 
gewiſſen Punkte und nicht nach Belieben. Eelbft die äußerfte Kunft 
und Anftrengung kann von einem gegebenen Lande über ein be 
ſtimmtes höchſtes Maaß nicht erzielen. Sit nun bie, ihrer Seits 
durch Feine folche Hinberniffe gebemmte, Bevölkerung in ein. Mik- 
verhältniß zu dieſer Leiſtungsmoͤglichkeit getreten, nimmt ſie vielleicht 
— wenigftend anfänglid — immer noch weiter zu, find ferner bie 
um vorftehenden $. bezeichneten Urjachen gegen den Anlauf frember 
Erzeugnifje wirkſam: jo muß nothwendig Mangel an ben noth 
wenigen Lebensmitteln eintreten, d. 5. Uebervölferung 5). Dabei 
fällt noch in die Augen, daß e8 ein offenbarer Fehler wäre, wenn 
man das gefammte Erzeugniß eineß Landes in gleiche Theile zer: 
fällen und danach die mögliche Größe der Bevölkerung berechnen 
wollte Unter allen Völkern giebt es eine größere oder Kleinere 
Anzahl won Neichen oder mindeſtens Wohlhabenden. Dieſe verzeh 
ven und verberben eine bei weiten größere Menge von Speifen, 
Getränken, Kleidung, Wohnung, kurz von Lebendmitteln ‚aller Art, 
als blos ihr Kopftheil beträgt. ine ſolche Verſchwendung vermin⸗ 
dert aber im Verhältniſſe ihrer Größe den Antheil der Armen, 
d. 5. die Lebendmöglichkeit für biefe, welche keinen Abzug an ihren 
blos nothwendigen Kopftheilen leiden innen. Ein Syſtem völliger 
Gleichheit ift aber nicht nur ohne gänzliche Vernichtung jeder be 
ftehenden Einrichtung und aller Geiftesbildung unmöglich, ſondern 
fte wäre auf die Dauer für die Bollamafje doch von feinem Nuten, 
indem fich fogleih bie Bevölkerung auf biefen neuen Stand ver 
Lebensmittel erheben würde, wo dann bie alte Schwierigkeit wieder 


5) Es ift ſchwer zu begreifen, wie De G&rando, Bienfaisance pabl. 
Bd. I, ©. 281 fg., darin einen Troſt finden will, daß bei Vermehrung ber Be 
völferung Einfchräntungen bes bisherigen Verbrauches ftattfinden werben, unb 
baß jeden Falles die Kinder weniger verzehren. Erſteres Mittel (welches überdich 
nicht eben fehr wünfchenswerth ift) kann nur in fehr geringem Maaße bei ber 
Mehrzahl der Benölferung angewendet werben; letztere Erſparniß vermindert ſich 
aber täglih. Es wird burdh dieſe Umſtände Iebiglich fo viel erlärt, daß bie 
Folgen einer Uebervölferung langfam zur Ericheinung fommen. 
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einträte 5). — Die Frage, in welcher Zeit fich in einem bereits 
dicht benölferten Lande eine noch weitere Vermehrung, 3. B. eime 
Berbopplung, der bisher erzeugten Lebensmittel bewirken laſſe, tft 
nicht mit derfelben Beſtimmtheit zu beantworten, welche bie ent 
jprechende Frage Hinfichtlich der Bevölkerung zuließ. Dieſe Ver- 
mehrung hängt viel zu ſehr ab von der Güte deö Boden? und bes 
Himmels, von dem Grabe des itzt ſchon vorhandenen Anbaues, 
(diefen jowohl nach Umfang ala nach Inhalt betrachtet,) von dem 
Stande des Kapitales, kurz von hundert Bedingungen, als daß eine 
allgemeine Regel gegeben werden könnte. Die Möglichkeit ift ver 
ſchieden zwifchen je zwei Ländern, fie ift verjchieden in mehreren 
Zeitperioden deſſelben Landes ). Allein jo viel mag mit ber größs 
ten Beftimmiheit behauptet werben, daß für jedes bichtbewölferte, 
im Webrigen in normalen Verhältniffen befindliche Land eine Zeit 
tommt, in welder eine weitere Steigerung der Lebensmittelmaſſe 
gar nicht mehr, oder nur in fehr unbedeutendem Maaße, d. h. alfo 
in fehr Tangen Zeitabfchnitten, möglich iſt. 


6) Malthus, Bb. I, ©. 218 fg., hat biefeß auf das überzeugenbfie 
gegen die Bleichheitätheorieen von Wallace, Eonborcet und Godwin nachgewiefen. 
Unrichtig ift e& aber, wenn die St. Simoniften gegen biefe Säße von M. zu . 
Felde ziehen, denn auch ihre Vertheilung „nach der Fähigkeit“ würde (und ſoll 
fogar) Ungleichheit des Einkommens, fomit alfo unverhältnigmäßigen Verbrauch 
ber Meicheren, herbeiführen. Der einzige Unterfchied Hegt barin, daß in dem 
igigen Zuftande wenigfteng ein Theil bed Reichthumes ererbt, bei ihnen aber 
diefer Theil vertheilt worben wäre, was aber die Folge nicht Ändert. Im 
Gegentheile fogar läßt fich behaupten, bag bit Nichtvererbbarkeit bes Beſitzes zu 
noch weiteren Verſchwendungen Anlaß gäbe, ba Keiner mehr ein Familien⸗Inte⸗ 
treffe zur Sparjamteit hätte. 

7) Malt hus hat bekanntlich auch für die mögliche Vermehrung ber Lebens⸗ 
mittel eine Formel auffinden wollen, und biefe in der arithmetiſchen Bro: 
greffion nach je 25 Jahren gefunden. Allein biefe Annahme ift rein willführlich. 
Für Länder, welche bisher brach gelegen unb unbewohnt waren, reicht diefes Ver: 
bältnig bei weiten nicht Bin; fie Fönnen in Einem Jahre ihre Erzeugniffe ver: 
zehenfachen; Dagegen ift bie Annahme viel zu hoch für altbebaute Länder. Wem 
wird es einfallen zu glauben, baf bie Rheingegenben, Württemberg, die Lombardei, 
Flandern, ſelbſt England und frankreich eine ſolche Verbopplung in den letzten 
25 Jahren vorgenommen haben, oder fie in ber nächften gleich langen Zeit abers 
mals vornehmen Fünnen? Schade, daß diefes unndthige Streben nad einer aufs 
fallenden mathematiſchen Parallele das feharfiinnige Wert zum Theile umrichtig 
macht und es ‚gegründeten Angriffen blos ſtellt. 
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Es beſteht aber auch noch eine britte Möglichkeit. Es Tan 
nämlich bei einem — burch innere Verberbniß, fchlechte Megierung, 
feindliche Verheerungen — Ind Sinken gefommenen Volke, die biöher 
erzeugte Menge von Lebensmitteln ſich vermindern, vielleicht in 
ſehr bebeutendem Maaße und in immer zunehmenber Weile. Bisher 
bebaute Strecken mögen wüfte Liegen bleiben und ſelbſt bleibend 
unfruchtbar werden; Kapital und Arbeitzluft nehmen ab; Unſicher⸗ 
heit verhindert eine geregelte Wirthichaft; intenſiv bearbeitete Kleinere 
Banditellen werden zu Latifundien zufammengeichlagen und mur 
nachläfjig, etwa ald Weide benügt. Die Folgen find nun, je nah 
den Schickjalen ver Benölferung, verfchieden. Nimmt dieſe in gleichem, 
wohl gar in noch größerem, Maaße mit der Lebendmittelerzeugung 
ab, jo ift zwar ohne Zweifel in anderen Beziehungen Noth und 
Elend jeder Art, allein Leine Uebervoölkerung, denn es fehlt für die 
wenigeren Menfchen an ſich nicht an ben nöthigen Bebürfnifien. 
Wenn dagegen, was jehr wohl fein kann, die Verwüftung bes Lan- 
des nicht mit einer gleichzeitigen eben fo großen Verminderung ber 
Bevölkerung verbunden war, jo tritt auch noch jencd Uebel ein. 

Somit ftellt fih denn als Ergebniß der natürlichen Geſetze 
heraus, daß zwar in einigen, im Webrigen unter fich fehr verſchie⸗ 
denen, Ausnahmsfaͤllen ein Mißverhältnißg von Menfchenmenge und 
Lebensmitteln nicht befteht und zunächſt auch nicht droht; dagegen 
aber in der Regel, und zwar gerade in ben fonft wünfchenawer- 
theſten Zuftänden am meiften, die Bevölkerung eine Neigung zur 
Uebervölferung bat, weil bei keinem Grade der Vollämenge die Er: 
zeugung weiterer Menjchen phyſiſch unmöglich ift, vielmehr eine um 
jo größere Möglichkeit bejtcht, al mehr Menſchen vorhanden find, 
während die Möglichkeit der Lebensmittelerzeugung' eine Gränge hat"). 


$. 14. 
3) Die Mittel zur Anögleihung von Benälterung und Lebensmitteln. 
Gegen diefen Sat laffen fich zwei fcheinbar gewichtige Ein 
wenbungen . machen. inmal, daß fi mit ben fonftigen weile 


- 8) Eine ähnliche, doch etwas unklare, Anficht ſtellt auf Villeneure 
Bargemont, Economie polit. chretienne, Bd. I, &. 174 fg. 


Anftalten der Natur ein folder innerer Wiverfpruch zwiſchen zwei 
in nothwendiger Verbindung ftehenden Einrichtungen gar nicht 
vereinigen laſſe. Zweitens, dab die Erfahrung nur in wenigen 
Ländern eine Uebervölferung wirklich nachweife, während jener Sag 
eine jolche auf der ganzen Erde in Ausſicht ſtelle. Hiegegen iſt 
nun Yolgendes zu bemerken: 

Die Weidheit der Einrichtungen des Schöpfer? bleibt jeben 
Falles unangefochten. Es ift nämlich dem Menſchen nicht nur fein 
finnliher Trieb zur Fortpflanzung, fondern auch feinem Geifte bie 
Einficht und die Kraft gegeben worhen, jenen Trieb zu beherrichen 
und in unfchädlichen Schranken zu erhalten. Die Vernunft kann 
und ſoll ausgleichen, was in ber Organifatton ber phyſiſchen Nature 
räfte Widerfprechendes Liegt. Unterläßt es alſo der Menſch ven 
Forderungen der Vernunft zu gehorchen, fo ift nicht eine fehler- 
hafte Einrichtung der Welt, fondern feine eigene Gedankenloſigkeit 
und Schwäche an dem Unheile Schuld, das er über fi und Andere 
bringt 9). 

Die Erfahrung aber zeigt allerbingd nur in feltenen Fällen 
die volle Aeußerung bed Widerfpruches zwiſchen ber unbejchränften 
Bermehrungsfähigfeit des Menſchen und der befehränkten ver nähe 
renden Natur. Allein biefe Ericheinung rührt nicht aus einer 
Unrichtigkeit der behaupteten Sätze fondern aus mancherlei Ur: 
fachen her, welche felbft in normalen Verhältniffen der an und für 
fich möglichen unendlichen Vermehrung ber Menichen, häufig ſehr 
Fräftig, entgegentreten und eine Uebervölkerung abwenden. Dieſe 
Urſachen find theilß verhindernde, db. 5. folche, welche bie 
Menſchen abhalten fich fo zu vermehren, wie fie könnten unb 
möchten, theils zerſtoͤrende, d. h. folche, welche eine jchon erzeugte 
allzu große Bevoͤlkerung wieder vermindern ). 





1) &3 iſt unbegreiflich, wie ſelbſt ein fo fcharffinniger Mann, wie Carey, 
fi auf folche unverftändige Declamationen über bie Unmöglichkeit eines Wider: 
ſpruches in ben Anordnungen ber Vorſehung einlafien Tann. 

2) Wenn Rau, Volkswirthſchafts⸗Politik, 2te Aufl., S. 50, eine Beruhigung 
darin findet, daß wenigftend in reichen Ländern die Gefahr einer Uebervölkerung 
entfernt fei, weil bier die Ehen behutfam werben gefchloffen werben, und fomit 
eine Wirkung zerfiörenber Urfachen nicht einzutreten brauche: fo kann man wohl 

v. Mohl, Polizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 8 j 
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Der verhindernden Urfachen giebt es brei: Enthal 
von Heirathen; Augfchweifungen; Anwendung de National-Rapi 
zu Unternehmungen, welche wenige Menfchen beichäftigen. — 
Enthaltung bat zweierlei Urfachen. Die erſte ift Vorficht. 
Furcht, eine Familie gar nicht, ober mirndeitend nicht ftandesge 
ernähren .und verjorgen zu lönnen, hält in allen Stänten Unzä 
längere ober kürzere Zeit von der Eingehung einer Ehe ab. 
jehr felten heirathet ein Mann fo frühe ald er phyſiſch bazu 
Stande ift; in ber Regel erſt 10—15 Jahre fpäter. Dadurch 
nun aber nicht nur bie Zahl der Kinder in den fpäter gefchloff 
Ehen vermindert, ſondern es find auch die Generationen weiter 
einandergerücht, und beftchen alſo weniger zu gleicher Zeit [eb 
Menſchen. Je größer der Wohlitand in einem Volke uud je gr 
der Drang ift, füch in höhere Klaffen der bürgerlichen Geſellſ 
emporzuarbeiten, deſto fichtbarer wird die Folge für die Benölker 
fein. Bei allen gefittigten Voͤllern und in ben woblhabend 
Schichten jeder Bevölkerung ift diefe Urfache unzweifelhaft bie v 
tigfte zu Beichränfung der Volkszahl *). Zwar vermehrt allerbi 


biefe Anficht nicht unbebingt theilen. Atlerbingd werben bie verhindernden 
fachen wirkten, und zwar um fo Träftiger, je gebilbeter und beditefniſwoller 
Bolt iſt; allein das Eintreten ber zerflörenden werben fie nie ganz verhin 
können. Theil werben niemald Alle vorfichtig fein und ſich ſelbſt beherrſe 
theils treten Immer von Zeit zu Zeit unglüdlicye Berminberungen ber Unter 
mittel, fomit alfo auch Bendllerungszerfiäumusngen ein. 

8) Mit Recht legt Alison, Princip. of popul., in feinem ganzen % 
(namentlich aber Bd. I, ©. 88 fg.) ſehr großes Gewicht auf dieſe Enthaltır 
Urſache. Er macht vorzüglich aufmerffam auf bie mit fteigender Gefittigung e 
falls ſteigenden künſtlichen Bedürfniſſe und auf bie Luft Eigenthum zu beit 
als auf bie unter gebildeten Völkern bebeutendfte Urſache ber Bevölferungs- Zu 
haltung. Leider wirkt nur biefer Grund da am wenigften, wo bie Wirkung 
nüglicgften wäre. Wenn nämlich bei boffnungslos Armen felbft ein 
gered Zuwarten mit ber Ehe eine Ausſicht auf einen beſſern Zuſtand brin 
würbe, außerdem noch die fittliche Kraft und die Einficht burch beftänbigen Mar 
gebrochen ift, fo überläßt fih der junge Menfch feinen finnlichen Trieben. 
beirathet frühe, erhält cine zahlreihe Nachfommenfchaft, die Generationen | 
nahe an einander, alfo lange gleichzeitig. So entfteht gerade bei der ärmf 
nur nicht gerabezu verhungernben Klaffe die flärffte und immer zunehme 
Bevölkerung. Beiſpiele: die irländiſchen Hinterſaßen, bie Fabrifarbeiter. 
Ansführung dieſes Gedankens (und der Heilmittel gegen das Uebel) ift hau 
fächlich gewidmet: Thornton, On overpopulation. 


115 


biefe Verichiebung der Gründung einer eigenen Familie die Zahl 
ber unehelichen Kinder; allein theils lange nicht in bemfelben Ver⸗ 
haͤltniſſe, ala fie die ehelichen vermindert, theild fterben uneheliche 
Kinder wieder in ungleich größerem Verhältniffe ala eheliche (wegen 
ſchlechterer Bejorgung), jo daß fie von geringerem Einfluſſe auf vie 
Bevölkerung ſind 9. ine zweite Urfache ver Enthaltung von 
Heirathen ift bie bei einer gebrängten Benöllerung eintretenbe Ver⸗ 
minderung ber Nothwendigkeit verehelicht zu fein.‘ Während bei 
einer bünnen Bevoͤlkerung ber vereinzelt Lebende nur von feiner 
Familie Unterflüging und Hülfe ermarten kann, jorgt bei bichtem 
Zuſammenwohnen Gewinnluft auch für bie. Bebürfniffe und Bes 
quemlichkeiten des Unverheiratheten *)). — Gefchlechtlihe Aus⸗ 
Ihweifungen wirken als Verhinderung ber Bevölkerung durch 
Schwächung der Geſundheit, namentlich der Probuktiv-Kraftl. In 
ihrem Gefolge befindet ſich die Xuftfeuche, welche nicht nur uns 
mittelbar Vielen das Leben !oftet, jondern much nicht felten auf 
Senerationen hinein Familien vergiftet, jo daß nur wenige und 
fieche Kinder geboren werben. Diefe Urſache wirkt, namentlich bei 
gefund gejittigten Völkern, nicht ſehr ind Große, doch ift fie immer 
zn beachten. — Bon geringerer Bedeutung, doch auch richt ohne 
fichtbare Wirkung, iſt endlich die Berwendbung bed National-Kaple 
tale zu folchen Unternehmungen, welhe wenige menſchliche 
Arbeit erfordern, fo 5. 3. zum Handel. Da das Bedürfniß nach 
Arbeit und bie Bezahlung berfelben die Gründung von Familien 
ermöglicht, diefe aber Erzeugung von Menſchen zur Folge Bat, fo 
wirkt aflerbingd die Erſparniß von menjchlicher Kraft auch auf 
Unterlaffung der Vermehrung der Bevölkerung Hin 9). Ä 

4 Rad Bernoulli, Populationiſtik, ©. 247, tft die Sterblichkeit ber 
unehelichen Kinder etwa um die Hälfte größer, als bie ber ehelichen. 

5) ©. Bülau, Der Staat und bie Induftrie, S. 36. Bekannt, und keineß⸗ 
wegs unbegründet, find die Klagen in England über bie fo behagliche Einrichtung 
ber GClubs, welche die jungen Männer, auch von zureichendem Vermögen, von 
ber Gründung eigener Haͤuslichkeit abhalten. 

6) ©. Alison, a. a. O., ®.I, ©. 145 fg. Wenn Rbrigens biefer Schrift« 
Reller unter den feine Menfcen erzeugenden Arbeiten much bie Afwendbung vom 
Mafchinen nennt, fo iſt dieſes Hinderniß häufig nur. vorübergehend, indem bes 
kanntlich die durch bie Mafchinen bewerkfelligte größere Wohlfeilheit der Erzeug⸗ 

R% 
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Der zerfiörenden Urfachen find gar mandherlet, doch Taflen 
fie fih alle unter die Begriffe des menjchlichen Elendes und ber 
Lafter bringen. — Verſchuldetes oder unverfchuldetes Elend raubt 
täglich unzähligen Kindern das kaum gefchenkte Leben durch Mangel 
an Wartung, Nahrung, Kleidung; Elend verhindert bei Tauſenden 
die Wiederherftellung von Krankheiten; Elend nöthigt die Mehrzahl 
der Bewohner, namentlich in bichtbevälferten Ländern, zu übermäßi⸗ 
ger, aufreibender und ungejunder Arbeit. Schlechte Wohnung, 
Nahrung, Kleidung, Entbehrung aller Lebensfreude und Heiterkeit 
verkürzt bad Leben des Armen ). Anftedlende Krankheiten, Kriege, 
Hungersnöthen raffen Hunderttaufenbe, nicht felten Millionen, weg, 
und mit ihnen die Keime zu ganzen Generationen. Elend ift fo 
allgemein verbreitet und wirffam, daß es vielleicht der Mehrzahl 
ver Menfchen das Leben wo nicht raubt, doch wenigftens verkürzt, 


niſſe oft eine ſolche Vermehrung bed Verbrauches berjelben zur Folge hat, daß 
die Zahl ber in einem ſolchen Gewerbszweige Beichäftigten, trotz der Maſchinen, 
mit der Zeit ſich fehr fleigert. Man nehme die engliſchen BaummwollensArbeiter. 
Eher bürfte bieß bei den neuern Aderbaumafchinen (Dampfpflügen, Dreſchma⸗ 
ſchinen u. f. w.) der Fall fein, indem ihre Anwendung nur felten eine Aus⸗ 
behnung ber Landwirthichaft, fonbern nur eine wohlfeilere Betreibung durch Ers 
fparniß von menſchlicher Arbeit zur Folge Hat. Sie machen alfo eine Vermin⸗ 
derung ber Taglöhner möglich. 

7) Allerdings bat Mofer, Geſetze ber Lebensdauer, ©. 158 fg., gezeigt, 
baß die bekannten Berechnungen über bie größere Sterblichkeit ber Armen von 
Billerme, und Benoifton de Chateauneuf (in den Annales 
d’hyg. publ., ®b. III, S. 5 u. 294) nach unrichtiger Methobe angelegt find. 
Allein dieß fRößt den Satz, daß Armuth unb Elend das Leben abfürzen, nicht 
um. Dieß ergiebt fih, wenn es je eines Zahlenbeweifes bebürfte, unter anderen 
aus der größeren Sterblichkeit in theueren Jahren, |. ben Art. Longé vité in 
bem Dict. des scienc. med.; ferner aus ber auffallend Tängern Lebensdauer 
ber (immer mehr ober weniger wohlhabenden) Mitglieder von Lebensverficgerungss 
gefellichaften, [. Quetelet, Sur ’homme, 8b. I, ©. 209 fg., und überhaupt 
ber höheren Geſellſchaftaklaſſen, [.Sadler, Ireland, its evil, 2, &d., Lond., 1829, 
©. 410; Engels, Die Lage ber arbeitenden Klaſſen in England, S. 184 fg.; 
Wappäus, Bev.-Statiſt, Bd. I, ©. 196 fg. Ducpetiaux, De la mor 
talitâ à Bruxelles. Brux., 1840, und Marc d’Espine, Influence de 
Paisance et de la misöre sur la mortalite, in ben Ann. d’hyg. publ., 1847. 
Bei Ducpetiaur weitere Literatur und Zahlenbeweiſe. Casper bat für Berlin 
bie mittlere Lebensbauer der Reichen auf 50, die ber Armen auf 82 Jahre ber 
rechnet. 
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und fomit als mächtigftes, Freilich fchreckliches, Mittel gegen Webers 
völferung wirkt ®). — So wie Unfittlichkeit das Wachfen der kuͤnf⸗ 
tigen Benölferung verhindert, jo zerftört fie auch die vorhandene In 
unzähligen Faͤllen durch Herbeiführung von Elend, durch unmittel- 
bare Vernichtung der Lebenskraft und durch Pflichtverfäumnig. In 
beiden erfteren Beziehungen äußern hauptſächlich Müßiggang, Spiel, 
Trunffucht ?) und Geſchlechtsausſchweifungen ihre Wirkungen, in letz⸗ 
terer bie Bernachläffigung Heiner Kinder, deren wohl vermeibliche große 
Sterblichleit in ausgedehnten Maaße biefer Urfache zuzumeffen 
iſt 20. Freilich iſt auch unverſchuldetes Elend bier oft der Grund. 


8) Sehr ſchoͤn hat Malthus die Wahrheit dieſes Satzes auseinander gefekt. 
Die erfte Hälfte feines Werkes ift mit bem gefchichtlichen Beweiſe für biefen Satz 
gefühlt, der gewiß für jeben unbefangenen Lefer feft ftehen wirb, wenn ſchon ba 
ober bort unter ben zahlreichen Thatfachen eine bezweifelt ober anders außgelegt 
werden mag. Eine furdtbare Lifte von Dienfchenvernichtungen durch Kriege und 
Peſten giebt au) Alison, Princ. of popul., Bd. J, ©. 271 fg. Ein fehlechter 
Troſt ober ein ganz unverfländiger Einwand ift der nicht felten gehörte Sag, 
bag fich bie durch Krieg, Pet ober Hungersnoth gefchlagenen Rüden in ber Bes 
völferung wieber fchnell ergänzen. Dieß ift ganz richtig. Allein einmal ift das 
Elend den Weggerafften nicht weniger ſchwer geworben; fobann treten zunächft 
an bie Stelle erwachfener und alfo arbeitsfähiger Menfchen nur Kinder. Weber 
haupt aber ift das fchnelle Einrüden neuer Ehen an bie Stelle vernichteter ſo 
wenig ein Beweis gegen bie richtige Bevollerungslehre, daß fie vielmehr eine fehr 
ſtarke Beflättigung derſelben if, indem es augenfcheinlich zeigt, daß in der Megel 
ein größerer Vermehrungsdrang als eine wirtbfchaftlihe Möglichkeit gefetlicher 
unb fittlicher Befriedigung beffelben befteht. 

9) ©. hierüber bie intereffanten Berechnungen von Lippich, Grundzüge 
ber Dipfobioftatit. Laibach, 1834; ferner Annal. d’hyg. publ., Bd. 36, ©. 64 fg., 
278 fg; ®b. 37, ©. 83 fg.; Wappäus, Bev.-Statiſt. Bd. I, ©. 210. 

10) Mit Recht maht Wappäus, Bd. I, ©. 211 fg., barauf aufmerkfam, 
dag ber Geſittigungsgrad einer Bevölkerung ſich vorzugsweife in ben materiellen 
unb fittlihen Zuftänden bed weiblichen @eichlechtes kund giebt, von biefem aber 
wieber die Pflege der Heinen Kinder bedingt if. Daher denn bie fo große Ver: 
ſchiebenheit ber Sterblichkeit ber letzteren in ben verfchiebenen Bevöllerungsſchichten 
deſſelben Volkes, in Zeiten der Blüthe und ber Noth ober des Verfalles, bei 
rohen ober verborbenen und gefittigten Völkern. Einen handgreiflichen Beweis von 
dem Einfluffe der Pflege auf die Lebenserhaltung der Kinder Tiefen nicht nur 
die Zinbelfinder, von welchen, anflatt der Durchfchnittsfterblichkeit im erften Jahre 
von höchſtens 25 vom Hunbert, 50 bis 80 und noch mehr fterben, fondern auch 
die umehelichen nicht außgefehten Kinder, welche nur bie Hälfte ber Lebenswahr⸗ 
ſcheinlichkeit haben. So ift 3. B. in Frankreich das Verhältniß, wie 18,97 zu 
80,84, ſ. Statist. d, 1. France, Ser. II, Monvem. d. 1. popul., ®b. III, Tab. 18; 
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Diefer Kampf des Bildungstriebes und ber Zerftärungsurfachen 
bauert ununterbrochen fort. Kein Element kann je ben Sieg oollftänbig 
davon tragen, denn beibe find begründet in natürlichen Urſachen; aber 
häufig wechjelt die Oberhand zwijchen ihnen. Iſt von ben hem⸗ 
wenden oder zerjtörenben Wrjachen die eine ober bie anbere minber 
thätig, jo drängt ſchnell die Bewölferung vor; fie fällt aber wieder 
vor dem giftigen Hauche der Armuth und der Krankheit, wenn fie 
bie Gränzen der Befriedigungsmittel unvorfichtig überſtieg, ober 
fie wird von dem Schwerte des Feindes oder des empörten Mit 
bürgers von Zeit zu Zeit gezehnbei, wenn menjchliche Thorheit und 
Schlechtigkeit zu offenen Ausbruche gelommen find, In dieſen 
beiden Fällen aber Hält die 1Zerftörung keineswegs immer an ber 
Sränze der Unterhaltungsmöglichkeit an, fondern, einmal wirffem 
geroorben, ſchlaͤgt fie auch in der erlaubten Bevölkerung nic 
jelten tiefe Rücken, welche erft nach und nach, fich wieber bis zum 


- richtigen Maaße füllen. — Seven Falle wirken bie Hinderungs⸗ 


und Vernichtungd-Urfachen intenſw um fo ftärfer, je fchneller bie 
Bevölkerung zuzunehmen ftrebt, indem phyſiſche und moralifche 
Schwierigkeiten nicht nur ber Ausdehnung, fondern auch dem Grabe 
nach um fo bebentender eingreifen, als fte zur ſelben Zeit Häufig 
in Wirkſamkeit treten. Dieß Liegt namentlich bei Krankheiten, La 
ftern und Armuth (wegen Heinerer Hilfe) offen am Tage '?). 


§. 15. 
4) Bolgefäge, 

Wenn nun auf der einen Seite bewiejen ift, daß nur bei 
einem richtigen Verhaͤltniſſe der Bevölkerung zu ben Hilfsquellen 
des Landes das öffentliche und dag Einzeln-Wohl gut berathen tft, 
ba eine zu geringe Bewölferung die Entwicklung des Volkes in 
vielfacher Beziehung hemmt, eine Ueberoölferung aber mit bem 


in Preußen, wie 5 :; 8, ſ. Tabelle u, amtl. Nachrichten für 1849, ©. 401; in 
Schweben, wie 7 : 4, f. Tabellen⸗Werk von 1850 und 1854. 

11) ®gl. Quetelet, Sur l’homme, ®b, I, ©. 277. Ob die flärfere 
Wirkung ber Hemmungs:Urfachen ſich zur fleigenben Bevöllerung gerabe verhält, 
wie bad Quadrtat ber Schnelligkeit, ift freilich eine anbere Trage. 
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jammervollfien Unglüdle droht; wenn ferner Auf ber andern Seite 
zugegeben werben muß, daß unendliche Vermehrungskraft und 
Neigung im Kampfe Liegen mit manchfachen hindernden und wieber- 
zerftörenden Urfachen, und daß bald jene Naturkraft, Bald biefe 
hemmenben Urfachen den Sieg davon tragen; ſo folgt Hieraus Dop- 
peltes für das Verhalten des Staates. 

Erftend darf er, wenn fich anders erlaubte und fichere Mittel 
auffinden laſſen, dem Wirken der Naturgeſetze nicht müßig zuſehen. 
Diefelden Haben große Webel für die Geſammtheit und für bie 
Einzelnen im Gefolge, deren Befeitigung ſicherlich wünſchenswerth 
it, während Privatbemühungen nicht? auszurichten vermögen ?), 


I) Nur felten begegnet man ber Unfiht, daß von Geiten des Staates weber 
für noch gegen bie Volfsvermehrung etwas zu thun fe, Bon ben Anhängern 
dieſer Meinung ift ohne Zweifel Carey ber bedeutendſte. Verfelbe entwickelt 
(Social seience, ©®b. III, &. 268 fg.) im Weſentlichen nachfiehende Auffalfung: 
Eine fehr blinne VBevbllerung leide allerdings großen Mangel; allein bei fteigender 
Volkszahl fei Aufammenlegung und Theilung ber Urbeit, bamit aber ein weit 
größerer Ertrag berfelben möglih. Almählig bilben fich große Mittelpuncte für 
bie Bevölferung; mit biefen werbe aber bie Anwendung von flarfen und atbelts 
erfparenden Mafchinen möglich. Hierans folge nur breierlei. Einmal bebitrfe 
bie örperlich weniger angeftrengte Bevblkerung wenigerer Lebenamittel und warmer 
Kleibung. Zweitens können in einem mit den Bebürfniffe Immer gleichen Schritt 
haltenden Maaße burch Anwendung von Arbeitserganifation und Majchinen ber 
Natur ihre geheim gehaltenen Schäye abgerungen werben. Britten® endlich werbe 
das gefittigtere unb glücklichere Bert ſich weniger unbebacht ſeinen gefchlechtlichen 
Trieben hingeben, fonbern ber fittlichen Pflichten gegen eine zu gründende Familie 
bewußt fein. Auf biefe Weife ſei durch die bloſe Entwidlung bes wirthſchaftlichen 
Ganges ber Dinge beſtändig ba Gleichgewicht zwiſchen Bebürfniß und Beftie⸗ 
digungombglichkeit hergeſtellt, folglich ein beſonderes Eingreifen bed Staats un⸗ 
ndthig und unerlaubt. Dabei werben denn noch einige, nicht weſentlich zur Sache 
gehörige und daher auch bei ber Beurtheilung außer Beachtung zu lafſende, komm 
berfiche Güde eingefügt; 3. ©. daß ein immer fleigender Gebrauch von Stoffen 
muß dem Pflanzenreiche anſtatt thieriicher Stoffe netinvenbig und nüpflich feiz 
weitens baß bei einem gefittigten Volke das angeregtere Nervenleben die Zeitgungßs 
Yähigfeit verminbere. — Hiergegen it benn in ber Hauptſache Nachſtehendes gel: 
end zu machen. Zundäft if bie Annahme, daß eine mit Maſchinen arbeitende 
Bevölkerung weit weniger Rahrung u. |. m. brauche, wo wit ganz untichtig, 
'o doch im hochſten Grade Übertrieben und in Ihrer Wirkung überſchätzt. te 
sirb z. B. glauben, daß bie it in Lancaſhire mit Maſchinen arbeitenden wid 
erch die Maſchinen ins Leben gerufenen Millionen an Nahrung, Kleidung, 
Feuerung, Wohnunz wicht das Vielfache von bem brauchen, was früher bie mit 
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und welche ſicher nicht ohne Widerſtand deßhalb ertragen werben 
müffen, weil fie an ſich naturgemäß find. Schmerzen bei Kranl- 
beiten, Zerftörungen durch Ueberſchwemmungen, Abfperrung durch 
"Berge und Flüffe find auch naturgemäße Folgen von Naturgefeben, 
und doch fucht fie der Staat feinen Bürgern zu eriparen *). 





Aderbau oder mit einfacheren Werkzeugen befchäftigten Hunberttaufenbe? Gobann 
iſt e8 eine nicht nur willfürliche, fondern auch handgreiflich falfche Vorausſetzung, 
daß durch verftärfte und verbefferte Arbeitäfraft bie jeber gegebenen Menſchenzahl 
entfprechenben Lebenäbebürfnifie in jebem beliebigen Lande erzeugt werben Tünnen. 
Nicht ˖ bie Arbeit allein ſchafft Rohſtoffe, fondern es gehört, unb zwar ganz vor: 
zugsweife, auch die Naturkraft bazu; und um eine beftimmte Menge von Stoffen 
zu Schaffen, muß biefe Kraft quantitativ und qualitativ in entfpredhenber Aus⸗ 
dehnung vorhanden fein. Nun liegt aber auf der Hand, daß dieſes Vorhandenſein 
oder aber eine Unzureichenbeit mit den Bebürfniffen einer gewiflen Bevölkerung 
und mit ber von berfelben anwenbbaren Arbeit in gar feinem Cauſal⸗Zuſammen⸗ 
Bange flieht. Nichts iſt baber möglicher, ala bag bie Natur das nicht Tiefen 
Tann, was man bebarf. Trotz aller Anwendung von Mafchinen, Kapital u. ſ. w. 
gewährt 3. B. ist England feiner Bendlferung nur die Hälfte der für fie nötbigen 
Lebensmittel. Carey kann fich offenbar von feinen amerikaniſchen Verhältniſſen 
nicht frei machen, wo noch unbebautes Land, alſo unbenüste Naturfraft, im 
Meberfluß vorhanden if. Dem iſt aber in altgefittigten unb bewohnten Ländern 
nicht fo; und es wird auch in Amerika nicht immer fo fein. Allerdings Tann 
Fehlendes gegen Kunſterzeugniſſe aus dem Auslande bezogen werden; allein theils 
bat Carey, welcher firengfter Protectionift ift und Alles, auch bie Lebensmittel, 
im Lanbe felbft erzeugen will, nicht das Mecht fich hierauf zu berufen; theils if, 
bie Sache objectiv genommen, -ein ſolcher Austaufch keineswegs immer und nad 
Belieben möglich, wie oben, ©. 102, bereits nachgewiefen. Endlich wirb allerdings 
in wohlhabenben und gefittigten Schichten einer Bevölkerung eine Scheu vor uns 
geficherter Gründung ber Familien fein; allein wenn eine burch keine ſtaatliche 
Einwirkung verhinderte und, wie eben gezeigt, durch ben blofen natürlichen Gang 
ber Dinge Teinedwegs mit dem Nothiwendigen verfehene übergroße Bevölkerung 
vorhanden ift, jo muß eine bedeutende Zahl boffnungslofer, verfommener und 
unvernänftig banbelnder Menfchen ſich unter berfelben befinden. Dieſe aber 
eben liefern bie proletarifche Webervälferung. — Carey hat alfo ben Beweis Feines: 
wegs geliefert, daß der Staat einfach bie Dinge gehen laſſen könne, wie fie eben 
geben wollen. 

2) Ein Beifpiel folder verkehrter Anfchauung giebt Eifenhart, Syſtem 
ber Volkswirthſchaft, S. 107 fg., indem er zwar bie Neigung bed Menſchenge⸗ 
ſchlechtes zur Meberoßlferung zugiebt, allein biefe nothwendig findet ala Folge eines 
göttlichen Geſetzes, und überdieß nüßlich als ein Mittel in der Hand ber Bor: 
fehung zur allgemeinen Bevölkerung ber Erbe. Daher ſei Auswanderung und Eolos 
nifation die einzige erlaubte Abwehr und Verbeflerung. Hier ift nun nur richtig, 
baß Feine unflttlichen oder fonft unerlaubten Maaßregeln getroffen werben bürfen; 
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Zweitens aber iſt Mar, daß bie Polizei zwar ein beftimmt vor⸗ 
geichriebene Ziel, die Erreichung und Feſthaltung der zwedmäßi- 
gen Größe der Bevölkerung, keineswegs aber blos Eine Richtung 
ihre Handelns in biejer Beziehung hat. Vielmehr ift, je nach den 
thatfächlichen Verhältniffen, eine breifache Aufgabe geftell. — Droht 
Uebervölferung, oder ift fchon welche vorhanden, jo muß das Be⸗ 
ftreben bed Staates auf Minderung bez Uebels, aljo auf Verhütung 
weiteren Uebermaaßes, auf Verminderung bed jchon vorhandenen 
gerichtet fein. — Iſt der Staat entoölkert, fei es daß er noch nie 
die mögliche und nötbige Anzahl von Bürgern hatte, fei e8 daß die⸗ 
jelben durch ein großes Unglüd (einen verheerenden Krieg u. f. w.) 
vernichtet wurden, fo ift die Sorge auf Vermehrung bi zur gehö- 
rigen Höhe zu richten. Selbſt bei einem ſinkenden Volke muß ver- 
ſucht werden, ob ein Beflerungsmittel beftehe. — Sit aber enblich das 
richtige Verhältnig von Bevölkerung und von Lebensnothwendig⸗ 
feiten vorhanden, jo kann es fi nur von Erhaltung deſſelben 
handeln °). 

Da nun felbftvedend in dem letzteren Falle von befonderen 
Maaßnahmen nicht die Rede tft, fondern nur bie beftehenden Zu⸗ 
ftände in ihrem Gebeihen zu erhalten find, jo zerfällt die Thätigkeit 
der Bevoͤlkerungspolizei nur in die Sorge für eine Vermehrung 
der Volldmenge, und in Bemühungen gegen eine Webernölferung. 


allein ganz unvernünftig if e8, dem Hereinbrechen großer, namentlich auch fitt- 
Sicher, Webel unthätig zuzufehen, um fie nachträglich und überdieß nicht ſpurlos 
wieber zu befeitigen. Daß aber ein Bolt bie religidfe Pflicht habe auf Koſten 
feines Wohles jeder Art zur fchnelleren Bevölkerung ber Erbe beizutragen, ift 
gar zu wiberfinnig. Und was fol dann gefchehen, wenn eine Auswanderung 
nicht mehr möglich If? 

8) Es ift nicht weniger einfeitig, und alfo unrichtig, wenn Malthus und 
feine Anhänger mur gegen Uebervölkerung bie Thätigfeit bed Staates in Anſpruch 
nehmen wollen, ala wenn Süßmilch, Yung, kurz bie alte Schule, mur 
in immer fortwirkenden Anftalten zur Vermehrung der Bevölkerung Heil und 
Pflicht fehen. — Ueber bie richtige Aufgabe ber Bevolkerungs⸗Politik ſ. Gerfiner, - 
aa D., ©. 167 fg. | " 
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Zweite Abtheilung. 
Pelizeilihe Anſtalten. 
1) Vorbereitungs⸗Maaßregeln. 


6. 16. 

a) Kenntnifnahme von dem Stande nub Gange ber Benälterumg. 

Um Im Stande zu fein, fich über die Richtung feiner Maaß 
regen hinfichtlich der Bevölkerung zu entfcheiten, muß ber Gtaat 
erft genau von den Verhältniffen derſelben unterrichtet fein; und 
zwar bebarf er erftend einer Kenntniß von der Zahl der Bevoͤl⸗ 
ferung, um daraus ihr Verhältniß zu dem Gebiete zu fehen, 
zweiten? aber Nachrichten von dem Gange berfelben, um zu wiflen, 
od und in welchen Verhältniffen fie abnimmt oder zuntmmt. 

Die Arbeiten, welche zur Kenntniß des Standes ber Be 
völferung führen Tönen, find breifacher Art I). Entweder Tann 
man bie Zahl der Einwohner blos ſchätzen nach irgend einer als 
richtig angenommenen Thatfache, welche mit der Größe der Bevoͤl⸗ 
ferung in Verbindung fteht, 3. B. nad) der Zahl ver Wohnhäurfer, 
ber Tenerftellen, oder nach dem Verbrauche gewiffer allgemein ans 
gewenbeter Xebengmittel, etwa bed Getreibed, Salzes. Dieſes 
Mittel ift aber fehr unficher, theild weil jebe folche Schägung auf 
zwei Annahınen beruht, welche leicht beide unrichtig fein Können, 
indem auch ihnen wieder häufig nur Schätzung zu Grunde liegt; 
theil3 weil aus ihrer Michtigkeit für den einen Theil bed Staat 
gebiete® oder der Bevoͤllerung ſich noch Fein Schluß auf andere 
Verhältniffe, fo wie Feiner von einer auf bie anbere machen läßt ?). 


1) ©. Bernoulli, Populationiſtik, ©. 9 fg. 

2) Man ſehe 3. B. bie Verfchiebenheit ber Bewohner eine Haufes in 
ber öfterreichifchen Monarchie bei Hagel, Statiſt. Umriß, Bb. I, ©. 10 fg. 
Das Verbältnig ändert fich ſehr weientlih nicht nur von Provinz zu Pre 
vinz, fondern noch mehr von Stadt zu Stadt. No weit unficherer na: 
türlich iſt die Schäßung, wenn man von einer an und für fich umficheren 
Thatfahe ausgeht, 3. B. von ber Quantität des verzehrten Getreibes ober 
Brodes. Und ſelbſt wenn man letzteres genau genug Tennt, fo Kann in 
verſchiedenen Zeiten ein ſehr verſchiedenes Verhältniß zur Vendlferung beftchen. 
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Am wenigften laſſen ſich alſo Verhältniffe von einem Staate auf 
einen anderen übertragen, teil veränderte Lebensart, Volksſitte, 
Bauart u. |. w. bier ein ganz verfchievened Ergebniß verfchaffen 
möüffen 2). — Eine zweite Methode ift die der Berechnung nad 
den Erfahrungen ber Bevoͤlkerungs⸗Statiſtik. Es giebt nämlich ver- 
fhiedene Erfahrungsfäge über die Zahlen-Verhältniffe verichtebener 
Bevoͤlkerungsthatſachen zu einander, fo namentlich Über dad Verbält- 
niß der Tobedfälle, der Geburten und der Ehen zu einer geſamm⸗ 
ten Volksmenge. Sit nun auch nur eine biefer Thatjachen bekannt, 
3 B. dur Zählungen ober aus Sirchenbüchern, fo wirb daraus 
bie Geſammimaſſe berechnet. Diefe Verfahrensart ift allerbings 
bequem, weil man von Einer Thatfache alle übrigen beftintmen 
kann; jondern fie ift auch ficherer als die erfte, indem bie Fehler⸗ 
gränzen enger gezogen find. Allein von einer Sicherheit ift doch 
auch Hier Feine Rebe. Abgejehen davon, daß man boch wenigſtens 
Eine ganz zuverläffige Thatjache kennen muß, welche. ven weiteren 
Berechnungen zu Grunde gelegt wird, fo find die Verhaͤltnißzahlen 
keineswegs fo conftant, ald man in den Anfängen der Bevölterungs- 
wiffenichaft angenommen bat. Die Verhältniffe find nicht nur ver: 
fchieden bei verſchiedenen Völkern, ſondern fie wechſeln auch in demfelben 
Lande im Laufe der Zeit und von einer Dertlichleit zur andern. 
Wenn man alfo auch nur annähernd richtige Ergebnifje erhalten 
will, müffen neue und ganz fichere Thatfachen auß bem eigenen 
Lande vorliegen *). Außerdem tft die Berechnungsart ſchwierig, und 
ſelbſt jehr berühmte Männer vom Fache haben unrichtige Methoden 
angegeben und angewendet °). — Die dritte und ficherfte, aber auch 
So Hätte nach dem Verbrauche ber Stabt Paris in ben J. 1829-1888 auf eine 
Berminberung ber Bevölferung gefchlofien werden follen, während bie Zählung 
eine Vermehrung von 100,000 Einwohnern nachwies. 

8) ©. über bie Unzuverläſſigkeit bloßer Schäßzungen ſowohl Grünbe als 
Beifpiele in meiner Gefchichte und Literatur der St.⸗W., 3b. III, S 415 fe. 
unb 423 fg. 

4) Sowohl bie Nachweiſung ber Fehlerhaftigkeit der gawöhnlich angewendeten 
Methoden, als die Untenweifung in ben richtigen iſt höchſt ſcharffinnig geliefert 
von Mofer, Geſetze der Lebensbauer. Much zeigt ex, wie ſchwierig Thatfadgen 


von binreichenber mathematifcher Schärfe zu gewinnen find. 
5) Das Verhaältniß der Geburten gu der Geſammtzahl der Benölferung 
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Yoftfpiefigfte und beſchwerlichſte Art iſt die eigentliche Woltszäh- 
Yung. Es wird zu biefem Behufe dag Land im möglichit viele 


ift keineswegs ein Überall unb immer gleiche, fonbern vielmehr ein fehr abmei- 
henbes in verfchledenen Ländern, in verſchiedenen Zeitaltern befielben Lanbe, in 
verfchtebenen Provinzen befielben Staates, ja in ben verfchiebenen Quartieren ber 
ſelben Stadt. Selbſt in größerem Maaßſtabe ſchwankt es zwiſchen 1:20 und 
1:35. S. Malchus, Statiſtik, ©. 213, Note 1; Bickes, Die Bewegung 
ber Bev., a. a. D.; Bernoulli, Populationifiif, S. 88 fg. — In Frank: 
reih war, um nur dieſes eine Beifpiel anzuführen, um die Mitte bes gegemwär: 
tigen Jahrhunderts das Verhältniß im Ganzen, wie 1: 82,9; während es in 
ben einzelnen Departements zwiſchen 1:27,1 unb 1:48,5 wechſelte. ©. Ar 
nuaire d’&con. polit., 1850, ©. 363 fg. In Paris war in den Jahren 1817—21 
die Gefammtzahl wie 1: 32,42, mwährenb es in ben einzelnen Arronbiffements 
zwifhen 1:45 und 1:24 ſchwankte. S. Villot, Ann. des scienc. nat, 
®d. VIII, ©. 439. Das Verhältniß der Todesfälle wurde in frühen 
Zeit (Süßmilch, Göttl. Ordn., Bd. I, 79 u. Bd. II, 46) in einem 
ganzen Lande angenommen wie 1:84 ober 35; Andere nahmen einen Inte: 
ſchied zwiſchen bidbeuöfferten, mittleren und bünnbevölferten Ländern an, unb 
äwar wie 1:30, 82, 86. Allein neuere genauere Zählungen haben bie Un: 
richtigfeit biefer Annahmen nachgewiefen. Theils ift auch bier eine bedeutende 
Verſchiedenheit zwiſchen den einzelnen Ländern und jelbft Provinzen. Xheils bat 
unbezweifelt bie mittlere Lebensdauer ber Menſchen durch größeren Wohlſtand, 
forgfältigere Mebicinal-Polizei, richtigere Bebanblung der Kinber, kurz durch 
fleigende Sittigung bebeutend zugenommen. Auch wechſelt das Verhältniß im ben 
verſchiedenen Jahren in demſelben Rande, je nad) der Geſundheit ber Witterung, 
ben herrſchenden Krankheiten u. ſ. w. Endlich if zwifchen ben verfchiebenen 
Sabreszeiten ein bebeutenber Unterfchied. So flarb in Schweden von 175575 
einer von 35, in den Jahren 1775—95 einer von 87. In England foll bei 
Berhältniß im 3. 1780 wie 1:40; 1790 wie 1:45; 1818 wie 1: 50 geworben 
fein. S. Berarb,a.a.D. Im Preußen im 3. 1835 im Reg.:Bezirfe Oppeln 
1 von 27,51, in Trier 1 von 42,52; ferner im 9. 1835 im Regierungsbezirke 
Marienwerder 1’ von 22,01, in Münfter 1 von 32,22; im ganzen Königreice 
1 von 25,393. ©. Staatszeit., 1836, Nro.236. In Frankreich flarben in ben Jah⸗ 
ren 1819—26 im Departement ber Haute Vienne 1 von 81,0, ber Seine 1 von 
88,5, in den Hautes Pyrenées 1 von 53,1. ©. das Dict. des sciences medic. Art. 
Mortalit& unb Long6evit&; Annuaire pour l'an 1825; Quetelet, Sur 
l’homme, Band I, S. 183 fg.; Bides, a. a. D; Bernoulli, Bopu 
lationiſtik, S. 206 fg.; Berard, in Henke's Zeitfchrift für Staatsarzneik. Erg. 
H. 13, ©. 196 fg. — Am unficherften ift die Berechnung nad) dem Berbältnifie 
ber Ehen. Sußmilch hatte zwar bier bie Regel aufgeftellt (Wb. I, ©. 118, 
®b. IH, ©. 72), baß von 58 bis 56'/. Menſchen Einer jährlich heirathe, ober 
fi die Ehen verhalten wie 1: 107 bis 118; allein nad vichtigeren Zählungen 
wechſeln bie Zablen | in verfchiedenen Ländern zwiſchen 1: 94 unb 1: 140; und 
außerdem ſchwankenꝰ fie in bemfelben Lande in verfeiebener Zeit unb zwifchen 
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Bezirke eingetheilt (größere Gemeinden in mehrere Abtheilungen), 
und für jeben berfelben eine Anzahl Perfonen aufgeftellt, welche 
alle Bewohner genau aufzeichnen. Das Gefchäft muß in fchnelliter 
Zeit, womöglich an bemjelben Tage in bem ganzen Lande, ganz. 
beendigt werben, damit Feine Wenderungen während ber Zählung 
vorfallen, und es ift durch genaue Vorfchriften dafür zu forgen, 
daß alle Bewohner des Staates gezählt werben, Feiner aber boppelt 
aufgeführt if. Die Zählungstabellen find natürlich im ganzen 
Lande vollfommen gleichmäßig anzulegen und alle find erſt einer 
Durchſicht und Richtigftellung zu unterwerfen, ehe fie zur Ziehung 
von Ergebniffen benügt werben. Regelmaͤßige Wicberholungen ber 
Zählungen in kürzeren Friſten, etwa alle 3 ober 5 Jahre, forgen 
für eine immer zuverläffige Kenntniß des wirffichen Standes, ver 
befiern immer mehr das Verfahren und geben die Mittel zu be- 
lehrendſten DVergleichungen in die Hand. Ganz laffen. fich freilich 
auch hier Irrthümer nicht vermeiden, namentlich auch wegen der Gleich⸗ 
gültigkeit oder dev abfichtlichen Täufchungen von Seiten ber Befragten 
und der Nachläffigkeit der Beauftragten; doch erhält man jevenfalls 
die für prackiiche Zwecke hinreichende Genauigkeit. Diele Verfah— 
rensweiſe hat überbieß noch den großen Vortheil, daß auch die ver: 
ichiedenen materiellen Verhältnifje der Bevölkerung nach Gejchlecht, 
Alter, Beichäftigung, Staatsangehörigkeit u. |. w. gelegentlich genau 
erforſcht werben Tönnen 9). 

verichiedenen Gegenden fehr bedeutend. So war 3. B. nach ber irländiſchen Zäh⸗ 
fung von 1841 in DMunfter dad Verhältniß wie 1:169, in Ulfter wie 1: 200, 
in der Stadt Dublin wie 1: 135. Auch ift cinleuchtend, daß bei einem Volke 
mit Tängerer mittlerer Lebensdauer wenigere Ehen geſchloſſen werben, als bei 
einem eben fo zahlreichen mit Fürzerer Lebensdauer, bei welchem mehr Menſchen 
geboren werben und das heirathsfähige Alter erreichen, allein auch wieber früher 
ſterben. S. Malchus, Statifiil, S. 227, Not. 1; Bernoulli, ©. 167 fg.; 
De G&rando, Bienf. publ., ®b. I, ©. 275. 

- 6) Vollszählungen gehen ins höchſte Altertum hinauf; in der neuern Zeit 
bilben fie fi immer mehr gu regelmäßiger Einrichtung au. Kaum ift mehr 
ein gefittigtes Land ohne georbnete und zu beftinmter Zeit wieberlehrende Bevoölke⸗ 
rungſsaufnahme. S. meine Gedichte ber &t.:W., Ob. II, ©. 426 fg.; Wap⸗ 
y&äus, Allgem. Bevölkerungsſtatiſtik, Bd. I, ©. 20 fg. Meber bie Anfprüce 
an eine gute Bollszählung und über bie deßfalls zu gebenben Vorfchriften ſ. den 
Compte rendu s. 1. travaux du Congrös de Statistique. . Brux., 1858, 
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Bon dem Gange der Beröllerung wirb ber Staat in Kennt⸗ 
niß gejeßt durch die Führung beftimmter Negifter, welche die Zahl 
der jährlich vorfommenden Geburts⸗, Todes: und Heiraths⸗Faͤlle 
enthalten, und aus denen alſo — freilich mit Beachtung der von 
blos vorübergehenden Urſachen herrührenden Schwankungen und 
der Ein- und Auswanderung — dad Aunehmen oder Abnehmen 
ber Bevölkerung erjehen werben mag. Wen die Führung biefer 
Regifter Tibertragen tft, ob der Geiftlichleit, welche fie ohnedem zu 
firchlichen Zwecken zu führen hat, oder einer eigens dazu beſtellten 
Stantsbehdede, iſt an fich gleichgültig; nur muß in dem erftern Falle 
für Vollſtaͤndigkeit und Zuverläffigfeit geforgt fein, und darf bie 
Führung dee Verzeichniffe zu keinem nngefeblichen mit der Ge⸗ 
wiffenzfreiheit im Widerfpruche ftehenden Zwange mißbraucht werden. 
In ſolchem Falle muß der Staat einjchreiten durch Nebernahme 
des ganzen Geſchäftes; die Kirchen mögen dann ihre Negifter nad 
Belieben daneben führen 7). 


§. 17. 
b) Ergebniffe diefer Kenntniß. 
Die Kenntniß diefer Verhältniffe ded Standes und des Garn: 
ges der Bevölkerung, zufammengehalten mit ben (leichter zu erhal 


©. 106 fg.; beſonders find aber auch zwedimäßige und forgfältig eriwogene Vor⸗ 
ſchriften zu beflimmten Sweden lehrreich, fo: die für eine Zählung in Paris ge: 
gebenen in ben Recherches statist. sur la ville de Paris, &d. 2, Par., 1893, 
4, ©. LXXIX fg.; bie für Belgien beſtimmten, in bem Bulletin d. 1. Commiss. 
centr. de Statistique, ®d. I, S. 27 fg.; Bd. IL, ©. 157 fg.; 8b. IL, ©. 39 fg.; 
Bd. IV, ©. 145 fg.; bie für die Volkszählung in England 1852 fg. gegebene, 
ſ. Census of Great Britain, 1851. Report and summary tables. I. II. 
Lond., 1862—54, Fol. Aus bem lebtangeführten Berichte erfieht man 
auch mit Staunen, welcher umfaffende und Fünftlihe Beamten-Organigmus, 
ferner welche kaum gemältigbare Arbeit zu einer guten Zählung erforderlich if. 
Bei der fraglichen Zählung nahmen 39,000 bazu Beftellte die Benälferung Groß: 
britanniend an Einem Tage auf. — Nicht zu überfehen ift Übrigens, daß Z&b: 
lungen einen ganz bebeutenben Aufwand erfordern. Die Zählung von Belgien im 
J. 1846 Toftete 612,000 Fr.; bie ber Vereinigten Staaten von N.⸗A. im J. 1850 
über 1,300,000 Boll. 

7) S Rohr, Anleitung wie Kirchenbücer und Liften zu politifchen Ye: 
rechnungen beſſer einzurichten find. Langenf., 1789; Neue Beiträge zur Verbeſ⸗ 
ferung ber Kirhenbüder. Hilbburgb., 1794; Bernoulli, Populationifil, 
&. 99 fg. (über Geburtsliſten). 
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tenden) Nachrichten über ben Zuſtand bes Anbaues bes Landes und der 
Einfuhr von Lebensmitteln, macht mun eine Beantwortung der Frage nach 
der relativen Groͤße der Bevölkerung eines beſtimmten Gebietes möglich. 

Iſt in einem Lande bie ganze bauwürdige Oberfläche in Privat- 
befig genommen, ift fie namentlich in Wirthfchaften vor mäßigen 
oder gar geringem Umfange vertheilt; find die Waldungen und 
Waiden auf bad Nothwendige befchränkt, jo daß Tein Theil berfelben 
ganz ungenuͤzt Tiegt ober nur jehr wenigen Ertrag abwirft; find 
viele größere, namentlich von Tabrifarbeitern bewohnte, Stäbte 
vorhanden; iſt überhaupt bie Bevoölkerung dicht (3. B. in einem 
Lande in ber gemäßigien Zone und von nicht ungewöhnlicher Frucht⸗ 
barkeit 8—4000 Einwohner im Durchſchnitte auf eimer deutſchen 
Onabratmeile); hat dad Bolt bedeutende Stantdabgaben zu bezablen, 
welche jomit einen nambaften Theil feined Erwerbes verfchlingen; 
erhellt endlich aus den Zollregiftern oder aus ſonſtigen Handels⸗ 
nachrichten, daß auch in nicht umgemöhnlich ſchlechten Jahren 
Lebensmittel eingeführt werden: fo deuten biefe Zuftände im ihrer ' 
Bereinigung anf eine Webervölferung hin 9). OB aber biefe erft 
noch droht, ober ob fie ſchon vorhanden ift, weißt fi nun aus 
ben Nachrichten über den Gang der Berölkerung mit Beftimmtheit 
nach. Iſt nämlich in ſolchem Zuſtande die Zahl ber gefchloffenen 
Ehen, auch nach längeren Zettabjchnitten berechnet und ohne daß 
außergewöhnliche Umstände fie vorübergehend vermehrt hätten, jehr 
bedeutend 2); iſt die Zahl der Geborenen ben Geftorbenen beftänbig 
überlegen; ift dabei von beträchtlichen Auswanderungen nichts zu 


1) Oberndorfer, Theorie der Wirthſchaftspolizei, ©. 151, Note 2, 
findet die bier angegebenen Kennzeichen unzureichend, und führt Fälle an, in 
welchen das eine ober bad andere diefer Merkmale nicht eimtreffe, und doch Ueber: 
vöfferung vorhanden fein inne Allein-abgefehen davon, dab biefe angeblich 
möglichen Fälle ſchwerlich glüdlih gewählt, weil ſehr unwahrſcheinlich, find, fo 
trifft die Einwendung bephalb gar nicht, weil nicht behauptet ift, daß. ein einzelner 
der genannten Zufände eine Mebervölferung beweife, vielmehr eime folche erſt bei 
einem Zuſammentreffen vieler befielben ober aller angenemmen wirb. 

2) Uebrigend mat Bernoulli,a. a. D, S. 178 fg., mit Recht baranf 
aufmertiam, daß eine unveshältnigmäßig hohe Zahl ueugeichloflener Ehen den⸗ 
noch nichts: binfichtlich eimer drohenden Webervällerung: befürchten laſſe, wenn im 
einem Lande beflänbig eine ungewöhnlich große Sterblichkeit herrſche, indem ald⸗ 
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erſehen: fo ift die Uebervoͤlkerung zwar noch nicht vorhanden, wohl aber 
droht fie. in kurzer Zeit fich fühlbar zu machen, denn es wirken ja, 
teoß der hemmenden Urjachen und troß der Unmöglichkeit noch eine 
größere Bevölkerung im Lande zu nähren, die Vermehrungsurſachen 
immer noch fort. Und zwar ift diefe Gefahr um fo größer, je 
höher die Zahl ber neuen Ehen über der Normalzahl bed Landes, 
und je größer der jährliche Ueberſchuß der Geburten if. Allerbingd 
fann in einem folchen Zuftande bei einem in gleichem Maaße fteigen- 
den Abfake von Kunſtwaaren oder einer zunehmenden Ausdehnung 
von einträglichen Handelögefchäften die Einfuhr von Lebensbebürf- 
niffen gleichen Schritt mit der Volkszahl halten, und es mag dad 
Land fogar, fo Lange biefer beiderjeitige Austaufch dauert, in voller 
Blüthe fein. Allein nicht zu verkennen und nicht zu überjehen ift, 
daß dieſes Verhältnik Fein gefichertes ift, vielmehr die eine und bie 
andere ber beiden Bedingungen einer Ausgleichung, vielleicht ploͤtz⸗ 
lich, aufhören Kann, in welchem Falle dann bie vollen Folgen einer 
Uebervoͤlkerung eintreten. Je wahrjcheinlicher ein Eintritt einer 
Störung ift, deſto bedenklicher iſt ſelbſtredend auch die Sachlage 
und defto bringenber bie Aufgabe, fie feit ind Auge zu faſſen. — 
Sit dagegen bei einem Zuſtande, wie er oben angenommen wurde, 
die Zahl der Ehen gering, jchlägt die Zahl der Todesfälle vor, ift 
die mittlere Lebensdauer der Bewohner eine kleine, endlich die Zahl 
der auf eine Ehe im Durchichnitte kommenden Kinder gering: fo ift 
höchft wahrjcheinlich Uebervoͤllerung fchon vorhanden, und ihre üblen 
Folgen find durch zerſtoͤrendes Elend bereit3 fühlbar. 
Wenn dagegen in einem Lande fruchtbare Grunbeigenthum 
allgemein um geringe Preife zu erhalten ift; wenn die Landgüter 
in der Regel groß, die Benützungsweiſen nachläffig und unwirth 
Ihaftlich find; wenn es viele und nubloje Waldungen und Waiden 


bann auch ungewöhnlich viele Ehen durch den Tod getrennt, ſolche fomit großen 
Theil wieder durch neue erfet werben; außerdem auch bie häufigeren Lüden bie 
Anfäffigmahung erleichtern. Daß Kriege, Theurungen, Handels: und Gewerbe 
Krifen die Zahl der Ehen vorübergehend ſehr vermindern Finnen, biefe Lüde 
aber nach ber Ueberſtehung bes Uebels, jo wie nach mörderifchen Srankheiten, 
durch eine Steigerung ber Ehenzahl wieber ausgeglichen werben Tann, iſt befannt 
unb leicht begreiflih, für die zunächft vorliegenbe Frage aber ohne Bedeutung. 
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giebt, die Wohnorte ſparſam, weit von einander entfernt find, 
wenige oder keine Yabrikftäbte beitchen; wenn regelmäßig Getreide 
ausgeführt wird und häufige Einwanderungen vorkommen: fo ift 
mit Gewißheit auf eine zu geringe Bevölkerung zu fchließen. Dieſe 
kann nun aber noch weiter im Fallen, ober fie Tann im Steigen 
begriffen ſein. Das erftere findet ftatt, wenn auch igt noch wenige 
Ehen gefchlofjen werden, wenn dieſe wenig fruchtbar find, wenn der 
Todesfälle beftändig mehr find als der Geburten. Hier müfjen fehr 
wichtige Entvölferunggurjachen vorhanden fein, da bie volkswirth⸗ 
ſchaftlichen Zuftände eigentlich eine Vermehrung ber Bevölkerung 
veranlaffen jollten. Erhellt dagegen auß ben Zählungsregiftern 
dad Gegentheil von allem Diefem, jo mag auf eine fröhlich zuneh⸗ 
mente Bevölkerung gejchloffen und bie Polizei von weiteren An⸗ 
ſprüchen auf Förderung berfelben vorläufig befreit werben. 
Welcherlei Zuftände der Bevölkerung und des Landes aber 
zu dem Schluffe berechtigen, daß in einer gegebenen Zeit bie richtige 
Mitte der Dichtigkeit der Volkszahl beftehe, ergiebt ſich aus Vor⸗ 
ſtehendem von ſelbſt. Doc find drei Kennzeichen eines befriedigen- 
den Zuftandes noch beſonders hervorzuheben. Einmal beweist es 
MWohlftand, wenn eine das DVerhältnig der Bewölkerung und ihre 
etwaige regelmäßige Vermehrung überſteigende Anzahl neuer 
Häuſer gebaut wird. Zweitens aber ift es ein Zeichen günftiger 
Verhältniffe, wern in einem im Webrigen normalen Lande die Bes 
völferung nur langfam zunehmend oder gar ftillftehend, bie mittlere 
Lebensdauer der Einwohner aber eine hohe if. Es geht nämlich 
daraus hervor, daß binlängliche Lebensmittel vorhanden find; daß 
feine befonderen Sterblichkeitäurfachen beftchen; entlih daß bie 
nußbringenden Lebensjahre über die Foftenden überwiegen. Endlich 
kann man auch bei einer rafch zunehmenden Bevölkerung beruhigt fein, 
wenn ſich ergiebt, daß der Handelsverkehr ober das aus den Steuer⸗ 
rollen und den Erbfchaftöverzeichniffen erfennbare Vermögen noch 
in ftärferem Verhättuiffe zunehmen, oder daß zu veichlicheren Ertrag 
gewährenden Arten ber Landwirthſchaft übergegangen wird ). 
8) 6. Quetelet, Physique sociale, ®b. I, ©. 322; berf.: Systeme 


social, ©. 181 fg. Roſcher, Vollkswirthſch., die Aufl, Bd. L, ©. 538 fg. 
v. Mohl, Bollgeiwifl. I. 3. Auflage. 9 
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8. 18. 
Mittel zur Vermehrung einer Benöfterung. 


Als Regel Steht der Saß feit, daß wo Menfchen Ichen können, 
auch welche entftehen, und zwar allmäplich bis zu der Höhe der er⸗ 
reichbaren Lebensmittel. Im Allgemeinen ijt daher eine Hülfsthä- 
tigkeit bed Staated zur Vermehrung einer gegebenen Bewälferung 
nicht nothwendig; dann aber auch nicht nützlich oder erlaubt '). 
Doch tritt in drei Fällen eine Ausnahme ein. — Einmal nämlid 
fann in einem von einer gefittigten Bevölkerung neu beſetzten und 
zur Ernährung einer größeren Menjchenzahl an fich wohl geeigneten 
Lande zur DBefeitigung der Uebel einer Untervölferung (f. oben 
©.98 fg.) eine rajchere Steigerung der Menjchenzahl wünſchenswerth 
fein, als fie durch die natürliche Vermehrung eines Ueberſchuſſes 
der Geburten über die Todezfälle ji) ergeben würde. — Sodann 
Finnen in einem fchon altbewölferten Lande bejondere Hinderniffe 
vorhanden jein, welche eine Steigerung der Einwohnerzahl bis zu 
ber Höhe der vorhandenen oder wenigſtens ficher erreichbaren fe: 
bensmittel im Wege ftehen. — Endlich kann bei einem in bad 
Sinfen gelommenen Volke unter anderen Uebeln auch eine Ber 
minderung ber Bevölkerung fich zeigen und der Wunſch entſtehen, 
einer jolchen wirthichaftlichen und ftaatlihen Schwähung wo mög: 
ih entgegengutreten. | 

1. Der erſte Fall ift alſo der eines neu entdeckten Lan 
des oder einer neu angelegten Kolonie; vieleicht auch in ſehr au: 
gedehnten Reichen der einer beabfichtigten Bevölkerung einer entlegenen 
biöber unbenüßt gebliebenen Provinz. Die Bevoͤlkerung eines fol- 
hen. Lande hat allerdings, je nach den örtlichen Verhältniſſen, 
immer mit manchfachen und großen Schwierigkeiten zu kämpfen, 
wie jolche die Anlegung von Wohnftätten, die Urbarmachung des 
Bodens, die Anlegung der nothwendigften Verbindungswege, häufig 
ber Mangel an entiprechendem Capital mit fich bringt; allein fie 


1) Atque ideo nihil largiatur princeps, dum nihil auferat; non alat, 
dum non occidet; nec deerunt qui filios concapiscunt, fagt Plinius im 
Panegyricus. 
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vird mit der Zeit doch vor fich gehen, vorausgeſetzt daß bie natür- 
ihen Hülfgquellen des Landes von günftiger Befchaffenheit find. 
Die Mühjeligleiten und Nachtheile einer dünnen Benölferung wers 
ven fich jedoch lange jehr fühlbar machen, und es ift begreiffich, 
»aß aus wirtbichaftlichen, ftantlichen und geiftigen Gründen eine 
hnellere Zunahme der Volkszahl gewünjcht wird, als fie burdh bie 
igene innere Vermehrung gejchehen Tann. Es bedarf mın Feiner 
Auseinanderſetzung, daß das einzige Mittel zur Erreichung biefes 
Zweckes die Veranlaſſung einer entjprechenden Einwanderung - 
ms anderen Ländern if. Allerdings muß vernünftigerwetfe anges 
tommen werden, baf in einem fo beichaffenen Lande ber Freiwilli- 
zen Einwanderung Feinerlei Hinderniffe entgegengejegt find; und es 
nag alſo immerhin auch ohne befondere darauf gerichtete Vorkeh— 
rungen auf einen Zuzug von Soldyen gerechnet werben, welche für 
ich und für ihre Nachlommen dad große Arbeitäbebürfnig und bie 
Beichtigfeit der Erwerbung von Grunbeigenthum zu benüßen fuchen: 
ein die Koften einer Reife in eine entfernte Gegend find für vie 
irmere Klafje, bei welcher doch hauptjächlich eine Neigung zu einer 
Henderung bed Vaterlandes in Ausficht genommen werben Tann, 
m groß, als daß auf eine beträchtliche und fchnelle Wirkung zu 
rechnen wäre. Auch hat ſelbſt für den Aermeren bie Meberfiedelung 
n ein ferne? und unbelanntes Land bei ber Nothwendigkeit einer 
Singewöhnung in anderes Klima, andere Arbeit3= und fonftige 
Berhältnifje, vielleicht andere Sprache und Sitte, jo viel Abſchrecken⸗ 
ved, daß der Auzficht auf einen enplichen höheren Wohlſtand noch 
weitere Reizmittel beigegeben werden müflen, um bie Scheu im 
größeren Umfange zu Befeitigen. Mit anderen Worten, es muß 
die Einwanderung pofitio begiunftigt und unterftügl werben, wenn 
fie bebeutende und fchnelle Erfolge haben fol. Es find hierbei 
aber zweicrlet gleich wünfchenswerthe Arten von Einwanderung ind 
Auge zu faflen und für jede verjelben bie entſprechenden Anlockungs⸗ 
mittel anzuwenden. 

Das ıummittelbarfte und der Zahl nach größte Beduͤrfniß eine? 
Landes biefer Art ift die Gewinnung von gewöhnlichen Arbeit 
fräften, theils für bie Landwirthſchaft, theils für bie unentbehrlich⸗ 

9® 
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ften Gewerbe; in erfter Reihe Dienftboten und Lohnarbeiter für 
bie bereit? angefiedelten Befiber; in zweiter Bauhandwerker und 
folche welche fich mit der Nahrung und der Kleidung beichäftigen; ſo⸗ 
dann auch jelbftftändige Bebauer Peiner Landitellen zur weiteren 
Gründung eined Bauernſtandes. Arbeiter diefer Art in ben älte⸗ 
ven dicht bewölferten Ländern zu gewinnen ift nicht ſchwierig, wenn 
ihnen und ihren etwa mitzunehmenden Familien eine freie Reiſe 
gewährt und neben dem hoben Arbeitzlohne, welchen fie jchon von 
ſelbſt zu erwarten haben, noch ein pofitiver Vortheil in Ausſicht 
geftellt wird. Diefer kann der Natur der Sache nach nicht wohl 
in etwas Anderem beitehen, ala in ber Zuficherung leichter Erwer: 
bung von Grundeigenthum. Einerſeits ift gerade der Bei eigenen 
Boden? für Menjchen der fraglichen Art der hoͤchſte und doch in 
der Heimath kaum zu erreihende Wunſch; (in ber Negel auch für 
Handwerker). Andererſeits Tann das dünn bevöllerte Land folce 
Abtretungen ohne alle oder mit fehr geringen Koſten bewerkftelligen, 
während die Zahlung baarer Geldſummen weit fchwerer fällt. 63 
ift Hierbei jedoch noch Mancherlei zu beachten, wenn nicht am Ende 
Mühe und Auslage vergeblich fein follen. — Vor Allem muß 
große Sorge dafür getragen werben, daß bie zur Einwanderung 
Anzumwerbenden auch wirklich arbeitzfähig und arbeitäwillig, über: 
haupt eine wünjchenäwerthe Erwerbung für ihre neue Heimath fine. 
Es darf alfo nicht müßiges und ſittenloſes Gefindel zufommengerafft 
werben, welches mehr eine Laft als eine Hülfe fein würde; man 
darf nicht etwa mit Gemeinden Verträge fchließen, um von denſel⸗ 
ben Diejenigen zu Übernehmen, welche fie gerne los wären, fei es 
wegen ihrer fchlechten Gefinnung, fei es weil fie der öffentlichen 
Verjorgung durch eigene Schuld anheimgefallen find. Noch weniger 
find Verbrecher ein wünfchengwerther Zuwad 7). Es muß viel 


2) Es ift bier nicht der Ort die ganze Frage ber Verbrecher-Rolonieen zu 
beſprechen; bei der Anlage folcher Verbannungsorte kommen aud noch anbere 
und fogar weit bebeutendere Rückſichten in Betracht, als bie Bermebrung ber 
Devölferung in einer entfernten unbevdlferten. Provinz. Aber immerhin fällt 
bie Strafverbannung auch unter biefen Gefichtöpund. Hier if denn nicht zu 
verfennen, daß biefe Maaßregel ſowohl ihre guten als ihre ſchlechten Geiten 
bat. Gute in fo ferne, als zahlreiche Arbeitäkräfte ſchnell berbeizufchaffen find, 
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am beten burch eigen® dazu beftellte Agenten, eine Prüfung 
Auswahl ftattfinden und nur Solchen die Unterftügung für 
andetung gegeben werben, welche alsbald nütliche Glieder 
euen Gejellichaft zu werben verfprechen. — Eine zweite Ruͤck⸗ 
ft zu nehmen auf das im Lande je zur Zeit fühlbare Beduͤrf⸗ 
iner beftimmten Art von Arbeitern. Allerdings kann am 
jede Kraft benübt werben, es ift aber doch weit beſſer, wenn 
eine gezwungene Verwendung neu Zugehender zu anderen 
iftigungen, als zu den biäher geübten, eintritt, da auf biefe 
eine Lehrzeit eripart wird. Die Bebürfniffe find num aber 
wife der Zeit wechjelnd. Bald mögen Dienftboten und Tages 
: am meiften fehlen; bald koͤnnen es Felbarbeiter und Hirten 
bald Handwerker, und zwar wieber in verfchiebener Zeit ver- 
ner Art. Se mehr die Bevölkerung fteigt und die neue Ge⸗ 
ıft in wirthichaftlicher und geiftiger Beziehung fich entwickelt, 
höhere und verfeinerte Bebürfniffe werben entftehen, und es 
ı dann Beichäftigunggarten felbft rein intellectueller Art mit 
n Nuten eingeführt werben, deren Zuſendung einige Jahr: 





3 ben freien Anfteblern wohlfeile, wenigſtens geringe Baarauslagen erfors 
Hülfe gegeben wird. Schlimme aber, weil bie Mehrzahl biefer gezwun: 
Arbeiter weber zuverläffig noch fleigig iſt; weil bie junge Bevölferung mit 
chfeit und Unficherheit vergiftet wird; weil ein verberbliches Mifverhältniß 
ſchlechter entfteht; endlich weil freie Einwanberung durch bie Furcht vor 
Genoſſen unb durch die Scheu mit ihnen verwechfelt zu werben, Noth 
Die Erfahrung zeigt denn auch, daß bie Gefinnungen ber betreffenden 
en in Betreff der Zuſendung von Sträflingen wechfeln. Im Anfange 
iefelbe bei den bringenden Bebürfniffen nach Arbeitern gewünfcht zu wer: 
b man flieht über bie Nachtheile, als über das Pleinere Uebel, weg; fpäter, 
ie fleigende Bevölkerung anfängt fich eher felbft zu genügen, entſteht ein 
ftiger Widerſtand gegen neue Zuſendungen unb das ganze Syitem wirb 
e Schmach und ald ein Unglüd für das Land betrachte. Auch wirken in 
it die üblen Folgen, namentlich fittliher Art, noch lange nach, ſelbſt wenn 
iendbungen aufgehört haben. Dieß Alles hat ſich gezeigt In Norbamerika, 
n Auftralten, und wirb fi) ohne allen Zweifel mit ber Zeit auch in 
n zeigen. — Blos vom Stanbpuncte ber Bevölkerungsvermehrung alfo ift 
ıfverbannung nicht zu empfehlen. Der anfängliche und noch dazu zweifel⸗ 
hıten fchlägt bald und nachhaltig in überwiegendes Unheil um, fo daß 
igſamere Vermehrung burch freie Auswanderung entjchieden vorzuziehen ifl. 
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zehnte früher geradezu widerfinnig geweien wäre ). — Von großer 
Bebeutung ift ſodann ein richtiges Verhältniß der Gefchlechter. 
Unzweifelhaft ift es leichter und wohlfeiler unverheirathete Männer 
au gewinnen; allein es entfteht durch eine ftarte Einwanderung 
folher der große Mebelftand, daß aus Mangel an rauen feine 
Ehen gejchlofjen werben können, auch wenn bie wirthichaftlichen 
Derhältnifie der Eingewanderten es möglih und wünjchenswerth 
machen follten. SHierunter leidet dann aber einerfeit® bie innere 
Bermehrung der Bevölkerung, andererſeits tritt bei bem Mangel 
an Tamilienleben Rohheit der Sitten unb weitverbreitete ſchlimme 
Ausſchweifung ein. Es ift daher von "Anfang an die Anwerbung 
verheiratheter Männer, welche ihre Familien fogleich mitnehmen, 
vorzugsweiſe ind Auge zu faſſen. Die größeren Koften und etwaigen 
Schwierigkeiten bei der Ankunft machen fich ſehr bald bezahlt durch 
bie, Dienfte der rauen und Kinder, nach welchen ebenfalls lebhaf⸗ 
tes Geſuch fein wird. Und wenn dennoch, wie allerbingö zu er: 
warten ift, bie Zahl der Männer cine bebeitenb überwiegende 
werden follte, fo ift fpäter die Anmerbung größerer Mengen von 
Weibern ſehr erſprießlich, zu gleicher Zeit auch für dieſe ſelbſt 
nützlich, da ihnen eine ſchnellere und befjere Verforgung in Aus 
ficht fteht, al3 fie in ihrer Heimat gehabt hätten. Bon ſelbſt ver: 
fteht fich, daß dabei mit Umficht verfahren werden muß und nicht 
etwa liederliche Dirnen angeworben werben bürfen, welche nidt 
arbeiten, wohl aber Sittenverberbniß verbreiten würden. Auch 
muß für den Schuß folcher weiblichen Einwanderer auf ber Reife 
und bei der Ankunft gejorgt fein %. — inc fehwierige Frage ift 
endlich, wie die veriprochenen Landftellen zweckmäßig zugetheilt wer: 


3) So ift 3. 8. itzt die Einwanderung von Gouvernanten in Auftralien 
ein großes Bedürfniß und auch volftändig organiſirt. S. Revue des deux 
mondes, 1864, 15, Dct., ©. 970. 

4) Sehr merkwürdig find in biefer Beiehung bie Erfahrungen und Bemü⸗ 
hungen ber englifhen Kolonieen in Auftralin. Das Bedürfniß an Frauen war 
bald fehr groß. Die Zufendung weiblicher Strafgefangener fchlug vollkommen 
fehl; dagegen hatte die Begünftigung und Beſchützung freiwilliger Auswanderungen 
von Mädchen bie beften Folgen. &. Revue des deux mondes, a. a. D., 
©. Hg \ 
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ben. Eine nach der Ankunft alabald erfolgenbe Uebergabe erfcheint 
in der Regel nicht al rathſam. Der ärmere Feldarbeiter bringt 
fein Kapital mit zu einer Benüßung; der Handwerker ift theils in 
bemjelben Falle, theild hat er weder Zeit noch vielleicht auch Kenntniſſe 
zur Lanbwirthichaft: beide werden aljo wo möglich daß ihnen zugetheilte 
Land alsbald wieber an Speculanten zu verlaufen fuchen und ben 
geringen Erlös wahrjcheinlich verjcehwenden. Damit ift denn aber 
ber Zweck einer allmählihen Anſäſſigmachung felbftarbeitenber 
Landwirthe, und wohl auch größtentheild ber einer Aufmunterung 
zur Einwanberumg verfehlt, und es kommt überbieß beftgelegenes 
Land in die Hände Solcher, welche es nicht felbft benützen, ſondern 
e3 auf ben Später eintretenden höheren Werth Tpeculirenb wüſt lies 
gen laſſen. Wollte man aber etwa biefen Webelftänden dadurch 
entgegentreten, daß man bie Lanbftellen der Einwanderer mit einer 
Augrüftung von Gebäuden, Vieh u. |. w. verjähe, jo würde dieß 
theil3 einen fehr großen Aufwand erfordern und alfo zum Windes 
ften die Zahl der Anzumwerbenden fehr verminbern, theils ift erfahe 
rungdgemäß zu fürchten, daß die mit einem Male und zuerft in 
ihrem Leben ohne eigene Anftrengung in ben Befiß einer einge 
richteten Landftelle Gelommenen das Geſchenk nicht zu gebrauchen 
wiffen, es in kurzer Zeit zu Grunde richten und wieber ver 
faufen werben, wo dann ebenfalls Zweck und Aufwand verloren 
wären *). Es fcheint alſo immerhin das Gerathenſte zu fein, das 
dem Einwanderer zugefagte Grundſtück ihm nicht alsbald bei ber 
Ankunft, ſondern erft nach einer kurzen Reihe von Jahren (etwa 
4—5) zu übergeben. (Für Den, welcher mit einem Heinen Kapi⸗ 
tale ankommt und bisher ſchon Landwirthichaft getrieben hat, 
mag etwa eine Ausnahme gemacht werben.) In biefer Zeit Tann 
er ba Land und die Eigenthümlichleiten der bier zu führenden 
Wirthſchaft Tennen lernen, von dem hohen Lohne ein Einridh- 
tungs⸗ und Betriebälapital zurüdlegen, — was ben großen Neben- 
nußen einer fparjamen und nüchternen Lebensweiſe mit fich führt, 


5) Bgl. Bredetzky, Hif.sflatif. Beitrag zum. beutfehen Nolonialweſen in 
Europa. Brünn, 1812, 
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— er ift enblich perjänlich bekannter geworden und findet leichter 
den ihm noch nöthigen Kredit. 

Eine zweite Gattung wünſchenswerther Einwanderer find höher 
ftehende, gebilvete und mit Kapital verjehene Männer. Solche find 
im Stande, Landwirthfchaft und Viehzucht im Größeren zu betrei- 
ben, oder etwa, was freilich feltener an der Stelle jein wird, Ge 
werbeunternehmungen einzurichten. Auch am ſolchen Zuziehenden 
wird es nicht fehlen, wenn ein vernünftiges Verfahren ftattfindet, 
benn e3 fann in einem neu bevölferten Lande mit einem Tleineren 
Rapitale, welches in der Heimath Feine wũnſchenswerthe Stellung, 
am wenigjten größeren Grunbbefig verjchaffen würbe, ber Grund 
au einer großen Eriftenz, namentlich auch für die Nachkommen, ge 
Iegt werden. Die Herbeiziehung von Einwanderern biefer Art ift 
in fo ferne erleichtert, als bei ihnen von Reiſekoſten u. |. w. nicht 
bie Rede ift; dagegen ift nach vielen großen und jchlimmen Erfah 
rungen 9 ein richtiged® Verfahren in Betreff der Abtretung von 
-Grund und Boden eben jo nothwenbig ala ſchwer aufzufinden. 
Eine unentgeltliche Weberlafjung, ber Ausbehnung nach etwa im 
Verhältnifje des mitgebrachten und nachgewiejenen Kapitales, hat ſich 
als durchaus ſchädlich erwieſen. Im beiten Falle wirb zu einer 
jehr ertenfiven Wirthſchaft, namentlich zu einer Viehzucht mit 
-MWeibegang, Veranlaſſung gegeben, alſo zu einer geringen Benütung 
ber Naturkräfte bed Landes und überdieß zu einer weiten Ausein⸗ 
anderrüdung der Bevölkerung, wodurch bie Nachtheile einer Zer⸗ 
fireuung der Bewohner verewigt werben. Häufig erfolgt aber nicht 
einmal, oder nur in fehr geringem Umfange, eine folhe Benützung 
bed Geſchenkes, fondern es wird das erworbene Land ganz unbenützt 
Viegen gelaffen, um von felbft mit der Zeit- bei fleigender Bevöoͤlke⸗ 
rung und Blüthe des Landes einen immer höheren Werth zu er: 


6) So früher in Nordamerika in Betreff der Föniglichen Verleihungen, fpäter 
mit den Auffäufen von Gongreßlanb im Weften durch Speculanten; fo in Algier 
mit den Abtretungen großer Strihe an Gefellfhaften; fo namentlich in Auſtra⸗ 
lien, wo bie anfänglichen Weberlaffungen an Viehzüchter die weite Augeinander: 
baltung der Bevölkerung und die vorzeitige Beſetzung weit entfernter Bezirke zur 
Folge gehabt und gänzliche Veränderungen ber Abtretungsbedingungen nothwendig 
gemacht haben. 
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halten. Die gegen ein ſolches Verfahren etwa verſuchten Mittel, 
3. D. die Verpflichtung zum Anbau, zur Einführung einer Anzahl 
von Einwanberern auf eigene Koften, u. dgl., koͤnnen Leicht umgan- . 
gen werben, und find thatfächlich in der Regel umgangen worben. 
Ein Verkauf der abzutretenben Ländereien ift daher durchaus nath- 
wendig; natürlich zu jo wohlfeilen Preiſen, daß nicht die ganze in 
Frage ftehende Art von Einwanderung durch dad Bebürfnik eines 
allzu großen Kapitaled verhindert wird. Unter beit verichiebenen 
möglichen Verkaufsarten jcheint aber eine allmähliche Verſteigerung 
bed umbebauten Landes, jo wie fich Liebhaber melden und wenn 
bie ndthigen Vermeſſungen vorgenommen find, dag Beſſere zu fein; 
namentlich wenn immer nur Strecken von mäßiger Größe verkauft 
und nicht weit entfernt liegende Striche zum Verkaufe geftellt wer- 
ben, eher die näher liegenden wenigſtens Ieiblich bebaut und an ben 
Mann gebracht find. Auch hier ift allerdings noch ein Anlauf 
blos auf Speculation zum Hineinwachfen in höheren Werth mög: 
lich; allein doch in weit beichränfterem Maaße, weil die ausgelegte 
Eumme von ben Wenigften ohne alsbaldiges Erträgniß und mit 
dem Verlufte von Zinfen und Zinfezzinjen darangegeben werben 
fan. Im Mebrigen verjteht fich allerdingd von jelbit, daß bie Be- 
nüung des in Privateigenthum übergegangenen Bodens unbebingt 
freigegeben fein muß, indem jtantliche Beichränkungen weit eher im 
Sanzen Schaden als Nuben bringen und ben Grund zu einer 
falfchen Richtung ber Gefebgebung legen. 

Diefe Mittel zu einer Beförderung der Einwanderung erfor: 
bern allerdings beträchtliche Summen unb eine fehr verftändige, 
Fräftige und nachhaltige Verwaltung. In erfter Beziehung iſt je: 
boch zu bemerken, daß in dem Verlaufe des unbebauten Landes 
die Quelle gegeben ift, aus welcher „reichlich und felbft in fteigendem 
Maaße gefchöpft werden Kann. Mit allmählicher Erreichung bes 
Zieled wird ſich allerdings dieſe Einnahme erfchöpfen, dann ift fie 
aber auch nicht mehr nothwendig. Im erften Anfınge mag ein 
Anlehen die erforderlichen Summen verfchaffen, bis die in Gang 
gebrachte Einwanderung unmittelbar das Nothwendige. liefert und 
die Zurücdzahlung geſtattet. Was die Verwaltung betrifft, jo laͤßt 
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fich im Allgemeinen mur fo viel fagen, daß die Hauptfache von bem 
an Ort und Stelle Befindlichen nach ihrer Kenntniß ber Verhält⸗ 
niffe muß bejorgt werben dürfen, und daß eine Einmilchung von 
ben oberjten, vielleicht ſehr weit entfernten Behörden auf die all- 
gemeinfte Oberauffiht und auf die Beſeitigung etwaiger örtlicher 
Parteieinflüffe befchräntt fein muß. Eine Juziehung von Vertretern 
ber Einwohner forgt für Kenntnig der Wünſche und Bebürfniffe 
und für Befeitigung grober Mißbräuche ). 

2) Wefentlich verfchieden ift zu verfahren, wenn im einem 
ſchon altbevädlkerten und im Allgemeinen nicht in fchlechten 
Zuftänden befindlichen Lande die Volkszahl nicht die Höhe erreicht, 
welche fie nach den natürlichen Hülfdquellen erreichen könnte, alio 
folte. Ein folder Zuftand ſetzt voraus, daß ein. oder mehrere 
mächtige Hinderniffe der regelmäßigen Entwidelung ber Bevölkerung 
entgegenjtehen; jelbjtwerjtändlich müffen alfo diefe Hinderniffe weg: 
geräumt werben, wenn ber Wunjch nach einer bichteren Bevölkerung 
erreicht werden fol. Da nun möglicherweife ſolche Hemmniſſe 
ganz verfchiebene fein und fie allen Beziehungen des ftantlichen und 
geſellſchaftlichen Lebens angehören fünnen, fo ift auch eine vollitäns 
bige Aufzählung der anzuwendenden Mittel nicht wohl möglid, 
fondern es laſſen fi) nur einige allgemeine Grundſätze aufjtellen. 

a) Bei weiten in den meiften Fällen werben es fehlerhafte 
wirthſchaftliche Zuftände fein, welche bie Bevölferung unter 
ihrem naturgemäßen Stande zurüdhalten. Sie äußern aber ihren 
verberblichen Einfluß jowohl hemmend als zeritörend, indem ein 
ſchlechter Zuftand des ganzen Volksvermögens oder einzelner Theile 
beffelben die Gelegenheit zu lohnender und eine Familie näbrenber 
Arbeit vermindert, zu gleicher Zeit aber wohl auch unmittelbar Ar: 
muth in ausgebehnterem oder Kleinerem Kreife erzeugt, fomit burd 
“ Elend die vorhandene Bevölkerung verzehndet. Alles alfo, was 


7) Die neuere Politik Englands in Betreff feiner Kolonieen, welchen fo 
bald ala möglich Selbftverwaltung und Volfsvertretung eingeräumt wird, fo daß 
fi das Mutterland nur eine felten fühlbare oberfte Gewalt beibebält, ift nament: 
lich aud in Betrefi ber Einwanberungs-Verhältniffe muftergültig und von ben 


beften Erfolgen begleitet 
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dazu dient den Volksreichthum zu heben, trägt in ber Regel aud 
unmittelbar zur Steigerung der Bevölkerung bei ). Die Forde— 
rung, daß die wirthichaftlichen Hinderniffe der Bevölkerung weg: 
geräumt werben follen, ift jomit Feine andere, als bie, daß die Staats⸗ 
gewalt Hinfichtlich der Förderung des Vermögens ber Staatsbürger 
ihre Schuldigkeit thue. Welcher Gegenftand nun aber vor anderen 
gewählt werben muß, darüber giebt die Kenntniß ber Verhältnifie 
im einzelnen Falle Aufihluß; über die nach gewonnener Einficht 
von dem Grunde des Uebels anzuwendenden Mittel, welche dann 
zu wählen find, fiehe ſodann unten das ganze britte Buch. Doch 
find nachſtehende Säte, als bier beſonders einfchlagenb, hervorzuheben. 
— Einmal ift ungweifelhaft, daß eine Förderung der Rohſtoff⸗ 
erzeugung —— nachhaltiger befördern, jeden Falles die⸗ 
felbe in eine befjere Lage- bringen wird, ald eine Steigerung ber 


8) Wenn der Satz aufgeftellt wird, daß größerer Wohlftand „in ber Negel“ 
Bollsvermehrung zur Folge babe, fo möchte dieß vielleicht in zwei verfchiebenen 
Seiten Angriffen ausgefegt fein. — Einmal kann etwa behauptet werben, daß 
diefe Wirkung eine notwendige und fomit nicht blos in ber Regel, fondern immer 
eintretende fei. Allein es muß immerhin ber Möglichkeit Rechnung getragen werben, 
baß ein Volk feinen vermehrten Wohlſtand zur Steigerung feiner geiftigen und phy⸗ 
fiſchen ®enüffe, und nicht zur Gründung neuer Zamilien anwendet. Zwar wird 
diefe Folge ber Reichthumsſteigerung im Großen nur wenig ausmachen, weil bie 
Mehrzahl ˖ ber Menſchen ein gewiſſes Maaß von Behaglichkeit zu Überfchreiten 
nicht verlangt, fonbern dad weiter Erworbene zur Vermehrung ihres Gewerbes 
anwendet, was dann Vermehrung der lohnenden Arbeit, alfo der Bevölkerung, 
zur Folge hat; ganz ohne Bebeutung iſt jedoch die Verwendung zu blofem Ge⸗ 
nufie keineswegs; und weiter bat auch nicht angebeutet werben wollen. gl. 
Quetelet, Sur l’homme, Bd. I, ©. 284. — Sobanı aber Tann vielleicht 
auf bie, oben bereit3 eingeräumte, Thatfache hingewieſen werben, baß hoffnungs⸗ 
loſe Armuth rückſichtslos in Betreff der Eingehung von Ehen mache, und baraus 
bann ber Schluß gezogen werben wollen, baß eine allgemeine Steigerung bes Volks⸗ 
vermögens eher auf eine Verminderung ber Erzeugungen hinwirke. Hiergegen iſt 
denn aber einzuwenden, daß zwar unzweifelhaft Menſchen von höherer Bildung 
uub gewohnter Behäbigkeit vorfichtiger zu fein pflegen in Betreff der Grünbung 
einer Familie, als bieß bei Proletariern der Fall iſt; bag dagegen eine verbefierte 
Landwirihſchaft oder ein ausgebehntered Gewerbe fichere und nachhaltige Aus⸗ 
fihten auf Ernähremg von Frau und Kindern gewährt, fomit im Großen und 
Ganzen zur Steigerung ber Volkszahl boch mehr beiträgt, als bie vereinzelten 
Fälle gemwiflenlofen Leichtfinnes von Armen. Auch barf nicht Überjehen werben, 
daß die Sterblichfeit bei Wohlhabenben weit geringer ift als bei ganz Dürftigen. 
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Fabrikation oder de Handels. Theils nämlich bleiben die auf bie 
Landwirthſchaft verwendeten Kapitalien derſelben zum größten Theile 
für immer, und tragen fo zur Ernährung auch fpäterer Gefchlechter 
bei, während fie aus den Gewerben wieder ganz herausgezogen 
werden oder in benjelben verloren gehen können, wo dann für bie 
bereit3 erzeugten Menſchen kein Unterhaltmittel mehr vorhanden 
iſt. Theils Schaffen zwar Induſtrie und Handel allerdings aud) 
Reihthümer, und ſomit Bevoͤlkerung; fie find fogar weit fchneller 
zu einem beträchtlichen Erfolge zu fteigern, als die Landwirthſchaft; 
allein ihr Ergebniß ift auch weit ungleicher in den einzelnen Jah- 
ren. Bald iſt Meberfluß, bald wieder Mangel in ihrem Gefolge, 
und wenn dieſes Schwanfen auch Hinfichtlich der Vermehrung bes 
Vollövermögend nach einer Reihe von Jahren ſich außgleicht: fo 
ift folches doch keineswegs bei der Bevölkerung der Fall. Die 
größere Unficherheit muntert weniger zu Ehen auf, und das von 
Zeit zu Zeit eintretende Elend vermindert die Zahl der Geborenen 
wieder 9). — Sodann muß auf die auch für das wirthichaftliche 
Gedeihen jo fehr wichtigen Folgen der Nechtzficherheit aufmerkſam 
gemacht werden. Nicht nur nämlich kann, nach den traurigen Er: 
fahrungen halber Welttheile, eigentlicher Deſpotismus bie fchöniten 
Länder entwölfern, indem er durch Vernichtung der Sicherheit bed 
Leben? und des Eigenthumes Fleiß und Induſtrie unmöglich macht, 
ſomit theild neue Menjchen nicht entjtehen läßt, theilg die vorhan- 
denen im Elende zu Grunde richtet; fondern es wirft fchon ein 
weit geringerer Grab von NRechtöunficherheit, jo wie er auch in 
ziemlich gefittigten Staaten vorkommen kann, jehr verberblid. 
Schlechte und theure Rechtöpflege, mit den in ihrem Gefolge be 
findlichen Verluften, Verzögerungen und Verbrieplichkeiten, machen 
nämlich Teichtlich gewerbliche Unternehmen unmöglich oder unſicher; 


9) Wenn Sulzer, Ideen über Völferglüd. Züri, 1828, ©. 182 fg. 
ganz richtig ausführt, daß ein inbuftrielleg Gewerbe bei weitem mehr Arbeit for: 
dert und fomit Menfchen hervorruft, al eine Landwirtbichaft von bemfelben 
Kapitale und Reinertrage: fo ift auf ber andern Seite auch nicht zweifelhaft, baß 
eine folche Bevölkerung weit mehr Schwanfungen und der Gefahr fchnellen 
unb großen Elendes ausgeſetzt iſt. 
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unzweckmaͤßige Gejebgebung oder nachläffige Verwaltung binfichtlich 
des Pfandweſens, des Mechfelrechtes, der Handelögefchäfte hebt ben 
Kredit auf, damit aber die Möglichkeit einer Unzahl von Geichäften, 
aljo von Verdienſt. Ohne Rechtsſchutz ift ein günftiger Vermögens: 
fand, fomit aljo auch eine ftarfe Bevölkerung undenkbar 1%). — 
Endlich ift einleuchtend, daß der Staat die Wirkungen feiner Ver⸗ 
befierungen der wirthichaftlichen Zuftände, jo wie überhaupt fo ins⸗ 
befondere für die Bevölferungs-Förberung, ſelbſt wieder vernichtet, 
wenn er gleichlaufend mit denſelben feine finanziellen Forderungen 
an das Volk fteigert. Ein reiches Voll kann freilich mehr zahlen 
ala ein armes; es mag auch fein, daß mit dem reichlichern Ein- 
fommen manches allgemein Nüsliche gefchaffen wird: dennoch bleibt 
ed wahr, daß hohe Abgaben einer Seits die Anfammlung von Kapi- 
tal, aljo eines nothwenbigen Factor? ber Wertherzeugung, vermin= 
dern, anderer Seit? bie Erzeugniſſe vertheuern, weil der Pro⸗ 
bucent wenigftend einen Theil der Steuer auf die Waare jchlagen 
muß. Durch Beides wird aber die Begründung und Betreibung 
Iohnender Arbeiten, fomit die ihnen entjprechende Höhe der Bevoͤl⸗ 
ferung, beeinträchtigt. 

b) Möglich ift aber auch, daß Tegislative Hinderniffe bie 
natürliche Vermehrung einer Bevöllerung zurüdbalten. Solcher 
Hemmnifje pflegen aber hauptjächlich zwei zu fein. 

a) Die Ehelofigfeit ver Geiftlichen und Mönche mehrerer 
großer Kirchen 1%. Dieſe Einrichtung ſchadet der Vollszahl um 

10) Bergl. Bülau, Der Staat und bie Induſtrie, ©. 4 fg. — Ali- 
son, Princ. of population, ®b. I, ©. 280 fg., ftellt den Sat auf, daß 
zwar eine ganz ſchlechte Negierung zur Entoölferung führe, eine mäßig ſchlechte 
aber im Gegentheil eine Uebervölkerung veranlaffe, indem fie dem Volke erträg- 
liche Erwerbsmöglichkeit getwähre, dagegen dennoch bei der arbeitenden Klaſſe die 
Hoffnung zu einem recht‘ gebeihlihen Emportommen nit Platz greifen laſſe, 
fomit auch Feine Muge Vorfiht. Dieß ift nun zwar Icharffinnig, allein nur fehr 
theilweiſe richtig. Bei einer Regierung biefer Art fann das Gedeihen aller Erz 
werbäarten nur fpärlich, fomit auch die Menſchenzahl nur mittelmäßig fein. Das 
Beifpiel von Irland kann gegenüber von fo vielen entgegengeleten Fällen nicht 
zum fchlagenben Belege dienen, ſondern es beweist nur, daß dort auß ganz eigen= 
tbümlichen Gründen Hoffnungslofe Armuth in ungewöhnlich großer Ausdehnung 
beſteht. 

11) Wenn unter ben durch geſetzliche Gebote auferlegten Arten von Che: 
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jo mehr, als fie nicht bloß eine große Anzahl von Individuen 
trifft ?9), ſondern überdieß in der Mehrzahl folche, deren Einkünfte 
die Gründung einer Familie wohl geftatten würden. Leichter tft es 
jedoch, die Quelle des Uebels anzugeben, ald ein auzführbares und 
wirkſames Gegenmitte. Zwar dürfte es keinem gegründeten Zwei⸗ 
fel unterliegen, daß der Staat das Recht hat, das von keiner Re 
ligion als nothwendig gebotene ehelofe Zufammenleben ala 
eine für Wohlitand,, Sitten und Aufklärung ſchädliche Einrichtung 
zu unterjagen, die beftehenden Anftalten aber durch das Berbot der 
Annahme neuer Mitglieder aufzuheben; und ohne Zweifel ift da⸗ 
mit ſchon Vieles gewonnen: allein in die Dogmen ber Kirchen über 
die Ehelofigkeit der Priefter darf er nicht unmittelbar eingreifen. 
Er hat nur das Recht Vorftellungen zu machen und zu freiwilli⸗ 
ger Aufgebung der Satung zu bewegen zu ſuchen. Erreicht er 
feinen Zwed nicht, (mie dieß ohne allen Zweifel ber Fall fein wird), 
jo kann er nur durch Geftattung einer anftändigen öffentlichen Be⸗ 
Iprechung des Gegenftandes ein helles Licht auf ihn fallen laſſen 


Iofigfeit auch bie des Militärd genannt zu werben pflegt, fo ift dieß doch eigent: 
li bei der in gefittigten Staaten it Überall eingeführten allgemeinen Wehrpflicht 
kaum richtig. Allerdings wird ein großer Theil der männlichen Jugend, wo nicht 
diefelbe in ihrer Geſammtheit, auf mehrere Jahre zum Waffenbienfte eingezogen 
und kann während diefer Zeit nicht in die Ehe treten; allein dieß gefchieht doc 
zu einer Lebenszeit, in welcher die Allerwenigften ſchon geheirathet hätten. Wenn 
alfo die Dienftzeit nicht allzulang ift, fo entfteht aus dem Vorhandenfein und ber 
Größe der flehenden Heere kein nennenswerther unmittelbarer Eingriff in den 
Gang ber Bevölkerung. — Tamit fol natürlid dem Unfuge ber ungeheure 
ſtehenden Heere das Wort nicht geredet und will keineswegs in Abrede gezogen 
werben, baß bie unerſchwinglichen Koften berfelben der hauptfächlichfte Krebß⸗ 
ſchaden der gegenwärtigen ftaatlihen Verhältniſſe find; ferner, daß bie verlorene 
Arbeit fo vieler junger Männer höchſt empfindlich für bad Vollsvermägen if: 
allein es läßt fich thatfächlich und Logifch nicht rechtfertigen, auch bie Bevölkerungs⸗ 
lehre zur Bekämpfung des Uebel beizuziehen. 

12) Wie bedeutend die Einwirkung der Ehelofigkeit ber Tatholiichen Geil: 
lichfeit auf die Bevölkerung ift, ergibt fich ſchon aus nachſtehenden Verhältniß⸗ 
zahlen. In Portugal ift oder war das Verhältniß der Geiftlichkeit zur ganzen 
Vollsmenge wie 1: 117; in Spanien wie 1:77; in Neapel wie 1:97; m 
Rom wie 1:10. ©. Cervua, Altre idee sulla popolatione. Firenze, 1783, 
6.26, und Malchus, Statiſtik, S. 241, Note 1. — Einen ziemlich unglüd- 
lichen Verſuch zur Vertheibigung ber Klöfter maht Oberndorfer, Wirk 
ſqoaftspolizei, ©. 159 fg. 
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daburch der Öffentlichen Meinung Gelegenheit zur Ausbildung 
Kraft geben. _ 

P) Erſchwerung der Anſäßigmachung. Hier liegt 
ausreichende Hülfe ganz in der Hand ded Staates; er braucht 
das Ichlechte Geſetz zu ändern und Freiheit herzuftellen. Die 
igniß fich überall im Staate, wo nach den fachlichen und per- 
ichen Verhältniſſen einem Seven bie befte Gelegenheit zu Arbeit 
Erwerb zu fein ſcheint, nieverzulaffen und alſo au, wenn 
noch nicht der Fall ift, eine Familie zu gründen, ift eines ber 
Jamjten Mittel zur Steigerung und Nüglichmachung einer jeden 
yandenen Kraft und namentlich die nothwendige Ergänzung der 
yerbefreiheit; fie ift aber auch für die Vermehrung der Bevoͤlke⸗ 
3 fehr bedeutſam, weil fie Anfängern geftattet, den Ort aufzu- 
en, wo fie fich jeldftjtänbig erhalten und heirathen Binnen. Alle 
t unbedingt nothwendigen Beichränkungen biejes freien Rieder: 
ingsrechtes, beſtehen fie nun in verhältnigmäßig großen Ber: 
ensnachweiſen, oder in übertrieben ftrengen Leumundszeugniſſen, 
gar, was dad Schlimmfte ift, in reiner Willführ der zur Auf: 
ne oder Verweigerung befuzten Ortöbehörben, find baher ver⸗ 
Hich; doppelt da, wo eine Steigerung der Volkszahl wünjchen?- 
h iſt. Damit ift denn natürlich nicht geläugnet, daß ein 
wöärtiger diejelben Bedingungen zu erfüllen haben joll bei 
mdung eined Hausſtandes, welche überhaupt zur Gründung 
e Familie auch dem im Orte Einheimiſchen geſetzlich vor 
jwieben find; ferner nicht, daß Vorkehrungen über bie Unter: 
ungspflicht im Falle einer Verarmung getroffen werben müflen; 
ih nicht, daß in Beziehung auf bie Theilnahme an gemeinde- 
zerlichen oder ftaatSbürgerlichen Rechten eine gewiffe Angewöh- 
g an den Aufenthaltsort und ein Belanntfein in bemfelben 
mgt werden mag, — lauter Fragen, welche anderwärts zu 
rechen find: — fondern es wird nur gefordert, daß weder 
de noch Sinnlofes vorgejchrieben jei, noch der Laune, Trägbeit, . 
fichtiger Eiferfucht oder Unduldſamkeit Spielraum geftattet jet. 

c) Endlich Können vielleicht, wen ſchon ohne Zweifel nur in 
derem Grabe, üble Gewohnheiten des Volkes einer. gejun- 
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ben Bolfsvermehrung ſchaden. Daß ſolche, welche ohnedem auch 
noch andere ſchlimme Folgen haben werben, zu befämpfen find, Tann 
einem Zweifel nicht unterliegen; eine andere Frage ift freilich, ob 
man durch ftaatliche Maaßregeln jchnell und unmittelbar zum Ziele 
zu kommen vermag. 

a) Dieß iſt ohne Zweifel da ber Tall, wo bie Schliekung 
allzufrühber Ehen bei cinem Theile der Bevoͤllerung Sitte ift. 
Solche Ehen haben, außer manchfachen wirihſchaftlichen und ſitt⸗ 
lichen Uebelſtänden, ſchwache und frühe wieder hinwellende Kinder 
zur Folge, und ſind ſomit ſchon aus Gründen der Geſundheits⸗ 
polizei unzuläͤſſig. (S. unten $ 23.) Das Abhülfemittel beſteht 
natürlich einfach in einem gefetlichen Verbote der Eheeingehung vor 
einem beitimmten veiferen Alter, welches nach den phyfiologifchen 
Erfahrungsgefeben des betreffenden Landes zu beitimmen iſt 19). 

P) Bon undeftreitbarem mannichfachem Nachtheil auch für bie 
Bevölferungsverhältniffe find weitverbreitete geichlechtliche Aus⸗ 


fhweifungen. Diejelben zerjtdren durch Erichöpfung und burd 
Krankheiten manche Lebenskraft, können ganze Gejchlechter vergiften 
und zu Siechthum verurtbeilen, fie halten enblih von ber Ein 


13) Verkehrt iſt e8, in ein folches Verbot auch bie Ehen unter alten Ber: 
fonen, unter PBerfonen allzu ungleider Jahre, enblih mit Kranken 
einzubegreifen. — Lehtere Ehen find allerdings nicht zu bulben, namentlich wo 
es ſich von ſchweren anftedenden ober vererbbaren Krankheiten banbelt; dieſes 
geichieht aber aus Gründen der Gefunbheitspolizei und ift dort zu befpreden. 
Für die Bevölkerung Tommen fie, ſchon ihrer natürlichen Seltenheit wegen, nicht in 
Betracht. — Chen unter zwei zur Kinbererzeugung nicht mehr fähigen Perſonen 
zu verhindern, ift gar Fein vernünftiger Grund vorhanden. Ob biefe alten Leute 
einzeln oder verbunden Teben, ift für die Bevölkerung gleichgültig, während ander: 
weitige nützliche und löbliche Zwede auch durch folde fpäte Verbindungen er 
reicht werden Finnen. — Ehen zwiſchen Perfonen fehr ungleichen Alters, bei 
welchen a!fo in ber Regel ber Mann bie Gränze ber Zeugungskraft bereits er 
reicht hat ober bald erreichen wird, find nicht wünſchenswerth, namentlich in fitt: 
licher Beziehung, und auch wenig veriprechend für die Bevölkerung; dennoch if 
ein allgemeines Verbot nicht zu rechtfertigen. Theils fteht die Zeit eines allge 
meinen Erlöſchens ber Manneskraft nicht ficher genug feft, um darauf Bin ein 
Geſetz zu gründen; teils Färnnen fehr gewichtige Gründe eine formelle Verbin: 
dung auch ohne Ausficht oder auch nur Abficht auf Nachkommenſchaft wünſchens⸗ 
werth machen; theils enblich find der Fälle doch zu wenige, um aus Rüdfichten 
auf die Volkszahl eine ſtaatliche Maaßregel zu veranlaflen. 
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gehung geſetzlicher Ehen ab. Daß folder Sittenverderbniß, welche 
möglicherweife auch bei einem im Allgemeinen nicht im Sinten be- 
griffenen Volke jtattfinden kann, mit allen erlaubten und wirkfamen 
Mitteln entgegengetreten werben muß, bebarf Teined Beweiſes; 
jchwieriger freilich ift es, eine volle Wirffamkeit zu erreichen. Wie 
viel aber immer die Sittenpolizei in biefer Beziehung zu bewerk⸗ 
fteligen vermag (ſ. unten, $ 91), das Gewonnene wird auch ber 
Bermehrung ber Vollazahl zu Gute kommen. 

y) Eine große Urfache der Verhinderung von Ehen, nament- 
lich in ben höheren Ständen, Tann eine zur Sitte geworbene foft- 
fpielige Lebensweiſe, aljo Lurus, fein. Die Mehrheit der jungen 
Männer kommt entweber gar nicht oder erft ſpät in den Beſitz 
eine? Einkommens, welches ihnen die Gründung eines jo theuren 
Hausftandes geftattet; fie find alfo, vieleicht fehr gegen ihren 
Willen, zu langer, vielleicht dauernder Eheloſigkeit verurtheilt; mit 
ihnen eben jo viele Mäpchen. (Unzweifelhaft iſt dieſer Zuſtand 
der Dinge eben in der gegenwärtigen Zeit in erſchreckendem Maaße 
vorhanden; fo vor Allen in England, dann aber auch in Frank⸗ 
reich, mehr und mehr in Deutichland.) Weitere Kolgen find dann 
Geldheirathen mit vielleicht üblen fittlichen Yolgen und wenig 
wünfchenswerthe Gewohnheiten der ehelos älter geworbenen Män- 
ner. Vorhanden fein aber kann ein folches koſtſpieliges Leben ſehr 
wohl auch in einem wirthichaftlich ſehr blühenden Lande, namente 
fich wenn große Neichthümer ſchnell von ganzen Klaſſen der Ges 
ſellſchaft erworben worden find und noch erworben werben. — 
Leider find die vom Staate genen folche verjchwenberifche Gewohn⸗ 
heiten anzumwendenden Mittel fehr unficher, beiten Falles langſam 
wirfend. Die, in früheren Zeiten wohl verfuchten, Luxusgeſetze find 
allgemein als theils nicht rechtlich begründbar, theils unwirkfam, 
theils jelbft in einzelnen Beziehungen pofitiv jchädlich aufgegeben 
worden; höchitens find noch einige, wenig wirffame, Luxusſteuern 
abrig geblieben. Verftändige Erziehung, namentlich auch des weib⸗ 
lichen Geſchlechtes, — wodurch vichtigere Begriffe von Schönem 
und Nützlichem, von Pflicht und Lebendaufgabe, höheren geiftigen 


Intereſſen verbreitet werden innen, — iſt allerdings erlaubt und 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 10 
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felbft geboten; -ber Staat Bat alfo, fo weit durch die öffentlichen 
Schulen darauf eingewirlt werben kann, Bebacht barauf zu nehmen: 
allein in der Hauptſache, nämlich auf bie Hämsliche Erziehung und 
Gewohnheit, kann er keinen Einfluß ausüben, und beften alles 
wirkt die Lehre der Schule (und der Kirche, wenn fie ihre Schul⸗ 
digkeit thut) nur theilmeife und laugſam. Die Beflerung kann nun 
aus dem Volke ſelbſt kommen, wenn jich bafjelbe wermünftigeren 
Zweden und Mitteln des Beben® zuwendet, und unzweifelhaft koͤn⸗ 
nen bier die am höchſten Stehenden und mit ben größten Weitteln 
Audgerüfteten durch eigenes gutes Veifpiel viel thun; allein erzwin- 
gen oder auch nur mittelbar durch ſtaatliche Maaßregeln erveichen 
läßt fich hier nichts. 

3) Unzweifelhaft ein fehr jchlimmer und faſt verzweifekter Fall 
ift e8, wenn eine Benölferung von einem höheren Stande allmählich 
zurüdfinkt, und zwar nicht etwa durch beſtimmte einzelne Unglüds- 
fälle, welche fich bald wieder ausgleichen, ſondern in Folge eine 
Verfalles des ganzen flaatlichen und geſellſchaftlichen Lebens. Hier 
it nämlich offenbar die Verminderung ber Volkszahl Tein beftimm- 
bed einzelnes Uebel, welches auf eine einzelne Urſache zurüd- 
geführt werben kann und mit deren Befeitigung ebenfalls ver- 
ſchwindet; ſondern es iſt nur ein Symptom (vielleicht neben vielen 
anderen) von einem allgemeinen Leiden, ein Zeichen bereits begon⸗ 
nener Aufloͤſung. Es leuchtet ein, daß in einem ſolchen Zuſtande 
eine vereinzelte Bemühung um Wiedervermehrung ber Bolkszahl 
kaum gelingen kann, ſondern daß nur eine neue Belebung beö gan⸗ 
zen Zuſtandes Hülfe zu gewähren vermag Selbſt wenn eine un⸗ 
mittelbar auf die Volkszahl ſchädlich einwirkende Urſache aufgefun- 
ben ift, befteht geringe Ausſicht auf eine Beſſerung. Sheila wird 
es bei der Regierung an ber nichigen Kraft und Cinficht fehlen, 
um dad Nothwenbige vorzufehren; denn wäre fie nicht ſchwach, 
verkehrt und verborben, jo wäre auch ein allgemeines Siechthum 
bed gangen gejellichaftlichen Körpers nicht eingetreten, oder wäre 
wonigftend jchon Längft in umfaſſender Weiſe eine Wieberbelebung 
verjucht. Theils aber iſt zu beforgen, daß wenn auch wirkfich gegen 
die eine Entvdllerungsurſache ein wirkſames Mittel follte ergriffen 
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werden, die üblen Wirkungen anderer ſchlechter Zuſtände ſich ba- 
neben in entgegengefeßter Weiſe fortmährend geltend machen. Wie 
beim Emporblühen eines Volkes die verſchiedenen Urfachen bes 
phyſiſchen, geiftigen und wirthfchaftlichen Gedeihens fich gegenfeitig 
tragen und heben, fo wirken auch bei dem Zurückgehen cine? Vol- 
kes die Quellen der Erſchopfung ober des Verderbens wechſelſeitig 
auf einander ein und laffen nicht® mehr recht gedeihen. Ein wirth: 
ſchaftlicher Verfall Hat auch den fittlichen und den phyſiſchen zur 
Folge, und umgekehrt; allgemeine ftaatliche Webelftände, in äußeren 
und inneren Beziehungen, wirken verberblich nach allen Seiten -zu- 
gleich. Entweder gelingt ed alſo Bad Ganze zu reiten und wieder 
emporzubringen, wo damı auch die einzelnen Beziehungen, jo bie 
Bevoͤllerungszahl, ſich wieder beffern; oder aber dad Verderben 
nimmt feinen unaufhaltfamen Fortgang bis zum gängzlichen Unter: 
gange. 
. Richt ſowohl alſo um ausreichende Mittel gegen bie allmähliche 
Bermiuberung ber Zahl eimes fintenden Volkes vorzuschlagen, und 
in der Hoffnung ſelches zu können, jondern vielmehr um wenigſtens 
einige der in ſolchem Falle zunächit wirkenden Urfachen zu bezeich- 
nen, und um zu zeigen, wie wenig bie gewöhnlich angemwenbeten 
Mittel dagegen ambreichen Finnen, find folgende Bemerkungen bei⸗ 
Vieſer Berfall eines Früher blühenden Landes Tann hauptfädh- 
lich ans mandherlei Urſachen entfliehen, deren bedeutendſte erfahrungs- 
gemäß wehl folgende find: — Rang fortbamernde unglückliche Kriege 
und, in Folge dexen, Einfälle roher und beuteſüchtiger Nachbarn 
können Berheerungen von Stadt und Land, Unterbrechungen von 
Aderbau und Gewerben, Wegfäleppung der Einwohner in Gefan- 
genichaft und Sclaverei herbeiführen und allmählich die Grundlagen 
bed ftaatlichen, wirthichaftlichen amd fittlichen Wohles zerftören. 
Beiſpiele biefer Art find bie Einfälle ber Barbaren in das römifche 
Reh, der Mongolen und Xartaren in aflatifche und europätiche 
Länder, dex Türken bei ihrem Borbringen gegen das öftliche Europa. 
— Dber mag eine barbarijch befpottfdge Regierung durch eigene 
ſͤrnloſe Verſchwendung, durch unvernänftiged Abgabenfuften, durch 
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ungehemmte Ausplünderung der Provinzen von Seiten ber Beam- 
ten, durch allmählich einreißende allgemeine Unficherheit das eigene 
Land und Volt immer mehr zu Grunde richten. So in Perfien, 
in der Türkei, fo vielfach im römifchen Reiche; fo in Amerika nad 
ben Eroberungen der Spanier in Mexiko und Peru. — Ferner 
kann Glaubensundulbfamfeit und pfäfftjch = bejchräntte Lebensauf⸗ 
faſſung die Geiftesfrifche. und Arbeitzluft eined Volkes abtöbdten, 
bafjelbe de Denken? und. bes Gefühles der Selbftverantionrtlichkeit 
entwöhnen, vielleicht felbft große Mengen nüßlicher Bürger aus 
dem Lande treiben, auf ſolche Weije aber einen tiefen Verfall ber: 
beiführen und unterhalten. Zeuge deſſen Spanien vom Enbe des 
1dten Jahrhundert? an, Portugal u. |. w. — Sodann mag eine 
bleibende Veränderung im Handel und in den Gewerben unretibar 
bie Quellen de bisherigen Wohlftandes zerftören und nur nod 
für eine weit Fleinere Volksmenge Ernährungsmöglichkeit übrig 
laſſen, während vielleicht bie bisherigen öffentlichen Laſten fort: 
dauern. Dieß ift der Fall gewefen nach Entbedung des Seeweges 
nah Oftindien. — Endlich kann durch eine faljche Richtung der 
Gefittigung eines Volkes, durch umfichgreifende Unfittlichkeit, durch 
fteigenden Luxus bei gleichbleibenden oder fich vermindernden Hülfs⸗ 


quellen dag Xeben eines Volkes innerlich ungefund werben und den 


Verfall von Eparjamkeit, Arbeit und Pflichttreue herbeiführen. 
Wahrſcheinlich wirkt in ſolchem Falle auch noch eine ber anderen 
eben erwähnten Urſachen mit, namentlich eine fchlechte Regierung, 
weil jonft die innere Auflöfung entweder gar nicht entftanden wäre 
oder rechtzeitig hätte gehenmt werden können. Dieß bat fich bege⸗ 
ben im römischen Kaiferreiche, in Frankreich vor der Revolution, in 
Preußen, wenngleih in minderem Maaße, vor 1806. 

Es wäre lächerlich von polizeilicher Hülfe überhaupt und ind: 
befondere in Betreff der Volkszahl reden zu wollen in Betreff der 
zuerjt angeführten Unglücksurſachen. Hier kann nur ein gänzlicher 
Umſchwung der Verhältniffe Hülfe fchaffen; in vielen Fällen wird 
aber ein ſolcher nicht eintreten, ſondern erft gänzliche Vernichtung 
bed Biöherigen Platz machen müßen für neue, vielleicht erft ſpat 
eintretende, Geſtaltungen. Nicht ſelten iſt fogar , wenn bie Ver⸗ 
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wüftungen zu tief und zu lange gewirkt umb fie ſelbſt die phyſiſchen 
Bedingungen der Fruchtbarkeit eined Landes zerftört haben, auf 
eine Wiederbelebung niemald mehr zu Hoffen. Es kann fich fomit 
bier nur davon handeln, ob bei einem lediglich inneren DVerfalle 
eines Volles geholfen, namentlih dem Sinken ber Bevölkerung 
Einhalt gethan werden kann. Uber auch bier ift die Hoffnung 
nicht groß. Erfahrungsgemäß tft das ficherfte Mittel, einer folchen 
falſchen Auffaffung des ganzen Lebenszweckes und der Lebensweiſe 
eine befjere Richtung zu geben, eine tief eingreifende ftantliche 
Erſchutterung, welche nöthigt alle Kräfte zufammenzufaffen und 
burch ben Kampf wieber ftählt; vorausgeſetzt freilich, daß fchlieklich 
der Sieg davongetragen wird. Auch hier ift ſelbſtredend von polt- 
zeilicher Hülfe nicht oder nur in fehr untergeorbnetem Maaße die 
Rebe; der Verlauf der Dinge ift ein gemaltjamer, die eintretende 
Befferung, in der Hauptſache wenigſtens, nicht unmittelbar beabfich- 
tigt, jonbern eine naturgemäße Folge der Noth und der Anſtren⸗ 
gung. Es bleibt fomit für ruhige innere Gefebgebung?: und Ver: 
waltungsmittel nur die Vorausſetzung übrig, daß dad Sinken 
rechtzeitig bemerkt und eine einfichtige und Träftige Regierung zur 
Abhülfe entſchloſſen iſt. Aber auch in dieſem günftigften alle find 
es hauptjächlich allgemeine den Staat und die Gejellichaft auf rich- 
tigere Grundlage ftellende Maaßregeln, von welchen eine entfchei- 
denbe Wirkung außgehen kann. So 3. B. eine Berufung der Na- 
tion zu ernfter Mitwirkung bei den öffentlichen Angelegenheiten im 
Sanzen und in kleineren Kreifen; die Brechung einer verborbenen, 
eigennübigen und unfähig gewordenen Artftofratie; die Zerſchla⸗ 
gung des Alleinbefites von Grund und Boden in wenigen Händen; 
ein von Oben nachhaltig gegebened Beifpiel von Sittenreinheit, 
Pflichtgefühl und Einfachheit de Lebens. Erſt daran fünnen ſich 
dann mit Wirkfamfeit einzelne Maaßregeln zur Gefundmachung ber 
wirthfchaftlichen Verhältniffe und zur Hebung der wahren Bildung 
und Sittlichfeit anfchließen; vereinzelt und im Widerfpruche mit 
bem ganzen Gange der Dinge find fie, auch wenn fie an fich ganz 
loͤblich ſein mögen, nur Verfuche ein Danaidenfaß zu füllen. 

Um fo mehr muß man fi denn aber vor der Ergreifung 
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folder Maaßregeln hüten, welche ſchon an und für fich entweder 
unwirffam oder gar pofitiv jchädlich und unerlaubt find. Sie jie 
hen ab von der Beachtung der eigentlichen Urſachen des Uebels, 
verurfachen mehr oder weniger Ausgaben ohne Nuten over be 
fchränfen ohne Grund und Recht die natürliche Freiheit. Zum Theile 
find fie geradezu kindiſch im-Verhältuiffe zur Größe und Schwierig: 
feit der Aufgabe. Und doch hat es an ſolchen keineswegs gefehlt. 

Als zu gleicher Zeit rechtäwidrig und unwirkſam ewfcheint ein 
dem Bürger aufzulegended Verbot ber Außwanderung und 
ein geſetzliche Zwang zur Verehelichung. — Durch erſtered 
würbe ber freie Bürger an bie Scholle gebunden; und dieß zwar 
unter Verhältniffen, in welchen die Erreihung vernünftiger Lebens ' 
ziele erichwert wo nicht ganz unmöglich gemacht if. Ein Zwang 
ſolcher Art wiberfpricht den erſten Grunbfägen eines Rechtsſtaattd 
— Geſetzliche Nöthigung zur Verehelihung aber greift in bie we 
fentlichften Rechte des Menjchen über feine Berfönlichkeit ein und 
wäre überbieß in der Ausführung entweber wiberfinnig oder im 
höchiten Grabe gewaltthätig. Davon nicht zu reden, daß die All⸗ 
gemeinheit des Geboted in vielen Fällen eine unerträgliche Ver⸗ 
letzung fittlicher und rechtlicher Gebote (z.B. gegen Aeltern, Gläu⸗ 
biger) oder eine Vernichtung nüßlicher und erlaubter Plane und 
Vorſichtsmaaßregeln zur Folge haben müßte, wie Geftattung von 
Ausnahmen aber natürlich die ganze Maaßregel vernichten würde 
Iſt aber eine Nöthigung an und für fich nicht zuläffig, fo Tann 
natürlich die Art des Zwanges ihr die fehlende Rechtmäßigkeit nicht 
verichaffen, und eine mittelbare Nöthigung, z. B. Ausfchliegung von 
Ehrenämtern, höhere Belaftung bei den öffentlichen Abgaben, Nach⸗ 
jegung der Unverchelichten gegen Verehelichte in Verleihung von 
Gewerberechten u. |. w., ift eben jo unentichulbbar, als eine uns 
mittelbare Strafe. Ueberdieß zeigt die bejtimmtefte Erfahrung, daß 
ſich nicht einmal ein Erfolg verjprechen läßt 1%). 


14) Welchen Erfolg hatte die Lex Julia et Papia Popaes, als bie Ein 
führung weiterer Sittenlofigfeit und Schlechtigkeit? Und an Strenge und Aus⸗ 
dauer ließ es gewiß dabei bie vömifche Gefeßgebung nicht fehlen. — Bel. über 
bas Ganze Roſcher, a. a. D., ©. 542 fg. 
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Nicht vom Stanbpunfte des Rechtes, wohl aber aus dem ber 
Jweckmaͤßigkeit iſt dagegen Verwahrung einzulegen wiber die Aus 
Rattung armer Heirathöluftiger und bie Interflühung 
on Familienvätern mil zahlreichen Kindern — Die erft 
zenaunte Maaßregel müßte, wenn file irgenb von Bebeutung fein 
ſoll, ins Große getrieben werben; dann aber macht fie dem Siaate 
nen fehr bedeutenden Aufwand, zu welchem es in ber Regel an 
ven Mitteln fehlen wird, und befien Beſchaffung auf Koften ber 
vohlhabendesen Klaſſen widerfinnig wäre, weil nun biefe in ihrem ' 
Bedeihen gehindert würden. Ueberdieß dürften durch folche Unter⸗ 
tützungen doch in der Regel nur Bettlerfamilien geftiftet werben, 
a die Hülfe faum von der Bedeutung fein könnte, um einen nadh- 
jaltigen Wohlftanb zu ſchaffen ?°). — Was aber die Unterftügung 
von Familtenvätern betrifft, welche eine große Anzahl von Kindern 
ſaben, fo ift zu unterjcheiben zwiſchen zwei verfchiebenen möglichen 
Syſtemen. Entweder nämlich wird eine folche Unterflüung un- 
rittelbar aus der Staatskaſſe geleiftet in ben ſeltneren Vorkomm⸗ 
iiſſen einer ganz ungewöhnlichen Kinderzahl (3.8. zehn bis zwölf); 
der es gefchieht durch ein auf dieſen Zweck eingerichtetes Armen- 
efe bei jeber irgend zahlveiheren Familie. Im erfteren alle 
ann die Maaßregel unmöglich große Wirkung Gaben, weil Niemand 
ei der Eingehung einer Ehe auf eine ſolche ungewöhnlich große 
einderzahl rechnet unb rechnen kann, jomit eine Prämie auch fein 
Bericht in die Waagichale wirft, wenn bie Gründung einer Fa⸗ 
silie won zweifelhafter Räthlichfeit erjcheint. Dagegen unterliegt es 
reilich Teinem Zweifel, daß eine Unterjtügung aller armen Fami⸗ 
lenväter burch ihre Gemeinden eine Vermehrung der Bevölkerung 


15) Aus biefem letzteren Grunde iſt denn auch bie namentlich in Stalien bei 
Alicden Gelegenheiten und ſelbſt als ſtehende Anftalt nicht felten vorkommenbe, 
usftettumg armer Mädchen eine Maaßregel von fehr zweifelhaften Nuten. Die - 
ebene Summe if gewöhnlich hoehſt gering, damit bie Zahl ber Ausgeßtatteten 
mehrt werden Tünne; in ber Regel verfallen daher auch bie auf folche Weiſe 
gründeten Zamilien balb genug ber Armenverpflegung. ©. bei Morichini, 
egli istituti di pubblica caritä in Roma, ed. 2, Bd. I, S. 212 fg. Beifpiele 
z Einriätung, bei Magenta, Ricerche su’ le pie fondazioni, ©. 164 fg. 
ne Kritik derfefben. ' 
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hervorbringen muß. Allein das frühere Beifpiel von England, 
welches ſolche Hülfe gewährte, zeigt auch die vielfeitigen Nachtheile 
dieſes Syſtemes von Prämien für unvorfichtige oder abfichtlich um⸗ 
Uluge Seirathen, die faft unerfchwingliche Laft, die Maffe von nut: 
loſen Müffiggängern, die fittliche Vernichtung der rechtlichen ärmeren 
Klafje, die Herunterdrüdung alles Arbeitslohnes u. ſ. w.; unb 
fein Staat wird wohl geneigt fein, dag Mittel zu wählen, welches 
England beinahe erbrüdte und von ihm wieder aufgehoben werben 
“mußte, follte nicht dag Mark des Landes aufgezehrt werben. Eine 
durch jolche Opfer und Gefahren erfaufte Bevöllerungd-Vermehrung 
iſt ficherlich nicht räthlich 9. 


3) Manfregeln gegen Uebervöllernng. 
8. 19. 
a) Borbeugungs-Anflalten. 

Etnatlihe Maaßnahmen, welche beabfichtigen, eine Bevölkerung 
zum Stillitande zu bringen ober fie gar auf ein geringeres Manf 
zurückzuführen, haben unzweifelhaft mit großen Schwierigkeiten zu 
Kämpfen. Nicht nur mögen fie ſchon an fih große Anftrengungen 
und -Opfer erfordern, fondern fie haben vor Allem mit einem ber 
ftärfften und verbreitetften menſchlichen Triebe zu kämpfen, welcher 
fie auf alle Weife zu umgehen ober nieberzuwerfen ſuchen wird. 
Dennoch dürfen fie, wo es nöthig ift, nicht unterlaffen werben, ba 
fle ein großes Uebel zu befämpfen beftimmt find. — Uebrigens 
verſteht es ſich von felbft, daß fie nur in altbevölferten und im 
Ganzen normalmäßigen Ländern zur Anwendung kommen Tönnen. 
Bei neu entſtandenen Bevölferungen mag zwar auch gelegentlich 
ein Mißverhältnig der Menfchen und der Lebensmittel eintreten, 
3. B. in Folge eines Mißwachſes oder einer unerwarteten zahl- 
‚ reichen Ginwanderung; allein bier ift doch nur eine vorübergehende 
Verlegenheit, und es wäre im höchſten Grabe verlehrt, auf eine 
Verminderung der Menſchen binzuarbeiten, anftatt fo ſchnell als 
möglich für eine außerorbentliche Herbeifchaffung von Lebendmitteln 


16) Weber biefen Punkt f. unten 88. 53, 62 und 67 bag Nähere. 


zu forgen, bis durch Mehrbenußung der im Meberfluffe vorhandenen 
inneren Hülfsquellen die Noth befeitigt if. Ebenfo find bei einem 
fintenden Volle Maaßregeln zu noch weiterer Verminderung ber 
Volkszahl nicht an der Stelle, auch nicht wenn wirflich die Ver⸗ 
nichtung der Lebensmittel noch jchneller oder in größerem Maaße 
eingetreten jein jollte, als die der Menſchen. Wenn in folchen 
traurigen Zuftänden der Staat überhaupt noch Kraft und Willen 
zur Belämpfung von Mebelftänden hat, fo werben dieſelben meit 
. bejler angewendet werden gegen bie Entvölferungsurfachen, als un- 
ter ſtillſchweigender Anerkennung derſelben zur Ergänzung ihrer 
Wirkungen. 

Iſt nun aber in einem dichtbevoͤlkerten und ſonſt in gebeih- 
lichem Zuftande befindlichen Lande eine Webervölferung zwar noch 
nicht vorhanden, droht fie aber nach beftimmten Anzeigen: fo ift 
es vor Allem Pflicht des Staates diejenigen Maaßregeln zu treffen, 
welche ihr Eintreten noch verhindern mögen. Gelbft Zwangs⸗ 
maaßregeln find, falls fie einerfeit? nothwendig und wirffam ans 
bererfeitö mit den Grundſätzen des Rechtsſtaates vereinbar find %), 


1) An Beifpielen ſowohl rechtlich unzuläffiger als offenbar verfebrter und 
maudführbarer Vorfchläge fehlt es allerdings nicht. — Zu ben erfieren gehört, 
daß Berhinberung ber Weberwölferung burch Kindermord bei den Staatsrechts⸗ 
lehrern bes Alterthumes ein gewöhnlicher Gedanke war; daß alfo felbfi Pla⸗ 
ton, De rep., lib. V., zu biefem Zwecke anrathet, nur bie vorzüglichften Bürger 


beider Gefchlechter heiratben, aber auch biefe nur zwiſchen 30-50, beziehungss 


weife 20—40 Jahre Kinder erzeugen zu laſſen, alle außer diefen Jahren erzeugten, 
fo wie alle Kinder ber übrigen Bürger aber fogleich nach ber Geburt zu töbten, 
bamit ber Staat nicht nur bloß mit Menfchen untabeliger Abſtammung bevölfert, 
fonbern namentlich auch damit er nicht Üübervölfert werde. Eben fo, daß Aris 
RRotele3 (Polit., VII, 16) feinen Anftand nimmt, zu verlangen, daß nur vom 
etlich und dreißigfien Jahre bei den Männern, bei ben Weiben vom 18. Sabre 
an, Ehen ftattfinden dürfen. Jeder Ehe erlaubt er eine beſtimmte Anzahl Kinder; 
alle übrigen, fo wie alle unehelichen, werben getöbtet! — Bon ber anderen Seite 
iſt es offenbare Verkehrtheit und Unausführbarkeit, wenn Loudon (Solution 
da problöme d. 1. population. Par., 1824) gefeßlich vorfchreiben will, daß 
jebeß Kinb von der Mutter drei Jahre lang gefäugt werbe, weil während des 
Stillens eine Schwangerfchaft felten eintrete, fo alfo weniger Kinder werben ge 
boren werben. In wie vielen Fällen wäre bieß phyſiſch und wirthſchaftlich 
möglih, und wie wollte bie Ausführung erzwingen werben? Ober wenn 
Weinhold feinen berüchtigten Infihulations- Plan vorlegt; (bei welchem es 
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bei der großen Wichtigfelt der Aufgabe an ber Stelle; und biek 
um fo mehr, als fie immer noch gelinderer Art find, als biefenigen, 
welche gegen eine wirklich eingetretene Uebervölferung ergriffen wer: 
den müßten. 

Es koͤnnen nun aber dreierlei Arten von Maaßregeln ange 
wendet werben; und wenn auch Feine derſelben für fich allein einen 
burchgreifenden Erfolg in Auzficht ſtellt, ſo mögen fte doch immer 
Hin neben einander und fich gegenfeittg unterftügend wirken. — 
Erſtens nämlich find, jelbfiverftändlich, alle Maaßregeln zu unter: 
laſſen, welche eine Fünftliche Steigerung der Bevölkerung veranlaffen 
konnten, vielleicht zu biefem Zwecke in früherer Zeit (gleichgültig 
ob mit Necht oder Unrecht) eingeführt wurden. Zweitens muß in 
ber ganzen Bevölkerung ber eigene Wille, ſich einer unvorſichtigen 
und fchädlichen Vermehrung der Bevölkerung zu enthalten, möglich 
verbreites unb befeftigt werben. Endlich find auch noch unmittelbare 
Abhaltungomittel gegen Solche vorzufchren, welche freiwillig ber 
Bernunft fein Gehör geben. 

2) Unter ven zur Fünftlichen Steigerung einer Bevölferung bie 
nenden Mitteln, deren Befeitigung vor Allem nothwendig ift, find 
natürlich diejenigen Maaßregeln nicht verftanden, welche die Frucht⸗ 
barkeit und Gewerbethätigleit, überhaupt die Blüthe eines Lande 
zu foͤrdern beitimmt find. Dieſe werben allerdings unter. Anderem 
auch eine vermehrte Bevoͤllerung zur Folge haben; allein es ift 
übrigend fehr ungerecht voiwse, neben bem unfinnigen Borſchlage nicht auch ger 
manches Wahre anerkennen zu wollen.) Man f. Weinhold, Bon ber Ueber⸗ 
völferung in Mittel⸗Europa und beren Folgen auf bie Staaten unb deren Civili⸗ 
fetion. Halle, 1827; Derf., Von der Aberwiegenden Reproduction bed Menfchens 
kapitals gegen das Beiriebskapital und die Arbeit, u. f. w. Lpz., 1828; Derf, 
Ueber daß menichliche Elend, welches durch den Mißbrauch ber Jeugung herber 
geführt wird. Lpz, 1828; Derf., Weber bie Population und die Induſtrie, ob. 
fr. Beweis u. ſ. w. Lpz., 1828. Enblih wenn Richerand, De la po 
pulation dans ses rapports avec les gouvernemens, Par., 1837, eine Ab⸗ 
wenbung ber Europa drohenden Uebervölferung nur von ber Sinführung ſtarker 
namentlich nichteonſtitutioneller Regierungen erwartet. Kann doch eine gewalt⸗ 
thätige Umterbrädung und willfürliche Reglumg natürlicher Zupänbe Gülfe nicht 
gewähren, fonbern aux eine einſichtsvolle Leitung und Begränzung berfeiben. 
Am ber Durhfüheung ſolcher Maaßregeln Icharf es aber Reiner unbeſchrünkten 
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bieß, wenn bie Bemühungen richtiger Art find, ebie gefunbe, d. 5. 
eben durch den Erfolg biefer Maaßregeln mit den weiter gewonne⸗ 
nen Nahrungsmitteln verforgte Bevolkerung und Feine mit ver Er⸗ 
nährungsfähigfeit de Landes im Mißverhältniß ftehende Uebervöl⸗ 
ferung. Hier handelt es fich vielmehr von ſolchen Maaßregeln, 
weiche eine Steigerung ber Volkszahl beabfichtigen, ohne daß auf 
eine gleichmäßige Vermehrung der Lebendnothiwenbigfeiten Bebacht 
genommen wäre. Solcher find aber namentlich zwei hervorzuheben. 
— Borerft eine Begünftigung der Einwanderung. Daß eine folche 
im unterpölferten. Ländern volllommen an ber Stelle und ein vor 
zugliches Mittel zur Erreihung des dann wünfchenswerthen Zus 
ſtandes tit, Bat bereitö (f. oben 131 fg.) Erörterung gefunden; eben 
deßholb aber wäre eine Yortfehung der Anlodung Fremder hoͤchſt 
Wöricht, werm bie Bebingungen eimer gebeihlichen Unterbringung 
Zugewanberter fehlen, es fich vielmehr davon handelt, bad Stei⸗ 
ven der Bollszahl zurückzuhalten. Dieß ift fo einlenchtend, daß 
felbft noch ein weiterer pofitiver Schritt, nämlich eine Erſchwe⸗ 
rung unveranlaßter Einwanderung, an der Stelle if. Das Recht 
hierzu unterliegt feinem Zweifel, indem der Staat bie unbeftrittene 
Befugniß hat, über die Zulafjung Auswärtiger in feine Gemeins 
ſchaft mc feinem Gutfinden zu entſcheiden und er ſich Fremde 
gegen feinen Willen und Nutzen nicht braucht aufbrängen zu lafſen. 
Damit ift natürlich nicht gefagt, daß ein unbebingted Verbot zu 
erlaffen fei; es wird fich vielmehr der Staat immer vorbehalten 
innen, folche Fremde in das Bürgerrecht aufzunehmen, deren Ka⸗ 
vital oder Inielligenz einen größeren Zuwachs zu ben Reichthums⸗ 
quellen des Landes veripricht, als fie nach ihrer Kopfzahl Lebens- 
bebürfniffe in Anfpruch nehmen werben. Es wird Sache einer hoͤ⸗ 
beren, die Geſammtheit ver Berhältniffe überblidienden Behörde fein, 
im einzelnen Falle hierüber zu entſcheiden. Deßhalb ift ed denn 
auch in ſolchen Verbältnifien nicht zweckmäßig, fich durch Freizügig⸗ 
tetöverträge mit fremden Staaten die Hänbe zu binden, es müßte 
denn zum minbeften eine Ausgleichung ber Ein- und ber Auswan⸗ 
dernng in ficherer Ausſicht fiehen. — Zweitens aber müſſen bei 
drohender Uebervdlkerung jene ohnedem unter allen Umftänben 
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zweifelhaften Mittel zur Tünftlichen Steigerung der Bevöllerung 
in Wegfall kommen, welche in pofitiven Unterftügungen von Ehen 
beitehen, die fonft nicht zu Stande gelommen wären, alſo 3. B. 
die Ausfteuern armer Mäbchen u. dgl. Eine Beſeitigung dieſer | 
Maafregeln ift um jo mehr an der Stelle, ala eine folche übel⸗ 
berechnete Wohlthätigkeit doch in der Negel nur Verbindungen ber | 
vorruft, welchen alle fittlichen und wirthichaftlichen Bedingungen 
eines Gedeihens fehlen. — Wie viel oder wie wenig durch die Un 
terlaffung dieſer, oder auch anderer, etwa bisher gehambhabter, 
Mittel zur Bejchleunigung der Volksvermehrung gewonnen werden 
wird, hängt natürlich von dem Umfange ab, in welchen fie bisher 
angewendet worben find; ganz ohne Erfolg ift es natürlich in kei⸗ 
nem all, und unbeachtet darf es nicht bleiben, ſchon zur Vermei⸗ 
bung eines Lächerlichen Wiberfpruches unter den Handlungen befiel- 
ben Staates. 

2) Bon bebeutenderem, weil poſitivem, Nuten wirb es jeden 
Falles aber fein, wenn und fo weit es gelingt, bei ver Bevölkerung 
ſelbſt eine freiwillige Enthaltung von unmwünfchenzwerthen Ehen 
zu erlangen. Daran ift natürlich nicht zu denken, daß bie Weber- 
zeugung von bem Vorhandenfein einer Weberwölferungdgefahr jemald 
eine jo gewaltige werben Fönnte, um die Eheluftigen überhaupt zur 
Entfagung ihrer Wünfche oder auch nur zu einer Hinausſchiebung 
berfelben zu bewegen, wenn ihnen nach ihren beſondern Verhält⸗ 
nifjen die Verbindung als möglich und vortheilhaft erfcheint. Ein 
ſolches Opfer für das allgemeine Beſte wird wohl kaum je 
gebracht werden. Wohl aber ift es möglich, eine Abneigung gegen 
unvorfichtige Ehen zu verbreiten und damit denn allerbing? nad 
mehr als Einer Seite hin Nennenswerthes zu erreihen. Der zu 
einer jolchen verftindigen Volksanſchauung führenden Mittel find 
ed aber zwei. — Bor Allem übt eine gute Volks-Erziehung aud) 
in diefem Punkte einen günftigen Einfluß. Nicht blos und nicht 
einmal hauptfächlich, weil fie eine richtige. Auffaffung von That- 
fachen und Schlüffen förbert; fondern mehr noch, weil in Folge 
befferer Erziehung ber Menfch eine größere Menge von finnlichen 
und geiftigen Bebürfniffen erhält und fih in Allem mehr fühlt. 
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dadurch aber wirb ber junge Mann abgehalten, burch eine allzu- 
rühe oder unvorfichtige Heirath fich auf eine niebere Stufe ber 
zeſellſchaft zu ftellen ). Ein Beftanbtheil dieſer richtigen Volks⸗ 
dung mag dann aber noch eine befondere und ausdrückliche Beleh- 
ung über die bei Begründung eined Haugftandes zu beobachtenden 
Sflichten fein, und einem Zweifel kann e nicht unterliegen, daß 
ie Abwarnung von unvorfichtigen Heirathen ein würbiger Gegen- 
and für den Sitten-Unterricht des Volkes if. Eine Aufforberung 
n Religiond= und Jugend⸗-Lehrer, in diefer Richtung zu wirken, 
o wie eine Berbreitung von gemeinfaßlichen Schriften iſt ſomit 
erechtfertigt und geboten *). — Eine noch größere Hoffnung auf 
ine verftänbige Selbftbefchränkung in Betreff der Eingehung von 
Shen mag ſodann, wie bieß bereit? ausgeführt tft, geſetzt werben 
uf Beſeitigung hoffnungsloſer Armut. Erfahrungsgemäß und 
ychologiſch begreiflich ift ed, daB Solche, welche auch durch Zu- 
varten und lange fortgefebte Sparfamkeit doch Teine beffere Tage 
mb namentlich feine Selbftftändigfeit zu erwerben hoffen koͤnnen, 
n Etumpffinn und Verzweiflung am Beſſeren unvorfichtige Ehen 
tiften; das Gegentheil findet ftatt, wenn die Verhältniffe banach 
ngeihan find, daß durch‘ Fleiß, Sparſamkeit und Vermeidung grd- 
erer Ausgaben der Grund zu einem jelbitftändigen Erwerbe ge⸗ 
egt und ein Emporfommen in den gejellichaftlichen Beziehungen 
rreicht werden kann. Hier unterlaffen benn vernünftige Menjchen 


2) gl. Inquiry into the princ. of popul. Lond., 1832, ©. 77 'fg.; 
‚;halmers, On polit. economy, ed. 2, ©. 22 fg. 

3) Schwerlih dürfte bie von Mitgliebern ber englifchen @eiftlichkeit gegen 
Nalthus vorgebracdhte Meinung Beifall bei Wernünftigen finden, daß bie Ers 
emgung von Chriſten immer ein Berbienft fei, auch wenn fie wieber jung zu 
zrunde gehen müßten, inbem fie alsdann um fo ficherer in ben Himmel gelangen. 
EB ift im Gegentheile eine Muchlofigkeit, Menſchen zu erzeugen, bie entweber im 
Hende umlommen, ober — hundert gegen eines — in Unwiſſenheit, Rohheit 
md Lafter ihr Leben zuzubringen beftimmt finb, unb welche überbieß durch ihr 
loßes Dafein auch noch Andere in dieſelbe Lage bringen. — Der von yobsre 
Sur la pauvrete des nations, S. 100 fg.) vorgeſchlagene Plan, ehelofe reli- 
idſe Gefellichaften zur Abwendung einer Uebervölkerung zu begünftigen, iſt wegen 
er manchfachen wirthſchaftlichen und fittlichen Nachtheile biefer Einrichtungen 
erwerflich. ' 
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bie Gründung eines Hausſtandes, bis bie Bebingungen eined Ge 
beihens erworben find. Alles alſo, was in ber Landwirthſchaft 
oder in den Gewerben eine allmähliche Erwerbung felbfiftändiger 
Mannesnahrung erleichtert, ift zu gleicher Zeit auch ein fichere 


Mittel, eine unvorfichtige Vermehrung ber Bevölkerung zu verhin 


dern. Es gehören «ber hierher die Möglichkeiten, kleineren Tänd- 
lihen Grundbeſitz entweder als Eigenthum oder doch in Erbpadt 
zu erwerben, jobann bie Einrichtungen, weldde in den Gewerben 
dem Arbeiter die Ausſicht auf Erringung eines Gejchäftes auf 
eigene Rechnung erleichtern. Als ſolche Mittel ericheinen denn 
nun aber wicht nur die Gewerbefreiheit im Allgemeinen, fonbern 
namenilih auch bie werichtebenen Arten von Grebitanftalten und 
Bereinen zu gemeinichaftlichem Betriebe von Arbeiten, welche foft- 
ſpielige Einrichtungen erforbern, u. ſ. w. 

38) Wie verbreitet num aber auch unter Gebildeteren und 
Berftändigeren bie Einſicht und das Pflichtgefühl in Betreff unver- 
ſichtiger Ehen fein mag, auf eine vollftändige Durchdringung der 
ganzen Volksmaſſe mit folchen Lebensanfchauungen kann natürlich 
nicht gerechnet werben. Jugendliche Leidenſchaft, Mangel an Bil⸗ 
bung, boffnungslofe und werfommene Armuth werben immer vor: 
* Banden jein und wirken. Ihnen Tann benn mur durch entfprechende 
BZwangämmafvegeln enigegengetreten werben, und bie Frage tft nur, 
ob zwesfmäßige und ausreichende Maaßregeln aufzufinden find? 
Es wäre vergeblich fich zu fchmeicheln, daß dem in vollem Maaße 
jo fei, doch wird immerhin Einiges erreicht werben koͤunen 4). 


4) Die im Nachſtehenden gemachten Vorſchläge halten bie Miitte zwiſchen 
denen von Ortes unb von Malthus. Der enftere (Riflessioni sulla popo 


- lszione, unb Continnarione delle riflessioni, Econom. ital., Bd. 2m.) 


will nämlich gerabe ber Hälfte einer allzu groß werbenben Beudlkerung das Gel: 
sathen unbedingt unterfagen, da uur bei dieſenn Berhältnifie zwifchen Vercheiichten 
und Labigen bie Bevölferung ftehen bleibe. Allein theils möchte dieſe Hälfte fchwer 
aufzufinden fein, tbeils ift ber Sep über das Stillſtehen nur wahr, wen bi 
andere Hälfte fehr frühe heirathet und ſechs Kinder zaugt, fo daß ſelbſt eine all⸗ 
gemeine Verſpätung aller Ehen gerechter und leichter burchzuführen wäre. Mals 
thus aagegen wagt gar nicht, biß zum Berbote gu geben, fonbern will wur bie 
Kinder aus allen Ehen, welche nach eier beſtimmten feienlichen Abwassumg bems 


noch eingegangen würben, aller Anſprüche auf öffentliche Armenunkägumg 
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a) Ein an und für ſich ganz zweckmaäͤßiges und auch wirkjames 
Rittel zur Verhinderung allzuraſchen Steigens ber Bevoͤlkerung 
t eine allgemeine Berjpätung der Ehen. Die Bebeutung 
ner ſolchen Hinausſchiebung der Erzeugung von Sinbern über 
13 phyſiſch dazu geeignete Alter befteht nicht jowohl in ber Ber- 
inderung ber Kinderzahl aus den einzelmen Ehen, inbem auch bei 
was Tpäter eingegangenen Verbindungen immer noch eine zahlreiche 
tachfommenschaft möglich ift, als vielmehr in dem Auseinander⸗ 
ideen der Generationen, wodurch natürlich bie Zahl der zu gleicher 
eit Lebenden vermindert wird. ine Verfpätung bat Aberbieß 
och manche Nebenvortheile. Abgeſehen nämlich von. ven üblen 
olgen allzu früher Ehen für die Gefunbheit der Kinder, (wovon 
meitö oben, ©. 144 geiprochen wurbe,) ift von gereiftenen Eltern 
ne verftändigere Kindererziehung zu erwarten; bie aus Uner- 
ihrenheit und Leichtfinn der Jugend rührenden Fehler im Betriebe 
rw Haushaltung und bed Gewerbed werben feltener fein; endlich 
t eine längere Zeit der Erlernung bed Gewerbes in der Stellung 
ned Gehülfen oder Dienenden für die Meiſten ein Nutzen auf 
13 ganze Leben, namentlich weil für frühe Verheirathete bie 
urch Meifen zu erlangende Bildung fehr verfümmert wird. Endlich 
t felbft eine Zwangsmaaßregel, welche bie Eingehung ber Ehe 
m einige Jahre hinausſchiebt, nur eine Verzögerung umd nicht eine 
iutziehung bed Rechtes auf Ehe und der Vortheile derſellen. Es 
t fomit eine gefeßliche Maaßregel dieſer Urt keineswegs unerlaubt 
ber von ihr abzurathen. — Sehr bebeutende Wirkungen auf Ber: 
inderuug einer drohenden Uebernölferung darf man ſich jedoch nicht 
au ihr verſprechen. Cine Altersgrenze für Eingehung der Ehen kann 
Amlich nicht ſehr fühlbar hinausgeſetzt werben, weun nicht bie Maaß⸗ 
gel mit anderen wichtigen Rechten und Rückſichten zufemmnen- 
open fol. Die große Mehrzahl Derjenigen, welche ein felbftftän- 


erluſtig erflären. Diefer Vorſchlag bot aber jeinen Gegnern Gelegenheit zu einem 
ichten Giepe, indem fie zeigten, nicht nur daß biefe Drohung Leichtfinnige und 
blechte Aeltern wohl ſchwerlich abhalten dürfte, fonbern namentlich auch, daß bie 
trafe nicht die Schuldigen, ſondern ganz Unſchuldige, nämlich bie ohne ihre 
imlligung gebernen Slinber, treffe. 
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diges, landwirthſchaftliches oder techniſches, Gewerbe betreiben wollen, 
bedürfen unumgänglich einer eigenen Haushaltung und für Betrieb 
und Leitung derjelben einer Frau. Es wäre fomit bag Recht zu 
ſelbſtſtaͤndiger Nieverlaffung, Arbeit und Vermögendverwaltung nır 
eine höhnende Täufchung, wenn nicht mit dem Eintritte in bafjelbe 
auch das Necht zur Verehelihung zufammenträfe. Weberbieß würde 
bad Volksvermoͤgen vielfach unter einer jolchen allgemeinen Ber 
gerung des Beginnes von Gewerb und Erwerb leiden. Schen | 
- bein Manne aljo Tann dag Alter zur Verehelichung nicht weite 
gefeßlich hinauzgefchoben werben, al3 nach dem gemeinen Mechte da 
Alter der Volljährigkeit oder des jelbitftändigen Gewerbsbetriebes 
bejtimmt if. Und beim weiblichen Gefchlechte ift nicht einmal dieſe 
Grenze feftzuhalten, da die Eingehung einer Che nicht vom Belicher 
der Frauen abhängt, jondern fie die ihnen angebotene Gelegenheit 
zu benüßen haben, ſolche Anerbieten aber gerade in dem Alter ber 
bei ihnen weit früher eintretenden Blüthe am wahrjcheinlichften K 
find. Eine irgend nennenswerthe gejegliche Hinausſchiebung br f 
Cheerlaubniß wäre fomit für viele Frauen eine fehr tiefgehende, A 
vielleicht ihre ganze Beltimmung unb ihr Lebensglück zerftärendt, 
überbieß mit den natürlichen Verhältniffen im Widerſpruch ftehenk P 
Beeinträchtigung. Nimmt man noch dazu, daß von zeitlichen He 
rathsverboten, wie immer fie feftgeftellt fein möchten, nicht felter 
Anznahmen gemacht werden müßten, wenn nicht für Einzelne fh 
Nachtheile ergeben follten, die außer allem Verhältniffe zu dem 
Nugen der Einhaltung des Geſetzes für die Gejammtheit wären: 
jo ergiebt fi die mäßige Gefammtbebeutung einer Altersregel ve 
jeldft. Die Erfahrung zeigt denn auch, daß in dichter gebrängf= 
Bevölkerung die große Mehrzahl der gefchlofjenen Ehen erſt jenfeit n 
ber Alterögrenze eintritt, welche man verftändiger- und billigerwch 
einhalten müßte. 

b) Von unzweifelhaft größerer Wirkung ift die %orberum 
eine® genügenden Nahrungsftandes von Seiten em) 
jeden eheluftigen Paares, mit andern Worten ein gänzliches Verb 
ber Ehe für alle Solche, welche fich nicht über die Wahrfcheinlifik: 
feit ausweiſen Fönnen, die zu gründende Familie auch zu 
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zu vermögen. Ein folches Verbot ift won Bedeutung, weil ed nicht 
blos ziemlich Viele trifft, jonbern namentlich auch gerade Diejenigen, 
deren Bermehrung in jeder Beziehung nicht wünſchenswerth ift. 
Dahin abzielende Geſetze beſtehen daher auch jehr Häufig, nament- 
lich in der Richtung, daß den betreffenden Gemeinden eine Beur⸗ 
teilung der Ernährungsfähigfeit und ein Einfpruchsrecht zuerkannt 
if. Dennoch ift es eine fchwierige Trage, ob ein foldhes Verbot 
erlafjen werden kann und joll. Vom Stanbpuncte des Rechtes tft zwar 
ficherlich nichtß dagegen einzuwenden. Die Erzeugung von Menfchen 
ohne auch nur eine Wahricheinlichkeit für die Erhaltung und noth- 
dürftigfte Erziehung derſelben forgen zu können, tft eine durchaus 
unfittlihe Handlung, und zwar fowohl gegen bie auf folche Weife 
Erzeugten, welche vorausfichtlich dem Elende und allen feinen koͤr⸗ 
perlichen und geiftigen Folgen außgefeßt fein werben, als gegenüber 
von der Geſammtheit, welcher in felbftfüchtiger Befriedigung eines 
finnlichen Triebe eine Laſt und eine Gefahr aufgeladen wirb ©). 


5) Allerdings bat man auch ſchon eine unbebingte rechtliche und fittliche 
Befugniß eines jeden Menſchen zur Verehelichung behaupten wollen. So 3. B. 
Morel Vinde&, Thöorie d. 1. population. Ed. 2, Par. 1829, ©, 8 fg.; 
Bülau, Der Staat und die Induſtrie, S. 25 fg. Die Wiberlegung ift jedoch 
ſehr leicht. Das Eingehen einer Ehe, wird behauptet, fei ein unveräußerliche® 
Urrecht des Menfchen. Allerdings; aber ed ift auch eine unabweisbare Pflicht 
des Menſchen, keines feiner Rechte fo zu gebrauden, bag bag Mitdafein der 
Webrigen dadurch unmöglich würbe. Dieſes Mitbafein aber fol ja gerade durch 
daß Verbot gerettet werben. Tas Berbot ber unzuläffigen Ehen ift um fo weniger 
unrechtlich, als e3 Jedem frei fteht, durch Thätigleit und Arbeitfamkeit in feiner 
Ingend fi fo viel Vermögen oder eine folche Arbeitsfähigfeit zu erwerben, baß 
er eine Familie erbalten kann, und es fomit fein eigener Fehler ift, wenn er 
etwas Wunſchenswerthes nicht erreicht. Wenn aber von den Eheverboten bes 
Bauptet wird, daß fie die ärmere Klaſſe entfittlichen, indem ihr das letzte Band ger 
Rommen werbe, welches fie an Haus, Gemeinde, Staat und Kirche fehle: fo 
Wird es genügen, einfach auf die zahllofen Unglüdlichen hinzuweiſen, welche unter 
ber Laft einer darbenden Familie zu Grunde gehen, und zwar nicht nur ber 
Bausvater, fonbern auch die weiteren Generationen. Es ift unmöglich, bei einiger 
Renntniß der menſchlichen Zuſtände barüber im Zweifel zu fein, ob gezwungene 
Chelofigkeit ober ob hoffnungsloſe Armuth bei zahlreichen Bedürfniſſen Teichter 
&ne giftige und gefährliche Unfittlichkeit erzeuge- Und hoffentlich iſt es nicht 
Rdthig, anf bie von Blau vorgebrachte Einwenbung, daß bei Eheverboten ber Staat 
dendthigt fein wärbe, den Armen dffentliche Dirnen zu halten, ernſthaft zu ant⸗ 
worten. "Wie kann e8 Aufgabe deb Staates fein, einer durch dad Sittengeſetz 

v. Mohl, Polizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 11 
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Es bebarf daher feiner Herbeiztehung weiterer zweifelhafter Beweis⸗ 
gründe °), um für den Staat die Befugnig in Anfpruch zu nehmen, 
bag ihm die Möglichkeit einer Ernährung der zu gründenben Fa⸗ 
milie nachgewiejen werde. Wohl aber ift es fchr zweifelhaft, ob die 
an ſich rechtfertigbare Maaßregel in einer Weife durchgeführt werben 
kann, welche nicht vielleicht größere Uebel im Gefolge Hätte, al 
die abzumendenden; und bier werfen fich alferdingd große Schwie: 
rigfeiten auf ). Vor Allem ift eine fichere Beurtheilung, ob ein 
beftimmtes Ehepaar hinreichenbes Vermögen oder genügende Arbeits⸗ 


gebotenen Maaßregel Verzeihung zu verfhaffen durch eine Unfittlichfeit? Unb 
bat ber Arme nicht auch Bermunft und Moral? 
6) Als ein ſolcher falfcher Beweisgrund iſt namentlich zu bezeichnen, wen 
von Bertheibigern bed Verbotes geltend gemacht wirb, es fei in hohem Brake 
unbillig, den Gemeinden, welden bie Verpflichtung ber Armenverforgung obliege, 
biefe Laſt nach dem Belieben eines eben zuzufchieben, und es fei wiberfinnig, 
folgen Bürgern die Ernährung der Familien Dritter zuzuweiſen, welche mur mit 
größter Anftrengung für fi und bie Shrigen forgen fünnen und vielleicht durch 
eine übertrichene Beſteuerung felbft ber Armuth und ber öffentlichen Unterflügung 
verfallen iyürden. Entweder alfo müfle bie gefeßliche Verpflichtung zur Armen: 
unterftüßung aufgehoben werden, oder Denen, welchen fie obliege, ein Recht ber 
Entſcheidung zuftehen bei Handlungen, bie mit Wahrſcheinlichkeit eine ſolche Unter: 
ſtützung zur Folge haben werde. Diefer, auf ben erſten Anblick allerbingß bien 
dende, Grund muß faljch fein, weil eine nähere Prüfung zeigt, daß er, folgerichtig 
durchgeführt, zu völligen Unmöglichkeiten führt. Es if nämlich einleuchtenb, baf 
wenn bie Verpflichtung zur Armenunterfiägung bad Necht giebt, Handlungen zu 
verbieten, welche mit mehr ober weniger Wahrſcheinlichkeit einen Anſpruch auf 
Unterftügung im Gefolge haben fünnen, ber Anfpruch auf Beurtheilung und Ber: 
weigerung keineswegs fih auf bie Eingehung von Ehen beichränfen dürfte, fon: 
dern überhaupt alle Handlungen ſämmtlicher Staatsangebörigen zu umfaſſen 
hätte, welche möglicherweife zur VBerarmung führen Tönnten GB müßte alſo 
namentlich ber Gemeinde (oder dem Staate, falld er bie Armenverpflegung bätte,) 
freiftehen, die GErgreifung jebes ihm bebenflich erfcheinenden Gewerbes zu unter 
fagen, über bie Art jeder Wirtbfchaft und jebes Vermögensbetriebes gebietenb und 
verbietend zu erkennen, bie Zeitanmwenbung jebed Bürgers zu regel, jede Epecus 
lation zu genehmigen ober zu verbieten u. |. w. Damit wäre denn aber ber per: 
fönlihen Freiheit und vor Allem bem ganzen Syſteme ber Gewerbefreiheit ber 
Todesſtoß gegeben. Wie alfo immer bie Öffentliche Armenpflege eingerichtet werben 
unb wie fie fi zu ben durch eigene und durch frembe Schuld Berarmten vers 
halten mag, nimmermebr kann aus ihrem gefehlichen Vorhanbenfein geſchloſſen 
werden, ba Ehen, welche wahricheinlih zur Verarmımg führen, Turzer Hand ver: 
boten werben bürfen. 

7) Vol. hier namentlich Roſcher, Volkswirthſch, Ob. I, Ste Aufl, ©. 549 19- 
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kraft befite zur nachhaltigen Emährung einer Familie, in einer 
ſehr großen Menge von Fällen, vielleicht in ber Mehrzahl verjelben, 
nicht möglich. Mit Ausnahme ver wenigen Reichen hängt bier 
Ale von den Perjönlickeiten und Umftänden ab. Die höchfte 
Wahrjcheinlichleit des Gelingen Tann täufchen, während umgefchrt 
ein gar nicht erwartete Gedeihen fid, entwickeln mag. Keine Bes 
börde tft im Stande zum Voraus zu ermeffen, welche Kräfte und 
Fahigkeiten bei dem Einen täufchen, bei dem Anderen ungeahnt ein» 
treten werden. Man ift alfo immer in Gefahr Unrecht zu thun 
‚oder troß aller Borficht das Ziel nicht zu erreichen. Sodann find 
die VBerhältnifie des Fortkommens im Leben hoͤchſt verſchieden 
zwiſchen Stabt und Land, zwifchen den Provinzen deſſelben Staa⸗ 
tes, zwilchen den Beichäftigungsarten. Es iſt aljo nicht möglich 
allgemeine Durchſchnittsſaͤtze feitzuftellen, fondern es muß in jedem 
einzelnen alle ſubjective Schäkung entjcheiden. Damit ift denn 
aber der fchreienbften Ungleichheit in demfelben Lande, jeder Willlür, 
vorurtheilsvollen Befangenheit und ſelbſt eigenfüchtiger Berechnung 
Thüre und Thor geöffnet. Namentlih muß man fich auf unver 
Händige Härten dann gefaßt machen, wenn nach dem Stande ber 
Geſetzgebung die Entjcheidenden ſelbſt einen Schaden von einer 
Berarmung haben koͤnnten. Durch Geſtattung von Recurſen mag 
allerdingd den gröhften Mißbräuchen abgeholfen und einige Ueber» 
einftimmung in bie Anwendung bed Gefeßed gebracht werben, allein 
ohne daß dadurch eine größere innere Sicherheit für die Nichtigkeit 
ber - Beurtbeilung gewonnen, überhaupt etwas Anderes erreicht 
würde, als die Erjegung einer Vermuthung durch eine andere. 
Wenn alfo auch der ganzen Maaßregel nicht jeder Werth abges 
fprochen werben ſoll, jo kann buch nur um ben Preis vielfachen 
Irrthums und Unrecht? und höchſtens ſehr mangelhaft der Zweck 
erreicht werden. Dieß tft aber ein Verfahren, welches fich der. 
Staat um fo weniger erlauben darf, als es fich allerdings von ben 
hochſten Wrenfchenrechten handelt. — Es fcheint jomit nicht? übrig 
zu bleiben, ald die ganze frage nach ber mwahrfcheinlichen Ernaͤh-⸗ 
rungsfähigkeit Heirathsluſtiger auf ein engered aber volllommen 

zweifelloſes und objectives Maaß zurüdzuführen, nämlich bie Ehes 

11° 
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erlaubniß davon abhängig zu machen, ob wenigftens die zur erflen 
Einrichtung eines Hausſtandes erforberlichen Mittel vorhanden find 
oder nicht. Allerdings beweist eine Aufzeigung bed Geforberten nicht 
über das fünftige Fortlommen, und in fo ferne ift der große Zwec 
nicht erreicht; allein es ift doch mehr als wahrjcheinlich, daß Solche, 
welchen es felbjt an biefen Bebingungen eine? Anfanges gebricht, 
zu einem Gebeihen nicht gelangen werden; und damit ift immerhin 
eine Anzahl der fchlimmften Fälle befeitigt und wenigſtens Etwas 
geleiftet ). Dabei bedarf nicht erjt ber Bemerkung, daß zur Vermei- 
dung abermaliger Willfür eine beftimmte Summe gefetzlich feftzuftellen 
ift, und bie ganze Unterfuchung und Entfcheidung fih nur auf das 
Borhandenfein oder Nichtvorhandenfein des Vorgefchriebenen zu. 
erftrecten bat. Die Größe ber Forderung ift natürlich nach den 
Verhältniffen jedes Lande? zu beitimmen, und muß fich bei 
wejentlicher Aenderung der Preije ebenfalls entfprechenb verändern. 
Dabei kann denn auf den Unterichieb von Stadt und Land und in 
einem größeren Etaate etwa auch auf den der verjchiebenen Gegen: 
den Mücfiht genommen werden. Vorkehrungen gegen abfichtliche 
Täuſchungen find jelbtredend nothwendig, werben freilich aber vor 
Umgebungen nicht immer gewahrt werben koͤnnen. 

b) Je ftrenger das Gebot, unvorfichtige Chen Ju hintertreiben, 
gehandhabt wird, deito nothwendiger ift freilich auch noch ein wei- 
teres Zwangsmittel, nämlih die möglihfte Verhinderung 
unebeliher Geburten. Zwar würde bie Zahl verfelben nie 
jo Hoch fteigen, als die Zahl ver auß den it verhinderten Chen 
erzeugten Kinder gewefen wäre; und jomit wirb in jedem alle 
aus der Erjchwerung der Heirathen eine Verminderung der Bevoͤl⸗ 
ferung fich ergeben 9); auch würde die bei weiten größere Eterb: 


8) Kaftbofer, Bemerkungen auf einer Alpenreife. Bern, 1825, ©. 88 fg, 
giebt indirecte Mittel gegen unvorfichtige Ehen an bie Hand. Er verlangt z. ©, 
baß ber neue Bürger in voller Rüſtung zur Landwehr fich flelle; bie Bezahlung 
einer ſchweren, jedoch mit den Jahren allmählig abnehmenben Steuer auf bie 
Verehelichung; die Einräumung von Gemeinde⸗Nutzungen auch an Unverbeirathete. 
Es ift aber, etwa mit Ausnahme der letzteren, gegen biefe Maaßregeln bie ſchäd⸗ 
liche Belaftung ber jungen Haußhaltungen und Gewerbe einzumwenben. 

9) ©. Niederhuber, Beiträge zur Bevbllerungspolizei. Landah., 1804, 
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lichkeit ber umehelichen Kinder felbft die Zahl ver bereit Erzeugten 
wieber jehr herabjegen 1%: allein dennoch iſt möglichite Thätigfeit 
des Staated wünſchenswerth. Und zwar fordert nicht nur bie 
Sorge wider Uebervölferung dazu auf, fondern überdieß noch bie 
Rückſicht, daß uneheliche Kinder in der Negel an Leib und Seele 
verderben, arm und ohne Stellung in ber Welt fich und der bürs 
gerlichen Geſellſchaft zur Laft werden. Weber bie einzelnen Mittel 
f. unten Buch II, Kap. 2, $. 91 und 95. 


8. 20. 
b) Mittel zur Verminderung der vorhandenen Volkszahl. 


Sind aber die Maaßregeln zur Verhinderung einer Webers 
oöfferung zu fpät ergriffen worben, ober find fie erfolglos geblieben, 
jo liegt nun die fchwierige Aufgabe vor, die allzugroße Menjchen- 
menge bis auf bad Maaß ber Lebensmittel zu vermindern. Da 
ein Rechtsſtaat Fein Menſchenleben vernichten kann um ben Webrigen 
Raum zu machen; ba die Erwerbung angränzender, gar nicht ober 
nur wenig bewohnter Landftriche in den wenigften Faͤllen möglich, 
in noch wenigeren rechtlich erlaubt tft: fo bleibt in ber Negel als 
Berminberung3mittel einzig die Audwa nberung des überflüffigen 
Theiles ber Bevölkerung ?). 


5. 386 . De G&rando, Bienf. publ., ®b. I, ©. 841, nimmt allerdings 
ne weiteres bad Gegentheil an; allein bier bat er wohl nur bie verborbenen 
Sitten der Parifer Arbeiter im Auge, welche freilih ganz gewöhnlich im Gons 
binate leben. Daß in ſolchem falle die durch Ehen entſtehende Uebervölkerung 
as geringere Uebel ift, kann gerne zugegeben werben; allein bie Frage ſtellt fich 
zanz ander, wenn ber Staat eine ſolche Unfitte gar nicht bulbet. 

10) &. Quetelet, Sur l’homme, Bb. I, ©. 231 fg. 

1) Nicht felten wirb als ein ber Auswanderungs⸗Steigerung vorzuziehendes 
Mittel die Anlegung von Kolonieen im Innern bes Landes angeführt. So z. B. 
sa Burn, Familiar letters on population. Lond., 1832. Allein es if 
inleuchtend, daß biefer Rath einen innern Wibderfpruch enthält. So Tange im 
dande felbft bauwürdige aber umbebaute Ländereien vorhanden find, kann von 
Nebervöfterung gar nicht bie Rebe fein; und es verfteht fich allerdings von ſelbſt, 
ya man in ſolchem Zuſtande eine etwaige Irtliche Ueberfüllung auf die genannte 
Beife ableitet; wo aber wirklich Uebervdlkerung ift, find auch feine neu zu be 
rüpenden Ländereien mehr vorhanden und bleibt Auswanderung da einzige Ver: 
ninberungsmittel. 
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Um ein fichered Urtheil in biefer wichtigen und fehr verſchieden 
beurtheilten Angelegenheit zu bewahren, tft es nothwendig bie we- 
ſentlich verfchiedenen Arten von Auswanderung außeinanber zu 
halten und, jede für fich zu würdigen. 

Zunächit ift es ein fehr großer Unterſchied, ob ein Staat 
eigene Kolonieen hat, nach welchen er die Auswanderung leiten 
kann; oder ob in Ermangelung ſolcher die Auswanderer an fremde 
Staaten überlaſſen werden müſſen. — Es möchte ſcheinen, ala el 
ed wenigſtens in Betreff der Verminderung einer Webervölferung 
gleichgültig, ob der überflüffige Theil des Volks fich in dieſes ober 
jenes Land begiebt; es iſt jedoch in der That ein ſehr großer Unter 
fchied, ob die Auswanderung in eine eigene Kolonie oder in ein 
fremdes Land geht. Einmal wird es Vielen weit leichter bünken 
das Vaterland zu verlafen, wenn fie audh an bem neuen Bohn 
orte unter Landsleuten leben und unter ben Geſetzen beffelben 
Staates bleiben köͤnnen. Der Zug der Auswanberung im ein 
Kolonie wird alfo eine bei fonft gleichen Verhältniffen ſtaͤrkere fein 
als in ein fremdes Land. Sodann hat auch der Staat weit größere 
Mittel das Wegziehen in eine Kolonie zu begünftigen, als wenn & 
fih von Gegenden handelt, in welchen er feine unmittelbaren Ber 
fügungen treffen Tann. Solche Mittel werben aber wirklich ange 
wendet werben, da bad Aufblühen einer Kolonie in politischer und 
wirthichaftlicher Beziehung von großer Bedeutung iſt, fo daß es 
vollfommen gerechtfertigt erfcheinen muß, wenn auch für die Aus: 
wanderung folche Opfer gebracht werben, welche man zur blofen Ver⸗ 
minberung ber einheimifchen Bevolkerung anzuwenden wohl Beben: 
fen tragen müßte. — Leider iſt diefe befte und wirkſamſte Art der 
Auswanderung für Deutfchland, welches keine Kolonieen befikt, 
nicht anwendbar; es ift daher auch hier nicht der Ort, dieſe Art 


von Auswanderung, welche zu den manchfachften Fragen Veranlaffung 
giebt, weiter zu behandeln ?). 


- 2) Der Segenftand ift Übrigens von Nofcher; Kolonien, Kolenifations: 
politik und Auswanderung. 2te Aufl. Leipzig 1856, vortrefflich bearbeitet. Dar 
ſelbſt denn auch weitere Literatur; unter biefer wieder beſonders bervorzubeben: 
Wakefield; View of the art of colonization. Lond., 1849. - 


Wenn es fich aber auch nur won Auswanderung in ein frem⸗ 
bed Land handeln Kann, fo ijt wieder wohl zu unterfcheiden zwiſchen 
dem allmählichen Wegzuge Vereinzelter und der organifirten Aus⸗ 
wanberung ganzer Mafjen. Der Werth diefer beiden Formen des 
Wegzuges ift nicht nur für die Betreffenden ſelbſt, fondern auch 
für die Verminderung einer Webervölferung ehr verfchieben. — 
Die allmählige Auswanderung hat aus zwei Gründen nur eine 
geringe Wirkung auf die Volkszahl. Einmal ift die Menge 
der auf eigne Hand und nach vereinzelten Entfchlüffen das 
Baterland Verlaffenden kaum je fo groß, daß wirklich eine Vermin⸗ 
derung eintritt, welche nicht in berfelben Zeit durch den Ueberſchuß 
ber Geburten über bie Todesfälle außgeglichen würbe?). Sodann füllen 
fi die auf folche Weiſe entjtchenden einzelnen Lücken durch früher 
möglich werdende Nieberlaffungen und Ehen wieber aus, ohne daß 
irgend eine wohlthätige Umgeftaltung allgemeiner Zuftände einträte, 
Auch ift es ein ſehr fühlbarer Uebelſtand, daß folche vereinzelte 
Auswanberungen hauptjächlich unter ben nicht ganz Vermoͤgensloſen 
und unter bei rüftigen Jugend vorkommen, während bag Proletariat 
und die geiftig Berfommenen aus Diangel an Reifemitteln und Entichluß 
zurüchbleiben ; jene beiden Klaffen find aber felbjt in einem übers 
füllten Lande nur nützlich. — Eine maffenhafte gleichzeitige Aus⸗ 
wanberung bagegen macht wirklich fühlbar Play für die Zurück⸗ 
bleibenden. Wenn fie die ganz Verarmten und Verkommenen 
ausführt (in Folge einer fogleich zu befprechenven Organifation), 
fo ſchafft fie unmittelbar eine Erleichterung; aber auch wenn Bes 
fügende in Menge dad Land verlaffen, jo kann wenigftend ber bis⸗ 
berige krankhafte Zuftand des Grundbeſitzes und ber Landwirthichaft 


8) Weber in England noch in Deutſchland ift durch die doch gewiß fehr zahl: 
reichen Auswanberungen ber leiten byeißig Jahre bie Bevöllerungszahl verminbert 
oder auch nur zum Gtilftande gebracht worden. Im 3. 1856 wanberten 3. ®. 
aus Deutfchland 251,931 Menſchen aus; ber Ucberihuß ber Geburten betrug 
aber in Preußen , Bayern. und Sachſen allein 198,906. ©. Gerfiner, Bes 
völferungslehre, ©. 217. Und wenn auch vorübergehend in einzelnen Gegenden 
wirflich eine Zeit Iang bie Vollszahl in Folge von Auswanberungen ſank, fo 
3. 8. in Württemberg und Baden, fo Hat fie fich bald genug wieber gehoben. 
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geändert werben %). — Da fomtt die allmählige Auswanderung 
nur ein negatived Ergebniß hat, fo ergiebt ſich zwar von felft, 
daß fie keineswegs verhindert und felbft ohne ftaatliche Fürjorge 
.gelafjen werden fol; allein wenn einer Webervölferung wirklich und 
ſchnell abzubelfen ift, jo miß hauptfächlich auf die Zuftanbebringung 
einer MaffensAuswanderung Bebacht genommen werben. Die für 
beide Fälle zweckdienlichen Staatsvorkehrungen find nun aber feine 
wegs die gleichen. 

. Zur Beförderung einer allmählichen Auswanderung Einzelner 
ſind ſelbſtredend vor Allem alle geſetzlichen Hindernifſe zu beſeitigen, 
welche eine ſolche erſchweren koͤnnten. Hierher gehört: bie Auf 
bebung von Abzugs⸗ und Nachiteuern; der Erlaß von Verkaufs⸗ 
accife bei Veräußerungen Auswandernder; möglichfte Beſchränkung 
bed wegen Militärpflicht beftehenden Verbote eines Wegzuged. — 


Sodann mögen die Gemeinden aufgeforbert werben, die ihnen ob⸗ 


liegende Unterftüßung bürftiger Familien in ein Reiſegeld für 
biefelben zu verwandeln, wobei denn allerding® Sorge dafür zu 
tragen ift, daß Feine Härten gegen Alte und Arbeitsunfähige be 
gangen und Familien nicht gegen ihren Willen zerriffen werben 
Es muß alfo immer freiwillige Zuftimmung ber Betreffenden ftatt: 
finden. — Bon großer Wirkung wird eine Sorge für wohffeile, 
wo möglicy ganz unentgeltliche Reife fein. Hierbei ift denn aber 
namentlih auch für eine gejunde und fichere Neifegelegenheit zu 
forgen, vor Alleın wenn biefe, wie gewöhnlich der Fall fein wird, 
zur Sce vor fih zu gehen hat. Wenn ber die Auswanderung 


wünjchende Staat nicht ſelbſt einen Seehafen hat, fo muß er bei 


dem betreffenden Uferftaate auf genügende Regelung‘ ver Auswan⸗ 
bererfchiffe hinzuwirken fuchen, aljo auf Mitnahme von Arzt und 
Arzneien, von gehörigen Waffervorräthen und ausreichenden fo wie 


4) Bekannt ift, welche Vortheile Irland durch die im J. 1847 eingetretene 
maſſenhafte (wohl einige Millionen betragenbe) Auswanderung eines großen Theild 
be3 Landbau: Proletariates gezogen hat, indem nun erſt eine verflänbige Zuſammen⸗ 
legung von Landftelen und ein rationeller Betrieb möglich wurbe. — Ueber bie 
beiden Arten ber Auswanberung |. Thornton, Over-Population, ©. 287 fg.; 
Datot, De l’expatriation. Par., 1840, ©. 113 fg.; Roſcher, Kolonien, 
©. 842 fg.; Gerſtner, Bendlkerungslehre, S. 217 fg. 
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gefunden Speifen; auf die Regung guter und aufwafchbarer Biden ber 
Schiffe; auf entfprechende Ventilationgeinrichtungen; namentlich aber 
barauf, daß ber Weberfahrtöpreiß erjt bei ber Ankunft und zwar 
für den Kopf der Gelandeten und nicht ‚nach der Zahl der Einge⸗ 
fehifften bezahlt wird *). Zur Ueberwachung aller biefer Dinge 
und überhaupt zur Berathung ber Auswanderer bei allen Anftänben 
verfelben find ſowohl im Einſchiffungs⸗ als im Ausſchiffungshafen 
eigene Agenten zu bejtellen, welche den Auswanderern ganz unents 
geltliche Dienfte zu leisten haben %). Die Berweifung an- Eonfuln 
reicht erfahrungsgemäß nicht aus. Beſitzt der Staat felbft einen 
Hafen, jo ift natürlich dieß Alles viel Leichter zu bewerfftelligen, 
weil es durch unmittelbare gefegliche Anordnungen gefchehen Tann. 
— Bermöglichere Auswanderer bedürfen allerbings einer pecuntären 
Unterftügung nicht; allein die Sorge für gefunde und fichere Reife 
fommt auch ihnen zu Gut. Für fie ift noch indbefonbere eine 
genaue Auflicht auf die Auswanderungsmäfler wünfchenswerth, 
damit nur zuverläffige Leute fich mit diefem Gefchäfte abgeben und 


5) ©. Report on Quarantine. Lond., 1829, ©. 101 fg.; Roſcher, 
Rolonieen, S. 863 fg. — Von welchem Erfolge biefe Maaßregeln fein Fönnen, 
beweifen 3. B. die englifhen nach Auftralien geſchickten Gefangenenſchiffe. An⸗ 
fanglich zählten fie Y/s Todesfälle, fpäter nur noch 0,015. Weber ben Umfang 
ber durch eine genligenbe Aufficht verurfachten Befchäfte unb über den dadurch 
verurfachten Aufwand f. aber die Annal reports of the Commissioners of 
Emigration of the State of New-York. 1847—60. New-York, 1861. 

6) Segen die Beftellungen von Stantsagenten zum Schube und zur Be: 
rathung der Auswanderer erklärt fih Geßler, Tüb. Zeitfehr. f. Et.:W., Bb. 18, 
©. 402 fg-, hauptfählih aus bem Grunde ber Koften, und glaubt durch eine 
richtige Ordnung und ſcharfe Beauffichtigung des Auswanderungs: Mäflerwefens 
das Nothwendige ebenfalld und felbft wirffamer Ieiften zu können. Es Tiegt num 
aber wohl auf ber Hand, daß diefe letztere, allerbingd auch nöthige, Maaßregel 
nicht ausreiht. Sehr Häufig wird gerabe gegen ben Makler oder feinen Beauf> 
tragten bie Befchwerbe gerichtet fein; bann aber kann im ber Regel eine fpätere 
Klage bei der Regierung nichts mehr helfen, wenn fie je angeftellt wird. Sobann 
iR von einem einfihtöpollen ımb uneigennüßigen Rathe ber Mafler namentlich 
in bem Außfchiffungslande, und von dem bort oft fehr nöthigen Schube natürlich 
feine Rebe. Der Einwand zu großer Koftfpieligkeit ift nur bei fleinen Staaten 
von Bebeutung; bier hilft bein aber eine Verbindung mit anderen Megierungen 
aus, welche in gleicher Lage find. Einen folhen Vertrag zu Stande zu bringen, 
kann aber nicht unmöglich fein. 
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nicht Webervortheilungen und zwedhvibrige Beſtimmungen im ben 
Befoͤrderungsvertraͤgen vorlommen. Hierzu ift nothwendig, daß die 
gewerbmäßige Befoͤrderung von Auswanderern nur in Folge einer, 
in jedem Augenblicke zurückziehbaren, Caution erlaubt ſei; daß ber 
ſtimmte und nicht abänderbare Vertragsformulare vorgeſchrieben 
werden; daß Abſchriften von jedem einzelnen Vertrage an eine dazu 
beſtimmte Staatsbehoͤrde eingeſendet werden müſſen, welcher an der 
Caution des Unternehmens ein bereites Mittel zu Entſchaͤdigung 
Uebervortheilter zur Verfügung geſtellt iſt ). Das Recht zu einer 
ſolchen Aufſicht kann einem Zweifel nicht unterliegen, da es ſich 
von einer Sorge für Leben und Geſundheit und für Eigenthum 
in einem Falle handelt, wo fi) bie Betreffenden felbft nicht wohl 
zu ſchützen vermögen ®). 

Weit größere und Loftipieligere Vorkehrungen erforbert bie 
Veranftaltung und Organijation einer mafjenhaften Auswanderung. 
— Bor Allem hat der Staat zum Voraus mit der Regierung degsjeni⸗ 
gen Landes, in welches er nach Erwägung aller Verhältnifie die Aus 
wanberung zum bejten Nuten für die Wegziehenden und mit ben 
leidlichſten Opfern für fich ſelbſt zu richten entichloffen ift, in 
Unterbandfung zu treten um günftige Bedingungen für bie Ein 
wandernden zu erwirken. Sobann Bat er taugliche und zufanmen- 
hängende Ländereien entweder von der Regierung zu erwerben ober, 
falls dieſes nicht gelingt, anzufaufen, auch biefelben, wenn fie ned 

7) ©. hierüber bie fehr ins Einzelne gehenben und auf großer Grfaßrung 
berubenben Bemerkungen von Geßler, a. a O., ©. 425 fg. 

8) Wenn Vogt, Armenmweien, Bb. II, ©. 85 fg. unb 231 fg. zwar mit 
lebhaften Farben die Gefahren ber unerfahrenen Auswanderer unb bie Unmeni& 
lichkeit fie ſchutzlos denfelben Preis zu geben fchildert und baber ein Syſtem von 
berathenden und belfenben Auswanderungßagenten verlangt; bagegen bie Mittel 
dazu ‚nicht vom Staate aufgebracht wiſſen will, weil biefer bie Auswanderung, 
als etwas, was boch in ſich ein Webel fei, nicht fördern bürfe, fonbern er eine 
Kaffe vorfchlägt, welche durch Abzüge aus dem weggehenben Vermögen zu bilben 
fei: jo if nicht nur der gegen bie Stantöbetheiligung angegebene Grund ein 
ganz fchiefer, indem Auswanberung bei Mebervölferung nicht nur kein Nebel, fon 
bern eine Wohlthat und eine Nothwenbigfeit ift; fondern es wäre eine ſolche Bes 
fteuerung gegen ben Zweck, inbem fie bie Luft unb bie Mittel zur Verpflanzung 
verminderte, unb überdieß eine Härte gegen bie in ber Regel doch nur ung 
reichend mit Gelb verſehenen Wegziehenden. 
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ganz ungebaut ſind, wo möglich zur vorläufigen Aufnahme von 
Koloniften zubereiten zu lafien, was namentlich durch Vorausſendung 
der jungen Mannjchaft gefchehen mag. Die für wohlfeile und fichere 
Reife nöthige Sorge ift natürlich auch bier zu tragen, und es kann 
dieß um fo leichter gefchehen, da für größere Mengen zu gleicher 
Zeit Wegziehender gemeinjchaftliche Reifegelegenheiten eigens beftellt 
und unter Obhut genommen werben koͤnnen. Sehr notbwenbig 
ift es, zur Verhütung vom Auseinanderlaufen der fo weit Gebrachten 
bie an den Gränzen ded neuen Baterlandes Angelommenen ges 
meinfchaftlich und fo fchnell ala möglich an ben Ort ihrer endlichen 
Beftimmung zu fchaffen, wo fie denn zum Schluffe, mit ben nöthig« 
fien Anfangsmitteln ausgerüſtet, in ihre neuen Beſitzungen einges 
wiefen werben. Bon ba an haben fie natürlich für fich felbft zu 
forgen, und e3 wäre nicht nur in ber Regel ſchon ftaatsrechtlich 
nicht möglich, überbieß aber für die Anlodung zur Auswanderung 
fehr nachtheilig, wenn ſich der bisherige Staat auch noch in bem 
neuen Wohnfibe eine befehlende und ordnende Gewalt aneignen 
wollte. Die neuen Bürger ded fremden Landes haben fich allein 
nach den Gefeßen ihrer ikigen Heimath zu richten und fie müflen 
nicht fürchten Finnen, in bleibenber Abhängigfeit gehalten werben 
zu wollen. Manche werben allerdings nicht einfchlagen, fich von 
den ihnen überlaffenen Landitellen wieder entfernen u. f. w.; allein 
bei der Mehrheit darf auf ein Zufammenbleiben und auf bie Be⸗ 
wahrung eines freundlichen Verkehres mit dem alten Lande gerechiret 
werden. Mit ver Zeit mag fich fogar ein für beide Theile vor⸗ 
theilhafter Handelöverkehr daraus entwideln. | | 
Die Durchführung einer folchen maffenhaften Auswanderung 
ift allerdings nicht ohne bedeutende Köften zu bewerkftelligen und 
«8 muß die Meberodlferung wirklich drückend fein, um ein: folches 
Opfer zu rechtfertigen. Doch ift es wohl fo einzurichten, daß wenig⸗ 
ftend ein bebeutender Theil der Ausgabe nur als Vorſchuß gege- 
ben wird. Will und kann nämlih der Staat nicht die ganze zu 
diefen verfchiedenen Vorbereitungen nothwenbige (übrigend durch 
gemeinfame Reife, richtige Anfäufe u. f. w. fehr zu ermäßigenbe) 
Summe ohne Erſatz aufwenden; jo ift, ohne daß bie Ausgewan⸗ 


172 


berten hart. gebrüct würden, wenigſtens eine Wiebererftattung bes 
Raufpreifes für Land und Häufer durch Vorbehalt des Eigenthums⸗ 
rechtes, durch Pfanbeintragungen, ober durch Verträge mit ben Ein: 
zelnen mittelft billiger Sahresraten mögli 9). Weberbieß Tann, wenn 
bie Gemeinden gefelich zum Unterhalte ihrer Armen verpflichtet find, 
auch von ihnen billigermaaßen ein Beitrag zur Beftreitung ber 
Auswanderungskoſten unbemittelter Angehöriger verlangt werben. 

Ein folcher Plan, dem Volke offen und ausführlich dargelegt, 
wird ficherlich, namentlich wenn er ein erſtesmal burch verftänbige 
und gewiffenhafte Ausführung feine Probe erftanden hat, Viele zur 
Auswanderung anreizen. Die Nothwendigkeit, ihre ikige Lage zu 
verbeffern, auf der einen Seite; dagegen auf der andern die Ausfict, 
biefe8 in dem neuen Lande zu erreichen, bie Bequemlichkeit ber 
Reife, die Gefellfchaft von Bekannten und Freunden, das Zuſam⸗ 
menleben mit Landsleuten auch im neuen Vaterlande muß eine 
Menge freiwilliger Meldungen zur Folge haben. Namentlich kann 
es für die ärmere Slaffe, welche in dem dibervölferten Lande mu 
ungenügenbe und ſchlecht Lohnenbe Arbeit findet und keinerlei Ausficht 
auf eine Verbefferung ihrer Lage hat, nur höchſt erwünfcht fein, ſich 
auf fo Teichte Weife in befjere Verhältuiffe zu bringen. Ste wird 
mafjenhaft Antheil nehmen, ſobald fie nur Vertrauen gefaßt bat, 
Setzt alſo der Staat feine Bemühungen mit Aufmerkfamteit und 
Gewiſſenhaftigkeit fort, jo wird er feinen Zweck erreichen, d. 5. ſich 
feiner überflüffigen Bevölkerung zu beren eigenem und zu ber Zu⸗ 
rücbleibenden Glück entledigen 19. 


9) Diefer Plan ift allerdings zunächft auf eine Auswanderung nach merife 
berechnet; allein bie Hauptfache, nämlich die beftändige Fürforge bes Staats mit: 
telft eigener Agenten bis zur Anfunft an Ort und Stelle, wirb bei jebem Zide 
einer maflenhaften Auswanderung anwendbar fein; das Webrige läßt fich Leicht 
mobificiren. Man vergleihe: Fürftenwärther, Der Deutfche in Norb:Amerifa. 
Stuttg. u. Tüb., 1818; Braun, Ideen üb. bie Auswanderung nad; Amerika. 
Göott., 1827; Lift, Tie Aderverfaflung u. ſ. w. in ber Deutfchen Vierteljahrsfchrift, 
1842, H. 4, ©. 159 fg.; enblid meine Abhandlung über Auswanderung im 
ber V.⸗J. ‚Sr, 1847, ©. 820 fg. 

10) Sollte nicht aber burch Privatgefellichaften ober durch einzelne Unter: 
nehmer bafielbe geleiftet, und fomit die Hülfe des Staates entbehrt werben können? 
Ohne gerade bie unbebingte Unmöglichkeit behaupten zu wollen, ift boch bie Aut⸗ 
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Endlich ift auch noch ber Zwangd- Auswanderung u 
erwähnen. — Sollten nämlih wider Vermuthen alle Aufmunte⸗ 
rungen zu freiwilliger Auswanderung nicht gehörigen Erfolg haben, 
bie Uebervölferung aber bis zum Unleiblichen jteigen, fo wäre un⸗ 
zweifelhaft der Staat bazu berechtigt, einen Theil feiner Bürger zur 
Auswanderung zu nöthigen. Die Mehrzahl der Bürger ift nicht 
ſchuldig, fi durch eine Minderzahl die Lebens: Möglichkeit rauben 
zu Iafien, Tann alfo ben Weberfluß der Bevölkerung im Noth⸗ 
falle mit Gewalt hinausfchaffen. Weit der Unmöglichkeit einer Fort- 
fegung ber bisherigen Coexiſtenz tritt ein Nothrecht ein. Dieſer 
Ueberfluß befteht aber natürlich aus dem zu fchnell und zu zahlreich 
nachwachfenden jungen Gejchlechte. Da jedoch von einer Entfernung 
pon Kindern nicht die Rebe fein Tann, fo wird fich die zwangsmaͤßige 
Auswanderung auf jo viele erwachlene, zu eigenem Fortlommen in 
der Welt fähige junge Leute beider Gefchlechter erſtrecken, biß ber 
Staat feiner Uebervöllerung enthoben if. So weit nicht Freiwillige 
fi finden, wird wohl das Loos cntjcheiden müffen, und jeber Ge - 
troffene hat entweder ſelbſt dad Vaterland zu verlaflen oder für 
einen an feiner Statt auswandernden Stellvertreter zu forgen. 
Daß für folche gezwungene Auswanderer der Staat nach der oben 
führbarfeit in den meiften Fällen in Abrebe zu ſtellen. Ein Einzelner bürfte kaum 
die erforderlichen Mittel, den wünſchenswerthen Einfluß in mehreren Ländern be⸗ 
fen; bie Beſorgung verſchiedener gleichzeitiger Geſchäfte in entfernten Gegenden 
möchte ihm fchwer gelingen; endlich könnte noch an dem Mangel an Gewalt 
über feine Auswanderer ber ganze Plan fcheitern. Man fehe 3.8. Gall, Reife 
nach N.⸗A. Trier, 1822. Bei einer Geſellſchaft fallen allerdings einige biefer 
Schwierigkeiten weg; allein theils bleibt der Mangel an Einfluß auf frembe Re: 
gierumgen und an Bewalt über die Auswanderer auch bier; theils wird eine Ge⸗ 
ſellſchaſt doch hauptſächlich nur in der Hoffnung eines Gewinnes zufammentreten, 
dann aber wird ber ganze Geſichtspunkt verrüdt. Höchſtens wo bie Religion 
va Banb ber Gemeinſchaft ift, läßt fih auf ein fees Zufammenhalten unb 
Gebeiben rechnen. Bol. Lift, a. a. O. Weberbieß if gegen beide Arten von 
Untvanderungd : Beförderung durch Privaten noch bie Ungewißheit ihrer Aus⸗ 
beimung und Ausdauer anzuführen, welde ben Staat hindert, mit Sicherheit 
einen Plan auf fie zu bauen, während ihm boch folgerechtes, ausgebehntes und 
ſchnelles Handeln Bebürfnig if. — Alle Einwendungen, welche Malthus 
(Bb. IL, ©. 287 fg.) gegen Auswanderung, als em Mittel zur Verminderung 
einer Ueberoölkerung vorbringt, find nur auf ſolche Privatanftalten anwendbar; 
freilich auch in Beziehung auf folde noch übertrieben. 
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vorgezeichneten Art alles irgend in feinen Kräften Stehende thun 
müßte, um ihnen ein neues Vaterland zu verfchaffen und fie in 
demfelben in die moͤglichſt behagliche Rage zu verſetzen, verfteht fich 
von feldft 12). Eben fo, daß die einzelnen Beftimmungen über bie 
Altersffaffe und Zahl der Auswanderer, über die Zeit ihrer Ent 
fernung, Stellvertretung u. |. w. nur durch ein Geſetz angeorbnei 
werben koͤnnten 17). 


Zweites Kapitel, 


Sorge des Staates für das Seben und die Geſundheit der 
Bürger. 


Erſte Adtheilung. 
Medieinal-Polizei. 


8. 21. 
Begriff und Zwei ber Medicinal⸗Polizei. 

Mit den Bemühungen um eine richtige Zahl iſt die polizeiliche 
Thätigkeit des Staates Hinfichtlich der Bevollerung keineswegs er 
ſchöpft. Er muß nun auch dafür forgen, daß die vorhandenen 
Bürger nicht aus Urfachen, welche won ihm und nur von ihm ab 
zuwenden gewefen wären, ficch werben und vor ber Zeit fterben. 
Sittliche Pflicht und eigener Vortheil halten den Staat gleichmäßig 
zu diefer Bemuͤhung an; und zwar Vortheil nicht blos in Beziehung 
auf die Erhaltung der nothwendigen Zahl der Bürger, ſondern 
namentlich auch weil Steche und Kinder dem Reichthume und ber 
Kraft des Staates ſogar noch ſchaden und nur Menfchen in voller 
Kraft und Geſundheit geiftige und Törperliche Arbeit fo wie Schub 
gewähren. Mit jedem vor der Ausnutzung der ganzen Lebenskraft 

11) Solche gezwungene Auswanberungen find allerbings dem nemern Curopa 
unbefannt: allein was bie alten griechiſchen Staaten, bie alten Deutſchen u. f. f- 
zu biefem, freilich Außerften und taufend Interefien verletzenden, Schritte brachte, 
— nämlid Vebervölferung — kann auch leicht wieber in bemfelben Maaße ein 
treten, fo baß das gleiche Mittel nothig wird. Es ift wenigſtens in ber’ Noah: 


regel weber Unrechtlichkeit noch Unmöglichkeit zu ſehen. 
12) A. M. if Bülan, Der Gtaat und bie Induſtrie &, 81 fe- 
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Verftorbenen gebt das auf feine Aufziehung verwenbete Kapital 
ganz oder theilweiſe vergebens zu Grunde”). 

Uebrigend ift es bei feinem Theile der Polizei⸗Wiſſenſchaft 
nothwendiger,, als bei der Mebicinal-Polizei, die oberften Grund: 
ſätze über Recht und Pflicht des Staates zur Thätigkeit und 
namentlich über das Eintreten und die Ausbehnung von Zwangs⸗ 
maaßregeln im Auge zu behalten. Berläßt man dieſe Anhaltöpuricte, 
jo geräth man nur allzuleicht in unaußführbare und urrechtliche 
Sätze, wie fie Ihon jo Mancher über den Umfang und bie Befug- 
nifje der Mebicinal-Bolizet aufgeftellt hat; oder aber man verfällt 
in den entgegengejebten Fehler und fieht mit pflichtwibriger Ruhe 
zu, wie das Volk Uebeln erliegt, die man ihm erfparen Tonnte. 

Es muß demnach ‚vor Allem ald Regel feſtſtehen, daß es 
zunächſt Aufgabe für jeden Staatsgenoſſen iſt, ſelbſt für Erhaltung 
und MWieberheritellung ſeiner eigenen Geſundheit und ber feiner 
Angehörigen durch die paffenden Mittel zu forgen. So ferne bie 
eigenen Kräfte des Einzelnen oder freiwillig Vereinter binreichen, 
bat der Staat weber dad Recht noch die Pflicht, anftatt ihrer zu 
bandeln. — Sodann barf fein Zwang ftattfinden, wo auch ohne 
einen folchen der beabfichtigte Zweck erreicht werben fan. Nament- 
lich ift es nicht geftattet, zur Theilnahme an einer Staatsanſtalt zu 
zwingen, wenn ber durch fie erjtrebte Nuten für bie freiwillig fich 
Betheiligenden vollftänbig erreicht wird auch ohne Ausdehnung auf 
bie fich ferne Haltenden, und wenn bie Nichtbenügung Iebiglich zum 
eigenen Schaden Zurechnungs⸗ und Willendfähiger gereicht. — 
Ferner darf ein fachlicher Vortheil nicht um ben Preis der Ber: 
legung eined allgemeinen vechtlichen ober fittlichen Grundſatzes er- 
lauft werben. — Eublich ift es thörigt, thatlächlich unausführbare 
Wünfhe dem Staate als Pflicht aufzuerlegen oder das Verhältniß 
der Mittel zum Zwecke nicht zu beachten. 


1) Quetelet, Sur l’homme, ®b. I, &. 145, berechnet, ba von ben führs 
Rp in Frankreich vor dem 16ten Jahre fierbenden 432,000 Menſchen jeber tm 
Durch ſchnitie 1000 Franken gefoftet Babe, und daß fomit 482 Millionen Franten 
jahrlich nutzlos für zu frühe Sterbende ausgegeben werben. ©. auch Wappäus, 
Bevdlterunga⸗Statiſtił, Bd. II, ©. 46 fg. 
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Allein ſelbſt bet ſtrenger Beachtung aller biefer Sätze iſt es 
nicht fchwer, den Beweis ga liefern, daß es wirklich manchfache noih⸗ 
wendige ober’ doch hoͤchſt nützliche Vorkehrungen hinſichtlich der 
Sefundheitäpflege giebt, welche zu treffen der Einzelne weder das 
Necht noch die Macht hat. Könnte 3. B. der einzelne Bürger An- 
ftalten einrichten und unterhalten, in welchen bie verjchiebenen von 
ihm etwa zu benütenben Klaſſen bed Arztlichen Perſonales Gelegen: 
heit zu ihrer wifjenfchaftlichen Bildung fänden ? Könnte er den an 
gehenden Arzt einer Prüfung über feine Kenntniffe unterwerfen, dem 
Untanglichen die Ausübung unterlagen ? Könnte er Onarantänen 
und Sperranftalten anorbnen, um anſteckende Krankheiten von der 
Gränze des Vaterlandes abzuhalten? Giebt es nicht ferner mır 
zu viele Falle, in welchen Mangel an Gelbmitteln dem Einzelnen die 
richtige Behandlung eines Krankfheitzfalled unmöglich macht? Chen 
fo laßt fich zeigen, daß viele Anftalten der Medicinal: Polizei allge 
mein, alfo mit Zwang, gehandhabt werden müfjen, jollen fie irgend 
von Nuten fein. So 3. B. die Vorfchriften gegen anſteckende 
Krankheiten; die Ordnung in den Apothefen; das Verbot fchäblicher 
Pfuſcherei; Maaßregeln ver öffentlichen Meinlichkeit u. ſ. f. Die 
Noͤthigung zum Gehorfame gegen Vorjchriften diefer Art kann aber 
nur vom Staate auögehen *). 


2) In der zahlreichen Literatur Über Mebicinals Polizei ſucht man in der 
Regel vergebens nad einer genauen Begriffäbeftimmung und nad leitenden Grund: 
fügen. Entweder enthalten biefe Werke gar einen Verſuch dazu, fondern reihen 
5108 nach logiſchem Takte oder in alphabetifcher Reihenfolge mehr ober minder 
volfändig bie einzelnen Gegenftände aneinander, (jo 3. ®. Frank, Shmibt 
mann, Frankenau, Steininger, Parent-Duchatelet, Mof, 
Defterlen, Tardieu, Hauska, Lion, Hädermann;) oder wenn 
der Verſuch gemadt wird, fo mißlingt er aus Mangel an klarer Anficht über 
ben Begriff ber Polizei überhaupt, wie diefeß ber Fall ift bet Shmidtmäller, 
Schütz u. A. Lobenswertbe Ausnahme macht nur Rulanb, Von dem Ein 
flufie der Staatsarzneifunbe auf die Staatöverwaltung. Rudolſt., 1806, Vogel, 
Mebicinifche Polizeiwiſſenſchaft, S. 9-69; und vorzügig Schürmapyer, 
Medicinifche Polizei, 2te Aufl., S. 1—18. Aud in ben Syftemen ber gefammien 
Polizei⸗Wiſſenſchaft finden fich biefelben Fehler, entweder gar fein fefter Haltpunft, 
fo 3. 8. bei Log, Jacob, Harl, Fiani u. f. w., ober ein ganz verfehrter 
Grundſatz, fo bei Berg, welder bem Bürger eine Verbindlichkeit gegen ben 
Staat auflaben will, biefem feine Geſundheit und fein Leben zu erhalten Wehr 
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Die Anftalten der Mebtetnal- Polizei zerfallen der Natur ver . 
Sache nach in zwei wejentlich verichieigee Abtheilungen, in bie 
Sefunpheitäpflege und in die Krankenpflege, alſo in die Anftalten 
ur Abwehr leben⸗ oder gejunbheitzerftörender Urſachen, und in bie 
Inftalten zur fchleunigften und wirkfamften Wiederherſtellung ges 
törter Geſundheit. 


Entfernung von Arankheits-Mrfachen. 


§. 22. 
1) Wigemeine Grunbläge. 
Wenn Überhaupt die gänzliche Verhinderung eines Uebels im- 
ner wohlthätiger unb klüger ift, als die Entfernung des ſchon 


R in der Hauptſache richtig, allein die falfche Grundlage feines ganzen Syſtems 
eigt ſich auch bier in erzwungenen Begründungen und folgewibrigen Folgerungen. 
— Die bauptfälichften allgemeinen Schriften über. die mebicinifche Polizei find 
ber: Frank, Syſtem einer volfländigen mebicinifchen Polizei. I-VIL Mannh., 
tüb. und Lpz., 1779 fg.; Metzger, Handbuch der Staats-Arzneikunde. Zürich, 
fe Ausg. 17875; Steininger, Staat3:Arzneiwiflenihaft: Wien, 1793; Er: 
hard, Theorie der Geſetze, die fi auf das körperliche Wohlfein ber Bürger bes 
ſiehen. Tüb., 18005; Shmibtmüller, Handbuch der Staatsarzneifunde. Landsh., 
1804; Shmibtmann, Verſuch — zur Gründung einer vollfommenen Mebis 
inal-Verfaffung u. Polizei. I. IL. Hannov., 1804; Frankenau, Die öffentliche 
Befundheit3-Polizel, Kopenh. 1804; Schü, gefrönte Preisfchr. über bie Mebic.: 
BolizeisWerfaflung, I. II. Mannh., 1808; Stoll, Staatswiff. Unterfuchungen 
über bad Mebicinal:Wejen. III. Züri, 1812; Bernt, Syſt. Handbuch 
ber öffentl. Geſundheitspflege. Wien, 1818; Wildberg, Syſtem ber mebil. 
Geſetzgebung. 2te Aufl. Berl., 1820; Parent-Duchatelet, Hygitne 
publique. I. IL Par., 1886; Moft, Encyflopäbie ber Staats⸗Arzneikunde. 
LI. %;., 1838; Montlau, Elementos. d’hygiene publica. I—III. Barcell., 
1847 fg.; Levy, Traité d’hygiöne publique et priv6e. I. II. Par., 1850; 
Tardieu, Dict. d’hygiöne publique. I—IH. Par., 1852 fg.; Vogel, Die 
mebicinifche Poliz.:Wiflenfchaft. Jena, 1858; Schürmayer, Handbuch ber 
mebic. Polizei. 2te Aufl Erl. 1856; Bappenheim, Handbuch b. Sanitätk: 
Boligei. I. IL Berl., 1858; Deferlen, Handbuch der Hygieine, 2te Aufl., 
xüb., 1857; Haus ! a, Compendium ber Gefunbheits: Polizei. Wien, 1859; 
tion, Handbuch der Medicinal- und Sanitäts⸗Polizei. Iſerl. 1862; Häders 
mann, Lehrbuch ber Mebicinal: Polizei, Berl. 1869. Sehr zu beachten find 
auch bie Zeitfehriften von Scharff, Pyl, Horn, Naße, Henke, Wagner 
aub Wildberg, Schneider, Shürmayer md Hergt, Siebenhaar 
uns Martini, Casper und die Annales d’hygiöne publique, Paris feit 
v. Mohl, volizeiwiſſ. I. 8. Kuflage. 12 
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‚eimgebrochenen Unglückes, fo tritt bie Nothwendigkeit einer Bor- 
ſorge boppelt gebieterifge da hervor, wo es fich von Menſchenleben 
handelt. Als ein vorzugsweife wichtiges Gefchäft der Medicinal⸗ 
Polizei ift fomit die Wegräumung und Entfernthaltung von Krank 
heits⸗Urſachen zu betrachten. Vergeblich wäre es freilich, wenn 
man auf ein gänzliches Verichwinden aller Kranfheiten hoffen wollte 
Bon vielen Krankheiten find die legten Urfachen ber Entftehung 
und Verbreitung dem Menfchen ganz verborgen, jo daß gegen fie 
gar Feine Vorkehrung irgend einer Art getroffen werben Tann; in 
anderen Fällen find allgemeine tellurifche oder atmofphärifche Zu: 
ſtände die Beranlafjung von endemiſchen ober blos vorübergehenden, 
ſporadiſchen oder epidemifchen Webeln, wobei in ber Regel menjd: 
liche Kraft und Kunft ihr gänzliches Unvermögen befennen muß 
Aber auch da, wo dur Anwendung ber richtigen Mittel eine 
Krankheit verhindert werden Fönnte, treten oft dem Willen und den | 
Anftalten des Staates übermächtige Hinderniffe in ben Bez 
Theils fehlt es an dem Rechte, die Bürger zur Befolgung der 
Vorbeugungs⸗Vorſchriften zu zwingen, wenn nämlich ber Wider: 
jtrebende nur ſich allein, nicht auch Dritten durch die Unterlaffung 
ſchadet. Theils find die nöthigen Maaßregeln ſchwierig zu vol. 
zichen, während doch vielleicht eine einzige Geſetzesübertretung oder 
Dienſtnachlaͤſſigkeit alle bisher aufgewendete Mühe zu nichte mad. 
Theil? endlich erfordern die Anftalten zur Entfernung von Krank 
heitäurjachen Häufig große Koften, welche nicht von jedem Staate, 
und nicht zu jeder Zeit und ſchnell aufgewendet werden Können. 
Dennoch bleiben immer noch Fälle genug übrig, in welchen eine 
zweckmaͤßige und Fräftige polizeiliche Thätigkeit zur Abwehr drohen: 
der Krankheiten Vieles wirkt. 

Die vom Staate in diefer Beziehung zu, treffenden Anftalten 
find materiell ſehr verſchieden; doch laſſen fie fich unter einen dop 
pelten Geſichtspunkt bringen. Die eine Klaſſe berfelden hat bie 
gänzlihe Wegräumung einer gefammten. Krankheitäurjache zum 


1828. Endlich die Sammelfgriften amtlicher Art, 3 ®. die Reports of the 
Gen. Board of Health, Lond., von 1849 an; der Oongrös. d’kygiöne A 
Bruxelles. .Brux., 1853. | 
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becke. Der Ruten ſolcher Maaßregeln bebarf Feines Beweiſed, 
em fie (volle Wirffamfeit vorausgeſetzt) das Uebel vollftändig 
eitigen und jede weitere Vorkehrung überflüffig machen. Zu ber 
eiten Llafje ift man genöthigt feine Zuflucht zu nehmen, went 
legte Krankheits⸗Urſache nicht entdeckt oder nicht weggeräumt 
rden kann. Sie befteht in denjenigen Mitteln, welche zwar ben 
amd des Uebels ungelhwächt laſſen, allein ven einzelnen Mens 
en mehr oder weniger vollftändig für feine Perſon in Schutz 
hmen. Wären fie immer durchaus wirkſam, und ließen fie jich 
f alle Bürger ficher ausdehnen, jo würben fie den Zweck ber 
bensrettung ebenfalls vollſtaͤndig erreichen ; allein beides ift leider 
ten der Tall. Ueberdieß find ſie ed, welche häufig große Koften 
d Beſchwerlichkeiten verurſachen. Zu diefen Mitteln darf daher 
x dann gegriffen werben, wenn die Verſuche gänzlicher Zerftärung 
e Krankheits⸗Urſachen mißlungen find; und ſtets bleiben fie nur 
ı Nothbehelf. Uebrigens zerfallen fie wieder in die Vorkehrungen 
gen aufteddende und gegen miasmatiſche Krankheiten. 
Um nun die zur gänzlihen Wegräumung bienenben 
tittel zweckmäßig zu wählen, muß vor Allem die lebte Urfache 
r zu befämpfenden Krankheiten aufgefucht werden. Die Erfahrung 
ꝛist aber drei Hauptlächliche Entjtehungdgründe nach, nämlich: 
ererbung von ben Aeltern auf die Kinder; anomalen Verlauf 
8 Lebensproceſſes, hervorgebracht durch innere, in dem eingels 
a Menſchen liegende Urfachen; endlich ſchädliche Außere Eins 
tungen, welche entweder nur vorübergehend wirfen, oder bleibend 
gewiffen Dertlichkeiten vorhanden find. und alsdann enbemifche 
ranfheiten erzeugen )). — Hier ift nun fogleidy Har, daß gegen 
1) &8 fol natürlich bier Feine mediciniſche Eintheilung ber Kranke 
iten und ihrer Urfachen verfucht, fondern nur eine Anzahl von Anhaltspunkten 
r bie polizeiliche Thätigfeit des Staates gegeben werden. Die Eintheilung bes 
toffes ift in ben Werken über Medic.⸗Polizei ſehr verfchieben. Häufig wird nur 
ı ganz Aanorganifches Aggregat von einzelnen Lehren gegeben. Anbere, 3. ®. 
zanf, haben verfucht, dadurch Ordnung in bas Chaos zu bringen, daß fle 
h der Reibenfolge eines menſchlichen Lebenslaufes bie einzelnen Lehren auf 
ander folgen laſſen, mit ber Zeugung beginnend und mit beim Begräbniffe 
digend. Noch Weitere nehmen bie Befriebigung ber menſchlichen Lebendbe⸗ 
irfnifje zu Eintheilungsgründen, alfo die Nahrung, Wohnung, Kleidung u. f. w. 
12 * 
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bie aus der innern Natur des Menſchen fich entwickelnden Krank⸗ 
heiten von Seiten ber Polizei Feine Abwenbungsmittel ergriffen 
werden koͤnnen. Wenn auch (was keineswegs die Regel ift) ſolche 
Urfachen für die menjchliche Kunft an und für ſich wegräumber 
find, fo mag es boch nur entweder von dem beiroffenen Menſchen 
felbft, oder von bem die beſonderen Verhältniſſe berückſichtigenden 
Arzte, nicht aber durch allgemeine Staatanftalten gejchehen. Dazu 
fommt noch, daß die Polizei nicht berufen ift, rein individuelle 
Zwecke, welche auch von dem Einzelnen ohne weitere Beihülfe ber 
Geſellſchaftsgewalt erreicht werben können, zu unterftügen. Hoͤchſtens 
mag der Staat eine fittliche Pflicht darin finden, entiprechende Be 
Iehrungen und Warnungen ſelbſt befannt zu machen, ober burd 
Männer, welche des öffentlichen Vertrauend genießen, in ihrem 
Namen verbreiten zu laſſen. Anders verhält es fich dagegen mit 
ben beiden andern Kranfheitäurfachen. Nicht nur ift bei denſelben 
eine Selbjthülfe in der Negel undenkbar; jondern es Tann fogar 
häufig nur durch allgemeine Maaßregeln geholfen werben. Erbliche 
Fehler find natürlich von den dadurch Betroffenen gar nicht, ſondern 
nur dann zu verhindern, wenn bie mit folchen Uebeln bebafteten 
Perfonen von der Kindererzeugung abgehalten werben. Won ben 
aͤußern ſchädlichen Einwirkungen aber find allerdings manche von 
der Art, daß der Einzelne fi und die Seinigen bet gutem Willen 
und Einficht vor denfelben zu bewahren im Stande ift, und dann 
bat auch der Staat nicht die Aufgabe, fich um fie zu bekümmern; 
allein gar häufig Können fic (wenn überhaupt) nur durch gemein 
ſames Handeln entfernt werben. 

Iſt man gendthigt zu bloßen Schugmitteln feine Zufludt 
zu nchmen, fo ift zu unterjcheiden zwiſchen dynamiſchen und 
mechaniſchen Mitteln. Die erfteren beruhen auf der Erfahrung, 
daß die Empfänglichkeit für gewiffe Krankheiten mehr oder weniger 


Allein alle dieſe Verfuche führen theils zu fehr gezwungener Einreihung ber Ma⸗ 

terien, theild und bauptfächlich geben fie Keine ſyſtematiſche Ueberſicht über bie 

Thätigkeit der M. P. und feine Gewißheit einer Vollſtaͤndigkeit; und fo ſcheint 

a bie im Xerte befolgte Gintheilung immer noch ihren Zweck am beften zu 
ullen. 
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urch eine beitimmte Umftimmung des Organisſsmus vermindert 
erden kann, jo 3. B. durch ben Genuß beftimmter Speifen, Ge 
ränke oder Arzneien, durch die Anwendungen von Näucherungen, 
urch eine mitteljt gewiffer Kleidungsſtücke zu erhaltende beftänbige 
(usbänftung u. |. w. Die anderen dagegen beftehen in einer 
ollfommenen Abjonderung aller von einer anftedlenden Krankheit 
rgriffenen Menfchen, fo wie manchmal auch der von ihnen mähs 
mb ihrer Krankheit gebrauchten Gegenftänbe; fie follen verhin⸗ 
een, daß die ausgebildete Krankheitsform von den Franken Perfonen 
uf geſunde verpflanzt wird. In Beziehung auf die Vornahme 
eider Arten von Vorkehrungen ift das Recht und bie Pflicht des 
Staates zu erweilen. — Die Anwendung ber dynamiſchen Schutz⸗ 
ittel kann allerdings nicht bloß duch den Staat angeorbnet 
erden; häufig fogar wird ihr rechter Gebrauch Ichiglich von ber 
jünktlichkeit und Aufmerkſamkeit des Einzelnen abhängen. In fo 
ne möchten fie denn vielleicht als ein für bie polizeiliche Thätig⸗ 
it der Regierung nicht geeigneter Gegenftand erjcheinen. Allein 
mnoch wird auch binfichtlich ihrer der Staat oft mit Recht in 
Infpruch genommen. Er hat nämlih, erſtens, feine technifchen 
schörden Unterſuchungen über bie geeignetften Mittel anftellen zu 
ffen und das Ergebniß bekannt zu machen. Ferner muß er das 
te forgen, daß ber Unfähigkeit der ärmeren Vollksklaſſe, ich mit 
n empfohlenen Mitteln zu verjehen, abgeholfen wird, theils durch 
ustheilungen auf dffentliche Koften, theil3 durch Aufforderung und 
eitung der Privatwohlthätigkeit. — Hinfichtlich der mechanifchen 
sicherungsmittel aber ift ohnebem Tlar, daß nur der Staat fie an⸗ 
rdnen darf, und nur er fie gehörig handhaben Tann. ine zweck 
äßige Anordnung derfelben ift aber um jo mehr wünfchenzwerth, 
eil fie, wenn fie vom Staate ausgehen, gegen bie Kranken, und 
jo gegen die Minderzahl, angeorbnet werden; während, wenn jeder 
inzelne fich für fich abfchließen müßte, ſämmtliche Geſunde fich abzu⸗ 
hließen und fomit in ihren Gewerben u. ſ. w. zu leiden hätten. 
Bon der größten Wichtigkeit ift natürlich, daß in jedem vor- 
mmenden Falle die richtigen Maaßregeln ergriffen werben, nicht 
ur weil die Anwendung eines den Zweck werfehlenden Mittels 
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voͤllig nutzlos ift, und das Uebel im feiner ganzen &röße befichen 
fäßt; fondern auch weil die häufig mit den Vernichtungs⸗ ober 
CS chupmitteln verbundenen Koften und Befchränkungen ber Bürger 
einen, vielleicht höchit bedeutenden, Schaden zufügen. Um aber zu 
biefer Richtigkeit der Maaßregeln zu gelangen, bleibt dem Staate 
fein andered Verfahren übrig, als daß er von ber höchften Medici⸗ 
nal⸗Polizeibehoͤrde (f. unten, 6. 44), bei welcher die größte Einficht 
in Gegenftänden ihres Faches vermuthet werben muß, über die 
Urfahen und den Charakter der in Frage ftehenten Krankheit, 
fomit über bie zu ergreifenven Ausrottungs⸗ oder Schu: Mittel ſich 
ein Gutachten ftellen läßt und biefem gemäß handelt. Bei fichen 
den oder ſich häufig wieberhofenden Krankheitäurfachen werben auf 
dieſe Weife bleibende Anftalten ober wenigftens immer gültige und 
tn jedem vorkommenden Falle alsbald zur Anwendung Tommende 
Vorjchriften erzeugt; gegen nur zufällig auftretende und fich nicht 
einbürgernde Urſachen genügen beſonders zu veranlaffende und 
mit dem einzelnen Falle wieder aufhörende Maaßnahmen. Nach 
ftchende allgemeine Regeln erfcheinen bei ſolchen Staats-Vorbeugungs⸗ 
anftalten ala geboten. — Vorerſt rathet, wenn über den Grunt 
des Uebel? oder über die Art der Abhülfe auch unter den Mitglie 
bern ber befragten Behörde gewichtige Zweifel beftchen, bie Klug⸗ 
- heit, denjenigen Weg einzufchlagen, welcher auch in der fchlimmern 
Vorausſetzung Hülfe bringt und namentlich Fein zu ſpaͤtes Bebauern 
einer Verfäumniß veranlafien Tanı. Wäre alfo namentlich vie 
Anſteckungsfähigkeit einer Krankheit im Zweifel, dieſelbe aber fehr 
gefährlich, fo ordne man inmerhin Eperranftalten an, bis die Er 
fahrung über die Art der Krankheit gehörigen Aufſchluß gegeben 
hat 2). — Sodann verfteht es fich, dag die zu ergreifenden Mittel 
im Verhältniffe zum Zwecke ftehen müffen. Sollte alfo eine Maaß—⸗ 


9) Es ift Hier wohl bie Bemerfung an ber Stelle, baß nicht Leicht ein Menſch 
ein größeres Verbrechen begchen Tann, als der Arzt, welcher aus Syſtem- ober 
Paradorien⸗Sucht, aus Widerfpruchsgeift und Sophifterel bie richtige Anſicht über 
bie Natur einer bebeutenden Krankheit, namentlich über ihre Anftedungsfähigteit, 
verfchweigt ober gar zu verdreben fucht, und. die Künfte lügenhafter Dialectif an: 
wendet, um Andere, vielleicht felbft bie ihn befragende Regierung, von feiner Be 
bauptung zu Überzeugen. Wenn er feinen Zwed erreicht, fo folgt bie Ergreifung 
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gel zwar als Vernichtungs⸗ ober Schutz⸗Mittel volljtändige Hilfe 
sten, allein mit großen Koften ober mit einer beträchtlichen Stoͤ⸗ 
ng des bürgerlichen Verkehres verbunden fein, fo darf fie nur 
i ſehr gefährlichen Krankheiten angeorbnet werben. Gegen wenig 
ebreitete oder nicht töotliche Hebel angewendet würbe fie offenbar 
br Schaden als Nuten bringen. — Drittens hüte fich ver Etaat 
r blofen Scheinmaagregeln, welche ſchon nach ber eigenen Einficht 
e Anoronenden den Zweck nicht erreichen können, entweder weil 

an fich wirkungslos find ober weil fie nicht vollzogen werben 
anen. Während fie dad Uebel ungefhwäct laſſen, verbinbern 
leicht die Ergreifung wirklicher Hilfgmittel, namentlich auch von 
eiten der Einzelnen, welche fich bereits für geſchützt erachten; fie 
rurfachen nutzloſe Mühe und Koſten; fie vermehren enblich bie 
ihl der nicht befolgten Berorbnungen zum Nachtheile des Anſehens 
e Behörden und der Befolgung guter Vorſchriften. Nirgends ift 
ı bureaukratiiched Papierregiment unwirkſamer und Lächerlicher, 
3 gegen Naturkräfte ®). 

Es gehört zu ben Unmöglichkeiten, eine vollftändige Anfzäh— 
19 aller derjenigen Fälle zu machen, in welchen die Medicinal⸗ 
lizei eine Krankheits-Urſache vernichten ober ein Vorbeugungs⸗ 
tel für den Einzelnen anrathen und anordnen kann; denn allzu 
fchieden find dem Orte und ber Zeit nach die Entftchungdgründe 
‘ Krankheiten, eben fo ändern ſich bie Mittel theils mit dem 
fen des Webels, theil® mit der Summe der Erfahrungen und 
ı Fortjchritten der Wiffenfchaften. Es ift daher im Folgenden 
e verfucht, die nach Häufigkeit oder nach Einfluß und Umfang wich⸗ 
ten Maaßregeln zur Verhinderung von Krankheiten barzuftellen. 

2) Anftalten zur gänzlihen Vernichtung der Krankheitsurſachen. 

8. 28. 
a) Verhinderung erbliher Mrankheiten. 

Tie Erfahrung zeigt, daß aus gewiſſen gejchlechtlichen Ver: 
dungen, namentlich von noch unreifen ober mit erblichen Krank: 
ber Maaßregeln, 3. B. bie Aufhebung von Sperranftalten. Wie leicht aber 


ı baraud namenlofer Jammer, ber Verluft nüßlicher Bürger entfpringen 
8) Bol Bogel, Mebiein. Polizei-Wifienfchaft, S. 43 fg. 
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heiten behafteten Perſonen auch wieder eine fchwächliche, an benkl- 
ben Uebeln leidende Nachlommenfchaft erzeugt wird. ine folhe 
Leibeäbefchaffenheit der Kinder wirb aber nicht nur für biefe ſelbſt 
bie Quelle unaufhörlicher Leiden und Hinberniffe, ſondern auch für 
bie bürgerliche Geſellſchaft eine Urſache von manchfachen Nad- 
theilen, und zwar um fo mehr, als biefe anererbten Krankheiten zu 
den unheilbarſten gehören. Sehr gerechtfertigt erſcheint daher ber 
Wunſch, daß Perfonen diefer Art keine Kinder zeugen möchten; 
und leicht dürfte namentlich erwiefen werden Tönnen, daß ihnen 
bie Gebote der Sittlichkeit diefes unbedingt unterfügen. Damit if 
aber freilich die hier allein zu erwägende Trage nicht beantwortet: 
ob der Staat das Recht hat, Perfonen ber bezeichneten Art mit 
Gewalt von einer Handlungsweife abzuhalten, zu welcher fie, um 
kluger und ſelbſt unfittlicher Weife, Luft tragen? 

Ohne Zweifel ift menigftena in ſolchen Staaten, deren Geſetz⸗ 
gebung uneheliche Gefchlechtöverbindungen ala eine ftrafbare Hand⸗ 
fung betrachtet (ſ. unten, $. 91), zwilchen ehelichen und unehelichen 
Zeugungen biefer Art ein wejentlicher Unterjchieb. 

Wenn nämlich die uneheliche Erzeugung eines Kindes in allen 
Fällen, auch von Gefunden begangen, als ftrafwürbig erklärt ift, 
fo wird natürlich die Strafmürbigfeit noch fehr gefteigert durch bie 
materiellen übeln Folgen des angenommenen Falle. Kann baber 
auch gleich die Polizei die Handlung nicht unmittelbar verhindern, 
fo iſt wenigftend die Androhung und PVollziehung einer beveutenb 
höheren Etrafe gerechtfertigt, und e8 kann fich nur fragen, ob und 
in welchen Fällen eine Webertragung erblicher Uebel mit genügender 
Eicherheit und Erkennbarfeit gefeßlich angenommen werden mag. 

Anders, wenn von ber Ehe einer Förperlich allzu ſchwachen 
oder mit einer erblichen Krankheit "behafteten Perfon bie Rede ift 
Hier ift wenigitend die Form der Handlung an und für fich nicht 
unerlaubt, und es kann ſomit nur aus einem überwiegenden Grunde 
eine Beſchränkung eintreten. Als ein folder Grund erjcheint 
nun an fich allerdingd bie Gemeinschäblichleit, denn Niemand 
hat ein Recht, cine Handlung zu begehen, welche eine allgemeine 
und bleibende Lat zur Folge bat, während fie bem Handelnven 
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bſt nur Befriedigung eined finnlichen Triebes gewährt und über⸗ 
B unſittlich iſt. Dennoch ift der nicht felten ?) gezogene Schluß, 
B alle Ehen der in die fragliche Kategorie gehörigen Perfonen 
eglih zu verbieten feien, nur unter großen Beſchränkungen rich 
. — Einmal nämlich muß feititehen, daß eine gewiſſe krankhafte 
rperbeichaffenheit wo nicht mit unbebingter Sicherheit, fo doch 
t überwiegender Wahrfcheinlichleit, fich durch Zeugung auf bie 
ichkommen fortpflanzt. Wegen einer blofen Möglichkeit darf 
I Urrecht des Menfchen nicht befchräntt werden. Solche große 
abricheinlichkeit Tiegt nun aber doch wohl nur bei felbft noch 
‚hlechtäunreifen Perſonen, jo wie bei einigen weniger fchweren 
anfheiten vor. — Sodann muß bie vererbbare Krankheit non 
cher Bedeutung fein, daß fie die geiftige und koͤrperliche Aus⸗ 
dung eined Menfchen und feine Brauchbarkeit für Lebenszwecke 
jelmäßig verhindert. Kleinere Störungen Finnen nicht als ein 
t dem Gemeinwohle unverträglicher Schaden betrachtet werben. 
- Endlih muß ein Verbot durchführbar fein, ohne daß den be= 
ffenden Perſonen felbft oder Dritten eine fittlich oder rechtlich 
ht vechtfertigbare Verpflichtung auferlegt würde. 

Bei Feithaltung diefer Forderungen bejchräntt fi) nun allers 
198 die Zahl der Fälle, in welchen ein durch entſprechende 
trafandrohungen aufrechtzuerhaltended gefchliches Verbot erlaffen 
rden Tann, fehr bedeutend. 

Ganz unzweifelhaft tft ein Verbot gerechtfertigt bei allzu⸗ 
üben Ehen. Diefelben haben in der Regel ſchwächliche Nach: 
mmen zur Folge, und find überbieß von Nachtheil für bie Ges 
noheit der Aeltern felbft, jo wie für bie Erziehung der Kinder. 
yatfache und amtliche Feftftellung derſelben unterliegen feinem 
veifel oder fonftigem Anftande. Das pafjende Alter zur Verhei⸗ 
hung iſt allerdings theils örtlich, theils individuell verjchieben. 
a aber die Fähigkeit im einzelnen Falle ohne Unfchicklichkeit nicht 
terfucht werben kann, fo ift eine Durchſchnittszeit feftzuftellen,. 
{che denn in gemäßigten Himmelzftrichen für den Mann das 


1) So z. B. von Shürmapyer, M. Polizei, ©. 29 fg. Auch bie früheren 
iBgaben bes gegenwärtigen Werkes folgten dieſer Anficht. 
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2oſte, für dad Weib das 17te Jahr fein bürftee Die Geſtattung 
von Ausnahmen in befonderd wünſchenswerthen Fallen bleibt der 
Regierung immer noch überlaſſen ?). 

Weit fchwieriger ift cine Entſcheidung in Betreff der Sm 
mit Perfonen, welche mit einer erblihen Krankheit behaftel 
find. Wenn auch eine Reihe von folchen Ucheln zu unbedentend 
an ſich find, um dad von üibereifrigen Aerzten geforberte Verbot 
zu rechtfertigen; und wenn es ferner nur eine Gebanfenverwirrung 
ift, denfelben auch ſolche Körperbefchaffenheiten beizuzählen, welche 
Schwangerſchaften und Geburten Iebendgefährlih für cine Frau 
machen können, ober anſteckende Krankheiten: jo bleiben doch immer 
einige Uebel von ſchwerer Bedeutung übrig, bei welchen bie Mög: 
Vichkeit einer Vererbung unläugbar vorliegt. So die Tuberculofe, 
bie Epilepfie, allgemeine Syphiliz, Geiftezftörungen 9). Ein Staats 


2) ©. Über biefen Eheverhinderungs⸗ Grund Frank's Mebichn. Boliyi, 
Bd. I (der Orig. Ausg.), ©. 1 fg.; Quetelet, Sur P’homme, Bb. I, 6.65; 
Shürmapyer, a. a. O., ©. 27 fg. und bie bafelbft angeführte Literatur. — 
Eine fehr ausgiebige Stüge erhalten die mebicinifch-poltzeilichen Forderungen theild 
durch die wirtbfchaftlichen Verhältniffe, welche frühe Ehen gewöhnlich ſchon von 
felbR verbieten, theil® durch die Verpflichtungen zum Heerdienſte. 

8) Ein vollfändiges und gehörig begründetes Verzeichnig ber erblichen 
Krankheiten vermißt man bis ist in ben Schriften über mebicinifche Polizei. 
Die von Frank, a. a. O., gemachte Aufzählung begreift nicht bloß bie erblichen 
Uebel, ſondern überhaupt alle körperlichen Zuftände, welche auf das Zengungs⸗ 
geſchäft ſchädlich einwirken, oder für welche e8 üble Folgen bat, namentlich alſo 
auch die anftedenden Krankheiten und die im Falle einer Niederfunft gefährlichen 
Körper:Berhättnifie. Und ſelbſt in diefer Ausdehnung genommen fcheinen einzelne 
Puucte bedeutende Außftelungen zuzulaſſen. Frank nennt nämlich: fallende 

Sucht, Auszehrung, Lungenſucht, Blutftürze, weißen Eiterfluß, große Fehler bed 
Beckens ober fonftige wibernatürliche und lebensgefährliche Bildungen, veneriſche 
Seuche, Ausſatz, Erbgrind, Schaarbock, Nieren und Blaſenſteine, Glicherfucht 
und Podagra, Krebs, Scrofeln, widernatürliche Beſchaffenheit der Geburtsglieder, 
Blödſinn und Wahnfinn. — Kürzer, allein dennoch nicht völlig zu vechtfertigen, 
iſt dag Verzeichniß von Orfila, (ſ. deſſen Med. léégale, 8b. I, S. 191,) näm: 
lich: Verunſtaltung des Beckens, Caries der Wirbelbeine, Aneurismen, einge⸗ 
wurzelte Syphilis und Wahnſinn. Und ſicher alles Maaß überſchreitet es, wenn 
Fodéré noch beifügt: Gicht, Hypochondrie, Hyſterie, Flechten u. ſ. w. — Ein 
auffallender Mangel an Logik iſt es aber, wenn unter die, wirklich ober angeblich, 
anftedenden Krankheiten noch eine Menge von andern Körperzuftänden gemiſcht 
wird, bei welchen von Vererbung auf die Nachkommen gar nicht bie Mebe iſt, je 
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verbot, dieſe Nebel durch Ehe auf Nachkommen zu Übertragen, wäre 
jomit ficher gerechtfertigt, wen bie Möglichkeit der Vererbung immer 
auch eine Wahrfcheinlichkeit wäre, und wenn das Vorhandenſein 
ber Krankheit im einzelnen Falle ohne Verlegung wichtiger Pflich- 
ten obrigkeitlich ficher geftellt werben könnte. Beides ift nun aber, 
nicht der Fall. Die genannten Geſundheitsſtoͤrungen können zwar 
auf die Kinder fich vererben, allein fie müffen es nicht; und oft 
gefchieht es thatfächlich nicht, oder nur in einem geringen, minder 
Ihädlichen Grade. Eine Mittheilung an die Behörde aber müßte 
entweder den Betroffenen felbjt, oder ihren nächiten Verwandten, 
endlich dem Hausarzte zur Pflicht gemacht werben, was bei ven 
erfteren bis zur Grauſamkeit unbillig, beim Arzte gegen bie fitts 
lichen Pflichten de3 Berufes wäre, überdieß von dem Einen und 
bem Andern leicht durch Vorwendung eigner Unkenntniß umgangen 
werben fünnte. Es bleibt daher dem Staate faum ein weitergehens 
des Hecht, ald dag, durch allgemeine Belehrung und Warnung vor 
ſolchen unvernünftigen und ihrer Folgen wegen unfittlichen Ver⸗ 
bindungen abzuhalten. Der gewiffenhaften Einwirfung ber Werzte 
und der Geiftlichen iſt bie Einjchärfung im einzelnen Falle zu 
überlaffen. 


zum Theile überhaupt von Nachkommen nicht. Diefes Fehlers machen fih 3. 8. 
Diejenigen ſchuldig, welche anftedenbe aber nicht erbliche Krankheiten als Grunb 
eined Eheverbotes anführen. Solche Ehen mögen unter Umflänben während ber 
Dauer ber Krankheit verfhoben werben müflen, allein nur aus dem, weiter unten 
erſt näher zu erdrterndben, Grunde ber Verhinderung von Anftedungen. ATS 
ganz ungerechtfertigt erfcheint ferner das Verbot von Ehen unter fehr alten Pers 
fonen. Mögen folge Verbindungen auch in ber Regel Feine Nachkommenſchaft 
Ticfern und häufig aus fittlichem Gefichtöpuncte nicht Töblich fein: fo verlegen 
fie doch auf der andern Seite weber irgend ein Recht noch find fie Veranlaſſung 
einer öÖffentlien Laſt. Sodann ift ein allgemeines Eheverbot wegen Impotenz 
ganz ungerechtfertigt; eine folche mag nur, im alle einer Klage, einen Grund 
zu einer Chefcheibung geben. Ferner kann es dem Staate nicht zuftehen, Ehe 
verbote für Fälle zu erlaffen, in welchen eine fehlerhafte Körperbefchaffenheit bei 
der Zeugung oder Geburt ben Tod bes Mißgeftalteten nach ſich zu ziehen broßt. 
Da ber Staat kein Recht Hat, dem Bürger zur Lebenderhaltung gegen feinen 
Willen zu zwingen, fo ift e3 Lediglich Sache ber fittlichen Ueberlegung ber Bes 
theiligten, ob fie eine Handlung begehen wollen, welche als eine Art von Selbſt⸗ 
morb erſcheinen muß. | 
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b) Wegräumung fchädliger äuferer Einwirkungen. 
6. 24. Be 
«) Bei ber phyſiſchen Erziehung ber Kinder. 

Allerdings ift es zunächit Sache ber eltern ober Pflegeäftern, 
für vie ungeftörte Entwicklung der phyſiſchen Kräfte, dadurch aber 
. für ein fröhliches und gefundes Heranwachſen der Kinder zu forgen. 
Auch ift meiltend ein folches Gedeihen allzufehr ihren Gefühlen 
- and felbft ihrem Vortheile angemeffen, als daß es Im Allgemeinen 
einer Aufmunterung oder gar eined Zwanges von Selten be} 
Staates bedürfte. Ohnedem wäre endlich eine genaue Beobachtung 
der Hausordnung aller Familien ein unermeßfiches, nicht durchzu⸗ 
führendes und leicht die Grängen alled Rechts überfteigenbes Ge: 
ſchäft. Deffen ungeachtet bleibt es doch die Pflicht ber Polizei, 
diejenigen Anftalten zur Stärkung der Gefunbheit der Jugend zu 
treffen, deren Einrichtung dem einzelnen Erzieher ſchwer fallen 
würde, ober zu denen ibm das Necht fehlte, oder welche endlich 
geeignet find, in weit verbreiteten und bebeutenden Yällen die Ge 
ſundheit der Kinder gegen Verfehrtheit oder Unverftand ber Ihrigen 
zu ſchützen. Je nachdem nun eine Unterftüßung ber Erzieher ober 
aber ein unbebingter Schub der Kinder beabfichtigt ift, muß ber 
Gebrauch der StaatZeinrichtung freigeftellt oder durch Zwangs⸗ 
maaßregeln eingeführt werden. — Eine Stantsthätigfeit fcheint aber 
hauptjächlich in folgenden Fällen wünſchenswerth: 

1) Die Ernährung der Neugebornen durch die eigene Mutter 
ift allerdings dad Naturgemäße und für Mutter und Kind Zuträg⸗ 
lichſte; allein nicht immer iſt es möglich. Es wird alfo die Wahl 
einer Amme wenigftend relativ nothwendig; dieſe aber Tann von 
ſehr großer Wichtigkeit für die Gefundheit und dag Leben eine 
Kindes fein. Da nun in großen Städten bie Erfundigung über 
förperliche und fittliche Befchaffenheit einer al® Amme anzu 
nehmenben Perſon großen Schwierigleiten unterliegt: fo ift bie 
Errichtung eigener, aus einem Vorftande, einem Arzte und einer 
Hebamme beftehender Ammen-Bureaus cine wohlthätige Maaßregel. 
Diefe Bureaud forgen einer Seitd den Aeltern für Ammen, anderer 
Seit? den letzteren für Unterkunft. Zu gleicher Zeit mag ihnen 
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uch noch der Auftrag werben, armen Müttern, weldhe an ber Er: 
ährung ihrer Kinder felbft verhindert find, Gelegenheit zu Unter⸗ 
ringung derſelben (etwa mit Unterftügung der Armenpflege) zu 
erihaffen. Zu diefen Zwecken iſt ein Eintrag genauer Nachrichten 
ber die perjönlichen Berhältnifie der einen Ammendienſt fuchenden 
jerfonen, fowie über Erfund ber mit ihnen vorgenommenen ärzt- 
chen Unterfuchung erforderlich. Letztere Zeugniffe gelten natürlich 
ur für eine beftimmte ganz kurze Zeit. Da die Errichtung einer 
chen Anftalt für einen Privat-Unternehmer nicht unmöglich ift, 
» hat der Staat zunächſt nur eine Controle anzuorbnen, und nur 
a Ermangelung von tauglichen Privat-Anftalten mag er fie ſelbſt 
inrichten ?). 

2) Manchfacken Webeln find die Kinder in ſolchen Familien 
usgeſetzt, in welchen ihnen wegen regelmäßiger Abwejenheit ber 
Leltern vom Haufe Feine unausgeſetzte Aufficht und Pflege gegeben 
erden Tann. Natürlich tritt diefes hauptfächlich bei Armen ein, 
veiche ihrem Erwerbe außerhalb des Haufes nachgehen müſſen; 
och kann der all auch bei Wohlhabenveren fich ereignen, nament- 
ih wo die Mutter fehlt. Zu dem Ende find denn feit einigen 
jahrzehnten eigene Bewahranjtalten vielfach errichtet worden, 
nd zwar, genau genommen, in zwei Abftufungen, Die Bewahrs 
nftalten i. e. ©. (Krippen) find für Kinder, welche zwar nicht 
nehr gefäugt werben, allein dag ziveite ober dritte Jahr noch nicht 
berichritten Haben; die Kleinkinderſchulen (in neuefter Zeit 
uch in der Form Froͤbel'ſcher Kindergärten, in England die Dame 
Ichools) dagegen nehmen Kinder von dem genannten Jahre bis 
um eigenilichen Schulbefuche auf. Jene haben natürlich nicht nur 
ür die Aufbewahrung und Unterhaltung der Kleinen während des 
lages zu forgen, jondern auch für Speife, Lagerſtätte, Wärterin- 

1) ©. Frank, Mebic. Polizei, Ub. IL, Abt. 2, Abfn. 8; Schweißer, 
He AmmensBeforgungsanftalt für Berlin. Berl, 1826; Donne, Die Mild, 
wWbefondere bie der Amme. Minden, 1888; $reund, Ueb. Ammenweſen, in 
jaſpar, B.⸗J.Schr., Bb. X, H. 1, S. 56 fg.; Tardieu, a. a. O., 8b J, 
5. 231 fg; Schürmayer, a. a. O., ©, 46 fg.; Gründe gegen die Ammen⸗ 
ureaus bei Pappenpeim, Hanbbuch Bd. I, ©. 97 fg; Lion, Medic. 
jolizei, ©. 266 fe- 
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nen u. ſ. w. Dieſe dagegen liefern nur Gelegenheit zu freier Bewe⸗ 
gung, zur Unterhaltung und zu den erften fpielenden Anfängen 
bes Unterrichtes *). Der große Nuten beiverlei Anftalten läßt ſich 
nicht verfennen; und zwar iſt ſogar, wenigiten® in jeber größeren 
Gemeinde, die Errichtung getrennter Anftalten für die verjchievenen 
Stände wünſchenswerth. Die Forderungen an ben Staat (ober 
bie ihn vertretende Gemeinde) werben übrigens keineswegs in Be 
zichung auf alle diefe Anftalten und an allen Orten bie gleichen 
fein. Ein Theil der Anftalten, nämlich die für bie Kinder der 
Wohlhabenderen beſtimmten, können und follen Privatunternehmen 
fein. Allein auch von den für die Aermeren beitimmten wir 
wieder ein Theil durch Privatwohlthätigkeit errichtet und unterhal- 
ten werden. Somit bleibt als Aufgabe für den Staat nur bie 
Einrichtung der nicht jchon anderwärts beforgten Armenfchulen 
diefer Art; ferner die Anordnung einer genauen Aufficht über bie 
Zweckmäßigkeit der Anlage und Führung fämmtlicher Anftalten. 
Diefe Aufficht aber wird füglich der Drtsfchulbehörde und dem 
Bezirks⸗Arzte übertragen werben *). Unbemerkt kann übrigens 





2) Daß in dieſem zarten Alter kein eigentlicher Unterricht gegeben werden 
darf, indem ein folder ein Verderben von Leib und Seele wäre, ſollte nicht erſt 
bemerkt werben muſſen. Sehr vernünftige Erörterungen bierüber macht Denzel, 
in ben Blättern aus Süddeutſchland für Volkserziehung, Jahra. I, S. 80 fg. 

8) Schon bei Platon findet fich bie Idee der Kleinfinderfchule; f. Kapp, 
Platon's Erziehungslehre, ©. 31 fg. Ueber die Geſchichte berfelben in der 
neueren Zeit f. De Gerando, Bienfaisance publique, ®b. II, ©. 21 fg. 
Die Einrihtung und Führung aber iſt in einer großen Menge von Schriften 
behandelt. Man ſehe z. B. Schwarz, Die Schule, ©. 21 fg.; Mme Mil- 
let, Observ. sur le syst&me des &coles d’Angleterre pour la premiere 
jeunesse. Par., 1824; ®Wilderfpinn, Ueber bie frühzeitige Erziehung ber 
Kinder und die englifchen Kleinkinderfchulen. U. d. E., Wien, 1828; Diobatt, 
‚Die Kleinfinderfchule, überf. von Gebhard. Lpz., 1828; John, Die Klein 
kinderſchule. Nordh., 1831; Rehlingen, Die Bemahrichule für Kinder von 
2 bis 7 Jahren. Wien, 1838; Schwabe, Die Verwahr und Kleinkinder: 
ſchule. Neufl., 1834; Wirth, Ueber Kleinkinder » Bewahranftalten. Augsb., 
1838; Derf., Mittheilungen über Wleinfinber:B.:U. Augsb. 1840; Mar- 
beau, Les cröches. Ed. 8, Par., 1845; Carpantier, Conseils 8. L 
direction des salles d’asyle. Ed. 2, Par., 1846; Rostaing de Rivas, 
Des 6&tablissemens publics destines & la premiöre jeunesse. Nantes, 1849; 
Hügel, Ueb. d. focialen Humanitäts-Anftalten für bie Kinder ber unteren VBollte 
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iicht bleiben, daß die Bewahranftalten i. e. ©. ziemlich bedeutende 
Bolten verurjachen, (während bie Kleinkinderſchulen mit geringen 
Ritteln bergeftellt werden können), fo daß aljo eine allgemeine 
Zerbreitung berjelben ſowohl im Wege ber Privatunternehmung, 
18 noch mehr auf öffeniliche Koften nur laugſam vor ſich gehen wird. 

3) Zur gefunden Entwidlung der Körper:Kräfte iſt nöthig, 
aß das Kind dieſelben häufig und mit Anftrengung übe Dieß ges 
chieht denn nun freilich, namentlich von Knaben, Schon von felbft viel: 
ältig. Allein zur vollftändigen Wirkſamkeit ift eine ſyſtematiſche Be- 
andlung diejer Uebungen nöthig; um Gefahr zu entfernen, follten fie 
mter Aufficht und Leitung gefchehen. Mit Einem Worte, regel: 
näßige Gymmnaſtik ift ein ſehr wünfchengwerther Theil der Er⸗ 
ichung. Zu berfelben find nun aber theild Vorrichtungen nöthig, 
velche keineswegs Jeder feinen Kindern verfchaffen kann; theils 
in Lehrer und Aufjcher, deſſen Aufftellung dem Einzelnen natür= 
ich noch jchwerer würde. Wozu noch kommt, daß MWeichlichkeit 
md Trägheit Manchen hindern würde Antheil zu nehmen, wäre 
8 ganz in das freie Belieben geftelt. Aus allen dieſen Gründen 
auß die Gymnaſtik einen Theil des Unterrichtes jowohl in Privatz, 
3 in öffentlichen Schulen ausmachen, jomit regelmäßig und von 
fen betrieben werden. Und zwar follten nicht nur bie gewöhne 
ichen Uebungen des Turnplatzes, alfo Klettern, Springen, Werfen, 
taufen, getrieben werden, fondern auch — wo die örtliche Gele⸗ 
jenheit e3 erlaubt — Echwimmen, und überall die Anfangdgründe 
er Waffenübungen. Letztere wären namentlich eine Vorbereitung 
tr allgemeine Volksbewaffnung, welche mit den erwachjenen Jüng⸗ 
Ingen (in Jugendwehren, ſchweitzer'ſchen Cadetten⸗Anſtalten) mehr 
m Ernſte fortgejeßt werben könnten. Die Einrichtung diefer 
lebungen kann in groͤßeren und reicheren Gemeinden keine Schwie⸗ 
igkeit haben, namentlich wenn man von den Lehramtszoͤglingen 


laſſen. Wien, 1851; Salviati, Die Säuglings-Bewahranſtalten. Berl, 
8525 Helm, Die Krippe. 2te Aufl., Lpz., 1855; . Martin-Doisy, 
Jiet. d’&conom. charit.,.®b. III, ©. 753 fg. (In Frankreich beftanden im 
J. 1856 über 3000 Kleinfinberfchulen.) Eine eigene bem Gegenſtande gewibmete 
Jeitihrift iſt: L'ami de l’enfance; journal des salles d’asyle. Paris. 
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auch hierin gründliche Uebung und Kenntniß verlangt. Vei großen 
Anſtalten kann ſelbſt ein eigener Lehrer dafür ernannt werben‘). 
Dagegen laßt ſich freilich bei Dorfgemeinden mancher Widerſpruch 
erwarten. Leicht wird hier eine ſolche Gymnaſtik von den Aeltern 
für überflüſſig erklärt werden, weil die Kinder ſchon von ſelbſt ſich 
hinreichend umthun; ober es wird der Mangel und die Koſtbarkeit 
eines Lehrers zum Vorwande dienen. Da Erſteres aber mit Ur 
recht geſchähe, indem Kinder der Landleute zwar wohl bie Kraft, 
nicht aber die nöthige Gewandtheit des Körperd erhalten: fo darf 
man fich wohl nicht bedenken, die Gymnaſtik als einen Theil bei 
Zwangd-Schulunterrichted zu erklären. Lebterem aber Tann, ne 
mentlich durch ehemalige Soldaten, welchen der Staat zu dieſem 
Zwecke einen Kleinen Gehalt gäbe, Teicht abgeholfen werden. — 
Alles dieſes findet freilich nur Anwendung auf die Erziehung ber 
Knaben. Daß auch die Lörperliche Entwiclung ber Mädchen eine 
Mebung ihrer Kräfte erfordert, ift zwar unbeftreitbar; allein die 
Sitte ift der Einrichtung Iffentlicher gyumnaftifcher Uebungen für fie 
abgeneigt; und fo bleibt nicht? übrig, als dafür zu forgen, daß in 
den ausfchliegend für die Erziehung von Mädchen beftimmten 
Schulanftalten und Penfionen es an dem nöthigen Raume und an 
der Zeit zur Bewegung im Freien nirgends fehle ®). 

4) Ein weiterer wichtiger Punkt ift die Sorge, daß ber 


4) Wenn Werner, Zwölf Lebensfragen. Drezd., 1836, ©. 42 fg., ver: 
langt, daß eine eigene Oberauffichtöbehörde für den Turnunterricht beftellt werde, 
fo geht dieß doch zu weit. Dagegen ift in größeren Staaten eine Anfalt zur 
Bildung von Turnlehrern allerdings an ber Stelle. Weberbieß Tann durch Auf 
ſtellung von Mufterlehrern an den Schullehrer-Seminarien und an ben Univerfis 
täten für die Bildung von Lehrern geforgt werben. 

5) S. Rapp, Platon’ Erziehungslehre, ©. 46 fg.; Derf., Ariftoteleg Staats 
päbagogif, ©. 136 fg.; Filangieri, Scienza della legislazione, lib. IV, 
c. 9, art. IV, und cap. 22, art. IV; Jahn und Eißele, Deutſche Turn⸗ 
funft. Berl., 1816; Gutsmuths, Gymnaſtik für die Jugend. Schnepfen: 
tbal, 18045; Schmelzing, Die Lanbwehr, gegründet auf die Turnkunſt. Berl, 
1852; Strauß, Ueber die Nothwendigfeit georbneter Leibesübungen in Ges 
lehrtenſchulen. Erf., 18295 Koh, Die Eymnaſtik aus dem Gefichtöpunfte ber 
Diätetit und Pfychologie. Magd., 1880; Werner, Das Ganze ber Gymnaſtik. 
Meißen, 1836. — Die Förperlichen Uebungen der Mädchen behandelt: Werner, 
Gymnaſtik für bie weibliche Jugend. Meißen, 1834. 


Sch ul beſuch der Gefunbheit der Kinder nicht ſchade ). Hiezu iſt 
denn erforderlich: 

a) Das Verbot allzu frühen Schulbeſuches. Vor dem 
ſiebenten Jahre ſollte kein Kind in eine eigentliche Schule aufgenoms 
men werben ?). 

b) Eine zweckmaäßige Beftimmung binfichtlih der Unters 
richtszeit. Hier ift denn aber Doppelte zu beachten. — Vor 
Allem die Dauer des Unterrichted. Je zarter das Alter, deſto 
ſchädlicher und unnatürlicher ift das unbewegliche Siten, überbieß 
in mehr oder minder verborbener Luft. Die Etundenzahl muß 
alfo bei den Jüngſten die Kleinfte fein; aber auch ber erwachſeneren 
Jugend ift noch hinreichende Zeit zu geiftiger und koͤrperlicher Er: 
bolung zu Laffen, und zwar theils in Zwiſchenzeiten des Unterrich⸗ 
te, theils Hinfichtlich der Geſammtdauer deſſelben. Natürlich darf 
dann aber die zur Stärkung der Geſundheit freigelaffene Zeit nicht 
durch übermäßige Aufgaben, weldye außerhalb der Echule zu bear⸗ 
beiten find, wieder verkürzt werden. Um aber dieſes moͤglich zu 
machen, tft erforderlich, dag man Feine übertrichenen Forderungen 
an die Kenntniffe der Jugend mache, weder nad) der Ausdehnung, 
noch Hinfichtlich der Tiefe. Vernünftige Beftimmungen über den 
Inhalt der Prüfungen, welche zum Behufe der Aufnahme in ges 
wiffe Anftalten, auf die Hechſchulen u. ſ. w. erftanden werben, 
müffen hier das Beſte thun 8). Auch die Beitimmung der Ferien⸗ 

8) ©. Wegherlhin, Ueb. d. Einrichtung der Eulen in Rüdfiht auf 
die Törperlihe Geſundheit ber Jugend. Stuttg., 1750; Orfila, Pr&ceptes 
d’hygiöne pour les &coles primaires. Par., 1836; Schraube, Tie Sorge 
für die Gefundheit in der Schule; (Henke, Zeitfehrift, 18560, H. 25) Lion, 
Med. Pol, &. 268 fg. — Bon großem Werthe wäre ed, wenn bie Schulen von 
den Staats: Mebicinalbeamten häufig und unerwartet unterfucht, gefunbene Miß⸗ 
Rinde fogleich zur Abhilfe angezeigt würben. 

NG. Hufeland, Kunft das menſchliche Leben zu verlängern, Bd. II, 
© 2. — Benn Krauß, Zur Reform des öffentlichen Unterrichtes. Stuttg., 
1840, ©. 65 fg., fogar erft mit dem 10ten Jahre den eigentlichen Unterricht 
besinnen laſſen, vorher. nur einen Anfchauungs:Unterricht geftatten will: fo möchte 
bieß, vernünftige Maaßhaltung in den unteren Schulabtheilungen verausgefcht, 
boch nicht gehörig begründet fein. 

8) Das Berdienft, auf diefen wichtigen Gegenftanb eindringlich aufmerffam 


gemacht zu haben, bleibt Lorinfer, Zum Schutz der Geſundheit in Echulen. 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. I. 8. Auflage. 13 
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- zeit kommt bier in Betracht, welche weit zwerckmäßiger auf kurze 
regelmäßige Auzfegungen während der Eurfe vertheilt, als zu. vie: 
wöchentlichen gänzlichen Unterbrechungen jedes Unterrichtes zuſam⸗ 
mengelegt wird.. — Ein zweite Erfordemiß ift die Abwechs— 
fung des Unterrichted. ine lange gleichartige Beichäftigung von 
Kindern entfpricht weder dem Unterrichtszwecke noch der Geſundheit. 
Es müſſen alfo, begreiflich verſchieden nach dem Alter, Häufige Ib: 
wechslungen und auch kurze völlige Unterbrechungen ftattfinden. 

c) Geſunde Lage und Bauart des Schulgebän:- 
des und hinreichende Größe der Lehrzimmer, je nach ber Zahl ber 
Echüler bemeffen ?). 

d) Schonung ver Augen durch Verbeſſerung dunkler oder 
alzu Heller Lehrzimmer, namentlih durch möglichite Vermeidung 
des Unterrichtes in der Dämmerung und felbft bei Licht 19). 

5) Die übermäßige Mitwerbung in mandyen Gewerben, welche 
die Benützung jeden Vortheiles vorjchreibt, ſodann die Fabrikation 
mittelſt Mafchinen, machte die Verwendung zahlreicher Kinder in 
verfchievenen Arten von Gewerben, namentlih in den Baumwolle 
ipinnereien und in gewiffen Gattungen von Bergwerken, nöthig 


Berlin, 1836. Seine vielen und heftigen Gegner haben ihm nur einzelne Mif 
griffe und Webertreibungen, keineswegs aber Unrichtigfeit ber ganzen Anficht und 
Anklage nachweiſen können. Man vergl. namentfih aud noch die angeführte 
Schrift von Krauß. 

9) Richtige Bemerkungen und Vorfchläge über diefen wichtigen Gegenftand 
macht: Alcott, Essay on the construction of schoolhouses. Bost., 1832; 
vgl. namentlich aber auch Pappenheim, Handbuch, Vb. II, ©. 425 fg., und 
auch a. a. O., S. 59 fg. Sehr beachtenswerth ift namentlich bie Warnung Pappens 
heim's, nicht blos Neubauten Ins Auge zu faflen, ſondern namentlich auch ben, oft 
unabänderlich genebenen, beftehenben Schulgebäuden bie höchſt nothwendigen 
Berbefierungen angebeihen zu laſſen. — Bon befonderer Bebeutung if natürlid 
eine gefunde Befchaffenheit des Locales in benjenigen Schulen, welche bie Zägs 
linge nicht blos während ber Schulftunben befuchen, fondern wo fie auch, of in 
ſehr großer Anzahl, wohnen, wie 3. B. in ben franzöfliden Colleges, vielen’ eng: 
liſchen, auch einzelnen beutfchen Schulen, in den verfchiebenen Arten von Semi- 
narien u. f. w. Ueber die hier zu verlangenden Einrichtungen, (welchen freilid 
auch noch entfprechende Maaßregeln in Beziehung auf Nahrung u. f. w. zur Seite 
geben müjfen,) {. Montfalcon et Polini&re, Traite, ®b.I, &. 121fg-; 
Pointe, Hygiene de collöges. Par., 1846. 

10) S. Shürmayer, ©. 61. 
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mb möglich. Unzweifelhaft mußte ein fo frühes Eintreten in ernfte 
ınd häufig jehr einförmige Beichäftigung den Menfchen um feine 
hönften Fahre bringen und feiner geiftigen Bildung mehr oder 
veniger ſchaden. Dennoch wäre wohl, theils wegen des nicht uns 
edeutenden Erwerbes, theil® bei der Schwierigkeit die Kinder ber 
eftändig abweienden Yabrikarbeiter zweckmäßig zu befchäftigen und 
u beaufjichtigen, ein Einjchreiten des Staated gegen ben Willen 
ver Aeltern nicht gerechtfertigt gewelen, wenn dieſe Verwendung 
von Kindern nicht ohne alle Rückſicht auf ihr Lörperliches Wachs⸗ 
hum und auch auf ihr fittliches Wohl gefchehen wäre. Allein va 
nverantwortliche Habfucht der Herren und Rohheit oder Noth der 
Heltern die unglücklichen Gejchöpfe viele Stunden bed Tages (618 
m 16 und jelbjt noch weiter!), ja jogar nicht felten ganze Nächte 
indurch an die Arbeit fefjelte, uneingerechnet die Zeit, welche fte 
mf dem Wege von den oft weit entfernten Wohnungen zubringen 
nußten, jo daß fie häufig nur durch empörende Mißhandlung zur 
Fortſetzung der übertriebenen Arbeit angehalten werden konnten 
and natürlich von Unterricht und Erholung gar feine Rebe war; 
a fie nicht felten zu ganz abjtumpfenden Gefchäften gebraucht wor» 
ven; da ferner der wohlfeilere Arbeitälohn die Fabrikanten veran- 
laßte, ſogar die jüngeren (6 — 10jährigen) Kinder den älteren vor: 
wzichen; da endlich von dem freien Willen Einzelner nicht? zu er- 
warten war, weil fie fonft die Mirwerbung anderer minder men⸗ 
ihenfreunblicher Gewerbeunternehmer nicht beftehen Tonnten: fo 
wurden Staatsgeſetze, welche dazu beftimmt waren, einen ber häß- 
lichſten Flecken unferer itzigen gejellfchaftlichen Zuftände zu tigen 
und die Gewerbethätigfeit von einem Fluche zu befreien, welche 
alfo das Uebermaaß ber Kinberbefhäftigung unterjagten, troß 
großer unläugbarer Schwierigfeiten 11), unabweisbared Bebürfniß. 


11) Die Schwierigkeiten beftehen namentlich barin, daß bei einer ben Kräften 
und der Entwidlung von Kindern angemefienen Arbeitözeit bie älteren Arbeiter, 
beren Gehülfen jene find, geftört werden, was namentlich bei einer burch mecha⸗ 
nifche Kraft bewegten DRafchinerie und bei einer Tag und Nacht fortgehenden 
Feuerung fehr beſchwerlich und Eoffpielig, wohl ganz unmöglich fein fann. Tas 
einzige wirklich -wirffame Mittel ift num offenbar aber eine doppelte Zahl von 
Kindern zu beſchäftigen und jede Abtheilung nur den halben Tag arbeiten zu 

18 * 
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Solche Geſetze find denn nun auch in der That manchfach gegeben 
und zum Theile allmählich verfchärft und verbefiert worden 79); 
und wenn fie auch noch nicht den gewollten Nuten vollftänbig be. 
werfitelligt haben, fo ift doch ein Anfang gemacht und ein Erfolg 
erreicht worden. — Der Grundgebanfe eines folchen Geſetzes aber 
muß fein, daß Kinder, welche fein Geſundheits⸗ und Kräftigfeitd- 
Zeugniß von einem Arzte aufweiſen koͤnnen, fo wie jeden Falle 
Kinder unter 8—10 Jahren gar nicht, von dieſem Alter an bi 
ctwa zum zurückgelegten 14ten Jahre nur die Hälfte des Tages, 
von bier an bis zum 18ten Jahre wenigſtens nie in der Nadt 
befchäftigt werden dürfen; fo daß aljo bie freie Vertrags-Zeit erft 
mit dem Alter eintritt, in welchen ohne Nachtheil für die Geſund⸗ 
heit die ganze Zeit körperlichen Beichäftigungen gewidmet werben 


laſſen (fog. Relais). Ohne Zweifel ift dieß nicht immer leicht einzurichten, theilb 
weil an einer ſolchen großen Zahl von Kindern fehlen kann, theils weil fo vide 
Lehrlinge fpäter nicht ſämmtlich bei dem Gewerbe untergebracht werben koͤnnen, 
überdich bat es natürlich ben Nachtbeil, daß der Lohn ber fo nur halb Berwen 
beten auf die Hälfte finkt; (vgl. Senior, Letters on the factory act. Lond., 
1837;) dennoch muß darauf beftanden werben, weil nur auf biefe Weiſe eine 
wirkliche Erholung und ein wirffamer Schulunterricht ftattfinden kann. Die ger 
wöhnlih in neueren Geſetzen beftimmte Abfürzung der täglichen Arbeitszeit für 
Kinder, etwa auf 7—8 Stunben, ift nur eine halbe Manßregel, welche weder bie 
Kinder genügend fhüßt, noch bie Störungen ber Erwachſenen ganz befeitigt, übers 
bieß leicht umgangen werden mag. Der daneben noch beftehende Zwangsunterricht 
von einigen Stunden ift erfahrungsgemäg faft ganz nutzlos. ©. J. Simon, 
L’ouvrier de huit ans; in ber Rev. de deux mondes. Dec. 1864. 

12) Solcher Geſetze beftchen befonders in England viele, nämlich: 59 Ge. III, 
ch. 66 (1819), 1 unb 2 Ge. IV, ch. 39 (1825), 3 und 4 W. IV, ch. 103 
(1833, factory act genannt), 7 Vict., ch. 15 (1844), 10 Vict., ch. 19 (1847), 
13 und 14 Vict, ch. 54 (1850), 16 und 17 Vict., ch. 104 (1850), 24 unb 
25 Vict., ch.-117 (1861). — In Frankreich Geſetze vom 22ten März 1841, 
vom 22ten Febr. 1851; in Verbindung mit ben Geſetzen vom Bten Sept. 1848 
und 17ten Mai 1851 über die Tauer der Arbeit überhaupt. — In Preußen 
V.⸗O. vom 6ten April 1839. — In Bayern B.:O. vom 15. Jin. 1840. — 
In Baden B.:D. vom 4ten März 1840. — ©. Lois et ordonnances sur les 
travaux des enfants dans les manufactures. Brux., 1840; Tardieu, 
„Diet., Bd. III, ©. 492 fg.; Rau, Volkswirthſch.-Polit, 8te Aufl. 2, S. 57 fj- 
— Die meiften diefer Geſetze gebören freilich, fo weit eigentliche Kinder in Bes 
tragt fommen, dem unvollfommenen Syſteme der Klofen Abkürzung (nicht ber 
Halvirung) ber täglichen Arbeit an, und find fomit nur als ein Beginn ber 
wahren Hülfe zu betrachten. 
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Tann. Ueberdieß muß für regelmäßigen Yinterricht der Fabrik-Kin⸗ 
der in ihrer freien Zeit, für gehörige Lüftung ber Arbeitäräume 
und für außreichende Frift zu den Mahlzeiten geforgt werten. 
"Zur wirklichen Durchführung des Geſetzes aber müſſen einen Theis 
les ftrenge Strafen gegen die Uebertreter, anderer Seit? häufige 
und unvermuthete Unterfuhungen der Fabriken durch eigen? bazu 
beftellte Beamte, zu deren Ueberwachung aber wieder Beröffents 
lichungen ihrer Berichte beftehen 28). 


6. 25. 
P) Bei den Speifen unb Getränfen. 

Eine Hauptfache zur Erhaltung der Gefunbheit ift der Genuß 
unfchäblicher Nahrungs⸗Stoffe. Die Thätigleit der Polizei hat fich 
aber hierbet auf boppelfe Weife zu äußern. Einmal muß fie nach 
Kräften dafür forgen, daß die gewöhnlichen Nahrungsmittel ben 
Verzehrern in gefundem Zuftande zulommen, beziehungsweife vers 
kauft werden. Zweiten? fol fie fich jo viel möglich beſtreben, von 
bem auch blos zufälligen Genuffe unbedingt fchädlicher Stoffe abs 
zubalten. Namentlich die erftere Aufgabe ift eine eben fo wichtige 
al3 umfaffende und fchwierige, beſonders in großen Städten, wo 
gewiffenlofe Gewinnjucht in ſehr ausgedehntem Maaße und in tms 
mer neuen Weifen die Nahrungsmittel verfälſcht, oft mit höchſt 
ſchädlichen Stoffen. Leider ſteht die Nothwendigkeit der Hülfe im 


13) ©. über biefen Gegenſtand M. Mohl, eb. d. württemb. Gewerbes 
Induſtrie, Bb. I, ©. 243870, Stuttg. und Tüb., 1828; Kleinſchrod, Groß: 
britanniend Gefeßgebung über Gewerbe, ©. 180 fy.; Villerme, Tablean de 
P’&tat physique et moral des ouvriers. Par., 1810, ®b. II, ©. 110 fg. _ 
Ferner bie Minutes of evidence on the state of children employed in the 
cotton manufactories, before the H. of Commons. 1816, Minutes etc, be- 
fore the H. of Lords, 1819, bie jährlichen Reports ‘of the inspectors of 
factories, feit 1834. Report on the employement and condition of children 
and young persons in mines and manufactures. Lond., 1842; Report of 
Commissioners on employment of children in trades not already regulated 
by law. Lond., 18638; Petiti di Roreto, Sul lavorn de’ fanciulli. 
Tor., 1841; Ducp&tiaux, De lacondition des jeunes ouvriers. Brux., 
1843, Bd. I, ©. 5 fg; Enqu£te s. l. condition des classes ouvritres et 
sur le travail des enfants. I-III. Brux., 1848; Consid6rent, 8. |. 
travail) des enfants, Brux., 1868, 
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umgekehrten Verhältniffe zu der Möglichkeit einer genügenden 
Leiſtung 9. 

Sn erſterer Beziehung find, je nach der Gattung der zu be 
auffichtigenden Nahrungsmittel, verfchiedene Vorkehrungen zu treffen: 

1) Hinfihtlih der Speifen ift 

a) Aufficht auf die gleifhnahrung in doppelter Beziehung 
nöthig. Einmal, ob ein zu ſchlachtendes Stück Vich gefund, we 
nigfteng nicht mit einer für ben Verzehrenden jchäblichen Krankheit 
behaftet ift; zweitens, ob die zum Verlaufe ausgeſtellten Stüde 
noch frifch und unverborben . find ). Jener Zweck Tann erreidt 
werben durch die Aufftellung einer eigenen Viehfchau, welcher jede? 
zu fchlachtende Stück ſowohl Tebendig vorgeführt ald nach dem 
Schlachten vorgezeigt werden muß, und ohne deren Unterſuchung 
und Erlaubniß ſomit Fein Fleiſch zum Verkaufe gebracht werben 
darf 9). Sehr erleichtert wird dieſe Aufficht, wenn dag Schlachten 


1) Außer den betreffenden Abſchnitten ber Syſteme, namentlih von Frank, 
Nicolai, Sebillot, Orfila, Hauska und Hädermann find über dieſen 
Gegenſtand nachzuſehen: Remer, Lehrbuch der gerichtlich-poligeilichen Chemie. 
2te Aufl. Helmft., 18115 Hünefeld, Die Chemie ber Mechtöpflege. Berl, - 
1832; Accum, Bon ber Berfälfhung der Nahrungsmittel. U. d. G. Lip. 
1832; Richter, Von Fälfhungen der Nahrungsmittel. Gotha, 18345 Bertin, 
Sofistications des subsistances alimentaires. Nantes, 1846; Klente, Die 
Berfälfchungen der Nahrungsmittel und Getränke. Lpz. 1855; Hessal, Food 
and its adulteration. Lond., 1858; Marcet, On the composition of food. 
Lond., 1856; The triks of trade in the adulteration of food and physik, 
Lond., 1856; Payen, Des subsistances alimentaires. Par., 1856; Ehe 
vallier, Handbuch der Verunreinigungen und Berfälfchungen, bearbeitet von 
Weftrumb. Gött. 1857, I. II. Manche der geſchilderten Verfälſchungen find 
allerdings nur betrügerifch und nicht geſundheitsgefährlich. 

2) In beißen Ländern ift diefe Auffiht doppelt nöthig., Daher enthalten 
auch die Geſetze folder Staaten häufig eben fo firenge als weitgehende Vorſchriften, 
welche nicht nur den Genuß verborbenen Fleifches zu verhindern fuchen, fondern 
fogar von dem Tiſche der Bürger ganze Thiergattungen völlig ausſchließen, al 
unpaffend nach Klima und Lebensweiſe. Diefe Verbote find fogar nicht felten 
zum Gegenſtande des Religionsgefepes gemacht worden, um deſto forgfältigere 
Beachtung zu erzielen. Bekannt find 3. B. bie indifchen, ägyptiſchen, jüdiſchen, 
und felbft mubammedanifchen Cäremonial⸗Geſetze. S. Michaelis, Mof. Recht, 
§. 203. 

3) Man f. über diefen Punct die fehr ausführliche Darftelung von Frank, 
Mebic. Polizei, Bb. III, ©. 27 fg; Wildberg, Syſtem ber mebic. Geſetz⸗ 


aller Arten von Thieren ausſchließlich nur in öffentlichen Echlacht- 
bäufern geftattet ift ). — Die frifche und gefunde Beichaffenheit 
der einzelnen Theile aber wird theils durch Unterſuchung ber 
Fleiſchbänke und Wegnahme der angegangenen Waare bewerfftelligt, 
theils durch Beitimmungen über die Bauart der Fleiſchbänke ®), 
theils endlich durch Verbot des Haufirend mit Fleiſch. — Schr 
nothwendig tft auch noch die genaue Beauffichtigung der Garfüchen, 
namentlich ber von der geringeren Art, indem dieſe nur allzuhäufig 
ungefundes Tleilch gebrauchen. Eben fo wären jtrenge Vorfchriften 
binfichtlich der Verfertigungsart der Würſte wünſchenswerth, wenn 
nicht der legte Grund der Erzeugung ihres cigenthümlichen Giftes 
(des Feitgiftes) noch unbefannt wäre. Um jo nöthiger find aber 
deßhalb Belehrungen und Warnungen der Einzelnen binfichtfich 
des Genuſſes jchlecht ſchmeckender und verbächtig ausſehender Würfte 6). 
- b) Polizeiliche Aufficht über die Fiſche ift ebenfalld in dop⸗ 
pelter Beziehung noͤthig. Theils find gewiſſe Filchgattungen an 
und für fich giftig, oder ereignen fich wenigftend Krankheiten unter 
ben Fiſchen, fo daß ihr Genuß dem Menfchen fchäblich wird 7), 
Hier müfjen natürlich Verbote des Fanges und Verkaufes ergehen 
und gehandhabt werben. Theils find, namentlich in Seeftäbten ober 
gebung, ©. 75 fg; Meuth, Anleitung zur Fleiſchſchau, nad den Erfahrungen 
von U. Obermayr Mannh., 1833; Kern, Ueber bie Beurtheilung des 
Fleiſches kranker Hausthiere. Erl. 1853; Hildebrand, Tas Fleisch ber ſchlacht⸗ 
baren Haußthiere. Magdeb., 1855. — Ueber bie, in neuefter Zeit fo viel beſpro⸗ 
Genen, Trihinen ſ. man Leudart, Ueber trichina spiralis. Lpz., 1862. ; 

4) Ueber ſolche öffentliche Schlachthäuſer ſ. Tardieu, Diction., 2b. I, 
©. 1 fg., und die daſelbſt angeführte Literatur. 

5) Entweder find zu diefem Zwecke öffentliche Fleiſchſchrannen angeorbnet, 
in welchen allein Zleifch verkauft werben barf, und welche Iuftig angelegt und 
außerdem ımter firenger Aufficht der Polizei und bes Publikums gehalten werben 
fönnen; ober bat jeber einzelne Fleiſcher feine Bube nach beftimmten Vorfchriften 
anzulegen. | | 

6) ©. Kerner, Betrachtungen über bie Vergiftungen durch geräucherte 
Würfle Tüb., 1820; Derf., Das Fettgift. Stuttg. u. Tüb., 1822; Bernt, 
Meber die Würfte. Wien, 1889; Schloßberger, Arch. f. phufiolog. Heilk., 
Jahrg. XI, ©. 709 fg. Beiſpiele aus Frankreich f. bei Garnier et Havel, 
Falsificat. des substances alimentaires, ©. 250 fg. 

7) ©. H. Autenrieth, Das Gift der Fiſche. Tüb., 1833; Shürs 
mayer, a. a. O., © 79 fg. 
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großen Orten, tägliche Unterfuhungen der zum Verkaufe aus 
gefeßten Fifche anzuordnen und die verborbenen fogleich zu ver 
nichten. Die Errichtung eigener Fiſchmaͤrkte ift deshalb im folchen 
Etädten wünfchenswerth. 

c) Unter den zur Nahrung de Menfchen bienenden Pflan 
zen nimmt dad Getreide bie Vorjorge der Polizei mehrfach in 
Anspruch, ſowohl wegen feiner Wichtigkeit, als wegen verjchiebener 
Möglichkeit von Echaden und Betrug. Schon auf dem Halme ifl 
es zu beubachten, ob es an feinen fchädlichen Krankheiten leide, 3. B. 
an Brand, Mutterforn u. |. w. Verhindert Können, bis itzt, dieſe 
KrankHeiten nicht werden; allein deßhalb find Warnungen und Be 
Ichrungen über gefundmachende Behandlung um fo nothwendiger. 
Sodann ift Aufficht über die Mühlen zu führen, namentlich ob 
die Mühffteine von guter VBefchaffenheit find und nicht zu vielen 
Mühlftaub geben %). Beſondere Vorforge erfordert der Handel mit | 
Mehl, vorzüglich mit ausländifchen. Die Beilpiele von Beimifchung 
von Knochen, Kalk u. |. w. find allzuhäufig, als daß nicht genaue 
Unterfuchungen gerechtfertigt wären 9). Natürlich find dieſelben 
am nöthigſten während einer Theurung. Endlich muß noch dad 
Brod der Bäder einer Aufficht unterworfen werden, fowohl Bin 
ſichtlich des richtigen Gewichtes als der Beichaffenheit. Eine eigene 
Brodſchau bat dafür zu forgen; Wegnahme des zu leichten ober 
zu ſchlecht ausgebackenen Brodes, und öffentliche Bekanntmachung 
des beftraften Bäderd, werden zweckmäßige Abhaltungsmittel fein. 
Eine ähnliche Beaufjichtigung der Privat-Baddfen wäre zwar in 
geſundheitspolizeilicher Rückſicht wünfchenswerth, allein theils ſchwer 
ausführbar, theils wohl auch rechtlich nicht zu vertheidigen; was 
denn freilich ein Grund weiter ift, die Einführung von Gemeinde⸗ 
Badöfen und Gemeinde-Bäckern möglichſt zu fördern 19). 

8) Zweckmäßig wird ben Müllern verboten, Gyps auf Betreibemühlen zu 
mablen. 


9 ©. fowohl die Aufzählung ber verfchiebenen Arten von Vergiftungen des 
Mehles, als die Anmeifung zu ihrer Entdedung, bei Nemer, Gerichtl. poliz. 
Chemie, S. 129 fg.; Duflos, Die widtigften Lebensbebürfniffe. Bresl. 1846, 
©. 68 fy. | 

10) Ueber Getreibe, Mehl und Brod ſ. Hausfa, Geſundheits⸗P. ©. 5 fg.; 
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d) Wenn ſchon von minberer Bedeutung, fo ift doch die Ge: 
hr nicht ganz zu überſehen, welche aus dem Genuffe eines mit 
figen Farben bemalten Backwerkes entitehen kann. Da manche 
jr giftige der Erfahrung gemäß zu biefem Zwecke verwendete 
ırbeftoffe chemiſch nicht erforjcht werden Können, fo ift das cinzige 
ig fichernde Mittel dad gänzliche Verbot de, ohnedem häßlichen, 
emalen? des Backwerkes 11). 

e) Eßbare Shwämme Fönnen, wie befannt, fehr leicht 
it giftigen Pflanzen biefer Art vermwechfelt werben. Um Echaben 
; verhüten erjcheint ed nothwendig, Abbildungen von den fchäbs 
hen Schwämmen unter die in den Schulen erläuterten Giftpflan- 
n aufzunchmen, (f. unten); zweitens aber ben Verkauf von nur 
inz unzweifelhaft unfchäblichen Arten zu geftatten. Der Verkauf 
m Champignon- Pulver follte ganz unterfagt fein '2). 

2) Noch nothwenbiger ſelbſt als bei den angegebenen Gattıns 
n von Speiſen ift Fürforge des Staates bei den Getränten. 
heils ift e8 dem Einzelnen in manchen Fällen nicht möglich, fich 
rade das unentbehrlichte derfelben zu verichaffen, theils find bie 
erfälichungen noch häufiger, ſchädlicher und fchwerer zu entdeden, 
3 bei Speilen. 

a) Hinfichtlich de® Waffers ift, fo weit bie von den Einzel⸗ 
n getroffenen Vorkehrungen nicht außreichen, ſowohl für die nöthige 
tenge, al3 für die Güte, enblicd für zweckmäßige Vertheilung zu 
rgen 2°). Die Herftellung von Brunnen, Eifternen und Waller 
arpenbeim, Handbuch, Art. Brob und Mehl. Witter, in ber Gübb. 
itſchr. für St⸗A.⸗-Kunde, Jahrg. 1856. 

1) S. Remer, a. a. O., S. 319 fg.; Annales d’hygiene publ., Bd. 
VIII, ©. 473 fg. 

12) &. Letellier, 8. l. champignons vénéneux. Par., 1826; Lenz, 
ie nüglichen und bie ſchädlichen Echwämme. Gotha, 18915 Krombholz, 
bbildung und Beſchreibung ber Ehwänme. Prag, 18375 Hauska, a. a. O., 
.23 fg. ' 

18) ©. Frank, a a. O., 8b. II, ©. 388 fg; Remer, a. a. O., 
“81 fg; Nicolai, Sanitäts-Polizei, ©. 22; Montfalcon et Poli- 
iöre, Traits de la salubrits, ©. 47 fg.; Knapp, Die Nahrungsmittel 
‚ ihren chemifchen und technifchen Beziehungen. Braunſchw., 1848; Report 
ı tbe supply of water. Lond., 1850; mit vier Beiheften; Schürmayer, 

a D., ©. 86 fg., bie verfchiedenen Reports on the health of towns, und 
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feitungen auf eigenem Grunbbeflt und auf eigene Koſten ift ein Recht 
jedes Lufttragenden, und der Staat kann nur verlangen, daß biefelben 
in einer der Geſundheit nicht ſchädlichen Weife eingerichtet werben, 
auch für richtigen Abflug geforgt fe. Ein Zwang zur Herftellung 
findet jeboch in der Negel nicht ftatt, indem die Wafferverforgung 
auf gemeinfchaftliche Koften ala eine natürliche Gemeindelaſt zu be 
trachten ift. Nur bei einzeln ftehenden Häufern oder für Gewerke, 
welche eine unverhältnigmäßige Menge von Waſſer bebürfen, muß 
an bie Eigenthümer bie Forderung einer Verfehung auf eigene 
Koften geftellt werden. — Die Herbeilhaffung der nöthigen 
Menge des für die Gefammtheit eines gefchloffenen Wohnortes 
nöthigen Waſſers ift allerdings nicht felten mit den größten Schwie 
rigfeiten und Unkoſten verbunden, fei e8 in wafjerarmen Gegenten, 
fei es in Städten, deren Wafferbetürfniß bei weitem größer ift, ald 
bie Bodenfläche der Stadt und jelbft die nächte Umgebung & 
liefern ann. Ohne daß nun die Verſchwendung der alten Voͤlker 
in Anlegung von Wafferleitungen als Mufter aufgeftellt werben 
koͤnnte, muß dennoch verlangt werden, daß has unentbehrliche Leben 
bebürfniß durch Wafferleitungen oder Nachgrabungen, im fchlimmften 
Tale durch Anlegung von Ciſternen herbeigefchafft werde 19). 
Der in mehrfachen Beziehungen wünfchendwerthefte Zuftand 
ift, wenn nicht nur jedes Haus, ſondern felbft jede einzelne 
Wohnung mit einer außreichenden Leitung verfehen werben fann. 
Da jedoh dieß nur bei großem Maffervorrathe mögfih if, 
jo muß man ſich nicht felten mit öffentlichen Brunnen 
für die Geſammtheit oder für Theile der Einwohner be 
gnügen. Daß die Koften für öffentliche und von Allen benutzbare 
Brunnen aus der Gemeindekaffe getragen werden, ber Gebraud 


ofthe general board of health; Tardieu, Dictionnaire, 8b.I, S. 482 fg. ; Ti 
Waſſerverſorgung Berlins. Berl., 18565 Bappenheim,Handb., Bb.IL, S. 546fg.; 
(Barntrapp,) Commiffionzber. ü. d. Wafferleitung in Frankfurt. Frankf., 1865. 

14) Von großer Bedeutung find die arteſiſchen Brunnen. Ueber biefelben 
f Erelle, Journal f. db. Baukunſt, ®b. II, H. 38; Garnier, Traits sur 
les puits artösiens, 2. edit. Par., 1826, 4; Hericart de Thury, 
Considerations g&ologiques et physiques sur le gisement des eaux souier- 
reines. Par., 1828, 
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v unentgeltlich fei, tft felbftverftänblich; für Leltungen in bie 

jelnen Häufer wird dagegen eine entfprechende Entjchätigung zu 
echnen jein. Im letzteren Falle mag bie ganze Einrichtung 
h an Privatunternehmer überlaffen werben, obgleich eine Her: 
[ung auf Gemeindekoſten, bei welcher kein pofitiver Gewinn ges 
ht zu werden braucht fondern bloße Entſchädigung genügt, im 
texefje der Reinlichkeit und Geſundheit vorzuziehen tft 15). — Die 
ite bed Waſſers hängt davon ab, daß ed mit möglichft wenigen 
angenehmen oder gar fchädlichen frembartigen Beſtandtheilen 
mifch gejchwängert oder mechanisch verunreinigt ift 2%). Die 
rderungen find aber natürlich verſchieden je nach dem beabfich- 
ten Gebrauche als Getränke für bie Küche, für die Neinlichkeit, 
: die verjchievenen techniſchen Zwecke. Auswahl der Quellen 77), 


15) eben Falls müflen neben den Privatunternehmungen auch noch fo viele 
ntlihe Brunnen beftehen, daB wenigſtens das Bebürfniß ber Aermeren unent: 
lich befriedigt werben Tann. Auch möchte e8 an ber Stelle fein, Privatunter⸗ 
mern bei Ertheilung ber Staatserlaubniß zu Gründung einer Gefellfchaft die 
Yingung einer Höchftzahl des erlaubten Gewinnes zu fegen, und fie jomit bei 
verfehreitung deffelben zu einer Herabfetung des Wafferpreifes zu nöthigen. 
Mac Culloch, Handbuch für Kaufleute, Bd. U, ©. 945 fg. Es find 
le befannt, in welchen: Geſellſchaften Waſſer um 5 bis 6 mal theurer ver⸗ 
ften, als es fie zu flehen kam. 

16) Ueber bie Kennzeichen guten Waſſers und fiber bie Unterfuchungss 
hoben ſ. Shürmayer, a. a. D., S. 88 fg.; Hädermann, a. a. O., 
375 fg. — Daß verunreinigted, namentlich durch einfiderndes Cloalenwaſſer 
ziftetes Brunnenwaſſer zur Verbreitung von epidemifchen Krankheiten, nament: 
bes Typhus und ber Cholera, mächtig beitragen, ſcheint vollſtändig erwiefen 
fein. Berühmte Chemiker haben allerdings zu zeigen gefucht, daß den Flüſſen, 
che große Orte durchſtrömen, fchädliche Stoffe nicht in einer für bie Geſund⸗ 
t nachtheiligen ‘Menge beigemifcht fein. So 3. B. Drfila und Barents 
uchatelet, in den Annal. d'hygiène, Bd. XI, ©. 251 fg; Magnuß, 
. das Flußwaſſer und die Cloaken größerer Stäbte. Berl., 1841. Allein 
ın bem auch bei größeren Maſſen fließenden Waſſers fo fein follte, fo bleibt 
ner noch zu bebenfen, baß ber Bewohner nicht minder gegen den Gebrauch 
es auf elelhafte Weife verunreinigten Waſſers zu ſchützen if. Die Forderung 
die Polizei, für die Herbeifhaffung eined reinen Wafferd zu forgen, wird in 
um alle aufgehoben; und follte daher je nach den örtlichen Verhältniſſen die 
leitung ber Kloalen u. |. mw. in den vorüberziehenden Fluß nicht zu vermeiben 
ı, fo muß um fo mehr für Herbeifchaffung reinen Trinfwaflerd aus andern 
zugsorten geforgt werben. 

17) Ueber bie relative Büte ber verfchiehenen Arten von Wafler, |. Grant, 
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in Srmanglung derjelben zweckmäßig angelegte Ciſternen 19), Reis 
nigung3-Aıftalten ?9), endlich Vorfchriften und Aufficht gegen Ver⸗ 
unreinigungen der öffentlichen Wafjerbehälter, fo wie Vorkehrungen 
zu häufiger Säuberung berfelben laſſen ven Zweck, wenigftend in 
vielen Fällen, erreichen. Wichtig ift auch in mehr als Einer Be 
zichung die Art und die Anlage der Wafferleitungen. Tiefe Legung 
berjelben fichert vor Mattwerden und vor Einfrieren : Leitungsröhren 
von Stein, Eifen oder gebranntem Thone bewahren vor fchlechtem 
Geſchmacke und ‚vor ſchädlicher Beimiſchung ?%). — Richtig ver 
theilt ift die Waflermenge, wenn in allen Theilen einer Gemeinde 
genügende Brunnen errichtet find. Zeitverluft, größere Feuersge⸗ 
fahr, Schwierigkeiten im Falle einer anſteckenden Krankheit find bie 
Folgen zu weniger Brunnen, follten die einzelnen derſelben aud 
groß und wafferreih fein ?9). 

b) Andere Forderungen werben an die Polizei hinſichtlich der 
fünftlich=bereiteten Getränke gemacht, alfo namentlich des 
Weins, Eſſigs, Bierd und Branntweind. Die Herbeifchaffung ders 
felben kann füglich der Thätigkeit der Lanbleute und Gewerbenben, 
fo wie dem Handel überlaffen werden. Allein es bebarf einer Ab⸗ 
wendung betrügerifcher Verfälfchungen ihrer Güte. Theils Tünnen 
fie nämlich durch eine ſchädliche Bereitungsweiſe, theils durch ab 
fichtliche Beimiſchung giftiger Stoffe, welche fehlende Eigenſchaften 
betrügerifch erjegen follen, ungefund gemacht werben. Wider erftcres 
nun fohhgen Vorfchriften über die Einrichtungen und Gerätbfchaften 
a. a. O., 8b. IH, ©. 375 fg.; Dupasquier, Des eaux de source et des 
eaux de riviere. Lyon, 1810; Dumas, La science des fontaines. Vs» 
lence, 1856. 

18) &. Carena, Serbatoj artificiali d’acque piovane. Torino, 18329. 

19) ©. Pfaff, Ueber einfache und wohlfeile Wafferreinigungsmafchinen, 
1814. Weber bie Parifer Anftalten f. Annal. d’hyg., ®b. XXX VII, ©. 115 fg. 

20) ©. über bie Waflerleitungsröhren: Haffe, Weber Wafler-L.:R. von 
Bußeifen. Dresd., 18205 Remer, Gerichtl. polizei. Chemie, ©. 160 fa; 
Report on supply, App. II, f. 

21) Ueber das Techniſche der verfchiebenen Arten von Waſſerverſorgungs⸗ 
Anlagen f. Arnd, Die Gemwäffer und der Wafferbau ber Binnenlanbe. Hanau, 
1831, ©. 61 fg.; Report on the supply of water. App. Il, Engeneering 
reports; Napier, On the proposed gathering-grounds. Lond., 1851; 
Darcy, Les fontaines de la ville de Lyon. L If. Atl. Par., 1886, 
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ı ben Bier- und Effighrauercien und Branntweindrennereien. 
zchädliche Beimifchungen aber Fönnen nur durch ftrenge und unvers 
mithete Unterfuchungen ber zum Verkaufe ausgeſetzten Vorräthe 
ıtdeckt ‘werben ?9). Wird hierbei eine gefundheitäwibrige Bei⸗ 
ifchung entdeckt, jo ift nicht nur Wegjchütten des Getränfes, Ver⸗ 
rennen ber Fäſſer und öffentlihe Warnung und Anzeige zu 
erfügen, fondern auch der gewerbmäßige Giftmijcher dem peinlichen 
Berichte zu übergeben. Die jogenannten Weinfabrifen wären am 
eften ganz zu verbieten, da ihr Erzeugniß nur eine offenbare 
täufchung ift, und als jolche auch im beiten Falle dem Handels: 
vebite, und leicht auch der Gejundheit ſchadet. Unzweifelhaft wirb 
3 übrigen? zur Neinerhaltung der Getränke ſehr viel, vielleicht 
8 Meifte, beitragen, wenn feine großen Abgaben, 3. B. ſtädtiſche 
Thorzölle, auf diefelben gelegt werben, indem dann ber mindere 
Breis nicht jo ſehr zu Verfälfchungen reizt. Ebenſo find Bannrechte, 
ei es binfichtlich der DVerfertigung ſei es in Beziehung auf den 
Ausſchank der Getränke, leicht der Güte derjelben jchäblich, weil fie 
en Sporn ber Mitwerbung entfernen. 

c) Eine gute Beichaffenheit der Mitch ift namentlich wegen 
rer Kinder von großer Bebeutung. Da fle in Stäbten keineswegs 
mmer vorhanden ift, fo tft eine genaue Aufmerkſamkeit auf bie 
Müchhändler nothwendig. Glücklicherweiſe kommen für die Ges 
undheit jchäbliche Beimiſchungen nicht leicht vor, fondern nur 
Berbünnung mit Wafler, diefe ift nun zwar auch nicht bloß ein 
Betrug, jondern auch durch Verminderung des Nahrungzitoffes 
hädlich; allein da fie fich für practifche Zwecke in genügender und 
infacher Weife durch die Anwendung des Milchmeſſers entdecken 
ißt, fo kann fie bei ftrenger und ununterbrochener Aufficht in 
räßigen Schranken gehalten werben 2°). 


22) Nähere Nachweifungen über bie verfchiebenen Arten von Fälſchungen f. in 
m ſämmilichen oben genannten Werken über Fälfhung der Nahrungsmittel, 

23) ©. Pappenheim, Handbuch, Bd. II, S. 243 fg. — Von den Zu: 
änden bes Milchhandels in einer großen Stabt mögen folgende Angaben einen 
kegriff geben. Das tägliche Bebürfnig von Paris war (vor der neueften Aus⸗ 
bung ber Stadt) 50,000 Maaß. Diefe wurden theild von großen Milde: 
ien in ber Stadt, theild von außen, mittel 900 Milchfuhren und mit ben 
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Was die Abhaltung von dem Genufje unbebingt fchählicher 
Stoffe betrifft, jo kann natürlich der Polizei Teine Bewahrung de 
Einzelnen zugemuthet, noch der Einzelne einer ſolchen Vormund⸗ 
Ichaft unterworfen werben. Allein mit Recht mag vom Staat ver: 
langt werben, daß er im Allgemeinen warne und Kenntniffe über 
den Gegenftand verbreite. Dieſes geſchieht durch Entwerfung einer 
faplihen mit deutlichen Abbildungen verjehenen Befchreibung ber 
hauptſächlichſten giftigen einheimischen Gewächſe, durch Verbreitung 
dieſes Buches in allen Schulen und durch die Vorſchrift, daß diefelde 
gehörig vorgezeigt und erläutert werde. In außerordentlichen Fällen 
mag noch eine befondere Bekanntmachung nachhelfen **). | 


§. 26. 
y) Von gewiflen Geräthichaften. 


Es ift allgemein bekannt, daß die zur Zubereitung und Auf- 
bewahrung von Speijen benütten Gefäße denſelben fchädliche Eigen- 
haften mittheilen können. Namentlich. ift dic der Fall mit 
Kupfer und Blei, wenn fauere oder ammontafaliiche Speifen mit 
benjelben in Berührung kommen. 

Um Vergiftungen duch Kupfer zu verhüten, müffen ent 
weder die Gefäße immer in volljtändig blankem metallischen Zuftande 
erhalten werden, oder ift es nothwendig, daß fie gut verzinnt 
find. Sol jedoch hier nicht eine Blei-Vergiftung an die Stelle ber 
erfteren..gejeßt werden, fo muß gehörig reined Zinn gebraudt wer: 
ben. Der legteren Vorſchrift ift durch Unterfuhungen und Strafen 
der gehörige Nachdruck zu geben. 

Vergiftungen durch Blei Fünnen, da rein bleierne Gefäße wohl 
“nie zur Bereitung und Aufbewahrung von Speifen benüßt werden, 


Eifenbahnen bis aus ber Gegend von Rouen und Orleéans, geliefert. Den Ber 
auf beforgen in erfter Linie Großhändler, recolteurs, welche 26—30 Gent. 
bezahlen und wieder an zwei Arten von Kleinhändlern verkaufen, nänlid an | 
crömiers, von welchen theild gute unabgerahmte Milch zu 80, theils abgerahmte 
und mit Yı0—ıo Waffer verfeßte um 60 C. abgegeben wird; fobann von ben 
luitieres zu 40 C. aber mit Ys— Ya Waſſer. 

24) Eine Zufammenftellung folder ſchablicher Stoffe ſ. bei Nicolai, 
Sanitaͤts⸗Polizei, Bd. L S. 170 fg. 
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theils bei Zinn⸗Geſchirr, theils durch die Glaſur von fchlecht ge- 
branntem Toͤpfer⸗Geſchirr vorkommen. Erftere laſſen fich vermeiden 
durch die Feſtſetzung eines Verhältniſſes zwiſchen Blei und reinem 
Zinn, indem erſteres, wenn es in kleinen Quantitäten dem Zinn 
beigemiſcht iſt, ſich von demſelben nicht ldſt. Hier find Unter⸗ 
ſuchungen und Etvafe ebenfalls die polizeilichen Mittel. Glaſuren 
ohne Blei herzuſtellen, iſt allerdings möglich. Allein da fie theils 
beſchwerlicher theils theurer zu beſchaffen ſind, bie gewöhnliche 
Glaſur aber durch vollſtändiges Garbrennen des Geſchirres ganz 
unſchädlich gemacht werden kann, ſo iſt hauptſächlich auf letzteres 
zu ſehen. 

Auch Zink-Geſchirre find als gefährlich zu betrachten; ihre 
Anfertigung follte demgemäß nicht geftattet fein. 

Außer den Speife-Geräthichaften Lönnen aber auch noch andere . 
Geräthe und Gebrauchägegenftände ſchädliche Beftandtheile erhalten. 
Dieß ift namentlich der al bei Kinderjpiel-Waaren durch 
Bemalung mit giftigen Karben, weldye natürlich) ganz zu unterfagen 
ft Ferner bi Raub und Schnupftabaden, wenn bie 
ſelben durch giftige Stoffe gebeizt werben; weßhalb eine eidliche 
Angabe ber ſämmtlichen zu den Saucen verwendeten Stoffe von 
den Fabrilanten zu verlangen, aus dem Verzeichnifje aber jeder 
ichädliche Artikel zu ftreichen ift. Endlich) bi Schminken, nament- 
lich weißen, auh Schönheitäwaffern und Kosmetiken aller Art, 
deren Recepte, vor dem Verkaufe, der Mebicinalpolizei:Behörbe vor⸗ 
gelegt werden müfjen ). 


§. 27. 
H In Betreff ber Wohnpläge. 

Die Lage der Wohnung tft von dem größten Einfluffe auf 
Leben und Gefunbheit der Bewohner, und zwar hauptfächlich in fo 
ferne fie daS Zutreten reiner Luft geftattet oder nicht, troden oder 
feucht if. Deßhalb find hochgelegene Wohnpläße gefünder, als die 
von Bergen eingefchloffenen, die mit breiten Straßen burchzogenen 

1) ©. über alle biefe Gegenftände Nicolai, Sanitäts:Polizel, Vd. I, 


©. 343 fg; ShHüärmayer, Mebicin, Boligel, ©. 119 fg.; Hädermann, 
Med. Pol. S. 400 fg. 
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Theile einer Stabt gefünder, als diejenigen, in welchen nie ein 
Luftzug bie Miasmen zerftrenen, fein Sonnenftrahl die Feuchtigkeit 
auftrocdhnen kann. Bor Allem ift fumpfige Lage, namentlich in 
warmem Wetter, ſchädlich Y). — Da nun aber keineswegs die Ge 
jundheit der Lage die Gründung der Wohnorte immer beftimmte, 
fondern gewöhnlich eine ganz andere Rückſicht, 3. B. Bequemlichkeit 
zum Handel und Gewerbe, Schuß durch eine Feſtung u. |. w.; da 
es ferner ganz unmöglich ift, fchon beftehende Ortichaften in eine 
gejundere Lage zu verfegen: jo beichränft fich bie Thätigkeit ber 
Polizei theils auf die Leitung der Anlage ganz neu zu erbauenber 
Ortſchaften (3. B. nad Feuerbrünften) oder wenigſtens neue 
Quartiere, theils auf die möglichfte Verbeſſerung im Einzelnen we 
eine Aenderung im Ganzen nicht ausführbar if. Ihre Thätigfeit 
äußert fich in fünf Hauptrüdlichten ®): 

L Austrodnung von Sümpfen 9). Oft kam 
durch einen einzigen Abzugs-Kanal bie Geſundheit einer ganzen 
Stadt oder Gegend wejentlich verbefjert werben; in anderen Fällen 
find freilich and, fehr außgebehnte Arbeiten nothiwendig ). Nament- 
lich gehören zu den fchäblichen Sümpfen die — überbieß in ven 


1) Von den Gefundheitöbebingungen eines Wohnortes f. eine gute Ueberſicht 
bi Shürmayer, a. a. O., ©. 132 fg. — Bon ben zahlreichen englifchen 
Schriften über dieſen Gegenftand fehe man 3.8. Montfalcon et Polinitre, 
Trait& de la salubrit& dans les grandes villes. Par., 1846; Report on the 
Sewerage, Drainage etc. Bill. Lond., 18497; Murray, Nuisances in 
Edinburgh. Edinb., 1847; Lee, Summary of experience on disease. 
Lond., 1851; ferner bie Reports of the Metropolitan sanit. Commission, 
feit 1848. 

2) ©. über die ganze Materie: Frank, Meb. Polizei, Bd. III, S. 825 fa.; 
Shüg, Ueber Medicinal:Verfaflung, Bd. II, S. 26 fa.; Fran kenau, Ge 
funpheit3-Polizei, S. 164 fg.; Nicolai, Eanitäts;Bolizei, Ob. I, ©. 524 fy. 

3) ©. eine reihe Literatur Über die jchäblichen Folgen der Sümpfe bei 
Tardieu, Dict, Bd. II, ©. 464; femer: Bierbaum, Das Malaria 
Siechthum. Wefel, 1853; Burdell, Recherches s. |. fiövres paludeennes. 
Par., 1858. 

4) Beifpiele von großartigen, freilich aber auch fehr fchwierigen, Entfumpfungs: 
Unternehmungen find bie toscanifhen Maremmen, bie pontinifchen Sũmpfe, bie 
für da8 Seegeſtade des Königreiches Neapel entworfenen Plane. Ueber Ichtert 
k Afan de Rivera, Considerazioni sui mezzi da restituire i doni na- 
turali del regno di Napoli. Nap., 1833, ®b. I, S. 60 fg.; ®b. II, ©. 94 3. 
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Fallen "it ganz zweckloſen — Stabtgräben mit ſtehendem 
Waſſer. Durch ihre Austrocknung gewinnt man an reiner 
an fruchtbarem Boden. Uebrigens iſt zu bemerken, daß 
he Ableitung des Waſſers oder die Auzfchlagung bes 
ıe3 mur bei Falter Witterung geſchehen darf, wenn nicht 
ihrliche Fieber erzeugt werben follen. Ferner, daß die 
gung vollftändig fein, d. h. ben Boden zu allen Jahres⸗ 
n Waſſer befreien muß, indem die abmwechfelnd trocdenen 
en Gründe bie jchädlichften find. Am wenigften freilich ift 
ıpfluft abzubelfen, wenn biefelbe ihren Grund in beftimm- 
äglichen Eulturen, 3. B. des Reiſes, hat °). — Den Nach: 
los zufälliger und feltener Ueberſchwemmungen ift durch 
baldige Reinigung der Straßen und der Brunnen vom 
te, durch Austrocdnung der unter Waſſer geweſenen Häufer, 
Aucherungen u. f. w. zu begegnen. Polizeiliche Aufficht 
ei ber Trägbeit oder dem Keichtjinne des Einzelnen ent⸗ 
ten ®). 
Zweckmäßige Bauanlage der gefchlofienen Wohnorte. 
Bei der Anlegung neuer Orte, oder wenigftend neuer 
e, iſt vor Allem auf die gehörige Breite 7) und Geradrich> 
: Straßen zu achten. Am zweckmäßigſten burchichneiden fie 
er rechten Winkeln in nicht allzugroßen Entfernungen, übri- 
ht gerade auf die vier Himmeldgegenden zulaufend, damit 
der einen Parallelreihe von Straßen bie Mittagzfonne 
Xen Schatten brenne, die andere Meihe aber nie vollen 
Ichein erhalte. Sehr zwedimäßig (auch noch gegen Feuers⸗ 
ift daS Verbot des unmittelbaren Anbauens der Häufer. 
ichtigfeit ift die Höhe der letzteren. Sie muß im umgefehr- 





zlachsröſten fcheinen, troß ihrer übelriechenden Ausbünftungen, wenigftend 
igten Climaten feine Nachtheile für bie Geſundheit zu haben. ©. Häder: 
Mebicin. Bol., S. 14 fg. 

5. Cadet de Baur’: Abb. über diefen Gegenfland in Scherf, 
3. 11,2; Wildberg, Syſtem ber meb. Geſetzgeb., 2te Aufl., ©. 21 fg. 
Die Breite der Straßen muß fi vor Allem auch nach dem Klima richten. 
warmen Lagen ift eine allzugroße Breite ber Straßen ebenjo beichwerlich 
dlich, als in feuchten und Fälteren Begenben allzugroße ae 

‚bl, Polizeiwiſſ. 1. 3. Auflage. 
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ten Verhältniß zur Breite der anſtoßenden ‚Straße fein, damit dieſer 
nicht Sonne und Luft ganz entzogen werben kann ®). Baumpflar- 
zungen find nur in übermäßig breiten Straßen und auf großen 
offenen Plägen väthlich, indem fie zwar die Luft reinigen, allen 
auch Leicht dumpf und feucht machen und dem Winde ben freien 
Zugang wehren; dagegen ift die Anlegung und Crhaltung von 
Gärten im Innern der Vierecke fehr wünſchenswerth. Große 
Öffentliche Pläte dienen, neben manden andern Bortheilen, ald 
Luftmagazine für die anliegenden Straßen °). Von großer Wil: 
tigkeit endlich ift die Anfegung der zur Abführung des Waſſers 
aller Art beftimmten Abzugslanäle 19). 

2) Handelt es ſich aber nur von möglichjter Verbefferung de 
Zuftandes ſchon beftehender Dertlichkeiten, fo werben vorzüglich fol 
gende Mittel anzuwenden fein: 

a) der Abbruch hoher Mauern und Thore, welche — ohne 
Kriegs⸗Zwecke — den Zutritt der frifchen Luft verwehren; 

b) die allmählige Verbreiterung und Gerabrichtung ſchlecht an⸗ 
gelegter Straßen, vorzugsweiſe zu bewerkitelligen durch das Gebot, 
bei Neubauten oder Hauptausbeſſerungen in eine vorgezeichnete 
Linie einzurüden 77); 


8) ©. Piorry, Des habitations. Par., 1838, ©. 44 fg. 

9) ©. Sancrin, Abb. von ber Anlage der Städte Frankf., 1792. 

10) S. über dieſen Gegenſtand Parent- Duchätelet, Hygiöne 
publ., ®b. I, ©. 157 fg.; und Chevallier, in ben Annales d’hyg. publ. 
Bb. XIX, ©. 866 fg. Für große Städte ift der Nuten und die Koftfpieligkeit 
gut angelegter und hinreichend geräumiger Abzugskanäle glei groß. 

11) Allerdings bat diefe Maaßregel auch ihre Schwierigkeiten und ihre Nach⸗ 
teile. Jene in jo ferne, als fie, wenn nicht beftänbig firenge Aufficht geführt 
wirb, durch nur theilweife allmählige Umbauten zu umgeben if. Diefe, theils 
weil fie in der Regel ohne Härte gegen ben Cinzelnen nicht burchgefeßt werben 
kann; theild weil die dadurch entfiehenden Lüden in der Geraderichtung Feines: 
wegs ohne Nachtheile für bie Gefunbheit und Meinlichfeit ber Straßen find. Allein 
ed ift nun eben Fein anderes Mittel aufzufinden, wenn überhaupt geholfen werben 
fol, da wohl jelten eine Gemeinde reich genug fein wird, zu ſolchem Zwecke ganze 
Reihen von Häufern mit einem Male zu Taufen und wegzureißen. Wie viel, 
freilich mit ungeheurn Mitteln, zur Umgeflaltung einer Stabt gefchehen Tann, 
beweifen die von Napoleon III. in Paris vorgenommenen Arbeiten. Geſund⸗ 
beitöpolizeilide Rüdfichten mögen an biefen Gtraßenanlagen ben geringften An: 


c) das Durchbrechen der Sadgäfchen, diefer Heerbe der ſchaäd⸗ 
lichſten Dünfte ; 

d) das Berbot, Säulengänge oder Vordächer an und über ben 
Erdgeſchoſſen anzulegen; 

e) der Abbruch alter, minder nüblicher Gebäude in der Mitte 
ſtark bewohnter Stabtoiertel, und Verwendung der Grundfläche ber- 
ſelben zu Öffentlichen Pläten 12). | 

II. Vorſchriften über bie unſchadliche Bauart des einzelnen 
Wohnhauſes. 

1) Daß alle zffentlichen Gebäude, namentlich wenn ſie 
zum Aufenthalte vieler Menſchen beſtimmt ſind, wie z. B. Kaſernen, 
Schulen, Gefängniſſe u. ſ. w., nur unter Berückſichtigung aller 
Maaßregeln, welche die Gefundheit der Inwohner erfordert, erbaut 
werben follen, bebarf nicht erjt der Erwähnung Weit fchwieriger 
it e3 natürlich, in den Priv atmwohnungen dieſelbe Sorgfalt durch⸗ 
zufegen. Einer Seit? wird ſehr Häufig Mangel an Mitteln ent 
gegentreten; anbrer Seit? muß die Scheue, zu tief in dad Privats 
recht einzugreifen, von mancher an fih zweckmäßigen Forderung 
abhalten. Selbſt eine wachſame Polizei wird fich daher damit 
begnügen müſſen, folche Baueinrichtungen zu verbieten, welche unbe 
dingt gejundheitäwibrig, namentlich auch für Dritte, fein würden. 
Diefem wird denn aber Genüge geleiftet werden: durch das Verbot 
der Kellerwohnungen ober, wenn ein folches bei bereit? vorhandener 
Gewohnheit und zahlreichen Einrichtungen diefer Art nicht durch⸗ 
führbar ift, wenigftend durch Vorjchriften zu möglichjter Gejunb- 


theil gehabt Haben; allein gute Folgen auch in biefer Beziehung laſſen fich nicht 
verfennen. Ein großer, auf lange Jahre wirtenber, Webelftand bleibt übrigens 
bei folchen großartigen Umbauten, daß bie weggeriſſenen ſchlechten Häufer in ber 
Regel durch große und theure Gebäude erfeht, dadurch aber bie ärmeren Klaſſen 
ſelbſt noch mehr als bisher in enge und ungefunde Wohnungen gedrängt werben. 

12) In großen Städten find eigene Beamte zur Entwerfung ber nötbigen 
Bauverbeflerungd: Plane unb zur Leitung ihrer Vollziehung nothwendig. In klei⸗ 
neren Orten mag ber allgemeine Polizeibeamte biefe @efchäfte beforgen. ALS 
überflüffig erſcheint daher ber Vorſchlag, einen eigenen Zweig des öffentlichen 
Dienfte zu bdiefem Behufe einzurichten und über das ganze Land zu verbreiten. 
©. hierüber Corr6&ard, Mämoire sur la legislation de la voirie urbaine. 
Par., 1838, 8. 
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machung derſelben 19); durch Vorfchriften ber die Erhöhung dei 
Erdgeſchoſſes über die Straße; durch zweckmaͤßige Vorfchriften über 
ben Bau der Teuerftätten und der Latrinen; durch Bemühungen 
um gefundes, die Feuchtigkeit nicht anziehendes Baumaterial; durch 
Borfchriften über die mindefte Höhe der Zimmer und Größe ber 
Tenfter-Deffuungen ’*). Eine ganz befondere Berüdfichtigung ver: 
dienen die Wohnungen für die ärmeren Klaſſen, namentlich in 
Fabrikorten für die Arbeiter. Diefe pflegen ſehr fehlecht und def 
verhäftnigmäßig theuer zu wohnen, und eine Verbefferung in dieſer 
Beziehung ift eine der nothwenbigften Sorgen ber Gefunbheitäpoligti, 
überdieß in fittlicher und wirthſchaftlicher Beziehung von hoͤchſter 
Bedeutung 19). 

2) Unbeftreitbar find die jchädlichgn Wirkungen der allzufchnellen 
Bewohnung neugebauter, noch nicht gehörig. ausgetrockneter Woh—⸗ 
nungen. Polizeiliche Verbote, welche die oͤrtliche Bauweiſe berüd: 
fichtigen, müffen dem Eigennuge der Beliter und der Unvorfichtigfeit 
oder Unfenntniß der Miethäleute entgegenwirken 19). 

‚IV. Förderung der Reinlichkeit in den Häufern um 
Etraßen ift eben jo nothwenbig für die Gefunbheit der Bewohner, 
als eine gute Lage und zweckmäßige Bauart. Durch fie wird 
Holland bewohnbar, durch ihren ‚Mangel Kairo zum Peſtheerde. 


— — 





18) Dan ſehe z. B. Art. 67 des engliſchen Act for promoting public health 
vom 3. 1848, und das franzöfifche Gefeß vom 13. April 1850, bei Tardien, 
Diction., ®b. II, ©. 100 fg. 

- 14) Ueber bie bei einem geſundheitsdienlichen Baue einer Wohnung zu be 
folgenden Regeln f. vor Allem bie fehr ausführlichen und forgfältigen Erörte: 
rungen von Defterlen, Hygieine, ©. 433 fg. — Weber Latrinen insbejondert 
noch Pappenheim, Handbud, Bd. I, ©. 59 fg; Hädermann, Me. 
Pol., S. 61 fg. und bie daſelbſt angeführte Literatur. 

15) ©. über biefen Gegenftand unten 8. 71. 

16) ©. Dagoumer, Du danger d’habiter trop töt des maisons nou- 
vellement bäties. Par., 1825, (deutfche Ueberj. Leipz., 1825); und Klar 
roth's Abh. in Rnapp’s Krit. Annalen der Staatsarzneikunde. Berl., 1804, 
Bd. I; Wild berg, in ben Annalen f. St.:X.:R., 8b. VII, S. 112; Riedel, 
in Hufeland's Journal, 1845, Sugi; Montfalcon et Poliniere, Traite, 
p. 52 fg. Sollte auch in der Schäkung ber Gefahr einige Mebertreibung flatt: 
finden, fo wäre es doch fehr zu mißbilligen, wenn man in ben entgegenftehenben 
Fehler verfiel. Vgl. Piorry, Des habitations, ©. 50. 
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Da nicht immer guter Wille und Sinn vorbanden tft, fo muß bie 
Polizei durch unausgeſetzte Auffiht und durch Strafen Neinlichkett 
erzwingen. Die Hauptmittel find folgende: 

1) Vor Allem Pflafterung der Straßen der Städte, um ben 
Boden troden zu legen und feine Reinigung zu erleichtern. Ohne 
fie find die Straßen entweder ein Sumpf oder ein Staubmeer, und 
in beiden Faͤllen eben jo bejchwerfich als ungefund. Die Herbet- 
Ihaffung eines guten, d. h. möglichjt harten, Materiales ift zwar 
oft mit größeren Anſchaffungskoſten verknüpft, allein fie vermindert: 
in demſelben Grade die Unterhaltungzkojten. ft folches Geſtein 
nicht zu erlangen, jo wird oͤfteres Beſprengen des Pflaſters bet 
heißem Wetter nothwendig. Auch in Dörfern wäre Pflafterung 
wünſchenswerth, wenn fchon bie freiere Lage die Nachtheile ber 
unreinen Straßen vermindert: allein da hier die bedeutenden Koften 
ein unüberfteigliches Hinderniß find, jo wird man höchſtens bie 
Führung gepflaftertev Rinnen zum Abzuge des Waſſers verlangen 
und burchfegen Können 7), 

2) Wo möglich follte die Reinigung der Straßen durch fließen- 
des Waſſer erleichtert werden, deſſen Kanäle freilich beſtändig frei⸗ 
gehalten werden müſſen. 

3) Die Gemeinde hat die öffentlichen Plätze, jeder Hausbeſitzer 
die Straße vor ſeinem Hauſe beſtändig rein zu halten. Je nach 
der Lebhaftigkeit des Straßenverkehres tritt die Verbindlichkeit zu 
dieſer Reinigung mehr oder weniger häufig ein. Der zuſammen⸗ 
gebrachte Unrath iſt in größeren Orten durch öffentliche Fuhren 
an beftimmte, von den Wohnorten entfernte Pläbe zu bringen. 
Ebenſo ift fchnelle Entfernung der Eismaſſen nach Eintritt des 
Thaumetterd wohlthaͤtig. In großen Städten ift bie Anlegung 
öffentlicher Latrinen ein bedeutendes Neinlichfeitsmittel; in allen 
bedarf es Vorschriften zu vorfichtiger und rechtzeitiger Leerung der 
Kloaken in den Privatwohnungen 1%). Das Verbot, Dunglegen 

17) ©. Thindel, Ueber bie befte Art der Pflafterung. Lpz., 1771, 4; 
Qrünitz, Encyflopäbie, Bd. CXL ©. 769 fg. 
18) ©. über biefen wichtigen Gegenftand Parent-Duchatelet, Hy- 


giöne publique, Bb. I, ©. 156-438; ®b. II, ©. 350407; Montfalcon - 
et Polinière, a. a. O., S. 110 fg. 
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auf der öffentlichen Straße und unter den Yenftern der Einwohner 
anzubringen, ift jo natürlich, daß es der Erwähnung gar nicht 
bedürfen follte. 

4) Sehr, wichtig if die Entfernung ber unveinlichen un 
ftarfriechenden Gewerbe und Einrichtungen aus den Straßen und 
aus der Nähe der Wohnhäuſer; ferner derjenigen Gewerbe, welche 
unathembare und ſchädliche Gasarten entwideln, großen Raub 
oder Staub erzeugen, übelriechende Tlüffigfeiten in Menge an: 
gießen u. ſ. w. Es find Hier drei Klaffen zu machen. Solde 
Gewerbe, welche unter feinen Umftänden in ver Nähe von menſch⸗ 
lihen Wohnungen geduldet werben Fünnen, wegen bebeutender und 
unabwendbarer Nachtheiligkeit. Solche, welche nur unter ber Be 
dingung gewiſſer ſchützender Vorkehrungen unter andern Häufen 
geftattet werden. Endlich folche, welche zwar keinem Werbote, allein 
einer beftänbigen Aufficht unterliegen müffen. Eine fachwerftändige 
Behörde bat, je nach dem Stande der Technik, alle Gewerbe in 
dieſe Klaſſen zu vertheilen, die Polizei aber für ftrenge Einhaltung 
der Vorjchriften zu forgen 79). | 

5) In allen gefchloffenen Wohnorten ift ein wohlangelegtes 
Syſtem von Abzugs-Kanälen für die Abführung des fchmubigen 
Waſſers aus den Haushaltungen und Gewerkeanlagen, fo wie ber 
Stoffe aus den Latrinen dringendes Bedürfniß, freilich auch deſſen 
Ausführung, namentlich wenn e8 in älteren Städten oder Stadt 
theilen nachgeholt werden muß, von großer technifcher Schwierig: 
rigfeit und unter Umftänden fehr Eoftipielig 2%). Wo folche Kanäle 


19) ©. hierüber Frankenau, a. a. O., ©. 166 fg.; bie Annales d’hy- 
giene publique, ®b. I, ©. 169 fg.; Vilain, Trait6 d. ]. police des &t# 
blissem. dangereux, insalubres et incommodes. Brux., 1856. £eßterer giebt 
ein ausführliches Verzeichniß aller einzelner nachtheiliger Gewerbe und den gegen 
fie zu erhebenden Befchwerbegrund. Cin großer Vortheil für einen Staat if 6, 
wenn er im Falle anzuftellender Unterfuchungen über fo einficht8volle Behörden 
verfügen kann, wie bieß in Frankreich mit dem Conseil de sal. publique in 
Paris oder mit der Akademie ber Wiflenfchaften der Fall iſt. Vgl. die Rapports 
8. 1. travaux de Conseil de s. p., de 1840—45. Par., 1847, 4. 

20) Ueber biefen, namentlich in England nicht nur wiſſenſchaftlich, ſondern 
auch practifh fchr bearbeiteten, Gegenſtand fehe man zunähfi Oeſterlen, 
a. a. O., S. 541 fg. Die Zahl ber Einzelnfchriften ift fehr bebeutend. Zu ben 
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nicht beftehen, tft wenigſtens für unjchäblichen Bau der Latrinen 
und für geeignete Wegichaffung des Unrathes zu forgen, beffen 
Verwendung überbieß von ber hoͤchſten Bedeutung für die Land⸗ 
wirthſchaft iſt *9). 

6) Für große Städte iſt die Anlage ber Schindanger - für 
bie Niederlage der Unreinigkeiten aller Art und der Thierleichen 
eine Sache von höchjter Bedeutung. Sie müffen in gehöriger Ent- 
fernung von Wohnungen und Lanbftraßen angelegt werden, bie 
Berwendung ber zugeführten Stoffe zu lanbwirthichaftlichen und ges 
werblichen Zwecken ift genauen Vorfchriften zur Erhaltung der Ge 
funbheit der Arbeiter und der Umgegenb zu unterwerfen **). 

V. Bon weſentlichem Einfluffe auf bie Gefunpheit eines Wohn⸗ 
ortes ift eine unjchäbliche Einrichtung ber Begräbniß-Plätze. 
Mögen auch manche ber angenommenen Säbe über bie große 
Schäblichkeit fauliger thieriicher Ausdünftungen übertrieben oder ganz 
unbegründet fein: fo läßt fich doch manchfacher Nachtheil derſelben 
nicht verfennen. Nicht nur tritt berfelbe entfchteven hervor bei 
einer Verdichtung in gejchloffenen Räumen; jondern auch in freier 
Luft können fie, befonderd wenn fte länger anbauern und unter be 
ſonders begünftigenden Umftänden höchft jchäblich werben 2%), Deß- 
halb ift denn eine diefe Dünfte von den Menjchen entfernende Ein- 
richtung der Begräbnißpläte eine wichtige Anfgabe für die medicini⸗ 
ſche Polizei. Folgendes erjcheint aber als das Weſentlichſte: 

1) Vor Allen ift die Entfernung ber Begräbnippläge von 
ben Wohnungen der Menfchen nöthig; ſomit nicht nur unbebingtes 


bebeutndften bürften gehören: Parent-Duchatelet, Hyg. publ., ®b. I, 
&. 156 fg.; First report of the Metropol. sanit. Commission. Lond., 1847. 

31) S. Schürmayer, a. a. O., S. 142 fg. und bie bafelbft angeführte 
Biteratur. 

22) ©. Parent-Duchatelet, Les chantiers d’equarrisage, in 
jiner Hyg. publ., Bd. 0, &.123 fg.; Tardieu, a. a. O., 8. I; Bap- 
penhbeim, a. a. O., ®. I, © 189; Hädermann, Mebic. Pol., 
6. 50 fg. 

28) S. hierüber die genauen Unterfuchungen von V. A. Riecke, Ueber 
ben Einfluß der Verwefungsbünfte auf die menfchliche Gefunbheit und über bie 
Begräbnigpläge. Stutig. 1840. Vgl. auch noh PBappenheim, Handbuch, 
Bb. I, ©. 248 fg; Hädermann, M. P., ©. 36 fg- 
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Verbot der Beerdigung in den Kirchen u. f. w., fonbern auch An- 
legung der Kirchhöfe außerhalb der Orte. Letztere ift, je nach ber 
Größe der Ortichaften, auf 150-500 Schritte zu beftimmen, und 
dabei dann Sorge zu tragen, daß das einmal als freier Zwiſchen⸗ 
raum Beſtimmte auch fpäter nicht mit Häufern bejegt werde. 

2) Die Kirchhöfe find in folder Größe anzulegen, daß Gräber 
nicht wieder geöffnet werden müflen, ehe die früheren Leichen voll: 
kommen verwegt find. Hierfür müßten bei mittelgünftigem Boden 
und in gemäßigtem Clima etwa zehn Jahre für Erwachſene und 
fieben bis acht Jahre für Kinder im Durchichnitte gerechnet werben. 
Bei einer jährlichen Sterblichkeit von 1:35 muß jomit für gleid- 
zeitige Beerdigung von etwa einem SDrittheile der Geſammtbevölle⸗ 
rung eined Ortes geforgt fein. Bei Dertlichkeiten von raſch zuneh⸗ 
mender Bevölkerung ift natürlich noch weiterer Raum zu laſſen. 

3) Die Kirchhöfe find wo möglich in der Höhe, im Norden oder 
Nord-Often des Wohnortes, und frei von Ueberſchwemmungen 
anzulegen; mit nicht al zu hohen Mauern einzufaflen, und nid 
volftändig mit dichten Bäumen zu bedecken. — Brunnen bürfen in 
der Entfernung von mehreren hundert Schritten nicht angelegt werben. 

4) Ordnung in den Begräbniffen und möglichjte Erſparniß 
des Boden, jo wie bie Leichtigkeit der Wiederauffinbung eine be 
jtimmten Leichnames (im Falle einer gerichtlichen Unterſuchung) 
kann nur bei georbneter Reihenfolge der Gräber ftattfinden. 
In Heineren Orten ift es möglich, Lauter einzelne Gräber in be 
ftimmter Größe und mit gleichen Zmifchenräumen anzuordien, unter 
Abjonderung der Kinder von den Ermwachfenen; hierbei find etwa 
32—33 auf ein Grab zu rechnen. In großen Stäbten mad 
die Raumerfparniß und die Menge der zu begrabenden Armen bie 
Anlegung von großen gemeinfchaftlichen Gräbern nöthig. In dieſen 
ift aber eine fichere umd unvergängliche Bezeichnung ver einzelnen 
Särge anzubringen, z. B. mittelft einer Meinen bezifferten Bleiplatte. 

5) Kirchhöfe, welche nicht weiter gebraucht werden follen, können, 
auch abgefehen von Pietaäͤts-Rückſichten, vor Ablauf von 15—20 Jahren 
nicht umgegraben oder gar zu Bauftellen benügt werden ?4). 

24) ©. Wilbberg, Ueb. die bei ber Errichtung neuer Begräbnißhöfe zu 
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VL Wenigſtens für einen bebeutenden ‚Theil der Einwohner 
größerer Gemeinden ift bie Anlegung von Spazirgängen zur 
Bewegung in freier Luft wahres. Geſundheitsbedürfniß. Diejelben 
müfjen in pafjender Nähe gelegen, troden und reinlich gehalten, 
mit ſchattigen Bäumen und Ruhebänken beſetzt, endlich von ent⸗ 
ſprechender Groͤße jein. 


§. 28. 
e) Der Reinlichkeit. 


Es bedarf Feiner Außeinanderjeßung, daß eine reinliche Hal- 
tung bed Körper? und damit eine Pflege der Haut von ber größten 
Wichtigkeit für Erhaltung der Geſundheit iſt. Im Allgemeinen 
iſt es nun freilich Sache des Einzelnen, hier das Nöthige zu thun, 
und es bedarf im Ganzen fo wenig einer Nachhilfe des Staates 
als eine Einmiſchung von feiner Seite ertragen werben könnte. Doch 
finden in einzelnen Beziehungen Ausnahmen ftatt, indem gewiffe 
wünfchenswerthe Einrichtungen entweder überhaupt die Mittel und 
auch wohl dad Recht des Einzelnen fiberfteigen, oder wenigitend 
den aͤrmeren Klaffen die Benützung möglich gemacht werden muß. 

Eine allgemeine, fämmtliche Einwohner umfaſſende, polizeiliche 
Fürjorge ift häufig erforderlich in Betreff ver Bäder in fließen 
dem Waffer, ſei es nun in Flüffen und Seen over im Meere. 
Allerdings Können folche in fehr vielen Fällen ohne weitere Vor: 
richtung und ohne Verlegung der Sitte nach Belieben genommen 
werben, und hat dann jeder Babende für feine Sicherheit ſelbſt zu 
jorgen. In anderen, feltenen, Fällen mag ein Wohlhabender auf 
feinem Grundeigenthum für fi) und die Seinigen die ihnen pafjend 
und nöthig fcheinenden Einrichtungen treffen, welche dann natürlich 


nehmenden Rüdfichten, in deſſen Jahrb. ®b. I, 18385; Tardieu, Diction., 
8b. II, S. 261 fg.; vor Allen aber Riecke, a. a. O., ©. 74 fg. Daſelbſt 
auch weitere Literatur. — Bon Zeit zu Zeit werben auch anbere Vorfchläge zur 
Befeitigung ber Webelftände und Beichwerlichkeiten ber Kirchhöfe gemacht, welche 
jedoch wenige Ausficht auf Beachtung haben, ba fie gegen bie Sitten und wohl 
auch gegen die wirtbfchaftlichen Verbältniffe verftogen. So namentlich wirb Ber: 
brennen ber Tobten empfohlen. S. u. a. Trufen, Die Leichenverbrennung. 
Bresl., 1855. 
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auch wieder ganz unter feiner Leitung und Verantwortlichkeit fteben. 
Allein wenigftend in ber Nähe größerer Orte muß für ben allge 
meinen Gebrauch von Fluß: und Meerbäbern auch Sffentliche Für- 
jorge getroffen werben, theils um fie überhaupt bequem zugänglid 
zu machen, theil® um für Sicherheit gegen Ertrinfen und für 
Wahrung des Anftandes zu forgen. Es ift aljo vor Allem ber 
Zugang zu paffenden Babeftellen Herzuftellen; und zwar muß bie 
Benügung ohne Entgeld freiftehen, weil felbft fchon eine Heine 
Bezahlung Viele ganz abhalten ober fie an unüberwachte und ge _ 
fährliche Stellen treiben würbe ?). Sobann find etwaige gefährlich 
Stellen an den beftimmten Babeplägen durch Warnungszeichen 
kenntlich zu machen, auch an ſehr befuchten Pläben Rettungsan: 
ftalten für vorkommende Unglücksfälle bereit zu halten, alfo Kähne, 
Miederbelebungswerkzeuge u. |. w. Zur Wahrung der Schicklichkeit 
muß durch Trennung der Gefchlechter, Entfernung der Badeplähe 
von Öffentlichen Wegen und von den Wohnungen, ober, wenn. biefe 
nicht möglich iſt, Einfriedigung des Badeplatzes veranftaltet und 
anftändige Badekleidung vorgejchrieben werden. Sind bei Seebätern, 
je nach der Beichaffenheit des Strandes, Hütten, Wagen oder Kühne 
zur Benützung nöthig, jo ift für genügende Zahl, Ordnung und 
Tare zu forgen; ebenfo für Badediener und Dienerinnen. 

Für den Gebrauh warmer Bäder kann entweder ber 
Einzelne in feiner Wohnung Vorfehrung treffen oder mögen Unter: 
nehmer gegen Bezahlung größere Anftalten errichten. Im letzteren 
Falle ift vielleicht mur allgemeine Prüfung und Aufficht hinſichtlich 
der Gefundheit und Schielichfeit nöthig; doch mag auch zur Be 
gründung einer folchen ‚ffentlichen Einrichtung, welche in feinem 
größeren Orte fehlen follte, eine Unterftügung von Seiten des 
Staat? oder der Gemeinde erforberlich fein, 3. B. die Ucherlaffung 
von Waller, ein Bauplag, TFeuerungdmatertal u. |. w. Jeden 


1) Deßhalb if bie Polizei keineswegs jeber eigenen Thätigfeit enthoben, wenn 
fih etwa Privatunternehmer zur Anlegung von Schwimmfdulen, Babecabinetten 
u. dgl. gefunden haben. Der Gebrauch foldher Einrihtungen ift natürlich mit 
Koften verbunden, während gerabe bie arbeitende und überhaupt die ärmere Rufe 
zum Gebrauche von Bädern aufzumuntern ifl. 
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Falles muß für die SHerftellung wohlfeller Bäder für bie ärmere 
Klafje geforgt werben, welcher der Gebrauch der auf Gewinn unter- 
nommenen Bäder zu theuer ift. Dieß mag denn entweber bewerf- 
ftelligt werben burch Auflegung von Bebingungen für bie Gewähr 
ber erwähnten Begünftigungen ober durch eigenen Betrieb in einem 
öffentlichen Gebäube. In beiden Fällen ift Aufficht nöthig, damit 
nicht Unbequemlichkeit, Unreinlichkeit oder fchlechte Behandlung von 
dem Gebrauche abjchrede )). Die Herſtellung folcher wohlfeiler 
warmer Bäder iſt aber fehr erleichtert, wenn biefelben in Verbin⸗ 
dung gebracht werben mit einer weiteren fehr nüßlichen Anftalt zur 
Beförderung ber förperlichen Neinlichkeit, nämlich mit 

der Einrichtung dffentlicher Waſchanſtalten, durch welche 
der Gebrauch und Wechfel reiner Leib: und Bettwäfche begünftigt 
wird. Auch bier jorgt freilich der Wohlhabendere für fich ſelbſt, 
fei es durch häusliche Vorkehrung und Arbeit, ſei es durch Benützung 
gewerblicher Unternehmungen; und ſelbſt für die ärmeren SKlaffen 
beiteht auf den Dörfern und in ben Keinen Städten feine große 
Schwierigkeit, wenigitend in der befieren Jahreszeit: allein in 
größeren Stäbten ift da Reinigen der Wäjche für eine große An: 
zahl von Familien eine Duelle von höchften Unbequemlichkeiten, von 
ſchädlichen Ausbünftungen und von unverhäftnigmäßigen Ausgaben. 
Dieje Nachteile tragen denn weſentlich zu geſundheitswidriger Ver⸗ 
minderung ded Wechjeld reiner "Wäjche bei. Dem ganzen Uebel: 
tande kann durch Errichtung äffentlicher Waſchhäuſer abgeholfen 
werden, in welchen gegen eine mäßige Vergütung und je für eine 
beftimmte Zeit Geräthe, warmes Waſſer, Vorkehrungen zum 
ſchnellen Trocknen und felbft zum Plätten geliefert werben. Wenn 
folche Anftalten nicht durch. Privatwohlthätigkeit hergeftellt werben, 
iſt es Sache der öffentlichen Fürjorge, namentlih von Seiten ber: 
2) Im Betreff der Öffentlichen Bäder überhaupt, namentlich aber wohlfeiler 
Anfalten biefer Art, find die europäifchen Staaten weit zurüd hinter denen bes 
Alterthums und bed Driented. In Rom follen 800 öffentliche Bäder ge: 
meien fein. Am meiften wirb hierfür noch in England geforgt, namentlich feit 
der Einführung ber Öffentlichen Wafchhäufer. Es giebt hier in den großen Städten 
Bäder zu 1 und zu 2 Pence, welche fehr ſtark benüßt werben. Bol. Behrenb, 
Die Bffentlihen Waſch⸗ und Bade⸗Anſtalten. Berl, 1852. 
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- Gemeinde. Bei verftändiger Einrichtung und Verwaltung iſt, 


jelbft bei jehr mäßiger Entſchädigung, nicht einmal ein Zuſchuß | 


erforderlich °). 

Eine bejondere Aufficht erfordern bie Kellerquellbäder ver 
Jüdinnen, jowohl in Betreff der gefunden Anlage als ver Rein 
lichkeit *). 


$. 29. 
L) Bei dem Gewerbebetriebe. 


Bei einer großen Anzahl von Gewerben find die damit Be 
ichäftigten vielfachen und zum Theile ſchweren Beeinträchtigungen 
ber Gefundheit ausgeſetzt. Theils wirken die Stoffe ober beren 
Behandlung in chemischer Weife jchäblich auf fie ein; theils befteht 
die Gefahr in mechanifch den Körper angreifenden Befchäbigun- 
gen, namentlich durch Ablöfung feiner Theile von ben werarbeiteten 
Stoffen; theild endlich ift eine widernatürliche Haltung des Körpers 
auf die Dauer Urfache von Uebeln. Dieſe weitverbreitete Duelle 
von Gefundheitftörungen ift von um fo größerer Bebeutung, ala bi 
den Eulturvölfern die Gewerbthätigkeit einen immer beträchtlicheren 
Theil der Bevölkerung in Anfprudy nimmt, und weil bie Anwen 
bung naturwifienfchaftlicher Regeln die Benügung einer immer 
größeren Menge von fchädlichen Stoffen oder Verfahren veranlaft. 

Die dem Staate zu einer Abwendung ſolcher Krankheitäurfacen 
zuftehenden Mittel find verhältnigmäßig fehr ungenügend. In 
manchen Fällen iſt die ſchädliche Urſache ganz untrennbar mit einem 
Gewerbe verbunden, es könnte alſo nur ein völlige Verbot deſſel⸗ 

8) Solche Wafhanftalten find vor Allem in ben großen englifchen Städten, 
aber auch in Berlin, Hamburg u. f. w. in franzöfifches Geſetz vom Sten Febt. 
1851 beſtimmte 600,000 Fr. ald Beitrag zu ben Erbauungsfoften, namenllich 
auch in Landgemeinden. Ueber die Einrichtung. einer ſolchen Anftalt |. Instruc 
tions et plans conc. les lavoirs et bains publics. Par., 1852; Baly, 
Proceedings .. to promote the establishment of baths and wash-houset- 
Lond., 1852; Tardieu, Diction., ®d. IL, ©. 320 fg.; Bappenbheim, 
Handb., Bb. I, S. 178 fg. 

4) Ueber die entfeglihen Mißſtände diefer Einrihtung |. Mombert, Dad 


Kellerquellenbad der Israelitinnen. Mülh., 1828; Schneider, in ben Annalen 
für die St.⸗A.-K., Bd. VO, ©. 528; Mebger, baf., 3b. VIII, ©. 140. 
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ben helfen; einem folchen widerſetzt fih nun aber weitaus in der 
Regel ſowohl die wirthfchaftliche Nothwendigkeit, beſonders das 
Geſetz der. Mitwerbung, als auch die dem Bürger zuftehende Frei- 
beit, feine LebenZbeichäftigung auf eigene Gefahr hin zu wählen. 
Sm anderen Fällen kann allerdings der einzelne Arbeiter fich durch 
Anwendung prophylaktifcher Mittel mehr oder weniger fchüßen ; 
allein es hängt nicht nur die Bereithaltung folcher lediglich von ihm 
ab, fondern namentlich auch deren Anwendung in jedem einzelnen 
bazu geeigneten Falle. Abgeſehen alfo von dem fehr zweifelhaften 
Rechte einer Erzwingung durch Geſetz und Aufficht, ift eine Durch: 
führung ohne oder gar gegen den Willen der Betreffenden that- 
jächlich unmöglich. — Dennoch) hat der Staat die Pflicht, wenigſtens 
dad Ausführbare vorzufehren. 

Sm die Einzelnheiten in Beziehung auf fämmtliche Gewerbe 
einzugeben, ift natürlich an dieſer Stelle unmöglich; dieß ift die 
Aufgabe eigener Werke und einer mit der Entwidelung der Ge: 
werbe gleichen Schritt haltenden wifjenfchaftlichen Thätigfeit )). Als 
allgemeine Negel laſſen ſich nur folgende Forderungen aufftellen. 

1) Es ift den Staatsärzten zur Pflicht zu machen bie in 
Frage ftehenden Verhältniſſe zu beobachten, und wenn ſie entiweber 
eine neue Erkrankungsurſache fennen gelernt oder ein neues Bor: 
beugungsmittel entdeckt oder fonft in Erfahrung gebracht habe, 
hiervon Anzeige bei den betreffenden höheren Behörden zu machen. 


1) Schon im 3. 1700 erfhien Ramazini's berühmtes Wert de morbis 
artificum, welches feitvem in die meiften europäifchen Sprachen überfegt und 
fpäteren Erfahrungen gemäß weitergeführt wurbe, fo 3. B. deutſch von Adermanır 
im J. 1780 und franzöfifh von Foureroy im J. 1776. Später hat fi einen 
großen Namen erworben: Thackrah, The effects of arts, trades and pro- 
fessions on health and longevity. Lond., 1831. Set iſt vor Allem zu em⸗ 
pfehlen: Halfort, Entftehung u. ſ. w. ber Krankheiten ber Künfller und Ge⸗ 
werbenden. Berl., 1845; fo wie Bappenheim in zahlreichen und ausführlichen 
auf genauer eigener Kenntniß beruhenden Artikeln feines treffliden Handbuches. 
Außerdem find viele Abhandlungen in ben Zeitfehriften für Staatsarzneifunbe 
von. Bedeutung. — Eine befondere, leider nur allzubäufig verfäumte, VBerüdfid: 
tigung verdienen bie ben Seefahrenden aus ihrem befonbern Zuftande drohen⸗ 
ben Gefahren. S. Fonssagrives, Trait& d’hygiöne navale. Par., 1855, 
uns Pappenheim, a. a O., Bd. II, S. 397 fg. 
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Erfcheint ein Uebel in beſonders beveutendem Umfange oder von 
großer Gefährlichkeit, ohne daß fchon ein genügendes Abwehr: oder 
Milderungsmittel aufgefunden wäre, jo ift eine öffentliche Belannt- 
machung der Thatfache und eine Aufforderung zur Entdedhung und | 
Mittheilung einer Hülfe an der Stelle. Je nah Umständen wird 
die Ausſetzung eines entiprechenden Preijes für eine genügende Ent: 
deckung angezeigt fein. 

2) Wenn nicht etwa ſchon durch Privatthätigfeit eine Schilde 
rung der Urfadhen und der Verhinderungdmittel von gewerblicden 
Geſundheitsſtörungen hergeſtellt ift, jo mag ber Staat zur Ak 
faffung gemeinverftändlicher Schriften ſolcher Art Veranlaſſung 
geben. Jeden Falles find die vorhandenen Belehrungen ſolcher Art 
durch Verwendung äffentlicher Gelder möglichft zu verbreiten und 
namentlich unmittelbar zur Kenntniß der Betheiligten zu bringen. I 

3) Falls die Verfertigunggart eines Gegenſtandes lebensge⸗ 
fährlich für die damit Beſchäftigten ift, fie aber durch eine anbere I: 
Behandlungsweiſe, wenn auch etwa mit geringerem Bortheile, erjeht 
werben ann, fo iſt der Staat berechtigt, die Anwendung der erfteren 
Behandlungsart zu verbieten, indem er unzweifelhaft das Recht hal, 
feinen Bürgern einen Gewinn zu unterfagen, welder nur um ben 
Preis offenbarer Lebensgefahr für Andere errungen werben kann 
Ob dieſe letzteren fi freiwillig der Gefahr unterziehen müchten, FR 
kann binfichtlich der offenbar groben Unfittlichkeit der Handlung 
des Unternehmerg keinen Unterjchied machen. 

4) Ein Verbot der Verwendung Unmündiger zu gefährlichen I 
Arbeiten ift dadurch gerechtfertigt, daß diejelben noch keinen eigenen 
Willen haben und fich gegen fremde Gewinnfucht und Rohheit nicht 
ſchützen koͤnnen. 


3) Schutzanſtalten gegen auftedende Krankheiten, 
$. 30. 
a) Abhaltung derſelben an ber Landesgrenze. 
E3 Hat zwar der Heilfunde noch nicht gelingen wollen ; die 
Grundurſachen und Eigenthümlichkeiten der vielen anſteckenden 
- Krankheiten mit Sicherheit aufzufinden und dadurch das ganze 
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bel zu entfernen. Dagegen vermögen aber, gewiſſermaaßen zur 
itſchädigung, gegen feine Art von Krankheiten Schußmittel fo 
IL. Theils kann der weiteren Verbreitung vorgebeugt und fo das 
bel feiner Ausdehnung nach beſchränkt und allmählich wieder in 
h ſelbſt erſtickt werben, theils iſt es, wenigſtens bei Einem Eon: 
zium, moͤglich, die Krankheits⸗Fähigkeit des einzelnen Menſchen 
fzuheben ). 

Sehr verſchieden iſt natürlich das Verfahren, je nachdem es 
h davon handelt, eine aus dem Auslande drohende anſteckende 
cankheit vom eignen Lande abzuhalten, ober davon, bie weitere 
erbreitung eines bereit? innerhalb der Gränzen ausgebrachenen 
mtagiums zu verhindern. 

Im Ganzen ift wohl die erftere Aufgabe bie leichtere; doch 
an auch fie nur mittelft fehr ausgedehnter und £oftfpieliger Vor⸗ 
rungen gelöst werben. Da es ſich von jelbft verfteht, daß feine 
itzloſen ober wenigſtens mit dem Zwecke in feinem Verhältniſſe 
benden Mittel ergriffen werben bürfen, jo ift auch ein großer 
ıterfchieb zwilchen den verſchiedenen Arten von Contagien, welche 
3 dem Auslande kommen koͤnnten, zu machen. 

1) Unter. ven anſteckenden Krankheiten, und zwar fowohl ben 
‚onifchen als den acuten, find manche, welche für das Leben unt 
a allgemeinen Gefundheitzitand der Befallenen keine nennens⸗ 
rthe Gefahr bringen, auch wohl ohne Schwierigkeit geheilt wer: 
a tönnen, ober welche erfahrungsgemäß unter ben einheimijchen 
matifchen oder Eulturverhältniffen nicht Wurzel faffen ). Gegen 
ankheiten dieſer Art Loftipielige oder für die Bevolkerung beſchwer⸗ 
be Maaßregeln. zu treffen, wäre thörigt; die Ertragung einer ge- 
yentlichen Einfchleppung aus dem Auslande ift daß geringere Uebel. 


1) Außer den betreffenden Abfchnitten in ſämmtlichen Syftemen ber Mebic. 
Niger ſ. Heder, Ueb. Volkskrankheiten. Berl., 1832; Hübener, Lehre von 
: Anftedung, mit bei. Beziehung auf bie fanitätspoliz. Seite berfelben. Lpz., 
43; Martin-Doisy, Dictionn. d’6con. charit. Par., 1864, ®b. IV, 

9 fg. 

2) Zu ben contagiöfen Krankheiten der erfteren Art find unzweifelhaft zu 

em: Keuchhuften, Maſern; zu den in unferen Gegenden nicht zu beſorgenden: 


eichſelzopf, Ausſat 
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2) Wenn fich eine anfteddende Krankheit audy im bieffeitigen 
Rande entweder fpontan erzeugen kann ober fie fich wenigſtens be: 
reits bleibend eingebürgert hat, jo ift zwar bie Einfchleppung wei: 
teren Anſteckungsſtoffes aus dem Auslande keineswegs wünſchens⸗ 
werth, weil dadurch die ſchon beſtehende Gefahr noch vermehrt 
wird; allein diefe Steigerung ift doch nicht von einem folchen 
Nachtheile, daB ausgedehnte und hemmende Anjtalten als geredt- 
fertigt erjchienen. Es genügt alfo, wenn Einrichtungen, welche 
überhaupt zur Ueberwachung des Eintritte® von fremden über bie 
bieffeitige Gränze beftchen, gelegentlich auch dazu benütt werben, 
Kranfen der in Trage ftehenden Art den Eintritt in das Land zu 
unterfagen, oder, falls dieſes nicht thunlich wäre, für alsbaldige 
Heilung unter obrigkeitlicher Aufficht zu forgen. Uebrigens müflen 
die Kranfheitäzuftände in folchem Falle offenkundig und leicht er || 
fennbar fein, da bie Vollziehung der Beftimmungen , wenigftens |; 
zunächjt, nicht von einem Arzte ſondern von einer Polizei⸗-Behoͤrde 
ausgehen jol. Auch darf ver Gefammtnerfehr fo wenig ala mög | 
lich dadurch beläftigt werden. Ob übrigens ein Contagium biefer 
Art chroniſch oder acut ift, Ändert nicht? in bem Verfahren. Um f 
ter dieſe Kategorie von Krankheiten gehören aber für europälde 7 
Länder: Luſtſeuche, Krätze, ägyptiſche Augenentzündung, Ty 
phus, Ruhr. 

3) Anders verhält es ſich nun aber mit ſolchen anſteckenden 
Krankheiten, welche einer Seits im Lande ſelbſt nicht ſpontan ent⸗ 
ſtehen noch ſonſt ſchon verbreitet ſind, ſomit nur aus der 
Fremde eingeſchleppt werden koͤnnen, anderer Seits aber dem 
Leben der Bürger, vielleicht in großer Ausdehnung, Gefahr drohen. 
Hier find denn weiter gehende und unter Umftänden ſelbſt ftrenge 
Maaßregeln je im Berhältniffe der Gefährlichkeit oder Beſchwerlich⸗ 
feit der Krankheit gerechtfertigt. Chronische Eontagien dieſer Art 
find zwar für europäiſche Länder faum vorhanden; wohl aber ift 
bei einigen höchſt gefährlichen acuten Contagien der äußerte Grad 
von Sorgfalt nöthig, und zwar um fo mehr, al3 fie fich leicht zu 
ausgedehnten und langwierigen Epidemicen außbehnen Tünnen ?). 


3) Hierher gehören ganz unzweifelhaft bie Peft und das gelbe Yieber, von 
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An und für fidh find zweierlei Gattungen von Maaßregeln 
nöglih. Einmal nämlich Bemühungen in dem fremden Lande felbft, 
velches folche Krankheiten erzeugt, um ihr Entftchen dort fo viel 
13 möglich zu verhindern, wenigftend das Verfchleppen aus beim 


velchen jene nur im Driente, wahrfcheinlih nur in Aegypten, diefe nur an ben 
merifanifchen Küften entfteht, die aber beide erfahrungsgemäß nach Europa ein- 
eichleppt werben und bier dann im höchften Grade wüthen können. Noch immer 
weifelhaft ift dagegen, wie es fich eigentlich mit der Cholera verhält. Wenn 
ämlich auch einer Seitz feftfieht, daß fie in Europa nicht ſpontan entſteht; wenn 
8 ferner auch nicht beftritten werben zu können fcheint, daß fie ſich auch conta- 
168 fortpflanzt: fo ift doch auf ber andern Seite nicht Far, ob nicht auch andere, 
niaßmatifche, Fortpflanzungen ftattfinden; wenigftens hat fie aller nach bem Muſter 
er Peſtquarantäne getroffener Abfperrungseinrichtungen gefpottet. Alle Staaten 
mben daher bie Vorkehrung folder Maaßregeln wieder aufgegeben und es fleht 
omit practiſch itzt die Cholera nicht in ber Meihe derjenigen Contagien, gegen 
eren Einfchleppung beim, gegenwärtigen Stande ber Wiſſenſchaft Vorkehrungen 
orgeſchlagen werden können. — Unter den vielen Schriften über bie orientalifche 
Beft möchten wohl nachftehende in polizeilicher Hinficht die intereffanteften fein: 
) Ueber bie Krankheit an fih: Senac, Trait& des causes d. 1. peste. Par., 
740, 4; (Chicogneau), Bon ber Veit, ihren Urfachen, Zufällen u. |. w., 
6 db. Franz. von Ringebroig. I. II, Lpz., 178385 Rußel, Abb. üb. d. 
Beft, a. b. Engl. I.-II, pz., 1793, 8; Bulard, De la peste orientale. 
Par., 1839; Aubert-Roche, De la peste. Par., 1840; Clot-Bey, De 
la peste observée en Egypte. Par.,1840. 2) Geſchichtliche Nachrichten Über einzelne 
Beit-Epibemieen: Piöces historiques s. 1. peste de Marseille. I. II. Mars., 1720; 
Antrehau, Merfwürbige Nachricht von ber Peſt in Toulon im J. 1721. Hamb., 
1794, 8; Samoilowitz, M&m. 8.1. peste deMoscou. Par., 1787; Schraub, 
Gefchichte ber Veft in Sirmien im J. 1795 und 1796. Peſth, 1801, I, II; Des- 
genettes, Histoire medicale de l'armée d’Orient: Par., 1802; Schönberg, 
Ueber bie Peſt zu Noja in ben %. 1815 und 16. Nürmb., 1818; Morea, La 
peste di Noja. Nap.; Tully, History of the Plague in Malta. Lond., 1821; 
Gosse, Relation d. 1. peste en Grèce 1827/28. Par., 1838; Martin- 
Doisy. Dict. d’&con. charit. ®d. IV, ©. 11 fg. 3) Ueber bie zu ergreifenden 
Maafregeln: Bernt, Ueber Beftanftedung und beren Verhütung. Wien, 1832; 
Pariset, Mémoire s. l. cause de la peste. Par., 1837; Trasi, Della 
peste e della pubblica amministrazione sanitaria. Venez., 1840; Prus,Rap- 
port 8. l. peste et les quarantaines. I—III, Par., 1846; Procts verbaux 
d. l. conference sanitaire internationale. Par., 1852. — Ueber ba8 gelbe 
Fieber iſt vor Allem zu bemerken bie vortreffliche Schrift von Matthäi, Unter 
ſuchungen über das gelbe Fieber. I. II, Haunov., 1827. In Bd. IL, ©. 69 fg., 
find die Titel von nicht weniger als 556 Schriften Über das gelbe Fieber chronos 
logiſch geordnet. Viele find feitdem noch dazu gefommen, unter welchen nament: 
lich zu nennen if: Lallemant, Das gelbe Fieber. Bresl. 1857. 
v. Nohl, Polizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 15 
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Urſprungsheerde zu hintertreiben. Zweitens Müftungen im eigenen 
Gebiete, um dieſes vor Mittheilung und Ausbreitung des Uebels 
zu ſchützen. 

Ungweifelhaft wäre die Anwendung jener erfteren Maaßregeln 
am vortheilhafteften, indem dadurch dad Uebel ganz erftict, min 
deſtens räumlich ferne gehalten, überbieß die Unbequemlidykeit von 
ſchützenden Vorkehrungen im eigenen Lande vermieden würde. E 
leuchtet aber ein, daß es fehr fchwer und in der Regel fogar fo 
gut ald unmöglich ift, dieſes Ziel zu erreichen. Abgeſehen davon, 
bag die eigentlichen Entſtehungggründe der in Trage ſtehenden 
Krankheiten nicht mit unbebingter Sicherheit angegeben werben 
Fönnen, oder daß fie aus Urfachen herrühren, welche ſich der menſch 
fihen Macht entziehen, wie 3. B. aus allgemeinen atmofphärijchen 
oder tellurifchen Zuftänden, fehlt e3 an bem Rechte, in einem frem 
den Staate ſelbſt Maaßregeln zu treffen und aufrecht zu erhalten, 
und felbft wohl an dem Einfluffe, die dortige Regierung zu Ar 
ordnungen zu bewegen, welche ihrem Willen und ihrer Einfict, 
fowie der Gefittigung und den Gewohnheiten ber Bevölkerung 
fremd find. So gewiß alfo nicht unterlaffen werden darf, geeignek 
und je nach den PVerhältniffen dringende Vorftellungen bei ven 


Landesbehörden zu machen und ihnen die Vorkehrung der wün 


ſchenswerthen Verbefjerungen (Neinlichkeit, Hebung bes Wohlſtanded, 
Trocdenlegungen u. |. w.) zu empfehlen: fo wird man doch that 


fächlich größere Erfolge erreichen, wenn man die fremde Negierung 


dazu zu beſtimmen weiß, daß fie die bleibende Aufftellung dieſſciti⸗ 
ger Ärztlicher Agenten an den hauptſächlichſten Verkehrsorten ges 
ftattet, welche theil den Geſundheitsſtand zu beobachten und über 
ihn zu berichten haben, theils Gefunbheitszeugniffe für Menſchen, 
Waaren und Schiffe ausſtellen. Letzteren Papieren kann, and 
ohne daß ſolche Agenten eine amtliche Gewalt an dem Orte ihrer 
Sendung haben, eine Bedeutung und ſelbſt eine zwingende Not 
wendigkeit dadurch gegeben werden, daß ohne ihre Vorweifung feine 
Gränzüberſchreitung dieſſeits zugelaffen wird. Eine folche Beauf— 
fihtigung und Bezeugung des Ihatbeftandes erſtickt zwar die Krank 
heit nidt am Entſtehungsorte; allein fie erſchwert, wenn fie ges 
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wiſſenhaft geübt wird, eine Einfchleppumg in hohem Grade, und Kat 
Rberdieß den großen Vortheil, daß fie dieſſeits in Zeiten völliger 
Geſundheit die Beaufſichtigungsmaaßregeln jehr zu erleichtern ge- 
ftattet *). 

Sp weit nun aber biefe Vorkehrungen in fremden Ländern 
nicht angewendet find, bleibt nicht? Anderes übrig, als gegen bie 
Einſchleppung ber gefährlichen Contagien aus dem Auslande inner: 
halb des eigenen Gebiete? Maafregeln zu treffen. 

Natürlich ift hier ein wefentlicher Unterfchieb zu machen je 
nachdem eine ber fraglichen Krankheiten in einem Lande, mit wel: 
chen Verkehr ftattfindet, überhaupt ausgebrochen ift, oder nicht. 
(Dieſelben beitehen nämlich Teinegwegsd immer, fondern hören oft 
ſelbſt längere Zeiträume hindurch gänzlih auf; fo iſt z. B. feit 
1844 bis igt — 1865 — bie Peit ganz verjchwunden im Oriente.) 
Im erftern Falle find die Schugmaaßregeln in ihrem ganzen Um: 
fange anzumenden; in dem andern dagegen mögen fie ganz unter- 
lafſen ober wenigſtens fehr vermindert werben. — Es erfcheint al? 
zweckmäßig, zuerſt die Schugmaaßregeln in ihrer vollen Strenge 
aufzuführen; die Milderungen ergeben fich leicht und find über- 
haupt nur mit Hinficht auf jene verftändlich. 

Bei einem Syfteme von Schußmaaßregeln beruht ſelbſtverſtändlich 
Alles auf einer Trennung bed Staatsgebietes und feiner Bewohner 
von angeſteckten Perjonen und Gegenftänben 5); bie Trennung 

4) Es iſt ein großes Verdienft ber franzöfifchen Megierung ſolche Beobach⸗ 
bmgspoften in ben Hauptheerben ber Peſt errichtet zu haben. ©. Tardieu, 
“a. D., ®b. IN, ©. 827 fg. Allein bie Zeit ber Erfahrung ift doch noch zu 
kurz, um ſchon wejentliche Aenderungen in den europäiſchen Ouarantänenanftalten 
eintreten zu laſſen. — Sehr bedenklich erjcheint unter allen Umftänden der Bor: 
ſchlag von Srosmann, (Das Peitcontagium in Aegypten. Wien, 1844), unb 
von Gobbi, (Beiträge z. Reform bed D.:Wejend. Wien, 1849), in ber Levante 
ſelbſt überall Quarantänen zu errichten und bagegen bie europäifchen aufzuheben. 
Solche Anftalten in jenen balbbarbarifchen Ländern würden gar Feine Eicherheit 
für eine verfländige und gewiflenhafte Handhabung barbieten; überbieß find bie 
Duarantänen auch gegen bad gelbe Fieber nothwenbig, könnten alfo doch nicht 
befeitigt werben. 

5) Wenn freilich ber ganze Vegriff bed Contagiums in fo fern ein falfcher 
wäre, baß nicht Berührung mit einem Erkrankten ober feiner Kleibung bie Krank: 
heit auf einen Befunden übertragen Könnte, fonbern vielmehr nur die Ausdünſtung 

15? 
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muß aber unbedingt fein, da bei der großen Anftedungzfähigfeit 
der in Trage ftehenden Krankheiten bie geringfte Verbindung bad 
Uebel in das bieffeitige Gebiet verpflanzen Tann ®). 

Gänzliche Abhaltung jeder Perfon und Waare an der Gräng 
gegen dad mit der Krankheit bedrohende Ausland wäre an und für 
fi) dad Sicherfte. Da aber ein gänzliches Abbrechen aller Ber 
bindung theils mit großen Nachtheilen, namentlich in wirthſchaft 
licher Beziehung, verbunden wäre, theild bei angrenzenben Ländern 
leicht zu einem gefährlichen heimlichen Verfehre Anlaß geben würte: 
jo ift es daß practifch richtigere Verfahren, unter beftimmten ſichern 
ben Bedingungen einen Eintritt von Perſonen und Waaren zu ge 
ftatten, bei ver ftrengften Strafe aber jede andere Verbindung dB 
diefe überwachte zu unterfagen. Die materiellen Einrichtungen zu 
Ausführung der fichernden Bebingungen find aber vwerjchteben, K 
nachdem bie Verbindung zu Lande oder über bad Meer fall 
finden ſoll. 

Eine hinreichend fchügende Land: Quarantäne erforden 
nachftehende Einrichtungen und Borfchriften: 


eines Kranken bie Luft jo zu verderben vermöchte, daß ſich daraus biefelhe Fieber 
form entwidelte: jo wäre bie Abfpernmg vor Kranken oder Verdächtigen, neh 
mehr aber beren Anfammlung an einem gefchloffenen Orte wiberfinnig. Als 
diefe, von dem englifchen Gefunbheitsrathe (General Board of Health. Report 
on Quarantine. Lond., 1849,) vertretene, Anficht wiberfpricht fo fehr taufend 
jähriger Erfahrung, und ber dafür geltenbgemachte Beweis, nämlich bie thatfäd: 
liche Nichtanſteckung in beſtimmten einzelnen Fällen Lörperlicher Berührung, if 
jo unfhlüffig, — da ja Niemand je angenommen hat, ba jede Berührung ax 
fieden müffe, fondern nur, daß fie es könne, — baß ed unverantwortiiß 
wäre, barauf bin alle Abfperrungsmaaßregeln aufzugeben. Vielleicht zeigen weiter: 
Forſchungen, unter welchen climatifchen ober fonftigen örtlichen Verhältniſſen ein 
Eontagium wirffam oder unwirkſam ift: bann, aber auch erſt dann, wird ein 
weſeniliche Umgeftaltung ber bißherigen Zwangsmaaßregeln erlaubt fein. — Einen, 
und nicht einmal vollftändigen, Begriff von dem Umfange ber Kiteratur über 
diefe Yragen giebt Coletti, Bibliografia sanitaria, overo descrizione degil 
autori — — che tratano di peste orientale. Fir., 1856. 

6) Wie oft die Gefahr nahe tritt, mag bie Eine Thatfache beweifen, def 
die orientalifche Veft in die Ouarantänen von Marfeille, Genua, Livorno, Walls 
und Venedig während ber Sabre 1717—1841 in 64 Fällen gebracht wurde, und 
baß unter biefen die Krankheit 26mal nach ber Ankunft der Echiffe ausbrad, 
allerdings nie, ohne daß auch fchon auf der Neife Erkrankungen vorgekommen 
waren. ©. Aubert-Roche, R£forme, ©. 75 fg. 
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a) Der freie Verkehr zwifchen ben beiden Ländern tft völlig 
verboten, und bie ganze Gränze mit Militärpoften — theils Schilv- 
wachen theild Streifpartieen — fo enge bejeßt, daß Niemand un⸗ 
bemerkt biejelbe überjchreiten Tann. Strenge Strafen, bei wirklich 
drobender Gefahr jelbft augenblicklicher Tod, trifft Jeden, der heim⸗ 
lich oder mit Gewalt herüber zu bringen verfucht 7). 

b) Nur an einzelnen beftimmten Puncten ift der Webertritt 
von Waaren und Menjchen über die Gränge, und zwar unter fol 

genden fichernden Bebingungen und Beichränkungen, erlaubt. Men⸗ 
Then und Waaren Eönnen nur an denjenigen Gränzpunften übers 
gehen, an welchen fürmliche Duarantäne-Anftalten eingerichtet find. 
In diefen Anftalten werben dann die Menfchen zuerit äußerlich 

. mögfichft gereinigt, dann aber je nach dem Grade bed DVerbachtes 
und der Art der Krankheit jo lange Zeit in völlig abgejchloffenem 

”  Buftande beobachtet, bis es außer allem Zweifel ift, daß fie ben 
Keim der Krankheit nicht in fich tragen. Haben fie fih ala gejund 
erprobt, fo werben fie mit einem Geſundheits-Paſſe entlaffen.. 
Briefe und fonftige Papiere werben burchftochen, geräuchert ober in 

- Üffig geworfen. Unter den Waaren aber wirb ein Unterfchied ges 
‚macht. Gewiſſe Arten derjelben koͤnnen, als einem Haften des Ans 
ſteckungsſtoffes ihrer Natur nach) ganz unzugänglich, nach erfolgter 
. Reinigung ober Vertauſchung ihrer Verpadung, alsbald weiter 
- gehen. Andere dagegen werben in ber Quarantäne von eigend- _ 
dazu beftellten Arbeitern und in eigenen Näumen, natürlich auf 
Koften ber Eigenthümer, durch Lüften, Räuchern oder Wachen 
gereinigt, und Finnen dann weiter landeinwärts gebracht werben. 
Sanz unteinigbare endlich werben verbrannt ober zurückgewieſen. 
Die Quarantäne-Anftalt fammt allen ihren Angejtellten und Be- 
wohnern ift von jedem Verfchre mit der Außenwelt ganz abge⸗ 
fchlofjen, und ihre Angehörigen dürfen fie, ohne felbft volftändige 
Quarantäne gehalten zu haben, nicht verlaffen. Es muß alſo die 


7) Ein anerfannte® Mufter eines ſolchen Peſt-Cordons ift ber auf ber öfter: 
reichifchen Militärs®renze gegen bie Türkei ununterbrochen angeorbnete, im britten 
Grade fogar aus 10,000 Dann beftehende. ©. das Nähere in Hieginger’® 
Statiftif der oiſterr. Militär⸗Gränze, Bd. II, Abthl. 2, ©. 488 fg. 
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Anftalt mit allen Lebens: und Hetlung-Bebürfniffen, mit Werzten, 
Geiftlichen u. ſ. w. verjehen fein. Verlangt kann werben, baß bie 
Anftalt felbft gefund und nicht unfreundlich, der Koftenbetrag bei 
AufentHaltes ein möglichft geringer fei ®). — Für den Verkehr ber 


8) S. Howard, Account of the principal Lazarettog in Europa. 
Wearringt., 1789, ©. 22 fg.; Nau, Entwurf einer Polizei⸗Verordnung gegen 
bie weitere Verbreitung ber Pet. Frankf. 1805, 85 Bernt, Ueber bie Beh 
anftedung unb deren Verhütung. Wien, 1882, 8. — Webrigens finb, leiber, 
große Meinungsverſchiedenheiten unter ben Aerzten über fehr wichtige auf be 
Quarantäne:Einrihtungen einflußreihe Puncte. So ift 3. B. Teineswegs bi: 
ficgtlich der einzelnen Arten von Contagien mit Beſtimmtheit bergeftellt, wie lange 
ein anfcheinend Geſunder die Kranfheit in. fi tragen Tann, ehe fie fich entwidck 
Bol. Bernt, a. a. D., S. 27 fg. Bei der Pet 3. B. bewegen ſich bie Nie 
nahmen der berühmteften Auctoritäten über bie Incubationszeit zwiſchen 3 w 
15 Tagen. Natürlich wird die längſte auf verfländiger Annahme beruhende Friß 
als Probezeit angenommen. Und giebt e8 Mittel, welche ben Ausbruch ber ie 
tenten Krankheit befördern, fo bat ſich der Duarantenär benfelben zu unterwerke; 
nur wenn folche eine eigene Gefahr enthielten, wäre bie Zuflimmung bed Gew 
tumazirenden ndthig. Ferner ift jehr beftritten, ob und mie weit Waaren bei da 
verfchiedenen Arten von Gontagien giftfangenb fein. Daß Anſteckung mögld 
iR durch Kleidung oder Wäſche von Erkrankten, ift zwar wohl unzweifelhaft; 
allein ſehr beftritten wird dieß in neuerer Zeit in Beziehung auf Sandelöwaates 
Während früher ausführliche und in Einzelheiten gehende Verzeichniſſe von gift 
fangenden und nichtaiftfangenden Waaren aufgeftellt und danach auch bie Ein 
riätungen in ben Quarantänen getroffen waren; (f. foldye, freilich unter Ib 
wieder fehr abweichende, Verzeichniſſe bi Mac Culloch, Handbuch für Kaufen, 
Bb. II, ©. 548, und bei Bernt, a. a. D., ©. 117 fg.;) wird igt die ganz 
Möglichkeit einer Webertranung von Gontagien durch Waaren geläugnet. So ke 
hauptet z. B. bie Parifer Afademie der Mebicin, daß nach einer mehr als hundert 
jährigen Erfahrung die Peſt niemals durch Warren weiter verbreitet werben fü. 
©. Gaz. med., 1846, Nr. 39 fg.; gleicher Anfiht iſt ber englifche Board of 
Health, f. deſſen Report on Quarantine, ©. 62; ferner Segur-Dupeyron, 
Rapport 8. l. modific. & apporter aux rögl. sanitaires. Par. 1839. Vie 
Beſeitigung ber Reinigungseinrichtungen wäre natürlich von großem Werthe wegen 
der Erfparung an Zeit und Geld und an manchfachen Pladereien; allein noqh 
ſcheint doch der Beweis ber vollfommenen Unfchädlichfeit nicht bergeftellt, und bis 
zu bdeflen Erlangung bat ber Staat die Pflicht das ficherfte Verfahren einzubalten 
Unter allen Umftänden können bie Kleidungsftüde ber Reifenden niemals von ber 
Verpflichtung zu Reinigung befreit werben, ba Anftedung durch folche in vielen 
Fällen nachgewiefen ifl. Auch bie neueften franzdfiichen Ordnungen behalten 
noch bie Reinigung von Waaren bei, und zwar nach ben brei Klaffen ber ms 
bebingt zu reinigenben, ber nach Umſtänden (facultativ) zu reinigenben und ber 
ganz freim. S. Deeret vom 27ten Mai 1858, Art. 4, bei Tardieu, a. a. D. 
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Sränzbewohner find zwilchen ben eigentlichen Duarantäne-Anftalten 
bejondere Pläge zu beftimmen, welche zu feftgeftellten Zeiten hierzu 
benügt werben. Hier find Käufer und Verfäufer durch boppelte 
Schranken von einander zu trennen und jebe perfönliche Berührung 
berfelben ift ftrengften® verboten. In der Mitte befinden fich Aerzte, 
Zollbeamte, Reinigungsbiener (welche Waaren und Geld reinigen 
und überliefern), endlich Militairwache ). Webrigend wird bei 
ganz naber Gefahr auch diefer Verkehr am beiten ganz unterbrüdt 
und Alle an die Duarantäne-Anftalten verwieſen. 

c) Auch im Innern des Landes ift, wenigftend in beſonders 
gefährdeten Zeiten, auf Reifende und Waaren, welche aus angeſteck⸗ 
den Gegenden zu kommen fcheinen, ein Augenmert zu richten. 
Berfonen diejer Art, welchen Gefunpheitspäffe fehlen, find fogleich 
abzufondern und mit möglichfter Vorficht an bie nächfte Contumaz⸗ 
Anftalt abzuliefern, nach erftandener Quarantäne aber je nach bem 
Grade ihrer Verſchuldung zu beftrafen. Waaren find zu reinigen 
oder, wenn bieje nicht thunlich wäre, zu vernichten; bie unbefugten 
Einbringer nach der ganzen Strenge des Geſetzes zu beftrafen. 
Richt nur die öffentlichen Beamten, fondern auch die Bürger find 
zur Handhabung viefer jo nothwenbigen Vorficht aufzufordern, nas 
mentlich Wirtbe, Kaufleute, Frachtfuhrlente u. |. w., unb auch uns 
ker ihnen ift Ungehorjam oder Unachtfamkeit zu beitrafen 19). 

Muß die Duarantäne gegen den Verkehr zur See eingeridjs 
tet werben, fo ift das Hauptaugenmerk darauf zu richten, daß Kein 
ESchiff, dad aus einem angeſteckten Lande kommt, in Berührung 
mit anderen Schiffen oder mit ben Bewohnern tritt, ehe bie nöthige 
Reinigung von Waaren und Schiff vorgenommen worben if. Es 


iſt daher 


9) Eine Schilderung ber öfterreihifhen Raftellen und Stellen an 
ber türfifchen Gränze |. bei Hieginger, a. a. D., 3b. II, 1, ©. 418 fg. 

10) Mit Reit verlangt Nau, a. a. D., ©. 65 fg. diefe Maaßregeln. Man 
vergl. auch Schraud, Vorfchriften der inlänbifchen Polizei gegen bie Peſt. 
Bien, 1808, ©. 1 fg. — Ueber das Verfahren, welche rüdwärtäliegende Poften 
zu beobachten Haben im Falle eines Verbachtes von nachlälftger Behandlung ber 
Briefe u. ſ. w. an ber Peftgränge, |. Nürnberger, in Erfh u Gruber, 
Encyclopäbie, Sect. I, Bb. IV, ©. 274. 
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a) den aus angeſteckten Ländern kommenden Schiffen das Ein: 
laufen nur in beftimmten Häfen, wo die nöthigen Borkehrung: 
maaßregeln getroffen find, zu erlauben. 

b) Ehe aber auch hier ein Schiff einlauft, hat es erft feine 
Gefundheitöpapiere einer eigenen Behörde vorzulegen. Die Mit 
glieder derjelben fjegeln ihm entweber entgegen, ober fie find — 
noch befler — auf einer vorliegenden, nicht zu vermeidenden Juſel 
oder Landſpitze aufgeftellt. 

c) Je nachdem nun der Ort der Herkunft und fein Gejunt- 
beitözuftand, ferner die Gejundheit der Mannfchaft und die Ladung 
des Schiffes fich ausweizt, wird biefes entweber im Hafen währen 
beftimmter Zeit unter ftrenge Aufficht geftelt und von jeder Ber 
bindung mit dem Lande oder anderen Schiffen abgefchnitten; oder fi 
e3 wird, wenn große Gefahr oder wirkliche Anſteckung vorhanbes Fi! 
ift, im die eigentliche Duarantäne-Anftalt, da Peſt-Lazaret, ge 
ſchickt. Von felbft verftcht fih, daß wer mit dem Edhiffe ver 
beffen Reinigung in Berührung kam, die Contumaz mit ihm aus 
zubalten hat, alfo 3. B. Lootfen, Quarantäne Wächter, Arber 
ter u. ſ. w. 

d) Die Einrichtung einer See- Quarantäne tft diefelbe, wi 
einer Land-Quarantüne; nur erfordert fie natürlich in großen Har 
velöftädten einen fehr bebeutenden Raum 17). Wie lange die Qua 
rantäne zu dauern hat, hängt wefentlih von dem Umſtande ab, 
welche Art von Eontagien zu befürchten if. Auch bier verlangt 
ber Zwed der ganzen Maaßregel, daß moͤglichſt ficher gegangen 
werde; doch find allerving? im Intereſſe ded Handels⸗ und bei 
Perſonen⸗Verkehres unndthige und mit ber ißigen Beichleunigung 
ber Reifen durch Dampflraft in unerträgliche® Mißverhältniß kom: 
mende Verlängerungen zu vermeiden, und ed mag namentlich, wenn 
ſich dag Schiff über einen guten Geſundheitszuſtand während ber 

11) Ueber die Einrichtung von See-Quarantänen f. vor Allem Howard, 
a. a. O., wofelbft auch viele Grundriſſe von wirflichen ober beabfichtigten An: 
ftalten dieſer Art; ferner: Fi ſſcher, Die Quarantäne:Anfalt in Marfeille. Lyy., 
1805; Pozzi, Polizia degli spedali, ©. 885 fg; Seegebufd, Die Or 


ganifation der ruſſiſchen Q., in Friedreich's Eentral:Archiv für St⸗A⸗K., 1847, 
©. 440 fg. 
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Reife auszumeifen vermag, bie Zeit der Fahrt in die Beobachtungs⸗ 
friſt für Menfchen eingerechnet werben 12). 

Wenn in dem Lande, welches erfahrungsgemäß als ber mög- 
liche Entftehungsort der in Frage ftehenden Contagien zu fürchten 
ift, erwiejener Maaßen gar feine Spur einer eben itzt vorhandenen 
Krankheit beſteht, jo kann allerding® an dieſen ftrengften Schuß- 
maaßregeln Vieles nachgelafen werben, unter Umftänden vielleicht 
Alles wegfallen, mit Ausnahme der zur Erkundung dieſes Gefunb- 
heitszuſtandes nothwendigen Vornahmen und derjenigen Förmlich- 
keiten, welche einen Verfall der geſammten Einrichtung verhindern 
und nöthigen Falles die augenblickliche volle Anwendung derſelben 
moͤglich machen. Die Beſchränkung des Verkehres auf beſtimmte 
ũberwachte Punkte, der Ausweis über den Geſundheitszuſtand des 
Abgangsplatzes und die jedem Verkehre vorangehende Unterfuchung 
über den Stand der Dinge kann alſo niemald aufhören, wohl aber 
Duarantäne und Reinigung. 


$. 3. 
b) Mögliche Beſchränkung der im Sande ausgebrodenen anflekenden Arank- 
heiten. 


Anders find natürlich die Maaßregeln gegen anjtedende Krank⸗ 
beiten im Innern des Staates; und zwar find fie theild leichter 


12) Bon fehr großer Bebeutung ift eine Gleichmäßigkeit der Behandlung, 
namentlich Hinfichtlih ber Dauer der Quarantäne für Menfchen und ber Bes 
handlung ber Waaren, in ben Seehäfen der verichiedenen Staaten, bamit nicht 
der Verkehr burch bie größere Nachfiht in bem einen Lande künſtlich dahin ges 
jogen werde, bieß nun anberwärt nod größere Abfürzungen hervorrufe, bis am 
Ende thatſächlich jeder Schuß aufhört. Hier kann natürlich nur ein allgemeines 
völferrechtliches Abkommen Orbnung fhaffen, und es ift ſehr zu beflagen, baß 
ber im 3. 1852 zu biefem Zwecke verfammelte Congreß Feine Folgen gehabt hat 
wegen ber ungerechtfertigten Aengſtlichkeit einiger italienifcher Staaten. Yet find 
die Quarantänenzeiten fehr verjchieben; 3. B. in Genua 85, in Frankreich 20, 
in Trieft 9, in England thatfächlih O; bie Folge aber ift, daß, bei ben fchnellen 
Reifen zur See und zu Land, ein von Eonftantinopel ober Alerandria nad) Paris 
Reifender 11 umb 17 Tage gewinnt, wenn er über England anftatt über Mar: 
feille gebt; 5 und 11 Tage, unb fogar mit Gewinn an ben Reiſekoſten, wenn 
über Tri. 6. Aubert-Roche, De la röforme des qnarantaines. Par., 
1844; baf. in ben Annal. d’hyg. publ., ®b. XXXIII, ©. 241 fg. 
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oder wenigftend dankbarer, indem bier unmittelbar auf bie Beſeili⸗ 
gung der Urfachen hingewirkt werden kann, theils freilich auch in 
jo fern bedenklicher, als manche berfelben tiefer in bie Verhäftnifie 
der Bürger einfchneiden, als die an ber Gränze und gegen Fremde 
getroffenen Vorkehrungen. 

Auch bier find die Anftalten zur gänzlichen Verhinderung einer 
contagiöjen Krankheit von denen zur Cingrängung und Belchräw 
fung einer bereit? ausgebrochenen unterfchieben. 

Die eigentlichen Entſtehungsurſachen endemiſcher anſteckender 
Krankheiten find allerdings nur in verhältnigmäßig ſehr ſeltenen 
Fällen beitimmt nachweigbar, wie 3. B. bei typhoͤſen Fiebern au 
Mangel an Luft und Reinlichkeit oder aus der Ausbünftung ver 
ftopfter Abzugskanäle; dennoch liegt es innerhalb der Gran |. 
menjchlicher Kraft, den Ausbruch mancher Krankheiten dieſer Art 
zu verhindern ober doch wenigſtens bie Zahl ver fpontan entftehew | 
den Fälle ſehr zu verkleinern, wohl auch bie Gefährlichkeit ber 
Krankheit zu vermindern. Alle Mittel nämlich, welche den allge 
meinen Gejunbheitzftand einer Bevoͤlkerung verbeffern, wirken ent 
weder unmittelbar und objectiv zerftörend und befeitigend auf 
Krankheitäkeime, oder fie ſtärken wenigſtens ſubjectiv die Im Bereiche 
ſolcher Urfachen Befindlichen, fo daß fie weniger anfteddungsfähig 
find. Alles alfo, was beiträgt zur Geſundmachung der Wohn: 
pläße, zur Herſtellung gefunder Lebensmittel, dann aber auch zur 
Erleichterung der Armuth in Kleidung, Speife und Wohnung, ift 
ein Berhinderungsmittel gegen endemifche anftedtende Krankheiten ’). 
Und es beichränft fich die wohlthätige Wirkung nicht einmal auf 
einheimifche, Spontan entftehende Gontagien, ſondern es wird ſelbſt 


1) In biefer Beziehung find die in ben voranftehenden 65. vielfach ange: 
führten englifchen Schriften über Neinlichkeit ber Stäbte, Waflerverforgung, Ber: 
beiferung ber Arbeitermohnungen von ber größten Bedeutung, wenn vielleicht aud 
in bem einen unb in dem andern falle ein post hoc ergo propter hoc oder 
eine ungerechtfertigte fonftige Zurüädführung auf eine Lieblings⸗Magßregel ſtatt⸗ 
finden mag. Daß contagidfe Krankheiten durch Verbeſſerung ber Lebensweile 
ganz ausgerottet werden können, beweist am beften ber Ausſatz, für welchen ſonſt 
Taufende von Häufern nothwenbig waren, welcher aber bei reinlicherer Sfeibung 
und Wohnung ganz verfchwunden if. 
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bie Bödnrtigkeit eingefchleppter anſteckender Krankheiten durch ſolche 
allgemeine Verbefjerung der Geſundheitsbedingungen gebrochen und 
wenigftend auf eine Kleinere Zahl von Fällen beichräntt. So z. B. 
bei der Cholera 2). Da nun alle folhe Maaßregeln ſchon an und 
für fi und namentlich auch zur Vermeidung nichteontagidfer Uebel 
ergriffen werden müflen: fo ift ihre Fräftige und umfichtige Auge 
. führung um jo gebieterifcher gefordert, weil fie außerdem auch noch 
gegen die gefährlichen anfteddenden Krankheiten wirken. Bei bem 
Herannahen einer bejonberen Gefahr letzterer Art ift natürlich auch 
eine beſonders jorgfältige und gefteigerte Thätigkeit gerechtfertigt, 
oder vielmehr geboten. 

Auch die beiten und bis ist bekannten Vorkehrungen werben 
freilich niemal3 ganz gegen den Ausbruch von contagidfen Krank: 
beiten innerhalb des Staatsgebietes fchügen. Endemiſche und ein- 
gefchleppte Contagien verjchiedener Art werben ſich bald ba bald 
dort, vielleicht mit großer Heftigkeit, zeigen. Alſo ift auch, neben 
ven Maaßregeln zur gänzlichen Fernehaltung, bafür zu forgen, 
daß tie Anſteckungen auf den Lleiniten Kreis befchräntt, die Krank: 
beit fo fchnell als möglich wieder erftict werde, wobei denn wieber 
zwifchen chronifchen und achten Krankheiten wohl unterjchieben 
werben muß. 

1) Hinfitlih der chroniſchen Contagien wird zwar im 
Allgemeinen, und bei der Anſteckungsart dieſer Krankheiten⸗Gattung 
mit Recht, dem einzelnen Bürger überlaſſen, durch Vorſicht und 
Reinlichkeit ſich und die Seinigen zu ſchützen; doch ſind immerhin 
polizeiliche Maaßregeln da erforderlich, wo eine groͤßere Anſteckungs⸗ 
faäͤhigkeit vorhanden iſt. Es find aber hauptſächlich zweierlei Vor⸗ 
kehrungen zu treffen. Einmal muß der Verkauf gebrauchter Klei⸗ 
dungsſtücke nur erſt nach vorgängiger vollftändiger Reinigung ges 
ftattet fein. Zweitens ift in wichtigeren Fällen eine Abſonderung 


2) Seitdem ſich die Abfperrungsmittel als ungenügend gegen biefe Krankheit 
gezeigt haben, bat man fih allgemein auf bie prophylactiſchen Maaßregeln be 
fhränft, und zwar mit verhältnißmäßig günfligem Erfolge. S., außer ben eben 
asgebeuteten englifcgen Bekanntmachungen, Tardieu, aa D; Häder: 
mann, Me.:BolL, S. 896 fg. 
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ber Kranken bis zu gefchehener Heilung anzuordnen, fei es it 
öffentlichen Anftalten, fei e3 in ihren Privatwohnungen. Selten 
bürfte freilich hiebei vorkommen, baß die Polizei-Behörde eigens 
Nachforſchungen nach Kranken anftellt; ſondern entiweber wird ihr 
von Werzten Anzeige gemacht in beachtenZwerthen Källen, ober fie 
begnügt fi) mit einer polizeilichen Unterfuchung, wenn fie mit 
verbächtigen PBerfonen in irgend eine amtliche Berührung kommt!?). 
Auch einer allgemeinen ausgeſprochenen Pflicht der Selbſtanzeige 
ift nicht dad Wort zu reden. Bei vielfacher Härte der Ausführung 
in einzelnen Fällen wäre doch eine regelmäßige Befolgung nicht zu 
erreichen. Zweckmaͤßiger erfcheint eine ſtrenge Beftrafung Solcher, 
welche im Bewußtſein der Krankheit fie Anderen dennoch mit 
theilten *). 

2) Größere Thätigfeit von Seiten des Staates ift dagegen 
bei den acuten Gontagien nothwendig, ihrer höheren Gefährlid- 
feit und leichteren Meittheilung wegen. Dieſe Thätigkeit ift zwar, 
je nach der Gefährlichkeit der Krankheit, ſehr verjchieden; fie kann 
aber unter Umftänden zu den ſchwierigſten und außgebehnteften, 
jo wie zu ben Toftfpieligften Maaßregeln führen, deren ſtracke Voll⸗ 
zichung Teicht eine der beveutendften Aufgaben für die Einficht, die 
Thätigkeit und den Muth der Polizeibeamten if. Im Nachftehen: 
ben ift der Fall einer folchen fchweriten Krankheit angenommen; 
die Milderung ber Maaßregeln bei leichteren Uebeln ergiebt fi 
von felbft. 

a) Unbedingt das erfte und Kauptfächlichfte Mittel, ohne defien 
Ergreifung und Durchführung Fein Heil zu erwarten fteht, ift na 

3) Eigens veranftaltete Nachforfhungen nach chroniſchen Contagien kommen 
allerdings nicht felten bei der Syphilis vor, fo 3. B. periobifche Unterfuchungen 
ber öffentlichen Dirnen. Man ehe 3. B. bie, fehr ausgebildeten, franzöfiichen 
Maaßregeln bi Parent Duchätelet, La prostitution dans la ville 
de Paris, ®b. II, ©. 33 fg. Die ganze Einrichtung ift aber, weil fie auf einem 
falfchen Gebanfen beruht unb mit ber fittenpolizeilichen Aufgabe des Staates im 
Widerfpruche ſteht, zu verwerfen. Rückſichten auf die Gefundheit find maaßgebend, 
allein nicht ausſchließlich, und auch fie müſſen den allgemeinen Grunbfägen über 


bie erlaubte und gebotene Thätigfeit des Staates gemäß fein. Vgl. unten, 8. 91. 
4) Dieß gilt natürlich zunächſt von Syphilitiſchen. Weber unb gegen bie 


Selbſtanzeige |. Nicolai, Sanitäts-Polizei, Bd. I, ©. 816. 
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türlih auch bier die Sonberung ber Kranken und Verbächtigen 
von den Gefunden. ine folche Abfonderung aber kann, je nad) 
der bereit3 vorhandenen Ausdehnung ber Krankheit, nothwenbig 
fein bei einzelnen Perſonen, bei ganzen Häufern, bei gejchloffenen 
Ortſchaften, endlich felbft bei ganzen Provinzen. — Die Abiper- 
rung Einzelner ift da anwendbar, wo nur erft Wenige von 
der Krankheit ergriffen find. Ob die Abfonderung ih einem Zim- 
mer ber eigenen Wohnung bed Kranken oder ob fie in öffentlichen 
zu Hofpitälern eingerichteten Gebäuden vorgenommen werben fol, 
hängt zunaͤchſt von der Gefährlichkeit der Krankheit, dann aber von 
der Größe, Geſundheit, Lage ber Wohnung, jo wie von dem Wohl- 
flande bes Kranken oder Verbächtigen ab. Nach denſelben Ermä- 
gungen muß auch entſchieden werben, ob die übrigen Familienglie⸗ 
der in dem Haufe gelaffen werben können oder aus demjelben zur 
Berhütung ihrer Anftedung entfernt werden müffen. Bet Aerme- 
ven wirb Letzteres in ber Megel ber Fall fein, wobei fich von felbft 
verftcht, daß für dag vorläufige Unterkommen ver zu Entfernenden 
geforgt werden muß. Falls die Unterbringung der Kranken in 
Hofpitäler als allgemeine Maaßregel für nothwendig erachtet wird, 
muß natürlich auch mit Strenge darauf gehalten werden, und bie 
Aerzte find zu verpflichten, jeden Krankheitfall zu biefem Zwecke 
alsbald anzuzeigen), — Ganze Häufer mit allen ihren Bewoh⸗ 
nern müffen abgefperrt werden, wenn ſchon mehrere der Iebteren 
frank oder verbächtig find, und alfo ihre anderweitige Abjonderung 
Schwierigkeiten fände. Leere Häufer werben abgefperrt, wenn ihre 
Bewohner in die Hofpitäler oder Contumaz-Anftalten entfernt wer: 
den mußten. Wo möglich, ift hier Militär: Wache anzıımenden ; 
außerdem ift Bezeichnung ſolcher Häufer mit einer Tafel oder dgl. 
rathſam. Natürlich muß von Polizei wegen für die Herbeifchaffung 





5) Weber bie Art und Weife ber Abfperrung, namentlich der Meberfichelung 
in Hofpitäler und Contumazhäuſer, ſ. Barzelotti, Polizia di sanitä, 
6.239 fg.; Schraud, Vorfhriften ber inländischen Polizei gegen Peſt, S. 30 fg. 
Reine mebicinifchspolizeiliche, wohl aber eine politifche Nüdficht ift es, zu beachten, 
ob richt eine gezwungene Entfernung ber Angeftedten in öffentliche Gebäude 
der allgemeinen Stimmung fo zumwiber wäre, daß fich vieleicht ernftliche Unruhen 
beforgen laſſen müßten. 
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der nothwenbigen LTebensbedürfnifje und Arzneien für die abgefon: 
derten Bewohner geforgt werben, bei Dürftigen auf öffentliche Koften. 
Die Sperrung dauert nicht nur fo lange bi fein Kranker meh 
im Haufe, fondern bis das Haus durch zwedkvienliche Näucherun: | 
gen u. |. mw. ganz gereinigt worden ift ©). — Die Abfperrung gan 
zer Ortſchaften ift nothwendig, wenn auf der einen Seite da} 
Eontagium fih in einer Gemeinde fchon allzufehr verbreitet hat, 
als dag man noch die einzelnen Verdächtigen ermitteln und abjon 
dern koͤnnte, auf der andern Seite aber bie Umgegend noch frei 
ift. Eine Umfaffungs-Kette von militärtichen Poften, bei großer 
Gefahr ein doppelter und breifacher Cordon, vielleicht durch Auf 
werfung von Gräben und Schanzen und durch Abgrabung ber 
Brüden und Wege gegen die verzweifelten Ausbrüche der Einge 
ſperrten geſchützt, ift hier das einzige Mittel. Jeder Austritt von 
Perſonen oder Waaren aus der gefperrten Gemeinbe ift entweder 
ganz verboten oder nur nach erjtandener vollftänbiger Reinigung 
und Quarantäne geſtattet. Regelmäßige Verforgung mit Leben 
mitteln iſt natürlich Pflicht; diefelben dürfen übrigen? von ben 
Eingefchloffenen erft dann mweggenommen werben, wenn die Zufüh 
renden fich wieder entfernt haben. ben jo muß für das notk 
wendige Vieh, deſſen Ernährung in dem gejperrten Orte Schwie 
rigfeit hätte, nad) vorgängiger Reinigung Sorge getragen, ferner 
bad Feldgeichäfte für die Eingefchloffenen vorgenommen werben. 
Die Abfperrung dauert fo lange, bis die Krankheit ganz aufgehört 
bat und der Ort volljtändig gereinigt ift, ober bis zu einer, troß 
des Cordons erfolgten, allgemeinen Verbreitung der Krankheit ). — 
Die Abfonderung ganzer Provinzen ift gerechtfertigt, wenn fid 


6) Die Art, wie Häufer besinficirt werben, f. bi Shraub, ©. 58 fe 
Sehr wichtig ift, daß leere abgefperrte Häufer nicht erbrochen und beftohlen werben, 
weil dadurch angeftedte Waaren heimlich verbreitet werben Fännten. Entweder 
binteichende Bewachung ober Zumauern ber Deffnungen if} deshalb nothmenbig. 

7) Eine höchſt intereffante Geſchichte einer erfolgreichen Ortsabiperrung ent: 
balten die bereits angef. Schriften über bie Peft in Noja von Schönberg und 
Morea. Nähere fehr zwedimäßige Vorfchriften über die Abfperrung von Orb 
ſchaften ſ. bei Schraud, Vorſchriften ber inländifchen Polizei gegen bie Peſt, 
©. 21 fg.; vgl. auch Bernt, a. a. O., ©. 181 fg. 
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ein gefährliches Contagium in einem Theile eines Reiches ſehr ver- 
breitet Bat, ohne noch bie weiteren Provinzen ergriffen zu haben; 
fie ift aber nur dann möglich, wenn die Dertlichkeit, 3. B. durch 
Flüſſe oder Gebirge, die Bildung ganz gejchloffener Cordons be: 
günitigt, wenn aller Verkehr unterbrochen werben kann, endlich wenn 
bie nöthigen Gelbmittel und Militärkräfte in Bereitichaft find. Die 
Anftalten find ganz viefelben, welche im vorhergehenden $. als bie 
gegen das Ausland dienlichen erkannt wurben, und es müffen alfo 
namentlich an allen erforderlichen Orten die nöthigen Abfperrungss, 
Reinigungs, Wach-Häuſer u. ſ. w. errichtet werden. 3 verfteht 
fi übrigend, daß auch innerhalb der abgejperrten Provinzen bie . 
ſämmtlichen minderumfaflenden Schutmittel gegen weitere Verbrei⸗ 
tung zu ergreifen find ®). 

b) Außer der Hauptmaaßregel ber Abfonverung bereit? Er⸗ 
krankter ift übrigend noch eine Reihe von minderwichtigen, allein 
dennoch zur Erreichung bes Zieled der möglichiten Beſchraͤnkung 
des Uebels unerläßlichen Vorkehrungen noͤthig. Hieher gehört: 
große Vorſicht bei Beftattung der Todten; leicht erfennbare Bezeich⸗ 
nung aller Derer, welche mit Angeſteckten in nothwendige Berüh— 
ring Commen und doch nicht ebenfall® abgejperrt werben koͤnnen, 
wie 3. DB. der Nerzte, Krankenwärter, Tobtengräber; Verbot alles 
Verkehres mit gebrauchten Gegenjtänden; Xöbtung der Thiere, 
burch welche die Krankheit verjchleppt werden Könnte, Vertheilung 
der Speifen ‘und des Waſſers in den Wohnungen mittelſt eigens 
beftellter Diener zur Vermeidung der Anftedung beim gewöhnlichen 
Berkehre; Schließung aller Berfammlunggorte, wie Kirchen, Thea- 
ter, Geſellſchaftshäuſer °). 

c) Selbft wenn, dem Anfcheine nah, die Unterbrüdung ber 
Krankheit gelungen iſt, muß der Wieberherftellung bed gewohnten 
freien Verkehres erſt eine allgemeine Neinigung nicht nur aller 
mit den Kranken auch nur in entferntefter Berührung gemejener 


8) Vielfache, leider nur bei der Natur der Krankheit nutzloſe, Beiſpiele von 
ber Abfperrung ganzer Provinzen gaben Rußland, Preußen unb Defterreih wäh⸗ 
rend ber Cholera-Epibemie in ben Sahren 1830 und 81. 

9) ©. Barzelotti, Poliz. di sanitä, ©. 289 fg. 
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Perfonen, fondern auch ſämmtlicher Hausgeräthe, Kleidungsſtücke 
und jelbft der Wohnungen vorangehen. Art und Weife biefer 
Reinigung ift genau vorzujchreiben, bie ſtrenge Vollziehung der 
Anweiſung aber zu überwachen 10). 

Alle diefe Maaßregeln find übrigens mit bedeutenden Koſten 
für den Staat und mit unendlichem Schaden für das Gewerbe 
der Einzelnen und jomit für dad Volksvermoͤgen verknüpft. G 
ift daher Pflicht für die Negierung, nicht nur feine unndthigen 
Unftalten der Art zu treffen, 3. B. gegen miadmatifch fich verbrei- 
tende Krankheiten; fondern auch bei anftedlenden Krankheiten bie 
Gefahr derſelben für Leben und Gefundheit gegen den Schaden 
der Abwendungs= Mittel wohl abzumägen, ſomit bei Teichteren 
Krankheiten entweder ganz ober doch von ben beſchränkendſten 
und koſtſpieligſten Mitteln abzuftehen. Namentlih kann von ver, 
in jeder Beziehung fo folgenreichen, Abſperrung ganzer Städte ober 
Provinzen nur in den ſchwerſten Fällen die Rede fein. — Da bit 
Abſchließungen jeder Art nur dann wirken können, wenn fie fchlar 
nigft angeorbnet werben, jo ift bei jeder anſteckend fcheinenden 
Krankheit die möglichft Ihnelle Benahridhtigunge ber 
mebicinifchspolizeilichen Behörden die dringendfte Pflicht der Aerzte, 
Geiftlihen und Ortövorfteher 1). Eben fo muß — allenfall 
auh mit Hintanfegung der gewöhnlichen Geſchäftsformen — 
ſchleunige Anordnung der nöthigen Maaßregeln ben befehlenden 
Behörden erlaubt und geboten fein. 


$. 32. 
c) Vernichtung der Anflekungsfähigkeit. 

Gewiſſe Krankheiten ftumpfen bei Denjenigen, welche fie durd; 
gemacht haben, die Empfänglichfeit für andere Krankheiten mehr 
oder weniger ab. Im Falle fie nicht jo heftig und gefährlich find, 
al3 diejenigen Uebel, gegen welche fie ſchützen, würden fie mit Ab 
fiht ala cine Art von Verficherungsimittel benügt werden Finnen, 

10) Die Geſchichte einer folhen Reinigung |. bei Antrechau, a. a. D, 


©. 154 fg. 
11) Vergl. Schraud, a. a. 0,6. 5 fg. 
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vorausgeſetzt, daß es in ber Gewalt des Menfchen läge, fie zu ge 
legener Zeit herbeizuführen, und wenn bie Wahrfcheinlichkeit, daß 
man die dadurch abgemwendete Krankheit jedenfalls durchzumachen 
haben würde, größer wäre, als fie in den meiften Fällen wirklich 
iſt. Nur bei Einer ſolchen Schutz-Krankheit treten alle dieſe 
Borausfegungen wirklich ein,. nämlich bei ven Kuhpocden. Dice 
Krankheit ift an und für fich eine fehr Leichte ); fie kann zu jeber 
gegebenen Zeit und beinahe bei allen Menjchen fogleich hervorgeru- 
fen werben; die Krankheit aber, gegen welche fie Schütt, — nämlich 
die Pocken — ift nicht nur eine Höchft ſchwere, fondern auch, ohne 
biefen Schuß, ſehr verbreitete). Und follten auch fpätere Erfah- 
rungen gezeigt haben, daß ber durch die Kuhpocken verliehene 
Schuß weder bei allen Menſchen noch auf bie ganze Lebensdauer 
unbedingt wirffam ift, jo bleibt diefen doch immer das Verdienſt, 
nicht nur bei den, troß der Impfung, von den ächten Blattern 
Befallenen die letere Krankheit fehr zu mildern, ſondern haupt- 
ſaͤchlich auch die Möglichkeit allgemeiner Epidemieen beinahe ganz 
zu vernichten ?). 


- 1) Heim, Hiftorifchetritifche Darftellung der Podenfeuhen in Württemberg. 
Stutig., 1838, ©. 481 fg. nimmt auf den Grund genauer Unterfuchungen bie 
Gefahr für bie Geimpfien gleich Null an. 

2) Vor der Einführung der Schutzblattern rechnete mau, daß fo ziemlich bie 
Hälfte der Menfhen von ben Blattern befallen wurbe; von 10 Kranken ftarb 
einer, fo daß jährlich in Europa 3—400,000 Tobezfälle durch Blattern gezählt 
wurden. Se von 13—14 Tobesfällen fam immer einer auf die Blattern. In 
London allein ftarben innerhalb 50 Jahren 100,000 Menſchen an biefer Krankheit. 
Bon den Ueberlebenben blieben viele für immer entftellt oder mit fchweren Uebeln 
behaftet, namentlich mit Blindheit oder Taubheit. ©. Bruneletc., De la 
vaccine et ses heureux resultats. Par., 1826; und Bernoulli, 3. Ge⸗ 
fhichte der Baccination in der Schweiz, in beffen ſchweizeriſchem Ardive für 
Statiftil, Bd. III, ©. 82 fg.; Schübler, Ueber bie Aenderungen in ben Ge: 
feßen der Sterblichkeit feit Einführung ber Kuhpoden. Tüb., 1827; Companion 
to the Almanac for 1834, Lond., ©. 32; Griebinger, ‚Die Kuhpocken⸗ 
Impfung. Wien, 1857. 

3) Weber biefen vielbefprogjenen GBegenftand f. Thomson, Historical 
sketch of the small pox. Lond., 1822; Lüders, Verfuch einer kritiſchen 
Geſchichte ber bei Vaccinirten beobachteten Menfchenblattern. Altona, 1824; 
MöH!, Ueber die Varioliden und Varicellen. Hann., 1828; Seeger, Bei- 

v. Mohl, Pelizeiwifl. I. 3. Auflage. 16 
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Mit Recht ift daher bie Entdeckung dieſes Schutzmittels ala 
eine Wohlthat für das gefammte Menſchen-Geſchlecht zu betrachten, 
defjen mittlere Lebengbauer dadurch bebeutend verlängert worben 
ft, und welchem eine fchwere Krankheit mit vielfachen fchlimmen 
Nebenwirkungen erfpart wirb %. Jede Negierung würde ſich 
ſchwere Vorwürfe zuziehen, welche es unterließe, bie moͤglichſt allge: 
meine Verbreitung der Schußpodenimpfung anzuordnen und bie 
wirkſame Handhabung der Einrichtung durch alle zweckdienlichen 
Mittel, namentlih durch Belehrung, Aufftelung von Impfaͤrzten, 
Errichtung von Impfungs⸗Anſtalten zum Bezuge der Lymphe, un: 
entgelvliche Behandlung der Armen, Belohnungen für die Anzeige 
pockenkranker Kühe, zu fördern. 

Die einzige ſchwierige Trage ift, ob ber Staat zur Impfung 
nöthigen dürfe? Wäre eine irgend in Anfchlag zu bringende Ge- 
fahr damit verbunden, fo würde fi ein folder Zwang ſchwerlich 
rechtfertigen laſſen, wie namentlich bie früher übliche Impfung ber 
ächten Blattern ganz dem Ermeflen ber Betheiligten überlaffen blei- 
ben mußte). Eben fo wäre ein Zwang ſchwer zu rechtfertigen, 
wenn nur urtheilsfähige Erwachjene geimpft werben Könnten, und 


für Niemand, als für den Nichtgeimpften, ein Nachtheil aus ber , 


träge zur Geſchichte ber Poden bei Vaccinirten. Stuttg, 1882; Heim und 
Sriedinger,a. a. O. 

4) Allerdings finden ſich immer wieder Widerſacher ber Impfung. Dean 
fehe 3. 8. Schreiber, Gründe gegen die allgemeine Kubpoden-Impfung, 1832; 
Nittinger, Die Impfung ein Misbrauch. Stuttg., 1858. Allein bie Gründe 
berielben find gründlichſt miberlegt; namentlich iſt gezeigt, daß bie feit der 
Allgemeineren Einführung der Kubpoden allerdings häufiger als früher erſchei⸗ 
wenden fonfligen Kinderkrankheiten, wie 3. B. Mofern, Scharlachfieber, Keuch⸗ 
huſten, weder ber Zahl noch ber Sefährlichleit nach mit ben Blattern irgend zu 
vergleihen And. © Benoiston de Chateauneuf, in ber Gazette de 
sants, Febr. 18265 Caſper, Beiträge zur medic. Statiſtik. Berl., 1826; 
Schübler, in ber angef. Schrift; Funke, Die urfprünglice Vaccine. Lpy., 
1834; Reiter, Würdigung ber Vorthelle der Q.⸗P.⸗Impfung. LWpz., 1853; 
Häfer, Die Vaccination und ihre neueften Gegner. Berl., 1858; Bortil- 
lon, Conclasions statistiques contre les detracteurs de la vaocine. Par, 
1857. Stupider Fanatismus und Marktfchreierel werden freilich weder durch 
Gründe noch durch Thatſachen zum Schweigen gebracht. 

5) Bon 300 Kranken fol, nah Bernoulli, a. a. O., einer geflorben 
fein. Andere Nachrichten geben das Berhältniß fogar wie 1: 100, 


| 
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Unterlaffung entftünde. Allein da Blattern = Epidemieen jo lange 
nicht aufhören werben, als ſich noch Ungeimpfte im Volke befinden; 
jede Epivemie aber theils tem Gemeinweien bebeutende Koften 
macht, theils auch Kinder ergreift, von deren Willen ober Weigerung 
ke Impfung noch nicht abbing: fo erjcheint ein Zwang allerdings 


völlig gerechtfertigt. Namentlich darf derfelbe auch dann eintreten, 


SU U — 


wenn Revaccination der fchon vor längerer Zeit Geimpften entweder 
m einem einzelnen alle oder als ftehende Maaßregel für zweck⸗ 
wäßtg erachtet wird 9). 


$. 33. 
4) Schuntzauſtalten gegen miasmatiſche Krankheiten. 

Nicht durch Anſteckung allein werben fpecififche und mehr oder 
weniger verbreitete Krankheiten erzeugt, ſondern auch durch Miasma, 
d 5. durch ſchadliche allgemeine Beichaffenheit der Luft oder des 
Bodens, erzeugt durch Zerjegung organifcher Stoffe. Miasmen 
Binnen ganz allgemein, dann in der Regel nur zeitweile, vorhanden, 
‘ober mehr örtlich, endlich ganz an eine beſtimmte Localität gebun- 
den ſein ). Krankheiten folcher Art laſſen fich natürlich weder 
durch Abfperren verhindern, noch ſteht es immer in menschlicher 
Gewalt, ſolchen Trankhaften Naturzuftänden abzuhelfen. Kennt 
man doch in ber Regel nur die Folgen berjelben, nicht ihre Be⸗ 
Ihaffenheit und Urſache; und vote wollte man eine allgemeine Be- 
Ihaffenheit der Luft Andern? Dennoch fine immerhin einzelne 
Maapregeln zur Verminderung ber von ihnen erzeugten Krankheiten 
nicht unwirkſam. 

1) Der allgemeine Geſundheitsſtand der Bevoͤllerung ift mits 
telft der oben, ©. 177 fg., bereit? angegebenen Mittel möglichjt befrie⸗ 
digend herzuitellen, indem Kränkelnde und Gefchwächte zuerit ers 


6) Ueber Mevaccination ſ. Eichhorn, Maaßregeln 3. gänzlichen Verbin: 
derung ber Menfchenblattern. Berl., 1829; bie Annales du conseil centr. de 
salubr. publ. & Bruxelles, 8b. I, ©. 181 fg.; Wirer, Weber Vaccination 
und NRevaccination. Wien, 1842. — Sehr ausführliche Erdrterungen über das 
Impfweien, namentlich auch über bie dabei nöthigen Verwaltungsmaaßregeln |. 
bei Bappenheim, Handbudh, Bd. II, ©. 343 fo. 

1) Ueber Miasma ſ. Shürmayer,a a. O., ©. 285 fg. 

16* 
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griffen zu werben pflegen, und felbit einzelne Diätfehler empfänglich 
machen. 

2) Falls der Erfahrung oder den Lehren der Wiſſenſchaft 
gemäß einzelne beftimmte Zuftände oder Handlungen eine befonbere 
Fähigkeit zu beftimmten oft vorfommenden Erkrankungen mit fid 
führen, find biefelben zu befeitigen, jo weit es ohne offenbare Ein- 
griffe in die Rechte der Bürger gejchehen kann. So tft 3. 2. der 
Verkauf von fchäblichen Arten von Früchten ober bie Begehung von 
ungejunden Volläluftbarkeiten zu verbieten. Die Gefährlichkeit der 
Krankheit und die Unmittelbarkeit der Krankheitäurfache muß den 
Maaßſtab ded Anzuoronenden an die Hanb geben. 

3) Alle zur Neinerhaltung der Luft dienenden Mittel, wie 
3. B. gute Ventilation dichtbewohnter Gebäude, bejondere Reinlich⸗ 
fett der Straßen, find vorzufchreiben. 

4) Wenn beitimmte Bewahrmittel auch nur wahrfcheinlid 
heilfam wirken, fo find folche durch öffentliche Veranftaltungen aus 
zuführen, 3. B. Raͤucherungen u. dgl. 

5) Für bedeutende Krankheiten find ftehende oder vorübergehende 
Geſundheits⸗Behoͤrden zu beftellen, welche für die Dauer ber Ge 
fahr die allgemeinen und die beſonderen mebicintfch-polizeilichen Vor 
fchriften überwachen 2). 


Zweiter Abſchuitt. 
Heilung ausgebrochener Arankheiten. 
1) Herbeifaffung der Heilmittel, 
8 34, 
a) Borge für tüchtiges ärztliches Perfonal. 

Das Erſte natürlich, was ber Staat vorzunehmen hat zur 
Belämpfung der trotz aller Vorfichtömittel ausgebrochenen Krank: 
beiten, befteht in ver Herbeiſchaffung des erforderlichen Heilperfe 
nale?, d. h. alfo innerer Aerzte, höherer fowohl ala niederer Wund⸗ 
ärzte, Geburtöhelfer und Hebammen. Diefelben müffen fowohl in 
gehöriger Anzahl vorhanden als mit dem erforderlichen Grade von 
Kenntniffen verfehen fein. 


2) S. Nicolai, Mebic. und Veterinär-Polizei, Vd. II, S. 244 fg. 
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Wenige Beſorgniß darf in der Regel die genügende Erfüllung 
er eriten Forderung machen. Sn einem Rechtöftaate, ber jedem 
iner Bürger bie Erlernung und Betreibung derjenigen Wiffen- 
haft und Kunft geftattet, zu welcher ihn die Neigung binzieht, 
ird ed in der Negel Teiner bejonderen Aufmunterung zur Exlers 
ung der verfchiedenen Zweige der Heilfunde bedürfen. Sowohl 
a3 an und für fich ſehr anziehenve Stubium, al die Ausficht auf 
ine ehrenvolle Stellung in der Gefellfchaft und auf einen genü- 
enden, in vielen Yällen ſelbſt ſehr reichlichen Erwerb wird es an 
er gehörigen Anzahl von Schülern nicht leicht fehlen laſſen. Und 
ollte je in Folge von anſteckenden Krankheiten oder Kriegen ein 
Mangel fich zeigen, fo wäre bald Hülfe zu leiſten, theils durch Aus⸗ 
etung von  Begünftigungen für einwanbernde fremde Aerzte, 
heils durch Ausfegung von Studien » Unterftühungen für Ein- 
gimiiche )). | 

Somit wird, wenigftend in der Regel, an den Staat nur bie 
Forderung geftellt werden, daß er für die Erwerbung tüchtiger 
Benntniffe ſorge. Hierzu aber tft theils die Bereithaltung ber nd« 
digen Unterrichtäanftalten, theils eine Prüfung über den Erfolg 
hrer Benübung nöthig. | | 

Bei der Verſchiedenheit der erforderlichen Bilbung find natürs 
ih auch für bie einzelnen Klaſſen des Heilperfonales verſchiedene 
Interritsanftalten erforderlich. Folgende Einrichtungen 
verben dem Bebürfniffe genügen. 


1) Bekanntlich hat man, namentlich nach Tanger Friedenszeit, eher über eine 
lzugroße Menge von Aerzten zu Magen; dennoch möchten bie ſchon häufig ges 
nackten Vorfchläge, dieſem Mebelftanbe durch Feſtſetzung einer erlaubten Geſammt⸗ 
ihl ober durch beionbere Erſchwerung bed Stubiums u. dgl. abzuhelfen, nicht 
nuehmbar fein. Einmal widerftreiten fie dem Rechte des Bürgers, feinen Beruf 
& frei zu wählen; anberntheild werben bie ſich bald zeigenden folgen einer 
leberfüllung, fo wie wohl auch früher ober fpäter Kriege und anſteckende Seuchen, 
3 Bleihgewicht wieber berftellen. — Im Uebrigen ift bei ber Berechnung bes 
sihwendigen Nachwuchſes von Aerzten nicht zu überfehen, daß fie von allen 
eruföflaflen die geringfte mittlere Lebensbauer haben. Die Hälfte berfelben ers 
bt nicht dad 57fte Zahr, und wenn von 100 Theologen 42 bas 70fte Lebens 
br erreichen, von eben fo vielen Lanbleuten 40, höheren Beamten 8b, ift dieß 
ur bei 24 Aerzten ber Fall. S. Eafpar, Med. Wochenbl., 1834, Nr. 1, 
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1) Für die inneren Aerzte fo wie für bie höheren Wundaͤrzte 
und GSchurtöhelfer find die naturwiflenfchaftlichen und bie mebicini- 
ſchen Facultäten an den Hochſchulen beſtimmt. 8 verfteht fich, 
daß der Unterricht ſich über die Naturwiffenichaften eben fo wohl, 
als über die eigentlich technifchen Fächer eritresten muß, indem nur 
ein ber allgemeinen Naturgejege Kundiger ein guter Heilkünftler 
fein ann ?). Uebrigens würde allerdings ber Unterricht in ben 
eigentlichen Berufsfächern unvollſtändig fein, wenn er blos theore 
tifch wäre; fondern es muß auch der Studirende durch den Beſuch 
von Kliniken und Hofpitälern zum wirklichen Beobachten und Hei⸗ 
fen der Krankheiten angeleitet werben, Gebricht es der Hochſchule 
an biefen hoͤchſt nothwendigen Unftalten, jo ift dem jungen theore 
tifch gebilveten Arzte wenigſtens die Verbindlichkeit aufzulegen , vor 
Erftehung feiner Staatsdienſtprüfungen an einem anderen größeren 
Orte die practiſche Schule zu machen *). — Nicht unbebingt noth⸗ 





2) Seitbem bie Naturwifienfchaften fi immer mehr ausgebildet und fie auch 
einen immer bebeutenderen Einfluß auf bie Heilkunde gewonnen haben, ift bie 
Frage vielfach verhandelt worden, ob nicht auf bin Hochſchulen das GStubium 
derfelben dem ber eigentlichen ärztlichen Difciplinen als ein in fi} gefchloffenes 
Ganzes vorausgehen und ein Zutritt zu den letzteren nur bann geflattet fein fol, 
wenn ein Beweis Über genügenbe Kenntniß ber erfteren, etwa durch eine befonbert 
Prufung, gegeben fel, und es ift aud in ber That eine ſolche Einrichtung in 
einzelnen Staaten getroffen worden. Obgleich ſich für biefe Auffaffung Manche 
fagen Iäßt, fo dürfte doch wohl der allgemeine Grundſatz Ser vollkemmenen inbi 
viduellen Freiheit in ber Einrichtung und Reihefolge ber Studien, bei welden 
fih unfere Hochſchulen denn doch im großen Ganzen Jehr wohl befinden, auch 
hier den Vorzug verdienen, überdieß eine vereinigte ſpätere Prüfung bei Manchen 
bie Bemühung um naturwiſſenſchaftliche Kennmiſſe länger wach erhalten, bie 
ſchließliche Bräfung mag fi alfo dann auf Beides glei, gründlich ausdehnen 

8) Weber Entbindbungsanftalten insbejondere fiehe bie Literatur bei Schiür 
mayer, a. a. D., ©. 356. — Gegen das gewöhnliche akademiſche Bildungsſyſtem 
iſt allerdings ſchon bie Einwenbung gemacht worben, daß es eine theurere Arzts 
liche Hilfe verfchaffe, als fie für leichtere Falle möglih und Überhaupt den Aer: 
meren zugänglich ſei. Für biefe Zwecke fel die Bildung einer untergeorbneten 
Mafie von Praktikern, welche in eigenen Anftalten, PBepinieren, mehr im Wege 
ber Anſchauung und durch Einlernung von Regeln und Recepten unterrichtet 
werben, weit taugliher. S. Neil, Pepinieren zum Unterrichte ärztlicher Rou⸗ 
finiers. Halle, 18045 Nolde, BVBorfchläge zur VBerbefferung bed Med. Wefend, 
©. 78 fg. Allein eB ift ſehr zu beforgen, daß eine höchft gefährliche Pfuſcherei 
auf foldde Weiſe heroorgerufen würbe. Der Zwei läßt fi durch Armenärzte weit 
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wendig und daher erzwingbar, allein boch fehr nütlich find Anſtal⸗ 
ten zur fortwährenden Weiterbilbung, wie 3. ®. Bücherfammlungen, 
Leſekreiſe, Ausfchreibungen von Preisfragen 4). 

2) Bon ben nieberen Wunbärzten und Geburthelfern Tann 
man ben Beſuch der Hochſchulen nicht nur nicht erzwingen, ſondern 
es macht ihr Mangel an Vorbildung benjelben nicht einmal wüns 
ſchenswerth. Da num aber die blofe Mebung und das Dienen bei 
einem Lehrherrn zu nur ſehr unvollkommenen Ergebniffen führen 
kann: fo bat ber Staat eigene Schulen für fie zu errichten, wo 
biefelben auf eine ihrer Faſſungskraft angemeflene Weife in dem, 
was ihnen zu wiſſen nöthig ift, hauptſächlich auf practifchen Wege 
unterrichtet werben. Unnothige, für Leute diefer Art unverftänd- 
liche und ſomit hoͤchſt fchäbliche, Gelehrſamkeit iſt dabei ganz zu 
- vermeiden ; namentlich darf fich der Unterricht auf innere Heilkunde 
nicht erſtrecken, auch die Naturwiſſenſchaft bleibe, zur Abkürzung 
und als nicht practiſch nothwendig, ganz unbeachtet. Am zweck⸗ 
mäßigften werben folche Schulen in größeren Städten mit ben bor- 
tigen Hofpitälern und Gebärhäufern verbunden werben; auch Mis 
litaͤr⸗Hoſpitaͤler bieten eine gute Gelegenheit dar. Es verſteht fich, 
daß der Unterricht unentgeltlich eriheilt und daß auch fonjt für 
wohlfeilen Aufenthalt der Zöglinge möglichft geforgt wird. Der 
Aulaffung wird zwedimäßig eine Prüfung über die nöthigen Vor⸗ 
kenntniſſe vorangeben °). 

3) Aehnliche Einrichtungen müſſen für den Unterricht ber 


ſicherer und ohne Gefahr erreichen. — Weber bie Bilbung ber Aerzte |. (Klende,) 
Bertrauie Briefe an einen Staatsmann über .. Zuflände .. ber Mebicin I IL 
Bafel, 1845; Jör g, Wie müflen Xerzte gebilbet unb eraminirt werben? 2pz., 
1845 und 465 Schmidt, Reformen bev Meb. Verfafl. Preußens. Berl., 1846, 
©. 31 fg. Ä 

4) ©. Bogel, Me. Pol.⸗Wiſſenſchaft, S. 75 fg. 

5) Wenn Ricolai, Sanitäts:Polizel, Ob. II, ©. 2 fg., gar feine niederen 
Wunbärzte haben, dagegen aber die höheren nicht in den Städten bulben will, jo 
verfennt er die Vebürfnifie und Möglichkeiten des wirflichen Lebens. ine ſolche 
einzige mittlere Rlafle von Wunbärzten wäre bald zu viel, bald zu wenig. — 
Bappenheim, Handbuch, Bd. IL, ©. 94, will gar feinen andern Unterricht 
der ntebern Chirurgen, als den durch bie Lehre bei einem Meifter, weil jede wiflens 
ſchaftliche Unterweifung unfehlbar zur Pfufcheret führe. 


248 


Hebammen bei den Gebärhäufern eingerichtet fein. Ihre Verwei⸗ 
fung an den Privat-Unterricht des einzelnen Gericht2-Arztes taugt 
nicht3, weil dem Xchrer häufig die nöthigen Kenntniffe, jedenfalld 
das nöthige Geräthe und die Gelegenheit zu practifcher Anleitung 
fehlen würden. Die, in der Regel von einer Gemeinde zu tragens 
den, Koften find ohnedem nicht höher für den beffern Unterridt. 
Daß derfelde nur kurz dauern Tann, verfteht ſich, indem es fih 
hier nur von der Bekanntmachung mit den ganz einfachen und ne 
turgemäßen Fällen hanbelt ®). 


6) Es bebarf keines Beweiſes, von welcher großen Wichtigkeit ein zwed⸗ 
mäßiger und allgemeiner Hebammen = Unterricht if. Da es fich von dem Leben 
von Tauſenden handelt, fo laffe man es nicht bei halben Maaßregeln bewenden 
Gewiß kann das Volk vom Staate verlangen, daß er bei einer fo höchft wichtigen 
Sache durch Öffentliche, unentgelblich zu benütenbe und überhaupt im Gebrauche 
möglichft erleichterte Anftalten ins Mittel trete. Freilich kann auch bier über 
trieben werben; fo 3. B. ift die Forderung Shmidtmüller’s (6. 5i), daß 
eine jede Hebamme einen ganzen Jahres-Curs zu machen babe, eben fo unnöthig 
als unausführbar. Näheres über die Einrichtung einer HebammensAnftalt f. in 
Erſch u. Gruber’ Encykl., Serie II, Bd. III, ©. 404 fg. (von Seiler) 
und bei Moft, Enyflopädie, Bd. I, ©. 381 fg., wo auch weitere Literatur. — 
Nicht zu verwechſeln mit ben gewöhnlichen Hebammen find bie in Amerifa in 
neuefter Zeit entſtandenen und in eigenen Anftalten gebildeten weiblichen Aerzte 
Es ift wohl noch zu frühe, um ein auf genügende Erfahrung gegrünbetes Artheil 
über die Ergebniffe einer ſolchen höheren wiffenfchaftlichen Bildung von Frauen 
und über die Folgen einer ärztlichen Praris durch folche zu fällen; zunächſt ſcheint 
die Sache folgendermaaßen zu liegen: Daß eine Frau bei weiblichen Krankheiten, 
genügende Kenntniffe vorausgefeßt, einen Vorzug vor Männern verdient, ift wohl 
unbeftreitbar. Ebenfo ift es nur wünſchenswerth, wenn Frauen eine weitere aus⸗ 
reichende und anfländige Gelegenheit zum Lebensunterhalte befommten können. 
Auf der andern Seite ift einleuchtend, daB Frauen nicht nur für eine allgemeine 
Ausübung der Heilfunde, fonbern felbft für den befchränkteren Kreis ber weib⸗ 
lichen Leiden ein vollftändiges Studium der ganzen Heilfunde mit allen ihren 
Bor: und Hülfswiflenfchaften eben fo nöthig haben, als Männer, wenn nidt 
einer ſehr gefährlichen Pfufcherei Thüre und Thor geöffnet werden fol. Ob num 
eine ſolche vollftändige wifienfchaftlihe Ausbildung bei Frauen möglich und zu 
erwarten ift, fteht dahin. Sodann aber fragt e8 fi, ob nicht eine allgemeine 
ärztliche Prarig von Frauen bebenfliche fittliche Folgen haben könnte. Jeden Falls 
bürfte es zunächſt noch gerathen fein, fowohl den Unterricht als die Erlaubnif 
zur Ausübung auf Geburtähülfe und böchftens auf weibliche Krankheiten zu be 
ſchränken. Daß auch dann entiprechende Prüfungen an der Stelle wären, verfteht 
fih von ſelbſt. 
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4) Ueber ben Unterricht der Apotheker ſ. unten, F. 37. 

Da ber Beſuch einer Unterricht2-Anftalt noch keine Gewähr 
tet für die erfolgreiche Benügung berfelben; da ferner ber ein 
ne Bürger die Fähigkeit, fiber bie Kenntniſſe eines Arztes zu ur: 
len, nur in Ausnahmafällen hat: fo ift der Staat berechtigt 
d verpflichtet, Diejenigen, welche fich ber Ausübung ber Heil- 
ide widmen wollen, vorerjt einer Prüfung zu unterwerfen. Nur 
che, welche die nöthigen Kenntniffe erworben und bie erforber: 
je Törperliche Gefchiclichfeit haben, koͤnnen zugelafjen werben; 
e Namen find zu ihrer Empfehlung und zur Warnung vor An⸗ 
n Öffentlich befannt zu machen ). Sehr zweckmäßig erfcheint es 
ver, die Prüfungen für innere Heillunde, Chirurgie und Geburts⸗ 
fe immer mit einander zu verbinden und feine abgefonderte Be⸗ 
igung für mur- eines diefer Fächer zuzulaſſen. Weder bad We⸗ 
ver Krankheiten, noch die Ausübung der Heilkunde geftattet eine 
he Einfeitigfeit der Kenntniffe Die mehr oder weniger au2- 
ießliche Beſchäftigung mit einem beftimmten Zweige mag dann 
nerhin einem Seven überlaffen fein, welcher eine allgemeine Aus⸗ 
wing erjt nachgewiefen hat ®). Der Staat kann die Prüfung 
gleicher Zeit dazu benüten, um ſich Kenntniß von außgezeichne: 
7) Ein Höchft abentheuerlicher Gedanke ift e8, wenn Dunoyer, Libert6 
travail, Bd. III, ©. 46 fg., bem Staate das Recht abfprechen will, burg 
n geordneten öffentlichen Unterricht und durch Prüfungen bie Gewißheit genügen: 
Renntnifie hei dem ärztlichen Perfonale herzuftellen, und vor Gefahr für Leben 
Geſundheit nur durch firenge Strafen bei Fällen eines durch Unwiſſenheit 
Unfäpigfeit herbeigeführten Unglüds zu ſchützen amrathet. Wenn der Unter. 
nichts taugt, dann verbeffere man ihn, und wenn bie Prüfungen nicht firenge 
ig vorgenommen werben, fo find fie gewiflenbafter zu ordnen; allein aus fol- 
zufälligen und vermeiblihen Mängeln ergiebt fich ficherfich nicht, baß ber 
at feine Verpflihtung erfüllt, wenn er jeben gewilienlofen Abentheurer bie 
undheit ber Bürger ausbeuten läßt. Das Recht der natürlichen Freiheit gebt 
t bis zum gewerbinäßigen Vergiften. Und welche Hülfe follen gerichtliche Urs 
e über bereit? begangene und in ber Regel nicht einmal thatfächlich nachzu⸗ 
ende Begehungs- und Unterlaffungsfünben von Heilperfonen gewähren? Daß 
enfchaftlicher Unterricht und Prüfungen Feine völlige Sicherung gegen Unfähig⸗ 
und Üchereilungen gewähren, ift richtig; allein völlige Unwiſſenheit halten fie 
ab. - 


8) ©. Valther, Ueber das Verhältniß der Medicin zur Chirurgie. 
[&r., 1841. 


| 
ten Männern zu verichaffen, welchen er feiner Zeit medicinal:polis 


zeiliche Stellen übertragen Tann. Es ift fogar zweckmäßig, went 
fogleicy bei der Prüfung über die Fähigkeit ober Unfähigkeit hiezu 
ein beftimmte Urtheil außgefprochen wird 2). Bei den Prüfungen 
des niederen Heil Perjonale® handelt es fich natürlich nur von 
der practifchen Brauchbarkeit; Aerzte und höhere Wunbärzte aber 
find fowohl in der Theorie ihrer Wiffenfchaft, als in der e- 
worbenen Fertigleit ihrer Anwendung zu prüfen. — Die wohl auf 
empfohlene, und in einzelnen Staaten ſelbſt vorgefchriebene, Zuwer 
fung der jungen Aerzte an ältere unb erfahrenere zur. Anleitung 
in ber Augübung bed Erlernten mag an fich zwedmäßig erſcheinen; 
allein eine ſolche Einrichtung findet in ber Anwendung kaum über 
winbliche Schwierigkeiten. Auch ift ſehr bie Frage, ob der Stadt 
berechtigt ift, einer Seit? dem Älteren Arzte einen unerwünſchien 
Zögling, Beobachter und vielleicht einftigen Weitwerber, dem 
jüngeren einen von ihm etwa nicht geachteten Lehrmeifter aufzu. 
brängen. Im ber Wirklichkeit findet ſich das richtige Verhältniß 
ohnedem fo ziemlich von felbit. 

Im Uebrigen ift es nicht Sache bed Staates, dem geprüften 
Arzte u. |. w. bie Art und Weife der Anwendung ſeines Wifiend, | 
fei es im Allgemeinen fei es im Einzelnen, vorzujchreiben, willen | 
ſchaftliche Syſteme oder practifche Methoden zu verbieten oder zu 
befehlen. ine folche Bevormundung müßte den größten Nachtheil 
auf die Wiffenfhaft und auf die gelftige Eigenthümlichleit des ein 
zelnen Heilkünſtlers ausüben. Die Stimme ber Sachverftändigen 
und dag Vertrauen des Publikums haben allein zu entjcheiden, und 
werben auch große Fehler leichter verhüten, als dieß durch Gefehe 
geſchehen kann. Nur verfteht fich von felbjt, daß wenn ein Arzt 
eine ſchuldhafte Fahrläffigkeit oder entſchiedene grobe Unwiſſenheit 
thatfächlich beweist, er für erftere, wenn Schaden entftand, beftraft, 
wegen letzterer auf einen niederen Kreis ber Heilkunde befchränft 
oder ganz von der Ausübung ausgefchloffen werben Fann und muß !9). 
9) Dann bebarf es aber natürlich auch einer Sorge für entſprechenden Unter: 
richt. Vgl. Strehler in den Annalen ber St.:A.=R., 3b. VII, 9. 3. 


10) S. Schürmayer, Die Kunftfehler ber Mebicinalperfonen in ſtraf⸗ 
sechtl. und mebic.poliz. Beziehung. Freib., 1838. 
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6. 35. 
b) £eichte genũtbarkeit deffelben. 


Das bloße Vorhandenſein eine? zahlreichen ärztlichen Perſo⸗ 
nales aller Mlafjen befriedigt die Bebürfniffe der Einwohner an 
und für ſich noch nicht; es muß bdenjelben auch möglich fein, 
ohne allzugroße Koften und in der nöthigen Schnelligkeit Hilfe 
zu erhalten. Hiezu aber ift zweierlei nöthig: eine richtige Ver⸗ 
teilung des Arztlichen PBerfonale® über das gefammte Staatsgebiet, 
und mäßige Geldforderungen von Seiten befjelben. 

Eine paffende VBertheilung findet ftatt, wenn einer 
Seitz in keiner Gegend bed Landes es an der im Verhältniſſe zur 
Bevölferung und zur räumlichen Ausdehnung nöthigen Anzahl von 
Heilfünftlern aller Art fehlt ), anderer Seit? aber nirgends eine 
Übergroße Menge derfelben ſich angefiebelt hat. Im erfteren Falle 
wärbe die gewünfchte Hülfe häufig zu fpät, wenn überhaupt, zu 
erlangen fein. Bet einer Ueberfüllung aber tft nicht blos fühlbarer 
wirthichaftlicher und fittlicher Nachtheil für die Aerzte, ſondern auch 
(was zunächſt hier in Betracht kommen mag) für dad Publikum 
Eharlatanerte und Mangel an den Mitteln zur Fortbildung in ber 


Wiſſenſchaft zu befürchten ?). 


1) Uebrigens ift das wünfchenswerthe numerifche Verhältnig bed ärztlichen 
Berfonales nicht wohl mit Einem Worte anzugeben, benn es kommt theils auf 
Ne relative Dichtigfeit der Bevölkerung, theils auf bie Sitten und die Lebensweife, 
mblich auf die Wohlhabenheit bed Volles an. S. Voigt, Verſuch über bie 
idthige Anzabl von Heilfünftlern, in Wilbberg, Jahrb., Ob. VI, ©. 25 und 
183. Höhere Wundärzte können weit feltener fein als innere Aerzte, ba bie 
Jahl ber verzunehmenden Operationen eine weit geringere ift, als bie ber durch 
Krzneien und Diät zu heilenden Störungen des Organismus; wogegen zahlreiche 
uiebere Wunbärzte und Geburtöhelfer erforberlid find, und eigentlich in Teiner 
Bemeinde von nur mittlerer Größe fehlen können. Hebammen müſſen ohnebem 
nrchaus in allen Gemeinden fein oder zum minbeften in leicht erreichbarer Nähe, 
nd zwar etwa im Berbältnifie von einer Hebamme auf 3000 Einwohner (120 
ährliche Geburten) in gefchloffenen Wohnorten, doppelt ober dreifach fo viele auf 
em Lande. ©. Bappenheim, Handbuch, Bb. II, S. 99 fe. 

2) ©. Simeons, Die Nachtheile ber itzigen Stellung des ärztlichen Standes. 
Mainz, 1844. 
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"Geringe Schwierigkeit wird die Erfüllung ber erfteren Forde⸗ 
rung machen, ja fogar bie paffende Vertheilung in der Negel von 
jelbft erfolgen. Theils liegt fie in dem eigenen Vortheile des ärzt⸗ 
lichen Berfonales; theils wird fie befördert burch bie Öffentlichen 
Anftellungen einzelner Aerzte und Wunbärzte, ſei e8 im SDienfte 
bed Staates fei es in dem von Gemeinden und Gorporationen. 
Nur jelten find alſo Faͤlle vorhanden, in welchen bie Hilfe bed 
Staates in Anfpruch genommen werben muß. Wenn nämlich eine 
Gegend zu arım. oder zu wenig bevölkert ift, um burch Privat 
Praris das nöthige Perfonal zu ernähren; wenn ferner aud bie 
Gemeinde⸗Kaſſen nicht im Stande find, Wartgelver auszuſetzen: fo 
Tann es Sache des Staated werden, durch Verwilligung von Bor: 
theilen das nöthige Heilperfonal herbeizuziehen ). Nur die He 
ammen machen bier eine Ausnahme. Da einer Seits bie Bei 
ziehung einer gelernten Hebamme bei jeder Geburt an fich jehr 
wünſchenswerth ift und in Betreff des Kindes Forderung be 
Staates fein muß, anderer Seits bei einem hohen Gebührenfake 
dieſes nicht zu erreichen ift, bei geringer Bezahlung und nur Kleinere 
" Zahl der Gebärenden aber die Hebamme nicht beftehen Tann: ſo 
bleibt nur übrig, durch Verwilligung eines entfprechenden Gehalte 
das Mißverhältniß auzzugleichen *). 

Weniger leicht find wirkſame und erlaubte Mittel zur - Ver: 
hinderung einer übermäßigen Anhäufung von Aerzten u. |. w. an 
einem bejtimmten Orte anzugeben. Jede Maaßregel dieſer Art 

3) Möglicherweife kann freilich der Staat biefen Zwed auch durch andere 
Mittel erreihen; allein es erfcheinen biefelben als weniger räthlih. Wenn er 
3. B. als Bebingung ber Erlangung einer ärztlichen Stelle im Staatsbienfte eine 
zeitweife Bewohnung folcher Bezirke vorfchriebe, fo würden theild dadurch von ber 
Regierung Verbindlichkeiten übernommen, welche zu erfüllen ihr fpäter oft ſchwer 
fallen möchte; theild würden fi aladann in foldhen Gegenden immer nur junge 
Anfänger in möglichft fchnellem Wechfel aufhalten. Wollte man aber (nad) dem 
Vorſchlage von Ruſt, in ber Berl. med. Zeitung, 1837, Nr. 9, und von Vogel, 
Meb. Poliz.:Wifl., S: 85 fg.,). geradezu einen Zwang eintreten laſſen: fo würde 
nicht nur das Recht hierzu mehr als zweifelhaft fein, fondern auch wahrſchein⸗ 
licherweiſe vielfacher Begünftigung . oder‘ Bebrüdung Thüre und Thor geöffnet, 
und zu einer Menge von Beichwerden und Gefchäften Beranlaffung gegeben wer: 
den. — Val. Strehler, Ueb. b. Freigebung ber ärztlichen Praris. Regensb., 1847. 

4), ©. Bappenheim, Handbuch, Bd. H, ©. 101 fg. 
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würde nothwendig ein Recht des Staates voraußfeten, die Zahl . 
ber Aerzte feitzuftellen, wozu benn doch die Befugniß ficher fehlt, 
(j. oben F. 34, Note 1). Sodann aber erfcheint auch für ben 
einzelnen Ort die Feſtfetzung einer nicht zu überfchreitenden Wer: 
haͤltnißzahl als unthunlich, weil keineswegs alle zur Praxis Zus 
gelafjenen immer gehörig thätig und befchäftigt find; weil die 
Kranken verhindert würden, ben Arzt ihrer Wahl zu berufen; 
endlich weil den jüngeren Aerzten felbft bei entjchievener größerer 
Züchtigleit der Weg zur Anwendung ihres Wiffend und zum Yort- 
kommen vielleicht lange verfperrt würde. ine ſolche Einrichtung 
übertrüge alle Nachtheile der geiperrten Zünfte auf das Gebiet ver 
Wiſſenſchaft. Die Einräumung einer facultativen Erlaubnißerthet- 
lung an irgend eine Behörde aber müßte beforgen laſſen, daß nicht 
jelten Eigennugen, Alterd-Cigenfinn, Willkühr und Nepotismus 
das Publikum und das jüngere Gefchlecht der Aerzte in gleich 
großen Schaden brächten. Es muß fich jomit der Staat in Be- 
treff der Niederlaſſung an einem beftimmten Orte chen fo gut wie 
hinſichtlich der Ergreifung des ärztlichen Standes überhaupt auf 
die Vernunft und auf die Vortheilsberechnung des "Einzelnen ver- 
laſſen; höchſtens mag er in Äußerjten Fällen Warnungen und 
Ermahnungen erlafjen. | 
Daß ber Zwed einer leichten Benützung des Ärztlichen Per: 
ſonales wenigftens für einen großen Theil der Bevölkerung verfehlt 
ift, wenn biefe Hilfe nur mit allzugroßem Aufwande er 
kauft werden kann, fällt in die Augen. Da nun einer folchen 
Meberforberung nicht daburch abzuhelfen ift, daß ſaͤmmtliches Heil: 
yerfonal vom Staate mit beftimmten Gehalten verſehen, bagegen 
ihm die Verpflichtung unentgelblicher Hilfeleiftung auferlegt würde ®): 
5) Dieſer Plan ift vielfach empfohlen worden, 3. B. von Naße, Ueber bie 
Stellung des Arztes im Staate, in vielen Abb. in Henke's Zeitichrift, und in 
zahlreichen Flugſchriften, 3. B. Die mebic. Reformbil Württembergs. Stuttg., 
18475 Deutſch, Publicum und Aerzte in Preußen. Gleiwitz, 1846. Allein es 
leuchtet ein, bag den Kranken auf biefe Weife, fehr häufig wenigſtens, ein Arzt 
aufgebrungen würde, zu welchem fie fein Vertrauen haben; baß eine ſchmahliche 
Vernachlaffigung derſelben bei gewiſſenloſen, nun durch keinen ſelbſtiſchen Vortheil 
angefeuerten Aerzten, anderer Seits ein grober Mißbrauch mit der Zeit und Mühe 
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fo bleibt wohl nichts übrig, als die Vorſchrift einer billigen Xare 
für die verjchtedenen Arten von ärztlichen Geſchäften. Allerdings 
ſchließt auch diefe Einrichtung die Möglichkeit von Mißbräuchen 
nicht ganz aus; allein folche können fidy doch nur innerhalb weit 
engerer Graͤnzen bewegen, und jchon der Umjtand, daß eine Tare 
für den Fall eines gerichtlichen Urtheiled, oder für Bezahlung aus 
öffentlichen Kaflen, Verlaſſenſchaften u. dgl. einen Anhaltspunkt 
darbietet, ift Hoch anzufchlagen. Bon einer unberechtigten und un: 
billigen Zarifirung einer geiftigen Xeiftung und eines freiwillig 
verlangten Dienſtes kann aber in jo ferne nicht die Rede fein, ald 
die Ausübung der ärztlichen Wiffenfchaft und Kunft nicht unter 
den Begriff des freien Gewerbes genommen werben barf. Abgeſehen 
davon, daß die Mittel zu Erwerbung ver nöthigen Kenntniffe vom 
Staate, wenigftend im Wefentlichen, beichafft werben, er alfo auch 
im allgemeinen Intereſſe Gegenforderungen machen kann; abgejehen 
ferner von rechtlichen Bevorzugungen der von einem Arzte gefor 
berten Belohnung, wofür wohl die Bedingung eines billigen An: 
ſabes geftellt werben darf; verhindert ber Staat durch feine Gelee 
die freie Ausübung der Heiltunde und fchafft für die von ihm ba 
Berechtigten ein Privilegium. Dieſe Einrichtung ift allerdings zum 
Öffentlichen Wohle und nicht zum jelbftiichen Nutzen der Acrzte ge 
troffen; allein es muß doch auch in jenem Falle dafür geforgt 
werden, daß dad Privilegium nicht misbraucht und gerabe in 
eine Vernichtung des Zweckes, nämlich der Sorge für ärtztlicht 
Hülfe, verkehrt werde). Daß die Verbältniffe der Wohlhabenden 


bed Arztes durch Unbefcheibene oder Muthiwillige gar wohl möglich wäre; baf 
außerorbentliches Verbienft Feine entfprechenbe Belohnung fände, wodurch auch für 
Manchen ber Sporn dazu mwegfiele; endlich daß der Gefimbe für ven Kranfen 
- bezahlen müßte. Diefe Nachtheile mögen fi) in etwas vermindern bei einer mut 
theilweiſen Bezahlung ber Aerzte aus der Staatskaſſe und der Ueberweiſung bed 
Reſtes der Belohnung ar ben Kranken: allein fie bfeiben doch immer noech in 
empfindlidem Grade vorhanden. Schließlich liegt ber ganzen Forderung dech 
hauptſãchlich die unglückliche Neigung der Deutichen zu Grunde, Lieber in Staatts 
bieufte ein zwar Feines aber ſicheres Einfommen zu eriverben, als in freier Grfbfs 
Rändigfeit und geübt anf die eigene Kraft eine, vielleicht weit Iohnenbere, Stels 
lung zu erringen. Vgl. Bappenheim, Hanbb., Bi. IL ©. 87 fg. 

6) Dieſer Gegenſtand if, Leicht begreiflicherweife, vielfach befprodgen und midht 
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ı die von ihnen gewänfchten Benütungen beſonders berühmter und 
ıchtee Aerzte durch eine Taxe thatfächlich nicht berührt werben, 
ſteht fich von felbft. 


$. 36. 
c) Verhinderung der Auadfalberei. 

Theils zur Sicherftellung der vom Staate geprüften und auf: 
ellten Aerzte, bauptjächlih aber um Lebensgefahr von ben 
vatsbürgern abzuwenden, wird von vielen Staaten ein Verbot 
r Quadfalberei, b. 5. der Ausübung ber Heiltunft von 
befugten, gehanbhabt. Im Ganzen ficher mit Recht; doch find 
ge Beichränfungen zu machen. 

Der Schaden, welchen Quadfalberei anrichten kann, und in 
en Fallen wirklich anrichten wird, ift allerdings leicht einzufchen. 
8 Mindeſte ift noch, daß die Hülfe des vechten Arztes verfäumt 
d; ja, daß es einem folchen vielleicht gar nicht möglich ift, fich 
einem jonjt pafjenden Orte nieberzulaffen. Sehr häufig aber 
d geradezu Schäbliched angewendet, und Gefunbheit und Leben 
en durch Schuld des Pfufchers verloren ). Auch ift nicht zu 
gen, daß dad Anjchen des Afterarztes jehr häufig Aberglauben 
, Dummheit zur Quelle bat, und umgekehrt biefelben wieder 
nehrt. — Dennoch ift der Schluß, daß alle unbefugte Heilung 
verbieten ſei, etwas übereilt; die Sache bat auch noch eine an⸗ 
: Seite. Einem großen Theile des Volkes ift nämlich der Arzt, 
h wo eine Tare vorgejchrieben ift, zu theuer; der gemeine Mann 
zu einem ihm in der Bildung näher Stehenden oft mehr Ver: 





er in bem eben vertretenen Sinne. Daß zu hoch gefteigerte Forberungen im 
ven Intereſſe ber Aerzte nicht Tiegen, follte aber doch einer Ausführung kaum 
zfen. Zum Sheila. M. iſt Schür mayer, a. a. D., ©. 864 fg.; Klein, 
Wort zum Frommen bes ärztl. Standes. Ratib., 1853, 

1) Für die unbebingte Unterdrückung jeder Ausübung ber Heilfunft durch 
eve, als burch geprüfte Aerzte, find bie meiften Schriftfteller, |. . 8. Schmidts 
un, a. a. O, S. 1—135; Frankenau, ©. 280 fg.; dahin arbeiten auch 
Befche von Preußen, Baiern, Württemberg u. ſ. w. Manche Staaten frei: 
und bier it England und felb Frankreich zu nennen, legen feinen 
roßen Werth auf diefen Theil der Medicinal-Bollzei; von Norbamerila gar 
: zu reben. 
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trauen; in vielen Fällen wohnt der. Arzt dem Lanbmanne zu ent- 
fernt, und dieſer bat nur die Wahl zwilchen gar feiner und einer 
vieleicht zweifelhaften Hilfe. Es ift ferner keineswegs unmöglic, 
daß auch Nichtärzte ein wirkſames Mittel kennen. Endlich ift nit 
zu läugnen, daß mancher geprüfte Arzt an Verftand und richtigen | 
Blicke einem Dilettanten nachjteht, und daß der dem Letzteren ge 
gebene Vorzug völlig gerechtfertigt erjcheinen Tann ). Nur in 
Städten können allenfall3, durch Gehalte für füchtige Armenärzte, 
einige dieſer Umftände entfernt werden. Soll nun, dieß ift die - 
Trage, jede von einem Nichtgeprüften herrührende Hilfe unbebingt 
verboten werben, auch wenn Fein Schaden angerichtet wird und 
eine beſſere Hilfe nicht erreichbar war? Hat ferner der Staat da 
Necht, den Bürger zur Unterlaffung einer ihm paſſend fcheinenden 
Behandlung feiner Gefunbheit zu zwingen? Hier dürften alfo un 
bedingt bejahende Antworten nicht zuläffig fein, ſondern wird vie: 
mehr unterfchieden werden müffen: 

Bor Allem Tann nur gegen gewerbmäßige oder wenigftend 
gewohnheitsmäßige Pfufcherei Verbot und Strafandrohung erlaflen 
werden. Ein in gutem Glauben und in guter Abficht in einem 
vereinzelten Falle ertheilter Rath mag zweckwidrig und fchäplid 
fein; allein nicht nur wäre ein allgemeined Verbot folcher gut 
gemeinter Hilfeleiftung ganz unauzführbar und würde fchon ber 
Verſuch der äußerſten Gehäfligfeit oder Lächerlichkeit verfallen; 
jondern es iſt auch in einer folchen Hilfe nur ein Irrthum be 
Urtheils und feine dem Strafrechte des Staates verfallene Hand 
lung zu erbliden. 

Von den gewerbmaßig in unbefugter Weiſe ertheilten Hab 


2) Aus dem Leben gegriffene Bemerkungen über bie große Schwierigkeit ber 
unbefugten. Heilfunde zu fleuern, find zu finden bei: Tiffot, Anleitung für 
ben gemeinen Mann. Frankf. u. Lpz., 1770, ©. 615 fg.; Reimarug, Unter 
fuchung ber vermeinten Nothwendigkeit eines autorifirten Collegii medici. Hamly. 
1781; Reil, Bepinieren zum Unterricht ärztlicher Routinier. Halle, 1804; 
Ra N emacder, Briefe über bie Aftermebicin, und beren Nothwendigkeit im 
Staate. Cöln, 1804. — Gegengründe bei: Aepli, Antireimanıd. Wintertb., 
17885 Schür mayer, Mebic. Polizei, ©. 421 fg. Bei Lehterem auch eim 
reiche Literatur über bie ganze Trage. N 
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itteln aber find allerdings viele unbedingt ſchädlich, wenigftenz in 
r unendlihen Mehrzahl der Tälle; fo 3. B. bie fogenannten Uni⸗ 
rſalmittel und bie von Marktjchreiern ober von anderen der Heil 
nde gänzlich fremden Perjonen ohne Unterſuchung des einzelnen 
led dem dummen Haufen vornehmen und geringen Stande vers 
uften (gewöhnlich noch obenein jehr ſtark wirkenden) Arzneien. 
in anderer Theil von fogenannten Heilmitteln ift zwar an und 
r ſich upfchäblich, weil überhaupt ganz unwirffam; allein er kann 
ch für den Kranken fchäblich werden durch Verfäumung der wah- 
n Hülfe, und ift überhaupt als Aberglauben und Dummheit nähe 
nd zu verwerfen. Sieber find, außer den mediciniſch an ſich 
nz gleichgültigen Stoffen, namentlich) zu rechnen alle Seegen- 
rechereien, Zauberformeln, ſympathetiſche und fomnambuliftifche 
eilarten 9. Bei einer dritten Gattung von Heilverjuchen endlich 
es ſchwer, ein beftimmtes Urtheil über die Schäblichleit zu fällen. 
3 find diejenigen, welche von folchen Perfonen vorgenommen wer: 
m, die entweder gar Feine regelmäßige Kenntniß in der Heilkunft 
eſitzen, oder welche nur mit untergeorbneten Theilen derſelben 
Hannt und zu deren Ausübung ermächtigt find, aljo von Wunb- 
rzten, Thierärzten oder Apothefern. Hier ift eben jo gut eine 
erlehrte und fchäbliche, ala eine zwedmäßige Behandlung denk⸗ 
ar; es enticheivet der Zufall und die Einficht des einzelnen Me⸗ 
tcafters. 

Hiernady müſſen denn auch die polizeilichen Maaßregeln ver: 
Gieben fein. — Was bie unbefugte Mittheilung von Heilmitteln 
etrifft, ſo kann es vor Allem keinem Zweifel unterliegen, daß der 
derkauf von Univerfalmitteln und Nrfanen bei ftrenger Strafe, 
die unter erſchwerenden Umftänven bis zu empfindlicher Gefangen- 
Haft fteigen follte,) ferner bei ber Verpflichtung zum möglichen 
Shadenderfage im Falle angerichteten Unheiles völlig unterfagt 
in muß. Aerztliche Entdeckungen neuer Heilmittel find dem 


8) Die pſychiſche gute Einwirfung, welche hier und da eine diefer Baufels 
Infte haben mag, fann nicht in Betrachtung gezogen werben, weil fie mindeſtens 
wBgeglichen wird durch eine ſchädliche Aufregung in anderen Fällen, fie überhaupt 
in zufällig und nicht zum Voraus berechenbar ift. 

v. Mohl, Polizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 17 
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Staate zur Prüfung vorzulegen und mögen, wenn fie wirklich als 
neu und nützlich erfannt find, und fall? das Geheimmiß nicht auf 
Bffentliche Kofter erworben werben will, auf beftimmte Zeit paten⸗ 
firt werden, jeboch nur zum Verkaufe In Apotheken und um einen 
vorgefchriebenen Preis. Alle andern, alſo auch nur gleichgültige 
und unnüße, find zu verbieten, wegen ihres wenigſtens negativen 
Schadens 4). Sollten fogar geprüfte Aerzte zu einem Handel mit 
Univerfalarzneien oder ungeprüften Geheimmitteln herabfinten , fo it 
ihnen das Recht zur Ausübung der Heilkunde zu entziehen, unbe 
fchabet der weiteren Strafen. Die OrtöpolizeisBehörden find zur 
Entdeckung und Anzeige zu verpflihten. Namentlich follte au 
feine Ankündigung von geheimnißvollen Arzneien mittelft Mauer 
anfchlägen oder in Öffentlichen Blättern erfcheinen dürfen, ohne ein 
Zeugniß einer Mebicinal-Polizeibehörde über ihre Unfchäpfichtet 
und über die Fälle ihrer Anwendbarkeit d). Apothefern, welde 
fich eines Bruches des Geſetzes ſchuldig machen, tft ihre Gewerke 
befugniß zu entziehen. — Da die myſtiſchen Heilarten an jid er 
folglos, fomit auch nicht poſitiv gefährlich und ſchädlich find, fo iR 
ein gejunbheitöpolizetlicher Grund zu einem unbebingten Verbote 
nicht vorhanden. Allein eben aus ihrer Nichtigkeit folgt auch, daß 


4) ©. Pappenheim, Handbuch, Bd. I, S. 655 fa. Wenn berfelte 
verlangt, daß ſämmtliche Aerzte von bem Weſen eines vom Staate gebilligten 
jeboch nicht von ibm angefauften Geheimmittels in Kenntniß zu feßen feien, fo 
ift diefe Forderung an und für fich ficherlich berechtigt, indem der Arzt willen 
muß, was er verordnet; allein es Teuchtet ein, bag mit-einer folchen allgemeinen 
Bekanntmachung bie nügliche Ausbeutung ber Entbeddung für ben Erfinder im: 
vereinbar iſt. Es ergiebt ſich alfo daraus die Nothivenbigkeit, wirklich bebeutende 
(— fehr felten vorfommende —) Geheimniſſe folder Art wo möglich auf Staats: 
Toften zu erfaufen und fie dann zu veröffentlichen. 

5) Wer benft Hier nicht an ben fcanbaldfen Unfug mit der Revalents 
arabica, dem Hoffihen Malzertract u. dgl.? Sehr zu tadeln ift babei bie Bel- 
bilfe, welche fol’ grober und, wenigftend durch bie Verbrängung richtiger Be 
handlung, gefundheitöwibriger Schwindel von Seiten ber Zeitungen durch Auf: 
nahme der gutbezahlten Ankündigungen findet. — Nicht viel befier find bie Auf: 
forderungen mander Aerzte, fi auch aus ber ferne und zur brieflih an 
fie zu wenden zur Heilung beftinmter ſchwerer Leiden, z. B. von Geſchlechts⸗ 
krankheiten. Nichts ift Hier möglicher und felhft wahrſcheinlicher, als bag ſtark⸗ 
wirkende Mittel aus Mangel aller Dingnofe falſch angeordnet werben. 
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betrügerifch ift Für beren Anordnung eine Bezahlung zu nehe 
n. Demnad ift eine gewerbmäßige Betreibung derjelben mit 
e Strafe des Betruges zu belegen. Aerzten, welche fich durch 
ce Anwendung entwürbigen, it überbieß bie Ausübung der Heil: 
nde ganz zu unterfagen. — Hinfichtlich der ärztlichen und wund⸗ 
ztlichen. Prarid der niederen Techniker oder ganz Ungelehrter end⸗ 
h iſt Mar, daß eine tadelndwerthe Handlung nur dann vorliegt, 
mn ein Solcher fi ba eindrängt, wo der Kranke die Hilfe eine? 
m Staate geprüften Arztes erhalten konnte. Somit Ift ihr Auf: 
ten allerbingd in benjenigen Fällen zu unterfagen, in welchen 
ehtzeitige Hilfe, bet einem folchen Arzte erlangt werben Tonnte, 
er wo ein Urmenarzt dem Unbemittelten unentgeldlich zur Ver⸗ 
gung ftand ). Wo diefe Voraußfchungen aber nicht eintreffen, 
nn ein Verbot nicht unbedingt erlaffen werden; nur iſt es um 
mehr gerechtfertigt, daß die Medicafter für einen durch Fahr: 
Migfeit oder Unwiſſenheit angerichteten Schaden der entſprechenden 
Hrafe und einem Schadenerſatze verfallen, als fie feine Art von 
erpflihtung zur Vornahme der fraglichen Handlung haben, ſomit 
eſelbe willkürlich und wifjentlich unternehmen. Eben jo Tann es 
inem Anftande unterliegen, daß ihnen, wenn fie bie Befugniß zur 
iederen Technik zu wirklich verbotenen Heilverfuchen mißbraudhten, 
efelbe wieder entzogen werben kann. — Nicht erſt der Bemerkung 
darf es, daß bei allen dieſen polizeilichen Maaßregeln zwijchen 
uländern und Fremden fein Unterfchied zu machen ift, und daß 
ie Lebteren nur unter Erfülung der auch den Landedangchörigen 
eſetzten Bebingungen zur Ausübung der Heilkunde zugelaffen wer: 
en fönnen. 

Keinen wefentlihen Schwierigfeiten kann bie Entjcheidung der 
frage unterworfen fein, wie es ſich mit dem Rechte zu ber paffiven 
zenüͤtzung unregelmäßiger Heilmittel verhält. Es ift nämlich zu 

6) Wenn Schürmayer, a. a. D., ©. 459, das fonft unbebingte Ver: 
ot einer Ilcherfhreitiung der Seilbefugniß nur bei einem offentunbigen und nach⸗ 
yisbaren Noshfaldle brechen laſſen will: fo fragt es fich, ob eine möglicher: 
seife verberbliche Pfufcherei oder gänzliche Hilflofigkeit ber Aermeren das größere 
lebel ii? Wie immer man aber die Frage beantworten mag, jeden Falls er- 
iebt fich die Forderung auf mögliche Sorge für Armenärzte. 
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unterfcheiden, ob folche Mittel ein zur Selbftbeftimmung befähigter 
Bürger an fich felbft erproben will, oder ob er fie bei Dritten, 
welche feiner Gewalt unterworfen find, anzuwenden beabfichtigt. 
Erſteres fteht ihm unbebingt zu, wie er überhaupt Teine rechtliche, - 
ſondern nur eine fittliche Pflicht der Lebend- und Gefundheitd-Er: 
baltung hat. Bei Dritten dagegen ift er gegen beren rechtlich gül⸗ 
tigen Willen zu lebensgefährlichen Verfuchen nicht befugt; ſondern 
bat fih an die vom Staate gutgeheißenen Mittel zu Halten. Im 
Uebertretungsfalle hat er nicht nur für eine dolofe oder culpofe 
Verlegung Nechenfchaft zu geben, fondern auch Schadenerfag zu 
leiften. Die Polizei aber ift in allwege ermächtigt, ihn an ber 
Vornahme der unerlaubten Handlung zu hindern. 


d) Sorge für die materiellen Heilmittel. 


$. 37. 
e) Die Arzneimittel. 
Eine Heilung ift in den meiften Fällen bedingt durch bad | 
Borhandenfein und die Güte gewiſſer Heilmittel. Manche derſelben 
mag allerdingd jeder Einzelne fich verfchaffen; allein andere find | 
einer Seit? außer dem Bereiche ununterjtügter Privaten, au 
derer Seit? aber von jo großer Bedeutung und fo allgemeinem 
Gebrauche, daß der Staat aufgerufen ift, zu ihrer möglichiten Voll 
fommenbeit das Seinige beizutragen. Hierher gehören namentlid 
die Arzneimittel, die Gefundbrunnen und Mineral-Waſſer, endlich 
gewifje Anftalten zur Heilung beftimmter Ucbel. 
Was zuerſt die Arzneimittel betrifft, fo find zu ihrer 
Bereitung und ihrem Verkaufe die Apotheken beftimmt %). Für 


1) Die Literatur Über die Polizei der Apotheken ift fehr zahlreich. Weber 
bie Geſchichte der Apotheken ift nachzuſehen: Sprengel, in Erſch mb 
Gruber, Encyfl., Sect. I, 3b. IV, ©. 468 fg.; Reich ard, Beiträge zur Ge 
fhichte ber Apothefen. Ulm, 1825; Schmidt, Taſchenbuch über die Entftehumg 
ber Apotheken u. |. w. Flensb. 1835. Das Verhältnig berfelben zum Gtaate 
behanbeln (außer ben betreffenden Abfchnitten der Syſteme ber Medicinal⸗Polizeh: 
Meyer, Was fordern bie Mebic. Ordnungen von ben Apothefern? Berl, 1808; 
Rüde, Pharmac. Erfahrungen. I, II. Lpz., 1804 und 1815; Nol de, Uebe 
bie Verhältnifie des Apothekers. Roſt. 1805; Flos hof, Weber ben Zuſtand 
des Apothekerweſens. Duisb., 1808; Buchner, Würbigung ber Pharmacie iu 
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tiefe bebarf e3 denn allerbing® eigener Anordnungen, da fie nicht 
ach ben allgemeinen Gewerbe-Gefeken behandelt werben Tönnen, 
inmal weil von den Kenntniffen des Gefchäftsführers ſowohl als 
ver Gehülfen dad Leben der Bürger unmittelbar abhängt; zweitens 
weil eine allzuſtarke Mitwerbung bei den Apothefern verhindert 
werden muß, damit reichlicher Ertrag einen jeden derſelben in ven 
Stand ſetze, bie ſämmtlichen Arzneimittel immer in gehöriger Menge 
and Güte vorräthig und feine ganze Einrichtung in tadellofem 
Stande zu halten. — Folgende Anoronungen erfcheinen aber als 
vie geeigneten: 

1) Es darf feine Apotheke errichtet werden ohne Erlaubniß 
ver Medicinal-Polizeibehoͤrde. Dieſe Erlaubniß aber kann nur ers 
theilt werden, wenn auf eine genügende Kundſchaft mit Sicherheit 
zu rechnen iſt. Jedoch darf natürlich, wenn die Bevoͤlkerungszahl 
83 irgend zuläßt, ber Vortheil einer Dettwerbung nicht aus bem 
Auge gelaffen werben ?). Auch können die Apotheken nicht in fol- 
Gen Entfernungen auseinander liegen, daß eine Hilfe für die Kran⸗ 
fm nur mit großer Bejchwerlichkeit, in dringenden Fällen wohl gar 
nicht erreicht werben kͤnnte. Daß ein Arzt an dem Orte fich be- 
finden muß, tft fchon wegen der Einnahme bed Apothekers, dann 


Raatöwifl. Beziehung. Nürnb., 1818; Lin?, Ueber Apotheken. Berl., 1829; 
Rittel, Entwurf und Vorſchlag zu einer Apothefer-Orbnung. Nürnb., 18805 
bänle, in Schneider's Annalen der Stantsarzneit., Ob. II, ©. 189 fg.5 
Brobft, Beleuchtung der Verbältniffe ber beutichen Apotheken. Heibelb., 1841; 
Bley und Walz, Denkichrift üb. d. Reformen in ben pharmac. Verhältniffen 
a D. Sannov., 1851; AUnbreä, Die Anlegung neuer Apotheken. Magdeb., 
851; Pappenheim, Handbuch, Bb. I, ©. 113 fg. 

2) Ein unbedingter Maaßſtab für das richtige Verhältniß der Apotheken 
&t fi nicht wohl angeben, ba viel auf bie Wohlhabenheit, bie Sitten ber Eins 
poßner u. |. w. anfommt. Auch bie Geſetze der verſchiedenen beutfchen Staaten 
eſtimmen biefen Punct ziemlich abweichend von einander. In Preußen 3. 2. 
oll auf etwa 10,000 Seelen eine Apotheke kommen (f. Nicolai, Sanitäts- 
Bolizei, ®b. I, ©. 94); in Württemberg iſt eine wahrfcheinliche Beudlferung 
on 56000 Seelen bad Wenigſte. Bei fehr zerftreut wohnender Bevölkerung 
ann durch Filial: Apotheken geholfen werben, f. Vogel, Medic. Voliz.:Will., 
5. 138 fg.; ober mag in Ausnahmafällen ber Staat felbft eine Apothefe fo 
nge unterhalten, bis fih ein Privatunternehmer findet. Vgl. Bappenheim, 
anbb., Bb. I, ©. 129. 
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aber auch zur Verhütung von Quachſalbereien von feiner Seite, 
nothwendig. Als wünſchenswerth erjcheint uͤbrigens, daß bie Be 
rechtigung zu Führung einer Apothele nicht als Realgerechtigkeit, 
fondern als perfönliches, mit dem Tode des Bellehenen erldſchendes 
Recht ertheilt werde, indem ſonſt die Apotheken einen übermäßigen 
Preis erhalten, und jo nur entweder dem Reichen die Erwerbung 
einer ſolchen möglich ift, oder die Höhe der Schulvenlaft zu unjoli⸗ 
ber Geichäftzführung bewegt. Verglichen mit den hieraus entiprin- 
genden Uebeln ift die Möglichkeit einer umnbilligen Begünftigmg | 
eines Bewerber? das geringere Uebel °). 

3) Die Apotheker find ausſchließlich berechtigt Arzneien zu be 
reiten und zu verlaufen, namentlich iſt jeder Handel mit Arzneb 
mitteln durch Haufiren unbedingt zu verbieten ), Materialiſten aber 
der Verlauf von ſolchen Waaren nur in größeren Partieen zu er 
lauben. Selbſt Aerzten kann er nicht geftattet werben >). 


3) A. M. it Hänel, a. a. O., ©. 244; Vogel, Mebic. Boly.-Bif, 
S. 121, fo wie Schürmayer, ©. 867, welcher — wohl nicht ganz folge 
richtig — ein gemifchtes Syſtem will. Es leuchtet nun aber ein, daß bei einem 
Apotheter,, welcher kein übermäßiges Kapital zu verzinfen bat, eine größere Ben 
anlafjung zu betrügerifchem Verfahren nicht vorliegt, auch wenn er fein Geſchüſt 
als ſolches nicht verkaufen kann. In jenem Falle drängt die Zinfenlaft. Natür 
lich müffen bei einer Einführung der perjönlichen Berechtigung bie Eigenthümtt 
ber bißherigen Realberechtigungen entichäbigt werben. — Leber bie ganze rag 
f. u. a Schmid, Die Tigenthumsrechte ber A. an ben Officinen, im Un fi 
Pharmarie, Bb.43, 9.25 Wachenröder, Gutachten üb. d. Freiheit u. |. m 
ber Apotheker. Hannov., 1846. | 

4) Ueber bet unglaublichen Unfug, ber bei dem Haufirs Handel mit Ayo | 
theker⸗Waaren getrieben wird, ſ. Schiller, Seen zur Bervolltommnung bei | 
Apotheker: Wefend. Nürnb., 1805, ©. 24 fg. 

5) ©. über Lebteres “hie Khlagenben Gründe von Etrdfer, Ueb. d. Selhf- 
bifpenfiren ber Lanbärzte, in Siebenhaar's Magazin für St.:A.:R., Bd. II, © 21; 
Schneider, Web. Selbftdifpenfiren der Aerzte; baf., S. 29. — Die feine 
Zeit (von Tittmann, Albredt, Groß, Sundheim, Grießelich, 
Rummel, Münchmeyer u. A.) vielfach befprocdene Frage, ob homdo⸗ 
pathifdgen Aerzten das Selbftdifpenfiren zu geftatten fei, ift wohl bahim zu beant; 
worten, daß dieſes nicht gefchehen barf, wo entweber eigene homdopathiſche Apes 
thefen beftehen ober in gewöhnlichen Apotheken, natürlich unter Anwenbung eimr 
eigenen Tare, bomdopathifche Heilmittel abgegeben werben. Wo bem freilich. nicht 
fo ift, wird dem Arzte das Selbſidiſpenſiren nicht verwehrt werben Können; jedech 
ſcheint ſtrenge Vorfchrift, daß er feine Arzneien völlig unentgelbliih abzugeben bat, 
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3) Dagegen wird vom Apotheker verlangt, daß er bie 
ämmilichen tm gewöhnlichen Gebrauche befindlichen Arzneimittel 
mmer untabelhaft vorräthig habe. Um feine Ausreden zu begrün- 
ven, muß ein Verzeichniß dieſer Mittel (eine Pharmacopde) be 
annt gemacht werden; billige Rücficht Tann Hinfichtlich ſehr jelten 
vebrauchter theurer Mittel bei Fleinen, wenig beichäftigten Land: 
Apotheken genommen werben 8). Die Arzneien find nur um bie 
veiebliche Taxe, welche allerdings einen bedeutenden Gewinn 
m geftatten hat, abzugeben, und nicht nur ein höherer Preis ift 
U8 Ueberforderung, ſondern auch cin geringerer Anſatz ift zu be 
trafen, bamit nicht gegenfeitige® Herunterfchlagen zu lebensge⸗ 
abrlihen Betruge führe 7). — Beſondere Vorſchriften haben 


yanz unerläßlich. Auch fo freilich iſt nicht jede Gefahr von Mißbrauch, noch jede 
Angleichheit in ber Behandlung ber verjchiedenen Heilmethoden ganz befeitigt. 
yür völlige Freiheit des Selbftdifpenfirens der Homdopathen iſt Schürmayer, 
0. O., ©. 370. 

6) Die Literatur über Pharmacopden ſ. bei Vogel, Medic. Poliz. = Wiff., 
5. 185 fg. nd Shürmayer, a. a. D-, ©. 369. 

7) Unter keiner Bebingung folten Ankündigungen und dffentliche Anfchläge 
eduldet werben, in welchen eine Apotheke verfpricht, ibre Waaren wohlfeiler als 
nbere zu liefern. Bei bebeutendem Rabbat muß fie an der Güte ober gar an 
er Urt der gelieferten Arzneimittel betrüügen. Daß übrigens bei ber Apotheker⸗ 
ıze nicht bloß ein gewöhnlicher aufmännifcher Gewinn beabfichtigt werben barf, 
pgiebt fich daraus, daß bie Maſſe des jährlich ſelbſt in einer fehr befuchten Apo- 
sefe Verkauften höchſt Klein ift, fomit ber Gewinn am einzelnen Verkaufe bedeu⸗ 
mb fein muß, wenn ber Apotheker fol beftehen, die nöthigen Vorräthe in erfors 
erlicher Güte einkaufen, bie Geräthe unterhalten, fih fortwährend in den Natur⸗ 
iffenfchaften üben können. Deßhalb iR benn auch bie veränderte Weiſe bei 
finfaufes (nämlich almählig in Fleinen Mengen bei ben Materialhandlungen, 
nfatt früher mittelft jährlicher Verfebung auf den Meſſen) nicht von fehr großer 
zedeutung. Als zwedmäßig erfcheint übrigens, bei Feſtſtellung ber Taxen ben 
zewinn durch billige, für alle Arzueien gleiche Berechnung der Arbeit, nicht aber 
urch Steigerung des Koftenpreifes der Waaren zu verfchaffen, indem ſonſt die 
zößte Ungleichheit entfteht, und ber Kranke, welcher eine an ſich theure Arznei 
zaucht, auch einen unverhältnißmäßig großen Xheil des nöthigen Gewinnes 
iefern muß. Ueber die Taren ſ. Krügelftein, Bon der Verminderung ber 
Irzneipreife. @ött., 1795; Weſt rumb, Bemerkungen über Arzneitaren. Gött., 
797; Zugler, Nachträge zu Weſtrumb; Schulg, Ueber bie Bedeutung ber 
dewerbe im Staate. Hannov., 1821; Glayer, Ideen Über eine A.⸗Taxe. 
yeibelb., 1819; Steumig, Anfichten über eine allgemeine Arzneitare. Heidelb, 
822; Martius, Syſtem einer Arzueitare. Exl., 1826; Strempel, Unter 
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&ußerfte Vorficht Hinfichtlich der Bereitung, Aufbewahrung und Ab: 
gabe giftiger Stoffe anzuordnen, damit weber Unvorfichtigkeit noch 
Bogheit durch fie Lebenöverlegungen bewirke. Auch mag eine uns 
ſchädliche Beichaffenheit der Deftiliv-Geräthe und der fonftigen Gefäße 
vorgefchrieben werben °). 

4) Der Apotheker ift ſchuldig, zu jeder Tage: ober Nachtzeit 
die von ihm verlangten Arzneien zu verfertigen und abzugeben; vor 
allen die als eilend bezeichneten. Um die Rückſichten auf bad 
Leben der Bürger zu vereinigen mit der rechtmäßigen Forderung 
bes Anotheferd-auf Bezahlung, jo ift der Forderung bes Letztern 
im ante der Vorrang vor anderen einzuräumen, dagegen ihm zur 
Pflicht zu machen, auch Armen, von welchen augenblickliche Bezah⸗ 
fung nicht zu erwarten fteht, die vom Arzte verorbneten Mittel 
abzugeben °). . 

5) Von felbft verfteht fih, daß der Apotheker ftreng bad 
Recept des Arztes zu befolgen und ich jeder willfürlichen Aende 
rung zu enthalten bat. Zur Sicherung nach beiden Seiten hin 
dient die Pharmacopde. Weber einen von ihm vermutheten Irr⸗ 
thum hat er fih mit dem Arzte zu benehmen; den Mangel eine 
verordneten Stoffe® demfelben anzuzeigen. Abfichtliche, namentlich 
betrügerifche Verwechslung von Arzneilörpern ift mit der ftrengften 
Etrafe zu ahnden. Der Handverkauf ift auf ungefährliche Etoffe 
zu beſchränken, und alle eigentlichen Arzneilörper find von demſelben 
auszunehmen. Die Abgabe ber letzteren ohne Ärztliche Worficht 
muß auf eigentliche Nothfälle beſchraͤnkt fein. 

6) Für die perjönliche Fähigkeit der Apotheker forgt ber 
fuchungen über Arzneitaren. Roft., 1888; vor allen aber: Brobft, Das Ay. 
Tar-Wejen. Heibelb., 1838; und derf., Beleuchtung der Berhältnifie der baut: 
ſchen Apotheken. Heibbg., 1841. 

8) Näheres über die materielle Augrüftung |. 3. 2. bei Moft, Enchklo⸗ 
pädie, Bd. I, ©. 110 fg.; Pappenheim, Handbuch, Bd. L ©. 115 fg, 
687 fg. 

h ©. hierüber Dung, in Schneider’s Annalen ber Staatsarzneifunde, 
Bd. II, S. 175 fg. Nicht billig if, daß gewöhnlich Arzt und Apothefer in ihren 
Forderungen an eine Gant-Maſſe gleich geftellt find, denn beibe verlieren zwar 
gleichmäßig ihre Mühe und Zeit bei einer unbefriedigten Forderung, ber Apo⸗ 
thefer aber außerdem auch noch feine baaren Auslagen. 
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Staat theild durch Beitimmungen über den Unterricht, theild durch 
Prüfungen. Die practifche Geſchicklichkeit erhält- ein angehenber 
Apothefer durch Mebung unter gefchictter Anleitung; es Tann 
daher nur demjenigen Inhaber einer Apotheke, welcher fich jelbft 
bei jeinen Prüfungen als einen befähigten Mann . ausgewiefen 
bat, die Erlaubniß ertheilt werden, Lehrlinge anzunehmen. Der 
theoretilche Unterricht dagegen kann nur entweber an einer Hochfchule 
ober an einer eigenen pharmaceutifchen Anftalt genügend ertheilt 
werben; dad Verlangen, daß der Fünftige Apotheker eine dieſer An- 
falten befuche, erfcheint daher als gerechtfertigt. Prüfungen aber 
müfjen nicht blos mit Denjenigen, welche ſich über die Fähigkeit 
zur Leitung einer Apothefe augweifen möchten, ſondern auch mit den 
Lehrlingen und Gchilfen vorgenommen werben, da ja auch dieſe 
Arzneien zu bereiten haben 19). 

7) Zur Aufficht über den materiellen Zuftand ber Apotheken 
find Häufige und unvermuthete Unterfuchungen nothwendig. Am 
zwectmäßigften werden biefelben natürlich durch Männer vom Fache 
angeftellt, alfo entweder durch Apotheker, welche Mitglieder der vor 
geſetzten Mebdicinal-Behörde find, oder durch Aerzte, welche felbft früher 
practifch Apotheferfunft betrieben haben. Die bloje Gefchicklichkeit 


10) Weber die Bilbung ber Apothefer |. Jonas, Das A.⸗Gewerbe. Eilenb,, 
1855; Wadhenröber und Bley, Ueb. db. Ausbildung db. Pharmaceuten. 
Sannov., 1855. — Es ift Lächerliche Ueberſchätzung der einen brauchbaren Apo: 
theker nothwendigen Kenntniffe, wenn mehrere Schriftfteller, 3. 8. Meyer, 
Buchner, Kittel, die wiflenfchaftlihe Bildung deſſelben über bie bes Arztes 
fielen, ihn neben feinem eigentlichen Gefchäfte zum vollftänbigen Technologen 
machen wollen, und darnach aud die Forderungen hinfichtli feiner Prüfungen 
fielen. Ebenfo führt e8 zu nichts Gutem, wenn Bley und Walz eine 
über die Aufgabe bed Apothekers hinausgehende mebicinifch = wifienfchaftliche Bil⸗ 
bung verlangen und durch Prüfungen erzwingen wollen. Der Staat hat bei allen 
feinen Prüfungen nur das Mecht, darnach zu fehen, ob bie zur vollftändigen Er: 
füllung des befonderen Berufes nothwendigen Kenntniffe vorhanden find, und in 
welchem Grabe. Weiteres bleibt dem Talente und ber Kiebhaberei des Einzelnen 
frei überlafien. Das Gefchäft des Apothekers ift die Bereitung ber von Anderen 
in allen Einzelheiten angeordneten Arzneien: hiezu genügen aber Waarenkenntniß 
(Botanik und Mineralogie einbegriffen), Kenntniffe und Fertigkeiten in der Phyfit 
und Chemie, und allgemeine Begriffe von ber Wirkung ber verfchiedenen Arzneis 
BSrper. Bgl. Hänle, a. a. O., ©. 198, 208, 215, 
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des Arztes veicht nicht zu zweckmäßiger Unterfuchung einer 
Apotheke bin 12), 
$. 38. 
#) Mineralbäber und Gefundbrunnen. 

Mögen auch Gewohnheit und Arztliche Charlatanerie manch⸗ 
fahen Mißbrauch mit dem Gebrauche der Mineralbäder und Ge. 
ſundbrunnen treiben, fo ift doch deren Nuten in vielfachen Krank 
heitöfällen und Formen ganz unzweifelhaft, und nicht felten ihre 
Heiltraft durch kein anderes Mittel zu erſetzen. Unzweifelhaft ver 
bienen ſie deßhalb ernftliche Berückfichtigung von einer umfichtigen 
Geſundheits⸗Polizei 7). Uebrigens ift allerdings die. Aufgabe für 
die Regierung eine verwickelte geworben, in fo ferne wenigſtens 
manche Badeorte nicht blos zur Heilung von Krankheiten, ſondern 
faft noch mehr als üppige Vergnügungspläte befucht werben, was 
- denn aus dem Gefichtäpunfte bed Gelderwerbes für diefe Orte und 
ihre Umgebungen von Wichtigkeit fein Tann. Keineswegs aber 
werben immer bie Forderungen in Betreff des ärztlichen und bie 
Hinfichtlich des wirthichaftlichen Zweckes übereinftimmen. 

Ohne Zweifel verdienen im Allgemeinen die. Geſund heit 
rückſichten den Vorzug; und fo mögen fie denn auch zuerft ind 
Auge gefaßt werden. — Hier aber kommt es vor Allem darauf 
an, ob eine Heilquelle in ben Händen eined Privat:-Unternehmer 
ift, welcher die nöthigen Einrichtungen auf eigene Rechnung getroffen 
und den Gebrauch der Duelle möglich gemacht hat; ober ob fie 
troß anerkannter bedeutender Wirkſamkeit noch keine zureichende 
Einrihtung von dem Eigenthümer erhalten hat; oder ob fie endlich 
im Befite ded Staates ſelbſt ift. 

Im erfteren Falle Tann ſich der Staat in ber Regel mit einer | 

11) Ueber Apotheken:Bifitationen ſ. Remer, Gerichtlich-polizeiliche Chemie, 
Zte Aufl, ©. 342 fg.; Streinz, Anleitung zur Unterfuhung bes A. Pag, 
1825; Niemann, Anleitung zur Bifitation ber AU 2pz., 1831; Hänle, in 
Sähneider’s Annalen f. d. Staatdarzneitunde, Bd. II, ©. 192; Zapp, 
Anweifung 3. Prüfung ber Arzneimittel. Köln, 1853; Bappenhbeim, Hand: 
buch, Bd. I, ©. 154 fg. 

1) In welchem Umfange biefes Heilmittel angewendet wird, barliber |. man 
d. B. Roubaud, Les principales eaux minsrales de ’Europe. Par., 1859. 
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em mebdicinijchepolizeilichen Aufficht begnügen 9). Doch wirb 
rung nicht jelten in doppelter Richtung zur Entwicklung 
nen Thätigfeit aufgefordert fein. — Einmal nämlich Finnen 
cherlei nüßliche Einrichtungen nothwenbig fein, welche bie 
er die Nechte eine? Privatmanns überfteigen; jo 3. B. bie 
3 bequemer Straßen, namentlih wenn die Quellen im 
ntfpringen; die Ernennung eines Brunnenarzted, wenn 
licher Arzt an Ort und Stelle wohnt; die Sorge für eine 
; bie Erlaubniß in äffentlichen Waldungen u. ſ. w. bie 
Spaziergänge für die Kurgäfte anzulegen; die Benützung 
deter Öffentlicher Gebäude zur Unterbringung der Fremden. 
läßt ſich ein allgemeine? Maaß für die Leiftungen ber 
g nicht feſtſtellen. Es muß fich diefeß nach ber Bedeutung 
raft der Quelle, nach ihrer Häufigkeit ober Seltenheit, 
Koftipieligfeit der in Frage ftehenden Einrichtung verfchies 
n. Bei gang unbedeutenden Quellen mag mit Fug jebe 
ıterftügung verweigert werben. — weiten? aber kann 
Staat aufgeforbert finden, gegen pofitiv ſchädliche Zuftänbe 
des aufzutreten. Dieß wäre z. B. ber Fall, wenn bie 
ine offenbar gelunbheitäwidrige Einrichtung hätte; wenn 
ne Mitwerber fich auf eine die Zwecke ber Gäfte ftörenbe 
fehdeten; wenn eine unpaffende ober gar wnfittliche Ver⸗ 
beider Gejchlechter ftattfände u. |. w. In ſolchen Fällen 
eitftelung einer eigenen Bad» und Brunnen⸗Ordnung oder 
HE zur Abftellung einzelner Mißſtände an ber Stelle. 
önnen Fälle eintreten, in welchen bem &igenthümer eine 
läßige, die Heilkraft oder dad Erſcheinen ber Quelle ge: 
: Behandlung berfelben zu unterfagen iſt. Derſelbe kann 
Befolgung materiell gerechtfertigter Anforderungen nicht 
‚da ihm die Befugniß nicht zufteht, zur Befriedigung feiner 
ober feines Vortheiles die Geſundheit oder die Sittlichfeit 


enn Wildberg, Med. Gefehyebung, S. 407, bie Erwerbung aller 
ı in das Staatdeigenthum verlangt, fo geht dieß ficher zu weit, indem 
He Erfahrungen zeigen, daß folche auch in dem Beſitze von Privaten 
en Anfprühen gemäß eingerichtet fein Tönnen. 
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von Bürgern in Gefahr zu fegen, ober ihnen die Möglichkeit ber 
Benütung eine? wichtigen Naturgeſchenkes zu entziehen, vielleicht 
fogar das Meiterbeftchen befjelben in Gefahr zu bringen. 

Befindet ſich aber, zweitens, eine wichtige SHeilquelle in ben 
Händen eined zur Eröffnung ihres Gebrauches unwilligen oder 
unfähigen Befiters, jo kann ihn allerdings der Staat nicht nöthe 
gen, pafjende Einrichtungen zu treffen. Allein entweder mag bie 
Negierung durch gehörige Unterftügung Luft und Mittel zu Per 
befjerungen fchaffen, oder fie kann die Quelle für fich ſelbſt erwer⸗ 
ben. Im letzteren Falle unterliegt es wohl feinem Anftanbe, daß 
ſelbſt Zmangs-Erpropriation angewendet werden kann, indem ed jih 
davon handelt, eine allgemein nübliche Einrichfung auch gegen ben 
Willen eined widerfpännftigen Einzelnen durchzuführen. 

Sft endlich, drittenz, der Staat ſelbſt — gleichgültig ist wie 
und warum — im Befite einer Quelle von bewährter Kraft, und 
find noch Feine ähnlichen in gehdriger Anzahl und in ber Nähe 
bereit3 eingerichtet und im Gebrauche, fo ift er allerdings berechtigt 
und verpflichtet, den Gebrauch berfelben ven Heilbebürftigen zugängig 
und bequem zu machen. Daß dabei unnöthiger Luxus in Gebäu 
ben und Einrichtungen vermieden werben muß, vielmehr ber Staat 
auch dieſes fein Eigenthum fo wirthichaftlich, ala es der höher 


ftehende Geſundheitszweck irgend erlaubt, zu benügen hat, bedarf 


nicht erft der Bemerkung. Allein eben fo gewiß ift, daß eine ſolche 


Staatzeinrichtung anftändig und tüchtig ausgeführt werben fol, fo 


daß fle nicht nur unmittelbar befriedigen, fondern auch als Mufter 
anftalt für andere Gegenden dienen Tann. Lebteres ift namentlid 
in Ländern von noch geringer Bildung und Betriebfamkeit von 
Wichtigkeit. Ob Verpachtung oder Selbftverwaltung vorzuziehen iſt, 


hängt von den Umftänden ab. — Höchft wohlthätig wirb es fen, 


wenn durch paffende Vorkehrungen oder Gelobewilligungen aus 
öffentlichen Kaſſen der Beſuch eines folchen Staatsbades auch dem 
ärmeren Leidenden möglich gemacht wird. Namentlich ift es eine 
nicht abzuweiſende Pflicht, an Quellen, welche für bie Heilung von 
Wunden taugen, anftändige Einrichtungen für die Benützung durch 
vaterländifche Krieger zu treffen. — Kann dad Waffer auch ver- 
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t werben, fo ift eine gute Verfüllung und eine fichere Controle 
Hechtheit ſowohl ein Vortheil für den Abſatz, ala eine fchuldige 
fiht für die Gebrauchenden °). 

Durchaus verjchiedener Art find die Forderungen, welche in 
oben bezeichneten wirthſchaftlichen Richtung Hinsichtlich 
Bäder und Geſundbrunnen an den Staat geftellt werben. 
Hier handelt es fich wejentlich davon, wohlhabenden Fremden 
Aufenthalt an einem jolchen Orte einladend zu machen. Der 
rauch der Quellen ift dabei, wo nicht bloßer Vorwand, fo doch 
Nebenſache. igentlich fällt jomit der ganze Gegenftand nicht 
a3 Gebiet der Medicinal-Polizei; doch mag er, de3 Äußeren 
immenbanges wegen, hier gelegentlich abgehandelt werden. Die 
em vorliegenden Zwecke führenden Mittel beftehen natürlich in 
Verſchaffung gefteigerten Lebensgenuſſes, der Gejtattung vieler 
beit, endlich der Bewahrung vor Störung Daß biefe Dinge 
manchfache Mitwirfung und Zulaſſung ber Regierung nicht 
yewerkitelligen jind, verfteht fich von ſelbſt. Es bedarf dazu der 
htung von Prachtgebäuden, von Theatern, Eoftjpieligen Spazier- 
zen; einer jehr nachfichtigen Handhabung der Pape und 
:Sefege; einer ungewöhnlich fchnellen und in den Formen 
ſichtsvollen Rechts- und Polizei-Verwaltung 9); leichter Eijen- 
te, Telegraphen- und Poftverbindung, u. dgl. mehr. Die noth- 
dig zu entjcheivende Vorfrage ift fomit, ob der Staat ein 
eichendes Intereſſe, vielleicht ſogar die Pflicht hat, jolcherlei Hand⸗ 
ven vorzunehmen? Unzweifelhaft wird der Nuten eines folchen 
usbades häufig überſchätzt. Zwar wird an dem Orte jelbft und 





3) S. Adermann, Winfe zur Verbeflerung öffentlicher Brunnen: und 
»Anftalten. Bofen, 1802; Boße, in Erf und Gruber, Encyflopäbie, 
. I, 8b. VI, ©. 81 fg.; Wildberg, Syflem ber mebic. Geſetzgebung, 
Kufl., ©. 406 fg. Manche practiihe Rathſchläge Über das Materielle ent: 
Wetzler, Ueber Gefundbrunnen und Heilbäber. 2te Aufl., Mainz, 1822, 
I, ©. 66 fg. 

4) Nicht die Teichtefte Aufgabe ift die, in großen Lurusbäbern fehr noth⸗ 
ige, ſtrenge Aufficht auf Gaumer und Abentheurer. Da eine ftrenge Hands 
ng der Paßpolizei nicht am der Stelle ift, fo ift bie Anftellung eine? ge: 
bten, mit bem Gegenftande beſonders vertrauten Beamten und die Bereit: 
mg einer Anzahl tüchtiger Gensbarmen unerläßlich. 
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in feiner Umgebung mit leichter Mühe bedeutender Gewinn gemacht; 
allein theils find doch auch die vorhergehenden Ausgaben für bie 
Gejammtheit und für die Einzelnen groß; theils ift das jchnell Er: 
worbene häufig weber ein fittlicher noch ein bleibender wirthichaft: 
licher Nuten für die Einwohner; theild endlich kann der eigentlick 
wünjchenäwerthe Gebrauch des Babes für Kranke nothleiven unter ber 
Theurung und der Menfchenmenge. Demnad, können die in frage 
ftehenden Einrichtungen jeden Falles nur unter ber Vorausſetzung 
räthlich erfcheinen, daß fie mit dem wahren Gewinne in feinem 
wirthfchaftlichen Mißverhaͤltniſſe ftehen. Sodann aber ift der Staat 
feiner Würde und Folgerichtigkeit ſchuldig, Leine Vorkehrungen zu 
treffen ober zuzulaſſen, welche er jonft im Lande aus Mecht3- ober 
Sittlichkeite-Gründen als unbedingt unzuläffig behandelt. Die Furdt, 
einen Theil des gehofften Gewinnes entgehen zu ſehen, tft eine gar 
zu fchmähliche Entſchuldigung einer folchen Handlungsweiſe. Dieß 
gilt namentlih von dffentlichen Glücksſpielen (ſ. unten, $. 93). 
Schließlich iſt noch zu bemerken, daß wenn durch ſolche künſtlicht 
Herbeiziehung müßiger Reicher der Aufenthalt an dem Badeort 
theuer geworden ift, die Pflicht des Staates, unbemittelten Unter 
thanen den Gebrauch der Quelle möglich zu machen, um fo meh 
bervortritt. — Am fchwierigften ift die Aufgabe, wenn durch ein 
falfhe Behandlung ein Fünftlicher verwickelter Zuſtand berbeigeführ 
ift, welcher bei einer Rückkehr zu richtigen Grundſätzen bebroh 
wird; namentlich alfo, wenn es ſich von ber Wieberaufhebung de 
Glücksſpiele Handelt, welche bisher eine große Menge wohlhabende 
Fremden herbeigeführt hatten, und deren Pachtertrag zur Gemäh 
rung unentgeldlicher öffentlicher Vergnügen (z. B. guter Muſik in 
Freien u. dgl.) oder zu Eoftfpieligen Anlagen und deren Unterhal 
tung benüßt wurde. Hier wird eine Uebergangszeit zur allmähfige 
Einrichtung ver Einwohner für den neuen Zuftand, eine erhöfl 
Sorgfalt auf die Quellen und Bäder, endlich die Beichaffung vo! 
Erjageinfünften, vielleicht ſelbſt aus der Staatskaſſe, nicht zu ver 
meiden fein. Dieſe Schwierigkeiten und Opfer aber dürfen jede 
Falles nicht von der Pflicht abhalten, das Richtige zu thun. 


271 


y) Unftalten zur Hellung beftimmter Uebel. 
6. 39. 
aa) Irren-Anftalten. 

Die Heilung einiger vielverbreiteter chronifcher Uebel ift be 
bingt durch die Anwendung manchfacher Maſchinerien und fonftiger 
materieller Vorkehrungen, oder durch eine eigenthüimliche Geftaltung 

und Leitung ber ganzen Lebensweiſe. Zuweilen ift felbft eine 

Berbindung diefer beiden Mittel erforderlih. Die Beichaffung der- 
:  felben im den gewöhnlichen Umgebungen ift für die Meiften fchon 

wirthichaftlih unausführbar; bei gewiflen Krankheiten erjcheint 
überdieß das Verbleiben in diefen Umgebungen aus ärztlichen Ges 
ſichtspuncte unräthlich. In jo ferne num nicht durch Privatunter- 
nehmungen das Nöthige geſchieht ober gefchehen kann, ift der Stant 
ſicherlich zu oͤffentlicher Hülfe aufgerufen. 

Mit Recht lenkt ſich vor Allem In dieſer Beziehung die Aufe. 
merkſamleit auf die Vorkehrungen zur Heilung ver Geiſteskrank—⸗ 
beiten. Dieſes Uebel ift unzweifelhaft nicht nur eines ber 
Khrecklichiten, welche den Menſchen treffen Können; fondern es tft 
auch ein häufiges ?). 

Aug mehr ald Einem Grunde ift die Anlegung eigener Ans 
Halten zur Behandlung diefer Krankheitsart durchaus nothwendig ?), 


r 
x 
’ 





1) Die Zahl der Irren in ben verfehiedenen Ländern und Gefittigungsftufen 
IR eine verfchiebene. Die Angaben ſchwanken bei ben europäifchen Völfern zwi: 
fihen dem Verhältniffe von 1: 500 bis zu dem von 1: 2000. In Deutfchland 
Meint bie erſtere Zahl ftattzufinden. Die Zahl fcheint Übrigens überall im Zus 
nehmen begriffen zu fein. Bol. Bernoulli, Bevölkerungs-Wiſſenſchaft, Bd. I,- 
6. 75 fg.; Ruer, Irrenſtatiſtik der Prov. Weftphalen. Berlin, 18375 Bappen- 
heim, Sanbb., Bd. II, ©. 33. " 

2) Sehr zahlreich ift die Literatur Über Geiſteskrankheiten und Jrrenanftalten. 
M Noftiz und Jänkendorf, Beſchreibung bes Sormenfteines, Bd. I, Abth. 2, 
©, 557, find nicht weniger als 254 Werte angeführt, und fehr viele neuen kamen 
inbeffen dazu. Außer den zunächft mebicinifchen und piychologifchen, bie äußeren 
Einrichtungen einer Irrenanftalt nur gelegentlich abhanbelnden Werken eines 
Binel, Esquirol, Heinroth, Reil, Groos, Eoor u. f. w. find 
bauptfächlich folgende Schriften der Aufmerkfamfeit des Staatsmannes würdig; 
Esquirol, Des 6tablissemens des aliönds en France et des moyens de 
les ameliorer. Par., 1819; Derf., Diet. des sciences medicales; art. folie, 
®b. XVI; maisons d'aliénés, manie, ®b. XXX; sequestration, Sb. IL; 
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Nicht nur ift nämlich die Aufbewahrung von Seren, jo daß fie 
weder fich noch Anderen ſchaden können, in vielen Fällen ben Fa— 
milien nicht möglich; ſondern es trägt auch zur Heilung fehr viel 
bei, wenn die Kranken aus ihren bigherigen Umgebungen wegge: 
nommen werden; davon abgejehen, daß jchon die ärztliche Hülfe 
zu Haufe felten zweckmäßig und ausdauernd genug ift®). In der 
Natur der Sache liegt nun allerdings nicht?, warum Srrenanftalten 
gerade vom Staate angelegt und unterhalten werben müßten. 


Derf., Des maladies mentales. Par., 1838, I. U; Görgen, Privalheil⸗ 
anftalt für Gemüthäfrante Wien, 1820, Desportes, Programme d’un 
höpital consacr& au traitement de l’alienation mentale. Par., 1824, 4; 
Pienitz, De.nosocomii, quo animo aegrotantibus cura adhibetur insti- 
tutione optima. Lips., 1825; Guislain, Trait& d’alienation mentale et 
sur les hospices des aliénés. I. II. Amst., 1826; Roller, Die Irrenanflalt 
nach allen ihren Beziehungen. Karlör., 1831; Jacobi, Weber bie Anlegung 
und Einrichtung von Srrenheilanftalten. Berl., 1834; Bird, Ueber Einrichtung 
und Zwed ber Kranfenhäufer für Geiftesfranfe. Berl., 1835; Pasquier, 
Essai sur les distributions et l’organisation d’un höpital d’alißnds. Lyon, 
18356; Ph. Pinel, Trait& du regime sanitaire des alienes. Par., 1836; 
Seunig, Ueb. Srrenbeilanftalten. Wien, 184; Conolly, Construction 
and governement of lunatic Asylums. Lond., 1847; Läß, Ueber Jr: 
finn und Serenanftalten. Halle, 1852; Bappenheim, Hanbbuh, Bd. II, 
©. 81 fg. Martin-Doisy, Dict. d’Econ. charit., ®b. I, ©. 461 fg. — 
Ueber die flaatliche und rechtliche Seite ber Irrenpflege giebt beachtenswerthe 
Winfe Geßler, in ber Tüb. Zeitfhr. f. St.⸗Wiſſ., 1868, ©. 556. — Außer⸗ 
bem find bie Beichreibungen einzelner gut eingerichteter SSrrenbeilanftalten höoͤchſt 
belehrend. Auch folcher ift eine bedeutende Anzahl, von welchen vorzugämeile 
genannt fein mögen: Noftiz und Jänkendorf, über den Sonnenſtein; 
Galandi, über Aerfa; Esquirol, Über Charenton; Halidey, übe 
„bie Anftalten eines bebeutenden Theile von Europa; Ferrus und Eromme 
lind, über die Anftalten Frankreichs und Englands; Barrentrapp, übe 
englifche, Holländifche und belgifhe, Vispanik, Über deutſche und franzdfilce, 
Esquirol und Weil, über bie Pariſer, Shlemm, Über britifhe An 
ftalten. Auch ift noch befonders hervorzuheben der von Ducpetiaur verfaßte 
belgiſche Bericht. — Weber die wunderliche Aufbewahrung ber belgifchen Irren 
in bem Dorfe Ghael fe Esquirol, Malad. mentales, ®b. II, ©. 707; 
Brierre deBoismont, in den Annal. d’hyg., ®b. 37, ©. 51 fg. 

8) Hierüber |. Nofliz, a. a. O., S. 19 fa.; Roller, ©. 8 fg.; Je 
cobi,a.a. 0. © 3fg.; Hill, A lecture on the management of lunatic 
asylums. Lond., 1889, ©. 5 fg. Jacobi geht fo weit zu behaupten, baf 
unter bunbert Irren höchſtens vier bis fünf fich zur Heilung in Privathäuſern 
eignen, und kaum für fo viele ſich pafiende Gelegenheiten finden, 
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Randhfache gut eingerichtete und erfolgreiche Privatanftalten Liefern 
ielmehr einen augenfcheinfichen Gegenbeweis und es tft fomit, da 
re Errichtung und Benützung die Befriedigung des Bebürfniffes 
rleichtert, eine Anlegung von Seiten dazu Geeigneter nicht nur 
u geftatten, ſondern felbft zu begünftigen. Allein theilg find folche 
3rivatunternehmungen keineswegs immer vorhanden, theils find fie 
los Wohlhabenderen zugänglich; theils endlich bieten fie eine gerin- 
ere Sicherheit hinſichtlich des Fortbeſtehens auch in ungünftigen 
Zeiten und ber bejtändigen Beſetzung mit tüchtigem Perſonale 5). 
in keinem Falle kann fich alfo der Staat der Verbindlichkeit Irren⸗ 
mftalten zu errichten ganz entziehen, und das Dafein von Privat 
Anternehmungen ift nur auf den Umfang der öffentlichen Einrich⸗ 
ungen und auf die Beiträge der einzelnen reicheren Kranken von 
Einfluß. 

Bon untergeorbneter Bedeutung ift es, ob bie öffentlichen 
Irrenanſtalten vom Gefammtftaate errichtet werben, oder ob einzelnen 
roͤßeren GebietZabtheilungen, jelbft beträchtlichen Gemeinden, die 
Berpflichtung zur Anlage und Unterhaltung einer Anjtalt für ihre 
Angehörigen geſetzlich auferlegt ift. Auch im legteren Falle können 
zie nöthigen Vorfchriften über richtige Behandlung der ganzen An⸗ 
jelegenheit gegeben und mag ihre Einhaltung durch ftrenge und 
nachhaltige Oberaufficht bewerkitelligt werben. 

Jeden Falles aber iſt eine genaue, unvermuthete und fich 
oft wieberholende Unterfuchung ſämmtlicher nicht in unmittelbarer 


5) Bol. Roller, S. 20 fg. Gegen öffentlihe Srrenanftalten ift Neu: 
mann, Die Krankheiten des Borftellungsvermögend. Lpz., 1822, ©. 390; 
ſerner Conolly, Inquiry concerning the indications of insanity; Hill, 
On the prevention and cure of insanity. Unbebingt gegen Privat = Anftalten 
dagegen (der möglichen Mißbräuche wegen) Reil, a. a. O. Einen höchſt be- 
lehrenden Einblid in die Zuftände ber Privat: (fo wie ber Gemeinde: und Bezirk?) 
Irrenanftalten Englands, fo wie in deren nur allzuzablreiche Uebelſtände geben 
die feit dem J. 1847 erfcheinenden jährlichen Reports of the Commissioners in 
Lunacy. Aus bdenfelben ergeben ſich denn namentlich auch bie kaum vermeid: 
lichen Uebel der Unterbringung von Armen in Privatirrenanftalten, und wäre 
dieß auch auf öffentliche Koften. Einer Seitz find biefe nämlich nur in Ausſicht 
auf Gewinn unternommen, anderer Seit Tann und will für Arme nicht viel 
bezahlt werben; baher fchlechte Pflege und Behandlung. 

v. Mohl, Polizeiwifl. I. 3. Auflage. 18 
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Verwaltung des Staates ftehenden Irrenanftalten dringendes Be- 
dürfniß. Die Gründung von Privatanſtalten muß von einer Prü⸗ 
fung ber perſonlichen Verläßlichkeit und Befähigung des Unternehmers, 
fo wie von ber Tauglichkeit der in Auzficht genommenen Dertlichfeit 
abhängen 8). 

Folgendes find die durch Lehre und Erfahrung begründe- 
ten Hauptpunkte einer zweckmäßigen Einrichtung eine’ öffentlichen 
Irrenhauſes: 

1) Da eine Irrenanſtalt einen eigenen, ſchwer zu erreichenden, 
und ſehr leicht durch Äußere Umſtände beeinträchtigbaren Zweck hat, 
fo iſt fie auch völlig von anderen, mehr oder weniger verwandten 
öffentlichen Einrichtungen zu trennen. Auch die Benuͤtzbarkeit einer 
Srrenanftalt zum Lehrzwecke für ganze akademiſche Curſe erfcheint 
als zweifelhaft ”). 

2) Die Aufbewahrung der Irren in öffentlichen Anftalten ge- 
ſchieht aus zwei wejentlich verſchiedenen Zwecken; einmal um eine 
Heilung zu verfuchen, zweiten? um bie Irren unſchädlich zu machen. 
So lange zu erfterem Hoffnung ift, bleibt e3 natürlich bie Haupt: 
fache; wenn aber diefe Hoffnung nach bem Urtheile der Sachver: 
ftändigen verſchwunden ift, jo wäre es zwedfwibrig ben Raum und 
die Anftalten, welche zu Heilverjuchen beftimmt und erforderlich find, 
an Unheilbare zu verjchwenden, während noch Heilbare vergeblich 
der Aufnahme harren. Es wäre ferner unzweckmäßig, dag Schau: 
ſpiel gänzlicher Xhierheit, Sinnloſigkeit, immer wieberfehrender 


6) Neber die gegen Privatanftalten zur Verhütung von verbrecherifchen Frei⸗ 
heitäberaubungen zu führende ftrenge Aufſicht f. meine Präventiv-Juſtiz. Die 
Nothwendigkeit und der Nuten regelmäßiger Unterfuhungen überhaupt aber er 
heilt am beften aus den eben angef. englifchen Berichten der Irren⸗Commiſſion. 
Nähere Vorfchläge f. bei Geßler, a. a. O., S. 568 fg. 

7) Diele Frage iſt eine böchft beftrittene und verſchieden beantwortete. Für 
bie Unzuläfftgfeit ber Benütung zu Tlinifchen Zwecken ift namentlih Roller, 
0. 0. D., S. 28 fg.; ferner Derf., in Schneider's Annal. b. Staatdarzneil,, 
Bd. III, ©. 146 fg. Entgegengefeßter Anficht aber it: Dameromw, Ueb. b. 
relative Verbindung ber Irren-, Heil: unb Pfleg:Anftalten. Lpz., 1840, S. 192 fo.; 
ferner Geßler, a. a. D., ©. 575 fg. Bon Roller und Damerow ift auch bie 
zahlreiche Literatur angeführt und benüßt. Zweckmäßige Vorjchläge für bie Be: 
nügung von Wenigen mat Bird, Ueber Einrihtung, S. 98 fg. 
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Wuthanfälle vor die Augen der noch NMettbaren zu bringen. Deß- 
halb ift eine Trennung der Irrenanſtalten in SHeilanftalten und 
Aufbewahrungd-Anftalten nothwendig, wobei es freilich mandhe 
theils pſychologiſche theils wirthfchaftliche Vortheile hat ), wenn 
biefe beiden Anftalten an demſelben Orte ala Ein großes, unter 
Einer Leitung ftehended, in feinen beiden Xheilen aber völlig 
getrennted® Ganze beftehen. Erlaubt es aljo die Näumlichkeit und 
die Krankenzahl, fo ift auf diefe Weiſe einzutheilen; würde aber 
der Raum für die Heilbaren durch die Vereinigung beider Anſtal⸗ 
ten im mindeften beengt, oder beren Behandlung Beeinträchtigt, jo ift 
eine Verlegung beider Arten von Irren in ganz verfehichene Orte 
vorzuziehen 9). Einleuchtend ift, daß eine allzu große Ausdehnung 
der Irrenhäuſer ſchädlich wirken muß, weil ihre Ueberſicht und 
Leitung die Kräfte Eines Borftandes überfteigt, namentlich der 
einzelne Kranke nicht hinreichend genau mehr beobachtet werden 
fann, während mehrere gleichgeorbnete Leiter Leicht in. Zerwürfniß 
fommen und die Ordnung ftören. ine Heilanftalt ſollte daher 
hochſtens 300 Kranfe enthalten; Verwahrung2häufer dagegen können 
ohne Schaden eine größere Bevölkerung Haben. Wenn einmal ver- 
ſchiedene Anftalten derſelben Art angelegt werden müflen, fo ift 
eine gänzliche Trennung der Gefchlechter an verjchiedenen Orten 
ſehr zweckmaͤßig 19). 

3) Im Innern aller Arten von Anſtalten ſind wieder manch⸗ 
fache Abtheilungen nothwendig, je nach den Geſchlechtern, (wenn 
dieſe nicht ganz getreunt in verſchiedenen Anſtalten find,) jo wie 


8), ©. dieſelben angeführt bei Roller, S. 76 fg. 

9) Zür eine unbebingte Trennung ſprechen ſich die meiften und berühmteſten 
Gerlenärzte aus, 3. 8. Neil, Horn, Heinroth, Esquirol', Georget, 
Jacobi m. f. w. Allein e8 ift zu’ bebenten, daß dieß bie erfte Bedingung war 
zur Berbeflerung: des früheren gräulichen Zuſtandes ber meiften Srrenhäufer, in 
welchen unbebingte Vermiſchung fattfand!: Seht, wo die Möglichkeit zu einer hin⸗ 
reichend umfaflenden Anftalt gegeben ift, mag einer relativen Verbindung immerhin 
fiattgegeben werden, da am’ eine rohe Vermiſchung nicht mehr zu denken iſt. 
©. Damerow, Die relative Verbindung der Streits, Heilz unb' Pflege Anftalten. 
Berlin, 1840; Bispanik, a. a. O., S. 260 fi. 


10) 6. Roller, ©. 25 fg., And die von ihm angef. Schriften‘; Jacobi, 
Ei MR fa 
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nach der Bildungzftufe der Kranken und ber Art der Krankheit. 
Ohne ſolche Trennungen ift eine Heilung ypiychologifch unmöglich; 
natürlich erfordern fie aber vielen Raum und Toftbare Bauein- 
richtungen 12). 

4) Bon größter Wichtigkeit für den Erfolg einer Heilanftalt 
tft die Lage der Anftalt, jo wie bie Belchaffenheit der Gebaͤude, 
Höfe und Grundſtücke. Je nach dem Zuftande derſelben dienen fie 
als Heilmittel, oder erjchweren fie die Eur. Das Gebäude muß 
ein mit Teftigkeit verbundene? heiteres Ausſehen und leichten Zu: 
tritt ind Freie gewähren. Deßhalb taugen alte, zu anderen Zwecken 
früher errichtete Gebäude, wie Schlöffer, Kafernen, Klöfter, nur 
wenig zu Srrenhäufern und ift die Erbauung neuer, eigend mr 
für diefen Zweck berechneter Gebäulichkeiten wünſchenswerth, häufig 
nicht einmal viel theurer 22). Die Grundſtücke dienen theils, ald 
Höfe und Gärten angelegt, zu der den Srten fo nothwendigen Be 
wegung in freier Luft, theils aber auch, als Felder benübt, zu 
gefunder und einträglicher Beichäftigung derſelben 19). Won menigerer 
Bedeutung ift natürlich die Dertlichleit bei den Unheilbaren, obgleich 
auch bier die Menjchlichkeit jede Vernachläffigung und Unzweckmäßig⸗ 
feit tadeln muß. | 
5) Die Leitung der Anftalt, und namentlich die Behandlung 
de3 einzelnen Kranken, muß dem Arzte zuftehen, ber nad feiner 
Anficht des Falles anzuordnen und abzuändern Hat 14), — In 

11) Vorſchläge zu inneren Abtbeilungen f. unter Anderem bei Desportes, 
©. 9; Guislain, ®d. I, ©. 239; Roller, ©. 83 fg.; Jacobi, ©. 49 fg. 

12) Eine Aufzählung und Beurtheilung vieler verſchiedener Plane f. bei 
Roller, ©. 85 fg; und Jacobi, ©. 20 fg. Später find noch in große 
Ausführlicgkeit neue dazu gefommen in ben Werken von Ferrus, Sc. Pinel 
und in dem Belgifchen Berichte von 1842. Ziemlich allgemein ift jetzt als richtig 
angenommen ber Gebanfe Esquirol's, nur zu ebener Erde Krankenwohnungen 


zu geftatten. Von ben gegen die Errichtung eigener Gebäube gehenden Bemer- 
ungen Bird’3, a. a. D., ©. 4 fg., dürfte bie Warnung vor Lurus das einzig 


Richtige fein. 


13) Weber die Art und den Nutzen ber Beſchäftigung |. Noſt i z, Beſchrei⸗ 
bung des Sonnenfleind, Bd. L, 1, ©. 944 fg; Desportes, Sur le service 
des alienes dans les hospices de Bic&tre et de la Salpetriöre, &. 34 fg. 

14) Ueber bie verfchiedenen Beamten undeihre Stellung, fo wie beren Gehalte 
ſ. Noſtiz, a. a. D., ©. 129 fg.; ©. 282 fg.; Jacobi, ©. 197 fg. 
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mftanz fteht natürlich die Anftalt unter einer. Aufftchtöbe- 

elcher die jämmtlichen Irrenhäuſer des Staats ‚untergeordnet 
ſelbe Hat nicht nur bie allgemeinen Ordnungen zu erlaffen, 
uch die Eontrole zu üben. Das gefammte Dienftperfonal 
eler Borficht zu wählen, gut zu bezahlen, allein bei Un- 
t auch alsbald zu entfernen 165). Eigene Verwaltung ber 
ft Hat vor einer Verpachtung den Vorzug, daß die Kranken 
leiftungen verwendet werben Können, was eben fo eriparenb, 
en Heilzweck förberlich ift. 

Inentgelblich kann die Verpflegung in der Anftalt nur für 
bemittelte fein, welchen gegen Niemand ein ciwilrechtlicher 
auf Unterhaltung zufteht 2%). Die Bezahlung der Andern 
erfehieben nad) der Abtheilung, welcher die Kranken nach 
ſprüchen und nach der Art ihres Wahnfinnes zugehören. 
Die Beitimmung über die Aufnahme und deren Bebingune 
in der Regel der vorgefeten Aufſichtsbehoͤrde, in dringen: 
en dem ärztlihen Borftande zu. Im Zweifel erhalten 
en Vorzug, welche zu Haufe gar Leine Sicherung und 
ng erhalten können. Aus Gründen der äffentlihen Sicher: 
zum Schube gegen rohe und habſüchtige Verwandte Tann 
nahme auch von Amtöwegen ftattfinden, falls fich eine 
Privatanftalt nicht vorfindet, übrigen? unter Belafjung 
mlichen Verbindlichkeit zum Koſtenerſatze. Jeder Aufge- 
wird natürlich zuerjt in die Hetlanftalt verjegt ?). 

Shen fo tft die Entlaffung eines Pfleglings der Aufſichts⸗ 
orzulegen. Sie kann nur erfolgen wegen gänzlicher und 
MWiederheritellung; oder wenn mit einem Kranken nach: 
weife eine andere, ebenfalls zweckmäßige Heilungd- und 
198: Weife verfucht werden will 19). 

ichtlih der von Privaten errichteten Irrenanſtalten iſt 
. hierüber vorzügl. Ferrus, Des alienes. Par., 1834, ©. 229 fg. 
ehr richtige Bemerkungen über bie, von ben gewöhnlichen Rechts⸗ 
jen für Kranke nicht abweichende, Haftbarfeit für Geiftesfranfe ſ. bei 
a. a. O., ©. 564 fi. 


.Noftiz, a. a. O., ©. 69 ſo. und 416 fg.; Roller, ©. 46 fg. 
NRofig. aaO, Bd. J, ©. 488 fg. 
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zwiſchen folchen zu untericheiden, welche einen Heilzweck haben, und 
denen, bei welchen blo8 von der Aufbewahrung unbeilbar Gewor- 
dener und Blödfinniger die Rede ift. — Bei den erfteren find bie 
allgemeinen Grundjäge über die Ausübung der Heilfunft aufrecht 
zu erhalten und ſomit nur den vom Staate zur Ausübung derjelben 
ala befähigt Erkannten zu gejtatten; und zwar wird, wie bei ben 
übrigen Arten von befonderer Kranfenbehandlung, alfo Wundarznei⸗ 
funde und GeburtZhülfe, auch hier eine befondere Nachweifung zu 
verlangen fein 1%). — Bei den andern, welche auch- in Eleinem Um: 
fange jtattfinden mögen, genügt perfünliche Zuverläffigfeit. Es 
Finnen alſo Wundärzte, ehemalige Srrenwärter u. ſ. w. vollfommen 
‚brauchbar ſein. Je größer die Zahl und je verſchiedener die Ein- 
richtung ſolcher Bewahranſtalten iſt, deſto leichter wird jedes 
Bedürfniß befriedigt und deſto weniger Anſpruch an den Staat 
gemacht. | 
§. 40. 
bb) Orthopäbifge Anftalten. 

Ein zu jeder Zeit vorgekommenes, allein feit einigen Jahr⸗ 
zchnten immer häufiger werdendes Hebel find die verſchiedenen Arten 
von Verkrümmungen des menfchlichen Körperd. Manche Fall 
dieſes nicht nur entftellenden jondern auch zu vielen Lebensfunc⸗ 
tionen mehr oder weniger ungeſchickt machenden Uebels können nicht 
ander behandelt werden, als durch lange und folgerichtige Anwen: 

19) Wenn Geßler, 0. a. O., ©. 576 fg., der Auſicht if, daß auch An 
beren, namentlich Geiftlihen, das Recht nicht entzogen werben könne, für Geiſtes⸗ 
kranke Afyle zu errichten, fo beruht dieß auf einer einfeitigen Auffaſſung der 
Frage. Ungweifelhaft haben weder die Kranken felbft, (fo ‘weit bei ihnen von 
einer Selbfibeftimmung bie Rebe ſein kann,) noch ihre Yamilien bie Berpflichtung, 
bie Heilung gerabe in einer vom Staate felbft errichteten oder einer von ihm ge 
billigten Anftalt zu fuchen. Nur wenn eine Gefährdung oder [were Beläftinung 
Dritter zu beforgen ift, tritt Recht unb Pflicht zur Sicherſtellung für die Bebörde 
ein; in anderen Fällen ift die Entſcheidung Sache ber Einficht unb des Gewiſſens. 
Allein der zur Behandlung von Geiſteskranken fi Anbietende hat, wie bei jeder 
gewerbeinäßigen Bchanblung von Kranken, feine Befähigung nachzumeifen und 
verfällt, wein er bieß nicht thut, unter die Sefehe gegen Duadfalberei. Hiervon 
bei der Behandlung einer der ſchwerſten und zu gleicher Zeit fchwierigften Kranl: 
beiten abzuweichen, ift ficher Fein Grumb vorhanden. Am wenigften verdient eine 


gefteigerte religiöfe Einwirkung auf Geiftesfranfe eine Ausnahme, ba fie, in vielen 
Fällen wenigſtens, geradezu verderblich iſt. 


— — — — — — 
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ng Zünftlicher Mafchinen, verbunden mit beſonders berechneter 
at und Gymnaſtik. Theils Kojtenerfparniß, theils Erfolg der 
ilung erfordern Hiezu eigend beſtimmte Anftalten, deren benn 
ch in neuerer Zeit durch gang Europa vielfache und zum Theil 
r zahlreich benübte gebildet worden find ). Da fehr viele der 
Heilenden den höheren Ständen angehören, fo ift allerdings bie 
ünbung orthopädiſcher Anftalten ein möglicher Gegenſtand für 
ioatunternehmung; dennoch iſt bie Geſundheits-Polizei bes 
aates aufzurufen, biefelben in doppelter Richtung zum Gegen- 
nde ihrer Aufmerkfamkeit und Thätigleit zu machen. 

Einmal nämlich gehören keineswegs alle Verkrümmte wohl- 
benden Familien an, während boch gerabe für Aermere eine 
ilung doppelt wünjchenäwerth ift, indem fie dadurch zur Erwer- 
ng ihreö Lebensunterhaltes tauglicyer werden. Ohne Sffentliche 
iterſtützung bleibt aber Soldyen bie nothwendig theure Heilung 
zugänglich. Diefe Hülfe kann aber entweber burch die Errich⸗ 
ig eigener Staatsanftalten gejchehen, welche bie Bedürfligen 
entgelvlih oder gegen geringen Erfaß behandeln; oder durch 
terbringung in guten Privatanitalten. Letzteres aber ift wie- 
: entweder durch Bezahlung eined Koſtgeldes zu bewirken, ober 
; Gegenleiftung für fonftige Vortheile, welche der Staat der Ans 
(t einräumt ?). In beiden Fällen ift natürlich genaue Aufficht 
Ibig, daß bie vom Staate Unterjtügten wirklich auch die nöthige 
(ege und gute Behandlung erhalten. 

Zweitens aber find für ſämmtliche orthopädiiche Privatanftalten 
viffe Negeln aufzuftellen, welche geeignet find, die zahlreichen 
leglinge verjelben gegen Mißgriffe und Mißbräuche ficher zu 
In. Bor Allen fanır bie Leitung einer folchen Anjtalt lediglich 
r einem geprüften Arzte oder höheren Wundarzte zuftehen. Bloſe 





1) Man fehe 3. 8. Heine, Geſchichtl. Darftellung ber Begründung bes 
yopäb. Carolineninſtitutes. Würzb., 1826; Mayer, die ortbop. Heilanftalt. 
waburg, 1835. 

2) So überläßt 3. B. der württembergifhe Staat einer orthopäbifchen Pri⸗ 
ınftalt ein Gebäude unter der Bedingung ber unentgelblihen Aufnahme einer 
jahl Unbemittelter, welche er zuſchickt; einer anderen Anftalt werden geradezu 
tgelder für Arme aus der Staatöfafle bezahlt. 
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Routinier? Fönnten nicht nur die Heilung verfehlen, ſondern leicht 
ber Gefundheit durch Anwendung verkehrter Mittel einen weitern 
Schaden zufügen. Sodann ift dafür zu forgen, daß die Pfleglinge, 
welche in der Mehrzahl ver Fälle dem jugendlichen Alter angehören, 
einen entfprechenden Unterricht, in oder außerhalb der Anftalt, er: 
‚halten. Endlich wird ſich der Staat ohne Bedenken dag Recht vor- 
behalten dürfen, die Einführung etwaiger neuer Entdeckungen, fall 
ſolche nach der Anficht feiner hoͤchſten Medicinal-Behörde von ent- 
Ichiebenem Nuten wären, zu verlangen. 


§. 41. 
2) Hülfe bei allgemein verbreiteten Krankheiten. 


Der bloje Umstand, daß viele Menfchen zu gleicher Zeit von 
einer bedeutenden Krankheit ergriffen find, mit anderen Morten, 
daß eine Epidemie herricht, verurfacht die Nothwendigkeit einer 
Staatöhilfe, auch wenn biefe Krankheit Tebiglich nicht anſteckend if, 
oder wenigftend nicht zu den Contagien gehört, gegen welche die 
bereit3 erörterten großen Sperrmaaßregeln nöthig find. Einmal 
nämlich veichen in folchem Falle die gewöhnlichen Mittel an Perjonen 
und Sachen nicht zu; die Herbeifchaffung de ploͤtzlich nöthig Ge 
wordenen aber Tann von den Einzelnen nicht wohl unternommen 
werden. Sodann aber find noch manche weitere Maaßregeln notf 
wendig, welche zwar nicht unmittelbar das Heilverfahren betreffen, 
allein dennoch veranftaltet werben müflen zur Verminderung der 
allgemeinen Noth. Es handelt fich aber von Folgenden: 

1) Bor Allem ift für das nötige Perſonal zu forgen, deh 
für Werzte, deren Gehilfen und Kranfenwärter beiderlei Geſchlechtes. 
Die vom Staate beſoldeten Aerzte haben allerdings zunächſt die 
Pflicht, fich der Kranken anzunehmen; allein im alle der Unze 
reichenheit find auch noch weitere Werzte an die von der Krankheit 
ergriffenen Orte zu fchaffen. - Deffentliche Aufforderung und die 
Auzfegung von Belohnungen werden ihre Wirkung nicht verfehlen. 
Sn der Natur der Sache Tiegt, daß beſonders die Aerzte des flachen 
Landes einer Unterjtügung bebürftig find, da nicht jedes Dorf 
mit einem eigenen Arzte verjehen werden kann. Hierzu eignen fid 
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n vor Allem Wundärzte und beren Gehilfen. Sie find nöthigen- 
13 durch dieſelben Mittel an Ort und Stelle zu fchaffen. — 
ne große Verlegenheit kann der Mangel an Krantenwärtern 
eugen, ba bie für die normalen Zuſtände berechneten Anſtalten 
rzu, (wenn überhaupt welche bejtehen,) für ben großen Bedarf 
ht außreichen. Durch Sffentliche Belohnungen und Verſprechun⸗ 
a, vielleicht durch, Einwirkung religiöfer Vorträge, werben auch fie 
fgefunden werben Können. Nothwendig ift eine vorgängige Ber 
wung berjelben durch einen hierzu aufgeftellten Arzt. In größeren 
täbten iſt für bie Dauer der Krankheit ein Local zu bezeichnen, 
welchem immer eine Anzahl von Kranfenwärtern bereit ift dem 
ten Hilferufe zu folgen 2). 

2) Eine weitere Sorge betrifft die materiellen Hilfß- 
ittel, welche im Verlaufe ver Krankheit, je nach deren Bejchaffen- 
it, nothwendig werben koͤnnen. Die pafjendften Vorkehrungen 
db: Unterfuchung der Apothelen, ob dad Nothwendige vorhanden 
; Verbote, die ſpecifiſchen Heilmittel ohne Vorſchrift eines Arztes 
id in allzugroßer Quantität an Tibertrichen Aengſtliche abzugeben; 
ı Nothfalle Herbeilchaffung des Fehlenden auf öffentliche Koften 
ne alle Rücklicht auf den Preis. Namentlich aber wird bie Er: 
Hung temporärer Hofpitäler bei jehr ſtark wüthenden Krank⸗ 
iten ſehr zweckmäßig ſein. Theils bienen ſie zur Verminderung 
e Anſteckung, wo eine ſolche vorkommen kann, theils gewähren fie 
n ärmeren, ſchlecht wohnenden und verſorgten Kranken eine 
aünſchenswerthe Zuflucht. Da übrigens eine Trennung von ber 
milie und den gewohnten Umgebungen immer hart für den 
ranfen und die Seinigen ift, und eine Wohlthat nicht aufgebrun- 
n werden darf: fo muß der Eintritt in die Hofpitäler bei nicht 
iſteckenden Krankheiten freigeftellt bleiben. 


1) Sehr zweckmäßig und für bie Polizei-Behörden erleichternd find in ſolchen 
lm Brivatvereine, 3. B. von Standbeögenoflen, deren Mitglieder gegen: 
tig für Hilfe forgen, fo z. 8. in Berlin und Wien während ber Cholera:Epi- 
mie im J. 1831. Selbſt die Privatipeculation kann fich dieſes Gegenftandes 
m allgemeinen Beften bemächtigen. — Ueber bie Schwierigkeit ſich bei fehr 
lichen Krankheiten Wärter zu verfchaffen, f. Antrehau, Die Peft in Toulon 
.&. 1721, ©. 102 fg. 
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3) Ein Gegenftand weiterer Thätigkeit kann, namentlich bei 
einer lange dauernden und einer gefährlichen Epidemie, bie Sorge 
für die Lebengmittel fein. Aus doppeltem Grunde Lönnen bie 
in ſolchem Falle fehlen. Einmal nämlich Hören vielleicht die Zw 
fuhren von Außen auf; fer ed aus Furcht, fei es weil die Stadt 
gejperrt tft; zweitend ann die Krankheit diejenigen Handwerker 
wegraffen, welche fi) mit der Bereitung und dem Verlaufe beichäf 
tigen. Um dem erften Webel zu begegnen, hat die Behörde bie 
nöthigen Auffäufe zu machen und dad Erhaltene, natürlich gegen 
Abrechnung, an die Einwohner zu vertheilen. Dem anderen Man 
gel wird begegnet durch Aufforderungen und Anerbietungen at 
fremde Arbeiter. 

4) Aus mehr als Einem Grunde find auch Geldunter— 
ftüßungen erforderlich. Bei vielen hört, fei es wegen eigene 
Erkrankung fei es wegen der allgemeinen Stodung bed Berfchre, 
jeder Verdienſt auf. Ferner reicht für die Erkrankten die bloſe 
Darreihung ber Heilmittel nicht Hin zur Genefung ; biefe erfordert 
noh manche Genüffe, Bequemlichkeiten, ſelbſt Nothwendigkeiten. 
Die Berlegenheit und der Unmuth können leicht bis zu Verbrechen 
und Unruhen führen. Die Unterftügung wird übrigen® — aufer 
dem, was an Erkrankte abgeliefert wird — am beften in ber Ar 
erbietung von Arbeit beftehen. Nicht nur wird auf bieje Weiſe 
bem Staate oder der Gemeinde durch eine bleibende nützliche Eiw 
richtung (Straße, Gebäude, Spaziergang u. ſ. w.) wenigſtens einiger 
Erſatz ihrer Ausgaben gewährt, fondern e8 trägt auch bie Arbeit, 
beſonders in frifcher Luft, zur Erhaltung ber Geſundheit mehr bei 
als genährter Müſſiggang. 

5) Zur zweckmäßigen Beſorgung aller dieſer Aufgaben if 
wenigfteng in größeren und von ber Krankheit ftärker ergriffenet 
Gemeinden, eine auf die Dauer ber Seuche beftellte Geſundheits— 
behörde beinahe nothwendig. Sie muß theild aus örtlichen 
Beamten, theil® aus Geiftlichen, theild enblich aus Freiwilligen aus 
der Mitte der Bürgerjchaft beftehen, und in jedem Falle Einen Arzt 
unter ihren Mitgliedern haben. Zu ihrer Unterftügung und zu 
Ausführung im Einzelnen find Auffeher in den einzelnen Bezirken 
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in ben Hojpitälern zu beftellen. Schr gute Dienfte wirb auch 
, im Notbfalle täglich anzuorbnende, Vereinigung aller ort3an- 
enden Aerzte leisten, indem diefe hier fich ihre Erfahrungen mit: 
(en, Heilmethoden befprechen, endlich gemeinfame Anträge an die 
örde ftelen Lönnen. Bon einer zwingenden Kraft ihrer Be⸗ 
chungen und Bejchlüffe kann freilich nicht die Rede fein. 

Hat die epidemifch herrſchende Krankheit einen contagidfen 
rakter, fo find den bisher angegebenen Mitteln auch noch die 
gen beizuftellen, welche zur möglichjten Begränzung einer an- 
enden Krankheit dienen, namentlich alfo die auf Ausſonderung 
Erkrankten berechneten Maaßregeln. - ©. biefelben oben, $. 31, 
236 fg. 

Alle dieſe Anftalten find natürlich mit mehr oder weniger 
Ben Koſten verfnüpft. Die Beftreitung derfelben aus öffentlichen 
ſſen kann Feinem Zweifel unterliegen, da ja Alles zur Abwen- 
ıg einer allgemeinen Gefahr und zur Tilgung eines allgemeinen 
sela gefchicht. Die Frage ift nur, ob die Staat: oder ob bie 
meinde-Kaffe jchulbig ift zu zahlen ? Eine Beiziehung ber -erfteren 
d aud dem oben angeführten Grunde nicht verweigert werben 
nen; allein eben jo gewiß ift, daß auch ein bedeutender Theil 
ı jeder einzelnen Gemeinde getragen werben muß, da Vieles nicht 
8 um der übrigen Stantäbürger, fondern um ber eigenen Anges 


igen wegen gejchieht °). 


6. 42. 
3) Eorge für einzelne Erkraukte. 

Wenn auch im Allgemeinen der Grundſatz feftftcht, daß ber 
rat fich um die Gefundheitäpflege des einzelnen weder an einer 
teddenden noch an einer epidemiſchen Krankheit leidenden Bürgers 
unmittelbar zu befümmern bat, fondern ihm überlaffen muß, 
Mittel anzuwenden, welche ihm felbft zur Hand find, oder welche 
Staat.für die Gefammtheit bereit gejtellt hat; wenn ferner ſehr 





2) Billig und zwedmäßig ift bie württembergifche Einrichtung, nad) welcher 
Spibemie:Koften zu ?/s aus ber Staats⸗, zu "/s aus ber betreffenden Gemeinde: 
» beftritten werden. 
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zu wünfchen tt, daß die ärmeren Klaffen durch Gründung vor 
eigenen Vereinen fich felbft Hülfe für Krankheitsfälle zu ſichern 
fuchen: fo giebt es doch unläugbar auch zahlreiche Fälle, in welchen 
Staatzgenoffen fo hilflos find, daß fie die Anwendung der im 
Allgemeinen vorhandenen Mittel für fih und die Shrigen nicht 
bewerfitelligen köͤnnen. Es fehlt ihnen an Geld, um von den per 
Jönlichen und materiellen Heilmitteln den nöthigen Bebarf für fih 
zu erwerben; oder fie haben Feine fichere Pflege; oder es mangelt 


genügender und gefunder Raum zum Kranfenlager. Hier ift Hilf | 


des Staates an fich gerechtfertigt, und die Häufigkeit der Fälle ge 
ftattet eigene ftchende Einrichtungen. 

Es find zwei wefentlich verjchiedene Fälle zu unterſcheiden. 
In der Pegel wird die Hilflofigkeit von dem Mangel an Gelb: 
mitteln herrühren. Allein fie ann doch auch bie Folge voll 
fommenen Alleinſtehens fein, namentlich bei Reifenden und ver 
wandtenlojen Unverheiratheten. Die Bebürfniffe find im biejen 
beiden Fällen verfchteden, ſomit auch die Staatövorfehrungen. 

1) Sorge für arme Kranke, 

Hier ift natürlich die Herbeifchaffung der fehlenden Heilmittel 
auf öffentliche Koften die Hauptaufgabe. Die Art des Berfahrens 
aber kann, je nach der Beichaffenheit der Verhältnifje des Einzelnen, 
eine doppelte fein. Entweder nämlich) mag dem Kranken im jeiner 
eigenen Wohnung unentgeldliche Ärztliche Hilfe, auch wohl das ihm 
Fehlende an Speifen, Betten, Feuerung u. |. w. geliefert werben. 
Oder aber er wird in ein öffentliches Krankenhaus aufgenommen 
und dort verpflegt. Jede diefer beiden Unterſtützungs-Arten hat 
ihre eigenthümlichen Vorzüge, und nur eine zweckmäßige Verbin 
dung derſelben kann allen Bebürfniffen genügend abhelfen. 

Für die Häusliche Kranfenpflege, secours & domicile!), ſpricht 


1) ©. über dieſen Gegenftand: Dupont de Nemours, Idees sur les 
secours & donner aux pauvres malades. Par., 1786; Renaudie, m 
Dict. des sciences méd., Art. dispensaire; Günther, Argumente und Er 
fahrungen für die Krankenbeſuch-Anſtalt für Arme Hamb. 1791, 4.; Deffen 
Nachrichten über die Einrichtung der mit ber Hamb. Armenanftalt verbundenen 
Kranfenbefuch:Anftalt. Hamb., 17935 Soviche, Des höpitaux et des se 
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ve Allem die bei weiten größere Mohlfeilheit, indem das Kapital 
rt Gebäude und der Geräthichaften, fo wie der Gehalt des Per⸗ 
nales erjpart, folglih für biefelbe Summe eine unenblich 
dBere Menge von Hilfe geleiftet werben Tann *). Sodann Ift die 
oralifche Wirkung dieſer Hilfe eine ganz ander. Der Kranke 
aucht nicht von feiner Familie getrennt zu werden; er hat nicht 
e Unannehmlichteit in einem öffentlihen Kranfenhaufe unter ganz 
ıbefannte, vielleicht jchlechte, Leivensgefährten gebracht zu werben ; 
fieht feine Sterbenden um ſich; wird nicht durch andere Kranke 
ſtört; jeine Pflege wird in ber Familie gemüthlicher und geiftige 
ohlthuender fein. Auch giebt es manche Krankheiten, welche in 
ner öffentlichen Anſtalt geringere Hoffnung zur Heilung geben; 
amentlich kann einer langwierigen Kranfheit befjer in einer 
amilie abgewartet werben, als in einem Krankenhauſe. Dagegen 
t freilich auf der anderen Seite nicht zu läugnen, daß bie Ver⸗ 
Hegung in einem, nicht ganz fchlechten, Sffentlihen Kranken⸗ 
aufe materiell weit zwedmäßiger, namentlich die Diät weit ange- 
ieffener ift; daß mancher in feiner ärmlichen ganz entblößten 
Bohnung, oder felbft ohne eine ſolche, ganz verlaffen wäre; daß 
a gewiſſen, namentlich chirurgiichen, Fällen vie nothwendigen 
Ritiel zur Behandlung und Beforgung des Kranken in der Woh: 
ung ded Armen gar nicht vorhanden wären; daß von bemfelben 
Irzte eine ungleich größere Anzahl Kranker bejorgt werben kann, 
yenn fie in Einem Gebäude beifammen find; endlih daß eine 
enaue Aufficht über pflichtmäßige Dienftleiftungen der Werzte, 
krankenwärter u. |. w. bei ver Zerjtreuung in viele Häufer faum 
aͤglich iſt. — Hieraus ergiebt ſich denn unzweifelhaft, daß für 
olche Kranke, deren Wohnung nicht gar zu fchlecht ift, welche eine 
Zflege von ihren Umgebungen zu erwarten haben, kurz deren Ars 
uuth noch nicht den äußerſten Grad erreicht hat, ferner beren 
ours & domicile. Par., 1822; De Berando, Armenbeſucher, ©. 126 fg.; 
"!ardieu,Dictionnaire, ®d. I, ©. 225 fg. 

2) Villeneuve-Bargemont, Economie polit. chröt., ®b. III, 
5. 29, führt an, daß während in ben beiben Parifer Difpenfatorien ein Kranker 
ihrlih 80 Fr. fofte, er in einem Hofpitale täglich 1'/s Fr. Ausgabe verurfache, 
aß alfo jene Unterftühungsart zwei und zwanzig mal wohlfeiler ſei. 
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Behantlung feine befondere Vorrichtungen erfordert, eine Beſorgung 
im eigenen Haufe der im Krankenhaufe vorzuziehen ift; daß aber 
in den übrigen Fällen diefe Unterftüßung ungenügend wäre, fomit 
eine öffentliche Verpflegung eintreten muß °). 

Die wefentlichen Anforderungen an eine gute Häusliche Kran⸗ 
fenpflege find folgende: ine eigene Behörde hat über bie Geſuche 
um diefe Art von Unterftühung zu enticheiven; die hierher nicht 
Geeigneten verweist fie an die Krankenhäufer, ober fchlägt unent- 
gelpliche Hilfe ganz ab ). Unter ihr fteht dag nöthige ärztliche 
Perſonal ®), fie verfügt über eine Apothefe, unterhält ein Magazin 
von nothwendigen Krankengerätbichaften und eine Kranken-Speiſe⸗ 
anftalt, oder ftcht mit der eines Kranfenhaufes in Verbindung. Sm 
großen Städten find in den verfchiedenen Duartieren eigene Bureaus 
errichtet, daß nirgends die Hilfe zu ferne fei. Auch können zweck⸗ 
mäßig bloje Berathungen ohne wirflichen Krankenbeſuch für bie 
Teichteren Fälle eingerichtet fein. 

Viele Fälle werden aber immer von der Art fein, daß Ber 
pflegung in einem Kranktenhaufe einzutreten hat. Die Errichtung 
folcher ift daher nicht nur in allen größeren Gemeinden ein dringende? 


8) Ueber bie verhältnigmäßigen Vortheile und Nachtheile beider Arten von 
Krankenpflege f. bie angef. Schrift von Soviche, ©. 1-58, De Ge 
rando, a. a. D., und Bienf. publ., ®b. IV, ©. 312 fg. Im Ganzen jcheinen 
bie Sterblichfeitsverhältniffe der Krankenhäufer nicht beſonders günftig zu fein; (fe 
fol 3. 8. in den Jahren 1830 -40 in ganz Frankreich 1 Kranker von 16 ge 
ftorben fein, in Pariß 1 von I—10, in den Hofpitälern 1 von 7, in manchen 
Jahren von 4 oder 5): allein theils läßt fi, wie auffallende Beifpiele zeigen, 
durch Verbeflerung der Einrichtungen die Sterblichkeit fehr vermindern, theils und 
bauptfächlich ift anzunehmen, dag in den Krankenhäuſern ein viel größeres Ber 
hältniß von ſchweren Erkrankungen zur Behandlung kommt, als in ber Privat; 
praxis. 

4) Durch die Nothwendigkeit einer ſolchen Meldung um unentgeldliche Ant: 
liche Hilfe und des natürlich die Gewährung bedingenden Nachweiſes der PDürf: 
tigkeit werden allerdings Solche, welche ſich nicht einer ſolchen Darlegung ibrer 
Armuth unterwerfen wollen, von der Hilfe ausgeſchloſſen. Dieß iſt zu beklagen, 
aber ohne die Gefahr des größten Mißbrauches nicht zu ändern. 

5) Ueber bie Beſetzung der Armenarzts-Stellen an die Tauglichſten und nicht 
an die Wenigfinehmenden |. Volz und Großmann, in den Annal. für 
St.:A.:R., 1847, 9. 4; Über nothwendige Beauffihtigung derſelben Bappen: 
beim, Handb., 3b UI, ©. 96, 
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jebürfniß, fonbern fie wird auch für Tänbliche Bezirke eine große 
Bohlthat fein, und zwar um fo mehr, als die Verpflegung von 
ranken auf den Dörfern nothwendig eine weit fchwierigere tft ®). 
tatürlich muß auch bier die Aufnahme in ber Negel von einer - 
ufſichtsbehoͤrdih ausgehen; nur in offenbar dringenden Faͤllen 
ndet auch vorläufige Aufnahme durch den Arzt der Anftalt ftatt. 
sind mehrere Kranfenhäufer in der Gemeinde, jo geht die Ver: 
eilung ber angemeldeten Kranken unter biefelben je nach der Art 
r Krankheit, der Entfernung und der Beſetzung ber einzelnen 
nftalt von derſelben Behörde aus. Unheilbare Kranke koͤnnen 
icht aufgenommen werben, ſondern find, im Falle gänzlicher Dürf- 
gfeit, an die Lazarethe zu verweilen, f. unten, F. 64. Die Ges 
äube jelbft find natürlich fo gefund als möglich nach Lage, 
Anrichtung und Bauart anzulegen oder herzuftellen, veinlich zu 
alten und mit den erforterlihen Vorrätben und Geräthen auszu⸗ 
tatten. Die einzelnen Anftalten dürfen nicht allzugroß fein, theils 
vegen ber Schwierigfeit einer überfichtlichen und pünctlichen Der: 


6) Ueber die Geſchichte und bie Einrichtung der Hofpitäler ſ. Hauptfächlich 
olgende Schriften: Coqus6au, Essai sur l’Etablissement des höpitaux dans 
es grandes villes. Par., 1787; Tenon, Memoire sur les höpitaux de 
»aris. Par., 1778, 4 (ein Hauptwerf); Stoll, Ueber bie Errichtung öffent: 
icher Krankenhãuſer. Wien, 17885 Malaspina, Bemerkungen über Hoſpi⸗ 
&ler, aus bem tal. 2pz., 1798; Cabanis, Observations sur les höpitaux. 
dar., 1789; Häberl, Abbanbl. über öffentlihe Armen= und Kranken Pflege. 
Münden, 1813, 4.; ben Artitel: Höpital, von Coste, in bem Dict. des 
eienc. med., T. XXI; Martens, Tas Hamb. Kurhaus und beffen Einrich⸗ 
ungen. Hanıb., 1824, 4.; Code administratif des höpitaux civils’ete. & Paris. 
?ar., 1824 fg.; Dornblüth, in Moſt's Encyclopädie, Bd. I, ©. 1050 fg.; 
5chneider, in feinen Annal. ber Staatsarzneik., Bd. II, S. 18 fg.; Starf, 
Blan 3. innerer Einrichtung unb Verwaltung einer Kranfenanftalt. Erl. 1839; 
?ozzi, Polizia degli spedali. Livorn., 1889; Defterlen, Hygieine, ©. 511 fg.; 
ke, Die Krankenhäufer. Berl, 1857; Bappenheim, Handbuch, Bb. II, ©. 
10 fg. — Eine ſehr außführlihe Geſchichte ber Krankenanftalten ift geliefert 
on Häberl, a. a.O., ©. 1fg.; Martin-Doisy, Dict. d’&conomie chari- 
kble, Bb. I, S. 48 fg.; Bb. IV, ©. 735 fg.; ſ. au Percy et Willaume, 
A&moire couronn& sur la question: les anciens avoient-ils des &tablisse- 
nents publios, etc. Par., 1814. — Rod, weitere Literatur Über biefen Gegen: 
anb in dem angef. Diet. des sciences medic., ©. 589-544, und bei Tar- 
ieu, Dictionnaire, ®b, II, ©. 135 fg. 
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waltung, theils zur möglichften Vermeidung anſteckender Krankheiten; 
ohne die höchite Noth darf nicht über bie nach den Raumverhält⸗ 
niſſen feitgejtellte Zahl Hinausgegangen werben, denn nach vielfacher 
Erfahrung ift die Sterblichkeit im umgefehrten Verhältniffe zu ber 
Menge der Kranken. E23 müffen die nöthigen Abt Nungen für die 
Geſchlechter und die verſchiedenen Krankheiten angebracht ſein; ebenſo 
Räume zur Abſonderung und Einrichtungen zur Bewegung in freier 
Luft für die Genefenden ). In großen Stäbten können mit vielen 
Bortheile dieſe einzelnen Abtheilungen in abgejonderte Häufer ver: 
legt werben, jo daß immer nur Eine Art von Kranken beifanmen 
it, für deren alleinige Bedürfniß dad Haus leichter eingerichtet 
und mit ben hierher gerade tauglichiten Aerzten verjehen werben 
kann. Namentlich ift diefe Trennung jehr nützlich, wenn dadurch 
bie anſteckenden acuten Krankheiten in ganz eigene Gebäube ver- 
wiefen werben können 8). Nicht erft der Bemerkung bebarf es, daß 
in den öffentlichen Krantenhäufern auf arme Wöchnerinnen bejon- 
ders Bedacht zu nehmen ift, und daß auch uneheliche Mütter nicht 
auszuſchließen find, da bei ihnen die Noth beſonders fchwer zu jein 
pflegt. Wo die Zahl der auf ſolche Weife zu unterftügenden Ge: 
burten nicht groß genug ift, um eigene Gebäranftalten zu erfordern, 
müffen wenigften? eigene, ftreng getrennte Abtheilungen für Woͤch⸗ 
nerinnen in den Krankenhäufern eingerichtet werden 9). — Sn der 
Verwaltung ift die ärztliche Beforgung ganz von der wirthſchaft⸗ 
lichen und polizeilichen Leitung der Anftalt zu trennen. Erſtere 


7) Häufig ift ber Zuftand der Genefenden ber ſchlimmſte von allen. Aus 
bem Krankenhauſe werden fie entlaffen, zu Haufe finden fie Feine Pflege, zum 
Erwerbe find fie noch zu ſchwach. Sorge für diefelben ift daher höchſt wohlibis 
tig. Es giebt auch in großen Städten eigene Anftalten für fie, jo 3. 8. in Rom, 
London, Paris. Außerdem befteht in letzterer Stabt eine eigene Stiftung bei 
eblen Monthyon zu dieſem Zmwede, von nicht weniger als 4 bis 5 Millionen 
Franken Kapital; f. De Gerando, Armenbefucher, S. 131 fg.; Reports of 
the society for bettering the condition of the poor, ®d. II, ©. 93 fg. 

8) Bon ben Überrafhend guten Folgen der Anlegung folder „Fieberhäufer” 
f. in ben eben angef. Reports eine Menge von Beifpielen, namentlich Bb. IIL 
©. 271, 274. Anh. ©. 115; Bd. IV, ©. 20, 184; Bd. V, ©. 177. 

9) Ueber die Einrichtungen eine? Gebärhaufes |. Pappen heim, Hand 
buch, Bb. I, ©. 614 fg. 


unbeichränkt dem Arzte des Hauſes zu; in großen Kranken⸗ 
en find mehrere Aerzte und Wunbärzte nothwendig, von denen 
feine beftimmte Abtheilung beforgt; außerdem wohnen noch im 
ſelbſt junge Leute zur Bejorgung des Nothwendigften in drin. 
n Fallen my für die Heineren Hüfen. Auch eine eigene Apotheke 
ir jebe gröpere Anftalt theils der Bequemlichkeit, theils ber 
eniffe wegen von Bedeutung. Die wirthichaftliche und polizeie 
Verwaltung ift einem eigenen Beamten zu übertragen, welchem 
das Material, die Küche, das Rechnungsweſen untergeorbnet 
). — Bon ber größten Wichtigkeit für das Gebeihen der Anftalt 
je Sorge für zweckmäßige, namentlich Jorgfältige und ſchonende, 
artung und Pflege der Kranken. Daß Frauen Hierzu befjer taugen 
Männer, kann einem Zweifel nicht unterliegen. Solche können 
gewonnen werben, und zwar auf doppelte Weile. Entweder 
ih gegen Lohn, bei genügender Belohnung und anftändiger 
indlung 12); ober burch Vertrag mit einem ber, fowohl fatholi- 
. al8 proteftantifchen, mehr oder weniger orbendartigen frei- 
gen Frauen⸗Vereine, welche fich der fchweren Aufgabe aus 
nmigleit und Nächitenliebe widmen 22). In beiden Fällen kann 





10) Weber die zwedimäßige architectonifche, mebicinifche und abminiftrative 
ichtung eines Krankenhauſes |. Häberl, und Coste, in dem Dict. des 
n6d., und bie von ihm angeführten Schriften von Petit, Poyet, ber 
lé mie des sciences (1786); ſodann Malaspina, S. 25 fg.; Krünip, 
lopäbie, Bd. XLVII, Art. Krankenhaus. — Zur Direction eines größeren 
Wenbaufes verlangt EBe, a. a. D., immer einen Berwaltungsbeamten, Ba pr 
heim bagegen (8b. II, ©. 114 fg.) unbebingt einen Arzt, allein freilich uns 
eiten eintretenben Vorausſetzungen. 

11) Ein durchaus überzeugendes Beiſpiel hiervon giebt bie durchaus weibs 
Krankenpflege in den engliſchen Hofpitälen. ©. Barrentrapp, Tages 

einer mebic. Reife, S. 261 fg. 

12) Unzweifelhaft ift in diefer Beziehung bie Tatholifche Kirche durch bie groß⸗ 
je Anftalt ber barmherzigen Schweftern den Proteflanten weit voraus, 
be indefien durch die Diaconiffen das Verfäumte einzuholen fuchen. Ueber ' 
re ſ. (Görres8,) Die barmherzigen Schweftern in Bezug auf Armen: und 
nen: Pflege. Kobl., 18815 Eremites, Der Orden der bamıb. Schweflern. 
affh. 1845. Im Uebrigen zeigen allerdings mehrere Vorgänge, baß eine firenge 
haltung ber Tranfenwartenden Orden in ihrer Stellung nöthig if, damit 
t Unbotmäßigfeit gegen bie Aerzte ober blinde Bekehrungsſucht bei ihnen 
eiße. 

Mohl, Poligelwiff. L 8. Huflage. 19 
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benfelben denn auch die ganze wirtbichaftliche Verwaltung bei 
Haufe mit Vortheil überlaffen werben. 

Noch ift zu beitimmen, an welden Orten bie eine und bie 
andere diefer Anftalten zur Verpflegung armer Kranken errichtet 
werben muß, und wie bie Mittel aufgebracht werbggg. mögen? 

Daß bevölferte Gemeinden eigene Krankenhäuſer nicht entbeh⸗ 
ren. können, vielmehr mit der Bevölkerung das Bedürfniß ebenfalls 
zunimmt, iſt einleuchtend, und babei noch zu bemerken, daß ſich ein 
für alle Fälle richtiges Verhältniß zwifchen der Zahl der Einwohner 
und der Gejammtzahl der Betten in den örtlichen Krankenanftalten 
nicht angeben läßt, vielmehr ber bejondere Geſundheitszuſtand und 


der Grad der Armuth allzuviel Einfluß hat, und 3. B. aus naht 


liegenden Gründen in Yabrifftädten das Bedürfniß cin unverhält 
nißmäßig großes ift 15). Für Kleinere und ärmere Gemeinden 
dagegen wäre bie Errichtung einer Krankenanftalt eine unerjchwing- 
liche Laſt; überbieß koͤnnte audy daS Beſtehen fo vieler beichränfter 
Anftalten aus mehr ald Einem Grunde nur für nachtheilig erflätt 
werben. Da nun aber audy in folchen Ortichaften Fälle Hilflofer 
Krankheit fich ereignen, jo ift entweber ein Bezirks⸗Krankenhaus zu 
errichten 14), oder ein Uebereinkommen mit einer benachbarten Stadt 
über die Aufnahme der Kranken in- das Hofpital berfelben zu 
fchließen. Laͤßt fich auch dieſes nicht erreichen, jo ift wenigitens 
bie Beitellung eine Armenarzted und unentgeltliche Lieferung von 
Arzneien möglich). 

Hinfihtlih der Geld-Mittel aber fcheint es am gerathenften, 
ſich völlig an die Grundfäge zu halten, welche überhaupt hinſichtlich 
der Armen-Unterjtügung befolgt werben müſſen. Zuerſt alfo ift 
bie Privatwohlthätigkeit in Anfpruch zu nehmen, welche fich theils 
in der Form. von Stiftungen, theild durch Beiträge von Lebenden 
ausfprechen kann 19). Glücklicherweife geichieht dieß häufig in jo 

13) In Frankreich berechnet man bie Zahl der Betten auf */ıoo ber Ge 
fommtbevölferun.. S. Villeneuve-Bargemont, Econ. polit. chret., 
Bd. IIL ©. 41. 

14) Diefe Maaßregel rathet an Schneider, in feinen Annalen ber Staatd 


arzneif., ®d. III, ©. 94 fa. 
15) Namentlich bie Häusfiche Krankenpflege eignet fi für die letztere Art 
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gebehntem Grade, daß es weiterer Mittel gar nicht bedarf. Wo 
jedoch nicht ſo iſt, tritt die Verbindlichkeit der Gemeinde zur 
erftügung ihrer Angehörigen ein, wobei fie bie Mittel je nad) 
örtlichen Verhältniffen aufbringen mag. Nur in ganz feltenen 
[en wird eine unmittelbare Verpflichtung des Staated begründet 
Man vergl. über dad Ganze unten, ©. 53. 

2) Nicht immer aber ift Armuth die Urſache gänzlicher 
Tofigfeit in Krankheitsfällen. Ein ganz vereinzelt Stehender, 
Fremder z. B., kann ſelbſt beim Befite der nöthigen Geldmittel 
zroße Noth bei einer ſchweren und langen Krankheit kommen. 
e Aufnahme in die gewöhnlichen Krankenſäle würde weder dem 
ecke der Tegteren entiprechen, noch von dem an höhere Bebürf- 
e und gewähltere Gefellihaft Gemwöhnten irgend angenommen 
ben. Diefer Noth helfen nur Krankenanftalten ab, welche gegen 
ahlung ein mit allen Bequemlichkeiten ausgerüſtetes Unterkom⸗ 
i, möglichft gute Ärztliche Hilfe und aufmerffame Behandlung 
bieten. Jede große oder vielfach von Fremden befuchte Stabt 
5 Einrichtungen dafür befigen. Zunaͤchſt iſt die Errichtung aller⸗ 
38 Privatunternehmern, etwa Werzten, zu überlaffen. Finden 
aber feine folche, oder ift eine Mitwerbung mit denſelben, jet 
zur Beförderung der Güte der Anftalter fei e8 zur Verminderung 
rmäßiger Preife, wünſchenswerth, jo Tann entweber in den 
nilichen Krankenhäuſern eine abgefonderte Abtheilung für dieſen 
eck beftimmt oder auch wohl ein eigencd Gebäude hierzu einge: 
tet werben 1%. — Schr nüßlich ermweifen fi auch für diefe 
Je die Organifationen für weibliche Krankenpflege, indem fie auch 
Privathäufer, hier natürlich gegen Bezahlung an bie Anfall, 
egerinnen ſenden. 





Wohltbatigkeit Man kann Jedem, welcher eine beſtimmte Summe beiträgt, 
Net einräumen, einen Kranken zur Behandlung zu empfehlen. In großen 
dten werben fehr häufig Difpenfatorien lediglich durch Privatbeiträge erhalten. 
16) Eine Beſchreibung der in Paris beflchenden Öffentlichen, und Private 
tenhäufer für Bezahlende, f. bei Andröe, Zuftand der Spitäler, Vd. I, ©. 
fg.; Caſper, Charakteriſtik ber franz. Mebicin, ©. 58 fg. 
19 * 
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6. 43. 
4) Rettung blos Scheintobter, 


Nicht felten ereignen ſich Fälle, in welchen ein Menſch völlig 
das Bild des Todes barbietet, ohne jebody wirklich tobt zu fein. 
Durch genauere Aufmerkfamfeit und die Anwendung zwedmäßiger 
Mittel kann er gerettet werben; Verfäumniß berjelben raubt ihm 
dagegen das Leben wirklich. Eine Thätigkeit der Staatsgewalt iſt 
babei häufig nothwendig, mindeſtens jehr wünjchenswerth, für einen 
glücklichen Erfolg. Verſchieden ift dieſe Thätigkeit aber, je nachdem 
der Scheintob in Folge einer Krankheit oder durch eine gewaltjame 
&ußere Einwirkung hervorgebracht wurde. 

1) Einer der gräßlichiten Gedanken iſt gewiß der, in blos 
ſcheintodtem Zuftande begraben zu werben, im Grabe wieder zu 
erwachen, um in Verzweiflung zu enbigen. Daß diefe Gefahr aber 
bei mehreren Arten von Krankheiten nicht bloſes hypochondriſches 
Hirngefpinnfte ſei, beweiſen vielfache Beifpiele *), welche um fo 
mehr fich erklären lafien, ald es nur Ein ganz untrügliches und 
leicht erfennbares Zeichen des Todes giebt, nämlich bie wirklich be- 
gonnene Todtenfäulniß, diefe aber au Rückſicht auf die Bequem: 
lichkeit und bie Geſundheit der Lebenden, namentlich bei warmer 
Witterung, bei anſteckenden Krankheiten und in fehr engen Wohnun- 
gen, nicht immer abgewartet werden kann ”). Aus dieſen letzteren 
Gründen fann denn auch das einfachite Mittel zur Vermeidung 
bed Begrabens eined blos Scheintobten, nämlich der Befehl, jede 
anjcheinende Xeiche jo lange im Sterbehaufe liegen zu Taflen, bis fie 
Ä 1) ©. ein großed Verzeichniß von Schriften, in welchen ſolche Fälle vom 

Wiedererwachen Scheintobter mitgetheilt find, giebt Dornblüth, Leichenhäufer, 
in Moft, Encykl., 8b. II, ©. 59; Schneiber, in feinen Annalen der Staats: 
arzneik, Bb. IV, ©. 1 fg. 

2) Ueber bie verfchiebenen Zeichen bed Todes f. bie in mehrere Spraden 
überfete Abb. von Winslom, beutfh von Ja nke, Von ber Ungewißheit ber 
Kennzeichen des Todes. Lpz., 1754; Schneidawind, Der Scheintod, nach 
Orfila und Anderen. Bamb., 1829; Leßing, Die Unficherheit der Erkenntniß 
bes erlofchenen Lebens. Verl, 1886; Schultheis, Die Merkmale bes Todes. 


Gießen, 1848; Bouchut, Traite des signes d. I. mort. Par., 1849; S &ür 
mayer, a. a. O. ©. 471 fg. 
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Fäulniß überzugehen anfängt, nicht ohne Weiteres burchgeführt 
erben. Vielmehr muß man entwever eigene, im Winter geheizte 
nd erleuchtete, mit Wärtern und den nöthigen Geräthen verjehene 
eichenhäufer erbauen, in welchen die Berftorbenen bis zum Eins 
itte jened Merkmales aufbewahrt und in der Zwiſchenzeit genau 
robachtet werben ®); ober es muß wenigſtens angeorbnet fein, daß 
ine Beerdigung vorgenommen werben barf, ohne vworgängige Be⸗ 
chtigung eines eigenen Jachverftändigen Leichenjchauerd, welcher nur 
3 unzweifelhaften Tode, dann aber auch vor Eintritt der Fäulniß, 
e Erlaubnig zum Begräbniffe geben kann, Eine folche Leichenſchau 
währt zwar, jo wie fie in der Wirklichkeit durchgeführt werben 
nn, keine unbedingte Sicherheit; hat dagegen auch die Unbequem- 
keiten ber Öffentlichen Tobtenhäufer nicht, nämlich die, keineswegs 
nbebeutenten, Koften der Erbauung und Unterhaltung, den Wiber- 
illen der Verwandten, ſich von geliebten Todten fogleich zu trennen, 
e größere Schwierigkeit der Leichendffnungen *). 


8) Den Vorſchlag zu ſolchen Leichenhäufern machte zuerfi Frank, Mebic. 
ol., ®b. IV, ©. 797. (weiter ausgeführt in ®b. V, ©. 485 fg.) Hufelanb 
rbreitete in feiner, im J. 1791 zum erften Male erfchienenen Schrift: Die Uns 
wißheit des Todes, den Gebanten weiter, und er tft auch manchfach zur Aus⸗ 
hrung gelommen, fo 3. B. in Weimar, Mainz, München, Eiſenach, Frankfurt, 
reßlau, Leipzig, u. |. w. ©. Beil, Das Leichenhaus in Frankfurt a. M., Frankf., 
1265 Speyer, in Henke's Zeitfchr., Ergänz. Heft 5, S. 1fg.; Schwabe, 
a8 Leichenhaus in Weimar, Lpz. 1834; Dornblütb,a. a. O., ©. 85b fg. 
ringenb empfohlen find Leichenhäufer von Schreiber, in ben Annal. f. St. 
‚8., Bd. IV, H. 1. Bon ber. Wieberbelebung eines Scheintobten in einem 
(chen Leichenhaufe ift Übrigens bis itzt nichts befannt geworden; auch iſt nicht 

Iäugnen, daß bie Einrichtung ihre eigenthümlichen, zum Theile gar nicht, zum 
yeil nur durch fehr Eoftfpielige Vorrichtungen und ein zahlreiches Perfonal zu 
jeitigenden Webelftände Bat. Auch werben fie, falls nicht ber Gebrauch 
angsweiſe vorgefchrieben ift, fehr wenig benützt. S. Graff, in Henke's 
itſchrift, Ob. XXXIV, ©. 265 fg.; Pappenheim, Sanbbud, Bd. I, ©. 
fg. | 
4) Ueber Leichenſchau ſ. Huber, Die Todtenbeſchau. Insbr. 1888. Wenn 
appenheim, a. a. D., S. 259 fg. Feine foörmlich beſtellten Leichenbeſchauer 
U, ſondern nur bie Befichtigung jeber Leiche durch einen glaubwürbigen Zeugen, 
iſt nicht einzufehen, warum gar Feine Gicherftellung beffer als eine vielleicht 
cht ganz genügenbe fein fol. — Ueber bie unbegreifliche Vernachläſſigung ber 
ichenſchau in Frankreich — wo Iebiglih in Paris unb in einigen anberen 


x 
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2) Verſchieden von biefer Art des Scheintodes find diejenigen 
Fälle, in welchen eine toptenähnliche Unterbrüdung ber Lebenskraft 
und der Lebensäukerungen durch ein äußeres mechanifch wirkende 
Ereignif herbeigeführt wird. Hier ift ed nicht ſowohl um genaue 
Beobachtung des Scheintobten zu thun, jondern um Verhinderung 
bes völligen Erloͤſchens ber Lebensfähigkeit und um' möglichſt fchnelle 
Wiederbelebung und Stärfung. Diefe Hilfe ift nun aber von ver: 
fohiedener Art. Theils kann fie von jedem Unterrichteten ohne 
weitere technifche Vorrichtung geleiftet werben; theils aber bebarf « 
bazu einer folchen. Demnach tft auch das Gefchäft der Polizei ein 
Doppeltes. 

In Fällen der erſteren Art kann und muß man ſich auf bie 
Thätigkeit der Bürger verlaſſen; nur iſt dieſe durch Unterricht zweck⸗ 
mäßig zu leiten und durch bie gehörigen Mittel aufzuregen. € 
find alfo faßliche Belehrungen, namentlich auch über etwa vorhan 
dene Mißbräuche und Wberglauben, zu verbreiten. Denjenigen, 
welche ſich durch Muth und Selbftaufopferung in einem folchen 
Tale auszeichnen, muß eine öffentliche Belohnung zu Theil werben, 
und jedenfall ift ihnen der Staat Präftigen Schuß ſchuldig, wenn 
fte ji durch ihre Bemühungen unangenehmen Folgen eines. rohen 
Aberglaubend ausſetzten. Solchen aber gebührt ftrenge Straft, 
welche eine in ihrer Macht ftehende Rettung eines Wtenfchenlebens 
abfichtlih verfäumten oder gar hinderten. 

Dagegen mag allerbing3 für jene Fälle, welche Eoftbarere Ein- 
richtungen erfordern, von der Polizei Hilfe und Anftalt erwarte 
werben. Doch kann biefes natürlich nicht überall und. auf's Gerathe⸗ 
wohl von ihr gefchehen, fondern nur an folchen Orten, ar welchen 
einer Seits ſolche Ereigniffe vorauzfichtlic häufiger vorkommen, 
anderer Seit? auf die Anweſenheit von Männern, welche der Ans 
wendung kundig find, gerechnet werben Tann. Demgemäß fan 
theils für jebe bebeutendere Gemeinde die Aufftellung eine? tragba- 
ren Mettungs:Geräthed in einem leicht zugänglichen öffentlichen 
Gebäude verlangt werden; theils find eigene Rettungsanſtalten 


großen Gtäbten in dieſer Beziehung geforgt ie — f. Tardieu, Dictionnaire, 
Bb. I, ©, 461 fg. 


für Ertrunkene an ſehr befuchten Babepfägen, in großen am Wafler 
Itegenden Stäbten n. |. w. zu unterhalten ®). 


Dritter Abſchuitt. 
Die Meovicinal-Polizei-Schörden. 


6. 44. 
Organifation berfelben. 

Die Gefchäfte der Medicinal-Polizei-Behörben find boppefter 
Art. Theils Haben fie Verwaltungs-Vorkehrungen zu treffen, die 
Geſetze durch Leitung und Beauffichtigung ber Anftalten, durch 
Strafen u. f. w. zur Vollziehung zu bringen; theil® aber beftehen 
die Gejhäfte in Anwendung ber mebicinifchstechnifchen Grundfäße 
auf den einzelnen Fall, 3. B. in Vorfchriften über die materielle Bes 
handlnng in Krankheitsfällen, Prüfungen, Vifitattonen verfchiebener 
Art ?). So unzweckmäßig es wäre, die Geſchäfte erfterer Art den 
mit ben Formen der Verwaltung und den Grundfägen des Rechtes 
nicht hinreichend vertrauten Technikern zu übergeben, eben jo un⸗ 
möglich ift es, von gewöhnlichen Polizei-Beamten die zweite Gattung 
beforgen zu laffen, da es ihnen an den erforderlichen aͤrztlichen 
Kenntniffen fehlt. Die Abtheilung im einzelnen alle ift nicht 
ſchwierig. So bald es fich von ber Aufftelung ober Anwenbung 
ärztlicher Regeln handelt, muß der Techniker wirken; alle anderen 
alle bleiben dem gewöhnlichen MWolizei-Beamten. Auch über bie 
Stellung der Techniker zum Staate kann nicht wohl ein Zweifel 

5) Sowohl bie Belebrungen, wie ber einzelne Bürger fi in ben leichteren 
Fallen zu betragen babe, als auch bie Angabe der technifchezwedmäßigiten Ret⸗ 
tung8-@eräthe finden fi in fehr zahlreichen Schriften. S. Verzeichnifie diefer, 
meiſt populär-abgefäßten, Schriften bei Boppe, Noth⸗ und Hülfslerifon, T—IIL, 
Rımb., 1811, Art. Rettungdanftalten, und Günther, Geſchichte und Einrichs 
tung ber Hamburger Rettungsanftalten. Ste Auflage. Hamb., 1828, ©. 117 fg. 
Eine ausführliche Anwelfung zu Rettungen in verfchiebenen Fällen ſ. bi Schürs 
mayer, a. a. D., ©. 484 fg. Ueber öffentliche Anftalten biefer Art f. man 
+8. Pia, Detail des succ&s de l’&tablissement forms en faveur des noy6ös. 
Par, 1772; S. 532; Eafper, Charakterifiif ber franz. Medic., S. 532 fg-5 
Novat, Rapport sur le service de secours de noy6s & Dieppe. Dieppe, 1888. 

1) Formelle und fachliche Lehren über ben ganzen Seſchaſtstreis giebt Vogel, 
Das flantsärztliche Verfahren. Jena, 1886. 


ſein. Da Häufig und vegelmäßig Gefchäfte zu beforgen find, ferner 
nicht ſelten Zwangs⸗Maaßregeln unmittelbar von Ihnen ausgehen 
müffen, wenn nicht verderblicher Zeitverluft eintreten fol, fo ift es 
bilfig und nöthig, daß fie förmlich beftellte und bezahlte Beamte 
find. Eben fo ift es Mar, daß verfchiebene Stufen zur Beauffid- 
tigung und zu Berufungen beftehen müſſen *). Es ergibt fich hier 
aus für einen Staat von mittlerer Größe folgende Ordnung ber 
mebicinifchen polizeilichen Stellen. 

1) Das ganze Medicinal⸗Polizeiweſen fteht naturlich unter 
dem Miniſterium des Innern’). Im deſſen Namen werben 
die allgemeinen polizeilichen Verfügungen erlaſſen, die Berufungen 
in letzter Inſtanz erledigt, (in fo ferne die Fälle nicht etwa in dad 
Gebiet der Verwaltungs-Zuftiz einjchlagen, für dieſe aber eigene 
Behoͤrden beftellt find.) Zweckmäßig fcheint, daß unter den Mint 
fterialräthen auch ein Arzt fich befinde. 

2) Zur Berathung in ſolchen Fällen, welche eine beim einzelnen 
Manne nicht mit Sicherheit zu findende Vielſeitigkeit der Kennt 
niffe und Anfichten erfordern, aljo bei Gejeges-Entwürfen, Anträgen 
zu allgemeinen Organifationd-:Veränderungen u. |. w., muß eine 
eigene, aus ven ausgezeichnetſten Aerzten jeder Art und einigen 
Apothekern zufammengefette Eentral:Stelle, ein Ober-Medtcinal 
Collegium, dem Miniftertum zur Verfügung ftehen. Daſſelbe 
hat nicht zu vollziehen, fondern immer nur zu begutachten und ans 
zurathen; nur in dem Falle einer anfteclenden Krankheit unter Menſchen 
oder Thieren mag bievon eine Ausnahme gemacht und zur Erſpa⸗ 
rung von Zeit und zur Erhaltung ber hier fo nothmendigen Einheit 
der Maaßregeln dem Collegium auch die unmittelbare Anorbnung 

2) S. über biefen Gegenſtand: Sch üntz, Gekrönte Preisfchrift über die Me: 
dicinal⸗Polizei-⸗Verfaſſung. Bb: I, S. 17 fg; Schmidtmann, Meb. Verfaſ⸗ 
fung, Bd. IL, ©. 122 fg.; Kittel, Apotbefer-Orbnung, ©. 45 fg.; Speyer, 
in Henke's Zeitfchrift für St. A. K. 1824, Bd. J, S. 29 fg; Bogel, Ne 
dicin. Pol. Wiſſ., ©. 22 fg. 

8) Wenn in einzelnen Organifationen das Medicinalweſen einem andern 
Miniftertum zugeteilt ift, 3. B. in Frankreich bem des Aderbaues und Handel, 
in Preußen bem ber geifligen Angelegenheiten, fo mögen befonbere Verhältniffe 
eine ſolche Zuſtändigkeits-Ordnung begründen; allein fie ift weber logiſch richtig, 
noch wohl auch ſachlich zwedmäßig. 
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and Ausführung übertragen fein. Den Vorſitz führt natürlich am beften 
and Auönahmdfälle abgerechnet ein Geſchaͤftsmann. — Sehr zweckmaͤßig 
werden biefem Gollegium auch bie Prüfungen des höheren ärztlichen 
Perjonales übertragen fein; ebenfo die Begutachtungen ber Bewerber 
am wmebicinifch-polizeiliche Stellen. Als Mittelpunct ver ärztlichen 
Srfahrungen und Beobachtungen Tann es am leichteften im Stante 
ollftändige Nachrichten über den Geſundheits⸗Zuſtand des Landes 
nd deſſen Urfachen fammeln *). 

3) So wie den Miniftertum Techniker nothwendig find, fo auch 
en ihnen untergeorbneten Kreisftellen. Zur einfachen Voll: 
Aehung ber Geſetze reichen einzelne Referenten hin, und zwar ſowohl 
zei collegialiicher ala bei bureaukratifcher Einrichtung ber Mittel⸗ 
tellen, (wobei denn namentlich auch auf einen Apotheker) Bedacht 
ſu nehmen ift.) Zur Begutachtung principieller oder fonft beſonders 
ſchwieriger Fragen ift dagegen ein Collegium von Sachverftändigen 
nothwendig. Dieje Hilfe mag nun auf verſchiedene Weife befchafft 
werben. Entweder nämlich kann fich, namentlich in Pleineren Stans 
ten, auch die Mittelftelle zu folchem Behufe an dad Ober-Mebt- 
cinal⸗Collegium wenden; oder ed mag, wenn in einem größeren Staate 
biefe Eine Behörde zu entfernt und zu fehr mit Gefchäften über: 
haͤuft wäre, je für eine Anzahl Kreizftellen ein gemeinfchaftliches 
Mebicinal-Eollegium eingerichtet werben; ober endlich ift eine weſent⸗ 
ich aus Freiwilligen beftehende begutachtende Behörde aufzuftellen ®). 

4) Ein gänzlicher Mißgriff ift e8, wenn Nolbe, a. a. O., dem DO. Meb. 
Tollegium auch die Verbindlichkeit auflegen will, einzelnen Aerzten oder Kranken 
m ſchwierigen Fällen Rath zu ertheilen. Dieß ift nicht Sache einer Staats⸗ 
behbrde, fondern der mebicinifchen Facultäten auf Hochſchulen ober freiwilliger. 
Brivats@efellichaften. Auch bie Leitung bes Militär-@efundheitsweiens if, ſchon 
ber Einheit ber Stantseinrichtung wegen, nicht feine Sache. 

5) ©. hierüber oben, 8. 37, ©. 265. 

6) Die erfte Begutachtung durch bie technifche Centralbehoͤrde ˖ iſt angeordnet 
im mehrergg mittleren deutſchen Staaten; in Preußen beftehen Provinzial⸗Medi⸗ 
einal-Eollegien je für 8— 4 Regierungsbezirke; in Frankreich find feit dem I. 
1848 ‚die berathenben Conseils d’hygiöne publique et de salubrit& für jedes 
Departement, und felbft in verfleinertem Maaßſtabe für jedes Arrondiſſement ein= 
geführt. Weber letztere, offenbar zu weit gehende und baher auch vielfach nicht 
burchgeführte oder wenigſtens nicht wirffame Einrichtung ſ. Tardieu, Diction- 
naire, Bb. I, ©. 874 fg. 
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Jede diefer Einrichtungen hat ihre eigenthümlichen Vortheile und 
Nachtheile. Die Benuͤtzung der oberjten techniichen Behörde iſt 
wohlfeil und erhält Einheit in den Maaßregeln, allein es ift Verzoͤge⸗ 
rung und Störung der Reffortverhältuiffe zu beforgen. Eine mehreren 
Mittelftelen gemeinjchaftlich dienende Stelle hat auch, wenn fchon 
in geringerem Maaße, Einheit zur Folge, fie ift aber nicht im ber 
Hand der einzelnen fie beanfpruchenden Mittelbehörbe. Zu fres 
willigen Dienftleiftungen endlich Taffen ſich einer Seits auch ſolche 
füchtige Kräfte beiziehen, welche ein vegelmäßiged und ausſchließen⸗ 
bes Amt nicht übernehmen würden, und es kann fich bei glücklicher 
Mahl großer Eifer und ungewöhnliche Einficht ergeben; bagegen iR 
auf der anderen Seite nicht immer auf Gewinnung der erforber 
lichen Geneigtheit zu vechnen, wird die XThätigkeit leicht nur floß 
weiſe und vielleicht auch in bdilettantifcher und übereifriger Weiſe 
eintreten, endlich die größere Zahl der Mitglieder, (welche nötbig 
ift zur Verminderung geichäftlicher Ueberlaſt für ben Einzelnen.) 
einer rafchen Erledigung der Aufträge ſchädlich fein ). — Wie 


7) Zum Theile a. M. ft Shürmayer, Medic. Pol, S. 506. — Wem 
ſchon vielfach bie Forderung aufgeftellt worden ift, baß ber Bezirks-Arzt ben übri⸗ 
gen Bezirtd: Beamten an Einkommen ganz gleich zu ſtellen fei: fo wird entweder 
ber Umfang feiner Gefchäfte und ber Ertrag feiner Privatpraris ganz außer At 
gelaflen und dem Staate ein unverhältnigmäßiges Opfer zugemutbet ; ober aber, 
wie 2. B. von Bappenheim, a. a DO. Bd. II, ©. 898 fg., eine weſentlich 
verfchiebene Drganifation vorausgefeßt, beren Zweckmäßigkeit fehr zweifelhaft ew 
ſcheint. Es mag nämlich wohl zugegeben werben, baß ein Staatsarzt in einem 
aus mehreren Bezirks⸗Aemtern zufammengefehten Amtskreiſe hinreichend befchäftigt 
wäre, unb ebenfo, baß aus den Behalten fämmtlicher itziger Mebicinalpolizeis 
Beamten eines ſolchen geographifchen Umfanges bie Mittel zu einer genügenben 
Befoldung zufammengelegt werben könnten: allein es if zu bedenken, baß chemi⸗ 
fe und milroffopifche Unterfuchungen keineswegs bie Hauptaufgabe eines Be 
zirtö-Polizeiarztes find, die vorgefchlagene kleine Zahl berfelben aber den übrigen 
Geſchäften nicht gewachfen wäre, namentlich wenn biefelben ſchnell und gleichzeitig 
in allen Bezirken vorzunehmen wären, ferner, baß bie bei biefer Einrjchtung uns 
vermeidlichen vielen wetten Meifen einen großen Theil ber Zeit eines folchen ein 
zigen Beamten wegnehmen und überdieß höchſt bedeutende Koften veranlaflen wür- 
ben. — Auch darf nicht ganz Überfehen werben, baß das Eingehen auf jebe Art 
von Vorfchlag, welcher bie Verwandlung bes Voligeiarztes in einen ausſchließlichen 
Beamten unb bie Unterfagung einer Privatpraris beabfichtigt, das Wiffen und 
bie Erfahrung einer großen Anzahl ber außgezeichneteren Aerzte ungenübt liche, 


ner eingerichtet, mag uͤbrigens der technifche Beirath der Mittels 
len die fänmmtlichen Prüfungen des niedereren ärztlichen Perſo⸗ 
es aus bem betreffenden Verwaltungägebiete vornehmen. 

4) Zur Ausführung ber technifchen Vorſchriften, und ſomit 

Anwendung berjelben auf den einzelnen Fall, ift jevem Be 
13:PolizeisAmte ein innerer Arzt (der Phyſicus) und ein 
ındarzt, von denen wenigiten? Einer Geburtähelfer fein follte, 
geben. Da ber Staat ihre Zeit nicht vollitändig in Anſpruch 
ımt und fie im Webrigen in der Ausübung ihrer Kunft nicht 
indert, zum heil wohl ſelbſt begünftigt find, fo ift der Gehalt 
mach zu bemefjen; fir außerordentliche Aufträge mögen noch 
gelder gegeben werden. Natürlich baben fie auch den Ge: 
ten erforderlichen Falles zu dienen, und es mag ihnen leicht 
ı ben Gemeinden noch bie Beforgung der Stiftungen, der 
men, u. f. w. übertragen werden. In der Anorbnung und 
Nziebung von technifchen Maaßregeln ftehen fie nicht unter 
s ordentlichen Bezirtö - Polizei Beamten; dagegen erfordert die 
bung bed Staatödienfted, daß fie im Allgemeinen bemjelben 
ergeorbnet find, und fich auf deſſen Verlangen beitimmten Ge⸗ 
iften zu unterziehen haben. Bei einer Meinungsverſchiedenheit 
’ ihnen abgefonberte Berichte an die Kreißftelle zur Pflicht zu 
hen. Regelmäßige Berichte über den Geſundheitszuſtand ihrer 
zirke, über die Urfachen endemifcher Krankheiten ober anderer in 
diciniſcher Hinficht Ichäblicher Umftände fehen die höhere Behörde 
den Stand, die nöthigen Vorkehrungen zur Abhilfe zu treffen. 
brigens Teuchtet ein, daß auf eine tüchtige Beſetzung namentlich 
' Stelle des Bezirksarztes fehr viel ankoͤmmt, indem von feiner 
ätigkeit und Gewifienhaftigfeit die Vollzicehung der Mevicinal: 
izei⸗Geſetze in den meilten Fällen abhängt, von feiner Einficht 
x ber erfte Anftoß zu neuen nöthigen Vorkehrungen ausgehen 
8%). Mit Necht ift daher auch zu verlangen, daß. ‘der Unter: 


im Amte nicht hinlänglich Beſchäftigten aber Leicht zu einer unrubigen Viel 
tigkeit verführen Fönnte, 

8, ©. Schmidt, Ueb. Anftellungen und Beförberungen im MebicinalDe: 
tement. Beri, 1851, Die Klagen über eine unrichtige, namentlilß zu geringe, 
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richt auf den Hochſchulen ſich auf bie für den Staeiearzt nothwen⸗ 
digen Kenntniſſe ausdehne °). 


Zweite Abtheilung. 
Anſtalten zur Abwendung einzelner äußerer Lebens⸗Gefahren. 


§. 45. 
Anfzuhlung der Fulle. 

Krankheiten find nicht die einzigen Gefahren, welche ber Ge 
fundheit und dem Leben ded Menjchen drohen; dieſe Güter koͤnnen 
durch eine Menge von Außeren Zufällen angegriffen und vernichtet 
werben. Allerding? vermag Klugheit und Vorficht diefen Unfällen 
meiſtens zu entgehen, auch ohne eine Unterftügung von Seiten be 
Staates; eben fo ift Mar, daß nicht für alle vermeidbaren Gefahren 
diefer Art oͤffentliche Anftalten errichtet oder ftehende Vorkehrungen 


Stellung ber Bezirtsärzte find ein vielfach bearbeitete Thema. Wenn auch Ein 
zelnes davon richtig fein follte, fo find doch in ber Hauptſache biefe Beſchwerden 
bie Folge einer verkehrten Anficht Über bie Wichtigkeit ber Stellung, und beur: 
Funden die Aenberungsvorfchläge ein Mißkennen ber elementaren Grundſätze eineß 
Verwaltungs⸗Organismus. Es läßt fi) baher wohl erflären, daß bie Regierun: 
gen fo wenig geneigt find, die geäußerten Wünfche zu erfüllen. Wenn 3. 2. 
Bogel, Mebic. Pol. Wiſſ. S. 24 fg. verlangt, daß dem technifchen Mitgliede 
einer jeben, höheren oder niederen, Polizeiftele die Ausführung in allen medici⸗ 
niſch⸗polizeilichen Angelegenheiten wefentlich felbftftändig zu übertragen fei, und 
daß baffelbe im alle einer Meinungsverfchiebenheit bad Recht der Berufung an 
eine höhere medicinifch-poligeiliche Behörde haben müfle: fo verlangt er Unaus⸗ 
führbares und Schädliches. Erſteres verträgt fich bei Collegien nicht wit beren 
Begriff, bei VBezirksftellen aber würde es Verwirrung in ben Befehlen und vice 
Schreiberei verurfachen; daß anbere ift gegen alle Ordnung im Staatäbienfte, iv 
dem ein Mitglied einer Behörbe, und noch weniger ein Untergeorbneter, feine 
abweichende Meinung nur durch ein Separatgutachten ober durch eine Verwah⸗ 
rung zu Protocolle, nicht aber burch einen felbftfländigen Recurs geltenb machen 
Tann. Höchftens mag alfo zugegeben werben, daß bei Bezirfsftellen im alle einer 
Meinungsverfchiebenheit eine gleichzeitige Berichterſtattung beiber Beamten ftatt: 
finden Tann, -wenn überhaupt Bericht zu erflatten if. — Eine fehr brauchbare 
Zufammenftellung ber bebeutendften deutſchen Geſetzgebungen über bie amtlick 
Stellung ber Bezirksärzte giebt: Rohatſch, Handbud für bie Phyſilats-Ver⸗ 
waltung. Augsb., 1842. 

9) ©. Diez, Ueber ftaatsärztl. Bilbungsanftalten, in Shneiber’s Ar 
‚nalen ber Eaatsarzneik. Bd. IV, H. 2, S. 62 fe. 
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roffen werben Tonnen, theils wegen der Seltenheit, theils wegen ber 
gewißheit über den Ort ihres Vorkommens: allein immer noch 
ibt eine nicht unbeträchtliche Anzahl von Fällen übrig, in welchen eine 
ıfig oder ſelbſt beftändig drohende Gefahr am beiten, wo nicht 
sichließlich, durch eine vom Staate ausgehende Einrichtung ober 
Zwangs⸗Gebot angewendet werben kann. Die nöthigften Vor- 
rungen biefer Art find folgende: 
1) Vorkehrungen gegen Einftürzgen oder Herabfallen 
ı Gegenftänden. Zu dem Ende liegt der Polizei ob: die Beob⸗ 
tung des baulichen Zuftande® von Gebäuden, Brüden und 
egen; die Wegräumung drohender Laſten; Vorkehrung gegen 
hnee⸗ und Steinftürge im Gebirge; Unterfuchung der Gerüfte 
öffentlichen Feierlichkeiten, und dergleichen. 
2) Vorkehrungen gegen Hinabftürzen in die Tiefe oder in 
3 Waſſer; alfo Anlegung und beitänbige forgfältige Unterhaltung 
n Gelänbern an gefährlichen Orten der Straßen, an Brücken 
ſ. w.; ſodann Vorfchriften über den Bau von Zugladen, 
itterlöchern, Ziehbrunnen. 
8) Maaßregeln gegen Beſchädigungen in der Dunftel- 
tt. Hierher gehört theils die bejtändige öffentliche Beleuchtung 
e größeren und wohlhabenveren Gemeinden ?); theils bei außerge- 


1) Die Benützung ber verfchiebenen Arten von Leuchtgaſen bat eine 
Mändige Umwälzung in bem ganzen Beleuchtungsweſen, und. fo namentlich 
h in ber Straßenbeleuchtung herbeigeführt. Die Wohlfeifheit, Helligkeit, Reins 
eit und manchfache Bequeinlichkeit dieſes Beleuchtungsmittels iſt die Veran⸗ 
fung einer fo fchnellen Verbreitung beffelben zum öffentlihen unb zum Privat- 
rauche geweien, daß kaum noch eine irgend bebeutendere Gemeinde ohne Bes 
gung befielben befteht und beſtehen fann. Es ift aber dadurch auch ein ganz 
ner und bedeutender Zweig ber polizeilichen- Fürforge entftanden, und zwar ift 
"Beziehung auf Sicherheit, Bequemlichkeit und Wohlfeilheit Mancherlei vorzus 
ren. — Eine weſentliche Eigenthiimlichkeit ber Gasbeleuchtung befteht barin, 
z das Gas, mit verhältnigmäßig feltenen Ansnahmen, nit am einzelnen Orte 
b Verbrauches bereitet werben Tann, fondern im Großen und mittelft koſtſpie⸗ 
er und außgebehnter technifcher Einrichtungen, alſo in Fabriken, bereitet und 
n biefen burch überall verzweigte Röhrenleitungen durch die Straßen und in 
: Häufer geführt werden muß. Die erfte Frage if alfo, ob eine zu einer Gas⸗ 
euchtung ſich entſchließende Gemeinde bie Basfabrit auf eigene Rechnung an⸗ 
ſen und betreiben, ober ob fie es ber Privatinbuftrie überlaſſen und ſich mit 
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wöhnlichen Faͤllen, 3. B. Feuersbrünſten, Unruhen, Truppendurch⸗ 
zügen, ber Befehl zu einer Beleuchtung ber Privathäufer; theils 


diefer durch einen Vertrag in wirthſchaftlicher und polizeilicher Richtung ſicher 
ftellen fol? Im Allgemeinen ift wohl für das Lebtere zu ſtimmen, ba Gewerbe 
unternehmungen auf öffentliche Koften felten mit Sparjamfeit und fehr oft auf 
nicht in techniſcher Untabelhaftigkeit betrieben werben, auch durch die allmählige 
- Bildung von großen Actiengefellichaften, welche die Anlegung und ben Betrieb von 
Gasfabriken an jedem beliebigen Orte unternehmen, eine DMitwerbung bergeftellt 
ift, welche ben Abſchluß vortheilhafter Vereinbarungen geftattet. Doch muß alle: 
bing3 bei dem Abfchlufle ſolcher Verträge mit großer Umficht verfahren werben, 
da fie natürlich für eine längere Reihe von Jahren einzugehen find, und eine 
fehlerhafte Beftimmung entweder die Güte bes Grzeugniffes, die Zuverläffigfeit 
ber Lieferung, bie Bequemlichkeit ber Einwohner oder gar bie öffentliche Gier: 
beit gefährben kann, fomit eine mangelhafte Einrichtung zu. bedeutenden Ra 
theilen, alſo auch zu befländigen Streitigfeiten und Klagen führt, Rücklehr zu einer 
unvollfommenen Beleuchtung aber nicht wohl möglich ift, überdies die Fabıll, 
wenn fie einmal befteht, in fo ferne in großem Vortheile if, als fie jeben Falles 
thatfächlich, in der Negel auch vertraggmäßig, ein Monopol nicht nur für bie dfe 
fentlihe, fondern auch für einen großen unb ben wichtigften Theil der Privats 
beleuchtung befitt. Alle Eautelen eines ſolchen Vertrages Fünnen bier nicht an 
geführt werben; die wichtigften bürften etwa folgende fein. — Zum Schute gegen 
unangenehme und fchädliche Gerüche bienen eine entfprechende Entfernung ber Gab⸗ 
fabrif von den Wohnplägen und manchfache techniſche Vorkehrungen, namentlich eine 
pünftliche Legung ber Leitungsröhren. Eine Bebingung in dem Vertrage, welde 
bie alsbaldige Einführung von Verbefferungen in diefer Beziehung auferlegt, er 
ſcheint ala fehr räthlich. — Sicherftellung ber regelmäßigen Lieferung bes Bebarfeß 
wird erreicht durd Erbauung von Referve-Behältern, fo wie durch Feitftellung aroe 
Ber Conventionalftrafen für jede nicht völlig unverfchuldete Unterbrechung ber Lie 
ferung für öffentliche oder Privatzwede. — Für bie unweigerliche Abgabe von Gas 
zu jebem öffentlichen und Privatgebrauche ift zu forgen durch bie Verpflichtung 
bes Unternehmers, innerhalb bes genau bezeichneten Umfangs ber Gemeinde übers 
al Röhren zu Tegen und auf Verlangen Gas aus benfelben abzugeben. — Die 
wirthfchaftlichen Intereſſen der Gemeinde endlich werben gewahrt durch eine ge 
naue Beſtimmung ber zu Tiefernden Lichtftärfe unb genaue fo wie Häufige Con⸗ 
trole berfelben ; durch Feftftellung einer ben Fabrikationspreiſen entfprechenden Vers 
aütung; durch zuverläffige Mefiung ber abgegebenen Gasmenge. — Allgemeine und 
zur Befeitigung aller Arten von Befchwerden dienende Bebingungen find: Be 
ſchränkung ber Dauer des Vertrages auf eine mäßige Reihe von Jahren mit dem 
Rechte einer Nichtweitererfiredung, fowie ber Geftattung mitwerbender Anftalten: 
Unterwerfung aller Streitigkeiten unter ein Schiebögericht ohne weitere Berufung. 
— Die Anwendung von Gas von Seiten ber Privaten hat allerdings —— 


nicht unbedeutende Gefahren im Gefolge, fo bie von Erploſionen bei 
gen unverbrannten Gaſes, von Erſticungen in gleichem Falle, von * 


Hier kann aber der Staat wenigſtens in der Hauptſache nur durch bat 
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endlich bie Aufftellung von einzelnen Warnängs-Leuchten. Manche 
Beſchaͤdigung und Unanmehmlichkeit wird auch durch die Bepflan- 
zung der Landſtraßen mit Bäumen verhindert, ala welche auch in 
ber dunkelſten Nacht die Richtung dev Straße erfennen Taffen. 

4) Deaafregeln zur Sicherung ded Lebens der Seefahren— 
ben. Theils gehören ‚hierher die Vorjchriften über die Menge des 
Waflerd, der Arzneien und jonftigen Hilfsmittel, welche jedes 
Schiff im Verhältnig zur Zahl feiner Bemannung mitzunehmen hat; 
theils aber die Einrichtung aller jener Anftalten, welche die Schiffe 
vor zufälligem Schaden bei ihrer Annäherung an dad Land be- 
wahren follen, namentlich alfo: der Bau von Leuchtthürmen, deren 
Lage und Erleuchtungdart überall bekannt gemacht wird, und deren 
Errichtung lediglich nur dem Staate zuftehen kann; die Einrichtuns 
gen von Balken, Bojen und Feuertonnen; die Sorge für tüchtige 
Lootſen 9). Die beträchtlichen Unkoften dieſer Anftalten werben 


wirken und muß er fi auf bie Vorficht ber Einzelnen verlaſſen; glücklicherweiſe 
iſ theils deren Intereſſe beiheiligt bei einem unſchädlichen @ebrauche und bet ge- 
nauer Aufmerkfamkeit auf Verſchluß ber Leitungen, theils dient ber üble Geruch 
des unverbrannten Gaſes als fchnelles Warnungzzeichen. Von Werth ift indeſſen 
eine Vorfchrift, welche verbietet, die Leitungsröhren in den Häufern in unzugäng- 
licher Weiſe anzubringen, 3. B. im Innern von Mauern ober von Zimmerbeden 
laufen zu laflen. — Von ber überreichen Literatur über biefen Gegenſtemd mögen 
genannt fein: Clegg, Treatise on the manufacture of Gaz. Lond., 1858. 
Tr&buchet, BRecherches sur l’&clairage de Paris. Par., 1858; d’Har- 
eourt, L’&clairage au Gaz. Par., 1868. Sehr überfichtlich in technifcher und 
«bminiftrativer Beziehung iſt ein Auffat von Payen, in ber Revue des deux 
mondes, 1864, Bb. 50, ©. 880 fg. 

2) Ueber Lootien f. Krünit, Enchelopäbie, Bd. 82, S. 1 fg. Über Bore 
fichtsmaaßregeln gegen Schiffbrüde: Fother gill, Verſuch ſchiffbruchleidende 
Seefahrer zu erhalten, a. b. Engl. Wien, 1804; Shipwrecks and Life-Boats, 
in bem Compan. to the Alman., 1856, ©. 42 fg.; The wreck-chart, baf., 
1860, &. 119 fg.; The Life-Boat, Journal. Lond., 1850 fg. (Im 9. 1859 
befanden in England 157 Rettungsboote, von welchen 83 einer eigens für biefen 
Amel beftehenden Geſellſchaft gehören ; außerdem waren an 216 Stellen ber Küfte 
Mörfer. zum Werfen von Rettungsfeilen. Ueber Leuchtthürme: den Report on 
Lighthouses. Lond., 1834, Fol. (voll wichtiger. Thatfachen und Lehren, allein 
* mit Nachrichten über tum glaubliche Mifhräuche) ; ferner den eben fo wich⸗ 

und von vielen VBerbeflerungen Nachricht gehenden Parlaments : Bericht: 
*RRX Buoys and Beacons. I. I. Lond., 1861, Fol. und Esquiros; in 
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billigermaaßen von ben zunächft durch fie Geſchützten getragen; 
allein die deßfalls einzufordernden Auflagen bürfen bie Koſten 
nicht überfteigen. Lebensrettung ift fein Gegenſtand eines Staats 
einfommens. 

:5) Anftalten gegen Unglücksfälle dur dad Gebränge bi 
großen Bollazufammenkünften. Namentlich alſo Aufficht auf Wagen 
und Pferde ?); Eröffnung ſonſt verjchloffener Durchgänge; vor: 
übergehende Aufhebung von Sperr:Gelden aller Art, zur Ver: 
meidung von Stockungen; Bezeichnung ungefährlier Wege. — 
Eine vorzügliche Sorgfalt erfordern in diefer Beziehung namentlich 
bie Theater für den Fall einer Feuersbrunſt. Nothwendig ift nit 
nur eine Abſcheidung der Bühne und der Magazine wmittelft einer 
Feuermauer und durch einen metallenen Vorhang, jondern auch bie 
Bereithaltung einer Anzahl von weiten Noth-Ausgängen. 

5) Verbot einzelner unvorfichtiger Handlungen, z®. 
bed ſchnellen Reitend und Fahren in den Straßen eines gejchlofe 
nen Ortes; des Fahren? mit Schlitten ohne Geläute ; des unbe 
wachten Stehenlafjend von Pferden und beipannten Wagen; unvor 
ſichtigen Schießen?. 

6) Vorkehrungen gegen gefährliche Thiere; alfo theils 
gegen reißende Thiere, welche wegzufchießen find wenn in Freiheit, 
in feften Behältern aber aufzubewahren wenn im Zuſtande ber 
Gefangenschaft; theil? gegen wũthende. In letzterer Beziehung ver 
dienen hauptfächlih die Hunde eine genauere Aufmerkſamkeit 
Notwendige Maaßregeln find: Verminderung der Hundezahl über: 
haupt mitteljt einer fühlbaren Steuer auf Luxushunde; Gebet 
be3 Einfperrend aller Hunde, wenn ein verbächtiger Fall fich er 
eignet hat; unnachfichtliche Tödtung umherfchweifender, noch mehr 
aber jolcher Hunde, welche entweber entſchieden wüthend find, oder 
wenigftend von einem der Wuth verbächtigen Thiere gebiſſen 


ber Revue des deux mondes. Sept. 1864; über Balken: Erfch und Gruber, 
Encyklop., Sec. I, Bb. VIL ©. 5 fg. 

8) Am beſten iſt, wenn in der Nähe eines großen Vollsgebränges gat 
feine Wagen unb Pferde gebuldet werden, außer ben zur Geremonie felbf ge 
börigen, ferner Poſten und Curiere. 
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srden, ohne felbft bereits Menſchen verlett zu haben; dagegen fichere 
ıfbewahrung und Beobachtung blos verbächtiger, wenn folche 
ven Menſchen gebiffen haben. Letzteres deßhalb, damit der Ver⸗ 
ınbete, wenn der Verdacht fich ungegründet erweifen follte, einer 
älenden Furcht entriffen wirb *). 

7) Sorge gegen Unglüdsfälle durch STattei2. 

8) Vorkehrungen gegen Erplofionen. Große Gefahren 
nnen von manchen Gewerben nicht nur fiir die eigenen Angehd- 
zen, jondern auch für die Nachbarn durch Erplofionen ausgehen, 
che ein Zufall oder eine Unvorfichtigkeit veranlaßt, fei es bet 
m Erzeugniß des Gewerbes jet es bei der Maſchinerie. Eine 
fondere Beachtung erfordern In diefer Beziehung bie Fabriken von 
chieß⸗ und von Knall⸗Pulver, jowie Dampfmafchinen, wo immer fie 
igewendet werden mögen. — Hinfichtlih der erfteren ift Ent- 
mung von den Wohnplägen, zweckmäßiger Bau der Locale, Tren- 
ıng der Magazine von den Arbeiträumen, endlich forgfältiger 
ranzport der Waaren das Nöthigfte und was durch Stantzan- 
dungen unb Aufficht erzwungen werden kann. Strenge Strafen 
üffen auf die Uebertretung geſetzt fein ). — Beiden Dampf 
aſchinen können ſowohl fchlechte Beichaffenheit der Meafchine, 
3 leichtfinnige Behandlung derſelben durch die Bedienenden ein 
erplagen des Dampfkeſſels, damit aber großes Unglück veranlafien. 
jegen erftere Urfache ſchützt eine dem Gchrauche vorangehenbe, ſo⸗ 
mn Später fich zeitweile wiederholende, genaue Unterfuchung aller 
yampfmafchinen, wozu bei ftehenden Maſchinen noch Vorſchriften 
ber abgelonderte, die Umgebung fichernde Aufftellung kommen. 
Bider die zweite, freilich nie ganz zu entfernende, Gefahr find genaue 

4) Die Literatur Über bie Hundswuth iſt fehr zahlreich. Am wichtigften aus 
olzzeilichem Gefichtspuncte mögen fein: Sand, Vorfchläge zu Polizei⸗Geſetzen 
rw 9. W. vorzubeugen. Erl. 1797; St. Martin, Monographie der H. W., 
‚db. Franz. von Tiyler. Ilmen., 1824; Lutheritz, Die H. W., und das 
cherſte Borbauungsmittel dagegen. Meißen, 1825; Lenhoßek, Die Wuth⸗ 
anfheit. Wien, 1837; Sauter, Die Behandlung der Hundswuth. Conſt., 
838; Birhom, Hanbb. ber fpec. Pathologie, Bd. II, Abthl. 1, S. 842 fg.; 
3hürmayer, Med. Vol, S. 185 fg. 

5) Ueber bie nothwendigen Schubmaaßregeln bei Knallpulver⸗Fabri⸗ 


en f. bie Annales d’hyg. publ, ®b. XIX, ©. 241 fg. 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. L 3. Auflage. 20 
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Vorſchriften über Sicherheitö-VBentile, Manometer u. |. w., je nach 
dem Stande der Technif, nothwendig ®). 

9) Die Zahl der fich der öffentlichen Fortſchaffungsmittel bebie 
nenden NReifenden ift in allen gebilveten Ländern ſehr beträchtlich, 
und noch immer im Steigen. Die denjelben aus leihtjinnigem Verfah—⸗ 
ren oder aus der fchlechten Beichaffenheit des Materiales drohenden 
Gefahren werben aber noch gejteigert durch bie allgemeine Tyorde: 
rung des Publicums nach jchneller Förderung und durch die, wegen 
der Mitwerbung unter den Fortſchaffungs-Anſtalten eintretente, 
Nothwendigkeit möglichhter Erſparniſſe. Folgende Vorkehrungen 
ſcheinen nöthig: 

3) Bei den Öffentlihen Wagen find Bauarten und 
Packungsweiſen, welche dad Umſtürzen begünftigen würden, zu 
unterfagen ; außerdem Vorjchriften über ein Marimum ber erlaubten 
Schnelligkeit, über zwectmäßige Sperreinrichtungen und Beleuchtung 
bei Nacht zu geben. 

b) Dampfboote erfordern Reglung ber Fahrſtraße und 
der Ausweichungsart, Anordnung von Beleuchtung bei Nacht und 
von Signalen bei Nebel, Verbot unvernünftigen Wettfahrens, Be 
fegung mit der nöthigen Mannſchaftszahl. 

c) Bei Eifenbahnen ift, außer ber bereitd erwähnten Aufs 
. fit auf die Dampfmafchinen, anzuordnen: Feſtſtellung eines erlaub⸗ 
ten Maximums der Gejchwinbigfeit; Reglung der Bahnzüge zur 
Dermeidung eined Zufammenftoßes; Einjchiebung von Gepädtwägen 
zwijchen der Majchine und den Berfonenwagen; die Möglichkeit ver 
Deffnung der Wagen durch die Reifenden; telegraphifche Mitthei⸗ 
lung; Abhaltung von Menjchen und Thieren aus ber Bahn und 
eine zwecmäßige Bezeichnung der gefahrlofen Pläge in den Bahn⸗ 
höfen; hinreichend zahlreiches Perſonal, damit nicht durch Ueberan⸗ 
ſtrengung im Dienſte, namentlich bei Nachtzügen, allzugroße Er⸗ 
müdung und Unaufmerkſamkeit eintrete. 

Außerdem wird unzweifelhaft die Sicherheit aller dieſer Reiſe⸗ 
Anſtalten bedeutend erhöht werden, wein bie Verwaltungen derſelben 


6) ©. das fehr gut erwogene belgifche Suftem in ben Machines & vapenr. 
Arrötes et instructions. Brux., 1889. 
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eeſetzlich bei jeber durch irgend eine Fahrlaͤßigkeit ihres Dienft- 
erjonales verurfachten Befchädigung nicht nur zum Schabenerfake, 
ondern auch zu einer bebeutenden Geldftrafe verurtheilt werden. 


Drittes Kapitel. 


hilfe des Staates bei ſchwieriger Befriedigung der noth- 
wendigfien Sebensbedürfnife. 


6. 46. 
Allgemeine Begriffe. 


Die Erhaltung des menjchlichen Lebens ift bedingt durch bie 
Befriedigung gewiſſer Bedürfniſſe. Allerdingd macht dad Clima 
hierbei einen wefentlichen Unterfchied; allein nicht nur bleibt Nah⸗ 
tung unter allen Umftänden nothwenbig, fondern es find auch bie 
phyſiſchen Verhältniſſe der meiften gefittigten Länder von der Art, 
daß ſchützende Wohnung, Kleidung und Heizung nicht emtbehrt 
werden kann. Und zwar führt nicht nur volljtändiger Mangel ein 
Ende herbei, ſondern auch ſchon ein theilmweifer it ſchädlich, indem 
er die geijtigen und körperlichen Kräfte ſchwächt, dadurch aber all 
mäblig Elend, Krankheit und Tod veranlaßt. Dabei ift es Hinficht- 
lich diefer Folgen felbftverftändlich ganz gleichgültig, ob die nöthigen 
Lebensmittel überhaupt gar nicht vorhanden find, oder ob der ihrer 
Bevürftige, ſei es aus welchem Grunde, nicht in ihren Beſitz ge⸗ 
langen Tann. 

Aus diefer Nothwendigfeit des Beſitzes genügender Lebensbedürf⸗ 
niffe folgt allerdings weder, daß fie gerade ber Staat zu liefern habe; 
noch auch, daß er im Stande fei, alle an ihn geftellten Forderungen 
wirflich zu befriedigen. Im Gegentheil wird er ſich in erfterer 
Beziehung zu diefer Erforderniß wie zu jedem anderen Verlangen 
feiner Bürger verhalten. Er bat aljo namentlich polizeiliche Hilfe 
nur dann zu gewähren, wenn bei ber größeren Allgemeinheit eine? 
Bebürftiffes auch die Unmöglichkeit vorliegt, dafjelbe mitteljt Pri- 
vatanftrengung zu befriedigen, was in ber Megel nicht einmal der 
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Fall fein wird. Was aber die Möglichkeit einer Hilfe betrifft, fo 
fommt es nicht nur bei an und für fich erreichbaren Zwecken auf 
das thatjächliche Vorhandenfein der erforderlichen Mittel an, ſondern 
namentlich auch darauf, ob jelbft der Gejammtfraft des Staates bie 
Befeitigung eine? Uebelſtandes gewachjen ift. 

Doch find allerdings Tälle eined Mangels oder einer ſchwieri⸗ 
gen Befeitigung denkbar, in welchen eine unmittelbare polizeiliche 
Hilfe nöthig und möglich if. Einmal wird dieß ftattfinden, wenn 
die Preife nothmwendiger Lebendmittel jo Hoc, find, daß ihre An- 
ſchaffung für die große Mehrzahl der Bürger bedeutenden Schwie 
rigfeiten unterliegt, wohl ganz unmöglich ift ?), der Staat aber in 
der Rage ift auf eine größere Wohlfeilheit einzuwirken. Zweitens ift 
Noth vorhanden, wo Bürger fo arm find, daß fie überhaupt, und 
ſchon bei gewöhnlichen Preiſen, das Nothwenbigfte nicht befiben, 
eine außreichende Hilfe von Privaten ihnen aber abgeht; ein Ju 


-— — — 


ſtand, welcher ſowohl bei Einzelnen als bei ganzen Klaſſen ſtat⸗ 


finden kann. Hier wird der Staat immer Einiges thun Löünnen, 
und dann auch müflen. Drittens endlich können einer nothwendigen 
Befriedigung Eigenthumsrechte einzelner Beſitzer entgegenftehen, 
deren freiwillige Aufgebung nicht zu erreichen over zu erwarten if; 
in welchem Falle dann der Staat allein Hilfe verichaffen mag. 
Schon der erjte Blick zeigt, daß in allen dieſen Tällen mög 
licherweile jehr bedeutende Forderungen an den Staat gemadt 
werden. 3 ift daher doppelt nöthig, die Pflicht deſſelben genau 
zu begränzen, damit einer Seit? das wirklich Unerläßliche auch ge: 
ichehe, anderer Seits bie Steuerpflichtigen nicht durch Leiflung 


1) Es wäre wohl Iogifch richtiger, wenn ber abfolute Mangel an Lebens 


mitteln, die Hungersnoth, von ber blofen Theurung ber Lebensmittel getrennt . 


unb alß ein abgefonderter Begenftand polizeilicher Hilfe ind Auge gefaßt würde 
Allein da ein ſolcher abfoluter Mangel nicht nur binfichtlich ber Urfachen feiner 


Entitehung, unb fomit auch der Abwendungsmittel, mit der Theurung Übereiw - 


ſtimmt, fondern überhaupt Ießtere in ihren höchften Graben unmerflich Üben 
in Hungersnoth, jeben Falles die gleichen Wirkungen für einen größeren oder 
Heineren Theil ber Bevölterung bat: fo fehien es erlaubt, zur Vermeidung von 
Wiederholungen biefe Unterfcheidung zu unterlaffen. Wo eine förmliche Hunger 
noth —— Maaßregeln erfordert, werben biefe immerhin beſonders a 
geführt werden. 
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von Überflüffiger Unterftühung, die Beſther nicht durch unndthige 
Eigenthumsbeſchraͤnkungen Unrecht erleiden und ſelbſt bevrückt wer: 
ben. Hierzu aber iſt nothwenbig, erſt bie Begriffe genau feftzus 
ftellen, und dann nachzumweifen, daß unb wie weit ein hinreichend 
allgemeines Intereſſe vorliege. 

L Allgemeine Noth wegen Theurung der nöthigen 
Lebensmittel ?). 

Der Ausspruch, eine Sache ſei theuer, enthält Immer das 
Urtheil, daß der Käufer einen zu hoben Preis für biefelbe bezahlen 
müfle. Dieſe Mehrausgabe kann aber. entweber im Verhältniſſe 
zu den Erzeugungskoſten des Verkäufers oder zum Gebrauchs⸗ 
Werthe der Sache vorhanden fein. Doppelt theuer ift natürlich 
die Sache, wenn ber Kaufpreis ſowohl Hinfichtlih des Gebranchs⸗ 
Werthes als der Beſchaffungskoſten zu hoch if. Die Theurung 
einer Sache iſt immer ein Bortheil für den Verkäufer und ein 
Nachtheil für den Käufer). Wie kann nun aber der Käufer zu 
dieſem für ihn ſchädlichen Taufche fich bewegen lafien? Cinzig 
durch dad Mikverhältnig des Angebote® und der Nachfrage hin⸗ 
Achtlich einer Sache, die er, und zwar im itigen Augenblide, ha⸗ 
ben muß, während ber Verkäufer zum Verkaufe, wenigften? an 
diefen Käufer gerade, nicht gezwungen ift. — Eine Theurung Tann 
nun aber allgemein fein oder theilweiſe, je nach der Zahl 
der im Preife gefttegenen Gegenftände; ferner verbreitet oder 


2) Literatur: Rbßig, Die Theurungs : Polizei, ober biftor.:polizellicher 
Verſuch über ben Getreidewucher. I. IL 2pz., 1802; Heinfe, Geift und Kritik 
ber neueften Über Theurung erfhienenen Schriften. Zeig, 18065 Weber, 
Gtaatswirthfch. Verfuch Über die Theurung und Theurungs- Polizei. Gött., 180735 
Lo%, Revifion der Grundbegriffe der Nationalwirtbichaft in Beziehung auf Theu- 
mung unb Wohlfeilheit. I—_IV. Cob. und Rpz., 1811 fg. 

8) Sehr wohl ift daher Foftbar von theuer zu unterfcheiden. Eine 
GSache ift koſtbar, wenn fie im Verhältniffe zu anderen ähnlichen Dingen einen 
hohen Preis hat, fei es nun wegen ihrer bebeutenderen Beichafffingstoften ober 
wegen ihrer Seltenheit bei relativ bebeutenbem Begehr; fie kann aber theuer und 
wohlfeil verkauft werden, je nachdem der Käufer mehr ober weniger barum gicht, 
als ihr Schaffungsaufwand ober ihre Seltenheit eigentlich erforderte. Selbft 
der zu wohlfeile Preis einer Tofibaren Sache Tann fehr bebeutend fein, d. h. eine 
Lieferung von großen Begenwerihen erfordern; nur ift er nicht bedeutenb genug. 
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nur oͤrtlich; fie tft endlich entweber wirklich ober blos ſchein⸗ \ 
bar. Letzteres bebarf einer genaueren Beftimmung Eine Then 
rung ift wirflich, wenn der vom Käufer herzugebende Gegen 
ftand in der That an innerem Werthe, an Erzeugungskoſten, ode 
gar an Beiden, höher ftcht als das vom Verkäufer dagegen über 
laſſene Gut. Diefe wirkliche Thenrung kann aber wieder natür— 
Lich ober bloß erfünftelt fein. Das erjtere ift der Fall, wen 
ber gejuchte Gegenſtand in der That im Verhältniſſe gegen: biemmmm 
Nachfrage mangelt. Erkünſtelt aber ift die Theurung, wenn zum 
die Gegenftände ber gejuchten Art in binlänglicher Zahl vorhande⸗ 
wären um alle Bebürfniffe zu befriedigen, allein ein Theil derff— 
ben dem Verkehre durch menjchlichen Willen abfichtlih und zma— 
zur Bewerfitelligung einer Preiöfteigerung entzogen tft 4). BloSce 
ſcheinbar endlich ift eine Theurung, wenn dad Urtheil, daß nad 
dem inneren Werthe ober nach den Erzeugungskoften die Sache zu 
hoch bezahlt werde, deßwegen irrig ift, weil der Werth der Gegen: 
leiftung (3. B. des Geldes) dem Käufer unbewußt gefunten if. 
Hier ift aljo Fein Mangel der zum Verkaufe andgejeßten Sachen, 
fein Mißverhältnig von Angebot und Nachfrage, fondern nur eine 
fubjectiv irrige Schätung des einen Gegenftandes. 

Unfchwer tft num einzufehen, daß gerade bei den nothwendigen 
Lebensmitteln leicht eine Theurung eintreten kann. Hier ift nämlich 
auf der einen Seite eine ununterbrochene große Nachfrage vorhan⸗ 
ben; eine Auffchiebung der Befriedigung in ben meiften Fällen 
ift undenkbar; es Fönnen fomit die Preife der verfäuflichen Maſſe, 
fobald diefe aus irgend einer Urjache geringer ift als bie Nachfrage, 
aus Furcht vor fchmerzhaften Mangel ſelbſt bis zum Unfinne ge 

4) Loth, Reviſion ber Grundbegriffe über Theurung, Bd. I, S. 214 fg., 
verwirft den Unterfchied zwifchen natürlicher und Fünftlicher Theurung ganz; jebe 
Theurung fei immer Erzeugniß ber Kunft. Dieß ift offenbar unrichtig. Bei | 
einem wirklichen Mangel bes begehrten Gegenſtandes ift das Mißverhältniß von | 
Angebot und Nachfrage eine ganz natürliche Folge; während abſichtliche oder | 
unabfichtliche Hinterhaltung eineß bebeutenden Theiles bes Vorhanbenen eine Chen: 
rung erfünftelt. — Den entgegengefegten Fehler begeht Weber, Theurungs⸗ 
Polizei, S. 15, wenn er wirfliche und Fünftliche Theurung coorbinirt. Auch bie 


fünftliche Theurung iſt nicht blos eingebilbet, fonbern wirflich vorhanden; aber 
fie iſt nicht natürlich. 
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fieigert werben. Auf ber andern tft bie Erzeugung ber erforber- 
lichen Mengen abhängig von mandhfachen, menfchlicher Macht und 
Einwirkung mehr oder weniger entzogenen Bedingungen, namentlich 
von Witterungsverhältniffen; ein Bezug aus andern als ben ge- 
wöhnfichen Quellen aber vielleicht nicht genügend, ba der Hanbel 
mit LebenZmitteln, namentlich mit Getreive, manche in ber Läftigfeit 
ber Gegenftänbe, alſo in hohen Fortichaffungskoften, in Schwierig: 
Weiten ber Auffpeicherung, in der Unregelmäßigkeit des Bedarfes 
und Unficherheit in der Berechnung feiner Dauer, endlich in Teich 
bem Verderben, ſomit ber Nothwendigkeit eines ſchnellen Abſatzes, 
Begründete Schwierigkeiten bat °). 

Die Folgen einer Theurung ber nothwendigen Lebensmittel 
rind aber fühlbar in phyfiſcher, wirthichaftlicher, ftttlicher und ftaat- 
licher Beziehung, und zwar natürlich um jo ftärfer und jchäblicher, 
re allgemeiner, auögebreiteter und wirklicher ®) die Theurung ift, je 
Anger fie anhält und je nothwendigere Lebensmittel von ihr be- 
keoffen werden. — In phyſiſcher Beziehung nämlich wirkt eine 
Theurung fchäblih, well der hohe Preis der Lebensmittel einen 
großen Theil des Volkes nöthigt, fich mit Geringerem und Weni⸗ 
gerem zu begnügen, als zur Träftigen Erhaltung des Körpers er- 
forderfich iſt. Vielleicht muß zu poſitiv nachtheiligen Erſatzmitteln 
Zuflucht genommen werden. Ueberdieß verzehrt ein ſo hoher Preis 
des täglich Nothwendigen alle Mittel, welche zur Erhaltung und 
Wiederherſtellung der Geſundheit Hätten angewendet werben koͤnnen. 
Eine Theurung hat daher bei den Armeren Klaffen vielfadhe Kranke 
heiten und alsdann, bei vorangegangener Erichöpfung und igigem 
5) Die Schwierigkeit des Getreibehandels f. fehr geiftreich auseinandergefegt 
von Galiani, Discours, Nr. 7; ferner von Roſcher, Korntheurung, 
— . Fr blos ſchein bare Thenrung if von gar keinem Nachtbeile für 
Diejenigen, welche ihre Arbeit und ihre Erzeugniſſe in bemfelben Maaße höher 
verfaufen können, als der allgemeine Werthmeſſer fällt; und im Allgemeinen ift 
biefeß ber Fall für Alle, welche Rohſtoffe ober Fabrikate verkaufen, ihre Bemil- 
Bungen als Hanbeläleute und beren Gehilfen anrechnen, ober mich nur ihre Förper- 
Uche Arbeit vermiethen: bagegen wirb bie ſcheinbare Theurung eine wirkliche mit 
allen ihren Uebeln für Diejenigen, welche nur ein beſtimmtes, nicht exrhöhbares, 
Einkommen aus Kapital, ober für — geiftige ober körperliche — Arbeit befiken. 
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Mangel an Pflege, Todesfälle zur Folge — Die wirthſchaft⸗ 
lichen Nachtheile bejtehen theils darin, daß der ärmere Bürger 
im völlige Dürftigfeit geftürzt und dadurch leicht zu regelmäßiger, 
einträglicher Thätigfeit ganz unfähig gemacht wird; theils für ven 
etwas Wohlhabenderen in der Aufzehrung der Ichon angefammelten 
Kapitale; theils endlih für alle Gewerbende in der erzwungenen 
Sparfamkeit fänmtlicher, jelbft der wohlhabendveren, Verzehrer, was 
denn einen geringeren Abjab zur Folge hat und überdieß bad 
Einkommen aller Lohnarbeiter, wegen vermehrten Arbeit3-Angebotes 
ber Nichtbeichäftigten, herunterbrüdt, und zwar in berjelben Zeit, 
in welcher die Ausgaben größer geworben find. Leicht kann fich 
alfo eine allgemeine Gewerbefrife aus einer hoben Theurung ent- 
wideln ). — Sittlih und vechtlich nachtheilig wirkt eine 
Theurung durch die Zerftörung des Bewußtſeins eines fjelbfterwors 
benen Wohlftandes und durch die daraus entftehenbe Bitterfeit und 
Verbroffenheit zu neuer, vielleicht wieder vergeblicher, Arbeit; na⸗ 
mentlich aber durch die für den Darbenden und Hungernden nur 
zu leicht vorhandene Anreizung zu Verbrechen aller Art, beſonders 
gegen dad Eigenthum. — Selbft ftaatlich gefährlih wird eine 
große und lange Theurung, indem fie die Mafle der Armen zur 
Verzweiflung bringt, welche entweder durch Aufruhr, Angriffe auf 
Vermögen und Perfonen fich unmittelbar Luft machen, ober auch) 
Veicht von inneren oder Äußeren Feinden der bejtchenden Ordnung 
der Dinge als Mittel zur Vorbereitung großer politifcher Schläge 
binterliftig benugt werben Tann. Geht die Theurung gar in förm⸗ 
liche Hungerönoth über, fo treten natürlich alle biefe üblen Folgen 
in noch fehr verftärktem Grabe hervor. — Offenbar Gründe genug, 
um die Verhütung und Milderung nicht blos eines abfoluten Man: 
geld fondern fchon einer Theurung als Höchft wichtiges Inter— 
eſſe des ganzen Volkes zu betrachten. 

Es ergiebt ſich aber zu gleicher Zeit auch, warum nicht etwa 
eine Theurung alsbald dadurch wieder befeitigt und ausgeglichen 
werben Tann, daß Alle und Jede in dem Verhältniffe des geftieges 
nen Preifes der Lebenzmittel auch ihrer Seit? den Zins für ihre 


NS. Roſcher, Korntheurung, ©. 29. 
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Rapitale, den Lohn für ihre perfänlichen Dienfte und den Verkaufspreis 
ihrer Waaren erhöhen, in welchen Falle allerbings die bisherigen 
Berhältniffe wejentlich biejelben blieben und nur mit größeren Geld» 
funmen gerechnet würde. ine folche fchnelle Steigerung können 
nämlid) nur Diejenigen vornehmen, deren Kapital, Arbeit ober 
Waare unter allen Umftänden in bemjelben Maaße begehrt wird, 
wie biäher, und welchen überbieß eine Erhöhung ber bisher von 
ihnen geforberten und erhaltenen Preiſe rechtlich. möglich ift. In 
biejer Lage ift nun aber nur eine Minderzaf. Wenn Grund zu 
einer Theurung ift (3. B. Mißwachs), jo fteigen bie Preije der 
LebenZmittel ſogleich; eine gleichen Schritt haltende Erhöhung ber 
Preife fonftiger Waaren ift aber nicht möglich, weil fich die Nach 
frage nach ihnen alsbald vermindert, dieſe aljo nicht durch eine 
Preiserhöhung noch mehr herabgebrückt werden kann, wenn übers 
haupt noch Abſatz fattfinden fol. Auf diefe Weife entiteht alfo 
jeven Falles gleich Anfangs Stodung in der Erzeugung und im 
Verkaufe aller nicht unbedingt nöthigen Gegenftände Damit 
ift denn aber auch die Unmöglichkeit erhöhter Preiſe für Kapital 
und Arbeit gegeben. Die Meiften können ohnedem vertraggmäßig 
den Zins aus Kapitalen und den Lohn für Arbeit nicht erhöhen, 
wenigfteng nicht jogleich und zu noch nüßlicher Zeit; wenn fie es 
aber auch dürften, fo finden auch fie hei der eingetretenen Vermin⸗ 
berung bed Verbrauchs von Waaren (und bamit gleichzeitig von 
Rapitalen und Arbeitäkräften) weniger Nachfrage, al ſelbſt biäher, 
und es ift eher zu vermuthen, daß fie in ihren Forderungen herab» 
fteigen müfjen als hinaufgehen Tönnen. Wenn daher auch uns 
zweifelhaft bei einer bleibenden Theurung fich bie Preiſe der pers 
fönlichen Arbeit und der Mehrzahl der Waaren allmählich in ein 
Gleichgewicht ſetzen mit den Preifen der unentbehrlichen Lebensbedürf⸗ 
niffe (die Kapitalzinfen folgen auch dann anderen Gefegen): jo find 
doch die Nachtheile einer nur fürzere Zeit dauernden und unver 
muthet einfretenden Theurung unbezweifelbar und bedeutend genug, 
um eine Hilfe zu verlangen, falls eine ſolche möglich iſt. 
OD. Armut}. 
Daß es fittliche Pflicht eines jeden dazu Faͤhigen jet, noth⸗ 
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leldende Mitmenfchen nach Kräften zu unterftüßen, wirb von Nie⸗ 
mand in Abrede geftellt; auch fchärfen die meiften Religionen, vor 
Allem die chriftliche, dieſes Gebot dringend ein. Sehr beftritten 
ift aber die Frage, ob auch ber nur ben Einzelnen ober einzelne 
Klafien treffende Mangel am Nothwendigen einen Anſpruch auf 
Staats unterſtützung gebe. Während es keineswegs an gewichti- 
gen Stimmen fehlt, welche dieß beftimmt verneinen, wirb anderer 
Seit! die Verpflichtung nicht nur von ben meilten Theoretifern 
anerkannt, fondern auch alle gefittigten Staaten forgen mehr ober 
weniger für die Armuth. Um zu einer klaren Anficht zu gelan- 
gen, ift es wohl vor Allem nöthig, die Faljchen Gründe zu be: 
feitigen, welche fowohl für als gegen eine Staatdarmenpflege häufig 
vorgebracht werben. | 

Als falſch erfcheint e3, wenn zur Begründung einer Unter 
ſtützungspflicht einfach auf fonftige polizeiliche Hilfsthätigkeit gegen 
Nothftände, 3. B. bei Feuer, Waſſersgefahr, Theurung u. ſ. w., 
bingewiefen wird. Dieſe Unterftügungen erfolgen nur, in fo ferne 
die Kräfte der Privaten nicht ausreichen zu Erlangung eines ver: 
nünftigen Zweckes; es muß alfo jeden Falles erft unterfucht wers 
den, ob und wie weit Befeitigung der Armuth eine Nothwendigkeit 
an fich ift, und ob und wie weit Privatfräfte hierzu nicht genügen. 
Ein von ſelbſt verftändliches und unbedingt gültigeg Axiom tft die 
Staatdarmenpflege in feinem Falle. — Sodann kann nicht auf bie 
ungleiche Bertheilung der Glücksgüter Hingewiejen und hieraus für 
ven Befiglofen ein Anfpruch auf Unterftügung durch den Neicheren 
abgeleitet werden. Der Mangel an eigenem Befite iſt noch fein 
Rechtögrund, einen Antheil won dem Eigenthume Anderer zu ver- 
langen. Dieß wäre nur der Fall, wenn dad Syſtem einer allge 
meinen Gütergemeinjchaft begründet und die Erwerbung von Prie 
vateigenthum ein an allen Mebrigen begangener Raub wäre. — 
Falſch ift ſodann, wenn das fittliche und - chriftliche Gebot ber 
Barmherzigkeit als ein unmittelbare Zwangsgeſetz für den Rechts⸗ 
Staat erklärt wird. Dieſes Gebot läßt fich weder unter ben Be 
griff des Rechtsſchutzes, noch unter den ber polizeilichen Hilfe brin- 
gen; nur die Erfüllung dieſer Zwecke aber ift Zwangsobliegenheit 
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des Rechisſtaates 5). — Ferner wäre es falfch, wenn man alle und 
jede, auch die ganz vereinzelten, Falle von Armuth als einen em: 
pfindlichen Nachtheil für das gefammte Volkswohl, und fomit als 
nothwendigerweife wegzuräumen, barftellen wollte. Erſt in einer 
Mehrzahl machen fte fich in dieſer Beziehung zureichend bemerklich. 
— Weiter erfcheint es als falfch, wenn man von einer Armen: 
unterftüßung eine freiwillige Snthaltung von unvorfichtigen Ehen 
und fomtt die Vermeidung einer Nebervölferung erwarten will ®). 
Eine ſolche Vorſicht mag eine höhere Bildung, der Beſitz von eint- 
gem, jedoch noch nicht genügendem Eigenthum, und am meiften bie 
Hoffnung anf eine fteigende Verbeflerung der Umftände bewerkſtelli⸗ 
gen, allen nimmermehr ein Anſpruch auf ein Almofen. Auf fo 
wohlfeile Weiſe läßt fich ein wichtiges Recht und einer der ftärfften 
natürlichen Triebe nicht ablaufen. — Endlich wiberfpricht es offen: 
kundigen Thatfachen, wern die geſammte Armenpflege dephalb dem 
Staate zugetheilt werben will, weil die Privatmohlthätigfeit nicht 
firenge und umfichtig genug fet, daburh aber zum Müßiggange 
anreize 1%), Die Privatthätigfeit für Arme ift fo wenig nothwen⸗ 
digerweiſe eine verfehlte und jchäbliche, daß fie vielmehr in manchen 
Beziehungen entfchiedene Vortheile vor der öffentlichen Armenunter: 
ftüßung hat, Indem fie individueller und rückſichtsvoller fein Tann. 
Wenn fie aber je auf falfche Wege gerathen follte, fo folgt daraus 
nur ein Recht und eine Pflicht des Staates, in ſolchem alle ver- 
bietend und beſſernd einzufchreiten, (ſ. unten, $. 62). Auch wäre 
eine Unterfagung jeder Privathiffe in fo ferne ein großer Fehler, 
ala dadurch ein fittliched Band zwifchen ben reicheren und ben är- 
meren Klaſſen der Gefellfchaft zerriffen und ein gefährlicher Haß 
der letzteren gegen die erfteren erweckt würbe, während die Hilfe 
des Staates, als in ber Regel nicht genügend erjcheinend, feine 
Ausgleichung bewerfftelligen Eönnte. | 

8) Es bebarf Feiner Ausführung, wie faljh in folder Allgemeinheit der 
von Montesquieu, (Esprit d. J. Bud 23, Kap. 29) aufgeſtellte Grund⸗ 
ſaß it: der Staat fei allen Bürgern fihern Unterhalt, Nahrung und eine ge: 
funde Wohnung fehulbig. | 

9) Wie dieß Alison, Princip. of popul., ®d. II, ©. 205 fg. erwartet. 

10) So behauptet Godefroy, Theorie Über Armuth. 
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Ebenſo muß es aber auf der anderen Seite für unrichtig er 
Märt werden, wenn dic Gegner einer Staatsfürſorge behaupten, 
daß durch eine foldhe eine erdrückende, Tünftlich erzengte Laft auf 
den Staat gewälzt werde, indem der gemeine Mann durch bie 
fichere Ausficht auf Verforgung zur Verfchwendung und Traͤgheit, 
zu nachläſſiger Haushaltung, namentlich aber zu unvorfichtigen Ehen 
veranlaßt werde 11). Diefe Folge kann allerdings eine Jchlaffe und 
in Schlendrian verfallene AUrmenpflege haben: allein fie wird nicht 
eintreten, wenn der Grunb und der Grab der Dürftigfeit in jedem 
einzelnen alle unterfucht, nur Derjenige, welcher feinen Unterhalt 
nicht verdienen kann, mit dem Nothwenbigiten unterftüßt, bagegen 
der Müßiggänger und Verſchwender übergangen, bet hartnädiger 
Fortfegung einer gemeinſchädlichen Lebensweiſe aber In eine Zwangs⸗ 
arbeitsanftalt gebracht wird. Mißbrauch und Unverftandb Tönnen 
freilich die Armenpflege zum Fluche für ein Land machen; aber 
dieß ift nicht Schuld des Grundfages, und ift vermeidlich. — Un: 
richtig ift e8 ferner, wenn in einer Staatdarmenpflege nur Härte 
und Grauſamkeit, Gedankenloſigkeit, fittliched Verderbniß für bie 
Armen, unerjchwingliche Laft aber für den Staat und überbie bie 
Vernichtung der Privatwohlthätigkeit gejehen werben, deßhalb eine 
nothwendige Unterftügung der Armen an die chriftliche Barmher⸗ 
zigkeit, alſo fchlieglih am die Kirche verwiefen werden will!) 

11) Dieß if der von Malthus ımb feiner Schule ausgehende Angriff 
auf Stantsarmenverforgung. So richtig nun auch biefe Vorwürfe auf das früs 
here englifche Syſtem paßten, unb fo gewiß die bis zu 9 Millionen Pf. Etal. 
nur für England angewachſene Armenfteuer cin Krebsſchaden für das Land wat, 
(man febe 3. ®. bie befannten Extracts on the administration and operation 
of poorlaws. Publ. by authority. Lond., 1833;) eben fo gewiß if, bag nur 
völlige Verfchrtbeit in ber Behandlung folche Uebel erzeugte. 

12) Diefe Anfiht führt au Naville, De la charit& legale. L IL, 
Par., 1836. Das Buch wimmelt aber von Webertreibungen, Unrichtigleiten und 
Herbeiziehungen ber fremdartigften Dinge. Hanfen, Kritif des Armen⸗Weſend. 
Altona, 1834, hebt hauptſächlich die Koften und das Verberbniß ber Armen her 

„vor; Marchand, Du pauperisme, und Bodz, Staatsweſen und Menfcen: 
bildung, Bd. IV, ©. 404 fg., machen ben todbten Mechanismus und bie Nicht⸗ 
beachtung ber Perfönfichkeit geltend; Macfarlan (Unterſuchung über Armuth), 
Roche (Evergefie) und Ehalmers (Christian and civil economy of large 
towne) machen bie Vorzüge ber chriftlichen Barmherzigkeit gegenüber von bem 
verhärtenden Mechaniamus einer Venmtenthätigfeit geltend, 
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Richt nur liegen ſolche Mißhandlungen ver Armen und fo verkehrte 
Bejorgung der Aufgabe keineswegs im Begriffe einer Staatsanftalt, 
ſondern es entfpricht nicht einmal die Wirklichkeit folchen Webertret- 
bungen. Dem fittlihen und veligidfen Pflichtgefühle bleibt auch 
neben ober, richtiger gejagt, vor der Staatsthätigkeit reichlichftes 
Feld zur Wirkſamkeit. Hinfichtlich der Laft aber ift zu bedenken, 
daß theild ein vernünftige® Syſtem biejelbe wohl in den Gränzen 
bed Eriräglichen zu halten vermag, theild von ihr ber Kapitalwerth 
bed Lebens, welches durch die Unterftügung erhalten wird, in Ab- 
zug zu bringen if). — Ganz unlogifch ift es, wenn ba 
fortdauernde Vorhandenfein der Armuth und felbft wohl eine Steis 
gerung bed Pauperismus der Staatsarmenpflege fchuld gegeben 
wird 1%), Die Quellen dieſer Zuftände find ganz andere; wenn 
feine Staatöhilfe gegeben worben wäre, jo hätte daS Uebel nur 
noch ein größeres fein koͤnnen. Daß diefe Hilfe auch ſchon 
anf verkehrte Weife erfolgt ift und dann fogar gefchabet Bat, wie 
3. B. in England, läßt fich nicht in Abrede Stellen; allein theils 
it dem keineswegs überall jo, theils folgt nichts weiter daraus, 
als daß folche Yehler vermichen werden müffen. Gegen die Noth⸗ 
wendigleit einer ergänzenden Staatdarmenpflege und gegen dem 
Nuten einer gut geordneten wird auf diefe Weiſe Lebiglich nichts 
erwieſen. — Als völlig verwerflich und kaum der Erwähnung werth 
erfcheint die Anficht, daß durch die Staatdarmenpflege ein Lünftliches 
und koſtſpieliges Mittel an die Stelle der naturgemäßeren gejeßt 
werde, nämlich der Sclaverei oder des wegraffenden Elendes 1°). 
Arm ift freilich der Sclave nicht, jo wenig als bad Thier; allein 
wie koͤnnte bei den furchtbaren rechtlichen, fittlichen und wirthſchaft⸗ 
lichen Uebeln der Sclaverei diefe ernfthaft empfohlen werben? Ges 
gen ruhiges Waltenlafjen des zerftörenden Elendes aber empört fich 
das Gefühl, fpricht die Sorge für die Ordnung und Sicherheit im 
Staate und erflärt fich die Berechnung bed Werthed bed Men- 


18) Bgl. Körner, Ueber den flaatäwirth. Werth eines Menfchenlebeng, 
in.beffen Verfuchen und Gegenſt. db. i. Staatsverw., &. 185 fg- 

14) G Ducpetiaux, La question d. l. charite, ©. 25 fg. 

15) ©. ®odefroy, Theorie ber Armuth, ©. 9 fg. 
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ſchenlebens. — Endlich ift der Vermittlungsverſuch 1%), den ganz 
arbeitäunfähigen und verlafjenen Dürftigen ein pofitives Mecht auf 
Staatöunterftügung, denen aber, welche nicht Kraft, Einficht und 
nöthige Arbeit genug befigen, nur einen fittlihen Anſpruch, na⸗ 
mentlih auf vorbeugende Einrichtungen, einzuräumen, ganz ver 
kehrt. Einer Seit? haben auch die Erjteren Leinen unmittelbaren 
Anfpruch an den Staat, jondern nur wenn die Privatunterjtüßun- 
gen nicht augreichen. Anderer Seitö befteht nicht blos eine more: 
liſche, ſondern eine volle rechtliche Verpflichtung für ben Staat, 
Anftalten zur Abwehr der Armuth zu machen, falls folche zweck⸗ 
mäßig und durch die Verhältniſſe gefordert find. 

Dagegen lafjen ſich nun aber folgende Gründe für pie Gewäh: 
sung einer Staatöhilfe mit Recht anführen: 

Für die Unterftügung jeder Art von Armuth, gleichgül- 
fig ob fie nur Einzelne oder ob fie ganze Klaffen trifft, ift vorerſt 
zu bemerken, daß zwar jeden alles dad Gefühl der Billigkeit und 
des Mitleides mit entjchiedener menjchlicher Noth ein ſchärfſtes Ab: 
wägen der Mechtöpflicht des Staates nicht dulden würde, daß aber 
auch ſchon aus ftreng rechtlichen Standpunkte eine Unterftügung 
gefordert werden kann. Es leuchtet nämlih ein, daß ber Staat 
den durchaus nothwendigen unbebingten Schutz des Eigenthumes 
weder thatſaͤchlich noch auch wohl rechtlich handhaben kann, wenn 
jelbft die Eriftenz einzelner feiner Angehörigen durch Mangel be 
broht ift. Allerdings folgt aus folhem Mangel weder Recht auf 
Gütertheilung, noch zu beliebigen Eingriffen in dag Eigenthum ber 
Mitbürger und der Gefammtheit; aber es hört doch die Gültigkeit 
und die Wirkfamkfeit der Strafgefeße auf, weil und wenn Nothſtand 
eingetreten if. Nur wenn für die äußerſte Noth (wo alfo ſowohl 
jedes eigene Mittel als auch Privatwohlihätigkeit völlig fehlfchlagen 
follte) eine AZuficherung öffentlicher Hilfe gegeben ift, kann ber 
Staat unbedingt Eigenthumdverleßungen verbieten und beftrafen ?7). 


16) Vgl. De Gerando, Bienf. publique. 

17) Die von Gerftäder, Metaphyſik bes Rechtes, ©. 181 fg. und 284, 
gemachte Einwendung, daß der Anfpruch auf die Sicherftellung eines Rechtes noch 
nicht auch ein Recht auf bie Mittel zu feiner Ausübung begreife, trifft nicht, 
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Und felbft wenn man bie nicht zugeben wollte, muß man doch 
anerkennen, daß nur gegen Den, deſſen Leben erträglich iſt, ein 
fühlbares phufiches Uebel erfannt werben kann. Diefe Nothiwen- 
bigfeit tritt namentlich bann ein, wenn ber Staat, wozu er triftige 
Gründe haben kann, gewiſſe gemeinjchäpliche Gattungen von Pri⸗ 
vatwohlthätigkeit verbieten will, 3. B. die Unterftübung der Bettler. 
Dffenbar kann er dem Armen nur dann unterfagen, fein Leben 
auf ſolche Weife zu friften zu fuchen, wenn er jelbit im Nothfalle 
einfteht. Mit Einem Worte: der Staat ift der Gefanmtheit gegen- 
über verpflichtet, für die Armen zu jorgen. — Ein zweiter, alle 
Fälle von Armuth umfaffender, Grund für öffentliche Sorge ift 
die bei dem geiftigen Zuſtande der nieberen Klaſſen beftehende Un⸗ 
möglichkeit, denfelben ihren ganzen Arbeitslohn unmittelbar zu über: 
geben, weil er zum großen Theil jchlecht verwendet würde. Deß⸗ 
bald find denn, ala Ergänzung des Arbeitslohnes, Anftalten für 
Kranke, Alte, Kinder u. |. w. zu errichten; und zwar, weil ber 
Sefammtheit jener Abzug von dem Lohne zu Gute kommt, auf all- 
gemeine Kojten 28). — Endlich iſt die mit abjoluter Dürftigfeit 
faft nothwendig verbundene ſchlechte Erziehung der Nachkommen, 
jo wie die aus ihr fo Leicht folgende niebrige Gefinnung und leib- 
liche und geiftige Verkommniß und Staatunfähigkeit ein Gegen- 
ftand ernſter Erwägung '?). 

ALS beſondere Gründe für eine öffentliche Unterftügung bei 
Armuth ganzer Klaſſen muß vor Allem bie Unfähigfeit ber 
Privatwohlthätigkeit, in folchen Fällen genügende Abhilfe zu ge 
währen, angeführt werden. Sobann aber ift zu bevenfen, daß diefe 
ſchlimmen Zuftände wenigftend zum Theile die Folge einer unrich⸗ 


Der aufgeftellte Say beruht auf bem Ariom, daß bei einer directen Colliſion 
eier Rechte daB minder wichtige aufgegeben werden müſſe, alſo bei Eollifion 
von Mecht auf Leben unb auf Eigenthum das Iettere, ober daß, wenn man biefeß 
nicht wolle, die Colliſion zu vermeiden fei. 

18) Mit Recht maht Hoffmann, Berechtigung zum Gewerbebetriebe, 
©. 271 fg., auf biefen Grund aufmerkſam. 

19) „Es iR nicht allein das Verhungern, um das es zu thun if, ſondern 
der weitere Befichtäpund ift, daß kein Wöbel entſtehen fol", fagt fehr treffend 
Hegel, Philoſophie des Rechtes, 1888, ©. 74. 
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tigen Ordnung der bürgerlichen Gefellichaft und der Arbeit find, 
wo es denn mindeſtens als fittliche Pflicht Derjenigen erjcheint, 
welche die Vortheile diefer Zuftände genießen, auch die Nachtheile 
zu tragen. Endlich ift die Gefahr für die öffentlichen und Privat- 
Rechtäzuftände, welche aus ber gleichzeitigen Verzweiflung zahlreicher 
Klaffen entjtehen müßte, wohl ind Auge zu faſſen. 

Was aber fchlieglich die Befeitigung der Einzeln-Armuth 
betrifft, fo wird die Privatwohlthätigkeit, fo viel Leichter auch ihre 
Aufgabe gegenüber von nur vereinzelten Fällen von Noth ift, fih 
doch keineswegs immer thätig und umficht3voll genug eriweilen. 


Allerdings wird bie von ihr gelafjene Lüde nah Ort und Zeit 
jehr verfchieden, fomit auch die Ergänzungspfliht des Staates Tri: 


neswegs immer biejelbe fein: allein faft immer werben theils Zu- 
ſchüſſe zu dem freiwillig Geleifteten nöthig werben, theil® die Er- 
richtung ganzer Gattungen von Hilfsanftalten der öffentlichen Für⸗ 
forge übrig bleiben. Sobann ift Mar, daß wenn Zwangsgebote 
für nöthig erachtet werben follten zur Befeitigung von Armuths⸗ 
urfachen oder von gemeinfchädlichem Betragen der Armen, ſolche 
nur vom Staate ausgehen und nur von ihm gehandhabt werben 
fönnen. a 

Da nun gegenüber von diefen Gründen bie gegen eine Staat 
thätigfeit anzuführenden Erwägungen, nämlich die Möglichkeit von 
Mißgriffen und Mißbräuchen und fchlechten Einrichtungen, fo wie 
bie Größe der pecuniären Laft und der Mühewaltung offenbar nur 
von untergeordneter Bedeutung find: fo ift die Anerkennung eine 
Verpflichtung zur Öffentlichen Armenpflege nicht zu umgehen ?9). 

20) Eine ausführliche Erörterung der Frade, ob eine öffentliche Armenpflege 
gerechtfertigt und nöthig fei, haben u. X. angeftellt: Eden, State of the poor, 


Bd. I, S. 411 fg.; Sadler, Ireland, its evils etc., 2. ed., Lond., 1829, 
©. 205 fg.; Villeneuve-Bargemont, Economie peolitique ehrét, 


- ee A  EEREEEEn.: 2.2. ARE EEE — — 


Bd. III, ©. 1 fg; Poulett-Scrope, Princ. of polit. econ., Lond, 


1833, ©. 804 fg.; Alison, Princip. of popul., ®b. II, ©. 166 fg.; Schůz, 
Ueb. d. Eoncurrenz d. Privaten, b. Gemeinden und bes Staates bei ber Armen 
verforgung, in der Tüb. Zeitfchr. f. St.:W., Bd. VIII, ©. 610 fg.; Beffer, 
Armuth ober Arbeit. Lpz., 1855; Biber, Das Recht auf Armemuiterſtutzung 
Stuttg., 1868. — Wenn Hanfen, Kritik bed Armenweſens, ©. 72 fg., dem 
Armen ein Recht auf Unterflügung nur gegen Nufopferung feines Rechtes da 
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Im Vebrigen muß gerabe bei der Armenpflege der Grundſatz, 
aß zwar ber Staat bie Aufgabe bat, die nöthigen polizeilichen 
fen zu veranftalten nad Maaßgabe ihrer Wichtigfeit und ber 
erfügbaren Mittel, nicht aber dem einzelnen Bürger ein perjöns 
ches Recht zufteht zur Erzwingung gerade feiner Forderungen, 
anz befonders im Auge behalten werden. ine Abweichung von 
iefer Auffaffung würde theild zur Anerkennung communiftischer 
sorderungen theild zu practilchen Unmöglichkeiten führen. 

DL Entgegenftehende Eigenthumsrechte. 

Ein nicht feltener Fall ift es, daß die Befrichigung eine 
othwendigen Lebensbedürfniſſes unüberwindliche Schwierigkeiten 
ir den Einzelnen finden würde, nicht in der Zahlungsunfähigkeit 
efjelben, jondern in dem Rechte und dem Vortheile der Befiter 
er Befriedigungsmittel, wenn nämlich diefelben Feine Luſt tragen, 
ich ihres Beſitzes überhaupt oder auf eine das Bedürfniß gehörig 
eckende Weile zu entäußern. Diefer Zal kann namentlich eintre- 
en binfichtlih des nothwendigen Feuerungsmateriales, 
alls die Eigenthümer der Waldungen nicht freiwillig geneigt find, 
iefelben auf eine Weiſe zu bewirthichaften, welche die Holzbebürf- 
iffe der übrigen Bevölkerung nachhaltig deckt; ferner in Beziehung 
uf Wohnung, ſei es nun, daß bei einem bloß vorübergehenden 
Drange die Häuferbefiger feine Miethsleute aufnehmen wollen, jet 
3 daß die Befiber von Baupläben fich weigern, folche an Bau⸗ 
uftige abzutreten, obgleich ein Bebürfnig neuer Wohnungen vor: 
iegt und andere überbaubare Räume örtlich nicht vorhanden find. 
— Daß hier die unter dem Monopole der Eigenthümer Noth- 
eidenden fih mit Necht an den Staat um Hilfe wenden, wirb 
wohl nicht in Abreve gezogen werben wollen. Ohne Feuerung 
ud Wohnung tft das Leben nicht zu erhalten, ishen Falles können 
heilen Verfügung über Vermögen und Kräfte, und felbft gegen Heimfall feines 
Cigenttumes an bie. Armenkafle einräumen will: fo ift eine folche Bedingung 
weber rechtlich erlaubt, noch wäre fie Mug. Erſteres nicht, weil gar fein Cauſal⸗ 
Infammenhang zwifchen der Pflicht des Staates zu einer Unterflügung und einer 
Kufgebung aller Perſonlichteit flattfindet; dieſes aber nicht, weil eine vernünftige 
Armenpolizei vor Allem das Herabfilfen in den Zuftand völliger Befiglofigfeit 


jerhindern muß, während fie bier ſelbſt dazu hinabbrüden ſoll. 
v. Mohl, Polizeiwifl. I. 3. Hufage. 21 
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die Zwecke deſſelben nicht erreicht werben. Der Einzelne aber hat 
fein Mecht, das Eigenthum Dritter zu befchränfen ober zu brechen. 
Daß der Staat freilich nur in wirklichen Nothfällen einfchreiten 
darf, verfteht fich von felbft; ebenfo daß er feine Zwangsmaaß—- 
regeln auf das Wenigfte beichränft, bei welchem die nothwendigen 
Bedürfniffe noch gedeckt werden können: allein fo weit zu gehen, 
tft er ohne Zweifel berechtigt und verpflichtet, und ſolche Befchrän- 
ungen gegen gebührende Entſchädigung zu dulden, find bie Eigen: 
thümer, welche duch ſtarres Feithalten ihres Beſitzrechtes das 
Mitdafein ihrer Mitbürger nicht unmdgfich machen dürfen, recht⸗ 
lih verbunden. 


Irſte Adtheilung. 


Maaßregeln bei allgemeiner Roth. 
(Theurungs⸗Polizei.) 


1) Urſachen der Theurung. 
a) Der mirklichen. 


§. 47. 
e) Der natürlichen. 
Um einem Uebel auß dem Grunde fteuern zu koͤnnen, ift vor 
- Allem die Kenntniß feiner Quelle nöthig. Die wejentliche Verſchie⸗ 
benheit der Arten von Theurung läßt auch eine Verſchiedenheit der 
Urfachen erwarten; jene find daher abgefonbert zu unterfuchen ?). 


1) Die Literatur Über die Cheurungs- Polizei und namentlich über bie Polizei 
bes Getreidehandels ift in allen europäifchen Sprachen fehr zahlreich. S. ein 86 
Seiten langes, nicht einmal ganz vollftändiges, Verzeichniß berfelben bei Soden, 
Annonariſche Gefeßgebung. Nürnb., 1828, ©. 188 fg. Außerdem enthält jede 
Syſtem der Polizei:Wiffenfchaft und ber Nat.Oekonomie eine mehr oder minder 
ausführliche Bearbeitung ber allgemeinen Grundſätze. Unter den Deutſchen 
verdienen (außer den’oben, $. 45, Note 2, genannten Schriften) namentlich fel- 
genbe befonder8 hervorgehoben zu werden: Neimarus, Die Freibeit bes Ge 
treidehanbeld. Sranff., 1791; Normann, Die Freiheit bes Getreidehanbell. 
Samb., 1802; (dagegen erfhien: Fiſchbach, Wider die Freiheit des Getreide 
bandeld. Verl., 18055) Srome, Ueber Aderbau, Getreibehandel, Kornfpert, 
und Lanbmagazine. Hilbesh., 18085 Koch-Sternfeld, Verſuch über Nah 
rung und Unterhalt. Bte Aufl., Sulzb., 1813; Weinreih, Die Getreite 
|perren und Landesmagazine. Mäünd., 1817; Knobelsborf, Borfchläge zu 
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Die möglichen Urfachen einer natürlichen Theurung der 
ebengmittel, d. h. desjenigen Zuftandes, in welchem die nothwen- 
igen Lebensmittel in der That in einer zur Befriedigung des 
zedürfniſſes ungureichenden- Menge vorhanden find und daher bie 
reife von Käufern und Verkäufern gefteigert werden, laſſen fich 
nter wenige Hauptgeſichtspuncte zufammenfaffen, wobei freilich zu 
emerken ift, daß eine Urfache die übrigen nicht außfchließt, fomit 


frreihung mittlerer fefiftehender. Betreibepreife. Berlin, 18245 Soden, Die 
nnonarifche Gejeßgebung. Nürmb., 18285 Kleinfhrod, Großbritanniens 
defchgebung, S. 9 fg; Rau, Volkswirthſchaftspolitik, S. 193 fg.; Raumer, 
die Korngefeße Englands. Leipzig, 18415 Döllinner, Der Getreidehandel. 
lugsb., 18445 Roſcher, Weber Komtheurungen. Stutig. und Tüb., 1847; 
Römifch, Ueber Korntheurung. Franff., 1855. Sehr vielen gefchichtlichen 
Stoff liefert: Seuffert, Statiftil de Getreide: und BVictwalien= Handels in 
Bayern. Mannh., 1857, 4. — Unter den Sranzofen: Dupont, De 
’exportation et de l’importation des grains. Par., 1764; Chamousset, 
?rincipes sur la libert6 du commerce des grains. Par., 1768; Necker, 
jur la legislation et le commerce des grains. Par., 1775; Paris, Essai 
wr les meilleurs moyens de prévenir la disette des bl&s. Par., 1819. — 
Anter ven Englänbern: Herbert, Sur la libert6 des grains. Berl., 
1755; Dixom, Inquiry into the cornlaws and contrade of G. B. Edinb,., 
1796; Jacob, Considerations on the protection required by british agri- 
sulture. Lond., 1814; Derf., Bericht über den Kornhandel und Kornbau im 
Norben von Europa. Aachen, 1826; Derf., Zweiter Bericht Über den Anbau 
und Abfat bes Getreides. Hamb., 1828; Torrens, Essay on the influence 
of the external corntrade. Lond., 1820; Ricardo, On the protection 
of agriculture. Lond., 1822; (dagegen: Reynolds, Practical obser- 
vations etc. Lond., 1822;) Mac: Cullod, Handbuch für Kaufleute, Art. 
Korngejeße, Bd. -II, ©. 74 fg. Bon der Unzahl von Schriften, welde in 
fpäteren Jahren in England über bie Korngeſetze erjchienen, find die meiften 
Barteierzeugniffe und können auf bleibenden wiflenjchaftlichen Werth keinen Ans 
ſpruch maden. Zu ben bebeutenberen gehören: Porter, The effect of re- 
striction on the importation of corn. Lond., 1839; Wilson, Influences 
of the cornlaws. Lond., 1839; Thornton, Over-population, ©. 291 fg. 
— Unter ben $talienern: Galiani, Dialogues sur le commerce des 
grains. Par., 1770; (bagegm: Morrelet, Refutation de l’ouvrage sur le 
commerce etc. Lond., 1770;) Arco, Dell’ annona, 1774; Cantaluppo, 
‘Annona, ossia piano econonomico di pubblica sussistenza. Palermo, 1783; 
Scrofani, Sulla libertä del commercio dei grani. Firenze, 1791; Derf., 
Riflessioni sopra le sussistenze. Fir., 1795; Verri, Sulle leggi vinco- 
lanti, princ. nel commercio de’ grani. Mil., 1796; (Fabroni), Dei pror- 
vedimenti annonarj. Ed. 2., Fir., 1817. — Bon Hollänbern: Den 
Tex, Graanwetten en graanhandel. Amat., 1847, ze 
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ein Zuſammenwirken mehrerer da Uebel nach Umfang und Bebeu- 
tung fteigern muß *). 

1) Die gewöhnlichfte und auch bei weiten bedeutenbfte Urjache 
ft Mißwachs. Er kann auch in gewöhnlich genugfam fruchtbaren 
Gegenden veranlapt werden durch ungünftige Witterung, weitver- 
breitete Erkrankungen der Nahrungspflanzen, Thierfchaden u. ſ. w.; 
feltener und in Heinerem Umfange auch wohl durch Unterlaffung 
der Felberbeftellung wegen innerer Unruhen oder Kriegöftörungen. 
Je mehrere Gewächd-Arten betroffen wurden, je weiter außgebrei- 
tet die fchädlichen Umftände einmirkten und je häufiger fie fich wie 
berholen, deſto allgemeiner ift natürlich der Mangel. Die Bes 
ſchaffenheit des Bodens, des Klimas, der hauptjächlichiten Euftur- 
arten enticheiden über die Frage, welche Umftände am nachtheiligften 
im einzelnen Falle find; eine große Verſchiedenheit der Boden⸗ 
benüßung aber vermindert die Gefahr, weil dieſelben atmofphärifchen 
Einflüffe nicht leicht auf alle Gewächsgattungen gleihmäßig fchäb- 
fih wirken. Nicht zu. überfehen ift aber namentlich, daß die Preife 
feineswegd blos im Berhältniffe des ausfallenden Theiles der 
Aerndte, fondern in beveutenb höherem Grabe fteigen, theils wegen 
der relativ größeren Mitwerbung der Käufer, theils weil der ganze 
Auzfall auf den zu Markte kommenden Theil der Aerndte trifft, 
da Ausſaat und Wirthſchaftsverbrauch der Landwirthe weſentlich 


2) Es fällt vielleicht auf, daß unter. ben im Nachſtehenden aufgezählten Ur: 
ſachen einer Theurung nicht — wie gewöhnlich doch geſchieht — ein ungenügenbet 
Zuſtand der Landwirthſchaft aufgeführt iſt, (ſomit auch ſpäter die Verbeſſerung 
nicht als Beſeitigungsmittel). Der Grund der Auslaſſung iſt jedoch einleuchtend. 
Unzweifelhaft vermindern Verbeſſerungen in der Landwirthſchaft die Preiſe für 
den Anfang, theils unmittelbar weil fie größere Vorräthe auf den Marft 
bringen ohne gleiche Mehrkoſten der Erzeugung, theilß mittelbar, weil fie das durch 
die Beifubrkoften nothiwendig theuere fremde Korn überflüffig machen. Allein 
biefer regelmäßige einheimifche Weberfluß wird gar bald eine entſprechende Erbi: 
bung der Bevölkerung hervorrufen, damit aber wieder bei gefteigertem Gebraudt 
wieder höhere Preife. Auf die Dauer ift alfo ber, gute oder ſchlechte, Stanb er 
Landwirthfchaft Tein Factor für Beftimmung ber Preife. Wenn dem fo wäre, ſo 
müßten die Preife in denjenigen Ländern, in welden bie rationellfte Landwirt: 
haft befteht, much bie wohlfeilften fein; bem ift aber bekanntlich nicht fo, und eher 
das Gegentheil richtig. Man vergleiche bie Preife in England, Belgien, Deutſch⸗ 
land mit denen von Ungarn, ben Donaufürftentbümern, Rußland, Nordamerila. 
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biefelben. bleiben in guten und in fchlechten Jahren °). Nicht über- 
jehen darf übrigend werben, daß bie Aerndte eines einzelnen. Jah⸗ 
red noch nicht unbebingt beſtimmend tft, indem bei einem fchlechten 
Sabre noch große Ueberſchüſſe von ungewöhnlich reichen Vorjahren 
vorhanden fein mögen, umgekehrt aber nach einem großen Mißjahre 
eine einzige gute Aerndte die zu wölliger Preigzurüdführung nöthi- 
gen verkäuflichen Vorräte noch nicht ſchafft. Mit andern Worten, 
eine Theurung kann erft Ipäter eintreten und anderer Seits länger 
bauern, al der fchlechte Zuſtand des Feldes es noͤthig zu machen 


ſcheint ©). 

2) Von großer Vedeutung kann das Ausbleiben der ge— 
wöoͤhnlichen und nothwendigen Zufuhr fein. Wenn 
nämlich eine Gegend, vielleicht ein ganzes Land, einen bedeutenden 
Theil feiner Lebensbebürfniffe nicht felbft erzeugt, — ſei es nun 
wegen natürlicher Unfruchtbarkeit, wegen einer felbjt bei fruchtbarem 
Boden von dieſem nicht zu ernährenden großen Bevölkerung, oder 
wegen eine? burch feine Handelspolitik auf einzelne Zweige ver 
Landwirthichaft ausgeübten Drudes 9); — ſomit da8 Fehlende 


3) Man will beobachtet haben, baß bei einem Außsfalle in der Aernbte von 
10 Proc. der Marktpreis um 80 Proc. fleigt, bei einem Außfalle von 20 um 
80; bei einem Ausfalle von 30 um 160 u. |. w. (das fog. King'ſche Geſetz). 
Unb es ift dieß auch begreiflih. Einmal fteigert fich ſchon bie Forderung be# 
Erzeugers. Wenn ein Feld durchfchnittlih das dte Korn trägt, davon aber 2 
zum Berfaufe fommen können, fo macht ein Rückſchlag in der Aerndte von einem 
Fünftheil, daß das itt noch allein verfäufliche Fünftheil um dag Doppelte vers 
Tauft werden muß, um benfelben Ertrag vom Gute zu erhalten. S. Tbär, 
Leitfaden 3. allgem. landw. Gewerbslehre, ©. 46; Hundesbagen, Landw. 
Gewerbslehre, ©. 38 fg. Zweitens aber treibt die ängftliche Nachfrage der Käufer 
bie Preife noch mehr und vielleicht ganz ungemefien in die Höhe; und zwar iſt 
biefe Angſt keineswegs unbegründet, ba bdiefer Ausfall von einem Yünftel, wie 
eben bemerkt, bie auf den Markt kommende Menge auf bie Hälfte bed gewöhn⸗ 
lich zum Verkaufe geftellten Vorrathes vermindert, alfo nicht blos ein Fünftel 
ſondern bie Hälfte bes Bebürfniffes ungedeckt läßt. 

4) Bal. Römifch, Komtheurung, ©. 34 fg. 

5) Beifpiele von regelmäßig nothmwendiger Zufuhr wegen Unfruchtbarkeit des 
Bodens find Gebirgsgegenden, fo bie Schweiz. Wegen einer die Ernährungs⸗ 
fähigkeit des Bodens überfteigenden Bevölferung bedarf Holland Zufuhr; aber auch 
alle Zabrifgegenben und große Städte ſind in biefem falle. (Eine ſehr interefs 
fante Ueberficht Über die ganz ungeheuren Bebürfniffe großer Stäbte geben: Dodd, 
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regelmäßig aus dem Außlande bezogen werben muß: fo kann mög- 
Ticherweife diefe Zufuhr aus irgend welchen Urſachen unterbrochen 
werben ®), und dann tritt nothwendiger MWeife eine entfprechenbe 
Theurung ein, bis die Stockung befeitigt ift ober andere Bezugs⸗ 
quellen eröffnet werden Können. Die fteigende Verbefferung ber 
Verkehrswege und Mittel, jo wic bie Wahrfcheinlichkeit, daß irgendwo 
die fehlenden Lebensmittel zu billigen Preifen zu Taufen find und 
gerne abgelaffen werben, mögen den Mangel an Zufuhr nicht häufig 
und nicht auf lange Dauer ald Theurungsurfache erjcheinen Taffen; 
allein ein;Eintreten, und jelbft in ſehr ausgedehntem Maaße, ift 
immerhin möglich. 

3) Selten zwar und wohl nur vorübergehend, allein doch drt: 
lich ſehr Fühlbar, können die Preife gefteigert werben durch eine 
unerwartete unb unvermeibliche Eteigerung bed Verbraudes 
Dieß kann eintreten hinfichtlich der Lebensmittel für Menſchen und 
Thiere beim Eintreffen großer Haufen von Einwanderern, oder in 
Kriegszeiten, wo ber große und unpflegliche Verbrauch von Leben? 
mitteln aller Art nicht nur auf dem Kriegsſchauplatze felbft, fon 
dern auch weit und Breit in den damit in Verbindung ftehenden 
und dahin ausführenden Gegenden fich fühlbar macht. Uebrigens 
fommen auch andere Veranlaffungen und nicht blos bei Nahrungs 
mitteln vor. So kann ein fehr kalter und langer Winter dad 
Brennmaterial bis zum faft Unerfchwingfichen fteigern. 

4) Endlich mögen auch noch ungünftige Verhältniffe und ui 
zweckmäßige Einrichtungen .ded Verkehres mit Lebenzmitteln we: 
nigſtens örtlich eine Theurung erzeugen. So namentlich fchlehte 
Verbindungen zu Lande und zu Waſſer. Solche find von um ſo 


The food of London. Lond., 1856; Husson, La consommation de Park. 
Par., 1856.) Durch Hanbelöpolitif aber bat England bie Nothwendigkeit einer 
großen Zufuhr erzeugt, indem das Syſtem des Freihanbel3 mit Lebensmitteln bie 
Erzeugung von Getreide fehr vermindert, dadurch aber, namentlich bei der großen 
Fabrifbevälferung und für die drei Millionen Bewohner Londons, das Bebürfniß 
einer regelmäßigen auswärtigen Zufuhr von nahezu ber Hälfte aller Nahrung 
mittel hervorgerufen Bat. 
6) So namentlich durch Mißwachs im Erzeugungslande, durch Krieg, 

her Bezugsquellen fließt oder bie Zufuhr zur See unficher und theuer 
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größerer Bebeutung, als ed fich von ſchweren und umfangreichen 
Stoffen handelt, und alfo die Zufuhr in eine von der Natur ober 
von den Menſchen vernachlaͤſſigte Gegend höchſt Toftfpielig werben 
kann ”). 
§. 48. 
F) Der Fünfilichen. - 

Im Allgemeinen werden allerdings Lebenzmittel, welche in ges 
nügender Menge und in erreichbarer Nähe vorhanden find, um ange 
mefjene Preiſe zu kaufen fein, da die Erzeuger ober jonjtigen Eigen: 
thümer berfelben durch ihre eigenen Geldbedürfniſſe und, wenigſtens 
bei den meiften Stoffen, durch die nur kurze Möglichkeit einer Auf- 
bewahrung zum Verkaufe veranlaßt find. Die in früheren Zeiten 
ſo ſehr verbreitete und zu ben verkehrteſten Maaßregeln führende 
Furcht vor „Kornwucher“ tft daher im Großen und Ganzen une 
begründet, und zwar gleichmäßig ob man babet die Landwirthe ſelbſt 
ober auch Speculanten ind Auge faßt ). — Dagegen läßt ſich 


7) So waren 3. B. in Frankreich, befien innere Provinzen befanntli nur 
wenige und ſchlechte Verbindungswege haben, in dem Theurungsjahre 1816-17 
bie Kornpreiſe in ben verfchiedenen Theilen des Landes verfchieden wie 1: 10, 
ohne daß man ben Leibenden zu Hilfe kommen konnte. In Spanien kauften bis 
in die neuefte Zeit die Seeftäbte norbamerikanifches Getreide wohlfeiler, als das 
aus den anliegenden Provinzen, f. Rau, Volkswirthſchaftspflege, ©. 128. — 
Veber Frachtkoſten der Lebensmittel im Aügemeinen ſ. Thümen, Der ifolirte 
Staat, S. 7 fg. 

1) ©. über diefen Gegenftand: Philippi, Der vertheibigte Kornjube. Berl., 
1765; Mente, Weber den Getreidewucher. Dresd. 1814; Köpfen, Was ift 
Kornwucher 7? Halle, 1818. — Ramentlih war ed vollflommen thöricht, mit fo 
vielem Haffe den Auffauf zum alsbaldigen Wieberverfaufe im Kleinen, alfo ben 
Zwifchenhandel und Höcerei zu verfolgen. Die Höderei ift ein in größeren Städten 
unentbehrliches, für den Nermeren, ber Feine Vorräthe im Großen Taufen ann, 
fehr bequemes, eben fo für ben Erzeuger, ber fihnell einen, wenn fchon etwas 
wohlfeileren, Abnehmer finbet, ein zeit: und fomit gelderfparendes Geſchäfte, das eher 
Unterflübung als Verbot verdient. S. Schmalz, Handb. der Staatswirthſch., 
©. 260; Kraus, Vermiſchte Schriften, Bb. I, S. 69 fg.; Lo, Revifion, 
Bd. I, ©. 284 fg.; Bd. II, S. 92; namentlich aber auch die Schriften über bie 
Berfehung großer Städte mit Lebenämitteln (3. B. von Dodd und Hnfon), aus 
welchen die unbedingte Nothwendigkeit einer folhen Vermittlung zwiſchen ben 
Erzeugern ober großen Kaufleuten und den Verzehrern fehr anfchaulich hervor: 
tritt. Gegen bie Höderei erklärt fich noch Weber, Theurungs: Polizei, ©. 93 fg. 
Beifpiele von Geſetzen gegen fie |. bei Berg, Polizei-Recht, Bd. I, ©. 357 fg. 


nicht in Abrede ziehen, daß doch auch bei genfgenden Vorräfhen 
und troß der natürlichen Gründe zu einem regelmäßigen und mit 
ben Bebürfniffen gleichen Schritt haltenden Hanbel durch mancherlei 
verkehrte menjchliche Handlungen die Verlaufdangebote geftört und 
dadurch der Preis, wenn auch ohne Abſicht, vielleicht fogar in ber 
falfchen Abficht einer Wohlfeilmachung, erheblich gefteigert, alfo 
eine künftliche Theurung hervorgerufen werben kann. — Solche 
fchäbliche Zuftände und Maaßregeln find aber namentlich die fol- 
- genden: | 

1) Rechts unſicherheit, welche den Verkäufern auf bem 
Wege zum Markte oder auf dem Markte ſelbſt mit Verluft ober 
Gefahr droht, und fomit biefelben vom Beſuche abhält. Nicht nur 
in barbarifchen Ländern wird dadurch bie Zufuhr ſchwierig und 
fomit theuer; fondern es entfteht auch diefelbe Wirkung in mehr 
gefittigten Ländern alsbald, wenn Krieg oder bürgerliche Unruhen 
bie gewöhnliche Sicherheit aufgehoben haben. Namentlich dreht 
man fich im fehlerhaften Kreife, wenn die Unruhen wegen Theu⸗ 
rung entftanden unb nun etwa gegen bie Verläufer wegen angeb⸗ 
lichen Wuchers gerichtet find, dieſe ſich alfo aus Furcht vor Miß⸗ 
handlungen des Bejuches der Märkte enthalten.?). 

2) Bom Staate ausgehende Beſchränkungen bed freien 
Verkehres. Alle ſolche Maaßregeln müſſen die. Preiſe fteigern, 
indem fie entweder durch läjtige Formen bie Zahl der Handelnden 
vermindern, oder benjelben Zeit Toften und dadurch die Waaren 
vertheuern, oder emblich die natürliche Ausgleichung zwiſchen Ange 
bot und Nachfrage durch pofitine Gebote ftören. Namentlich find 
bier folgende Anftalten zu nennen: 

a) Polizei-Taren. Eine Feſtſetzung des Waarenpreiſes 
durch Staat2gebote wird in ber Megel nur fchaben, beiten Falles 
nichts nũtzen. Trifft nämlich die Tare mit dem wahren Marlt- 
preife zufammen, fo bejtimmt fie nur etwas, was auch ohne fie 
zu Stande gelommen wäre. Wird fie zu hoch gegriffen, fo ift fie 
höchſt wahrfcheinlich Veranlaffung zu einer Theurung, indem bie 


2) Dieß war z. B. der Fall in Frankreich während eines Theiles ber Revo: 
lution. 
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Berkaͤufer ſchwerlich itzt wohlfeller verkaufen wollen, vielleicht nicht 
einmal bürfen. Bei einem zu nieveren Anſatze dagegen, fo daß nur 
mit Schaben verkauft werben Könnte, hört entweder der Verkauf 
ganz auf, was ficher die Wohlfeilheit nicht fördert; oder berfelbe 
geichieht unter der Hand und heimlich um die höheren natürlichen 
Preife, zu welchen dann aber noch bie Verficherungs- und Ent⸗ 
Ihäbigungd=- Prämien für den Fall einer Entdeckung gefchlagen 
werben müflen %). Don ber Ungerechtigkeit des Verfahrens in ſol⸗ 
hem Falle ganz zu fchweigen. 

b) Beſchraͤnkung des Verkehres auf einen beftimmten Ort 
und auf beftimmte Zeit. Diefe Maafregel, welche nicht felten 
zur Befdrberung eines größeren Zufammenlaufe® von Verkäufern, 
ſomit als ein Mittel zu Herbeiführung wohlfeiler Preife, ergriffen 
wird und fogar oft mit Zwangsmaaßregeln zur Befuchurig des 
beftimmten Marktes, mit dem Verbote irgendwo anders, felbit im 
genen Haufe, verkaufen zu bürfen, enblich mit bem Zwange zur 
Zurücklaſſung der nicht verkauften Gegenftände am Orte des Mark: 
te verbunden ift, bewirkt natürlich das Gegentheil, inbem es bie 
Berfäufer verfcheucht, ober zu heimlichen, mit Gefahr von Strafen 
verbundenen, Käufen Anlaß giebt, und ſomit vertheuert *). 

3) Sehr häufig find Ausfuhr: Verbote angewendet wor- 
den, um einer drohenden Theurung zuvorzukommen; und went 
auch eine richtigere Einficht itzt die Sachverftändigen denſelben ab- 
geneigt macht, fo ift doch immer noch bei jeber bedeutenden Then- 
rung vom großen Haufen ein bringender und wohl brohender Ruf 
danach zu erwarten. Auf den erften Anblick fcheint es allerdings 


8) Die theoretifchen Grundſätze |. bei Sismondi, De la richesse De 
merciale, ®d. II, 120 fg.; Schmalz, Hanbb. ber Staatbisirtbigaft, 6 
Lo, ®b. I, 819 (jehr gut); Fabbroni, Dei provvedimenti —8 
©. 24 fg. Eine Menge einzelner Fälle, in welchen die Taxen Theurung be⸗ 
wirkten, anſtatt ihr zu ſteuern, ſ. bei dem Letztgenannten. Das einleuchtendſte 
und großartigfte Beifpiel der Nublofigfeit und Unmoöglichkeit einer allgemeinen 
Tare giebt aber wohl. bie Befchichte des franzöfifhen Marimums an die Hand. 
— Leber eine ausnahmsweiſe Zuläffigfeit von Taren f. unten. 

4) ©. ein merkwürdiges Beifpiel bei Lotz, Mevifion, Bd. I, S. 282. Für 
eine ſolche Maaßregel ift übrigens Heinfe, Beift und Kritik der neueften über 
Theurung erfchienenen Schriften. Zeitz, 1808, ©. 19. 
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ganz vernünftig und einfach, ben ohnedem ſchon zu Kleinen Bor: 
rath nicht durch Verlauf an Fremde noch vermindern und dadurch 
ben Weberreft doppelt jteigern zu laſſen. Und bennoch wird gerade 
bad Gegentheil von dem Gewünfchten erfolgen, indem theils eine 
natürliche Theurung erzeugt, theils eine Tünftliche Steigerung ber 
Preife hervorgerufen wird. Jenes gefchieht, weil ein häufiges ober 
gar regelmaͤßiges Verbot eine verminderte Erzeugung zur nothwen⸗ 
digen Folge hat, ba gerade die vortheilhafteiten Verkaufsgelegenhei⸗ 
ten abgefchnitten werben ®), und weil Einfuhr aus dem Auslanbde 
bei der Unmöglichkeit einer Wiederausfuhr im Falle eines. verfehl: 
ten Unternehmens kaum ftattfinden Tann. ine künftliche Steige— 
rung aber ift die Folge, weil das Eintreten des Ausfuhrverbotes 
Käufern und Verkäufern ala ein Nothichrei erfcheint, welcher pani- 
ſchen Schrecken verbreitet, und ſehr Leicht die Preife außer allem 
Berhältniffe zum wirklichen Mangel in die Höhe treibt. Allerdings 
find die Folgen etwas verfchieben, je nachdem ein Syſtem bei bem 
Verbote befolgt wird; allein Feines ift ohne Nachtheile. Iſt naͤm⸗ 
lich das Ausfuhrverbot beitändig, jo ftellt fi) die Erzeugung 
hoͤchſtens auf dad Maaß der gewöhnlichen Verzehrung tm Lane, 
und dann führt jeder zufällige Ausfall in der Aerndte jogleich Roth 
und Theurung herbei. Es wird nicht einmal in befjeren Jahren 
ein Ueberſchuß gefammelt, denn bderjelbe hätte keinen Zweck un 
Werth, und Alles wird alſo verjchleudert ). Ausfuhrverbete de 


5) Belege hierfür liefern theilß folche Länder, welche nad) Geſtattung freie 
Ausfuhr ihre Erzeugung entjchieden vermehrten; theils ſolche, welche nach bem 
Aufbören eines Verbrauches auch die Production verminderten. Beiſpiele der 
erften Art find Medlenburg, |. Normann, freiheit des @etreibehandeli; 
Frankreich zwifchen Sully und Colbert, f. denfelben, ©. 33; Toscana unter Le 
- pold, und Mailand während des 18. Zahrkund., ſ. Verri, Sulle leggi vir 
colanti (Econom. ital., P. mod., 8b. XVI, ©. 124 fg.). Alle biefe Länkt 
vermehrten ihren Ackerbau ungemein, zum Theile faft un das Doppelte Ein 
Beifpiel der anderen Art gab-Neufübmwales, ſ. Blosseville, Hist. des colon 
pen. de l’Angleterre, ©. 475 fg. 

6), Ein auffallendes Beispiel iſt Sicilien, das in Einer Aerndte einen fleben: I- 
jährigen Bedarf erzeugen Fönnte, und häufig Noth litt, weil bie Ausfuhr ur 
boten war, und alſo bag wertblofe Getreide immer verſchwendet wurde. S. dry I 
done, Meife, Vd. II, Brief 20-und 28, . 
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gegen, welche ganz in ber Willkühr ber Regierung ftehen und auf 
eine zum Voraus nicht berechenbare Weile bekannt gemacht oder 
wieder aufgehoben werben, nehmen nicht nur dem Probucenten und 
den Kaufmanne jede fichere Grundlage für Berechnung eines abſetz⸗ 
baren Bedarfes und verhindern ſomit Erzeugung und Handels⸗ 
einrichtungen; fondern fie find es hauptfächlih, welche Schrecken 
und dadurch eine Fünftliche Theurung erregen )). Am vernünftig: 
ften noch ift bie Einrichtung, nach welcher die Ausfuhr immer unb 
geſetzlich aufhört, ſobald dad Getreide im Lande cinen gewiflen 
Preis erreicht hat; allein auch dann iſt theils der Ausspruch des 
Berboted eine Sturmglocke; theils hemmt dieſes Syſtem ebenfalls 
die freie Erzeugung, weil es gerabe bie vortheilhafteſten Verkaufs⸗ 
Fälle dem Probucenten raubt. Demnach darf denn von Ausfuhr: 
verboten nicht nur Fein Heil erwartet werben, fonbern fie find zu 
den entichiedenen Urfachen einer Theurung zu vechnen. 

4) Eine lediglich durch fehlerhafte menschliche Einrichtungen, 
alfo Tünftlih, erzeugte Theurungsurſache find die auf den Verkauf 
von Kebenzbebürfniffen gelegten Abgaben, namentlich dad Octroi 
in den Städten. ine unmittelbare Preiserhöhung tft natürlich 
unvermeiblih, wenn auch vielleicht ein Heiner Theil der Abgaben⸗ 
ſumme auf dem Erzeuger Tiegen bleibt und als Verminderung ſei⸗ 
ned Arbeitälohnes erfcheint. Die Erhöhung ber Preiſe geht ſogar 
in der Regel weit über ben Betrag der auferlegten Steuer, indem 
ein Octroi faſt nothwendig Zwilchenhänbler hervorruft zum Vor⸗ 
fchuffe der, vor dem Verkaufe fchon zu bezahlenden, Abgabe, und 
weil das bloſe Vorhandenfein einer Steuer dem Berläufer " einen 
nicht von Jedem leicht durchichaubaren Vorwand zu einer Preis 
fteigerumg giebt. — Daß eine folhe Abgabe auch noch weitere 
üble Folgen bat, wie die Steigerung der Arbeitälöhne in ben 
Städten, die Verbrängung mancher Gewerbe an unpaffenbe aber 

7) So gieng es z. B. in Deutſchland im %. 1816. In allen Staaten bes 
gannen bie ungeheuer hoben Preiſe mit bem Tage ber angeorbneten Sperre. In 
England brachte im J. 1789 das Verbot ber Ausfuhr nach Franfreich fogleich 
eine Steigerung von 20 Procenten. In Sicilien verprfachte ber Vicefdnig Car: - 


racioli im J. 1784 eine Theurung, weil er bie Ausfuhr verbot. ©. Scero- 
fani, Memoria sulla libert& di commercio dei grani della Sicilia, & 56. 
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fteuerfreie Dertlichleiten, vielfachen Schleichhandel und feine entfitt: 
Aichenden Folgen, Verfchwendung von Seiten der Gemeinde: ober 
Staatsbehoͤrden auf Grund ber leicht gemachten und leicht zu fteis 
gernden Einnahme, dieß Alles ift zwar zunächſt nicht hier in Er- 
wägung zu ziehen, bricht aber um fo mehr ben Stab über bie 
ganze Einrichtung ®). 


6.49. 
b) Der blos fıheinbaren. 

Die blos fcheinbare Theurung, wo alfo gar kein Mangel an 
Lebensmitteln überhaupt oder auch nur an verkäuflichen ift, beruht 
Terigfich auf Einer Urfache, nämlich auf dem gefunfenen Wer: 
the des Geldes. 3 ift fomit eigentlich keine Theurung ber 
nöthigen Xebensbebürfniffe, denn dieſe find zu allen anderen Waa⸗ 
ren ganz in dem früheren gegenjeitigen Werthverhältniffe geblieben; 
fondern vielmehr eine MWohlfeilheit des Geldes. Dieſe kann aber 
wieder hauptfächlich zweierlei ?) Urjachen haben. 


8) &. Rapport de la commission institu&e en Belgique pour examiner 
la question de la suppression des octrois. I. II. Brux., 1848; Rau, 
Finanzwiſſenſchaft, 4te Aufl., 2te Abth., S. 207 fg. 

1) Es ift eine offenbare Begriffsverwechslung, wenn als Urfache einer fchein 
baren Theurung auch das plötzliche Einſtrömen beträchtlicher Geldmaſſen durch 
Kriegsleute, reiche Fremde u. ſ. w. angegeben wird. in ſolcher öortlicher und in 
ber Regel ganz vorübergehender Geldüberfluß verändert ben Werth des Geldeß 
nicht, wie dieß bei ernſthaften Geſchäften und Menſchen ganz deutlich iſt, ſondern 
es kommt nur bei Solchen, welche mit leichter Mühe viel Geld gewonnen haben, 
eine Mißachtung des Geldes zu Tage. Sie verfehwenden dann, unter Anberem 
vielleicht auch durch Teichtfinnige Bewilligung geforberter Preife, und ed mag be: 
durch vorübergehend und örtlich eine, nicht bloß ſcheinbare fonbern wirklich, 
Theurung entflehen; allein -von einer durch allgemeine Werthverminderung beb 
Geldes erzeugten ſcheinbaren Theurung ift hier Feine Rebe. — Richt erfi der Be 
merfung bedarf e3 wohl, daß durch kaufmänniſche Werthpapiere (Wechſel— 
Cheques, Warrants, Noten von Privatbanken) keine ſcheinbare Theurung entſtehen 
kann. Dieſe Zahlungsanweifuhgen werben allerdings an ber Stelle von Gelb 
unb mo biefed nicht ohne Läftigfeit angewendet werben könnte, gebraucht; aber 
fie Fünnen ber Natur der Sache nach das Bedürfniß an Zahlungsmitteln nicht 
überfchreiten, da fie fi) immer an ein entiprechendes Geſchäft anfchliegen und mit 
deſſen Abrwidlung wieder vernichtet werden. Die Taufmännifchen Grebitpapiere 
° erfparen fomit zwar eine ungeheure, vieleicht gar nicht zu befchaffende, Summe 
von Metallgelb; allein fie werfen biefe Summe nicht in ben täglichen Verkeht, 
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1) Eine. bedeutende und nachhaltige Vermehrung ber auf 
der Welt überhaupt befindlichen edlen Metalle ?), wie foldhe 
burch Entdeckung neuer reicher Fundorte bewerfftelligt werben mag. 
Sm. jo ferne dag Mechrerzeugte nicht in außgebehnterem Gebrauche 
zu Geräthen eine Verwendung findet, was boch zum geringeren 
Theile der Fall ift, kann es nur bie Form von Münzen erhalten. - 
Dadurch wird denn allmählich ein Ueberfluß an folchen entftchen, 
und es muß ihr Tauſchwerth, wie der aller in übergroßer Menge 
vorhandenen Waaren, finfen, mit andern Worten, ed wirb eine 
ſcheinbare Theurung entftehen. Es ift allerdings möglich, daß biefe 
Folge einer Metallvermehrung eine Zeit Tang aufgehalten und viel: 
leicht auch zum Theile ganz aufgehoben wird durch gleichzeitig ein- 
tretenbe Urfachen zu erhöhten Geldgebrauche, 3. B. Verſendung tn 
ferne Länder für deren Erzeugniffe, gefteigerte Gewerbethätigkeit im 
Lande ſelbſt, Einlöfung bisher im Umlaufe geweſener Werthzeichen ; 
allein ein ſolches Zufanmentreffen ift nur zufällig und kann mög- 
fiherweile gar nicht ftattfinden; ſodann muß doch ſchließlich bet 


ba fie gar nicht vorhanden ift, fie vermindern alfo auch ben Werth bes zu an⸗ 
berem Gebrauch nöthigen und vorhandenen Geldes nicht. Cine Vermehrung ber 
Wechſel u. f. w. ift jo wenig ein Grund zu einer Wertbverminberung bes in 
einem Lande regelmäßig vorhandenen baaren Geldes, daß fie im Gegentheile eher, 
wegen ber Nothwendigkeit der Bereithaltung größerer Summen zu Außgleichungen, 
feinen Preis fleigern. 

2) Die beiden großen Beifpiele von ungewöhnlichen und nachhaltigen Vers 
mebrungen ber eblen Metalle find bekanntlich die Einftrömungen nad ber Ents 
bedung von Amerifa und nad der Auffindbung der Golblager in Californien und 
Auſtralien. Es if bier nicht der- Ort für eine genaue Nachweifung ber im 
16ten Jahrhunderte vor fih gegangenen Veränderung der Preife, namentlich auch 
der Lebensmittel, und insbefonbere für eine Außeinanderfegung der Urfachen, 
welche eine noch größere Steigerung verhinderte; es genügt an bie unzweifelhafte 
Thatfache zu erinnern, daß die Preife um das Mehrfache fliegen. Die fchließlichen 
Folgen ber jüngften und noch immer in Wirkſamkeit flehenden ‘Metallvermehrung 
lafſen fich noch nicht überfehen, um fo mehr, als fie durch ben Ausbruch bes 
amerifanifchen Bürgerfriegd und durch bie hierdurch nöthig gemorbene Sendung 
ungeheurer Geldſummen nach Afien für Baumwolle augenblidtih unterbroden 
find; allein daß boch das Einftrömen einiger Tauſende von Millionen @ulben 
eine fehr fühlbare Steigerung ber Preife hervorgerufen bat, ift eine kaum zu bes 
fireitende Thatfache, und bie weiteren Folgen nach wieberhergeftelltem naturgemäßen 
Berkehr bürften wohl noch weit bedeutender fein. 
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einem fortwährenden großen Einftrömen von Metallmafien die Ent- 
werthung eintreten °). 

2) Einführung oder Vermehrung von Papiergeld oder 
diefem durch Zwangscours gleichgejtellter Banknoten. Da nur eine 
beſtimmte Summe von Geld zum Verkehre eines Landes erforderlid 
‚tft, fo drüdt nothwendig eine dieſes Bedürfniß überfteigende Ver 
mehrung der Geldzeichen den Werth herunter. Weil fie aber ge 
ſetzliches Zahlungsmittel find, fo kann der Verkäufer einer Waare, 
alfo auch von Lebenzmitteln, nur dadurch zu dem von ihm verlang: 
ten Gegenwerthe gelangen, wenn er eine entjprechend größere Summe 
ber entwertheten Geldzeichen verlangt, mit andern Worten, es ent: 
fteht eine fcheinbare Theurung. Die Erfahrung zeigt, daß gerade 
eine ungemefjene Vermehrung des Papiergeldes die Veranlafjung 
zu den enormſten Scheinpreifen geben kann *). 


2) Die Mittel zur Abwehr einer Theurnng. 


$. 50. 
8) Wegräumung der Urfaden. 

Die beſte Maaßregel zur Befeitigung eine unwünſchenswer⸗ 
then Zuftandes ift die Befeitigung feiner Urſachen. Zu bedauern 
ift daher, daß eine vollftändige Wegräumung fämmtlicher Veran⸗ 
laffungen zu einer Theurung der nothwendigen Lebensmittel nict 
gelingen Tann. Theils vermag gegen manche ſehr wirkfame Ur: 
ſachen menſchliche Kraft gar nicht? oder nur ſehr Weniges; theils 
wäre Hilfe zwar an und für ſich möglich, dieſelbe iſt aber wegen 


8) Damit fol nicht behauptet fein, daß diefe Vermehrung ber edlen Metalle 

nur eine feheinbare Theurung veranlafie, fondern man kann gerne zugeben, was 
Lotz, Reviſion, Bd. I, ©. 521 fg., behauptet, daß durch diefelbe au eine 
Heine wirfliche Theurung zu gleicher Zeit bemerkftelligt werden Tann, in fo ferne 
durch fie fchnellerer Umlauf, mehr Zehrung und Lurus veranlagt werden mag. 
Sm Uebrigen ift bie ganze Frage von ganz untergeordneter Bedeutung. 
4) Wer Tennt nicht die fabelhaften Preife, zu weldyen die franzöfifchen Aſſig⸗ 
naten geführt haben, 3. 8. 25,000 Franken für ein Paar Stiefeln, —6000 Franten 
für ein rübftüd? Haft eben fo body find die Preife bei dem entwertheten 
Papiergelbe in ben nordamerifanifchen Südſtaaten. Und ohne Zweifel ift bie 
Erſcheinung, daß Wien aus einer ber wohlfeilften eine ber theuerften Stähte 
geworben ift, vorzugsweife dem Uebermaaße ber öfterreichifchen Banknoten zuzu⸗ 
ſchreiben. 
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Berwidlung verfchiebener Staatzeinrichtungen unb Antereffen im 
deftimmten Falle fehr weit ausfehend oder gar nicht durchzuführen. 
Auch wirb die Aufgabe dadurch noch beſonders fchwierig, daß bie 
Entfernung mancher biefer Theurungsurſachen nicht in dem Ge⸗ 
ſchaͤftskreiſe der Polizei ſelbſt Tiegt, jo daß fie fich darauf befchräns 
fm muß, andere Organe der Staatögewalt auf dag Wünſchens⸗ 
werthe aufmerkſam zu machen. 

1) Vor Allem ift Mar, daß gegen die meiften Beranlaffungen 
einer wirklichen natürlichen Theurung feine oder nur geringe 
Hilfe möglich ift. — Am leichteften kann dieß gefchehen, wo Man⸗ 
gel an Verkehrswegen vie Urjache ift; Leider tft diefer- Grund auch 
der unbebeutendfte, weil nur ein drtlicher. Die Forderung einer 
Abhilfe muß freilich da, wo fie wirklich nöthig ift, um fo mehr 
geftellt werben, als eine leichte Zugänglichkeit aller Theile des 
Stantzgebieted auch noch aus vielen amberweitigen Gründen ein 
Bebürfnig für die Gefammtheit und für bie zunächft Betheiligten 
if. Seit der immer weiter worfchreitenden Ausbildung ber Eifen- 
bahnnetze kommt noch zu den fonftigen Veranlaffungen einer Seits 
bie Nothwenbigkeit, den Schienenwegen ben größtsmöglichen Vers 
kehr zuzuführen, anderer Seit? die Billigfeit, entlegene und nad) 
den Bobenverhältniffen nicht wohl unmittelbar mit ber beften Art 
von Verbindungen zu verfehende Gegenden wenigftend fo weit 
thunlich mit guten Landſtraßen zu entichäbigen. — Daß eine Abs 
wendung von Mißwachs fo gut wie gar nicht in der Macht bes 
Staates Tiegt, bedarf Feines Nachweiſes. Die einzige etwa wirffame 
Maaßregel befteht in der Beförderung einer Mehrheit. von Eultur- 
arten; allein ob eine folche überhaupt nad Verhältniffen bed Bo⸗ 
dens und des Klimas Plaß greift, ift eine nicht immer zu bejahende 
Frage; und von einem Zwange, jo wie von einer jchnellen Wir⸗ 
kung bed Rathes und der Beihilfe kann auch nicht -die Rebe fein. 
— Endlich ift auch wohl eine Verhinderung plöglichen Mehrbrauches, 
jo wie einer Unterbrechung der Zufuhr, da folche Zuftände mit 
übermächtigen ftaatlichen Verhältniffen zufammenhängen, practiſch 
unausführbar, jo wünfchenswerth folche Hiffe auch, und zwar nicht 
blos zur Verhütung einer Theurung, fein möchte. Ä 


2) Eine beſſere Wirkung barf man fich verfprichen gegen bie 
verfchiedenen Urfachen einer erfünftelten Theurung. — Bor 
Allem ift fein Zweifel, daß eine Nechtöunficherheit, welche von dem 
Beſuche der Märkte abhält, befeitigt werden Tann und muß, theil 
burch Belehrung über bie nachtheiligen Folgen, theils nöthigen 
Falles durch Anwendung ber öffentlichen Gewalt. — Ebenfo hängt 
es vom Staate ab, falſche Einrichtungen in Betreff des Berfeh: 
res mit Lebensmitteln einfach zu befeitigen. Wird ber Grunbfaß 
eines freien Handels mit dieſen erſten Bebürfnifien beftimmt aus: 
geiprochen und, auch gegen etwaige? Volksgeſchrei und vorüber: 
gehende Nachtheile, feit gehandhabt, jo wirb bie Erzeugung den 
höchſten möglichen Stand erreichen, ba fie hinfichtlich des Abſatzes 
nicht blos auf die örtlichen Bebürfniffe angewielen ift, und es wir 
fih dur Zufuhr, vielleicht aus weiter Ferne, ein regelmäßiger. 
- und, fo weit bie Umſtände es irgend erlauben, reichlicher Marti 
bilden. Selbft in denjenigen Fällen, in. welchen man wohl eine 
Ausnahme von dem Grundſatze hat gerechtfertigt finden wollen, 
weil bei ihnen angeblich üble Folgen an ben Tag treten, welche 
den Nuten überwiegen, iſt von ber Freiheit nicht abzugeben. — 
Dieß ift | 

a) zunächſt der Fall in Betreff der Taren von Brod und 
Fleiſch. In mittleren und Meineren Gemeinden, wurde geltend 
gemacht, jei eine Verabredung ber wenigen Handwerker, welche bie 
Segenftände der erſten Nothwendigkeit, namentlich Brod und Fleiſch, 
verkaufen, zum Behufe einer willführlichen Steigerung ber Preiſe 
wohl moͤglich. Ein Bezug aus ber Ferne und eine Anlegung von 
Vorräthen ſei bei diefen Lebensmitteln an fich ſchwer thunlich, für 
Aermere ohnedieß unausführbar. Es habe daher auch die Erfah 
rung gezeigt, daß bie Aufhebung ber Taxen eine Theurung bewirfe. 
Dieß Alles ift unzweifelhaft richtig; allein wenigftend ba, mo Ge 
werbefreiheit befteht, ift eine polizeiliche Beſchränkung jchwer vers 
einigbar mit unbejchränfter Mitwerbung, und überall und unter 
allen Umftänden iſt die Vorfchreibung gerechter Taxen höchft ſchwie⸗ 
rig. Die Hilfe gegen Verabredungen muß nöthigen Falles geſucht 
werben in ber Aufforderung zur Serbeibringung des Möthigen 
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ans benachbarten Orten und durch Begünftigung neuer Nieberlaf- 
fungen 9. | 

b) Sodann Hat eine Ausnahme von der vollen Ausfuhrfrei- 
beit für den Fall gemacht werden wollen, wenn in einem Nothjahre 
ein Staat feiner geographifchen Lage gemäß vorausſichtlich noch 
einen Theil feines für ihn ſelbſt unzureichenden Vorrathes an einen 
in noch ungünftigeren Verhaͤltniſſen befindlichen Nachbar abgeben 
müßte. Hier fei eine Erſchwerung der Ausfuhr Pflicht gegen bie 
genen Staatdangehörigen; es rechtfertige ſich alſo, gegenüber 
von einem Staate jolcher Art wenigitend, ein Syitem von Aus⸗ 
fuhrzöllen, welche mit dem Marktpreife der Lebensmittel im Inlande 
jo weit fteigen, daß fie zum Schuße der inlänbifchen Zehrer hin⸗ 
reichen ?). Unläugbar ift die hier zur Geltung gebrachte Ruͤckſicht 
eine fehr bedeutende, das vorgefchlagene Abhilfemittel aber ein vers 
haltnißmaͤßig mildes und dadurch fich empfehlendes, daß es wenig 
Aufjehen macht und keinen plöglichen Schrecken verurſacht. Den⸗ 
noch muß auch hier nach Erwägung aller Umjtände für die Auf- 
techterhaltung des Grundſatzes, Freiheit des Lebensmittelhandels zu 
geſtatten, entſchieden werden. Dieß aber nicht etwa blos, weil es 
unbillig iſt, regelmäßig gerne geſehene Käufer auszuſchließen wenn 
fie in Noth find, wenigſtens ihre Noth zu beſteuern; ober well 
diefe durch unfere Erjchwerungen fich gendthigt jehen koͤnnten, an⸗ 
dere Bezugsquellen aufzufuchen und biefe dann auch ſpäter beizu⸗ 
behalten: fonbern im wohlverjtandenen eigenen Vortheile. Nur dba, 
wo der Kornhaͤndler feine, ohnedem fehwierigen und gewagten, Be- 
rechnungen machen Tann, ohne ein Eingreifen des Staates bejorgen 
zu müffen, wo ihm bie freiefte Verfügung über feine herbeigejchaffte 
Waare unter allen Umftänven bleibt, alfo auch freie Wiederausfuhr 
möglich ift, kann fich eine ergiebige Einfuhr aus dem Auslande geftalten. 
Eine folche deckt aber unfere eigenen Bedürfniſſe zunächſt und ficher. 

1) Vgl. Rau, Volkswirthſchafts-Politik, die Aufl., Abth. 2, ©. 369 fg. - 

2) Diefe Anfiht wird von manchen bedeutenden Schriftftellern getheilt, welche 
im Allgemeinen ben Ausfuhrerfhwerungen keineswegs günftig find, doch aber im 
vorliegenden Falle das Heinere Uebel in ihnen fehen. So 3. B. von Galiani. 
Auch Rau, Volkswirthſchafts-Politik, Ste Aufl, Abth. 1, ©. 296 ift wenigitend 


nicht entſchieben bagegen. 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. L 3. Auflage. 22 
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c) Endlich muß dem Grunbfaße "der Freiheit felbft in dem 
ohne Zweifel bevenklichjten Falle dad Wort gefprochen werden, 
wenn nämlich ein Land zwar an fih wohl im Stande ift, die 
für die inländifche Bevölkerung nöthigen Lebensmittel zu liefern, 
allein es entweder an sruchtbarkeit jo weit nachſteht gegen die Er- 
tragsfähigfeit mitwerbender Länder, oder der Staat durdy hohe Ab— 
gaben die Erzeugungskoften der Lebensmittel jo bedeutend vermehrt, 
daß der Landwirth im eigenen Lande die Mitwerbung Frember, 
troß der Herbeilhaffungsfoften und ſonſtiger Nachtheile derſelben, 
nicht aushalten kann. Wird hier der Grundjag der Handelsfreiheit 
auzgeführt, fo muß nothwendig der Feldbau im eigenen Lande, mit 
Ausnahme der guten und gutgelegenen Felder, aufgegeben werben; 
und man wird in der Negel wohlfeilere Lebensmittel aus dem Aus- 
lande beziehen. Allein der Verluſt am Kapitalwerthe der Kändercien, 
welche nur noch als Grasland benützt werden können, iſt höchſt 
bedeutend; ein Theil der Bevölkerung wird um Beſchäftigung und 
Erwerb gebracht; die Nahrung des Volkes hängt von der Zu— 
fuhr aus der Fremde ab. — Um dieſen unzweifelhaften Nachtheilen 
vorzubeugen, iſt denn vielfältig ein Zollſyſtem eingeführt worden, 
durch welches zwar die Einfuhr fremder Lebensmittel nicht ganz 
verhindert, wohl aber mit einer Einfuhr-Abgabe belegt werden 
ſollte, durch die der Unterſchied zwiſchen den Erzeugungskoſten der 
verſchiedenen Länder ausgeglichen würde. Und zwar wollte man 
in den Zollanſätzen den Unterſchied der nothwendigen Erzeugungs— 
koſten nicht überſteigen, damit er nicht in eine Steuer zu Gunſten 
der Grundeigenthümer ausarte; durch eine feſte geſetzliche Einrich— 
tung aber, welche Willkühr und Sprünge ausſchlöſſe, dem fremden 
Händler einen Anhaltspunct laſſen 3). — Es wäre unaufrichtig, 
die Nachtheile einer übermächtigen und ungehinderten Mitwerbung 
fremder Lebensmittel zu beſtreiten; und zwar find dieſelben nicht 
etwa nur vorübergehend im Webergangzzuftande fühlbar, ſondern 
bleibend, theils in Betreff der geringeren Ausnützung der Natur: 


| 3) Weber biefe weltberühnmte Frage ſ. nantentlich die oben angeführten Schriften 
über die englifchen Korngefege; eine Zufammenftellung ber verfchiebenen Geſetze 
aber bei Rau, a. a. O., ©. 277 fg. 
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Landes, theils in ftaatlicher Beziehung, weil der Bezug 
yendigften Lebensbedürfniſſe aus dem Auslande in manchen 
hängig machen, bei völliger Sperre in bie höchite Noth 
ann. Wenn e8 nun auch richtig fein mag, bie wirtb: 
ı Nebel auszugleihen mit den Vortheilen, weldye ver ge- 
| Bevölkerung des Landes durch wohlfeilere Lebensbedürf⸗ 
ben, fo bleiben doch immer bie politifchen Bebenfen, welche 
nug find, um auch wirthichaftlich noch weit entjchiebenere 

einer Schutzmaaßregel für den inländifchen Aderbau nicht 
ingt maaßgebenb betrachten zu laſſen. E83 fcheinen viel- 
i Fälle wohl unterfchieden werben zu müſſen. Wenn ein 
h feiner geographiichen Lage und nach feinen Verkehrs⸗ 
jen einer auch in ungewöhnlichen Verhältniffen vorauz- 
sicht fehlenden Zufuhr feines Bedarfes ficher fein kann, 
3 immerhin dem an fich richtigen Grunbfaße der natür- 
iheit des Verkehrs folgen; und es barf dabei nicht außer 
ſſen werden, daß bie immer weiter fich erſtreckenden Eifen- 
ind Dampfichiffverbindungen die Möglichkeit und Wahr 
eit einer ununterbrochen und rechtzeitig erfolgenden Zufuhr 
Staaten des Feltlandes außerordentlich erweitert und be- 
ben. Es find itt Bezüge fehr großer Mafjen von Lebens⸗ 
us entfernten Gegenden der verfchiedenften Lage möglich 
ft fchon vorgefommen), an welche man bis vor wenigen 
jar nicht hätte denken können. Anders aber jtellt ſich wohl 
e für infularijch gelegene oder nur zur See mit den feh- 
ahrungsmitteln zu verjehende Länder. Wenn folde im 
es Krieges nicht die entfchiedene Ucbermacht zur See ha- 
zwar fo, daß auch Handelsſchiffe auf ihrem Wege zu ib- 
ich ficher find, fo können fie in die größte Noth und vicl- 
die Nothiwendigfeit eined durch die fonftigen Verhältniffe 
ründeten nachtheiligen Friedens gebracht werden. Da nun 
ie folche beitändig une unter allen Umftänden geficherte 
ht auf dem Meere kaum angenommen werben Tann, fo 


ir Staaten der bezeichneten Art eine Preißgebung des ein⸗ 
22 * 
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heimifchen Ackerbaues eine jehr gewagte Sadye und die oben be 
zeichnete Schutzmaaßregel bad richtigere Syſtem fein *). 

3) Daß von Seiten des Staated gegen bie Urfachen einer 
blos ſcheinbaren Theurung fo gut als nicht vorgefehrt wer- 
den kann, bebarf nicht erit eines Beweiſes. Es fteht weder, mit 
Ausnahme eines einzigen Falles °), in feiner Gewalt, die fchnelle 
— Hleibende ober nur vorübergehende — Vermehrung bed Gelbe 
zu bintertreiben, noch Tann er, wenn eine joldhe Vermehrung 
eintritt, Handel und Gewerbe jo fehnell fteigern, daß biefelben ben 
Ueberſchuß zur Verwendung zu bringen im Stande wären. Ueber: 
dieß ift fehr die Frage, ob ber Staat auch nur wohl daran thäte, 
auf eine Verhinderung wenigftend des Metallzufluffes hinzuarbei⸗ 
ten, indem diejer, neben ben allerdings für einzelne Klaffen fühl- 
baren Nachtheilen, im Ganzen wohl weit überwiegenbe Vortheile 
für dag gejammte Vollsvermögen mit fich führt. 


§. 51. 
b) Sekämpfung ihrer Wirkungen. 

Bei der Unzulänglichkeit der Staatsmaaßregeln zur gänzlichen 
MWegräumung der Urjachen einer Theurung müſſen um fo mehr 
diejenigen Mittel aufgefucht werben, welche ben Wirkungen biefer 
Urſachen möglihft entgegenarbeiten, mit anderen Worten, 
welche, troß des Fortbeitandes der Veranlaffung zu einer Theurung, 


4) Ueber die Belorgniß, daß England einer in einem Kriege fehlenden Ju: 
fuhr und dadurch entflehenden Noth und Wehrlofigfeit ausgeſetzt fein Fönnte, 
pflegen die Anhänger des Freihandels mit Lebensmitteln zu fpotten. Es fei aber 
doch geftattet zu bemerken, daß die Probe noch nicht gemacht und ſelbſt England 
einer unbebingten Herrichaft ber See nicht ficher ifl. Ueber die Folgen einer 
ernftlichen Unterbrehung der Zufuhr könnte dann aber, da bereits itzt bie Hälfte 
bed Verbrauchs aus bem Auslanbe fommt, vernünftigerweife Fein Zweifel fein. 

5) Diele Ausnahme ift die Unterlaſſung einer Schaffung von Papiergel. 
In den meiften Fällen iſt eine folche Unterlaffung allerdings fehr wünſchenswerth; 
in einigen freilich auch unthunlich, wern nämlich höhere Staatszwecke, nament: 
lich bie Vertheidigung gegen Außen, eine plößliche Vermehrung bes Umlaufi⸗ 
mittels gebieteriſch verlangen, felbft wenn biefelbe fpätere große Nachtheile zur 
Folge hätte. Jeden Falles wird bie Furcht vor einer fcheinbaren Theurung kaum 
je ein großes Gewicht haben bei Entfcheibung ber Frage, ob Papiergeld zu fchaffen 
fei, und ift die Behandlung der Frage alfo müßig in der Polizeiwiſſenſchaft. 
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e folche dennoch nicht eintreten laſſen. Es fällt aber in vie 
gen, daß dieſes auf Feine andere Weife zu bewerfftelligen ift, 
‚ wenn man ben Urſachen einer Theurung mindeſtens eben fo 
ckſame Urfachen einer Wohlfeilheit entgegenftellt, jo daß fich dieſe 
yeriprechenden Antriebe gegenfeitig aufheben und als Ergebniß 
er gegenfeitigen Aufhebung ein mittlerer Preis entſteht. Hin⸗ 
tlich der zu dieſem Zwecke führenden Mittel ift aber wieder zu 
terfcheiden zwiſchen ben beiven Arten einer wirklichen Theurung 
d ber blos fcheinbaren Theurung. Die Urfachen der erfteren 
men nur dadurch unwirkfam gemacht werben, daß dem beitehen- 
ı Mifverhältniffe zwiſchen Bebürfnig und verfäuflichem Vorrathe 
jeholfen wird, was wieder nur “entweder durch eine Verminde⸗ 
ıg des Gebrauches oder durch eine Vermehrung bed Vorrathes 
verfitelligt werben mag )); wobei zwifchen einer natürlichen und 


1) Allerdings find auch fchon noch andere Mittel gewählt worben, einer 
yenben Theurung zu begegnen, nämlich bie Xaration ber verfchiebenen 
en von Lebensmitteln, und bie Theurererhaltung des Brodes in wohlfeileren 
wen um baffelbe in theureren um eben fo viel wohlfeiler geben zu Fünnen; 
3 hält aber eine Prüfung nicht aus. — Eine Taration iſt von vornweg ein 
jſeheurer Eingriff in das Privatrecht und ohne manchfachſte Beeinträchtigungen 
,.‚Mißgriffe gar nicht ausführbar. Ueberdieß if fie als Mittel ber Wohlfeil⸗ 
: ganz verfehlt, indem fie die Landwirthfchaft entmutbigt, dadurch aber einen 
ı aewünfchten gerabe entgegengefeßten Erfolg herbeiführt, jo daß es nicht unter 

Maapregeln zur Verhütung einer Theurung, fonbern im Gegentheile unter . 

Urfachen der Entftehung ober wenigften® Steigerung berfelben genannt wers 

muß (f. oben $. 48, &. 828). Ueberdieß konnte Taration im beften alle 

eine wirflihe Theurung befämpfen, weil bier bie nothwenbige Summe 

Lebensmittel nicht vorhanden ift, alfo nur die materielle Dedung des Bedürf⸗ 
es Hilfe gewähren mag. — Was aber bie, befanntfich durch die Parifer 
Zereifaffe verfuchte Bemühung betrifft, immer einen mittleren Brodpreis 
erhalten, und zwar dadurch, baß ben Bädern in theuren Jahren aus einer 
n8 dazu beftimmten Kaffe Vorſchüſſe gemacht werden, welche fie in ben Stanb 
n, unter bem felbftfoftenben Preiſe zu verkaufen, während fie biefelben in 
Hfeiler Zeit unter Beibehaltung höherer Preife wieber zurückzahlen follen: 
leidet ber ganze fcharffinnige Gedanke, außer manchen vielleicht untergeordneten 
re bocdh immer noch hinreichend bebeutenden Bedenken, an der Schwierigkeit 

nit zu fagen Unmöglichkeit, Fünftlich theures Brod während vielleicht einer 
be von Jahren zahlen zu.machen. Das verhältnigmäßig wohlfeile Brob wird 
te angenommen werben, gegen bie Fortdauer des Preifes ber bie Höhe bes freien 
‚eltverkehreß aber bald fehr lebhafter Widerfpruch erfolgen. eben Falls ges 
t eine fehr flarke und zur Anwendung aud von Gewaltmitteln entichlofiene 
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einer Fünftlichen Theurung Leine Verſchiedenheit ftattfindet, weil in 
beiden Fällen eine größere Wohlfeilheit nur aus einer Wiederher⸗ 
ftellung des richtigen Verhältniffe® des Angebotes und der Nad- 
frage entſtehen ann. Bei einer blos ſcheinbaren Theurung kam 
dagegen nur eine Herjtellung des Geldwerthes Hilfe leiſten, wäh: 
rend an den materiellen Verhäftniffen der Lebensmittel nichts zu 
ändern ift, da biefe an und für ſich den Bebürfniffen entfprechen. 

Was nun zuerft die Gegenwirfungen wider die Urfachen einer 
wirklichen Theurung betrifft, fo ift ſelbſtredend 

1) eine möglichfte Einſchränkung ber Verzehrung 
ein vichtige® Mittel, da bei geringerem Begehre bie Preife weniger 
‚ fteigen ; leider find feine jehr bebeutenden Wirkungen davon zu er: 
warten. Dieß aber aus zwei Gründen. — Einmal ift überhaupt 
dad Feld der möglichen Bejchränfungen nur ein enges. Verſchwen— 
dung von Lebensmitteln findet fchon in gewöhnlichen Zeiten nicht in 
einer fehr ind Gewicht fallenden Weiſe ftatt, da die große Mehr: 
zahl immer zu Sparſamkeit auch in dieſem Puncte genöthigt ift; 
und wenn benn nun auch bei eintretender Theurung eben vice 
Mehrzahl der Bevölkerung ganz von felbjt und ohne auf eine Auf 
forderung des Staates zu warten jede noch weiter thunliche Ver: 
minderung eintreten Täßt, fo kann doch das Gefammtergebniß Fein 
großes fein, eben weil nicht viel wegzufchneiden war. — Sodann 
aber find die vom Staate möglicherweife zu ergreifenden pofitiven 
Maaßregeln geringe der Zahl und der Wirkung nad. Die Por: 
kehrung eines Zwanges gegen Solche, welche troß ber Höheren 
Preife doch noch offenbare Verſchwendung treiben, (und c3 mag ber: 
gleihen wohl geben,) wäre ohne Zweifel wohl zu rechtfertigen; 
allein eine jolche in das Innerſte des häuslichen Lebens eindringende 
Beaufjichtigung und Nöthigung wäre mit fo vielen Unannehmlich— 
feiten verbunden, und überbieß jo fchwer durchzuführen, daß hiervon 
doch wohl abzuftehen ift. Dagegen mag der Staat allerdings ſelbſt 


Negierung dazu, um das Wagniß zu unternehmen. Ueber die fragliche franzi 
ſiſche Einrichtung ſ. Block, Dictionnaire de l’administration frangaise, ©. 218; 
eine Kritit bei Römiſch, Korntheurung, ©. 74. Bei Blod auch eine zahl 
reiche Literatur. 
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jeden unnöthigen Aufwand in ben von ihm geleiteten Anftalten, 
alſo beim Heere, in den öffentlichen Erziehungsanſtalten u. ſ. w., 
abjtellen, und es fann der Fuͤrſt bei feiner Hofhaltung mit gutem 
Beifpiele vorgehen. Es it ferner moͤglich und nützlich durch ein 
Verbot, neugebadened Brod zu verkaufen, manche blos verſchwen— 
berifche Verzehrung zu Hintertreiben. Endlich ift es nicht ganz ohne 
Bedeutung, wenn bei fteigenden Getreivepreifen nicht der Preis bez 
Broded erhöht, fordern vielmehr bei ftehenbleibendem Preife das 
Gewicht defjelben vermindert wird; namentlich ift dieſes wirkfam bei 
allen mehr zum Wohlleben dienenden Gebäden 2). Es leuchtet 
jeboch ein, daß diefe Maaßregeln ſämmtlich, auch vereinigt, Leinen 
grogen Erfolg haben können und eigentlich mehr bie Erfüllung 
einer ſittlichen Pflicht, als eine fachliche Hilfe find. Bei weiten 
auggiebiger wäre allerdings ein Verbot des Branntweinbrennens 
aus Getreide und Kartoffeln; allein ein folches ift nicht nur ein 
großer Eingriff in eine weitwerbreitete und lohnende Gewerbethätig- 
feit, fondern aud) eine für manche nothiwendige und nügliche Ver: 
wendung in fonftigen Gewerben fehr beeinträchtigende Maaßregel. 
Es kann jomit wohl nur bei eigentlicher Hungersnoth ftattfinden 9). 
2) Glücklicherweiſe ift daS zweite gegen eine drohende Theu- 
rung anzıumendende Mittel, nämlih Vermehrung des Vor 
rathes, ausgiebiger und, wenn richtig andgeführt, keinen grund: 
fäßlichen Einwendungen ausgeſetzt. 
Eine ſolche mag aber 
a) darin bejtehen, daß die nöthige Zufuhr aus dem Auslande 
beſchleunigt und gefteigert wird. — Das Hauptmittel Hierzu ift 
dern allerdings die beftändige und grundſatzmäßige Freiheit des 
Handel? mit Lebensmitteln, und es wird diefe in der Regel auch 
ohne beſonderes Zuthun des Staates hinreichen dem Uebel Schran: 
fen zu fegen, da das Steigen der Preije, und ſelbſt ſchon die Aus— 
2) S. Erſch und Gruber, Encyflopäbie, Sect. I, Bd. VII, ©. 48. 
3) Gegen die Beſchränkung der Branntweinbrennerei erflärt fih Weber, 
a. O., © 138 fg.; Lo, Revifion, Bb. II, ©. 323 fg.; ferner der Verf. 
yer Schrift: Iſt es ratbfam, bei hohen Kornpreifen das Branntweinbrennen zu 


serbieten ? Lpz., 1804. Weitere Schriften Über biefen Gegenftand |. bei Erich, 
fiterat, der Jurisprudenz und Politik, S. 470. 
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ſicht auf ein folches, Beifuhr hervorrufen wird. Dieß kann aber | 
um fo leichter gefchehen, als fich in Folge der Freiheit auch überall 
ein regelmäßiger und ehrenhafter, den vielfachen Schwierigkeiten 
des Geſchaͤftes fiegreich gewachſener Kornhandel auszubilden im 
Stande ift ). Doc wäre es keineswegs richtig anzunehmen, daß 
ed, wenn nur erſt Freihandel feftgeftellt fei, unter feinen Umſtänden 
“weiterer Sorge gegen Theurung bevürfe. Es Tann nämlich bei 
beſonders dringender und plößlich entſtehender Noth auch noch durd 
weitere pofitive Maaßregeln nachzuhelfen fein. Zuweilen wird 
nämlich eine Unterbandlung nöthig fein, um Außfuhrverbote frem: 
der Staaten wegzuräumen. In anderen Fällen Fönnen die Fracht⸗ 
koſten auf Staatzeijenbahnen herabgejeßt, etwaige fonjtige Abgaben 
auf Handelögefchäfte, 3. B. Hafengelber, Ylußzölle u. dergl. vor: 


- übergehend vermindert oder ganz befeitigt werben müffen. Ferner 


mag man fich vielleicht noch zur Gewährung von Einfuhr-Prämien 
verftehen. Allerdings hat folche am Ende immer wieder das Volt, 
d. h. der Zehrer, zu bezahlen, und es möchte jomit die durch fie 
. bewirkte Verminderung des Marktpreije nur eine Täufchung ſchei⸗ 
nen: allein einmal muß bie Prämie, als ein unter allen Umftänden 
fiherer Gewinn, zur Einfuhr und ihrer Bejchleunigung noch befon- 
ber? reizen; fodann kann doch möglicherweife die dadurch erzeugte 
Vermehrung des Angebotes die Preife jo weit brüden, daß wenig: 
ftend ein Theil der baaren Vorauslage de Staates dem Bürger 
wieder erjegt wird. Hinfichtlich des anderen Theile bleibt es aber 
immerhin eine Erleichterung, daß die eingeführten Lebensmittel itzt 
wohlfeiler bezahlt werben, während die Prämien erft fpäter, alſo 
wenn die gegenwärtige Noth überwunden ift, auf die Steuer ge 
Ichlagen wird. Iſt es fomit auch Feine wirkliche Verminderung 
ber Theurung, fo iſt es doch eine erträglichere Vertheilung ber 
Mehraugsgabe auf eine längere Zeit. Endlich Tann aber ver Staat 
noch dadurch Hilfe zu jchaffen ſuchen, daß er ſelbſt Vorräthe zu 
rechter Zeit, natürlich im gefchictter Weife, in dem Auslande auf 
faufen und dad Ermorbene an ypafjenden Orten zum Berkaufe 


4) Ueber die natürlichen Schwierigfeiten des Kornhandels |. Roſcher, 
Ueber Korntheurungen, ©. 11 fg; Römifch, Komtheurung, S. 40 fg. 
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bringen laͤßt. Auch hier iſt allerdings die Sache nicht ohne Be⸗ 
denken, weil ein ſolcher Staatsauftrag, wenn er bekannt wird, 
leicht in den natürlichen Bezugsorten die Preiſe ſteigert, anderen 
Theiles er Speculanten von freier Einfuhr abhalten kann, indem 
ein nicht berechenbares Moment der Preife, der vom Staate beim 
Wieberverkaufe erlangte Preis, ihre Berechnung unficher macht. Da 
jedoch durch ſtrenges Geheimhalten der Manßregel und beſonders 
dadurch, daß der Staat jelbjt bei dem ganzen Verfahren nicht er: 
ſcheint fondern er gewöhnlichen Händlern Auftrag und Vorſchüſſe giebt, 
biefe Folgen vielleicht vermichen werben koͤnnen: fo ift keineswegs 
unter allen Umſtänden auf eine folche vom Staate ſelbſt veranlaßte 
Herbeilchaffung von Vorräthen zu verzichten, fondern nur bag 
Mittel zulegt von allen, alfo in einem wahren Nothfalle, und in 
möglichit vorfichtiger Weile zu benuten 5). 

b) Sodann fann, wenigſtens für beftimmte Fälle, eine Ver⸗ 
mehrung ded zu Verkauf kommenden Vorrathes bewerkſtelligt werben 
durch die Deffnung von Vorrathsmagazinen, welche der Staat zu 
ſolchem Zwede unterhält. Allerdings ift gegen biefe Maaßregel 
Gewichtiges einzumenben, und fie ift auch ala Hilfe gegen eine Theu- 
rung in einem ganzen Lande von untergeorbneter Ausgiebigkeit, fo 
daß fie keineswegs, wie bieß früher verlangt und auch wohl geübt 
worden tft, in erfte Linie geftellt werben Tann; allein für folche 
Gegenden, welche einer Seit? die nöthigen Lebensmittel nicht ſelbſt 
erzeugen, anderer Seits ber Zufuhr nicht immer zugänglich find, 
(3. B. im Winter) bilden Kornmagazine doch immer eine wünſchens⸗ 
werthe Einrichtung ®). 

5) ©. Rau, a. a. O., ©. 297. 

6) Der früher ſehr lebhaft geführte Streit Über Vortheile und Nachtheile bet 
Kornmagazine ift ſehr in ben Hintergrund getreten, ſeitdem man bie Befeitigung 
der Theurungen nicht mehr von ihnen verlangt, fondern von bem freien Hanbel 
erwartet. Doc ift e8 immer noch von Intereſſe fi mit Gründen unb Gegen 
grünben befannt zu maden. Dan ſehe 3. B. Lob, Staatswiſſenſchaftslehre, 
®b. II, ©. 823, und Rau, Volkswirthſchafts⸗Politik, Ste Aufl., Abth. 1, ©. 
292 fg.; bei Lebterem und bei Weber, a. a. O., ©. 150 fg., aud bie Lites 
ratur, befonber8 über bie verfchiebenen Drittel das Getreide aufzubewahren. — 
Die Angriffe betreffen theils überhaupt bie Herabbrüdung ber Preife durch wohl⸗ 
feilen Berfauf von Staatö-Borräthen, theils bie Magazinirung insbeſondere. Jene 
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Die Urfachen einer blog ſcheinbaren Xheurung koͤnnen, 
wie leicht einzufehen, nur dadurch neutralifirt werben, daß benfelben 
ein erhöhter Gebrauch der im Lande umlaufenden Gelomenge ent: 
gegengefeßt wird. Einen foldyen durch Staatsmaaßregeln jchneller 
herbeizuführen, als gr durch die Natur der Dinge ſelbſt, d. h. durch 
die Verſendung des überflüſſigen Geldes ins Ausland gegen Waa— 
ren oder durch Ausdehnung der Gewerbe-Unternehmungen im Lande, 


find bereits erörtert; was aber bie Errichtung bleibender Staatsmagazine insbe 
ſondere betrifft, ſo wird eingewendet, daß bie Bereithaltung eines fo großen Ka 
pitales bie Staats-Kaſſe ſehr beläſtige und nur durch eine Schuldenaufnahme oder 
durch eine Erhöhung der Abgaben bewerkſtelligt werden könne; ſodann daß der 
Abgang an den Vorräthen, der Betrug, die Verwaltungs-Koſten (nach Say mit 
15 Proc. jährlich) in Anſchlag zu bringen ſeien. Hiergegen läßt ſich nun zwar 
als Gegengewicht vorbringen: daß die Vorräthe in wohlfeilen Jahren nach und 
nach angeſchafft werden mögen; daß ihr Verkauf in theuren Jahren bie fimmt: 
lihen Koften deden kann; endlich daß ihre Auffammlung den Neben-Nupen bat, 
die Preife nicht allzutief finfen zu laſſen. Aber jene Opfer erfcheinen allerdings 
als jehr bedeutend, und zuſammen mit bem nicht mwegzuläugnenden Theile der 
allgemeinen Einwendungen find fie genügend, um bie ganze Maaßregel nur als 
Ausnahme in feltenen Fällen zuläffig erfcheinen zu laſſen. — Sehr unglüclich 
find diejenigen Vorſchläge, welche ben Nachtheilen der Staatsmagazine dadurch 
entgehen wollen, baß ber einzelne Privatmann genöthigt werben fol, Vorraͤthe 
für ben Staat zu unterhalten. Cine ſolche Maaßregel wäre in allen vorgeſchla⸗ 
genen Verfchiedenheiten eben fo ungerecht ald unausführbar. Wenn 3. B. Soben 
und Heinau jedem Probucenten bie Pflicht auflegen wollen, daß er immer eint 
mit feinem Gute im Verhältnig ſtehende Menge von Früchten in Vorrath behalte, 
welche dann im Falle einer Theurung auf Befehl der Regierung verfauft wür: 
den: fo ift hiergegen ſchon längſt die Ungerechtigkeit ber Forderung, die Schwie⸗ 
rigfeit der Aufſicht, endlich die dadurch hervorgeführte Entmuthigung bes Ader: 
baues angeführt worben. Und wenn Say, Wollſtänd. Handbuch ber National: 
Defonomie, Bd. IV, ©. 236 fg. der Stuttg. Meberf.,) zu einem Vertrage ber 
einzelnen Gemeinden mit Privaten räth, durch welche fich Teßtere verbindlich mad: 
ten, einen Kornvorrath zu halten und benfelben zu verkaufen, ſobald die Preiſe 
eine gewiſſe Höhe erreicht hätten, dafür aber jährlich eine Entſchädigung im Ber: 
hältnifje ihres Vorrathes erhalten würden: fo ift namentlich die Schwierigfeit, me 
nicht Unmöglichkeit, einer Abwendbung von Betrug anzuführen. Wie leicht Finn: 
ten da, nachdem Jahre lang Entihäbigungd:Summen für angeblich vorbandene: 
Getreide bezahlt worden wären, im Falle der Noth die Böden leer gefunden wer: 
ben? Gar zu abentheuierlich find vollends die Vorfchläge zu gemeinfchaftlich von 
Erzeugen und Berzehrern angelegten ober gar von Iebteren allein angelegten 
Magazinen,_(f. Schulze, Magazinirung. Lpz. 1847; Briegleb, Das Nimm: 
berger @etreibemagazin. Nürnbg., 1852.) 
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jefchehen würde, erjcheint nun aber kaum als möglih. Nur in 
em einen alle freilich, wenn der Ueberfluß an Gelb von all: 
mgroßer Vermehrung des Papiergeldes herrührt, Tann der Staat, 
md nur er, die Verminderung ober allmählige gänzliche Vernich- 
ung veranlaffen. Hierzu find denn aber eine längere Reihe von 
jahren und ruhige, glückliche Zeiten nöthig, welche ein fo bebeuten- 
des Dpfer von Seite der Staatskaſſe over eine fo beveutende Ab⸗ 
zabenerhöhung zulaſſen. Bon einer fchnell wirkenden Hilfe, einer 
polizeilichen Maaßregel, ift alio jeden alles nicht die Rede. 


6. 52. 
3) Hilfanftalten während Thenurung nnd Önngerönoth. 

Sit trotz aller angewenbeten Mittel die Theurung weder ganz 
zu verhüten, noch auch wenigſtens in ihren Wirkungen aufzuheben 
zeweſen, jo hat num die Polizei das fchwierige Gejchäft, den Bür⸗ 
jern jo gut als möglich über die Leivenzzeit wegzuhelfen. 

Es find aber hierbei nicht nur wieder die verfchiedenen Arten 
von Thenrung augeinandber zu halten, jondern namentlich ift auch 
er Zuftand bloſer, wenn fchon vielleicht beträchtliher, Theurung 
m unterfcheiden von dem eines unbebingten Mangels, aljo einer 
Zungersnoth. Es rechtfertigt nämlich die Nothwendigkeit das Leben 
m retten im letzteren Falle Maaßregeln, welche bei blojer Theu⸗ 
rung noch nicht als erlaubt erjcheinen koͤnnen. 

I. Maaßregeln bei einer Theurung. 

1) Bei einer wirklichen Theurung kann freilich von der Ab⸗ 
wendung aller Noth Feine Rede fein, denn dieſe ift durch die Natur der 
Umftänbe gegeben ; fondern nur davon, fo viel ald möglich eigentlichen 
Mangel zu lindern. Natürlich müffen für dieſen Zweck Opfer ges 
wacht werden; und felbft vor bedeutenden darf der Staat nicht 
urücktreten bei dev vielfeitigen Wichtigkeit einer genügenben Hilfe. 

Bon felbit verfteht fi, daß vor Allem mit den Mitteln, 
velche zur Neutralifirung der Urſachen ver Theurung dienen jollten, 
mverdroſſen fortgefahren werden muß. Haben fie ſich auch un- 
virffam gezeigt zu Beleitigung des Uebels, fo vermindern fie doch 
heilweiſe das fernere Steigen deſſelben. Auch können fie itzt noch 
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burch einige weitere Maaßregeln verftärkt werben, welche erſt bie wirk⸗ 
lich eingetretene Noth rechtfertigt oder wirkjam werben läßt. So mag 
nämlich der Staat durch zweckmäßige Vertheilung ber in feinem Befike 
befindlichen Vorräthe unter die am meiften leidenden Klaſſen und Lan⸗ 
destheile fördern. ine unentgeltliche Meberlaffung an völlig Hilf⸗ 
loſe und ein Verkauf unter den koſtenden Preifen und auf Borg 
an die nächſtnothleidende Klaſſe ift für die Betreffenden eine Wohl: 
that und von günftigem Einfluffe auf das Allgemeine. Namentlich 
mögen den Bädern Früchte wohlfeil überlaffen werben unter ver 
Bedingung, daß fie dad Brod an bazu berechtigte Aermere zu 
nieberen Preifen verkaufen. Ferner iſt ist eine Belehrung de 
Volkes über die anftatt der gewöhnlichen Lebensmittel anzuwenden: 
ben Erfagmittel an der Stelle !). Endlich wird durch Einführung 
ber Rumforbifchen Suppen in allen öffentlichen Anftalten, jo wie 
für Diejenigen, welche während der Theurungszeit bie eigene Haus: 
haltung aufgeben und fich mit diefer, wo nicht angenehmen das) 
nahrhaften, Koft fättigen wollen?), mancher jonft verlorene Nahrung?- 
ftoff zu Rathe gehalten werben. 

Von großer Wichtigkeit ift ſodann in der Seit bedeutender 
Theurung eine beſonders ftrenge Aufficht über die mit dem Ber: 
Taufe voher oder bereiteter Lebensmittel handelnden Gewerbe, bamit 
fie die Zeit ängftlicher Nachfrage und geringer Auswahl nicht zu 
betrügerifchen und ungefunden Verkäufen benügen, die Noth durch 
Eigennugß noch fteigernd. Anſatz der höchiten gefeßlichen Strafen 
ift bei bem größern Reize zum Vergehen ganz an ber Stelle. Da: 
gegen ift Zwang zur Fortſetzung des ihnen ſchädlich oder unmög- 
lich gewordenen Gewerbez, oder die Auflegung ber, vielleicht ganz 
unerfüllbaren, Bedingung, immer einen gewiffen Vorrath bereit zu 
haben, nicht gerechtfertigt. 

1) ©. Jasmayer, Chemifche Verfuche zur Erſparung des Getreibes. 
Wien, 1805, 8. 

2) Ueber die Rumford'ſchen Suppen f. unter Anden: Rumforb, Kleine 
öfon. Schriften, Bd. I, ©. 245 fg.; Raſch, Menfchenbeföftung durch mohlfeile 
unb gefunde Speifen. Erf., 1804; Lettfon, Weber die Erleichterung ber Not 


ber Armen durch wohlfeile Nahrungsmittel. Bresl. 18055 Haus, Die Rumf. 
Suppe. Hannov., 1806. - 


849 


uptjächlich aber ift die Privat: uud die öffentliche Wohl⸗ 
it zur Linderung bed Drudes aufzuregen und zu leiten. 
ung aller vorhandenen Mittel, Aufrufe zu außerorbentlichen 
en an Geld ober Lebensmitteln, Bilbung freiwilliger ober 
: Regierung veranlaßter Vereine zur Unterfuhung der Noth 
zweckmäßiger Verwendung der Mittel ?) müfjen zuſammen⸗ 
und dieje vereinten Beftrebungen werden eine Menge von 
tteln bervorzuziehen und nutbar zu machen willen, welche 
nverivenbet geblieben wären. Durch bie Unternehmung oder 
nung öffentlicher Arbeiten ift Gelegenheit zu außerorbent- 
Berbienfte zu geben. Beiträge an Fabrikherren und fonftige 
yeunternehmer oder Beftellungen bei ihnen werben fie in den 
jegen, ihre Arbeiter troß der, in folder Zeit immer eintre⸗ 
Gewerbeftodung fortwährend zu bejchäftigen, vielleicht ſelbſt 
Zulagen zu bewilligen. 

ie Frage aber, ob nicht .etwa rüchaltende Erzeuger oder 
e zum Verkaufe ihrer Vorräthe gezwungen werben koͤnnen 
Xen, ift zu verneinen. So gewiß felbft dieſes äußerſte Mittel 
r eigentlichen Hungersnoth nöthig werden kann, (f. unten,) 
: doch feine Anwendung bet blofer Theurung verderblich. Nicht 
e wirkliche Ausführung der Maaßregel, ſondern ſchon die 
vor einer Möglichkeit derfelben würde die gerade itzt mit 
Mitteln anzuftrebende Zufuhr vollkommen abhalten. Die, 
ganz gerechte, Entrüftung über eine graufame Selbftjucht 
iht zu einem Schritte treiben, welcher bie Noth nur noch 
ı Könnte. 

) Bon Maafregeln zur Crleihterung der blos fchein- 
; Theurung fann jeden Falles nur binfichtlich zweier Klaſſen 
rionen die Rede fein, nämlich bei ven mit feſtem Gelvein- 
t vom Staate angeftellten Beamten und den von ihren 
Lebenden. Alle Anderen vermögen durch Steigerung ber 
ihrer perfönlichen Arbeit oder ihrer Erzeugniffe wenigftend 





Sehr wohlthätig haben fi 3. B. in Württemberg im 3. 1816 bis 1817 
Frauen und Männern zufammengefebten Brtlichen, Oberamtö: und Landes⸗ 
tigfeitö-Bereine erwielen. 
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alfmählig der Werthucränderung de Geldes unbefchäbigt zu entgehen. 
Eine nähere Prüfung der Verhältniffe jener beiden Klaffen zeigt 
jedoch wieder, daß eine wefentliche Verſchiedenheit zwiſchen denfelben, 
und fomit auch zwifchen ihren Anfprüchen an den Staat, befteht, 
Daß bei ven Beamten eine Hilfe nicht nur Flug und billig, jondern 
jelbft von der Gerechtigkeit erfordert ift, fallt in die Augen. Sie 
haben für ihre Dienfte nicht ſowohl ein beftimmtes Gewicht Metalles, 
fondern eine gewiffe Summe von Lebendunterhaltungs- und Genuf- 
Mitteln in Anſpruch zu nehmen; eine verhältnigmäßige Vermeh— 
rung des nominellen Gehalte ift jomit igt nothwendig *). Anders 
verhält es fich bei den von Zinſen Lebenden. Bon einem Hecht? 
anfpruche kann bier Feine Rede fein. Nicht nur befteht eine Ber 
bindlichkeit zu einem Erſatze aus öffentlichen Geldern gegen Solche, 
welche nicht dem Staate oder feinen Anftalten, fondern Privaten 
geliehen haben, auch nicht entfernt; jondern auch gegen die Gläubiger 
bes Staates liegt kein Grund zu einer Aufbeſſerung vor. Sie haben 
dem Staate eine gewiffe Summe Metalle geliehen, und hiergegen fi 
einen beftimmten Theil deſſelben als jührlihen Zins ausbedungen. 
Diefer wird ihnen auch itzt; Weitered können fie nicht verlangen. In 
dem Falle freilich gefchieht Unrecht, wenn die in Metallgeld ver- 
ſprochenen Zinſen in einem entwertheten Papiergelve bezahlt werben; 
und dennoch ift auch hier eine Hilfe, etwa durch eine Vermehrung 
ver bezahlten Zinſen, nicht möglich, da der gefegliche Zwang, das 
Papiergeld in feinem Nennwerthe als Zahlung annehmen zu müſſen, 
feinerlei Ausnahme erleiden Fann, wenn er überhaupt wirken fol. 
Leider können eben nicht alle Uebel, ſelbſt wenn fie vom Staate 
veranlaßt find, wieder gut gemacht werben. 

U. Maaßregeln bei einer Hungerönoth. 

Anders ftellt fich die Aufgabe, wenn förmlide Hungersnot), 
alfo eine thatfächliche Inzureichenheit der für eine beftimmte Be 

4) Es verficht fih, daß eine ſolche Zulage nicht bei jeder Meinen Verändes 
rung gegeben wirb; folche Verlufte gleichen fi) durch bie entgegenftehenden ähn⸗ 
lihen Gewinne in fcheinbar wohlfeilen Zeiten aus; fondern nur wenn eine be 
beutende und vorausſichtlich Tängere Zeit bleibende Werthverminberung bes Geld 


eingetreten ift. Eine Zulage ift natürlich bei ben geringbezahlten untergeorbneten 
Beamten am nothwenbigften. 


851 


(ferung während einer gewiffen Zeit nothwendigen Lebensmittel, 
igetreten iſt. In der Regel wird dieſer Zuſtand erſt auf eine 
rangegangene Theurung, welche man nicht zu beſeitigen wußte, 
lgen; doc, iſt auch, z. B. in Folge ploͤtzlicher Zerſtoͤrung aller 
yrrätbe, ein unmittelbarer Eintritt möglich. Sn dieſem äußerſten 
ille ift der Staat nicht nur berechtigt ſondern auch verpflichtet, 
le Mittel, welche irgend zu Erhaltung des bedrohten Lebens feiner 
ürger dienen können, zu ergreifen, ohne Rückſicht darauf, ob fie 
igenthumsrechte verlegen und den gewöhnlichen Gefeten des Volks— 
ohlſtandes zuwider find. Sämmtliche pofitiven Nechte müffen der 
nmittelbaren Erhaltung des Lebens Aller weichen; und es wäre 
ine offenbare Verfehrtheit, für den künftigen Reichtum von Men— 
hen ſorgen zu wollen, welche man vorläufig verhungern läßt. 
Sine ſolche Noth mag aber nicht nur an einzelnen Orten, 5 2. 
lagerten Städten, fondern auch in größeren Bezirken eintreten in 
Folge gänzlicher Kriegsvermüftungen, mehrjähriger Mißärndten u. dgl. 
— Die einzige Auskunft in ſolchem Falle ift offenbar die Beſchlag⸗ 
nahme aller noch vorhandenen Lebensmittel, (natürlich gegen ſpätere 
Entſchädigung,) Eintheilung derſelben in Portionen, welche zur 
Erhaltung des Lebens nothdürftig hinreichen, endlich tägliche Ver— 
theilung derſelben entiveder von der Polizei felbjt oder durch vie 
betreffenden Gewerbe. Eine ſolche gezwungene Eintheilung mag 
dann, wie auf einem in Wafferönoth befindlichen Schiffe, eine 
lingere Zeit daB Leben Aller friften, al3 wenn die Vertheilung dem 
guten Willen oder dem Eigennutze überlaſſen bliebe. Vielleicht ift 
es möglich, damit bi zur Erlangung eine neuen VBorrathed aus⸗ 
jureichen; wo nicht, hat man wenigſtens dad Mögliche gethan. 
jreilich darf man fich die vielen Schwierigkeiten nicht verhehlen, 
md namentlid in einem größeren Bezirke nicht auf eine voll- 
tändige Durchfegung der Maaßregeln rechnen: allein doch bleibt 
ine unvollftändige Hilfe beſſer, als die gänzliche Unthätigfeit der 
Muthlofigfeit. Keines Beweiſes wird es übrigen? bebürfen, baß 
ie vorftehenden Maaßregeln burchzuführen find, welde Ur: 
chen auch die Hungernoth herbeigeführt haben mögen. Eben jo 
it es gleichgültig, ob der Staat durch frühere Thätigfeit und Ein- 
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ficht daS Uebel hätte befeltigen Tönnen, ober nicht. Itzt ift von 
nicht? mehr die Rede, ald von der Rettung des bebrohten Leben? 
der Bürger; alles Andere kommt ist nicht in Betracht. — 
Bon einer-Hungeränoth bei blos ſcheinbarer Theurung kann, ver 
Natur der Sache nach, gar nicht die Rede fein; ſondern hoͤchſtens 
von einzelnen Fällen völliger Hilflofigleit,, welche dann der Armen 
pflege anheimfallen. 


Zweite Abßfheilung. 


Hilfe bei der Neth einzelner Perſenen oder Klaſſen. 
(Armen:Bolizei.) 


Erfter Abſchnitt. 
Die Einzeln-Armuth. 


6. 53. 
1) Allgemeine Grunbfähe. 

Auch bei ganz normalen Preifen der LebenZbebürfniffe, ſodann 
in jeder Form der bürgerlichen Gefellichaft und bei jedem Zujtande 
ber Gefittung find einzelne Staatämitgliever aus individuellen 
Urfachen fo mangelhaft mit Beil und Einkommen verſehen, daß 
fie die zum Leben nothwendigen Bebürfniffe zu beſchaffen nicht 
vermögen. In der Mehrzahl der gefellichaftlichen Zuftände findet 
man fogar ganze Klaſſen von Perfonen, welche durch die allgemeine 
Geftaltung der Verhältniffe entweber beſtändig in Dürftigkeit find, 
oder wenigften? immer in ber Gefahr ftehen, darein zu verfallen. 
Mit anderen Worten, es giebt immer und überall Einzeln-Ar: 
mutb, und in den meiften Fällen auh Mafjen-Armuth oder 
Proletariat ”). 

1) Es iſt nothwendig ben fehr unſichern Sprachgebrauch in Betreff bes Ar: 
menweſens feftzuftellen, ba fonft Mißverftändnifie unvermeidlich find, und fih 
überbieß aus der Unbefimmtbeit der Bezeichnung leicht auch Verwirrung in den 
Begriffen erzeugt. Arm in ber allgemeinften Bedeutung bed Wortes ift Jeder, 
welcher bie Mittel zur Befriedigung ber unter feinen individuellen Verhältnifien 
beftehenben Lebensnothwendigkeiten nicht beſitzt. Da biefe Nothwendigkeiten je 
nach den Verhältniſſen bed Einzelnen, 3. B. feinem Stande, feinen Familien⸗ 
verhältnifien u. ſ. w., ſehr verfchieben fein können, fo iſt allerdings biefer allge 
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es Pflicht des Staates ift, für ſolche Arme, falls ihre 
ng nicht durch freiwillige Leiftungen hinreichend gefichert 


f ber Armuth ein ganz relativer und unbeflimmte. Es Tann ein 
t arm fein als ein Tageldhner. Für bie polizeiliche Thätigkeit bes 
jedoch allerdings, da ihre Aufgabe nur bie ift, die Vernichtung der 
erfönlichkeit zu verhindern, bloß diejenigen Fälle von Armuth beach: 
elche unmittelbar diefe Folge zu haben broben. Dürftigfeit unb 
ı gefteigerte Zuftände diefer Art. — Nicht ganz gleichbebeutenb mit 
n ift ein Broletarier. Ein folder iſt Derjenige, deſſen Erwerbs: 
ficher Zeit unficher und Färglich find, weil er nur eine vielfacher Con⸗ 
eſetzte Arbeitskraft, nicht aber auch ein beren beftändige Anwendung 
apital ober Recht befigt, ſomit volftändig von ber Verwenbung An: 
jt. In ber Regel ift dabei nur von phyſiſcher Arbeitsfraft bie Rede; 
r auch niedere geiftige Arbeiten in dieſe Kategorie. Abfoluter Mangel 
atliches Merkmal bes Proletarierd, da er im Augenblide verwendet 
t fogar nicht ſchlecht, bezahlt fein kann; wohl aber bie Möglichkeit, 
in völlige Erwerblofigfeit zu verfallen ; alfo gänzliche Unficherheit ber 
ben Eriftenz. Auch find Rohheit und Liederlichkeit keineswegs nothwen⸗ 
yaften eines Proletarierd, wohl aber häufig mit folcher Lebensftellung 
Nicht jeder Arme ift fomit ein Proletarier; und nicht jeber Proles 
Uen Zeiten nothwendig arm. — Proletariat if vorhanden, 
he Unficherheit und Kärglichkeit ber Stellung nicht blos bei einzelnen 
Ritgliedern ber bürgerlichen Gefellichaft befteht, fonbern bei ganzen 
ben, und zwar in Folge einer thatfächlichen weitgreifenben Geftaltung 
Her Zuftände. Proletariat ift ſomit Fein naturnothiwenbiges, fomit 
überall vorfommendes Verhältniß, jondern bie Folge einer fehlerhaften 
yaftlihen Entwicklung. Dagegen Tönnen verfchiebene Arten von 
neben einander beftehen; jo 3. B. Fabrik⸗, Xaglühner:, Zwerg⸗ 
Hetariat. Der beutfche Außdrud „Maflenarmuth iſt völlig gleich⸗ 
it Proletariat, und zu gleicher Zeit bezeichnender. — Wefentlich ver 
ı Broletariat ift verbreitete Armuth. Allerdings wirb im Zweifel 
Proletarint auch arm fein unb fomit jenen Zuſtand barflellen; allein 
m auch von anderen Urfachen herrühren und anbere Klaffen ber Bes 
ceffen, dann aber auch mit bem Aufbören ber Veranlaffung wenigftens 
jieder verffwinden. So 3. B. allgemeine Verarmung in Folge von 
, Steuerüberbürdungen, Elementarereigniffen, ſelbſt wohl von fittlichen 
»a Trunkfucht, Verfhwendung. — Bauperismus endlich wird theils 
leichbedeutenb mit Proletariat ober (namentlich in England) mit Unter: 
yürftigfeit gebraucht; theilweife als Bezeichnung ſämmtlicher wirthſchaft⸗ 
fittlicder Folgen einer jeben Art von verbreiteter Armuth. In ben 
iehungen ift e8 eine überflüſſige und daher zu vermeibende Synonyme; 
zuläffig, aber nicht nothwendig. Vgl. Laurent, Le Pauperisme, 
13, welcher übrigens mit Unrecht Proletariat und Pauperiömuß als 
ebeutenb nimmt. 
T, Bolizeiwifl. I. 3. Auflage. 23 
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ift, Sorge zu tragen, tft oben, $. 46, S. 807, bereit3 nachgewiefen. 
Es Tann ſich ſomit nur noch von näherer Feftftellung und Begraͤn⸗ 
zung diefer Staatöpflicht, jo wie von der Auffindung der paffend- 
ften Mittel Handeln *). Hierbei liegt es aber fchon in den Be: 





2) Bon ber ſehr zahlreichen Literatur über die Armen-Polizei find felgenbe 
allgemeine Schriften hauptſächlich zu nennen: 1) Bibliograpbie: Fried- 
länder, Bibliogr. möthod. des onvrages allemands sur les pauvres. Par., 
1822; Riſtelhuber, Wegweiſer zur Literatur ber Waifenpflege, bes Volks: 
erziehungäwefens, ber Armenfürjorge, bed Bettlerweſens und der Gefängnißkunde. 
Köln, 1881; De Gerando, Bienf. publique, ®b. I, Einleit. &. XII fo; 
Martin-Doisy, Dict. d’&con. charit., ®b. IV, ©. 294 — 440, (Tritifce 
Weberficht über die franzdfifche neuere Literatur in Betreff bed Armenweſens, von 
irchlichen Stanbpuncte au). 2) Geſchichte der Armen-Polizei: Fried⸗ 
Iänder, Entwurf einer Gefchichte der Armen und Armen:Anftalten. Wpz., 1808; 
Häberl, Abb. Über Sffentlihe Armen: unb Krankenpflege. München, 1813, 6 
1 fg.; Granier be Caſſagnac, Geſchichte der arbeitenden Klaflen, a. & 
Franz. Braunſchw., 1838; Benjen, Die Proletarier. Stuttg., 1847; Moroau- 
Christophe, Da problöme d. 1. misöre chez les peuples anciens et mo- 
dernes. I—IIl. Par., 1851; Monnier, Histoire de l’assistance. Par., 1856; 
Martin-Doisy, Dict. d’&con. charit., in allen Theilen bed großen Wertes, 
namentlich aber m Bd. II und IV. Eine ſehr gut zufammenfaflenbe Ueberſicht 
giebt Wagener, Staatslericon, ®b. II, S. 594 fg. Ueber die Geſchichte ber 
englifchen Armenpflege insbefondee: Ruggles, The history of the poor. 
Lond., 1798 (au ins Framz. überf., Stradb. 1808); Eden, The state of 
the poor. I-III. Lond., 1797; Tuckett, History of the labouring pops- 
Iation. I. II. Lond., 1845; bie jährliden Reports of the poor-law-commis- 
sioners, feit 1835; Nicholls, History of the English poor-law. ©. 11. 
Lond., 1854; Derf., History of the Irish poor-law. Lond., 1856; Derf, 
History of the Scotch poor-law. Lond., 1856. 3) Syfteme (außer ben bier: 
ber gehörigen Kapiteln in ben allgemeinen Syſtemen ber Polizei-Wiſſenſchaft und 
National⸗Oekonomie, jo wie in ben Schriften über Benölferungs- Polizei): Mac: 
farlan, Unterfahung über bie Armuth, über]. und mit (bedeutenden) Zufäen 
vermehrt von Garde. Lpz., 17855 Roch ow, Verſuch über A.⸗Anſtalten. Berl, 
1789; Noftiz und Jaänkendorf, Verſuch Über Armenverforgang in Dörfern. 
Gorl. 1801; Colquhoun, A treatise on indigence. Lond., 1806; Weber, 
Staatsw. Verſuch über dad Armenweien und die Armen⸗Polizei. Gött. 1807; 
Ensor, The poor and their relief. Lond., 1823; Fodéré, Essai sur Is 
pauvret& des nations. Par., 1825; Ducpetiaux, Trait& de moyens de 
sonlager et de prevenir l’indigence. Brux, 1832; Derf., La question d. 
L charite. Brux., 18588; Duchatel, Consid6rations sur la bienfaisance. 
Ed. 2., Par., 1836; Petitti di Roreto, Saggio sul buon governo della 
mendicitä. 1. II, Torino, 1887; Bodz, Stantäweien und Menſchen-Bildung in 
Bezug auf National: und Privat:Armuth. I-IV. Berl. 1887 fg; Magenta, 
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griffen ſelbſt, daß eine weientliche Verſchiedenheit ſowohl ber Urfachen 
als der Wirkungen,  folglih auch der anzumenbenven Hilfs 
anftalten, bejteht zwijchen den zerjtreuten Fällen der Armuth Ein- 
zelner und der durch große Verhältniffe veranlakten Dürftigkeit 
ganzer Mafjen; daß alfo auch eine abgejonverte Behanblung ber 
beiden Formen der Armuth nöthig if. 

Als paflend erſcheint es, die Einzeln-Armuth, aß 
ben zwar immer vorhandenen bagegen aber Teichteren Tall, zuerſt 
zu erörtern. 


Die Sorge für einzelne Arme gehört zu benjenigen Theilen der 
Staatsthätigfeit, für welche leitende Grunbjähe beſonders nöthig 
find. Ohne einen foldden feſten Anhalt koͤnnen leicht unbegründete 


Ricerche sulla pie fondazioni. Pav., 1838; De G&rando, De la bienfai- 
sanece publique. I—IV. Par. 1839; Marchant, Du pauperisme. Par., 
1846; Bernardi, La pubblica beneficenza. Venex., 1847; Pashley, 
Pauperism and poor-laws. Lond,., 1852; Vogt, Das Armenweien. Bern, 
1853; Dufau, La science d. 1. misere sociale. Cambr., 1857; Modeste, 
Le pauperisme en France. Par., 1857; Magnitot, De l’assistance et de 
Veztinction de ia mendicité Par., 1856. Zu bemerken ift übrigens, baf 
in vielen, namentlich älteren, Schriften keineswegs immer ſcharf zwifchen Eins 
zein-Armuth und Pauperismus unterjchieben if. 4) Sammelwerke: Wa 
gemann, Gbtting. Magazin für Induſtrie und A. Pflege. I-VI. 1789 fg.; 
Deff. Materialien für A. Pfleger und A. Yreunbe. Gott. 1794; Frangeois 
de Neufchateau, oontin. par Duquesnoi, Recueil de mömoires sur 
les &tablissements d’humanite. I—XII. Strasb., 1799 fg.; Reports of the 
society for bettering the condition of the poor. I—VI. Lond., 1793—1814. 
Julius, Jahrbücher ber Straf: und Beflerungs-Anflalten, Erziehungshäufer zc. 
Berlin, 1898 fg.; Congres international de bienfaisance. L II. Brux., 1857; 
Documents parlamentaires conc. la legislation s. 1. etablissements de bien- 
faisance. I-IV. Brux., 1857; Martin-Doisy, Dictionnaire d’&conomie 
charitable. I—IV. Par., 1856 fg. — Wichtig find auch no bie Schriften über 
die Einrichtungen ber Armerpflege in einzelnen beflimmten Ländern und Gtäbten. 
So 3. B. über bie englifche Armenpflege (außer ben oben angeführten): Kleins 
ſchrod, Der Pauperismus in England. Regensb. 1845; Derf., Die Armen: 
geſetzgebung Englands und Irlands. Augsb., 18495 Kries, Engliſche Armen⸗ 
pflege. Berlin, 1863. Weber Paris: Malois, La charité et la mistre A Pa- 
ris. I—II. Par. 1857. Ein bebeutendes Verzeichniß älterer Schriftfteller ſolcher 
Art ſ. m Winkelmann's Lit. der Bffentlihen Armen- und Krankenpflege in 
D. Hannov., 1802, und in Erſch's Literatur ber Jurisprudenz und Politik, 
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Forderungen einer Seit? und ſchwankendes Mitleiden anderer Seits 
den Staat zur Webernahme von Laſten bringen, welchen er nicht 
gewachien wäre, und welche anftatt der Erleichterung eines Theile 
der Bürger die Verarmung Aller zur Folge hätten. Es find denn 
aber folgende Grundjähe aufzuftellen: | 

1) Der Staat hat allerdings? die Armen zu unterftügen und 
zwar jedes Gejchlechtes, Alters, Standes und Glaubensbekenntmiſſes; 
allein dieſe Pflicht geht nicht fo weit, daß er jedem feiner Bürger, 
welcher wenig befißt und erwirbt, einen Zuſchuß gewährte; fon- 
dern fie begründet nur eine Nachhilfe bei Solchen, welche zu 
wenig haben, um bie zur Erhaltung des Lebens nothwendigen 
Bedürfniſſe zu befriedigen. Eine Unterſtützung der erſteren, welche 
der Sprachgebrauch allerdings auch arm nennen mag, iſt weder durch 
die für das Beſtehen einer Armenpflege überhaupt anzuführenden 
Gründe geboten oder gerechtfertigt; noch würden ſich die Mittel 
zu ſolcher Freigebigkeit auffinden laſſen; noch endlich wäre dieſelbe 
auch nur zu wünſchen, indem eine Erſchlaffung der Thätigkeit und 
Sparſamkeit bei einem großen Theile der arbeitenden Klaſſen die 
nothwendige Folge wäre, und man ſich alſo nur im fehlerhaften 
Kreiſe drehte. 


2) Auch in den an ſich zur Unterſtützung geeigneten Fällen 


muß vorerſt unterſucht werben, ob nicht der Noth durch Pri— 
vatwohlthätigkeit bereits gehörig abgeholfen iſt. Theils hat 
dieſe ihre ganz eigenthümlichen Vorzüge, welche bie öffentliche Ar⸗ 
menpflege gar nie haben Tann; theils tritt jeden Falles eine Ver: 
pflihtung des Staates erft in Ermangelung genügender Privat: 
fräfte ein. Hieraus folgt: | 

a) daß die Privatwohlthätigkeit nicht nur nicht zu hindern, ſondern 
vielmehr auch von der Negierung zu ermuntern und zu fördern iſt 
Letztere mag alſo zur Bildung zwedimäßiger Privatvereine auffer: 
dern; eine Organifation und zwedmäßige Verbindung berfelben 
unter fich begünftigen °); durch zen anftänbige Stellung berfelben 


3) Einen ganz entgegengefegten Grundſatz ſtellt Cherb uliez, fowohl in 
feiner Etude 8. 1. causes d. 1. misäre. Par., 1858, als in feiner Science &cr- 


. 


nomique. Par., 1862, 3b. II, &. 863 fg. auf. Er wi, baß die Privataermn ' 
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zu den Öffentlichen Behörben ihre Wirkſamkeit vermehren und Un⸗ 
annehmlichkeiten entfernen; durch Ueberlaffung der nöthigen Räͤum⸗ 
lichkeiten, Begünftigungen Hinfichtlich der Abgaben ober im Ver: 
mögengerwerbe, Ausnahmen von hinberlichen Gewerbegefehen förbern; 
Stiftungen zu nüßlichen Zwecken begünftigen; endlich beſonders 
verdienten Männern öffentliche? Lob und Auszeichnungen ſpenden *). 

b) Reicht die Privatwohlthätigkeit nicht Hin zur Deckung bes 
ganzen Bebürfniffes, fo richtet fih die dem Staate zufallende 
Thätigfeit vernünftigerweife nach der Verſchiedenheit des einzelnen 
Falles. — Wenn die Privatwohlthätigkeit fich eines beftimmten 
geſchloſſenen Theiles der Armenpflege, 3. B. der Krankenpflege, ber 
Armenſchulen u. |. w., annimmt und benfelben hinreichend beforgt, 
jo überlaffe ihr die Polizeibehörbe denfelben ganz, und beforge nun 
das Uebrige ſelbſtſtäͤndig. Es wird fogar zu rathen fein, baß bie 
Staatäbehörde die Wohlthätigkeit der Einzelnen auf jolche beſtimmte 
Puncte ausschließlich Hinzuleiten fucht, damit Widerfprüche und 
Zeriplitterungen ber Mittel vermieben werben. — Sind dagegen 
die Bemühungen ber Einzelnen nur verhältnigmäßig unbedeutend, 
zerftreut und nicht georbnet, fo wird am beiten die Polizeibehörbe 
die Leitung des Armenweſens allein übernehmen, daſſelbe zujammen- 
pflege jo unſcheinbar und unorganifirt als möglich fei, bamit fie feine verbreitete 
Ausfiht auf Unterſtützung erwede. Der Grund biefer Forderung ift, weil er, 
(wie unten, $. 55, näher zu befprechen ift,) als einzige Duelle ber Armuth Man⸗ 
gel an eigener Borficht anerkennt. Mit ber Verwerfung biefer falſchen Grunb- 
anficht fallen denn aber auch bie Folgerungen, welche namentlich in bem vorlies 
genden alle geradezu unverftändig find. 

4) Beifpiele wie viel durch eine gut geleitete Privatwohltbätigfeit geſchehen 
kann, zum Theile mit geringen Mitteln und unter ſchwierigen Umftänden, geben 
gar viele Gemeinden und Länder. Man fehe 3.8. Martin-Doisy, Diet. 
d’econ. charit., ®b. II, ©. 11—287, (Meberfiht Über bie franzöfiihen Privats 
wohlthätigleitsanftalten),; De Ge&rando, Tableau des societes religieuses 
& Londres. Par., 1824, ferner bie Befchreibungen und Geſchichten ber Armen⸗ 
anftalten in einzelnen Städten, 3. B. in Magdeburg von Oppermann; in 
Breslau von Ebers; in Hamburg von Voght und Günther; in Nancy 
von bem Perf. der. Schrift: Die barmherzigen Schweiten; in Rom von Mori: 
chini (Degl’ instituti di pubblica caritä, 1835). — Es tft bier nicht ber Ort, 
Lehren für eine zwedimäßige Privatwohlthätigfeit aufzuftellen. Vortreffliche Vor⸗ 
ſchriften enthält: De Gerando, Der Armenbefucher, nad; der Aten franz. Aufl. 
ũberſ. von Schelle. Queblind., 1881. 
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haͤngend und folgerichtig ausbilden umb nur die einzelnen frei- 
willigen Hilfen an fich zu ziehen und gehörigen Ortes zu benüben 
Suchen. Bon einem Zwange zur Unterorbnung felbftftändiger An- 
ftalten und zur Einwerfung ihrer Mittel Kann freilich nicht die 
Rede fein; es handelt ſich nur von Nachgiebigkeit gegen einen zweck⸗ 
mäßigen Vorſchlag. — Umgekehrt endlich wirb eine gänzliche Ueber: 
Yoflung auch der vom Staate zuzuſchießenden Beiträge an bie 
Organe ber Privatwohlthätigfeit geratben fein, wenn diefe bereits 
ben größeren Theil der ganzen Armenpflege zwedimäßtg bejorgt °). 

c) Wichtig und nothwendig aber auch Fiplih ift das Ein- 
fhreiten des Staates im Falle einer unzwelmäßigen Privat 


85) Weber die vortheilhaften Folgen einer vernünftigen.und aufrichtigen Ver⸗ 
bindung ber öffentlichen und ber Privat: Armenpflege |. De Gerando, Armen: 
befucher, S. 250 fg. — Uebrigens wird der Forderung einer Verbindung ber 
Sffentlihen und der Privat-Armenpflege auch entfchiebener Wiberfpruch entgegen: 
geſetzt, wenigſtens fo weit bie kirchliche Armenpflege babei in Frage kommt. So 
giebt 3. B. Krieg, Englifche Armenpflege, S. 317 fg. ber Kirche ben entſchie⸗ 
benen Rath, ſich ganz getrennt von Staate zu halten und namentlich ihren Geiſt⸗ 
Vichen den Eintritt in gemeinfchaftliche Armenbebörben zn unterfagen (f. hierüber 
unten F. 68). Der Zweck be3 Staates bei ber Armenpflege fel ein rein Außer: 
licher, nämlich Erhaltung des Lebens bed Armen und Verhütung von Verbrechen; 
bie Kirche dagegen habe Barmherzigkeit zu üben, das innere Heil ind Auge zu 
fafien und vor VBerfinfen in völlige Verarmung zu retten. Dabei könne fie ſich 
einer Seits nicht an die Inappen Vorfchriften des Staates binden, anberer Seits 
aber auch nur Solchen Helfen wollen, welche fi ihr gehorfam erzeigen. Sie 
müſſe unbefhränft über ihre Mittel verfügen können. Hier ift nun Manches 
theils unrichtig, theils unklar. Unrichtig ift die Stantsarmenpflege aufgefaßt; auch 
fie will vor Allem vor Verfinfen in völlige Hilflofigteit bewahren; richtig ift mur, 
daß fie ihre Unterflügung nicht von der Frömmigkeit ber Geſinnung abhängig 
maden Tann. Unrichtig iſt ferner, baß bie Kirche ganz nach Belieben über ihre 
Mittel verfügen dürfe und müffe Wenn fie eine gemeinfhäbliche Art von Armen: 
unterftügung vornehmen wollte, mürbe fie, wie jede andere Privatarmenfürforge, 
einem Verbote de Staates unterworfen fein. Unflar endlich iſt, warum bie Kirche 
im Kreife ihrer berechtigten Thätigkeit beeinträchtigt fein follte, wenn bie Geift: 
lichen an ber örtlichen Armenbebörbe Antheil nähmen, indem eine gegenfeitige 
Mittheilung darüber, was von irgend einer Seite für einen beftimmten Armen 
bereits geichieht, und eine Mitwirfung zu verftändigem Smeingnbergreifen auch ihr 
nur nüglich fein kann. Es bleibt alfo fchlieplih nur der Rath, bie Kirche habe 
ihre Armenmittel nicht in den gemeinfamen Fonds zu werfen, fonbern biefelben 
jelonftänbig zu gebrauchen. Auch darüber Tieße ſich wohl ftreiten; allein gezwun: 
gen fol fie ja nicht werben. Will fie abgefonbert bleiben, fo fleht ihr dieß frei 
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wohlthätigkeit. Wichtig und nöthig, weil durch unkluge Unterftügung 
ber Armuth dag Uebel vergrößert ftatt gehoben, jeden Falles das 
Mittel nutzlos verſchwendet wird 9); kitzlich, weil durch ein Verbot 
ober Aenderungsgebot von Seiten des Staated Teicht bie Luft zu 
fünftiger Wohlthätigleit erftickt werben Tann. Es ift babei zu 

unterjcheiben zwifchen poſitiv ſchädlicher Wohlthätigkeit und bio 
unzwechnäßiger, welche weniger Guteß erreicht, al fie, beſſer ange⸗ 
wendet, bewerkftelligen koͤnnte. Erſtere unbedingt zu verbieten, hat 
der Staat bad Recht und die Pflicht; und es ift dabei gleichgiltig, 
9b der Schaben von Lebenden ober durch Stiftung Verſtorbener 
angerichtet wird. Nur wird die Klugheit rathen, daß die Gründe 
bes Verbote ausführlich dargelegt werben, um wo möglich bie 
Meberzeugung zu bewirken, baß der Staat nicht willfürlich, jondern 
im allgemeinen Nuten babei handle. Gegen eine nur weniger 
zweckmaͤßige Wohlthätigfeit dagegen wird dem Staate bei Lebenben 
blos der Verfuch einer Belehrung, nicht aber ein Zwang, zuftehen, 
ba ber Bürger eine Verwendung feines Vermögens nur in bem 
Falle ſich unterfagen zu laſſen hat, wenn er Rechte verleßt ober 
pofitiv dem allgemeinen Intereſſe ſchadet, nicht aber, wenn er ed 
nur weniger nüßlich verwendet, als er Könnte. Bei Stiftungen 
ift allerding?, da bier Meberzeugung nicht anwendbar ift, fein Hilfs« 
mittel; dennoch kann auch hier Leine willfürliche Aufhebung une 
Abänderung ftattfinden, und ein unbebingtes Verbot ober auch nur 
ein Zwang zu einer Bereinigung von Stiftungen mit ben vom 
Staate unterhaltenen Unftalten oder zu einer Verwaltung berjelben 
durch Stantöbehörben tft ſowohl gegen das Mecht als gegen bie 
Klugheit. Alles was man dem Stante einräumen Tann, iſt eine- 
genaue Aufficht darüber, daß der Willen ber Schenker oder Stifter 


6) Auffallende Beifpiele bes Schabens ungwedmäßiger Privatwohlthätigkeit 
.y 8. bi Macfarlan, Unterfudungen über bie Armuth, ©. 35 fg. Be⸗ 
kannt find fiberbieß bie Wirkungen der unklugen Wohlthätigkeit ber Kföfter, fo 
z. B. in Spanien, Stalien, früher am Rheine. Richt fehr glüdtich ift bie, von 
aller Erfahrung abſehende, Vertbeibigung ber Klöfter als Wohlthätigkeitsanſtalten, 
welche Ducpetiaux, La question de la charité, S. 108 fg. verfucht. Nicht 
danach kann entfchteden und gebanbelt werben, wie bie Dinge fein follten, fon: 
been wie fie wirflich find. 
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auch wirffich verwirklicht wirb und bie für bie Armen verwendeten 
Mittel nicht zu andern Zwecken, namentlih etwa zum Vortheile 
ber Verwalter, mißbraucht werden. Daß Unterfchleife zu ftrafen 
find, verfteht fih von ſelbſt ). — Nur wenn eine Stiftung durch 
Aenderung der Verhältniffe ganz unauzführbar geworben ift, hat 
der Staat die Befugniß, den gleichfam herrenlos geworbenen Ein: 
fünften eine nüßliche, dem Willen des Stifters möglichft verwandte, 
neue Anwendung zu geben. Um aber auch bier den Schein von 
Willkür zu vermeiden und feine Abneigunge gegen bie Gründung 
weiterer Stiftungen zu erweden, erfcheint es ald zweckmäßig, die 
Verfügung der Abänderung durch fürmliched Geſetz, nicht blos 
durch Verwaltungsverordnung, zu treffen ®). 

d) Vom Standpuncte des Staated aus iſt die von einer 
Kirchengeſellſchaft ausgehende Wohlthätigkeit eine Privat: 
armenpflege. Derjelben ift fomit einer Seits die ganze Freiheit 
einer folchen zu laffen und ihr namentlich anheim zu geben, auf wen 
fie ihre Fürſorge ausdehnen will; auf der andern Seite aber hat fie 
Feine Vorrechte in Anſpruch zu nehmen, namentlich aber im Falle eine 
ſchaͤdlichen Verfahrens fich den Staatdanordnungen zu unterwerfen ”). 


7) Deßhalb Tann denn auch das belgifche Geſetz, welches die Privatwohltha⸗ 
tigfeit3- Stiftungen unter öffentliche Verwaltung ftellt, fiher an ſich nicht gebilligt 
werben. Eine folche Vereinigung ber leitenden Verwaltungen bat allerdings Bor: 
teile in Betreff der allgemeinen Aufgabe und einer größern Planmäßigkeit ber 
Hilfe Es ift leichter auf biefe Weile eingeriffenen Mißbräuchen ein Ende zu 
machen, als wenn man es mit vereinzelten Anftalten und ihren Vorſtehern zu 
hun bat. Und es begreift fich daher wohl, wie eine Regierung ſelbſt bei ganz 
guten Abfichten, oder vielmehr wegen folder, zu einer ſolchen Gewaltmaaßregel 
tommen Tann, wenn fie fehr verrotteten Zuftänden gegenüber if. Allein dieß Alles 
rechtfertigt boch ein im fich werwerfliches Verfahren nicht. Selbſt dann erfcheint 
in Belgien bie Sache nicht anders, wenn man bie Maafregel als eine Verhinde⸗ 
rung von gefeglich unerlaubter Funbation von Klöftern und Mönchsorden, fomit 
ala ein Mittel gegen Täufchungen, auffaßt. Ein Mittel biergegen mag ſehr 
nothwendig fein. Allein bie Frage ift eben, ob ſich Feine andere Abhilfe finden 
liege? Weber diefen Punct ift denn befanntlich ber heftigfte Streit in bem Lande, 
und befteht eine ſehr zahlreiche, zum Xheile fehr belchrende Literatur. 

8) S: Meber das Recht bes Staates, milde Stiftungen abzuändern. Nümb., 
1799, Verfuch einer Beantwortung ber Trage: banbelt der Staat Flug, wenn er 
fih feines Nechtes, milde Stiftungen abzuänbern, bedient? Nürnb., 1799. 

9) Weber das Armenweſen ber Kirche |. Neche, Evergefin, oder Staat und 
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3) Die Unterftügung der Armen follte allerbing® nach allge⸗ 
meinen Grundſätzen als ein Gegenftand der Staats⸗Polizei unmit⸗ 
telbar auf die Staatälafje übernommen, und dadurch bie Laft möglichft 
gleich vertheilt werden. Wenn fich dennoch von den Alteften Zeiten 
an fammtliche Staaten nicht bedacht haben, wenigftend die Haupt⸗ 
laſt auf bie einzelnen Gemeinden zu wälzen und von biefen bie 
Berjorgung je ihrer Armen zu verlangen; und wenn dieſe Forbes 
rung auch von ben bei weiten meiften Theoretikern gebilfigt wird 19%): 
jo müfjen fehr gewichtige Gründe für eine folde Abweichung von 
dem ftrengen Rechte ſprechen. Solche find denn aber auch in ber 
That vorhanden. Einmal jchließt fich eine blos oͤrtliche öffentliche 
Unterftüßung leichter an die überall dem Grade und der Art nah 
verschiedene Privatwohlthätigkeit an; und umgelehrt wird die letztere 


Kirche in Beziehung auf Armenpflege. Eſſen, 1821. — Ganz unridtig iſt bie 
Auffeffung von Eremites, (Börres) Der Orben ber barmherzigen Schweftern, 
6. 188 fg., welche zweierlei Beſtandtheile ber Armenpflege unterfcheiben will, ben 
ber Kirche und den dem Staate zufallenden. Jener jo bie ganze fittliche und 
refigiöfe Seite der Armenpflege umfaffen ; biefer den gefundheitspfleglichen, wirth⸗ 
ſchaftlichen, rechtlichen und polizeilichen Theil; zwifchen beiden aber ein Verhält⸗ 
niß gegenfeitiger Selbfiftänbigkeit und Zugewandtheit beftehen. Hier liegt eine 
falfche Grundanſicht von dem Verhältniffe der Kirche zum Staate vor. Die Kirche 
iM nur eine Geſellſchaft zu gemeinfamer Gottesverehrung; fie hat aber Fein Mecht, 
baß ganze geiftige Leben und was mit bemfelben nahe oder ferne zufammenhängt 
am fich zu ziehen und nach ihrem @utfinden felbfifländig zu geftalten und zu 
verwalten; fo weit fie in einen nicht wefentlich religidfen Theil bes geiftigen Le⸗ 
bend und überhaupt in bie Drbnung be8 Zufanmenfeins im Staate ein: 
greift, ift fie Lediglich nur eine den allgemeinen Geſetzen untermworfene geſellſchaft⸗ 
liche Seftaltung. Der Staat barf und wird fie, als folche, nicht hindern auch 
Armenpflege zu unternehmen; allein fie ift babei, wie jeder Einzelne oder jebe 
fonftige Geſellſchaft, an die betreffenden Gebote unb Verbote gebunden. — Schwere 
Anlagen gegen bie thatjächlihen Zuſtände ber kirchlichen Armenpflege find 
nicht felten und auch nicht unverbient; (f. 3. 8. van Damme, La main- 
morte et la charits. Brux., 1857;) allein dann trifft ber Vorwurf den Staat 
auch, welcher fein Necht der Oberauffiht und bes Verbotes nicht gehörig übt. 
Einen Beleg von dem großen Umfange, welchen bie kirchliche Armenpflege haben 
lann, giebt Martin-Doisy, Dict. d’6con. charit., ®b. III, ©. 981—1026, 
mb ©. 1868 — 1815, wo bie fämmtlidhen in Frankreich beftehenden von ber 
Geiftlichkeit geftifteten und geleiteten Armenanftalten, fo wie bie Möfterlichen hierzu 
beſtimmten Vereine gefchichtlich und ftatiftifch geſchildert find. 

10) Ein Beifpiel von entgegengefeßter Anficht it: Gerſt Acker, Ueber bie 
Unentbehrlichkeit einer allgemeinen Lanbesarmenanftalt. 2te Aufl. Epz., 1888. . 
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tätiger fein, wenn fie nur bie Gemeindes nicht aber bie Staals⸗ 
Kaſſe im Hintergrunde fieht. Ferner ift eine genane Perſonal⸗ und 
Ortstenntniß, fomit eine zweckmaͤßige und verbiente Armenunter: 
flüßung von den Gemeindebehörben weit eher als vom Staate zu 
erwarten. Sobann wäre es unbillig, wenn die Wohlthätigfeit 
Lebender oder Verftorbener, jo wie die vielleicht mit großen Opfern 
gegründeten örtlichen Anstalten einer Gemeinde gar nichts nühen 
würden, fonbern fie noch neben diefen Opfern an der allgemeinen 
Stantdarmenforge wie jede andere ganz unihätige beizutragen hätte, 
Auch ift eine wohlfeile, nicht felten unentgelbliche, Beforgung bei 
den Gemeindeanftalten zu hoffen, was bei einer allgemeinen Staats- 
einrichtung nicht Leicht der Fall wäre. Endlich, und vielleicht haupt: 
jächlich, wäre zu befürchten, daß die amjcheinende Größe der cen- 
tralifirten Summe gar Manche zu übertriebenen Forderungen und 
zum Müffiggange verführen möchte, was um fo fchlimmer wäre, 
als auch die örtlichen Behörden fi bemühen würden, von dem 
großen Strome möglichft viel und felbft Unverbientes ihren An- 
gehörigen zuguleiten, während fie im andern alle ein Intereſſe 
babei haben, die Unterftühngen auf das Nothwenbigfte zu bejchrän: 
fen. Diefe Gründe find nun allerdings von dem Gewichte, daß 
jie eine Abweichung von dem ftrengen Rechte nicht nur entjchulbi- 
gen, fondern felbft fordern. Die Handhabung deſſelben wäre uns 
auzführbar. — Doch darf diefe Abwälzung vom Staate nicht allzu 
weit getrieben werben. Immer muß daher die Forderung bleiben, 
daß er theils ſolche Gemeinden erleichtere, welchen der Zufall eine 
allzu ftarke Laft aufgeladen hat, theils diejenigen Anſtalten ſelbſt 
errichte und erhalte, welche nicht blos auf die Armen Einer Ge 
meinde berechnet fein Finnen, wie 3. B. Blinden:, Taubſtummen⸗ 
Anftalten, Waifenhäufer 17), eben Falles aber, übernehme nun 

11) Allerbdings wirb ſelbſt ein folches nur theilmeifes und fuubfibiäres Ein 
treten des Staates nicht allgemein zugegeben. In Englanb namentlich kennt 
das Geſetz lediglich nur bie Verbindlichkeit der Armenverbände für alle ihrem Be: 
zirke angehörigen Armen zu forgen, ohne ihnen irgend eine Staatsunterfiühung 
in Ausfiht zu ſtellen; und es wird die unbebingte Unzuläffigteit einer ſolchen 
auch grumbfäglich von den Staatsmännern in fchrofffter Weife feftgehalten. (Val. 
Kries, Englifge Armengefehgebung, ©. 125 fg. und 8018 fg.) Allein theils if 


ber Stant mehr ober weniger, muß der Grundſatz feſtſtehen, daß 
feine eigene Armenfteuer deßhalb umgelegt werde ine ſolche abe 
geſonderte Auflage für einen beſtimmten Theil ber Staatsthätigkeit 
ift nicht nur gegen die Regeln einer vernünftigen Finanzverwaltung ; 
jondern fie kann auch, einmal eingerichtet, gar Leicht mißbraucht 
und ungebührlich gefteigert werben. Auch’wirkt fie der freiwilligen 
Wohlthätigkeit entgegen 12). 

4) Dad Maaß der Unterjtügung Tann nur ein folches fein, 
daß der in öffentlichem Almoſen Stehende fich weniger gut befindet, 
als der durch Arbeit feinen Lebensunterhalt Gewinnende Bel 
auch nur gleicher Stellung wäre jonft die Arbeit eine durch nichts 
ausgeglichene Laſt, welcher fich denn Mancher auf Koften feiner 
Mitbürger zu entziehen fuchen würde. Die Nachtheile hiervon 
wären aber nicht minder groß in woirtbfchaftlicher als im ftttlicher 


und bleibt eine völlige Berfagung bed Staates eine Ungerechtigkeit und ein Ver⸗ 
fennen der Sachlage; theils ift die Webung lange nicht fo firenge, als der Grund⸗ 
fat. In Irland namentlich bat der Staat ſchon wiederholt große Summen zu 
Armenunterflüßungen gegeben. — Wenn aber wenigftens bie Einrichtung der oben 
bezeichneten allgemeinen Staatsanftalten für befondere Fälle ber Armenpflege bes 
Rritten wird, und 3.8. Bogt, Armenwefen, Bd. II, ©. 25 fg. bie Staatähilfe 
lediglich auf Unterflübung ber zu eigener genügenber Unterſtützung ihrer Ange: 
börigen nicht fähigen Gemeinden befchränfen und nur burch biefe wirkſam 
werben Yaffen will, fo vergißt man theils, daß es Vorbeugungs⸗ und Unterftiigungßs 
Anfalten giebt, welche von ben einzelnen Gemeinden nicht wohl, jeden Falles nicht 
zweckmäßig ober nur mit unverhältnigmäßigem Aufwande unternommen werben 
Fönnen; theils ift es unrichtig, der Gemeinde eine urfprüngliche rechtliche Ver: 
pflichtung zur Armenunterflügung zuzutheilen. Es ift nicht einzufehen, woher 
grundſaͤtzlich diefe Verbindlichkeit zur Erhaltung ber zufällig an bemjelben 
Orte Wohnenben fommen fol; vielmehr kann diefe Laft nur aus überwiegen: 
ben Gründen ber Zwedmäßigfeit dem Geſammtſtaate abgenommen und ben 
Gemeinden, fo weit fie dazu in Stande find, aufgeladen werden. Da ber 
Rechtsſtaat Überhaupt nicht auf patriarchalifchen Gefühlen beruht, fondern auf 
Haren Verftanbesbegriffen, fo darf auch im Einzelnen Leine dffentliche Anftalt auf 
jene ®runblage geftellt werben, wenn nicht bie Bermengung zweier ganz verſchie⸗ 
bener Ausgangs: und Zielpuncte die Nachteile von beiben neben einander er- 
zeugen fol. 

12) Ueber Armenfteuer |. Macfarlan, a. a. D., S. 150 fg.; Weber, 
Armen-Polizei, S. 82 fg.; Berg, Polizei⸗Recht, Wh. III, S. 231, und ®b. IV, 
©. 819, (ift an der erfleren Stelle dafür, an ber letzteren bagegen!) — Näheres 
über die für bie Armenanftalten zu erwerbenden Mittel f. unten, 8. 67. 
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Beziehung 22). Dabei iſt jedoch zuzugeben, daß je nach bem Stande 
ber Gefittung, der Volksgewohnheiten, der Gejunbheit und ber 
Altersftufen der Einzelnen die nothwendigen Bebürfniffe ein ver- 
ſchiedenes Maaß haben, daß fomit die je unter ben gegebenen 
Umftänden nothwenbigen Bebürfniffe befriedigt werben müſſen. 
Es findet weber von einem Volle auf ein andere, noch von 
einer früheren Zeit auf bie ißige eine unmittelbare Vergleichung 
ftatt 14). 

5) Der befondere Grund, aus welchem ber Einzelne in Mit- 
tellofigfeit verfallen ift, hat zwar (wie weiter unten zu erörtern ift,) 
auf die Art der Hilfe, welche ihm gewährt wird, und auf das Ver⸗ 
halten des Staates zu ihm in anderen Beziehungen ben entjchieben- 
jten Einfluß; allein in keinem Falle befreit er den Staat oder bie 
Gemeinde von der Verpflichtung zur Gewährung des abſolut Notf- 
wendigen. Die Folgen einer völlig felbftverfchufdeten Armuth find 
zum minbeften eben jo nachtheilig für das Allgemeine, als dic der 
unverjchufbeten. Auch der Müffiggänger und Echlemmer könnte 
nicht einfach dem Hungertode Preis gegeben werben ohne Gefahr, 
wenigften® ohne Nachtheil, für das allgemeine Wohl. Ein folder 
wird nicht unterftüßt, weil er es fittlich verdient, ſondern weil es 
rechtlich und politifch notbwendig ift, daß er nicht außerhalb des 
Rechtskreiſes ftehe. Hinſichtlich der Art der Unterftügung freilid 
ift gegen den Taugenichts nur gerecht, wad Grauſamkeit gegen ben 
Unglüclichen wäre; und die den Letzteren völlig rettende Hilfe wäre 
nur Nahrung für die Lafter des Andern. Daher tft denn aud 
nichts jo ſchaͤdlich, als eine blos mechanifche, Perfonen und Ber: 
hältniffe nicht ganz beftimmt berückfichtigende Armen- Polizei. 

6) Eine zweckmäßige Sorge für die Armen bat fich auf vier: 
fache Welfe zu äußern. Vor Allem find die Urfachen der Armuth 
zu erforſchen; nach dem Erfunde diefer Unterfucdhung müffen, wo 
möglich, Vorbeugungsmaaßregeln beftimmt werden; für die dennoch 
in Armuth Verfallenen bedarf es mancher Unterftügungsmitte; 


18) ©. Thornton, Over-population, &. 271 fg. 
14) ®gl. De Gérando, Bienf. pabl., Bb. I, ©. 15 fg.; Buret, Mi- 
sere des classes laborieuses, ®b. I, ©. 109 fg. 


mblich ift gegen das, nicht felten zu bemerfenbe, gemeinſchaͤdliche 
Betragen gewiffer Armen einzufchreiten. 


2) Urſachen ber Einzelnarmuth. 


6. 54. 
a) Selbfiverfchuldete. 

Sehr manchfaltig find-die Urfachen, aus welchen ein Menfch 
in Dürftigleit verfallen kann. Schuld und Unglüd; allgemeine 
Berhältnifje und befondere Schickſale; Handlungen und Unterlaffun- 
gen bilden eine bunte Reihe. Bald wirkt diefelbe Urfache bet einer 
größeren Anzahl von Menſchen, bald ift die Armuth eines Einzelnen 
burch mehrere zu gleicher Zeit wirkende Urfachen erzeugt. Naments 
lich ift nicht zu überſehen, daß zu verjchievenen Zeiten auch ver: 
ſchiedene Veranlafjungen beſonders thätig find, Indem bie Geftaltung 
der gejellichaftlichen Werhältniffe, der Grab der Geſittigung, bie 
ganze Strömung einer Lebensperiode der Menfchheit einem Umftande 
bisher nicht gehabte Wirkung geben, einem andern vie bisher aus⸗ 
geübte entzichen Yann. Die Natur ded Menfchen bleibt allerdings 
biefelbe; allein es tritt nicht immer die nämliche Seite gleich ſtark 
hervor, und tie äußern Kinflüffe find veränberlih )). . Doch ift 
biefe Verſchiedenheit nicht fo groß nach Zahl und Gehalt, daß nicht 
bie einzelnen Beranlaffungen unter allgemeine Gefichtäpuncte zu 
bringen wären. 

Bor Allem ift einleuchtend, daß zwiſchen ſolchen Armuths⸗ 
Urjachen zu unterfcheiden ift, welche der Verarmte felbft herbeige- 
führt, ſelbſt verfchuldet Hat; und folchen, welche von Außeren 
VBerhältniffen Herrühren, die er mit feiner Einzelfraft wegzuräumen 


1) Val. hier Wöniger, Die Gründe des wachenden Pauperismus. I. II. 
Berl. 1843. Nur ift zu bemerfen, baß die im Ganzen richtige Schilderung ber 
gegenwärtig vorherrfchenden Armuths⸗Urſachen die Eigenthümlichkeit der Tegteren 
beutlicher hervortreten laſſen würbe, wenn bie davon verjchiebenen Neigungen 
imberer Zeitalter benfelben gegenüber geftellt worben wären. Darin befteht ber 
Fehler vieler Schilderungen bed Armenweſens, daß fie bie gerabe vorherr⸗ 
Ihenben Armuthsurſachen als einfache Verfchlimmerung ber früheren Zuftände 
betrachten, während fie häufig nur an bie Stelle anderer it ganz ober theilweije 
weggefallener getreten find. 


nicht im Stand ift, und melde fomit (in Beziehung auf ihn) als 
unverfchuldete erfcheinen ). 

Die Urfache der ſelbſtverſchuldeten Armuth ift immer 
ein auf bie wirthichaftlichen Verhäftniffe ungünftig einwirkendes 
entweder unfittliches oder doch unverſtäändiges Betragen der Bethei⸗ 
ligten ſelbſt. Namentlich find es einer Seits die drei enge verbun- 
benen und in Wechſelwirkung ftehenden Lafter des Müſſigganges, 
der Liederlichfeit und der Berfhwendbung; anderer Seits 
Unwiffenheit und Mangel an Vorſicht. 

1) Müffiggang muß nothwendig Denjenigen, welcher ganz 
oder theilweife von feiner Arbeit Ichen fol, in Armuth ftürzen. 
Schlechte Erziehung mit ihren Folgen, nämlich geiftigem Hinbrüten, 
Unwiffenheit und Ungeſchicklichkeit; ſchlechte Gewohnheiten, (zu 
welchen namentlich dad regelmäßige Ausjegen der Arbeit an be 
ftimmten Wochentagen, ſammt ihren Folgen gehört;) Scheue vor 
Anftrengung, in manchen Gegenden allerdingd auch die Wirkungen 
einer auf ber einen Seite erjchlaffenden auf der anderen aber bie 
nothwenbigften Lebensmittel leicht darbietenden Natur ®): dieß find 


2) Allerdings laſſen fi auch noch andere Eimtheilungen benten, als bie Wer 
angenommene. So theilt z. B. DeG&rando, Bienf. publ., Bd. I, ©. 46 fg., 
bie Armen nad breifachem Grunde ein, nämlich: 1) nach ber Arbeitsfähigfeit 
(unfähige; fähige aber unbefchäftigte; ungenügenbe Arbeiter); 2) nad) ber Schuld 
(durch Schuld, durch Zufall Arme); 3) nad der Dauer (heilbare, unentfernbare 
Armuth). — Bentham dagegen theilt in 2 große Kategorieen, je nachdem bie 
Armuth aus perfünlichen inneren, oder aus äußeren Urfachen fommt. Die erfte 
Kategorie zerfällt wieber in drei Abtheilungen: 1) Arme mit beftändigem Armuths⸗ 
zuftande (Schwäche, ungenügende Arbeit) ; 2) mit lange dauerndem aber allmählig 
abnehmendem X. Zuſtande (Kindheit, unausgebildete Geſchicklichkeit); 3) mit zu: 
fälligen und in ber Dauer ımbeftimmten Urfachen (Krankheit, viele Kinder, Arbeits⸗ 
ſcheue). Auch bie zweite Kategorie hat brei Abtbeilungen: 1) Mangel an Be: 
ſchäftigung; 2) Zurüdweifung ber Beichäftigung; 3) Vermögensverluft, Diefe find 
wieber in fehr viele einzelne Fälle zerlegt, fo 3. B. die Zurückweiſung ber Beſchäf⸗ 
tigung in 385, ber Vermögendverluft in 22. ©. Bentham, Table of cases 
calling for relief, in den Works, ®b. VII, ©. 361. Niemanb wirb hier daß 
berühmte Zergliederungstalent verfennen; allein für den practifchen Gebrauch find 
einfachere und wenigere Unterfcheidungen nöthig. — Anders tbeilen wieder ein 
Colquhoun, Treatise on indigence, S. 11; Weber, Armen:Bolizei, ©. 
24 fg.; Bop:Raymond; Wöniger; Vogt u. f. w. 

8) Diefe Urfache wirft ber Erfahrung nach namentlich auf Tüdliche Volker 
mächtig, wenn nicht große geiftige Lebendigkeit das dolce far niente verbannt. 
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bie bauptlächlichiten Quellen des Muͤſſigganges. Auch wird er 
nicht felten durch fehlerhafte Firchliche Einrichtungen, durch übers 
veichliche Örtliche Armenanftalten, und durch verkehrte Privatwohl- 
thätigfeit hervorgerufen unb genährt. Zu den erfteren gehören bie 
vielen unnöthigen Feiertage, täglichen langen Andachtsubungen, 
Wallfahrten; zu jchädlichen örtlichen Verſorgungsanſtalten folche 
Armenhäufer, welche ohne Unterfuhung Jeden aufnehmen und bis 
zum Wohlleben verpflegen, oder großes Bürgergut, deſſen Einkünfte 
vertheilt werben; zu üblen Formen der Privatmilbthätigkeit die 
blinde, nicht unterfuchende Unterftüßung der Bettler, allgemeine 
tägliche Vertheilung von Speifen und dgl. — Eine befondere Art 
von Müfjiggang, . welche nicht felten bittere Armuth über große 
Mengen von Menjchen herbeiführt, bejteht in ven maſſe nhaften 
freiwilligen Arbeitzeinftellungen (strikes) zur Er 
trogung von Vortheilen. Sei e8 daß höherer Arbeitslohn, fei es 
daß Verkürzung der Arbeitzzeit, jei ed endlich daß Abftellung ſon⸗ 
figer Beſchwerden ben Gegenftand des Verlangen? bildet, nur allzue 
jehr find erfahrungsgemäß die weniger gebildeten Klaffen von 
Arpeitern dazu geneigt, den Widerftand ber Lohnherrn durch ge- 
meinfame Kinftelung aller Arbeit erzwingen zu wollen. Unter 
oorübergehender Entbehrung ihres Lohnes hoffen fie durch Still- 
ſtand der Mafchinen, Unmöglichkeit von Vertragseinhaltung u. |. w. 
den Unternehmern folchen Schaden zuzufügen, daß dieſelben fich zu 
Nachgicbigkeit entjchliegen. Wenn dieß nun nicht in kurzer Zeit 
gelingt, fo gerathen nothwendig die Arbeiter allmählig in bittere 
Roth und Teicht Können fie durch Aufzehrung ihrer Erjparnifje und 
Verkauf ihrer fämmtlichen Geräthichaften für immer der Dürftigkeit 
verfallen. Das ganze Verfahren ift aber ein um jo verberb- 
licheres, als der Einzelne von feinen Genoſſen mit Gewalt 
zum Anjchluffe und zur Ausdauer gendthigt zu werben pflegt, 
und weil nicht felten die zur Miederaufnahme der Arbeit Ge⸗ 
neigten gar nicht mehr angenommen werben, fei e3 zur Strafe, 
jet es weil ihre Plätze durch anderwärts SHerbeigerufene, wohl 
ſelbſt durch Maſchinen beſetzt find ). Verarmung ift aber 


4) €3 ift kaum nöthig, an die Schilderungen ber furchtbaren Roth zu er⸗ 
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um fo gewiffer eine Folge von Müffiggang, weil er in der Re 
gel mit 

2) Liederlichleit in Wechfelwirfung fteht, welche theils 
ohne mehr oder weniger bedeutende Ausgaben nicht befriedigt werben 
kann, theild die Beeinträchtigung ded guten Namen? und des Ju: 
trauen? Anderer, damit aber auch Verluft der Beihäftigung zur 
Folge bat, theild endlich die geiftige und Törperliche Kraft 
bricht. Bei Männern wirkt bauptjächlich die Neigung zum Trunte. 
Dieſelbe richtet zu Grunde durch Koftipiefigkeit der Befriedigung, 
durch Verſäumniß der Arbeitzzeit, duch Neigung ded Betrunkenen 
zu tollen und am Ende immer auch noch theuer zu bezahlenben 
Streichen, endlich durch Erfchlaffung ber Geifted- und Körperkräfte 
und fomit Unfähigkeit zur Arbeit 5)). Das weibliche Geſchlecht 
aber ftürzen hauptſächlich Geſchlechts-Ausſchweifungen in dad Elend. 
Die Dirne vergeudet dad Ermworbene für Pub; bald Ichwinden bie 
Meize, es kommen cdelhafte Krankheiten, und der Erwerb durd 
Unzucht hört auf; zur Arbeit ift weder Kraft, noch des fchlechten 
Rufes wegen Möglichkeit. 

3) Theils als Folge der bisher aufgeführten Laſter, theils als 
jelbftitändiger Fehler erfcheint Lux us und Verfhwendung. 
Nuplofe Ausgaben, welche dad Einkommen überfteigen, jeden Falles 
für unvorbergejehene Unfälle keinen Vorrath übrig Laffen, müſſen 
unter allen Ständen Berarmung erzeugen; am ſchädlichſten 
find fte aber natürlich für bie arbeitende ohnedem nur wenig ver: 
möglicye Volksklafſe. Gegenftand und Art der Verſchwendung mad 
dabei einen Unterſchied. Luxus in Geräthfchaften oder in Kleidung 
ift fo verberblih, als überflüffiger und übermäßiger Aufwand in 


Innern, von welcher bie englifhen Zeitungen fo häufig in Folge von strikes be 
richten. So feierten 3. B. (im Herbft 1864) während Monaten 46,000 Stein 
foßlenarbeiter unter den höchſten Entbehrungen und zu völligem Ruin ihrer 
Wirthſchaft. 

5) Die Trunkſucht iſt das Laſter der nördlichen Völler. Man betrachte Polen, 
Rußland, England und ſelbſt das nördliche Deutſchland, ſeitdem der Branntwein⸗ 
genuß eingeriſſen hat, um dieſe Quelle der Armuth und Erniedrigung in ihrem 
ganzen Umfange zu ermeſſen. Vgl. Tuckett, History of the labouring 
population. Lond., 1845, ®b. L S. 99 fg. 
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Speijen, Getränten und Vergnügungen; am verberblichften und 
finnfofeften ift freilich dad Spiel. Uebrigens wirft allerdings dieſe 
Armuthsurſache nicht überall und immer gleichmäßig. Nicht nur 
find mande Zeiten und Voͤlker mehr dazu geeignet, als antere; 
‚ jondern es ift beſonders auch die Gelegenheit und Verführung in 
gropen Haupt: und Handelsſtädten weit größer, als in kleineren 
und jtilleren Vereinen. Eben fo ruft ihn eine große unvermuthete 
Einnahme (dur Krieg, plöglichen hohen Abſatz der Produkte 
n. |. w.) weit leichter hervor, als gleichmäßig fortgehender guter 
Erwerb ®). 

4) Unwiſſenheit und, was damit enge zufammenhängt, 
Mangel an Vebung der Geiftesfräfte ift in fchr vielen Fällen 
bie Urfache von Armuth %. Sie macht unfähig zu höherer und 
beffer bezahlter Arbeit; erzeugt Vorurtheile und falfche Begriffe, 
welche zu Mißgriffen und fchädlichen Unterlaffungen verleiten, ver- 
hindert Kenntniß und Verſtändniß von günftigen Arbeitägelegen- 
“ beiten oder von vortheilhaften Einrichtungen zu Eriparniffen und 
Wohlbefinden; macht überdieß roh und dadurch geneigter zu Aus⸗ 
ſchweifungen und Müffiggang. Auch in beftimmten einzelnen Ver⸗ 
legenheiten oder Unglücsfällen vermag fich der Gebilbetere und 
Unterrichtetere leichter vor Schaden zu wahren oder ihn wieder gut 
zu machen, als der in Unwiffenheit und Gedankenloſigkeit Verdumpfte. 





6) Dieß ift der Grund warum glüdliche Spieler, Lieferanten, Speculanten 
in Staatspapieren felten einen bauernden Reichthum erwerben. ben fo binters 
läßt der Gewinn von Truppendurchzügen, ſchlechten Aernten im Auslande u. |. w. 
bei dem Landmanne häufig nur eine Dienge vorher nicht gefannter Genüſſe und 
Ausgaben. 

7) Es erfcheint vielleicht al3 ungerecht, die Unwiſſenheit unter den ſelbſt⸗ 
verfchulbeten Urſachen der Armuth aufzuzählen, indem Gelegenheit zur Bildung 
keineswegs Jedem geboten fei. Dieß ift allerdings theilweife und namentlich in 
gewiffen Ländern richtig, und in fo ferne mag man Unwiſſenheit auch unter ben 
nicht verſchuldeten Armuthsurſachen aufzählen; doch ift zur Nechtfertigung ihrer 
Belaffung an der obigen Stelle anzuführen, baß in den meiften gefittigten Län⸗ 
bern ber öffentliche Unterricht verbreitet genug ift, um Denjenigen, welche ihn bes 
nügen wollen, Gelegenheit zur Bildung zu geben; ſodann, daß jeden alles 
auch vernachläffigte Schulfenntnifje bei gutem Willen und feftem Entſchluſſe ſpäter 
nachgeholt werden können durch eigene Bemühungen, fo wie durch Beſuch ber 
verfchiedenen Arten von Unterrichtäanftalten für Erwachiene. 

v. Mohl, Polizeiwiff. I. 3. Auflage. 24 
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5) Keiner Auseinanderſetzung bebarf es endlich, daß Mangel 
an Borficht in jeder Xebendftellung zum Verderben führen Tann, 
am ficherften bei geringen Wermögensverhältniffen, in welchen ein 
begangener Fehler die Mittel für die nothwendigſten Lebensbedürf⸗ 
niffe wegnimmt. Dieß ift gleichmäßig der Fall, ob bie Unvorfic: 
tigkeit darin beftand, daß für eine mit Nothwendigkeit eintretenbe 
höhere Ausgabe die erforderlichen Deckungsmittel nicht zu rechter 
Zeit übergefpart wurden, oder ob eine Verbinblichfeit eingegangen 
wurde, deren wirthichaftliche Folgen aus Vermögen und Einkommen 
nicht beftritten werben können %). Die letztere Verarmungsurſache 
macht fich denn aber namentlich in zwei Fällen bet den arbeitenden 
Klaffen beſonders fühlbar. — Einmal bei unvorfihtigen Hei- 
rathen, alfo bei Gründung einer Familie ohne hinreichendes 
. 8) Wenn Cherbuliez, Science &conomique. Par., 1862, Bd. II, ©. 
803 fg. als einzige Urfeche der Armuth Mangel an Vorſicht gelten laſſen will, 
fo ift dieß, felbft wenn man dem Worte eine noch fo weite Bedeutung giebt, un: 
richtig und in boppelter Beziehung ungereht. Mangel an Vorficht befteht ein: 
mal doch nur, wenn ein nach den gewöhnlichen Gefeßen des Denkens oder ber 
Erfahrung mit Nothwendigfeit oder doch mit Wahrfcheinlichfeit eintretender Zu: 
fand außer Acht und Wirkſamkeit für das eigene Handeln gelafien wird; nicht 
aber, wenn ein in dem regelmäßigen Verlaufe der Dinge nicht zu erwartender 
Unglücksfall hereinbricht. Daß aber ſolche unvorauszuſehende Urfachen von Ar: 
muth eintreten Können, zeigt der nädfte $. Kann man 3. B. einem Baumwolle: 
arbeiter einen Vorwurf daraus machen, daß er den amerifanifchen Bürgerkrieg 
und beffen Gang nicht vorausfah, und nicht deßhalb ſchon vor 20— 30 Jahren 
das Heiraten unterließ ober ein anderes Gewerbe ergriff? Ober kann einem 
Hüttenarbeiter, falls der Vertrag des Zollvereind mit Frankreich etwa ber Eiſen⸗ 
induſtrie in Deutſchland ſchaden follte und er badurch brodlos würde, zugemuthet 
werben, daß er bieß hätte vorausfehen Finnen? Zweitens aber kann billigerweiſe 
einem Mangel an Vorſicht die Verarmung durch Todesfälle, Krankheiten nicht 
beigemefjen werden, wenn ein fortwährend nieberer und nur eben für die täglichen 
Bebürfniffe ausreichender Arbeitslohn eine Anſammlung von Erfparniffen un: 
möglih machte. Der Betreffende bat vielleicht mit nagendem Kummer bie Mög⸗ 
Tichfeit eines ſolchen Unglüdes vorausgefeben, aber Tein Abbilfenittel bereit halten 
Finnen. — Diefe unrichtige Verallgemeinerung einer Armuthsurſache erhält aber 
eine große practifche Bebeutung, weil baraus der offenbar zu fittlichen Unmög⸗ 
Tichfeiten und gefellfchaftlihen Gefahren führende Schluß gezogen werden wil, 
dag überhanpt fo werig ald möglich Unterſtützung gegeben werben bürfe, nament: 
ih feine Anftalten zu treffen feien, welche eine ſolche mit Beſtimmtheit erwarten 
laſſen, wie Armengefebe, Hofpitäler u. f. w., weil bie Ausficht hierauf das Gefühl 
der Nothwenbigfeit einer Vorficht abſtumpfe. 
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Auskommen dur Vermögen oder Arbeitöverbienft. Eine folche 
Ehe Tann nicht nur gänzliche Verarmung fehr leicht zur %olge 
haben, fondern hat fie in den meiften Fällen auch wirklich. Wenn 
auch allerdings daB Familienleben manche Erfparniffe möglich macht 
und mit ſich bringt; wenn ferner in ber Regel die Arbeit eines 
Mannes, falls er auch nur feine körperliche Kraft vermiethen Tann, 
zur gleichzeitigen Ernährung einer Frau und einiger Heiner Kinder 
hinreicht; wenn ferner die Ehe auf Manche fittlih wirkt): fo tft 
boh auf der andern Seite eben jo richtig, daß die Ausgaben 
wachſen, jei es bleibend durch eine immer größere Anzahl von Kins 
dern, fei es auch nur vorübergehend dur Krankheiten n. dgl. 
Hierdurch entfteht aber bald ein Mißverhaͤltniß von Einnahmen und 
Bedüͤrfniß, alfo Armuth. Alle Anftrengung und Sparſamkeit ift dann 
niht im Stande, die Folgen der Einen unverfichtigen Handlung 
zu bejeitigen. Und um wie fehneller und ficherer müſſen biefelben 
fich fühlbarer machen, wenn noch Muthlofigkeit oder Unfähigkeit die 
nöthigen Einnahmen vermindert. Unzweifelhaft ift diefe Urfache der 
Berarmung für bie unteren Klaſſen die verhältnigmäßig bedeutendfte; 
jo für Xaglöhner, Fabrikarbeiter, Kleine Grundeigenthümer, felbft 
für mande Handwerker. Tritt der Fall bei den mittleren und 
höheren Ständen feltener ein, jo rührt bieß von ihrer größeren 
Bildung und daraus folgender Vernünftigleit her, welche fie im 
Eingehung der Ehen feltener die äußerſte Unvorfichtigleit begehen 
läßt. — Eine zweite Art von unvorfichtig eingegangenen Verbindlich⸗ 
keiten find, wenn auch freilich feltener in den unterften Schichten der 
Geſellſchaft, bodentofeSpefulation und Projektmacherei. 
Wenn das Streben nach Reichthum zu fehr gewagten Unternehmungen, 
zu großen Gefchäften, ohne Mittel für deren nachhaltigen Betrieb, 
vieleicht gar zu völlig unfinnigen Planen führt, jo wird gänzliches 
Verberben in der Regel die Folge fein. Je ftärker aber die Mitwer⸗ 
bung auf den regelmäßigen Bahnen des Gefchäftslebend iſt, ober je 
höher die Genußfucht und das Anfehen des Reichthumes nad Ort 
und Zeit fteht, defto häufiger werden dieſe Armuthäurfachen eintreten. 


9) ©. über diefe Anfihten De G&rando, Bienf. publ., Bd. I, S. 295 fg.; 
EB RRK fa 
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§. 55. 
b) Unverſchuldete. 

Außer diefen mehr oder minder tadelnswerthen Fehlern ift 
aber noch eine beträchtliche Anzahl” anderer Umftände worhanden, 
welche Vermögen und Erwerbfähigteit der Bürger vernichten oder 
die Gewinnung eine? genügenden Einkommens verhindern Tönnen, 
ohne daß ihr Eintreten den Betroffenen zur Laft zu legen wär, 
jo daß fie vielmehr unſchuldig die Opfer übermächtiger äußerer 
Berhältniffe werben. Als folche von den Betroffenen unver: 
ſchuldete Urfachen find aber namentlich nachftehende anzuführen: 

1) Mangel an lohnender Arbeit troß der Fähigkeit 
und des Willens zu arbeiten. An folchem Lönnen entweder allge 
mein wirkende ober nur befondere, d. h. Einzelne Arbeiter treffenbe, 
Urſachen Schuld fein. 

Allgemein wirken nachitehende Umjtände: | 

a) Mißverhältniß der Arbeitzlöhne zu dem 
PBreife der Lebensbedürfniſſe. — Im Allgemeinen ift 
Allerdings richtig, daß der Arbeitslohn hoch genng fein muß, um 
bie nach den Mimatifchen Verhältniffen und den Vollsgewohnheiten 
bemeffenen nothwendigften Lebengbebürfniffe des Arbeiterd davon 
beftreiten zu innen; und zwar ift es nothwendig, daß fie den 
durchichnittlichen thatfächlichen Verhältnifien angepaßt find, allo 
namentlich dem Umftande, ob eine beftimmte Arbeit durch einen 
Familienvater oder einen Alleinftehenden, durch Mann oder Frau, 
verjehen zu werben pflegt. Würde nicht fo viel verwilligt, fo fände 
fih wenigjtend auf die Dauer Niemand zur Vebernahme einer 
nicht nährenden Arbeit. Allein e3 kann doc, dieſes Verhältniß in 
großem Umfange und lange ein anderes fein. — Wenn nämlid, 
einmal, wejentliche Lebensbedürfniſſe ſchnell und bleibend im Preife 
geftiegen find, fo werben keineswegs immer auch bie Löhne al 
bald in gleichem Verhaͤltniſſe erhöht. Somohl die Abnehmer ald 
die Unternehmer pflegen fich gegen eine das bisher Gemwohnte über: 
fteigende Ausgabe zu wehren und nur allmählich und unter Um⸗ 
ftänden, welche dem Arbeitsmarkte günftig find, fügen fie fich dem 
 Unvermeidlihen. Da nun die Köhne in der Megel fchon vorher 
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auf naturgemäßem niebrigftem Stande geweſen find, fo Tann in⸗ 
beifen fehr empfindliche Noth bei den Arbeitern eintreten, nament- 
lich bet ſolchen, welche entweder als Familienväter oder ber Art ber 
Beichäftigung wegen den Wohnort nicht verändern und anberwärts 
beffere Lohns⸗Verhaͤltniſſe auffuchen Können. Ein folches bleiben⸗ 
bed Steigen der Preife kann denn aber aus verfchiedenen Gründen, 
in weitem Umfreife ober nur örtlich, eintreten. So 3. B. durch 
die Eröffnung eines neuen Abſatzweges für Lebensmittel (durch 
Eifenbahnen, Aufhebung fremder Zölle); durch Störungen im Gelb- 
weſen (Einftrömen großer Maffen von Evelmetallen, Schaffung 
von Papiergeld); durch Verminderung der Meinen Wohnungen we⸗ 
gen großartiger Umbauten einer Stabt, oder durch Steigerung ber 
Miethen wegen vajcher Vermehrung der Bevölkerung ?). — Sodann 
aber find fehr häufig die Arbeitzlöhne der Frauen zu Tärglich bes 
meſſen. Dieſe haben allerdingd manche Bebürfniffe der Männer, 
3. B. für Nahrung, Getränke, Tabak, in geringerem Grade ober 
gar nicht; auch find fie durchſchnittlich fparfamer und georbneter, 
Können auch durch eigene Bejorgung Manches ohne Geldausgabe 
berftellen, wofür Männer zu bezahlen haben: allein auf der andern 
Seite bedürfen fie mehr für Kleidung, und ift überhaupt der ihnen 
gewöhnlich zu Theil werdende Lohn zu geringe auch für geringere 
Bedürfnifie). Zur Annahme des ungenügenben Lohne find fie 
aber gendthigt, weil bie Erreihung ihrer eigentlichen Lebensbeſtim⸗ 
mung, Eingehung einer Ehe, nicht von ihnen abhängt; weil fie zu 
ſehr vielen Arbeiten wegen geringerer Körperkraft unfähig find, 
oder bei anderen ihnen wenigſtens die Sitte entgegenfteht; endlich 
weil fie ſchwerer beliebige und häufige Ortöveränderungen vorneh⸗ 





1) Ueber diefe in der Regel von ber Wiffenichaft nicht gehörig berlicfichtigte, 
aber gerade in unferem Staate vielfach zu Tage getretene Urfache großen Elendes 
ſ. Dufau, Essai s. 1. science d. 1. misere sociale. Par., 1858. 

2) Während in Paris gegenwärtig ber Durchſchnittslohn eines männlichen 
Arbeiters 4,54 Fr. beträgt, ift ber ber rau 2,14; und in ben Departements 
noch weit geringer, wohl faum bie Hälfte. Es finb aber in Paris allein 105,410 
Arbeiterinnen. In England verdienen Taufende von Arbeiterinnen nur 6 P. 
täglich durch 16ftünbige Arbeit. Durch bie Auswanderung ber Männer ſchlägt 
bie weibliche Bevölferung um 500,000 vor! 
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men koͤnnen ohne Gefahr für ihre Sittlichfeit und mit Erfolg für 
Arbeitterlangung. Dazu kommt no, daß ihnen bie Erfindung 
von Mafchinen einige dem weiblichen Gefdjlechte vorzugsweiſe 
pafjende Arbeiten mehr und mehr entzogen hat, fo dad Spimm 
und Nähen. Die Folge dieſer fchlechten Bezahlung ift nun aber 
nicht blos Dürftigkeit, ſondern auch weit verbreitete Proftitutien, 
burch welche der Lohn ergänzt und einiger Lebensgenuß vwerjchaft 
wird. AZuftände diefer Art treten am meiften hervor bei den fr 
brifmäßig betriebenen Arbeiten und da, wo Unternehmer zwiſchen 
ben Käufern und den Arbeitern ftehen °). 

b) Eine Stodung in dem gewöhnlichen Bezuge ver Rob 
ftoffe oder dem Abſatze der Erzeugniffe, herbeigeführt durch Außen, 
mit dem Zuftande der Gewerbe in feinem wejentlichen Zufammen 
hange ftehende Ereigniffe. Solche können z. B. jein: Handelskriſen 
oder fonftige Unglücsfälle bei den biäherigen Abnehmern; Krieg; 
bürgerliche Unruhen ); hemmende Zollfyiteme anderer Staaten; 
ober auch mehr vorübergehend, aber doch noch immer Hinreichend 
wirkſam: Unterbrechung der Arbeit durch außerordentliche Witte 
rungsverhältniffe, durch ein örtliches Unglück (3. B. Brand), ein 
Landestrauer u. dgl. Allerdings find folche Zuftände hauptſächlich 
von Bebeutung binfichtlich der Maffen-Armuth; aber auch bie et 
zelnen felbjtftändigen Gewerbenden können burch fie betroffen wer: 
ben. Solche finden alddann ebenfalls wenigen und gering lohnen: 


3) Diefe unglüdliden Verhältniffe ziehen mehr und mehr die Aufmerfjom: 
feit auf fih, welche ihnen nur allzulange entzogen worden war. Man ſehe z. B. 
Simon, L’ouvriere. Par., 1861; Laurent, Associat. de prervoy- 
. DI, ©. 271 fg.; ferner die Berichte von Reybaud über verfchiedene Gr 
werbezweige Frankreichs in den Seances et travaux de l’Acad. des science 
ınor. et polit., Bd. 43 fg. 

4) Wenn bürgerliche Unruhen der Grund von Gewerbeftodungen find, ſo 
dreht man fich in einem höchſt verberblichen fehlerhaften Zirkel. Die Furcht ver 
Unruhen befehränft bei ben reicheren Klafien fogleich den Ankauf aller Bedürfniſſe 
auf bad Notbwendigfte und erzeugt dadurch Stodung, namentlich in ode Luxud⸗ 


artikeln. Durch dieſe Stockung wird aber das Mißbehagen immer güdßer, DE . 


unbeſchäftigten und darbenden Arbeiter find immer mehr zu neuen Unruhen auf 


gelegt; und fo ift bald Feine Ruhe und Sicherheit mehr zu erwarten. Diele 
Ausſicht aber ſchüchtert natürlich die Verzehrer immer mehr ein, wird fomit wie: 


der Urfache zu weiterer Stodung; und fo weiter. 


— 
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ven Abſatz, und kommen fomit je nach ber Größe des in befferen 
Zeiten gefammelten Weberfchuffes, langſamer oder fehneller bei ber 
Dürftigfeit an. Natürlich trifft auch bie von ihnen bisher befchäf- 
igten Arbeiter das gleiche Lood. Da unabjebbare Waaren nicht 
yerfertigt werden koͤnnen, fo ift die Entlaffung und fomit Brob- 
ofigfeit auch der einfachen Arbeiter eine nothwenbige Folge Und 
elbit für Diejenigen, welche noch Arbeit finden, äußern fich ſchlimme 
Birkungen, da die Mitwerbung der Entlaffenen bie Arbeitsloͤhng 
mf den niedrigſten Standpunct herabdrückt. Moͤglicherweiſe frei⸗ 
ich Tann zu gleicher Zeit in einem verwandten Geſchäftszweige ein 
Iufſchwung eintreten, fo daß Verlangen nach weiteren Arbeitern 
ntiteht (jo 3. B. beim Außbruche eines Krieges); allein es ift 
licht darauf zu rechnen, ja es ift ſogar ſehr unmahricheinlich, in- 
em biejelbe Urjache jede Art von Abſatz zu gleicher Zeit zu hem- 
nen pflegt. — Selbſt Fürzere Stodungen vermögen aber den auf 
&glichen Verbienft Angewiejenen fchnell in Noth zu bringen. 

c) Noch fchlimmer, weil hoffnungsloſer und dauernder, ift ber 
fall, wenn eine innere Veränderung in einem Gewerbziweige 
ie Urfache der Arbeitlofigkeit if. Eine jolche Veränderung kann 
ber aus verfchiedenen Gründen eintreten. Ein Wechjel in der 
Sitte oder in ben wirklichen Bebürfnifjen kann das gänzliche Auf: 
eben einer ganzen Waarenart nothwenbig machen. Ober es wird 
ine biöher mit Menſchenhand verfertigte Arbeit, fei es in ben Ge- 
werben fei es im Landbau, nun durch Mafchinen betrieben. End⸗ 
ch kann eine Waare, welche biöher von vielen felbftjtändigen Hand: 
erfern verfertigt wurbe, itt fabrifmäßig in wenigen großen Ans 
ıgen verfertigt werden, eine Umgeſtaltung, zu welcher der ganze 
euere Gewerbebetrieb große Neigung hat). Keineswegs bietet 
ch im erfteren Falle immer eine andere Ähnliche Arbeit für’ bie 
inbeichäftigten dar. Und auch in den beiden Ichteren Fällen wird 
urch Verbefferung oder Wohlfeilmachung der Begehr nicht immer 


. 5) Auf diefe, von der Volkswirthſchaftslehre in der Regel viel zu wenig be: 
Htete Folge der Fabrikation im Großen machen mit Recht aufmerkſam: Fix, 
evue d’&con. polit., a. v. ©t.; Morogues, Recherches des causes de 
ı richesse et de la misöre des peuples civilises. Par., 1834 (lithogt.) 
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fo ſehr und namentlich nicht immer fo ſchnell gefteigert, daß bie 
burch die Mafchine oder die Fabrik überflüſſig gewordenen Arbeiter 
nun in andern heilen befjelben Geſchäftes eintreten könnten. 
Letzteres ift noch überdieß deshalb ſchwer, weil in der Pegel bie 
Arbeiter bei ihrer bisherigen Beichäftigung zu bleiben und die neue 
Mitwerbung durch größeren Fleiß und Kleinere Forderungen zu 
überwinden ſuchen werben, fie fomit, wenn fie endlich die Unmoͤg⸗ 
Jichkeit einſehen und zur neuen Arbeitsart überzugehen wünſchten, 
dort die Plaätze ſchon beſetzt finden ). Ueberdieß werden auch nicht 
ſelten die an bie bisherige Arbeitsart Gewöhnten nicht beſonders 
taugen für die veränderte Beichäftigung , jomit Tauglichere ihnen 
vorgezogen werben. Die hierzu Veranlaffung gebende Verbefferung 
des Gewerbed mag alſo immerhin für das Vollsvermögen im Gar: 
zen ein Vortheil fein; die Folgen mögen auch häufig, weil fie Lang: 
ſam eintreten und zum Theile wenigftend eine Vermehrung der Fabri⸗ 
kation und jomit des Bebürfniffes an Arbeitern entfteht, fich we 
niger ſchädlich erweilen, als fie auf den erften Blick fcheinen koͤnn⸗ 
ten ?): ganz ohne Herbeiführung von Verdienſtloſigkeit Einzelner 
tritt fie aber nie ing Leben, und für die brodlos gewordenen Ar: 
beiter ijt und bleibt fie ein Unglüd und eine unmittelbare Quelle 
der Berarmung ®). 


6) Bon welder Ausdehnung eine Veränderung in einen Gewerbezweige 
Armuths⸗Urſache fein kann, mögen, mit Uebergehung älterer oder Pleinerer, Fälle 
bie Zuftände der Baummollen:Handmweber und der Leinengarn:Handfpinner beieifen. 

7) Hierüber |. die ſchöne Außseinanderfegung von Bernoulli, Schwei. 
Aırdiv, Bd. I, ©. 14 fg. 

8) ©. Sismonbi in Fix, Revue d’&con. polit., ©. 128 fg.; Gas- 
kell, The manufact. population of England, a. v. St.; Engels, Die 
Lage in der arbeitenden Klaffe in England, ©. 167 fg. Die von ben National: 
Defonomen fo beftimmt aufgeftellte Behauptung, daß Einführung oder Verbeſſe⸗ 
rung von Maſchinen wegen gefteigerter Begehr nach ber befjeren ober mwohlfeileren 
Waare die Zahl der Arbeiter vermehre und nicht verminbere, ift nur fehr 
theilweiſe richtig. Um von landwirthſchaftlichen Mafchinen ganz abzufehen, bei 
welchen augenfcheinlich die Erfparnig oder Erfegung der Menfchenfraft feine Ste: 
gerung des Erzeugnifles zur Folge bat, fondern einfach eine Verminderung der 
Arbeiterzahl erzeugt und erzeugen foll; fo ift eine Vermehrung der Arbeiter auch 
bei der Einführung oder Verbefierung der Gewerbewerkzeuge keineswegs eine noth: 
wenbige Folge, ſondern kann fehr wohl eine bleibende Broblofigkeit einer Anzahl 
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d) Eine weitere mögliche Urſache von Arbeitsloſigkeit ift 
übermäßige Zahl der Arbeiter. Dieſelbe kann ſowohl burch 
eine das Bebürfniß überfteigende Vermehrung derfelben im Inlande 
ſelbſt entjtehen, als durch eine Mitwerbung eingebrungener Frem⸗ 
ber, und ift in beiben Formen nicht nur bei den Gewerben, ſon⸗ 
dern auch, wenn jchon feltener, beim Aderbau möglich 9). In allen 
biefen Fällen Tann fich die Sache auf voppelte, allein immer nach» 
theilige Weiſe, geftalten. Enweder vertheilt ſich die Arbeit unter 
Alle, wo dann Keiner hinreichend beſchaͤftigt iſt, fondern allgemeine 
Noth- folgen muß. Oder aber behalten Einzelne, durch irgend einen 
Umftand begünftigt, volle Arbeit, fo daß die Webrigen ganz ver: 
dienſtlos bleiben. Dabei ift dann namentlich keineswegs darauf zu 
rechnen, daß bei der Mitwerbung Fremder die größere Neigung zu 
den eigenen Landsleuten diefen den Vorzug von Seite der Beſchaͤf⸗ 
tiger verfchaffe. 

e) Sehr häufig iſt Mangel an lohnender Arbeit die Folge 
einer übermächtigen Mitwerbung fremder Waaren, welche zu 
geringeren Preifen auf ben inländilchen oder auf fremden Märkten 
geliefert werben, als folches den biesfeitigen DVerfertigern möglich 
iſt. Die Urfachen diefer größeren Wohlfeilheit der Fremden können 
fehr manchfad fein und wenigſtens theilweife von ber Art, daß 
bloſe Gefchiclichkeit und Anftrengung fie nicht zu befeitigen vermd- 
gen. Sp 3. B. wohlfeilerer Bezug der Nohftoffe oder der Verfer- 
tigungsmittel, größere Kapitale, geringerer Arbeitzlohn, Teichtere 
Abgaben. Auch bier ift nicht einmal im eigenen Lande auf frei- 
willige Bevorzugung der theureren einheimischen Erzeugniſſe zu vech- 
nen; auf fremden Märkten Tann ohnedem nur mit Verluft ober 
gar nicht verfauft werden. 


bisher Befchäftigter eintreten. So waren 3. B. im %. 1841 in 35 englifchen 
Spinnereien 99,229 Spindeln mehr und doch 1360 Mulefpinner weniger; bie 
Zahl ber Spindeln hatte um 10 Proc. zus, bie ber Spinner um 60 Proc. ab: 
genommen. Bon 1841-44 wurben wieber In Folge ber Einführung doppelter 
Spindelreihen bie Hälfte ber Spinner entlafien. ©. (Leach,) Stubborn facts 
from the factories, by a Manchester operative. Lond., 1844. | 

9) Es ſei hier 3.8. an das Herüberſtrömen trifcher Arbeiter aller Art nad) 
Englanb erinnert. 
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2) Eine zweite Haupturfache von zufälliger Verarmung ift 
Unfähigkeit zur Arbeit. Diefelbe mag aber hauptfächlich von 
drei Urfachen herrühren, nämlich von geiftiger oder Törperlicher 
Schwäche; vom Lebensalter, und zwar ſowohl bei Kindern als bei 
Greifen; endlich von Krankheit. Wenn auch diefe Zuftände häufig 
durch die Unterftügung Verpflichteter oder Freiwilliger erleichtert 
werden, jo bleiben doch immerhin ſehr viele Falle übrig, in welchen 
die vollen Wirkungen eintreten. Hinfichtlich der Förperlichen Schwäche 
find namentlich die Weiber zu erwähnen, welchen es ſehr fchwer 
wird, eine ihren Kräften entfprechende genügend belohnende Arbeit 
zu finden, und welche daher, in fo ferne fie nicht in Familien Un: 
terfommen finden, in nur allguvielen Fällen ber größten Dürftig: 
feit und dann auch dem Laſter verfallen 1%. Bei Erkrankungen 
aber tritt VBerarmung um jo gewiffer ein, als mit dem Aufbören 
ber Einnahme zu gleicher Zeit größere Ausgaben nothwendig wer: 
den, und als ungenügende Pflege und inneres Leiden bie Kranl: 
heit leicht erfchwert und verlängert. Vielleicht finden die Unglüd: 
lichen fogar, wenn fie wieder genejen find, ihre Stelle von Anderen 
eingenommen, jo daß fie nur die Unfähigkeit zur Arbeit mit Man⸗ 
gel an berfelben verwechſeln. Leider ift die Unfähigkeit zur Arbeit 
ſehr Häufig nicht blos vorübergehend; denn Viele find ihr ganzes 
Leben lang durch Krüppelhaftigkeit und gänzliche geiftige ober für: 
perlihe Schwachheit zur Arbeitzunfähigfeit verurtheilt. 

3) Eine weitere nur allzu häufige Quelle von Verarmung 
find Unglücksfälle. Cie können entweder dad Vermögen treffen, 
namentlich da jchonzgejammelte Kapital vernichten, ober fie treffen 
bie Perſon des Ernährers einer Familie. — Fälle der crfteren Art 
treten theils ein durch Elementar-Erefgniffe, z. B. Feuer, Ueber: 
fhwemmung, Hagel, Froſt, Thierfterben; theild durch menfchlice 
Handlungen. Plünderung und Verwüſtung im Kriege, Xruppen: 
durchzuͤge, Lieferungen und Brandfchagungen, Raub und Diebftahl, 
Betrug, Bankbruch, haben ſchon Unzählbare in Armuth geſtürzt. 

10) ©. über biefe beflagenswerthe, früher in unbegreiflicder Selbſtſucht der 


Männer nur wenig beachtete Seite unferer gejellfchaftlichen Zuſtände bag barun: 
bernswertbe Werk J. Simon, L’ouvritre. Par., 1861. 


| 
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töchten ſolche Vermögenszerftärungen auch in jo ferne minder 
rchtbar erfcheinen, weil fie bie geiftige und Lörperliche Faͤhigkeit 
ir Arbeit umangetaftet laffen; und ift auch fchon richtig, daß 
tancher durch verdoppelte Anftrengung wieder dad Verlorene ganz 
wer theilweiſe erſetzt: fo ift doch auch zu bedenken, daß der Ber: 
ſt des Kapitaled die wirthichaftliche Möglichkeit die Arbeit fortzus 
gen leicht ganz raubt; ſodann daß, häufig wenigſtens, ein jolches 
nglüc fich auf jehr Viele zu gleicher Zeit erftreckt, und alfo auch 
e Möglichkeit zum Wiedererwerbe fehr geſchwächt wird, theils 
irch die Mitwerbung anderer Arbeitfuchender, theils burch ben 
tangel an Kapitaliften und Abnehmern. — Um jchweriten trifft 
i8 Unglüf, wenn ber Tob den Ernährer einer Yamilie vor der 
eit wegrafft. Es ift dieß aber ein Fall, welcher in allen Klaſſen 
r Geſellſchaft fich ereignen kan, wo immer die Familie nicht auf 
ermögen fondern auf Erwerb gegründet war und nichts über 
jpart wurde. Je früher der Zamilienvater ftirbt, deſto größer 
mn auch bad Unglück. Die Arbeit einer Fran reicht nur In jel- 
nen Fallen zu mehr, als zu ihrem eigenen bürfligen Unterhalte 
n; um fo weniger Tann fie alfo noch Kinder nähren, namentlich 
enn deren Wartung fie in Anfpruch nimmt. Sm den gebildeten 
tänden treten noch bejondere Schwierigkeiten ein, vwoelche mit der, 
eilich wohl falfchen, öffentlichen Meinung, Törperlicher Unfträftig- 
it u. f. w. zufammenhängen. Bei manden Beichäftigungen aber 
ıd die Gefahren fo groß, daß vorzeitige Todesfälle entweder in 
olge eines einzelnen unglücklichen Zufalle® oder durch fortgeſetzte 
yäbliche Einwirkungen fehr häufig eintreten, jo z. B. bei Seeleuten, 
joldaten, bei vielen Fabrikarbeitern 1). 

4) Endlich müflen noch genannt werben: ſchlechte Staat- 
nrichtungen, welche die Gütererzeugung hindern oder das 
rworbene unndthig und nutzlos verzehren. Es laſſen fich dabei 
eierlei Arten von Urfachen unterfcheiden, nämlich: 


11) Eine große Menge merkwürdiger aber betrübender Angaben über bie 
inge mittlere Lebensdauer fehr vieler Arten von Handwerkern und fonfligen 
beiten, ſ. bi Turner Thackrah, The effects of the principal arts, 
ıdes and professions on health and longevity. Lond., 1881. 
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a) Die Unterlaffung folcher rechtlicher und polizeilicher 
Einrichtungen, welche zum Vermoͤgenserwerbe nothwenbig find. 
Der Fehler ift fomit bier negativer Art. 

b) Die gefegliche Einführung ober Geftattung von Red: 
ten, ſei es des Staates felbft fei ed der Einzelnen, mit beren Be 
ftehen eine rationelle und ertragreiche Thätigfeit unvereinbar ift, 
3. B. von allzuvielen oder allzugroßen Majoraten, von Monopolen, 
Privilegien, oder gar von Leibeigenfchaft. Endlich 

c) Abgaben, welche das jährliche reine Einkommen eine 
Theile ober der Gefammtheit des Volkes verfchlingen, vielleicht in 
bad rohe Einfommen over in das Kapital eingreifen. Die Schuld 
bieran mag aber entweder die abfolute Höhe der Forderungen des 
Staates an die Steuerpflichtigen oder auch eine ungefchichte und 
ungleiche Art der Vertheilung und Erhebung tragen !9). 


3) ‚Mittel zur Abwehr der Armuthsurſachen. 
S. 56. 
a) Algemeine Manfregeln. 

Nur wenn man die Urfachen der Armuth ind Auge faht, 
vermag man berfelben mit Erfolg entgegenzutreten, während De 
mühungen, welche fie nicht berückfichtigen, nur zufällig und worüber: 
gehend eine Folge derjelben mildern fönnen, das Uebel ſelbſt aber 


12) Man bat fich viele Mühe gegeben, das Zahlen-Berhältnig ber verſchie⸗ 
benen Armuths-Urſachen aufzufinden, fo 3. 8. Keverberg, Essai sur !in- 
digence dans la Flandre; Villeneuve-Bargemont, Econ. polit 
chret., Bb. II, ©. 24; De Gerando, Der ArmensBefucher. Allein es if 
nicht möglich, genaue allgemein gültige Zahlen anzugeben, theils weil je nad) det 
Dertlichleit und der Zeit das Verhältniß wechfelt, theils weil die Urſachen fid in 
ber Mirflichkeit nicht fo fcharf heraußftellen, wie in ber Theorie, und fehr häufig 
in einander überfliegen. Nur fo viel mag im Allgemeinen behauptet werten, 
daß nach allen Nachrichten im gewöhnlichen Zuftande ber Dinge unvorſichtige 
Chen die Hauptveranlaffung find und wenigftend die Hälfte von allen Föllen 
begreifen. Ungefähr gleich ftehen ſich Verarmung durch Unglücksfälle und burg 
Arbeitlofigkeit, jede etwa zu einem Fünftheile. Die übrigen Urfachen find ſomit 
nach Zahl von geringerer Bedeutung. Doch bebarf es keines Beweiſes, daß 
unter Umſtänden leicht eine derſelben alle übrigen übertreffen kann. So z. B. die 
Verwũſtungen eines Krieges, eine Theurung, völliger Mangel an Grundeigenthum 
bei ber Maſſe (mie in Irland). 
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fteben und fortwirken laſſen. Sowohl der Privatwohlthätig- 
13 der Thätigkeit des Staates iſt dadurch die erfte und noth 
gfte Richtung ihrer Wirkung bezeichnet; und namentlich hat 
in biefer Beziehung die leßtere immer dann einzufchreiten, wo 
ftere fich nicht bemerklich macht. Sehr übertrieben wären 
5 die Hoffnungen Derjenigen, welche von folcher berechneter 
irkung eine gänzliche Verhinderung aller Armuth erwarten 
m. Manche der oben gejchilverten Armuthsurſachen ift jedem 
lichen Einfluffe unzugänglich; bei anderen läßt fich nur eine 
reife Gegenwirkung hoffen. „Ihr werdet immer Arme unter 
haben”, ift ein nur allzu wahrer Sprud. Doc darf die 
abhalten, wenigſtens das Mögliche zu leiſten. 

Unter den gegen die Armuthsurſachen anzumenbenden Maaf- 
ı befteht in fo ferne ein wefentlicher Unterſchied, als einige 
ben allgemeiner Art find, das heißt nicht gegen eine ein- 
Beranlafjung, fondern gegen eine ganze Kategorie von Ars 
gründen gerichtet find, andere dagegen beſonders gegen 
beftimmte Urjache vorgefehrt werden. Die Wirkjamkeit der 
ı Sattungen ift nicht die gleiche. Die allgemeinen Maaß—⸗ 
t haben ein größeres Feld und koͤnnen vielleicht eine ganz un⸗ 
tete Verbejferung hervorbringen; dagegen läßt fich ihre Ein- 
ng weniger berechnen, auch nidyt mit den darauf zu verwen⸗ 
n Mitteln genau vergleichen; endlich ift fie unficherer. Die 
deren Vorkehrungen dagegen haben gerade die entgegengejeßten 
Ichaften. 

Als allgemeine Maaßregeln find namentlich folgende her: 
heben: 0 

1) Möglichfte Verbreitung der Bildung und ber Uebung 
zeiſteskräfte in allen Klafjen der Gefellichaft, namentlich auch 
n unteren Schichten. Solcheß dient zur Beſeitigung der Un⸗ 
iheit und gedankenloſen Unvorfichtigkeit, giebt auch vermehrte 
UL an bie Hand, um dem Einzelnen die Ueberwindung von 
terigfeiten, welche ihn- ohne feine Schulb betroffen haben, zu 
tem. — Was nun in Beziehung der Volksbildung vom 
te zu thun iſt, wird an einem anderen Orte (f. unten, $. 78 
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u. fg.) ausführlich erörtert werben: bier finb nur nachitehenbe Ges 
fichtöpuntte beſonders hervorzuheben. 

Die gewöhnlichen Gegenftände des Unterrichte® in ber Volls⸗ 
Thule, alfo Leſen, Schreiben und Rechnen, haben natürlich ihren 
großen Werth als Grundlage und Bedingung weiterer und beion- 
derer Kenntniſſe; an fich aber reichen fie nicht aus zu dem hier 
insbeſondere vorliegenden Zwecke, nämlich zur Hebung der Einfict 
ber arbeitenden Klaſſe. Abgeſehen davon, daß fie in ber Schulzeit 
feineswegd immer fo feft eingeprägt werben, um jpäter im Leben 
genügend vorzubalten; find fie namentlich fachlich nicht genügend 
oder haben, richtiger gejprochen, eigentlich gar Keinen fachlichen In⸗ 
halt. Es tft daher vor Allem zu wünjchen, daß ſich ber Unterridt 
auch in den Volksſchulen, foweit ſich biefeß ohne Verflachung er: 
reichen läßt, immer mehr ausdehne auf Keuntniffe in der Erb: und 
Naturkunde und in den Anfangsgründen der Mathematik. Sodann 
find gerade für den vorliegenden Zweck die zur Erhaltung und Er: 
weiterung der in der Volksſchule erworbenen Kenntniffe beftimmten 
Anftalten von großer Wichtigkeit, fomit die Abend-, Sonntag%, 
Fortbildungsfchulen u. ſ. w. 2). Insbeſondere kommen aber zweier: 
lei Vorkehrungen hier in Betrachtung, die Induftrie- Schulen 
und die Erziebungshäufer für verwahrloste Kinber. 
— Die erfteren beftehen in einer, mit der gewöhnlichen Volks⸗ 
faule in Verbindung gebrachten, Unterweifung ber Jugend beiber 
Gefchlechter in leichteren und verkäuflichen Handarbeiten, in häud: 
lichen Gejchäften und, wo möglich, im Gartenbau und in der Baum: 


1) Es ift wohl, namentlich in Franfreih, darauf gebrungen worden, def 
fih der Vollgunterriht auch auf bie Anfangsgründe der Volkswirthſchaftslehre 
erfirede. So wünſchenswerth nun eine allgemeine Verbreitung folcher Begriffe 
und Kenntniffe unter den arbeitenben Klaffen wäre, fo iſt doch fehr zu bezweifeln, 
ob bieß je durch bie Volksſchule geſchehen kann. Schon bad Alter ber Schüler 
ift für eine richtige Auffaflung ſolcher abftracter Begriffe nicht reif; auch ift ſchwer 
abzufehen, woher die Zeit zu ſolchem Unterrichte kommen fofffe ohne Beeinträd: 
tigung bes unbedingt Nothwendigen. Hauptfächlich aber ift zu fürchten, baß die 
Lehrer felbft nicht befähigt fein möchten zur Haren und richtigen Darlegumg ſo 
ſchwieriger Sätze. Lieber aber feine Keuntniß derfelben als eine verwirrte und 
falfhe. Wenn bier irgend etwas geſchehen kann, fo ift es höchſtens in den Yorts 
bildungsſchulen. 
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zucht. Hierdurch werden bie. Kinder nicht nur an georbnete Thä⸗ 
tigfeit gewöhnt, ſondern die erworbenen Fertigkeiten erleichtern ihnen 
auch ihr einftiged Fortkommen. Auch ift Schon ber itzige Erld3 ber 
Arbeiten, nicht ohne Bedeutung für ärmere Familien. Natürlich 
darf übrigen? weder der eigentliche Schulunterricht bierunter Teiven, 
noch die zur koͤrperlichen Erſtarkung der Kinder nöthige Zeit in 
Anſpruch genommen werden. Die Einrichtung ift nicht immer 
leicht zu treffen, wegen des Mangel theils an Lehrern und Lehre: 
rinnen, theild an Abjab für die Arbeiten; namentlich ift dieß in 
Heinen und bürftigen Gemeinden ber Fall, wo doch anbererfeits 
die Anftalt befonders erfprießlih wäre. Es tritt ſomit einer der 
Falle ein, in welchen der Staat unmittelbar zu wirfen bat, theils 
durch zweckmäßige Aufmunterung der Privatwohlthätigleit, theils 
durch Beiträge aus der Staatzlaffe ). — Vielleicht von noch grö- 
Berer Bedeutung find die Anftalten zur Erziehung von Kindern, 
welche in fchlechter Umgebung unb unter jchäblicher Leitung auf- 
wachen. Daß ſolche Unglückliche nur eine Entfernung von ihren 
verberblichen Neltern oder Pflege-Meltern und eine befonvere auf 
Außrottung der bereit? cingefogenen Xafter berechnete Erziehung 
vor Berfall in das tiefjte Elend retten Tann, tft einleuchtend. Die 
gewöhnlichen Schulen find nun Hierzu nicht tauglich, theils weil 
die übrigen Kinder nicht in die Gefahr der Anftedung gebracht 
werben bürfen, theila weil es bier an Auffiht nnd Unterkunft 
außer den Schulftunden fehlt. Somit find eigene, wo möglich ver- 
einzelt liegende, Anftalten nöthig. Wie groß freilich die Schwierig: 
keiten eines fittlichen Erfolges find, und daß Hier nicht bloße Mieth- 
Iing3arbeit, fondern nur wahre Theilnahme und große Aufopferung 
zum Ziele führen Tönnen, bebarf feiner Auseinanderſetzung. Auch 


23) Von der zahlreichen Literatur über biefen Punct f. namatlih: Wage: 
mann, Ueber bie Bildung bes Volkes zur Inbuftrie. Bött., 1791; Gedanken 
üb. d. Einführung der Induſtrie⸗Schulen. Lpz., 1801; Köhler, Tas Induſtrie⸗ 
Schulweſen. Braunfhw., 1801; Schmiblin, Ueber öffentlihe Kinder-J.⸗An⸗ 
falten. Stuttg, 1821. Wem Ducpetiaux, De la condition des jeunes 
ouvriers, ®b. II, ©. 195, für jede Gemeinde eine eigene Schule für den Unter 
richt im Feldbau verlangt, fo gebt er ficherlich weiter, als bie verfügbaren dings 
lichen und geifligen Kräfte reichen können. 
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die Beibringung der Gelbmittel ift keineswegs leicht. Bloſe Staatz- 
vorihriften und Staatsanftalten reichen bier nicht aus; ſondern 
bad Ganze ift weientlich cin Gegenftand für eine lebendige, nament- 
lih eine auf religiöfer Grundlage ruhende Privatwohlthätigfeit. 
Sit diefe Richtung vorhanden, fo mag und foll dann immerhin der 
Staat durch Geldunterftügung, Cinräumung von Gebäuden, Gleich⸗ 
ſtellung der Lehrer mit denen im öffentlichen Dienfte, durch Lob und 
Anerkennung das nüßliche Werk fördern; auch wirb es zweckmaͤßig fein, 
wenn er wegen Vergehen verurtheilte Kinder ſolchen Anjtalten zur Er: 
ziehung und Befferung übergiebt. Auch ift es nur eine Pflichterfüllung 
gegen Schußlofe, wenn gejeglich die Fälle feftgeftellt werben, in wel- 
chen fchlechte Aeltern genöthigt werden Lönnen, die von ihnen verwahr: 
losten Kinder zur Erziehung an ſolche Anftalten abzugeben ®). 

2) Die Hebung der Sittlichfeit und einer vernünftigen 
religidfen Bildung ift ſelbſtredend von dem hoͤchſten Werthe 
auch für die Bekämpfung der Armuthsurſachen. Nicht nur wirkt 
fie auf Befeitigung der meiften ſelbſtverſchuldeten Gründe ber Ber 
armung, fonbern fie giebt überhaupt dem Charakter einen Halt, 
welcher ihn auch unter ungewöhnlichen Schwierigkeiten nicht zufam- 
menbrechen läßt. Was aljo Zwedmäßiged und wirklich Erreid: 


3) Ueber biefen anſprechenden und wichtigen Theil ber Armenpflege fick 
Niftelhuber, Ueber die Nothmwenbigfeit ber Errichtung von Arbeits: und 
Erziehungs-Anftalten für fittlih verwahrloste Kinder. Stuttg. u. Tüb., 1828; 
Schmiblin, Die Ortd: und Bezirks-Erziehungs-Häuſer für verwahrloste Kinder 
in Württemberg. Stuttg., 1828; Schlipf, Die Erziehungs: Anftalt für Ba: 
ganten:Kinder in Weingarten. Göpp., 1831; Ueber bie englifhen Anftalten glei: 
cher Art, bie Reformatories und Refuges ſ. ben Comp. to the Alman., 1861, 
©. 81 fg. Ueber die franzöfifchen colonies agricoles pour les jeunes detenus, 
giebt ausführliche Nachrichten Martin-Doisy, Dict. d’&con. charit., Bd. II, 
©. 1255. Hier benn auch eine genaue Schilderung ber Mufteranftalt von Mett: 
ray. — Denfelben Zweck, jedoch mit weniger fefter Organifation und folgfid 
mit weniger beftimmtem Eingreifen, wie bie eigentlichen Erziehungshäufer für 
verwahrlogte Kinder, verfolgen bie englifchen Ragged Schools, welche allerbings 
für bie fonft der tiefen Unwifienbeit, der Armuth und bem Verbrechen verfallenen 
Kinder in ben großen Städten beftimmt finb, aber nur durch gewöhnlichen Schul: 
unterricht zu wirken fuchen und bie Zöglinge nicht unter beftändiger und ausſchließen⸗ 
ber-Aufficht haben. Sie find fehr löblich im Vergleich mit gänzlicher Vernadhläffigung, 
genügen aber an fich nicht. Die Zahl folher „Rumpenfchulen” ift übrigens bebeutend. 
In London allein beftanden im 3. 1860 über 150 derfelben mit etwa 22,000 Schülern. 
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bares 19) in diefer Beziehung durch Staatsanftalten gefchehen Tann, 
darf nicht unterlaffen werden, ſchon aus Rückſicht auf Verhütung 
ber Armuth. In Beziehung ‚auf dad Nähere iſt jedoch auch hier 
auf fpätere Ausführungen zu verweilen (ſ. unten $ 89 fg.). 

3) Nicht unbedingt können unter bie allgemeinen Maafregeln 
zue Verhütung von Armuth diejenigen Vorkehrungen gezählt wers 
ben, welche zur Hebung der Volkswirthſchaft in allen ih- 
ren Theilen allerdings zu ergreifen find. Durch diefelben wird, 
wenn fie von Wirkung find, unzweifelhaft die Gejammtmaffe der 
menfchlichen Güter vermehrt und jomit jedenfall? größerer Reich⸗ 
thum erzeugt; allein keineswegs gleichbedeutend damit ift eine all- 
gemeine und gleichförmige Verbeſſerung der wirthichaftlichen Lage 
aller bei dieſer erhöhten Thätigkeit befchäftigten Perjonen und 
Klafien. Eine ausgedehnte Erfahrung beweist vielmehr, daß je 
nach der Organljation eines Wirthſchaftszweiges und nach den Er- 
zeugungsmitteln, deren er fich bevient, zahlreiche, vollkommen un⸗ 
ſelbſtſtändige und leicht der Verarmung ausgeſetzte Arbeiter hervor- 
gerufen werben. Gerade die erhöhte Thätigkeit in den Großgewer⸗ 


16) Dan bat fi) in neuerer Zeit viel mit der allgemeinen fittlichen Hebung 
(Moralifirung) der unteren Klafien beſchäftigt; allein theils in einer verſchwom⸗ 
menen unb bilettantifchen Weife, welche feinen rechten Zufammenbang von Urfache 
und Wirkung erfennen läßt und fomit nicht Über bie Phrafe hinausgeht; theilg 
unter Anrathung von Mitteln, welche nicht ber Staat, fonbern nur bie Kirche 
ober die Menſchenfreundlichkeit Einzelner handhaben kann; theild enblich ohne 
Rüdficht auf bie nach dem Stanbe ber Befeßgebung und der Vollganfchauungen 
zu bemefiende practifche Ausführbarfeit. So find z. B. bie verfchiebenen Be: 
mähungen ber inneren Miffion, alfo Stabtmiffionare, Reiſeprediger, Hausbefuche 
u. f. w. ganz nützliche Anftalten, (vorausgefeßt einen gefunden, frommen aber 
nicht frömmelnden Sinn;) allein ber Staat kann fie nicht anordnen, nicht eins 
mal ſichtbar unterftügen, wenn er nicht entweber Wiberwillen erzeugen ober Heuchler 
ziehen will. Und wenn ben Arbeitern felbft eine Organifation jebes Gewerbes 
gegeben werben will, (Marchand, Du pauperisme, ©. 13 fg.), welche durch 
ſelbſtgewaͤhlte Vorfteher auf Zucht und Orbnung hinwirken fol durch perſonlichen 
Einfluß und durch Strafen, und welche burd) Sittenauffeher aus ber Mitte der Arbei⸗ 
ter jebe einzelne Fabrik im Auge behalten würbe: fo bedarf bie Unvereinbarfeit einer 
folchen Zwangs:Sittenpolizei mit ben Syſtemen ber Gewerbefreiheit wohl feiner 
Nachweifung. Eine Orbnung diefer Art würbe entweber ein bloßer Schein und 
Spott bleiben, ober offenen Wiberftanb hervorrufen. 

v. Mohl, Polizeiwiſſ. L 8. Auflage. 25 
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ben hat eine früher gar nicht gefannte Kaffe von Perfonen ge 
Schaffen, welche, wenn auch nicht immer arm, jo boch leicht ber 
Armuth außgefegt find. Die Aufgabe ift alfo die, mit der freilich 
nicht zu unterlaffenden Hebung der wirtbfchaftlichen Thätigleit zu 
gleicher Zeit auch die Mittel ausfindig zu machen, welche fo viel 
ala möglich diefe üblen Folgen verhindern. Die bier zu treffenden 
fchwierigen Maaßregeln Tönnen jedoch nicht getrennt von der Er 
drterung der betreffenden Wirthſchaftszweige und ihrer Förderung 
durch den Staat dargelegt werben. 

4) Abgeſehen von den vorjtehenden weitgreifenden und ſelbſt 
wieder aus ſehr verjchiebenen Maaßregeln beftehenden Vorkehrungen 
gegen brohende Armuth it jchließlih noch unter den allgemeinen 
Mitteln einer Einrichtung zu gedenken, welche zwar von fehr vie 
Heinerem Umfange tft, dagegen aber in einer großen Menge von 
Fällen wirkfam fein kann, in welchen Berarmung droht. Es find 
bieß die Sparanftalten, alfo Einrichtungen und Beranlaffun 
gen zur Aurüdlegung ber nicht im Augenblidte für den Leben# 
bedarf erforberlichen Einfommenstheile, mit der Beitimmung, bad 
Anvertraute im Notbfalle, bei Unglücksfällen oder jonjtigen unver 
meidlichen Erhöhungen der Ausgaben und Verminderung der Ein 
nahmen, zurũckzufordern unb anzuwenden. 3 leuchtet ein, dah 
folde, wenn auch Eleine, Vorräthe vor Verarmung und Elend 
hüten Lönnen, wo fonft feine Hilfe wäre, unb zwar tft das Mit- 
tel um fo bebeutjamer, als es bei ganz verfchiebenen Grünen ber 
Erwerblofigfeit anwendbar if. So 3. B. bei Krankheiten des Er- 
naͤhrers jelbft oder von Familiengliedern, bei Gewerbe- und Hur 
beläftodfungen, bei gezwungener Beränberung ber bisherigen Arbeit 
bis zum Eintritte in eine neue Belchäftigung, bei irgend cinem 
Unglüd2falle, welcher die Arbeitämittel oder bie Ausrüftung bei 
Hauſes betroffen hat. Auch bietet eine folche Einlage im eine 
Sparkaſſe die Möglichkeit, fich durch Anfchaffung von Rohſtoffen 
eine jelbftjtänbige Thätigkeit zu verfchaffen oder — was namentlid 
in neuefter Zeit von ſehr großer Bedeutung geworben ift — bei 
einem Sonfumvereine ober bei einer Erwerbsgenoſſenſchaft zu be: 
theiligen und dadurch der ganzen wirthfchaftlichen Stellung eine 
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weit ficherere Grundlage zu geben. Nimmt man noch bazu ven 
fittlichen Einfluß, welchen dad Bewußtſein eines eigenen durch Ars 
beit und Entbehrung erworbenen Beſitzes hervorruft, fo kann bare 
über fein Zweifel fein, daß Sparanftalten eine bedeutende Stelle 
unter den allgemeinen Mitteln zur Verhinderung ber Armuth ein- 
nehmen, wenn fie auch allerdingd nicht das Heilmittel für alle 
Uebel find, wie es wohl eine übertreibende Empfehlung berjelben 
bat barjtellen wollen 17). 


b) Mittel gegen einzelne Beranlaffungen. 


$. 57. 
a) Gegen jelbftverfchulbete Armuthsurſachen. 


Eine unmittelbare Einwirfung zur Verhütung ſelbſtverſchulde⸗ 
tee Armuth ift ſehr jchwierig, weil in ben meiften Beziehungen nur 
von dem eigenen feiten Entfchluffe des Schuldigen jelbft eine gründ⸗ 
liche Abhilfe erwartet werben fann, der Staat aber fih in ber Ne⸗ 
gel auf mittelbar wirkende Maaßregeln zu bejchränfen bat. Die 
Anwendung dieſer leßteren ift freilich um fo weniger zu unterlaffen, 
ala bei der Mehrzahl dieſer Zuftände noch manchfache andere Gründe 
zur Belämpfung vorliegen, als blos ihre Veranlaſſung von Vers 
armung !). 

Dieß tft namentlich der Fall Hinfichtlih der Ausfchweifungen, 
ber Verſchwendung und der unvorfichtigen Ehen, als gegen welche 
aus dem Gefichtöpuncte der Sittenpolizei, der Förderung des Volks⸗ 
vermögen? und ber Vermeidung einer Webervölferung minbeftend 
eben’ fo viel einzuwenden ift, als aus dem der Armenpflege. Aus 
diefem Grunde ift es denn gerathen hinſichtlich der Gegenmittel 
kurzer Hand auf diejenigen Theile der polizeilichen Staatsthätigs 
feit zu verweifen, welche dieſe Gegenftänve in ihrem Zuſammen⸗ 
hange behandeln. Jede an fich richtige Maaßregel ift auch pafjend 


17) Daß Nähere Über bie Einrichtung ſ. unten, ®b. IL, $. 122. 

1) Ueber die Mittel gegen ſelbſtverſchuldete Armuths-Urſachen |. Schüz, 
Ueber bie fittlichen Urfachen ber Armuth und ihre Heilmittel, in ber Tüb. Zeitſchr. 
f. 6t.:®., Bb. VIL &. 356 fg. 

25* 
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im Intereſſe der Armenpflege, und jedes gewonnene Ergebniß eben: 
falls ein Vortheil für dieſe *). 

Somit bleibt bier nur die Erörterung der Mittel gegen den 
Mükiggang und gegen den Mangel an Vorjicht im Allgemeinen. 

1) Segen den Müßiggang Tann und muß theild worbeu- 
gend, theild unterdrüdend verfahren werben. 

Die Borbeugung befteht, außer einer möglichit zweckmäßi⸗ 
gen Erziehung, theils in der Unterbringung der herangewachjenen 
Sugenb bei einem nüblichen und einträglichen Geſchäfte, theils in 
der Befeitigung folcher öffentlicher oder von Einzelnen außgehender 
Einrichtungen und Handlungen, welche ohne es zu beabfichtigen der 
Trägheit und Arbeitsſcheu Worfchub Leiten. 

Die erjtere Maaßregel ift Höchit nothwenbig, weil ein Müßig- 
gang nad) vollendeten Schuljahren, alſo zu der Zeit der Entwid: 
lung der Leidenfchaften und ver üblen jowohl als guten Gewohn— 
heiten, den jungen Menfchen beinahe nothwendig zu Grunde richte. 
Die Sorge für eine folche Unterbringung ift nun allerdings zunaͤchſt 
Sache der Acltern oder fonftigen Erzieher; durch eine gute vorgän- 
gige Erziehung wird fie auch ſehr erleichtert: allein nicht jelten 
kommt boch bei den Kindern der Armen, namentlich bei Knaben, 
ber Fall vor, daß fie die geringen Ausſtattungs- und Lehrkoften 
nicht aufzutreiben im Stande find. Keine Wohlthat ift nun größer 
binfichtlich des ganzen Lebensglückes eines folchen jungen Menſchen, 
als wenn ihm die fehlenden Mittel zur Unterbringung in eine 
Lehre gegeben werben; feine Wohlthat tft aber auch wirtbfchaft- 
licher, weil man ihn dadurch in den Stand ſetzt, für immer ohne 
weitere öffentliche Unterftügung fein Brod zu erwerben unb* ein 
nügliched Mitglied der bürgerlichen Gefellfchaft zu werben. In fo 
ferne alfo nicht ſchon die Privatwohlthätigkeit dieſes zum Gegen: 
ftande ihrer Wirkfamfeit macht, ift von Seiten der Gemeinden und, 
wenn nöthig, des Staates Vorkehrung zu treffen °). 

Schwieriger ift es, diejenigen Veranlaffungen zu verbreiteten 
Müßiggange zu befeitigen, welche aus verkehrten Handlungen Drit- 

2) Ueber die Mittel gegen Ausfchweifungen, f. unten ®b. I, $. 91 und 97; 


gegen Verſchwendung, ®b. II, $. 188; gegen unvorfictige Ehen, oben, $. 19. 
8) ©. Colquhoun, Treatise on indigence, ©. 157 fg. 
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;, wenn auch unbeabfichtigt, entfiehen. Nicht immer tft ber Ver⸗ 
inft der Sieg zu verfchaffen, und eben fo fteht dem Staate nicht 
mer ein Recht zu zwangdmäßigem Einfchreiten zu. — Die gering- 
n Schwierigkeiten machen noch jchäblich gewordene Stiftungen 
d Verwendungen von Gemeinbevermögen. Hier kann im Wege 
er Verordnung, nöthigen Falles der Gefebgebung, die Größe und 
: Art der Unterjtüßungen auf dasjenige Maaß zurückgeführt were 
1, welche der Noth abbilft, ohne zur Arbeitäfchen zu verleiten; 
mentlih Tann und muß ber Grundſatz unerbittlich geltend ge⸗ 
icht werden, daß der im öffentlichen Almoſen Stehende weniger 
t daran fein darf, als der durch eigene Arbeit fi und die Sei- 
zen Ernährende. Ueberſchüſſe, welche durch die Umgeftaltungen 
erreiher Stiftungen entjtehen, werben leicht zu verwandten 
vecken nüßlich gebraucht werben koͤnnen, alſo 3. B. zu Verbeſſe⸗ 
ngen des Schulwelend, Stiftungen von Gemwerbebanfen, Bauten 
Gewerbezweden. — Gegen unverftändige Handlungen der Pris 
tmohlthätigkeit einzelner Lebender kann allerding3 verbietend ein- 
ihritten werden, in fo ferne fie pofitiv gemeinjchäblich find, etwa 
3 Bettelweſen groß ziehen; allein gegen eine nur weniger zweck 
iBige Verwendung des eigenen Vermögen tft nur durch Beleh⸗ 
ng über die Folgen Hilfe möglich; keineswegs dann aber ein 
folg immer fiher. Den meilten Eindruck werben thatjächliche 
entliche Nachweifungen des in bejtimmten Fällen angerichteten 
hadens machen. — Bei Muͤßiggangs⸗Urſachen, welche aus |chäd- 
yen Firchlichen Einrichtungen herrühren, ift eine unmittelbare Ab- 
fe nur zu erlangen, wenn Vorſtellungen des Staate® Gehör bei 
ı Kicchenobern finden. Gelingt dieß nicht, jo bleibt dem Staate 
nächſt nicht wohl etwad Anderes übrig, ald den in Frage ftehen- 
a mißbräuchlichen Anoronungen feine Bedeutung auf feinem Ge- 
fe einzuräumen, dadurch die Nichtbefolgung derſelben zu er: 
tern und fie wenigſtens dem Umfange nad) zu befchränfen. 
erher gehört u. A. Nichteinhaltung überflüſſiger Feiertage von 
:iten aller Staatsbehörden; Nichtbeitrafung von Störungen ber: 
ben durdy Arbeiter; ftrenge Aufrechterhaltung der Fremdenpolizei 
zen Wallfahrer; amtliche Aufdeckung und zuläffigen alles :DBe- 
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ftrafung von Täuſchungen und Gaukeleien. Das Beite wird aller: 
dings bier eine allgemeine Hebung der Vollsbildung thun, und biele 
jelbft dann dem Staate den Sieg verichaffen, wenn er, was wohl 
möglich ift, mit fanatifchen oder felbftjüchtigen Kirchengewalten bei 
feinen nützlichen Bemühungen in Streit gerathen follte. 

Aber ſelbſt die jorgfältigften Bemühungen in ben biäher be 
fprochenen Beziehungen werben nicht die Folge haben, daß All 
mit Fleiß und regelmäßig ihre Gefchäfte betreiben. Deßhalb iſt 
denn nun zweitend zu unterfuchen, ob und wie der Müßiggang 
vom Staate unterbrüdt und dadurch weiteren üblen Folgen 
beffelben vorgebeugt werben kann. 

Bor Allem wirft ſich die Frage auf, ob der Staat das Recht 
bazu bat, feine Bürger mit Zwang zur Arbeit anzuhalten? Sm 
Allgemeinen tft dies allerdingd zu verneinen. Wenn fchon eine 
nützliche Beichäftigung Gebot der Sitten- und Wunſch der Voll: 
wirthichafts-Xehre ift, fo folgt daraus noch Fein Zwangsrecht bes 
Staates. Der Bürger lebt nicht im Staate um zu arbeiten, fon 
bern er arbeitet unter dem Schute des Staated um zu Ichen, wenn 
er nämlich Leine anderen erlaubten Hilfäquellen befitt, z. B. Ein 
fommen aus eigenem Vermögen, Gehalte, felbft zureichende Ge 
fchenfe von Anderen. Dieſer allgemeine Sat erleidet jeboch eine 
doppelte Ausnahme. — Einmal nämlich ift Far, daß bie Arbeits⸗ 
Iofigfeit de3 Bürgers nicht mit Gewißheit oder wenigſtens überwie: 
gender Wahrjcheinlichkeit zu Rechtöverleßungen führen darf. Dem 
ift aber in zwei Fällen fo. Zunächſt kann auf eine Wiederholung 
geichloffen werben, wenn ein Menſch Leinen anderen Lebeng-Unter: 
halt hat, als feine Arbeit, er aber aus Scheu vor diefer ſchon ein: 
mal thatfächlich zu Vergeben gegriffen bat, um fich von biefen 
zu nähren, und er nun auf? Neue in Müßiggang verfällt unge 
befjert durch die Strafe. Sodann aber bei ben maffenhaften Ar: 
beit3einftellungen, deren Durchführung mit den manchfaltigiten Ge: 
waltthätigfeiten verbunden zu fein pflegt. Unzweifelhaft ijt der 
Staat zur möglichſten Verftopfung folcher Quellen von Rechtsver⸗ 
legungen aufgefordert. — Zweitens ift cin Einfchreiten gerechtfertigt, 
wenn der Müßiggang zu gemeinſchädlichen Handlungen und 
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Berhältniffen führt, was ebenfall3 wieder in boppelter Beziehung 
eintreten Tann. Einmal, wenn ber Arbeitsſcheue durch feine Trägs 
heit eine Sffentliche Unterſtützung des Staates notbwendig machen 
würde. Da er auf eine folche Unterſtützung, jelbft wenn er wollte, 
nicht verzichten darf, weil ber Staat die beiden übrigen Mittel 
zur Erhaltung feines Lebens, Bettel und Diebftahl, nicht bulden 
kann, jo verurfacht er eine unnöthige Ausgabe öffentlicher Gel- 
ber, was ficher ein Schaden für bie ganze Gejellichaft if. Sodann 
ift es als ein folcher Schaden anzuſehen, wenn fich ein Bürger le⸗ 
diglich durch Müßiggang in die Unmöglichkeit verjeßt, dem Staate 
einen entiprechenden Beitrag zu feinen Laften zu geben. Für Ser 
den ift eine große Anzahl von jchügenden und fürdernden Staats⸗ 
anftalten vorhanden; Jeder hat alfo die Pflicht, zu ihrer Unter: 
baltung nach feinen Kräften beizutragen. Und wenn Derjenige, 
welcher ohne jeine Schuld völlig vermögenslos ift, aus Billigkeit 
befreit werden kann, fo tritt eine ſolche Nückficht nicht gegen Den 
ein, welcher einfach nicht will *). 

Nun entfteht aber die zweite Frage, wie in zweckmäßiger 
Weiſe in diefen Ausnahmsfällen zu verfahren iſt? Offenbar muß 
bier ein Unterſchied gemacht werben zwijchen ben mafjenhaften Urs 
beiteinftellungen und den aus einzelnem Hange zum Müßiggange 
entftehenden Fällen einer fchädlichen Lebensweiſe. Theils ift bie 


4) Bol.dievonGerftäder, Bettelmefen, S. 116, u. Lo tz, Ideen über öffent: 
liche Arbeitshãuſer und ihre zweckmäßige Organiſation. Hildb., 1810, ©. 34 fg., 
gegebene Ausführung. Wenn übrigens biefer Letztere glaubt, nur Fretheits- 
Beraubung, nicht aber Zwang zur Arbeit lafle fich rechtlich vertheibigen, 
unb bie Anleitung zur Arbeit fo wie bie Gewöhnung an biefelbe bürfe durch 
feine anderen Mittel gefchehen, als in ber freiheit, nämfih durch Reiz zum Ge 
winne und durch Furcht vor Hunger: fo ift ein zureichenber Grund für biefe 
Beſchränkung nicht einzufehen. Wenn ber Staat überhaupt ein Recht hat, ben 
gemeinfchäblichen Müßiggänger zu einer Aenderung feiner Lebensweife zu nöthi⸗ 
gen, fo müffen ihm auch bie als tauglich erfundenen Mittel zu Gebote ftehen, 
indem wer ben Zwec wollen barf, auch bie nothwenbigen Mittel anzumenden bes 
rechtigt iſt. Meberbieg dürfte jeden Falles bie Freiheit3:Beraubung bie ſchwerſte 
Verlegung der PVerfönlichkeit fein. Auch gegen die von Lotz, ©. 84 fg., der: 
fuchte Aufzählung ber einzelnen Arten von Menfchen, welche fich für die Zwangs⸗ 
Arbeitshäufer eignen, möchten Ausftellungen zu machen fein, in fo ferne mandhe 
derſelben, wenigfteng zuerfl, in Straf: Anftalten gehören. 


892 


Urfache des Uebels und fomtt die Möglichfeit der Befeitigung nicht 
die. gleiche, theila der Umfang beflelben ein fehr verfchiedener. 
Ungweifelhaft erjcheint eine allgemeine Arbeitseinftellung in 
ber Form des Müßigganged; allein die Duelle deſſelben ift nicht 
Arbeitäfchene, — die tigt Feiernden haben bisher gearbeitet umb 
verlangen es auch Fünftig wieder zu thun, — ſondern Erbitterung 
über vermeintlid, unbilltge Behandlung, Verzweiflung auf andere 
Weiſe zur Erfüllung der Forderungen zu gelangen, endlich vielleicht 
bei längerer Dauer der Einftelung Nachegefühl für das bereitö 
durch diefelbe erbuldete Elend. Ganz verkehrt wären ſomit Maaß 
vegeln gegen Trägheit und Lieberlichfeit; wielmehr muß einer Seit 
der Entfchluß zur freiwilligen Arbeitzeinftellung bejeitigt, anberer 
Seit? etwaigen unerlaubten Wirkungen berjelben entgegen getreten 
werden. — sn eriterer Beziehung iſt Belehrung und Vermittlung 
dag einzige anwendbare Mittel °); jene aber ift zu ertheilen an bie 


5) Allerdings möchte es fcheinen, als köͤnne und müfle vor Allem durch ein 
firenges gefegliches Verbot aller Arbeiterverbinbugigen, welde die Erlangung 
gemeinfamer Korberungen von ben Arbeitögebern zum Gegenftanbe haben, gewirli 
werben. Mander Staat, 3. B. Frankreich bi zum J. 1864, bat in ber That 
dieſes Mittel angewendet, und es mag dazu namentlich auch bie Rückſicht mitge⸗ 
wirft haben, daß bei folchen Arbeiteinitellungen Biele gegen ihren Willen zu 
Theilnahme gezwungen zu werben pflegen. Dennod ift bie Erlaſſung eines ſol⸗ 
hen allgemeinen Verbotes nicht räthlich. An und für fich Tiegt in einer Arbeit 
verweigerung, auch wenn fie von Vielen zu gleicher Zeit ausgeſprochen wird, 
nichts gegen bie Rechte Dritter Laufendes. Es ift Sache der die Arbeit Verlan⸗ 
genden, ein entiprechenbed Anerbieten zu machen. Sobann ift e8 eine offenbart 
Ungerechtigkeit, bem Arbeiter ein gemeinfames Handeln zur Erlangung feiner, 
vieleicht höchſt billigen, Forderungen zu unterfagen, während ein gleiches Berbot 
gegen Berabrebungen von Seiten ber Arbeitsgeber, gemeinfam bei gewiſſen Ver⸗ 
langen zu beharren, nicht erlaffen wird oder wenigftend nicht wirffam durchgeführt 
werben Farm. Endlich ift es befier, ein offenes Auftreten ber Arbeiter und be 
Tannter Häupter berfelben vor fi) zu haben, als fie zu geheimen Verbindungen 
zu drängen, welche weit gemwaltthätiger zu fein pflegen und leicht allgemein gefähr: 
ih fein mögen. Solche Verabrebungen find eine, freilich oft ſehr beſchwerliche, 
Folge bed Syſtems ber perfänlichen Freiheit und ber freien Mitwerbung, und 
müſſen al folche getragen werden; wogegen bann ber Staat um fo mehr bered; 
tigt und verpflichtet ift, jede unzurechtfertigende Ausſchweifung, alfo namentlid 
Zwang zum Beitritte ober Gewalt gegen Arbeitögeber, mit äußerfter Strenge zu 
unterbrüden. — Aus biefen Gründen bat denn auch Frankreich mit Recht im 
J. 1864 das allgemeine Verbot von Arbeiterverabredungen aufgehoben, unb if 
es in England unbekannt. 
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eiter, wenn ihre Beſchwerden unbegründet oder ihre Forberun- 
unausführbar find; diefe dagegen bei den Arbeitägebern, falls 
illigkeit und Starrfinn wirflich bei ihnen Platz gegriffen ha⸗ 

Je unpartheiifcher und angefehener die zum Guten redenden 
atsorgane find, deſto leichter wird ein Erfolg erreicht werben. 
ı einem Zwange zum einfachen Nachgeben kann übrigens in 
em Falle die Rede fein, weil ein folcher in die Freiheitsrechte 
einen ober der andern Partei eingreifen und bei einem, leicht 
lichen, Mißgriffe von den verberblichiten Folgen für die Gewerbe 
würde. Gelingt eine Ausföhnung nicht, fo bleibt nicht? übrig, 
ber allmählich eintretenden Unerträglichleit des Uebels die Be⸗ 
gung deſſelben zu überlaffen, indeffen aber um fo Träftiger ben 
tzjchug zu wahren. — Diefer Schub tft natürlich jeden Falles 
vend der Dauer ber Arbeitseinftellung und was immer Urfache 
wahrjcheinlicher Verlauf fein mögen, zu gewähren. Noͤthig 
ı er fein theils für folche Arbeiter, welche fich den Beſchlüſſen 
r Genoſſen nicht fügen und bei der Arbeit bleiben oder zu ihr 
ben Uebrigen zurückkehren wollen, theils für bie möglichermetfe 
Perſon oder Eigenthum bebrohten Lohnherren. Wie immer dad 
iche Urtheil über dad Benehmen eined Bedrohten fein mag, der 
at darf Feine Gewaltthat und Selbſthilfe geftatten. Unter Um- 
ben kann ausgedehnte und lange dauernde Verwendung ber ge: 
fmeten Macht nothwendig fein. Welche außerordentliche Be⸗ 
änfungen in Betreff von Handlungen anzuwenden fein mögen, 
zwar art fich nicht rechtöverlegenn find, aber mit Wahrjchein- 
eit zu Verbrechen führen könnten, 3. B. Umzüge ber felernden 
eiter, Verfammlungen, Gelage u. f. w., ift nach den Umftänden 
ermefien. Unnoͤthige Verbote find, ald eher aufreizend, zu ver 
ven. In wie ferne der vom Staate zu gewährende Rechtsſchutz 
zu Strafen zu gehen hat, hängt lediglich davon ab, ob rechtö- 
rige Handlungen wirklich begangen find. Solchen ift, und zwar 
Anfang an, mit der vollen Strenge des Geſetzes entgegen zu 
en, und es darf zu dem Ende in feinem Strafgefegbuche eine 
prechende Berückfichtigung folcher complottmäßiger Verlegungen 
en. 
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Anders verhält es fich in Betreff des Müßigganges Einzefner, 
welcher zu jchäblichem Benehmen führt. Die bier dem Staate ob 
liegenden Aufgaben find einer Seit leichter, weil man es nidt 
mit jchwer zu gewältigenden Maſſen zu thun bat, anderer Seits 
jchwieriger, weil nie aufhörend und als ein Kampf gegen eingewur- 
zeiten üblen Willen. Bloſe Strafen irgend einer Art taugen 
hierzu offenbar nicht, indem fie zwar vielleicht Furcht erwecken, kei⸗ 
neswegs aber die fehlende Gewöhnung zur Arbeit und Fähigkeit 
zu derſelben geben koͤnnen. ine wirkliche Heilung von der Arbeits⸗ 
ſcheue tft aber jo lange nicht zu erwarten, als biefe beiden Eigen: 
fchaften nicht erworben find). Die einzige Maaßregel, welde 
allen drei Forderungen entjpricht, nämlich der Abſchreckung, der 
Sewöhnung an fortgefeßte Arbeit und der Verſchaffung ver noͤthi⸗ 
gen Tertigleiten, ift die Errichtung von Zwangs-Arbeits— 
bäufern, in welchen Müßiggänger der oben bezeichneten Art 
eingefperrt, in gewiffen Arbeiten unterrichtet und zu bejtimmter an⸗ 
baltender Beichäftigung jo lange gezwungen werden, bis man fih 
eine Beilerung von ihnen zu verlprechen das Recht hat”). Eine 
ſolche Anftalt ift fomit auf der einen Seite eben wohl von einer 
Straf:Anjtalt zu unterfcheiben, in welcher zur Beſtrafung we 
gen- begangener Rechtsverletzungen beftimmte phyſiſche Uebel auf 
- richterlichen Ausfpruch vollzogen werden, als auf der andern Seite 
von ben freiwilligen Werfhäufern, wo arbeitölofe abe 
arbeitöwillige Arme Beichäftigung, Werkzeuge u. |. w. auf ihr eige 
ned Anfuchen erhalten), Bon felbft verfteht fich übrigenz, daß 


6) Von ber Richtigkeit dieſes Satzes mag man fi) am leichteſten in ſolchen 
Ländern überzeugen, in welchen nur Strafen auf Müßiggang und Landftreichern 
gefeßt find, ohne daB man ſolche Menſchen auch zu beffern ſucht. Noch nie hat 
biefe Weife zu verfahren irgend zum Ziele geführt. 

7) Naville, Charite leg., Bd. I, ©. 201 fg., welder ſich gegen alk 
Swangsarbeitähäufer erflärt, ihnen Härte, Unordnung, Unfittlichfeit, Koſtſpieligkeit 
und Nuplofigfeit vorwerfenb, verwechſelt die freiwilligen Beichäftigungsanftalten 
mit Zwangsarbeitshäuſern. Gegen letztere ift weder Strenge noch Unfähigkeit zur 
Deckung aller Koften eine gegründete Einwenbung. Unordnung und Unfittlichfeit 
aber mag eine firenge Aufficht wohl vermeiben, 

8) Lov, a. a. O., S. 7 fg., führt diefen Unterſchied richtig auß; nament⸗ 
lich auch gegen bie unflaren Anfichten von Wagnitz, Klein, Arnim, melde 
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Ausfpruch über die Einlieferung in ein Zwangs⸗Arbeitshaus 
er nur von einer höheren Bolizel-Stelle, unter Geftattung von 
theidigung und Nechtömitteln, ausgeiprochen werben barf, ba es 
immer eine Freiheitsberaubung tft, wenn fchon nicht zur Strafe. 

Koften des Aufenthaltes hat die betreffende Gemeinde zu bezab: 

theils weil fie überhaupt zur Unterftägung ihrer Armen vers 
htet ift, theil® zur Vermeidung von Weberjchiebung ihrer Ver- 
lichkeit auf den Staat unter dem Borgeben eine? müßigen Le⸗ 
3 ihrer Armen. 

Ueber die Einrichtung einer ſolchen Anſtalt iſt im Weſent⸗ 
n Folgendes zu bemerken. — Die Behandlung der Zwangs⸗ 
iter muß weſentlich verfchieden von ber in einer Strafanftalt 
; denn fie find nicht Hier um Törperliche Uebel zu erbulven. 
: Härte, welche weder zu Erhaltung der Hausordnung, noch 
Arbeitigewöhnung noͤthig ift, Hat aljo wegzufallen. Doch wer 
: fi von felbft, daß die Zwangsarbeiter einer ftrengen Haus⸗ 
ung und Aufficht unterworfen fein müſſen 9). — Die Wahl ber 
wer Anftalt zu betreibenden Arbeiten ift natürlich von ber 
ten Wichtigkeit für ihr Gelingen. Vor Allem müſſen es Ar- 
m fein, welche die Züchtlinge nach ihrer Entlaffung leicht an- 
ben können und welche ihnen ben nöthigen Lebensunterhalt 
m. Sie müſſen aljo gefucht jein und ohne vieles Kapital an 
kzeugen und Vorräthen betrieben werben können. Sodann muß 
Wahl fo getroffen werben, daß die Räumlichkeit der Anftalt zu 
re Betreibung hinreicht und bie Sicherheit derfelben mit ihnen 
hen. kann. Endlich ift eine Verſchiedenheit derſelben nöthig, 
3 der befonberen Anlagen und Neigungen ber Züchtlinge wegen, 
ere Straf-Anftalten mit ZwangssArbeitählufern vermiſchen. Nur wenn fo 
n ben Strafanftalten noch eigene Sicherungs⸗-Anſtalten annimmt, fo 
te diefer letztere (Übrigens nicht weiter hierher gehörige) Begriff fich nicht ver- 
igen laſſen in einem Rechtsſtaate. Das von ihm, ©. 28 fg., Angeführte 
t gewiß nicht zu, um eine Freiheits-Beraubung aus Furcht zu rechtfertigen. 
erhaft ifi bie von Petitti di Roreto, Saggio sul buon governo 
ı mendicitä, Bd. I, ©. 60 fg., angerathene Verbindung ber Zwangsarbeitke 
er und ber freiwilligen Werfhäufer. 

9) Vol Lotz, a. a. D., ©. 1225 Fode&r&, Paurreté des nations, 
108 fa.; Hanffjen, Kritit des Armenweſens, ©. 127 fg. 
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theilß zur Vermeidung allzugroßer Eoncurrenz unter ben Ent: 
loffenen. Der unmittelbare Geldvortheil der Anstalt ſelbſt kommt 
bei den gewählten Beichäftigungen zunächſt nicht in Betracht, ba 
fie feine Fabrik, jondern eine Erziehungs- und Befferungs:Anftalt 
fein fol. Uebrigens werben die für den einzelnen Züchtling vor: 
tbeilhaften Arbeiten auch für fie ſelbſt nicht ſchädlich fein 2%). — 
Am fchwierigften ift die Frage zu beantworten, wie die Züchtlinge 
zur Arbeitſamkeit gewöhnt werben follen? Gezwungen zu 
einer anhaltenden und bejtimmten Arbeit Fünnen fie freilich Teicht 
werden durch Aufgabe eines täglichen Arbeitsmaaßes und durch 
Etrafen im alle fchlechter oder zu weniger Arbeit 1). Allein 
burch ſolchen Zwang tft, was doch ber Hauptzweck ift, Liebe zur 
Arbeit noch keineswegs beigebracht. Hierzu find aber an fich nur 
zwei Mittel vorhanden. Das eine, gewöhnliche, beiteht in der Ge 
ſtattung eines Weberverbienfted, d. h. der Möglichkeit einer täglichen 
über das vorgefchriebene Maaß hHinausgehenden Arbeit, welche be 
ſonders vergütet wird und theild zur Anfchaffung Meiner Genüffe 
dient, theils als Kapital bei der Entlaffung aus dem Haufe über: 
geben wird 12), Das zweite Mittel beiteht in einer regelmäßigen 


10) Zn allen biefen Beziehungen ift die in foldhen Anftalten gewöhnliche 
Arbeit, das Spinnen, ganz unzwedmäßig, namentlich feit ber übermächtigen 
Mitwerbung der Spinnmafcinen. Mit Kenntniß und gutem Willen wird fid 
überall, natürlich verſchieden nach der Dertlichkeit, eine Anzahl tauglicher Beſchäf⸗ 
tigungen auffinden Taffen. — Sehr paflend ift e8, wenn Felbarbeiten getrieben 
werben können, inbem bie in folchen Geübten Teicht Unterfommen finden, alle 
andern Zwede ber Anftalt aber auch bei diefer Art von Beſchäftigung Ausfühnıng 
erleiden. Der Betrieb von Landwirthichaft kann aber entweber neben gewerblichen 
Arbeiten ftattfinden, wenn mit ber Anftalt ein entfprechender Grundbefig verbun⸗ 
ben iſt; ober er kann auch bie einzige Aufgabe fein, wen nämlich eine Zwang: 
Landbaukolonie eingerichtet ift. Beiſpiele ſolcher finden fih in Holland, Belgien, 
Frankreich. 

11) Als beſonders wirkſam zur Zähmung des Trotzes empfiehlt nach eigener 
Amtserfahrung Vogt, Armenweſen, Bd. II, S. 178, bie Zwangsjacke. Auch 
bie Tretmühle iſt bier wohl an ber Stelle. 

12) Bet ber Abrechnung ift wieber ein boppeltes Verfahren möglich. Ent: 
weber nämlich wird bie Arbeit eines jeben Einzelnen gewürdigt unb ihm unmittel- 
bar die Mebrleiftung gut gefchrieben; oder kann (vgl. Vogt, Armenmefen, Bb. II, 
©. 252 fg.) ber Ueberverdienſt ber Geſammtheit zufallen und unter ihr gleich 
vertbeilt werben. Erſteres ift ohne Zweifel einfacher und unmittelbarer wirkſam, 


— — 
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Abrechnung mit jedem Zwangsarbeiter, nach welcher ihm fein gan⸗ 
er Arbeitöverdienjt zur Verfügung (natürlich innerhalb der Grän- 
en der Hausordnung) geitellt, dagegen aber auch gar nichts, felbft 
Rahrung nicht audgenommen, unentgelvlich verabfolgt wird, fo daß 
er beharrlihe Müßiggänger ſchließlich felbit dem Hungertode über: 
affen würde 2). Ohne Zweifel wäre ber letztere Plan ber pſycho⸗ 
ogiſch richtigere, und ſomit ber an fich beffere; allein da bie Aus⸗ 
ührung doch am Ende an der Nichtvollziehung des Schlußmittel?, 
wamlich eben bed Hungertodes, jcheitern muß, To ift das Syſtem 
ed Weberverbienftes vorzuziehen. 

Da die Einlieferung in ein Zwangs-Arbeitshaus nicht die - 
Srjtehung einer beitimmten Strafe, jondern eine fittliche Beſſerung 
und die Erwerbung einer technifchen Fertigkeit zum Zwecke bat, fo 
äßt ji) zwar wohl ein beftimmtes Minimum der Aufenthaltözeit 
ejtftellen, vor deſſen Ablauf eine wirkliche Gewöhnung an Arbeit 
vernünftigerweife nicht erwartet werben Tann; allein eine längſte 
erlaubte Zeit läßt fich nicht zum Voraus vorjchreiben. Der Zücht⸗ 
ing muß bis zu erprobter Beſſerung und Gejchicklichleit bleiben, 
namentlich bei Rückfällen. Die Entſcheidung über bie Trage aber, 
ob er in beiden Beziehungen wirklich daß Ziel erreicht habe, kann nur 
dem gewiflenhaften Ermeſſen ver Vorfteher der Anftalt zuftehen; 
nur fie Fönnen den Einzelnen beurtheilen, namentlich auch wie weit 
er Beſſerung blos heuchelt. Zur Vermeidung von Willfürlichkeiten 
mögen theils yperjönliche Unterjuchungen von Seiten vorgejebter 
Behörden, theils regelmäßige Berichte der Vorjteher mit genauer 
Anführung ihrer Gründe, warum fie den Einzelnen, welcher über 
das Minimum zurücdgehalten wird, noch nicht zur Freiheit befähigt 
erachten, eingerichtet fein. Wielleicht findet fi, was allerdings 
das Beſte wäre, ein Verein freiwilliger Meenjchenfreunde, welcher, 
zu beftändiger Ueberwachung ber Vorſteher, ungehinderte Einficht 
von Allem nehmen dürfte und bei der Frage über bie Entlafjung 


während allerdings das Lebtere eine Ueberwachung ber Zdglinge unter ſich felbft 
hervorruft. 

13) Dieſen Vorſchlag macht ausführlich & 0%, in der ſchon dfter genannten 
Schrift, S. 149-201. 
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‚auch feine Stimme abzugeben Hätte. Ein fehr wichtiger Punkt bei 
der Entlafjung ift die Sorge für ein paſſendes Unterlommen bed 
zu Entlaffenden, damit er nicht durch fchlechte Gefellichaft, nament 
lich aber durch Mangel an Beichäftigung, wieber in bie alten eh: 
ler verfalle. Auch hier werben freiwillige Privatvereine am zweck⸗ 
mäßigften und wirkſamſten helfen Lönnen; in Ermanglung folder 
aber haben die Gemeinden Sorge zu tragen, welche jeben Falles 
befier im Stande zur Auffindung einer Gelegenheit und mehr bei 
einem guten Ergebniffe beteiligt find, ala eine Staatsbehoͤrde 1%). 

2) Bon Zwangsmaaßregeln gegen einen Mangel an Vorſicht 
kann felbitverftändfich Leine Rede fein. Theils ift kaum abzufehen, 
wie durch Befehle eine rechtzeitige und gewiffenhafte Meberlegung 
fünftiger Möglichkeiten aufgebrungen werben könnte; theils würd 
ſchon der Verſuch dazu in unerträgfihen und völlig unzuläfjigen 
Einmifchungen in das Privatleben und bad Gewerbe der Bürger 
beftehen. Das einzige Mittel, welches einen Erfolg verfpricht, be 
fteht in ber Veranftaltung von Cinrichtungen, weldhe eine au& 
reichende Hilfe gegen beftimmte Arten von Geldverlegenheiten in 
Ausſicht ftellen und deren Benütung doch mit fo leichten Opfern 
verbunden iſt, daß eine Betheiligung nur bei ungewöhnlicher Ge 
banfen- und Gewiſſenloſigkeit unterbleiben kann. Ihre Anwendung 
muß dann dem freien Willen ber betreffenden Klaſſen überlaffen 
werben, und ter Staat kann nicht? weiter thun, als daß er vie 
Betheiligung möglichft erleichtert. Dabei tft denn noch zweierlei 
vorfichtig zu vermeiden. Einmal darf eine folche Sicherftellung 
einrichtung nicht den Charakter eines Almofend haben, bamit nicht 
der Stolz bed noch felbftftändigen und feiner Unterjtügung bereits 
bedürftigen Mannes fich gegen die Benükung empoͤre, oder auf 
nur ein ſolches Selbftgefühl von Trägheit und Echeue vor Heinen 
Dpfern zum Vorwande genommen werde. Sodann muß bie Hilfe 


14) Ueber bie Zwangs-Arbeitsanſtalten befteht eine ziemlich zahlreiche Literatur. 
Außer ber bereitö genannten Schrift von Lo ſ. namentlich: Vogt, Das Armen 
weſen, ®b. II; Sprewitz, Ueb. Anlegung von Zmwangs-Arbeitsanftalten. Alt, 
1846; Bruhn, Die Z.⸗A.⸗A. Alt, 1846; Huß, Web. Errichtung von 3.1.1 
Hambg., 1846; Hanſſen, im Archiv für polit. Delon., N. F., Bd. VIIL 
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aates jo wenig alß möglich hervortreten, um dad Zuſtande⸗ 
ı und Gebeihen ber Anftalt ala das Ergebniß der eigenen 
t und Thätigkeit der Betreffenden erfcheinen zu laſſen und 
) Vorliebe und Beharren bei ihnen zu erzeugen. — Solcher 
tBanftalten giebt es nun, außer den wefentlich auch hier ein- 
iden Sparkaſſen, mandherlei, da jebe® mehr oder weniger 
yeinliche Ereigniß, welches von Einfluß auf die Vermögens: 
niſſe ift, Gegenftand einer Vorbereitung gegen feine Folgen 
nn. Je genauer eine jede dem eigenthümlichen Weſen de? 
e ind Auge gefaßten Ereigniſſes angepaßt ift, deſto wirffamer 
natürlich; fie müffen daher auch in Verbindung mit denſel⸗ 
13 den Urfachen unverfchuldeter Armuth, einzeln aufgezählt 
würbigt werben. Vgl. jomit hierüber die nächftfolgenven 6$. 
4) Der unverfchulbeten. 
6. 58. 
an) Mittel gegen Berarmung wegen Mangels an Arbeit. 

infichtlich der Verarmung wegen Mangels an lohnender Ar: 
it der Staat eine doppelte Aufgabe. Einmal muß er fuchen, 
nmerthe einer bisher einträglichen Arbeit ganz zuvorzukom⸗ 
Zweiten? aber hat er den arbeitslos Gewordenen bei feinen 
yungen um Wiebererlangung von Arbeit zu unterftügen, was 
wieder in doppelter Weife gejchehen kann: entweder durch Er- 
ung der Kenntniß, wo Arbeit gefucht wird; oder, wenn eine 
kung der biäherigen Beichäftigung nicht möglich tft, durch 
ttlung der Verwendung bei andern Arbeiten. Die gänzliche 
ung biefer beiden Forderungen wird freilich häufig fehr ſchwie⸗ 
icht felten ganz unmöglich fein, weil entweder bie Mittel un- 
t fehlen, oder weil unverlegbare Geſetze einer richtigen Volks⸗ 
haft entgegenftehen; doch ift immerhin ein Ziel für den Staat 
, dem möglichjt jich zu nähern feine Pflicht ift. Häufig wird 
der Verſuch, follte er auch nicht genügend ausfallen, Webel 
t. 

- Aufrehthaltung des bisherigen Arbeits— 
thes. 

I) Nur in einem Meinen Theile der Fälle, in welchen aus 
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Außeren Urjachen Arbeitälofigkeit eingetreten ift, Tann auf eine 
polizeiliche Hilfe gehofft werben. 

a) Gleich bei der durch Stodung des Abſa tzes erzeug: 
ten DBerlegenheit fällt e8 in die Augen, daß, wenn Krieg ober in: 
nere Unruben- bie Urjache find, jene Arbeitzlofigkeit für ſich nicht 
befeitigt werben kann, da fie nur eine nothwendige Folge eines all 
gemeinen Zuſtandes iſt. Auch ift mehr als zweifelhaft, daß es 
überhaupt in ber Macht des Staates ftche, dieſen Zuſtand felbft zu 
bejeitigen; er würde dieß wohl längft, ehe wirthichaftliche Nachtheile 
eingetreten wären, gethan haben, da er noch weit nähere und brin- 
gendere Gründe hierzu hat. Nur fo viel kann alſo vernünftiger: 
weife verlangt werben, daß unter den Erwägungen, welche ein 
Regierung zur Vermeidung von Kriegen und Aufſtandsurſachen 
veranlaffen müfjen, auch die Störung ber Gewerbe ihre gebührende 
Stelle erhalte. — Etwas mehr Hoffnung ift vorhanden, wenn ein 
ungünftiges fremdes Zollſyſtem die Veranlafjung iſt. Hier fann 
es zuweilen einer geſchickten Unterhanblung ober einer Drohung 
gelingen, den Nachtheil abzuwenden. Doch ift freilich nicht darauf 
zu zäblen. 

b) Unbedingt unmöglich ift Hilfe, wenn eine innere, Ber: 
änderung in ben Gewerben ven Mangel an Befchäftigung 
der Arbeiter veranlaßt. Neue Bebürfnifie und Sitten ift der Staat 
nicht im Stande zu hindern. Rührt die Verminderung aber her 
von, der Einführung oder Verbefjerung von Mafchinen oder von 
ber fabrifmäßigen Einrichtung eines bisher von Einzelnen felbft 
ftändigen Arbeitern betriebenen Gefchäftes, fo wäre cin Verbot bie 
jer Verbefferungen und Fortſchritie wiberfinnig. Durch ein folche 
würden die eigenen Gewerbe muthwillig hinter die ber übrigen 
Völker zurücgeftellt und von dem Weltmarkte ausgefchloffen, damit 
aber eben der Zuftand, welchen man befeitigen wollte, befeftigt und 
verjchlimmert werben "). 


1) gl. hierüber Sismondi, Nouveaux principes, ®b. II, ©. 312. 
Auch er verzweifelt an einem Mittel gegen biefe furchtbare Quelle der Armuth; 
benn das einzige von ihm als möglich angefehene, nämlich die Aufhebung ber 
Erfindungs- Patente, würde nur in ſchwachem Maaße wirken, ba auch ohne jolden 


— — — 
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c) Wenn auch nicht ala unmittelbar und Leicht, fo doch ala 
lich erjcheint die Befeitigung einer allzugroßen Zahl der Ar- 
er. Sind dieſelben Fremde, fo mag, wenn nicht etwa Frei⸗ 
igkeits-Verträge im Wege ftehen, ben bereit? Vorhandenen der 
zere Aufenthalt unterfagt, gegen neu Ankommende aber bie 
inze verjchlofjen werben. Gegen bie einheimische Mebervölferung 
3 Gewerbes aber müffen die, freilich Iangfamen und zum Theile 
Ipieligen, Mittel angewendet erben, welche überhaupt zur Ver⸗ 
derung der Volkszahl dienen ?). 

d) Hilfe zu. fchaffen gegen eine die eigenen Gewerbe verbrän- 
be Mitwerbung fremder Waaren iſt an fich allerbings 
zlich; allein bie Frage ift, ob nicht die dazu dienenden Mittel 
ı fo große und felbft noch größere Webel mit fich bringen wür⸗ 

Es können nämlich die Arbeiter entweder burch die Förbe- 
g einer befleren und wohlfetleren einheimifchen Gütererzeugung, 
re aber durch die Erjchwerung der Einfuhr mitteljt eines Schutz⸗ 
⸗-Syſtemes gefichert werden. Gegen das erjigenannte Mittel ift 
ı allerding?, verftändige Maaßregeln vorausgejebt, und falls es über- 
ipt der Lage ber Dinge nach anwendbar ift, nicht? einzumenben ; 
b können natürlid Mühe und verhältnigmäßige Koften nicht in 
ſchlag kommen: allein nicht? ift möglicher, als daß bie natür- 
en Begünftigungen einer fremden Induſtrie (wohlfeilere Robftoffe 
r Arbeitsmittel, pafjendes Klima u. ſ. w.) allzu übermächtig 
), am bei freier Mitwerbung überwunden werben zu Tönnen. 
d was bann bad chen gegen fremde Mitwerbung beftimmte Sy: 
n von Schubzöllen betrifft, jo hat die Anwendung eines folchen 
h fo viele und bedeutende Uebel im Gefolge, daß es jehr bie 
ige ift, ob überhaupt und namentlich ob immer von ihnen bie 
be fein kann ®). 





e 

up Maſchinen erfunden unb eingeführt werben wärben und müßten. Unb 
man in bem nun leider einmal beftehenden Kriege auf Tob unb Leben zwi⸗ 
n ber Induſtrie der verfchiebenen Völker immer blos fi vertheibigen? 
B ift befanntlich fchlechte Kriegskunſt. 

2) ©. hierüber oben, 8. 20, S. 165 fg. 

3) Das Nähere über diefe Mittel iſt in ausführlicher Entwidlung unten, 
‚ II, 8. 109, zu erjehen. 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 28 
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IL. Berfäaffung von Bejhäftigung für Ar— 
beitzlofe. 

Am Allgemeinen Tann es natürlih nicht Sache des Staates 
fein, ven Bürgern Arbeit zu verfehaffen,, fei es daß er fie auf bie 
Gelegenheiten dazu aufmerffam machte, fei es daß er gar unmittel⸗ 
bar ſelbſt Beichäftigung gewährte; ed ift Sache jedes Einzelnen, für 
die Verwendung feiner Kräfte zu forgen, und jo weit es die Ber: 
bältnifje zulafien, mag er fich dabei durch Verbindung mit Genoffen 
zu helfen ſuchen*). Allein e3 innen doch Verhältnifſe eirtreien, 
in welchen die Gewinnung einer lohnenden Wrbeit auch dent darum 
Bemühten und Bormurfsfreien ohne eime Öffentliche Hilfe nicht 
möglich iſt. Dieſe ift denn, jo weit ber Staat die Drittel befikt, 
nicht zu verweigern. 

Eine ſolche Hilfloſigkeit kann aber, eimmal, eintreten ſelbſ 
wenn ed am Arbeit am ſich nicht fehlt, nämlich bei einem aus ber 
biöherigen Beichäftigung, gleichviel ans welchem Grunde, Ausgeſchie 





4) Offenbar kernn auch Hier burch Vereine Bedeutendes geleiftet werben, und 
zwar in doppelter Beziehung. — Einmal ninmlih Können zuverläffige und «B 
folde in ihren Kreiſen befannte Arbeiter für Unterbringung beichäftigungbie 
geworbener Genoffen forgen durch Anmelbeeinrihtunger und Empfehlungen, 
welche um fo mehr feiften werben, als ber Verein ſelbſt eine fittfiche Gewähr: 
leiftung gewährt. Beiſpiele franzöfifcher Vereine biefer Art zeigen bie Möoglichkei 
einer langjährigen und befriebigenden Wirkſamleit. ©. Laurent, Assoc, de 
prevoy., Bd. II, ©. 243 fg. — Sodann aber kann unverſchuldet arbeitslofen 
Genoſſen Unterftägung gewährt werben bis zum Wiedereintritte in Arbeit. Hierp 
iſt einer Seitz eine eigene durch regelmäßige Beiträge gebildete Kaffe, ander 
Seits eine genaue Unterſuchung bes einzelnen alles und eine orgamifirte Be 
mühung um alsbaldige Verfchaffung von Arbeit nothwendig. Gegen folche Kaflen 
ift eingewendet worden, daß fie bem Müßiggange und bem Troße Vorſchub leiſten; 
offenbar mit Unrecht, indem es das unmittelbare Intereffe ber Genoſſenſchaft IR, 
fih nicht auf folche Weife mißbrauchen zu laſſen. Hat fie die Fekigkelt unb Ein 
ficht Hierzu nicht, fa geht fie freilich bald zu Grunde. Daß aber folge Kafen | - 
auch große Berhältniffe annehmen unb zur Unterſtützung und Verlängerung vn | 
allgemeinen Arbeitseinſtellungen dienen können, ift richtig; aller were ſolche 
gemeinfihaftlicde Verlangen der Arbeiter überhaupt nicht unterdrückt werben Ein 
nen, (ſ. barüber oben, S. 892 fg.,) fo muß ware fich audy die Yolgerumgen gefallen 
lafien. Die aus dem ſchließlich doch eintretenben Scheitern umwerfiiabiger Forte: 
rungen fidh esgebenben Nachtheile find bie einzige, auf die Daner Aber auch ſicher 
wirkſame Belehrung. 
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benen, falls feine Einrichturigen beftehen zur Etkundung nener Ar- 
beitögelegenheit. In ſolchem Falle muß auf gut Glück Umfrage 
gethan werben, was demüthigend und zeitraubend iſt und bei län- 
gerem Mißlingen ben Nachſuchenden in Noth britigt, während viel⸗ 
leicht ein ihm unbekannt bleibendes Angebot von Arbeit unbefries 
digt Bleibt. So lange Fünfte beitanden, war wenigftens für bie 
Genoſſen berfelben in biefer Beziehung geforgt; für Unzünftige 
freilich auch damals nicht. Ein fih von ſelbſt darbietendes Mittel 
find Anmelbeanftalten, bet welchen die Arbeit Anbietenden ſich ein- 
tragen laſſen, die Arbeit Suchenden Auskunft erhalten. An und 
für fich können mim allerdings folche Anftalten auch von Privat 
yerfonen errichtet werden, jet e8 mit oder ohne Aufforderung wnb 
Ueberwachung der Arbeitgeber; und es hat auch in der That das 
Bedürfniß ſolche Privateinrichtungen manchfach hervorgernfen: allein 
fie Bieten nicht die nothige Sicherheit für Orbdnung und gegen Aud⸗ 
bentung dar, auch müßte eine, doch nicht wohl zu hindernde, Ver⸗ 
vielfältigung derſelben am gleichen Orte ihre Wirkſamkeit ſehr ab⸗ 
ſchwächen. Es ericheint daher zweckmaͤßiger, fie einheitlich und 
anter ortöpolizellicher Leitung zu errichten. Koſten Tann eine 
folche Anstalt kaum verurfachen, da eine Heine Bezahlung im alle 
eines durch Vermittlung des Bureaw’3 zu Stande gelommenen Ars 
beitsvertrages nicht mehr als billig ift. — Zur größeren Gicher- 
ftellung der Arbeitgeber mögen Dienftbächer eingeführt werben, 
aus welchen die früheren Beichäftigungen ber Arbeitfuchenden zu 
erjehen find. 

Der zweite fchmwierigere Fall iſt, wenn einer ausgedehnteren 
oder beichräntteren aber wirklich vorhandenen, Arbeitsloſigkeit vor⸗ 
zubeugen nicht in der Macht des Staates Ing. Alsdann tritt bie 
oben erwähnte ſubſibiäre Verbindlichkeit ein, den in ihren eigent⸗ 
fihen Gewerben nicht zu Beſchaftigenden eine zu ihrer Ernährung 
Binteichende anderweitige Arbeit zu verfchaffen. Leider werden 
freilich die Mittel micht immer den Forderungen entſprechen. Es 
ſtehen naͤmlich der Regierimg nur nachſtehende Maaßregeln zu Ges 
bote, und zwar bloß unter den anzugebenden Vorausſetzungen und 
Bedingungen. 

26 * 
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A. Bei verbreiteter Arbeitzlofigfeit. 

1) Die Anordnung von Arbeiten auf Rechnung des Staatl, 

a) Die Veranftaltung öffentliher Bauten, 3 DB. Un 
legung von Straßen und Kanälen. Natürlich Tann auf dieſe Werk 
fehr vielen Menfchen ihr Auskommen gefichert werben, theils vd 
unmittelbare Theilnahme an der Arbeit, theils durch den ſolche 
Arbeitern möglich gemachten Verbrauch, welcher auch auf ander 
Gewerbe einen befebenden Einfluß bat. Es iſt auch nicht fein 
möglich, pafjende Arbeiten folcher Art aufzufinden. Allein eben 
fo einleuchtend ift, daß dieſes Auskunftsmittel doch weber zu jeder 
Zeit noch im jebem beliebigen Umfange ergriffen werben font 
Nur wenn das Unternehmen ein wo nicht notbwenbiges bed 
mindeſtens nügliched ift, dürfen äffentliche Gelder auf dieſe Weiſe 
verwendet werden. Die Anorbnung überflüjfiger Bauten blos zum 
Zwecke der Beichäftigung Arbeitölofer wäre eine höchſt ungefchidi 
angelegte Armenfteuer. Nicht immer werden ferner nützliche Ar 
beiten gerade an jolchen Orten, welche eine Unterjtügung bedürfen, 
zu unternehmen jein; und noch weniger werben immer die nöthigen 
Summen bereit liegen. Deßhalb ijt denn das Ganze nicht al 
eine bleibende, immer und überall anzumendende, jondern. mehr al 
eine vorübergehende und ſomit hauptſächlich auch nur für em 
vorübergehende Noth anmwendbare, endlich nur ald eine der Oert 
lichkeit nad) zufällige Hilfsquelle zu betrachten ®). 

b) Beichäftigung mit gewerblien Arbeiten auf Re 
nung der Öffentlichen Kaffen (ſei es des Staates ſei es ber Ge 
meinden). Die Aushilfe für die Armen ift einleuchtend, mögen fi 
in ihren eigenen Gewerben ober in leicht zu erlernenden neuen be 

6) Vgl. DeGerando, Bienf. publ., ®b. IV, ©. 17 fg. — Es ift fe 
zu begreifen, wie Malthus, im Wiberfpruche mit allen feinen fonftigen Anſich 
ten, in feiner Polit. economy, ©. 512, vorfchlagen kann, eine eigene Steuer auk 
zuſchreiben, um mit ihrem Ertrage Arbeitslofe regelmäßig bei öffentlichen Bauten 
zu befhäftigen. Nicht nur bätte eine bleibende Steuer biefer Art, wie jede anbert 
Abgabenfteigerung, einen allgemeinen bleibenden Nachtbeil binfichtlich der Waaren⸗ 
preife und bes Verbrauches von Waaren zur Folge, fonbern es wäre auch das 
ganze unmittelbare Ergebniß der Maaßregel nur die Bilbung und Ernährung 


einer bleibenden Arbeiterbeuölferung für diefe Staatöbauten, wobei alle neu u. 1 
ſtehenden Bebürfniffe unberüdfichtigt bleiben müßten. | 
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ſchäftigt werben; auch hat nicht felten der Staat, und ſelbſt eine 
Bemeinde, Bebürfniffe, welche auf dieſe Weiſe befrichigt werben 
Pönnen. Allein die Sache Hat doch auch bedeutende Machtheile, 
Borerft kann den Armen nicht immer ohne Gefahr des Verluſtes 
Werkzeug und NRobftoff geliefert werben; zweitens wirb die Arbeit 
Häufig jchlechter oder langfamer, in beiven ällen aber (wenn ber 
Arme boch genährt werben fol) theurer fein, als fie von ber freien 
Induſtrie geliefert wird; brittend kann über eine gewifle Menge 
hinaus nicht verwendet werben; endlich collidirt ſolche Wrbeit Leicht 
mimeder mit dem Erwerbe ber übrigen Arbeiter, oder mit beit 
mechnäßigen Beichäftigungen in verfchiebenen öffentlichen Anftalten, 
+ DB. in den Gefängniffen, Zwangsarbeits - Häufern u. |. w. — 
Dieſe Rüdfichten mögen etwa bei Seite gefet werben bei einer 
dringenden aber vorübergehenden Noth; und dann mag ber Staat 
felbft im Großen eintreten durch Anfchaffung von Bebürfuiffen für 
bad Heer, für Öffentliche Anftalten u. |. w. Als bleibende Anftalt 
aber, und für die Gemeinden, ift fie nur väthlich, fo weit bie eben 
angeführten Nachteile nicht offenbar überwiegen. Einiger Auf: 
wand barf dabei freilich nicht in Anfchlag kommen, da ja die Ars 
men jeden Falles zu unterftüßen gewejen wären, und eine Unter 
fügung in Form von Arbeit manchfach bie befte iſt 9). 

- 2) Die Einführung neuer, bisher im Staate gar nicht betries 
bener Erwerbs⸗Zweige. je näher ein folches neues Gewerbe 
ber wegen Mangel an Abſatz verlafienen Arbeit fteht, deſto leichter 
und einträglicher wird natürlich feine Ergreifung für die Arbeiter 
werben; und wenn es neben einer andern nicht die ganze Zeit der 
damit Befchäftigten in Anſpruch nehmenden Arbeit betrieben werben 
kann, fo ift au ein ganz mäßiger Verdienſt noch genügend und 
mag dann namentlich auch fremde Mitwerbung leicht ertragen und 
ſelbſt beftegt werben. Letzteres gilt namentlich von gewerblichen Ar- 
beiten, welche von ber ländlichen Bevölkerung in der ‚nicht zum 
Feldbau nöthigen Zeit übernommen werben’). — Die Sade ift 


6) ®yl. De Gér ando, Bienf. publ., ®b. III, &. 509 fe. 
7) Ueber die Bortheile von Nebenbefchäftigungen bei bem Landbau |. nament- 
ih M. Mohl, Gewerbwiſſenſchaftliche Ergebniffe einer Reife nach Frankreich. 
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freilich nicht Teiche, und nicht Immer wirb eine Erweiterung bei - 
biäherigen Arbeitskreiſes gelingen oder die Hilfe ſchnell und allge 
mein eintreten, 

8) Verſetzung der Unbejchäftigten in Kolonieen. Diele 
Gedanke iſt auf eine beppelte 9) Weile ausführbar. Entweder näm- 
lich handelt es fi von der Ueberſiedlung in entfernte Niederlaffun: 
gen, oder aber von ber Anlegung von Armen⸗Kolonieen im eige 
nen Lande, 

a) Die Anlegung von Kolonieen außerhalb der Stantögrängen 
ift bereitö beſprochen (f. oben 8.20, ©. 165 fg.). Hier daher nur 
bie Bemerkung, daß zwar die Wirkung für bie Erleichterung ber 
Arbeitälofen im Mutterlande nur eine langjame fein kann, weil 
ber Schwierigkeit des erften Unterhalted wegen nur Wenige bin 
gebracht werben bürfen; daß aber, wenn ſich allmählich ein tüchtiger 
Kern ber Nieberlaffung gebilbet hat, unbejchäftigte Landsleute in 
immer größerer Zahl und rafcherer Folge in bie Kolonie wandern, 
etwa auch vom Staate dahin verbracht werben mögen. 

b) Zür eine größere Anzahl von Staaten erreichbar iſt bie 
Anlegung von Armen-Kolgnieen Im eigenen Lande; d. h. alfe 
die Anlegung neuer Ortichaften auf einem bis ist unbebauten und 
unbenügten Boden, und Beſetzung berjelden mit arbeitgfähigen und 
willigen, allein unbejchäftigten Menſchen. Die einzige nothwendige 
Bedingung einer folchen Anlage tft eine zufammenhängenve bebau- 
bare Strecke Landes von binreichender Größe, wie fie fich. etwa im 
Innern großer Waldungen ober auf weniger zweckmäßig benützten 


Stuttg. u. Tüb., 18455 Wilfens, Die Erweiterung unb Vervollkommnung 
des db. Gewerbebetriebe. Darmſt., 1847. 

8) Allerdings fchlägt Bodz, Staatsweſen, Bd. IV, ©. 443 fg., noch eine 
britte Art von Kolonifirung vor, nämlich eine Bertheilung ber einzelnen verarmten 
Familien unter bie Landgemeinden, theils um bafelbit ftäbtifche Arbeiten zu be 
treiben, theild um zum Landbau angehalten zu werben. Allein nicht mur beflcht 
fein Recht zu einer folchen Beläfligung ber Landgemeinden zum Nuten ber Stäbte; 
fondern ber Vorſchlag ift Überhaupt in mehr als Einer Beziehung unüberlegt 
Einmal haben auch bie Landgemeinden unbefchäftigte Arme; wohin follen biele 
fommen? Zweltens wäre ſehr häufig weber zur fäbtifchen Arbeit noch zum 
Feldbau irgend Gelegenheit; häufig zum letzteren auch Teine Luft. Endlich ift niht 
abzufehen, was aus ben Kindern folcher Familien werben follte. 
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hen finden Tann). Hier wird bemn eine Anzahl Tleiner, 
zureichender und gejunder Wohnungen erbaut, mit jeber ein 
3, zur Erhaltung einer Familie genügendes Stück Lanbes 
inden, an Vieh, Geräthe und Vorrätben bad Nöthigfte beis 
afft und nun dad Ganze einer durch ihre bisherige Arbeit 
gehörig genährten Familie in Pacht übergeben. Schlechten 

Ihen wird bad Gut wieder abgenommen, um es Fleißigeren und 
dneteren gu übergeben, und jene mögen alöbann in Zwangs⸗ 
ta⸗Haͤuſern ihr Unterlommen finden 1%. Bon einer Uns 
ichleit der Einrichtung kann alfo allerdings nicht bie Rede 
Dennoh ift auf die Maaßregel nicht viel zu rechnen. 

I nur iſt die Durchführung doch nicht eben leicht; ſondern es 
ne ſolche Kolonie ſelbſt im beiten Falle nur in beſchränktem 
Be wirkſam. Nicht leicht ift die Ausführung, weil die Koften 
eriten Einrichtung jo wie der Aufbringung eines Betriebs⸗ 
ales fehr Heträchtlich find, und es beſonders einfichtiger und 
wer Beamter bebarf, um bie materiellen Schwierigkeiten zu über- 
en und die verfchiebenartigen Beſtandtheile zu einem organiſchen 
zen zu vereinigen. Auch fchleichen fich gerne zwei Fehler ein. 
al, die Gründung ber Kolonie auf fchlechtem Boden ober in 
rtheilhafter Lage, wo dann die Gemeinde nie gebeißt. Zwei⸗ 
die Aufnahme, oder gar Zwangszuweiſung, von Betilern und 
m Gefindel, welche dann weder Luft, noch Kraft, noch Kennt 
zu einer gebeihlichen Wirthſchaft unter ſchwierigen Umftänden 





) Wenn Lüttwiß, Ueber Berarmung, ©. 77 fg., ben Plan ausführt, 
Armen⸗Kolonieen auf ben vom Hofe entfernten Grunbftüden einzurichten, 
ch aber zu gleicher Zeit einigen bürftigen Yamilien zu helfen und das Lanb 
fern Ertrag zu bringen: fo ift biergegen an ſich Iebiglich nichts einzumen: 
Nur ift einleuchtend, daß fi die Maaßregel nur in einem bis jeht bünne 
ertem Gebiete, welches in große Güter getheilt iſt, ausführen läßt. Für 
ndern Berhältniffe paßt fie gar nit. Auch kann fie nur fehr im Kleinen 
% . 

10) Neber Armen:Kolonieen f. Lawätz, Armensfolonieen. Alt. 1821; 
wis, Weber Berarmung, ©. 47 fg; Burn, Familiar letters on po- 
ion. Lond., 1832; Huerne de Pommeuse, Des colonies agricolen. 
1832. 
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haben 1). Won geringerer Bebeutung aber iſt bad Unternehmen, 
auch wenn es vollfommen gebeiht, theils weil in ſtark bevölkerten 
Ländern nicht eben viele taugliche Dertlichleiten fich finden werben; 
theils weil für fpätere Zeiten, wenn neue Fälle von Urbeitsunfähig- 
feit eintreten, die bereit3 bejeßten Kolonieen Leine Gelegenheit zur 
Unterkunft weiterer Hilfäbebürftiger darbieten; theils endlich weil 
die Koloniften, denen man bie Lanbftellen nicht wohl in Eigenthum 
oder Erbpacht übergeben kann, um nicht für alle Zeit dic Unter: 
bringung neuer Hilfäbebürftiger außzufchließen, zwar wohl beichäf- 
tigt aber nicht bleibend ſelbſtſtändig gemacht werben Tönnen. 
. B) Bei vereinzelter Arbeitälofigfeit. 
Nur felten kann der Staat in bie Lage kommen, in diefer 


11) Diefe beiben Fehler wußte man nicht zu vermeiden bei den befannten 
nieberlänbifchen Armen-Rolonieen, welche deßhalb auch, trotz höchſt bebeutenden 
Koftenaufwandes, nicht gediehen find. Die Lostrennung von Belgien brachte ben 
Schaden, weldher ſchon längft beftand, nur zum Ausbruche, und die anfänglice 
Blüthe war nur eine Täufchung gemefen. Die belgifhen Kolonieen find wegen 
Neberſchuldung verfauft worden; bie nieberlänbifchen aber beftehen nur durch einen 
Staatsbeitrag von mehreren hunderttauſend Gulden jährlih unb hatten’ befin 
unerachtet im J. 1849 bei einem Vermögen von 8 Millionen , eine Schuldenlak 
von mehr ald 8 Millionen Gulden. Es find daher über dieſe Kolonieen nicht 
5108 die in erſter Zeit erfchtenenen Lobreben, ſondern auch die fpäteren auf bie 
Erfahrung gegründeten Schriften zu beachten. Zu jenen gehören: Van den 
Bosch, Verhandling over eene Armen-Inrichting; Keversberg, De la 
Colonie de Frederiks-Oord. Gang, 1821; ®rouner, Beichreibung einer Reile 
durch das Königreich ber Niederlande, verf. von Wimmer. Paſſau, 1826, BL. 1, 
S. 232— 864; Kirkhoff, Ueber bie Wohlthätigkeits-Kolonieen zu Fredrichsodotd 
und Woortel, überf. von Nüber. Leipz., 1828; Mary, Voyage aux colonies 
6rig&es par la soc. de bienfaisance. Brux., 1829; Huernede Pommeuse, 
0.0. O., S. 5—147; 596— 656. Den fhlehten Zuſtand aber weifen nad: 
Ducpetiaux, Des moyens de soulager lindigence. Brux., 1832, ©. 45 fg-; 
Naville, Charits lögale, ®b. I, ©. 288 fg.; Buol:Bernburg, Hollin: 
bifche ArmenKolonieen. Wien, 1858; Martin-Doisy, Diction. d’&econom. 
charit., ®b. II, ©. 1225 fg. Uebrigend geben bie bier gemachten. Erfahrungen 
keineswegs fo weit, baß man, wie De G&rando, Bienf. publ., ®b. IV, & 
49 fg., will, freie Armen-Kolonieen für ganz unausführbar balten und fie nur 
etwa in ber Art von Zmangsarbeitsanftalten anrathen müßte. Mari Eolonifit 
fein Gefindel; dann iſt auch weder Unfähigkeit, noch Unwilligkeit zur Arbeit und 
Ordnung vorhanden. Dieß beweist doch wohl ber gute Erfolg ber Straßburger 
Armen:Kolonie Oſtwald. Vergl. Rapport sur la colonie agricole d’Ostwald. 
Strasb., 1844. 
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Beziehung Vorkehrungen zu treffen. Weber ift es fein Beruf, die 
Zwecke blos Einzelner zu fördern, noch hat er es in feiner Gewalt, 
Borurtheile wegzuräumen, welche das Publikum, mit Recht oder 
Unrecht, gegen die Leiltungen gewiſſer Arbeiter Haben mag. Auch 
muß er fich natürlich vor gewagten Unternehmungen hüten, welche 
ihm ſelbſt bedeutende Verluſte zugiehen könnten 22), 

Am meiſten zu billigen ſind noch folgende Maaßregeln, na⸗ 
mentlich weil ihre Wirkungen den Charakter größerer Allgemein: 
heit haben: | 

1) Die Errichtung von Werthäufern, d. h. von gehörig 
jeräumigen, mit Werkzeugen und Vorräthen beftimmter Art aus⸗ 
geftatteten, im Winter beleuchteten und geheizten Gebäuden, in 
welchen Arbeitsloſe fich einfinden und ihren Unterhalt erwerben 
Bönnen. Entweder übernimmt fodann bie Anftalt die verfertigte 
Arbeit zu einem gewifjen Preife und forgt für deren Verkauf; oder 
fie ſchließt Verträge mit Unternehmern, welche die einzelnen Arbeis 
ter beichäftigen und bezahlen. Der Verbienft muß immer etwas 
geringer fein, als der des Arbeiter im eigenen Haufe, theils zur 
Verhütung von MWeberfüllung, theils als Gerechtigkeit gegen bie 
letztgenannten Arbeiter, welche bie Vortheile der Anftalt entbehren. 
Wenn es an den Mitteln nicht gebricht, fo mag etwa auch cine 
Schule für die Kinder oder eine DVertheilung von rumforbifcher 
Suppe mit der Anftalt verbunden werden. Daß eine ftrenge Orb- 
ng im Haufe herrichen muß, verfteht fich von ſelbſt; allein eben 
o iſt far, daß daflelbe nicht in Verbindung mit einer Zwangs⸗ 
srbeitsanftalt geſetzt werben darf. Die nöthige Klaſſification ber 
Arbeiter und die Gelegenheit zum Abſatze der Waaren wirb frei- 
ich folche Werkhäufer in ber Negel auf große Städte befchränfen 19), 

12) Zu folchen gewagten Unternehmen gehoͤrt z. B. ber Vorſchlag von Stro⸗ 
nayer, Organiſation ber Arbeit, S. 302 fg., nad. welchem Bezirksvereine ge: 
ildet werben follen, bie mit erborgten Kapitalien alle ihnen irgend angebotenen 
jerverblichen und Ianbwirthichaftlichen Erzeugniffe anzufaufen umb für eigene Rech⸗ 
zung wieber zu verkaufen hätten. Die Hilfe wäre freilich unbebingt; allein woher 
fäme für Vereine die Möglichkeit eines lohnenden Abſatzes ? Wer würbe bie, ficher 
nicht fehlenden, Verlufte decken? Davon nicht zu reben, daß eine ſolche Sicher: 
beit des Abſatzes Weberprobuction und Uebervölkerung zur nothiwenbigen Folge hätte. 

13) ©. Rumford, Essays, 5th ed., ®b. I, &. 1 fg.; Nagel, Ueber 
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eine erkleckliche alſo genügende Rente gar nicht erlebt wird. Bei 
Leibrenten Tann eine beftimmte Summe von einem beftimmten 
Tage an gefichert werden; und wenn je etwa Arbeitsloſigkeit vor 
dem vertragsmäßigen Eintritte der erften Rente eintreten follte, fo 
gewährt die Augsficht auf eine folche fpätere Einnahme jeden Falles 
Troft und Kraft zur Ertragung des augenblidlichen Uebels, wohl 
auch Kredit. — Die einzige ſchwierige Frage ift, ob ber Staat 
ſelbſt folche Leibrentenkaſſen gründen fol, oder ob Alles Privat: 
geſellſchaften, namentlich auf Gegenfeitigfeit gegründeten, .. zu über: 
laſſen ift? Daß durch bloſe Privatthätigkeit Anftalten ber betveffen- 
den Art geichaffen werden können, unterliegt Teinem Zweifel; Tau—⸗ 
fende von .englifchen Hilfägefellichaften haben auch Alteräunterftügung 
zum Gegenftande. Ferner ift nicht zu verfennen, daß dem State 
durch Eröffnung einer allgemeinen Leibrentenanftalt ein neuer höcit 
bedeutender Verwaltungsgegenftand zufällt, und daß das öffentliche 
Schuldenweien dadurch noch ausgebehnter und verwickelter, alſo 
auch im Falle einer Kriſe bevenklicher wird. Auf der andern Seite 
dagegen bat eine weit ausgedehnte Erfahrung ?) gezeigt, daß ſolche 
Privatrentenverficherungen ſehr unficher find, theil® ſchon wegen 
mangelhafter Grundlage in Betreff der Berechnungen, theils wegen 
Tehlern bei der nicht eben leichten Verwaltung. Nun ift aber 
gerade Sicherheit in der Einhaltung der’ zugelagten Zahlungen 
die Hauptjache. Ohne folche tritt, troß peinlich gebrachter Opfer, 
boch bie Noth ein, und zwar um jo größer, als im Vertrauen auf 
die Rente andere Verforgungsmittel werben vernachläffigt worden 
fein; ein einzige Beifpiel von Zahlungsunfähigkeit aber zerftört 
weit und breit dad Vertrauen in den ganzem Gedanken und fchredt 
vom Beitritte auch zu zuwerläffigen Gefellfchaften ab. Der Staat 
dagegen gewährt volle Sicherheit, ohne daß ihm die ganze Anftalt 
einen Aufwand verirfachte, wenn er nur richtige Berechnungen ber 
Lebensdauer zu Grunde legt. Selbft die Verwaltungskoſten können 
leicht aus dem Unternehmen felbft gedeckt werden. Es ſcheint fomit 
allerdings eine Staatsanftalt für Alterärenten zum Gebrauche der 


1) Vgl. hierüber die Rede bes englifhen Kanzlers ber Schatzkammer Blad- 
None, in ber Unterhausfigung vom Bien März 1864. 


| 
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weitenden. Klaſſen zuläffig und räthlich zu ſein )). Die bis itzt 
nachten Erfahrungen reichen noch nicht aus, um mit Beitimmt- 
t fchon ist alle Vorſichtsmaaßregeln feftftellen zu können, na- 
ntlich auch gegen einen Mißbrauch der Staatsfürſorge von Sei: 
Solcher, welche für fi) oder für die ihrer Pflege Zufallenven 
it jorgen könnten und follten; doch ftehen wohl ſchon it fol- 
we Sätze fell. Die Anmeldungen und Einbezahlungen müffen 
r erleichtert und namentlich an vielen Dertlichfeiten möglich fein, 
nit nicht die bloſe räumliche Schwierigkeit die Theilnahme ver: 
idere. Es ijt eine höchite Summe der jährlichen Rente zu be 
nmen, und diefe zwar nur in der Größe des wirflichen Beduͤrf⸗ 
ſes für den Lebensunterhalt eine Menichen aus ben untern 
änden. Große Verwaltungen, 3. B. Eifenbahnen, dürfen nicht 


2) Weber Leibrenten im Allgemeinen ſ. unten ®b. IL $. 124. Staatsanſtalten 
fraglichen Art beſtehen bis itzt in Frankreich, Belgien unb England (hier erſt 
ber Ausführung begriffen). In Frankreich iſt die caisse des retraites pour 
vieillesse im %. 1850 gegrünbet worden; bie gefeglichen Beftimmungen haben 
r ſeitdem vielfache Aenberungen erfahren, zu welchen namentlich bie von meb: 
m großen Verwaltungen unternommenen Einzahlungen für ihr gefammtes Ber: 
al nicht blos von Arbeitern, fonbern auch von höheren Beamten mittelft Ge⸗ 
tZabzügen gehörten, und welche bie ganze Einrihtung in eine Penfionsanftalt 
öffentliche Diener zu verwandeln, dadurch aber dem Staate eine von ihm nicht 
bfichtigte Geſchäftslaſt aufzuladen drohten. Die caisse p. 1. -v. fann übrigens 
verſchiedener Weife benütt werben, entweder zu eigentlichen aufgefchobenen 
brenten oder zu Leibrenten mit einftiger Zurückzahlung des eingezahlten Kapi⸗ 
3. Beiträge werben von 5 Franken aufwärts geleiftet mit verfchiebenen Maximal⸗ 
ımen je nad) ber Art ber Zahlung und ber Rente. Bei ber Grünbung wurde 
m ber erften 100,000 Arbeiter, welche in ben erften fünf Jahren wenigfteng 
Fres. einfchiegen würben, ein Beitrag von 20 Fres. aus ber Staatskaſſe in 
Bficht geftellt, um die neue Einrichtung ſchnell beliebt zu machen unb zu vers 
ten. Die Anftalt hat bereitS großen Umfang gewonnen. Am Ende bed Jahres 
52 waren 264,394 Theilnehmer;; bie eingefchoflene Summe betrug 73,406,694 Fr., 
yon 82,167,694 auf einftige Rückzahlung. Ron ben Betbeiligten waren voll 
Hälfte Frauen; gegenüber von 17,946 Arbeitern beiber Beichlechter waren 
0 Beamte und 25,855 Gtraßenwärter. Vgl. Annuaire de l’6&con. polit., 
4, ©. 112 fg. Im Jahre 1868 flieg die eingezahlte Gefammtjumme auf 
953,086 Fr., wovon 38,906,230 aufRüdzahlung. S. Annuaire, 1865, ©. 130. 
‚urent, Association de prévoy., ®b. H, &. 161 fg. Ueber. bie belgifche 
feßgebung f. Steinbeis, Die. Elemente ber Gewerbebeförberung. Stuttg., 
3, ©. 96 fg- 
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zu Gefammteinzahlungen für alle ihre. Bedienſteten zugelaffen wer- 
ben, (fie find im Etanbe, alſo verpflichtet, eigene Penfiondeinrich 
tungen zu treffen). Zwang zur Betheiligung findet nicht ftatt, 
theild wegen ber großen Verſchiedenheit der Verhaͤltniſſe, theils weil 
die Verwaltungslaft für den Staat untragbar würbe. 

8) Iſt aber Krankheit Urſache an der Unfähigtett zum 
Erwerbe, jo kann den Folgen eines ſolchen Zuſtandes theils eben 
falls durch Einlagen in eine Sparkaſſe, theils insbeſondere 
duch Bildung eigener Hilfskaſſen, welche der Genoſſen im 
Falle einer Krankheit YUnterftügung an Geld oder ärztliche Hilf 
und Arzneien u. |. w. gewähren, vorgebeugt werde. Die Bere; 
nung einer ſolchen Hilfskaſſe beruht Freifich immer nur auf Schägun: 
gen, für welche allgemeine Geſetze nicht beftehen, weil bie Zahl der 
Krankheitäfälle unter den verfchievenen Gewerben je nach ber 
größeren oder minberen Ungeſundheit berjeiben verichieden if; Er: 
- fahrung wis aber doch das rechte Maaß an die Hand geben 9) 


3) Beiſpiele von ſehr vernünftigen Statuken folcher Hilfskeifſen f. wieleh 
in den Reports, ferner bei De Gerando, S. 109 fg.; in bdem Belgiſchen 
Rapport &a roi su# les eiimieh de prevoyänee en fardtu des okvkiers mi- 
neurs. Brüx., 1842; De Bowterille, Des sotidtes de prevoyanee: Ike 
die ganze Einrichtung aber |. Bertouiii, Schweiz. Archto für Stakiſtet und 
Hat. Ockon, Bo. I, S. 1fg.; Becher, Eststitätion: of Miendiy weeleties: 
Stv ed. Lond., 1829; Kraufe, Hauptigeſichtspuncke bei Erkichtimg Aner 
Sparkafſe; als Anhang zu deſſen Lebensverficherutigs⸗ Anſttilten. ITmeir., 1830; 
Ansell, Treatise on ff. soe. Lond., 1885; Jantds, Guide to the forke- 
tton and guidance of fr. söo. Lond., 1851; Harkort, Ueber Arinenweſen 
Kranken: nd Invalidenkaſſes. Hagen, 1856; Bitzer, Neber Verkine Gewerk: 
treibender 3. gegenſeikiger UAnferſtützung, in der Tub. Zeitſchr. f. St. W., Ob. B, 
S. 222 1; Rau, Volksw. Polit., Ste Aufl., I, S. 416 fg.5; Kawrent, 
Assoeiations de préͤroyande. dd. 2, I, II. Paris, 1865. — VBekannmich MR 
England der Hauptfit von Hilſsgeſellſchaften aller Att. Die Zahl und bie Ber 
mögenzverhäftnifie derfelden frrd zwar; trop ber: Bemühungen bes Menterumg nicht 
genau befannt ; bie nieberfte Berechnung abe iſt, baßı im I. 1864 ihrer efme 
25,060 mit F Millionen Mitgliedern, einem Kapitalvermögen von eiwa SE Mik . 
lionen Pfd. Sterl. und einer jährlichen Leiſtung von 8 Mil. beſtauben haben. 
©. Laurent, Bd. I, &. 288 fg. In Frankreich waren: im J. 1868 4721 Ge 
ſellſchaften verſchledener Art, doch vorwiegend für Krankenunterſtürgung, mit 78,544 
Ehrenmitgliebern, 506,376 orbentlichen Mitgliedern, und zwar Männern, und 
91,603 Frauen, Anem Kupltal von etwas über 34 Dil Franken, einen Ei 
nahme von 11 Mil. und einer Ausgabe von nicht ganz 9 Mill. (wovon 6 fir 
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3 iſt möglich, vieſe beiden Kaſſen in eine organiſche Verbindung 
ı jegen. Allein es fcheint doch, wenn jchon alsdann das Mitglied 
‚gen alle Arten von Unfählfteit zur Arbeit gedeckt ift, eine folche 
Raakregel nicht väthlich zu fein, indem fie die Berechnungen jehr 
rwidelt, da nun auch die Sterblichfeitäverhälniffe in Betracht 
mmen *). Befjer ift wohl der Eintritt in zwei getrennte und 
idurch überjichtlichere Vereine; und zwar ift dem Arbeiter, welcher 
w Beiheiligung bei beiden nicht die nöthigen Mittel hat, zu rathen, 
maͤchſt einem Hilföverein beizutreten, weil ihn biefer für bie ganze 
Nuer einer Krankheit ficher ftellt, während eine noch Kleine Ein- 
ge in die Sparkafje vor erreichter Wiedergeneſung aufgezehrt fein 
ınn 9). Die Beiträge können entweber von ben Genoffen freiwillig 
egeben werben, ober mag auch der Beitritt eine Zwangsbedingung 
on Seiten ded Arbeitgebers fein. Ste mögen entweder aus Ans 
ehörigen deſſelben Gewerbes beftehen, (was freilich nur in großen 
Säbten leicht ift,) oder verfchiebenen Lebensftellungen angehören 9). 
lußer den Einzahlungen der Mitglieber können auch Zuflüffe von 


zanfe). ©. Laurent, a. a. D., ©. 360 fg. — Ueber bie Dauer ber Krank⸗ 
eiten in verfchiebenen Altern ſ. Annal. d’hyg. publ., ®b. 84, ©. 102 fg.; 
yreym, Die Kranken: und Invaliden-Verſicherung. Leipz., 1868; Laurent, 
‚ss0c. de prev., ®b. IL, ©. 452 fg. 

4) Die Berechnungen von Price, (Observ. on revers. payments, ®b. I, 
5. 140 fg.) geben folgende Anhaltspuncte für die Statuten einer Hilfs» und Ers 
yarungs:Gefellihaft: Angenommen, bag die Gefellichaft bei ihrer Gründung aus 
00 Mitgliedern zwiſchen 30—40 Jahren beftebt; ferner daß fie fih immer auf 
tiefer Zahl erhält durch die Aufnahme fo vieler, in dem genannten Alter flehen: 
er, neuer Mitglieber als bisherige Mitglieder fterben oder austreten; angenom: 
jen ferner, daß ein Mitglieb wöchentlich 1 Tr. zahlt; enbli ba 7 Mitglicher 
ihhrlich jedes 7 Wochen lang Tran? werben: jo Tann 1) ben Franken Mitgliedern 
öchentlich 86 Fr. zur Unterſtützung gegeben werben; 2) ben alten Mitgliedern 
ber vom Beginne bes 60. Jahres 5 fl. jährlich, und je 1 fl, weiter mit jedem Jahre 
is zum 7Töften Jahre, von wo an es bei 12 fl. jährlichen Zinfen bleibt. 

5) Ueber die Vorzüge ber Hilfsvereine vor ben Sparkaſſen ſ. Laurent, 
sociations de pr&evoyance, Bd. I, ©. 182 fg. 

6) Weber die werfcgiedenen Arten und Einrichtungen ber Hilfägefellfchaften ſ. 
‚aurent, « a. D., Bd. II, ©. 1fg. Bon großer Wichtigkeit und nicht leicht 
u ordnen iſt die Ginrichtung ber ärztlichen Hilfe ımb das Abkommen mit ben 
lpotheken. S. am angef. Orte, S. % fg. 
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den Arbeitgebern oder von Privatperfonen, von Beträgen gewiſſer 
Eonventionalftrafen u. |. w. erfolgen. Etwaige Weberjchüffe zu 
vertheilen oder zu Feſtlichkeiten zu verlvenden, anftatt einen Reſerve⸗ 
fond anzufammeln oder die Unterjtügungen zu erhöhen, iſt höchſt 
ungwechnäßig und follte gefeglich unterfagt fein: Die Leiftungen 
einer zunächſt auf Krantenunterftüßung berechneten Hilfskaſſe aber 
auf Leibrenten, etwa von einem gewiſſen Alter an, auszudehnen, ift 
zwar an fich möglich, erjcheint jedoch nicht zweckmäßig, da die Ber: 
waltung dadurch ſchwierig und bie Möglichkeit einer fehlerhaften 
Berechnung erhöht wird. Arbeiter, welche zu ſolchen DVerficherungen 
die Mittel haben, treten beſſer abgefonderten Unternehmen biejer Art 
bei. — Eine allgemeine gejeßliche Regelung, der Hilfsgeſellſchaften 
ift zweckmäßig 7), aber Fein ftaatlicher Zwang zum Eintritte und 
noch weniger eine Ausdehnung dieſer Verſicherungskaſſen zu einer 
allgemeinen Staatzanftalt 9) zulaͤſſig. Theils ift ein genügender 
Grund dazu nicht vorhanden, da fich erfahrungsgemäß die Einzel 
nen ſelbſt helfen Lönnen ; theils führt eine Einmifchung des Staated 
in bie Lohnverhältniffe leicht zu immer weiter gehenden und verberb 
lichen Maaßregeln; theils endlich wäre einer Seits Mikbraud), |. 
anderer Seit? bureaufratifche Schwerfälligkeit und Koftfpieligfeit faum 

vermeibbar. Unterftügen mag der Staat dagegen ſolche Gejellichaf |; 
ten, welche ihre Statuten vorgelegt und fich etwa einer Control 
unterworfen haben, durch Erleichterung von Geldanlagen bei öffent: |. 
lichen Kafjen, durch Einräumung von Gefchäftszimmern, Befreiung 

von Stempelabgaben, Tragung der Drudkoften u. |. w. °). 


7) Die neueften englifchen Geſetze über bie friendly societies find von 1885 | 


und 1864; ein franzöfifche® vom 15+ Juli 1850 und bazu Verorbnung vom |' 
26. März 1852. Näheres über Geſchichte und Einzelheiten beider ®efegebungen | 


bei Laurent, a. a. O., ©. 887 fg. 

8) Diefen Vorſchlag macht Stromayer, Organifation ber Arbeit. Bellerne, 
1844, ©. 296 fg. 

9) Vgl. über die vom Staate zu gewwährende Hilfe Rau, Volkswirthſch. Bol, 
a. a. ©. und Laurent, Associations, a.v. St. — Seh das engliſche Ge⸗ 
ſetz von 1864, welches den Staat in Betreff ber Altersrenten und ber Lebensver⸗ 
fiderungen in Concurrenz treten läßt mit ben Privatvereinen, geht nicht fo weit, 
auch KHilfävereine i. e. ©. als Staatsunternehmen zu gründen. 
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6. 60. 
co) Gegen beſtimmte Ungiädsfäde, 

Der durch einzelne bejtimmte Unglücksfälle entſtehenden Ar 
muth wäre freilih am beften vorgebeugt, wenn dieſe Ereigniffe 
jelbft ganz abgehalten werden könnten. Dieß ift nun aber nur 
in geringem Maaße der Fall. Bei den Klementar-Ereigniffen läßt 
ſich zwar zuweilen, jo namentlich bei Feuer, Waffer und Vichiterben, 
durch gute Polizei:Anftalten eine Abhaltung oder fchnelle Wieder⸗ 
Unterbrüdung bewerfitelligen, (fiehe dad Nähere unten, Buch IH, 
Kap. 2,); allein theils ift auch hier Abwendung nicht immer mög- 
lich, theils find andere Arten von Vermögenszerſtörungen, 3. B. 
Mißwachs, Hagelichlag, Erdbeben, durch menfchliche Kunft und Kraft 
lediglich nicht abzuhalten. Ebenſo kann der Staat allerdings den 
durch Krieg und burch Verbrechen verurfachten Verarmungen theils 
durch eine Fuge Politik oder ein kräftiges Vertheidigungsſyſtem, 
theils durch die Anftalten der Necht2polizei vielfach zunortommen; 
aber immer ift dieſes keineswegs ber Fall. Noch weniger iſt natür- 
lich zu bewerkſtelligen, daß Fein frühzeitiger Tod Hausväter 
trifft; nur in fo ferne eine gute Mebicinal-Polizei und forgfältige 
Vorkehrungen gegen einzelne Unglüdzfälle wirken, vermag bier der 
Staat vorzubeugen. 

Je ſchwieriger und feltener aber die gänzliche Abwenbung ber 
dad Vermögen oder die. Berfon (und dadurch mittelbar auch da 
Vermögen) betreffenden Unfälle ift, deſto mehr muß wenigftend 
barauf gedacht werben, die Folgen möglichft unſchädlich zu machen. 
Dieß kann aber auf dreifachem Wege erlangt werden. Entweder 
fucht man den. erlittenen Schaden dem Betroffenen zu erjeßen, fo 
daß er, in wirthichaftlicher Beziehung wenigſtens, in dem vorigen 
Stande erhalten wird; oder aber es wirb dafür gejorgt, daß mit 
dem Eintreten des Unglücksfalles dem dadurch Verletzten ein Ver⸗ 
mögen oder wenigftend ein Einkommen zufällt; oder endlich giebt 
man ihm unter möglichft leichten Bedingungen darlcherisweife Mit- 
tel in die Hand, welche den Credit erhalten und das Gewerbe fort- 
aufeßen erlauben. 

1) Hinſichtlich des Schadenerſatzes enifteht natürfih vor 


v. Nohl, Polizeiwiſſ. J. 8. Auflage. N 
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Allem die Frage, wer die, oft fehr beträchtlichen, Mittel hierzu ge 
währen könne und werde? Daß PBrivatwohlthätigfeit bei den großen 
Summen, von denen e8 ſich bier oft handelt, jo wie bei der häufi: 
gen Wiederholung von Berluften, nur jelten und unvollſtändig zu 
jolchem Erſatze im Stande fein würde, ift Har. Ebenſo bebarf es 
feiner Auseinanderjegung, daß derjelbe nicht unmittelbar aus ber 
Staatskaſſe geleiftel werden kann; denn weber bürfte dieſe rechtlich 
verbunden, noch auch Fönnte fie je hierzu wirtbichaftlih im Stande 
fein. Zum Glücke bieten jedoch freiwillige Verſicherungs-Geſellſchaf⸗ 
ten wenigjtend für viele Fälle ein vorzügliches Mittel dar. G 
ift nämlich möglich, dadurch Erſatz bei einem Fünftigen Verluſte zu 
erhalten, wenn man mit wmöglichit vielen gleichmäßig Bebrohten 
einen Vertrag dahin eingeht, ven Verluſt, welcher einen aus ber 
Geſellſchaft trifft, unter Alle jo zu vertheilen, daß Jeder einen Theil 
an bemjelden übernimmt und ihn dem urjprünglichen Beſchaͤdigten 
erſetzt. Auf diefe Weile erhält Xebterer feinen verlorenen Belit 
wieber, während das einzelne Gcjelichafts- Mitglied einen verhält 
nigmäßig Meinen Aufwand hat. Die Art der Einrichtung mag 
ziemlich verjchieden ſein ): allein der Erfolg, nämlich die Rettung 
von wirthichaftlichem Untergange, iſt immer der nämliche, und einem 
bedeutenden Theile der Unglücksfälle durch Elementar-Ereignifle, | 
namentlich durch Teuer, Waller, Hagel, Thierfranfheiten, kann ba | 
durch feine Furchtbarkeit entzogen werben. Auf alle Unglücksfälle 
erleiden fie freilich leider feine Anwendung, weil fie nur da mög 
ch find, wo vorausfichtlich ein verhältnißmäßig Kleiner Theil der | 
Mitglieder zu gleicher Zeit getroffen wird, fie jomit bei weithin 
fühlbaren Naturereiguiffen, wie Erobeben oder Mißwachs ſowie 
bei Zerftörungen durch Krieg, undenkbar find, da hier leicht nur 
Beichädigte und Feine Entjchäbigende vorhanden wären. Daß ber | 
Staat alle ia feinem Rechte und in feiner Macht liegende Mittel |; 
zu gebrauchen bat, um anwendbare Vereine diefer Art zu Stande | 
zu bringen und zu fichern, bedarf nicht erft der Bemerkung. | 

2) Der frühe Tod eines TFamilienvaterd hat allerdings nicht 


1) Eine ausführliche Darſtellung der Verfiherungs : Einrichtungen f. unten, 
3 ®. II, 69. 182- 186 
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wirthfchaftliche Nachtheile; allein auch nur die Wegräumung 
r ift für die Hinterlaffenen ein großes Glüd. Das hierzu. 
metſte Mittel ift eine Einrichtung, welche der Familie alsbald 
| Eintritte des Todesfalles ein zum Betriebe eines Gewerbes 

durch feine Zinfen zum Lebengunterhalte ausreichendes Kapital 
Hafit, oder wenigſtens eine zum letzteren Zwecke genügende Nente. 
; eritere aber leiften nun die (ſehr unpaſſend fo genannten) 
yensverfiherungen, das zweite die Wittwen- und 
iſen-Kafſen. Ihre näheren Einrichtungen werben pafjender 
einem andern Orte erörtert werden 2); baß fie aber vom Staate 
eines der beiten Mittel der Armen⸗Polizei nah Möglichkeit zu 
inftigen find ®), ergiebt fih ſchon aus ihrer Beitimmung. 
enerft kann freilich nicht gelaffen werben, daß beiderlei Anftal- 
nur für die nicht ganz mittelloſe Klaſſe anwendbar find, indem 
bie frühe Einlegung eined kleinen Kapitales oder regelmäßiger 
licher Beiträge während der Lebensdauer bed Hausvaters vor: 
ſetzen. 

3) Credit-Anſtalten. Sehr oft iſt Mangel an Credit 
ld an großer Verlegenheit und Berarmung. Eine kleine Summe 
leicht vermöchte einen Mann nad) einem erlittenen Unglücke noch 
retten, da er die nöthige Kraft und den Willen zur Arbeit hat 
‚ ihm nur dad Kapital zum Wieberanfange eines Gewerbes 
agelt; dieſes Kapital aber kann er, weil er keine bingliche Sicher- 
zu leiſten im Stande ift, entweder gar nicht, oder nur gegen 
cherliche Zinfen erhalten, welche ihm keinen Ueberſchuß Laffen würben. 

anderen Fällen würde ein Darlehen einem in vorübergehender 


2) S. unten, ®b. II, SS. 123 und 124. 

3) Schr bemerfenswerth ift ber Plan ber engliſchen Regierung, die Poſt⸗ 
er, — welche bekanntlich bereits als Sparkaſſen benützt werden, — auch zur 
rahme von Lebensverſicherungen und Alterſsrenten, bis zu 100 A St. Ver⸗ 
rungskapital zu benützen. Es wird übrigens bie Erfahrung erſt zu machen 
„ ob die Verwendung der Poſt zu Gefchäften, welche der eigentlichen Aufgabe 
Anſtalt fo ganz fremd find, nicht mit anderweitigen Rachtheilen verbunden iſt. 
mentlich bei Lebensverficherungen iſt es doch fehr zweifelhaft, ob nicht bie bier fo 
ıgenb nothmendige genaue Prüfung jeber Anmelbung durch Beamte, welche bei 
ı Erfolge nicht betheiligt find und wohl auch nicht alle bie nöthige Einficht 
en, Noth leibet. 
. PN % 
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Verlegenheit Befindlichen die Nothwenbigfeit erfparen, von dem vor- 
handenen Vermögen in ber Eile und gezwungen, alſo um geringen 
Preis, einen Theil, vielleicht jelbit dag Unentbehrlichite, zu verkaufen. 
Zumeilen ift fogar noch ein zur Deckung eined Gläubiger 
hinreichender Grundftod vorhanden; allein es fehlt doch wegen ber 
zweifelhaften Fähigkeit zu regelmäßiger Zinzzahlung an Credit, 
und es geht nun auch dad Vorhandene zu Grunde aud Mangel . 
an Mitteln der Wirthichaft wieder Schwung zu geben. Sm alle: 
ſolchen Fällen ift alfo zur Abwehr der Armuth kein Gefchent, keine 
unentgeltliche Unterftüßung erforderlich, jondern nur eine Auftalt 
welche unter leiblichen Bedingungen zu Darlehen verhilft; und ihre 
Errichtung ift um fo wünfchenswerther, als die Erhaltung eind 
Theiled des Volksvermögens, die Rettung eines Bürger? vor Km 
mer .und Elend jo wie die Abwendung ciner Öffentlichen Laſt ohne 
irgend ein Opfer erzielt werden mag *). — Folgende Einrichtungen 
haben nun diefen Zweck: 

a) Leihkaſſen Gürgerrettungs-Anſtalten). Hierunter ver 
fteht man einen, durch Private oder aus Öffentlichen Kaſſen beige 
Ihafften, Fonds, aus welchem fleigigen und geordneten, allein vurd 
Unglüd zurücdgelommenen und nun aud Mangel an Vorrath, Ar 
beitögeräthe, Vieh, Wohnung u. |. w. erwerbzunfähig gewordene 
Bürgern ein Darlehen gemacht wird. Es wird babet Feine ding 
liche Sicherheit verlangt (höchſtens etwa Bürgichaft); die Zinfen 
find mäßig, vielleicht werden fie ganz erlaffen; dagegen wirb eim 
richtige, am beiten ratenweife, Rückgabe nach Ablauf eines ge I 
wifjen Terming verlangt und mit Strenge beigetrieben. Natürlid | 
geht eine genaue Unterjuchung ſowohl des wirthichaftlichen Zuftar- |. 


4) Richtig ift zwar an fih, wad De Gerando, Bienf. publ, 2b. I, 
S. 2 fg., bemerkt, daß ein Anlehen aud zur unmittelbaren Verzehrung verwendet | 
werden Tann, und bann bie Lage bes Entleihers nur verfhlimmert; daß fomit ]' 
bie Erleichterung des Crebited nur nüglich als Arbeitsmittel, ſchädlich aber al I: 
Nahrungshilfe ift: allein deßhalb Tann man fih body nit im Ganzen gegen |: 
folde Einrichtungen erflären. Warum foll dem tüchtigen Bürger Hilfe vered 1° 
werden, weil ber Lieberliche fie mißbrauchen fann? Und Überdieß würde ein fek 1° 
Her Teichtfinniger Wirthſchafter auch ohne diefe Erleichterung bes Enneihen / wi 
ſcheinlich zu Grunde gehen. 
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bes, als der Arbeitſamkeit und Sittfichleit des Bittſtellers ber Ver⸗ 
leihung voraus. Die Größe bes Darlehens richtet fich, außer dem 
Stande der Kaffe, nad dem Bebürfniffe und dem Zwecke bes 
Schuldners; auch größere Summen find zu geben, wo eine Fleine 
zu dem beabjichtigten Unternehmen nicht hinreichend und fomit nutz⸗ 
los wäre. Bei pünftlicher Verwaltung ift, troß des nieberen Zins⸗ 
fußes und mancher nie ganz zu vermeidender Verluſte, nicht nur 
fein Schaben, jonbern durch Weiterverwendung der Zinſen fogar 
immer fteigende Zunahme für den Stamm zu hoffen. Vermehrt 
wird bie Wohlthätigkeit der Anftalt noch, wenn die Unterftüßten 
nicht blos Geld erhalten und dann fich felbft Gberlaffen werben, 
fondern wenn ihnen die Leiter oder Mitglieder der Anſtalt auch 
mit Nath und That an die Hand gehen, ihnen namentlich zu Ar- 
beit verhelfen °). 

b) Sehr verbreitet find Leihhäuſer, d. h. Öffentliche Kaſſen, 
welche auf Pfänder und gegen mäßige Zinfen Vorſchüſſe machen 9). 


5) ©. Wagemann, Ueber eine Affiftenzkafle für Hilfäbebürftige, in 
beifen Magazin, Bd. III, 9.2; 3b. IV; Weber, Armen:Polizei, ©. 167 fg.; 
Dufau, Misere sociale, S. 80 fg. Speciellen Ausweis über eine fehr gut 
geleitete Anftalt biefer Art giebt bie: Hiftorifche Darftellung ber hamburg. Ans 
Kalt zur Unterftägung der Dürftigen, Verhütung bed Verarmens und Abftellung 
bed Betteld. Hamb., 1802. Weitere zahlreiche Nachrichten über Hilfsfaffen giebt 
Rau, Bollswirthichafts- Politik. Ste Aufl, 2, ©. 414 fg. Im J. 1862 waren 
in England und Wale 504 folder Anftalten amilich eingetragen; ber Betrag 
ber Vorfhüffe im 3. 1861 war 718,018 ® St.; und blieb ein Reingewinn von 
5936 A St. Daß eine Leihfafle von befonderem Nuten ift, wenn fie fih auf 
Darlehen zum Wiebererfauf von Vieh erftredt, bedarf feines Beweifes, da fie ben 
ärmeren Landmann vor ben mwucherlichen Bedingungen eines Stellvieh-Vertrages 
rettet. — Nicht zu verwechfeln mit biefen zu ben Wohlthätigfeitäanftalten gehd⸗ 
rigen unb zur Befeitigung drohender ober bereit3 hereingebrochener Armuth be= 
ſtimmten Leihfaflen find die von einer Anzahl Tleinerer Gewerbetreibenber durch 
gemeinſchaftliche Einfchüffe oder durch folidarifche Haftung mit Kapital verfehenen 
Vorſchußvereine (Schulzge-Deligfh), welhe ben Genoffen zum Betriebe bed 
Gewerbes entiprechende Summen verzinzlih borgen. Diele Anftalten gehören 
ihrem Wefen nach zu ben Leihbanken, wenn fie fchon eine weſentlich eigen⸗ 
thũmliche Klaſſe derſelben bilden, und find bei diefen (unten, Bd. II) zu befpre- 
den. Ihre Vorausfegung ift fo wenig Hilflofigfeit, daß fie im Begentheile nur 
von Solchen ausgehen fönnen und nur für Solche beftimmt find, welche wenig: 
Rena einige Mittel und ein im Gange befinbliches Gewerbe befiten. 

6) Weber bie Einrichtung f. Marperger, Montes pietatis, ober Leih⸗, 
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Sie find theils dazu beftimmt, Diejenigen aus den ärmeren Klaſſen, 
welche in die Lage gefommen find, einen Theil ihrer beweglichen 
Habe verpfänden oder verkaufen zu müflen, Wucherern aus ben 
Händen zu ziehen”); theild aber dienen fie auch Leuten der hoͤhe 
ven Klaſſe, welche zwar Gegenftände von Werth aber entweder kei⸗ 
nen Eredit befigen oder ihn nicht benüßen wollen, zur minder be 
merflichen Deckung einer vorübergehenden Geldverlegenheit. Ange 
nommen vwoirb jeber verfäufliche, durch Aufbewahrung dem Verderben 
nicht ausgeſetzte Gegenftand; doch ift ein Minimum der Darlehen 
fumme feftgefegt, um nicht die Verwaltungstoften allzufehr zu ftd: 
gern ®),. Das Darlehen beträgt nicht den ganzen von ber Anflalt 


Alfiftenz: und Hilfs: Häufer, 2te Aufl. von Jufti. Lpz., 1760; Galiani, 
Lettre sur les Monts-de-piete (Econom. italiani, P. mod., Bd. VI, ©. 209); 
De G6&rando, Bienf. publ., ®b. III, ©. 13 fg.; De Decker, Etude 
sur les monts de piet& en Belgique. Brux., 1841, ©. 395 fg.; Blaize, 
Des monts de piet& et des banques sur prät. I. II. Par., 1856; Lamar- 
que, Trait& des &tablissements de bienfaisance. Par., 1862, ©. 273; Rau, 
Volkswirthſchafts-Politik, Ste Aufl., I, S. 404 fg. — Geſchichtliche und Ratift 
[de Nacdyweifungen geben; Morichini, Degl’ istituti di pubblica carit 
in Roma, Abth. 38, Kap. 2; Petitti di Roreto, Saggio sul buon gr 
verno della mendicitä, ®b. II, ©. 44 fg; Sacchi, Instituti di benef- 
cenza in Torino, ©. 23 fg.; Mac-Culloch, Handbuch, Bd. II, ©. 48; 
Arnould, Situation des monts de piete en Belgique. Brux., 1845; ber], 
Statistique des m. d. p. de Belgique. Brux., 1847; Watteville, Situr 
tion des m. d. p. en France. Par., 1846, 4; Blaize, a. a. O., 1, 
©. 63. — Weitere Literatur bei Blaize, Bb. II, ©. 444 fg. 

7) Weldde ungeheure Zinfen von Privat: Pfanbleihern genommen werben, 
beweifen 3. 8. folgende Thatfachen. In England waren im J. 1846 in London 240, 
auf dem Lande 1450 licenfirte Pfandverleiher, mit einem Umtrieböfapital von 
1 Mil. Pfund Sterl. Diefes febten fie dreimal im Jahre um, jedesmal zu 
331/ Proc. Zinfen. Bei ganz Meinen Darlehen auf fürgefte Zeit wurden jäht: 
lid genommen: für ein Anlehen von 

3 D. bei täglicher Rückzahlung 5,200 Proc. bei wöchentlicher 866 
4D. „ ” ” 3,00 „ ” u 650 

20, , . 1300 4 "  . 216. 

S. Tucket, History of the labouring of population, ®b. I, ©. 114 1} 

8) Jede Verfapnummer im großen Pariſer Leibhaufe verurfacht ber Kalk 
one Berechnung von Zinfen einen Aufwand von 53 Gent.; deßhalb bed denn 
ein Darlehen bis zu 15 Franken nicht einmal bie Koften. Wenn dennoch 
ſolche gegeben werden, fo gefchieht e8 aus Wohlthätigkeit, und ber daraus erwach⸗ 
jende Schaden muß durch die höheren Darlehen gebedt werben. S. Blaize, 
Bd. II, ©. 292. 
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gefhätten Werth des Pfandes, um biefe nicht in Verluft gerathen 
und um einen entichievenen Antrieb zur Wiedereinlöfung beftehen 
zu lafien. Die Zinjen werben in der Negel gleich" bei der Aus—⸗ 
zahlung bes Geldes im Voraus abgezogen; dad Darlehen ſelbſt 
aber ift innerhalb einer gewiſſen Zeit zurückzuzahlen, wibrigenfalls 
das Pfand zur Befriedigung des Leihhauſes verfteigert, ein etwaiger 
Ueberſchuß dem Eigenthümer zurüdgegeben wird. Daß eine jolche 
Anſtalt in manchen Fällen durch Schnelligkeit und Geheimhaltung 
der Hilfe, jo wie durch Mäßigfeit der Zinfen Gutes wirkt, fteht 
nicht zu läugnen; überbieß läßt fich für fie anführen, daß die ärm- 
ften Schulduer von dem Verwaltungs-Aufwande nicht? tragen: 
allein eben jo gewiß ift, daß fie zur Verſchwendung, zu Diebsheh⸗ 
lerei und Betrug, und zwar falt ohne ‚mögliche Abhilfe, mißbraucht 
werden Tann, und baß fie dem Leichtjinne jo wie der Trägheit bes 
quemften Vorſchub leiſtet. Sie ift fomit immer ein fehr zwei⸗ 
deutiges Mittel zur Armuth3: Abwehr, und hoͤchſtens mag für 
größere Städte, wo der Dürftige Teicht jeder Hilfe entbehrt, die 
Errichtung eine? Leihhauſes angerathen werden ). — Falls ein 
Leihhaus errichtet wird, fo find wenigften? folgende Regeln zu be- 
obachten: Am beiten wird bie Errichtung der Veranftaltung und 
Verwaltung der Gemeinde überlaffen, da fie mehr den Charakter 
einer örtlichen als einer allgemeinen Anftalt hat. Das erforderliche 
Kapital mag entweder aus Gemeindegeldern genommen oder von 
Stiftungen ober Privaten entlichen werben, niemal® aber von 
Kaſſen, welche jelbft in den Fall kommen können, fchnell große 
Summen auszahlen zu müfjen und fomit durch ein nicht wicder 


9) Die Anfichten Über bie Zweckmäßigkeit ber Leihhäuſer ift bis auf bie 
neuefte Zeit fehr getheilt. Entichieben gegen biefelben fprechen fih aus: Beug- 
not, Des banques publiques de pr&t sur gage et de leurs inconv£niens. 
Par., 1829; Villeneuve-Bargemont, Econ. polit. chrét, ®b. II, 
S. 314; für fie dagegen: Arnould, Avantages et inconreniens des ban- 
ques de prät. Nam., 1831; Derf., Situation; Viville, Apergu sur les 
banques d’epargnes etc. Metz, 1884; Petitti di Roreto, a. a. D.,; 
De G&rando,a.a. O.; De Decker, a. a. O.; Blaize,a. a. 0; 
Rau, a. a. O. — Eine Reihe von beachtenswerthen Verbeſſerungs⸗Vorſchlägen 
(freilich zunächſt nur für das Pariſer Leihhaus berechnet) giebt Blaize; ebenſo 
be Decker, welcher die Verwaltung an geiſtliche Corporationen übergeben will. 
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augenblicklich einzuforberndes Darlehen an ein Leihhaus ſelbſt in 
Berlegenheit kaͤmen, namentlich aljo nicht von Sparkaſſen. Der 
Pfandſchein wird auf den Inhaber außgeftellt, fo daß jeder Beſitzer 
gegenüber von ber Anftalt als der zur Sache Berechtigte gilt. 
Verlängerung bed Darlehen? wird nur gegen neue Vorausbezahlung 
von Zinfen geftatte. Der Tarator der Anftalt fteht berfelben ein für 
den Verkaufswerth der Pfänder; der Verkauf der nicht eingeldäten 
erfolgt in öffentlicher Verſtelgerung. Etwaiger reiner Gewinn ber 
Anſtalt ift zu möglichiter Verringerung ber Zinſen, namentlich für 
bie kleinen Pfänder, zu verwenden. Bei bem Verdachte eines 
Diebftahles ift genaue Vernehmung des Weberbringer und Erkun 
digung bei der Polizet nöthig 9%. Die Zulaffung von Zwiſchen⸗ 
perfonen (Pfanbmällern, Commifjionären) ift für das Chrgefühl 
ber Entleihenden und für deren Bequemlichkeit eriprießlich, vertheuert 
aber die Hilfe fehr bedeutend 27), und ift daher ber bedenklichſte 
Punkt in der ganzen bedenklichen Einrichtung. 


S. 61. 


dd) Wegen ſchlechter Gtastsanftaiten. 

Sind Staatzeinrichtungen Schuld an der Verarmung dB 
Volkes, jo tft allerdingd Abhilfe an und für fi denkbar: allein 
ed ist dazu Einficht, guter Wille und der Entſchluß, erforderlichen 
Falles auch Opfer zu bringen, nothwendig. Die Ausführung if 
übrigen nicht immer Sache der Polizei, fondern häufig gehört fie 
anderen Theilen ber Staatsthätigkeit zu. In dieſen Fällen ift es natür- 
lich auch nicht die Polizei-Wiffenfchaft, welche die theoretifche Lehre gicht. 

Bon den oben $. 55, S. 380, bezeichneten Hauptarten ſchäd⸗ 








10) Neber bie, zum Theile ſehr beftrittenen, Einrichtungsregeln ſ. die ande 
führten Werte von de Deder, Arnould, Blaize, Rau. Je mehr man 
fih mit den Einzelheiten befchäftigt, defto zweifelhafter wird man über den Werth 
ber ganzen Einrichtung. 

11) Weber die Commiſſionäre fiehe 3.8. Blaize,a. a. OD. Bd. II, S. 19218. 
Die Vertheurung durch die Commiffionäre ergiebt fi aus nachſtehenden, bei den bel: 
gifchen Leihanftalten in Anſatz fommenben, Zahlen: 


Wochenanlehen on -. -. 2 8 4 5 7 13 17 24 Franken. 
Der Eommiffionär nimmt 10 10 20 20 20 20 20 28 Gent. 
Das ia . . . 111 28 4 5 6 Cent. Zinſen. 
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licher Staatzeinrichtungen hat die Verbefferung der für das Auf- 
blühen der Induſtrie nachtheiligen rechtlichen und polizeilichen Anftal- 
ten die minbefte innere ober äußere Schwierigkeit. Was aber zu 
thun fei, dieß Tehrt in Beziehung auf die Nechtsficherheit die Rechts⸗ 
politik, binfichtlich der polizeilichen Einrichtungen derjenige Theil 
der Wiffenfchaft, welcher die Förderung bed Vermögen? ber Bürger 
tm Auge bat. — ©. denſelben entwickelt im dritten Buche. 

Schon jehwieriger tft die Abhilfe, wenn das Uebel in pofitiven 
Rechtäverhältniffen feinen Grund bat. Nun ift zwar an und für 
fi feinem Zweifel unterworfen, daß eine Aufhebung folcher ge= 
meinjchäblicher, der Erreichung der Staatszwecke widerfprechender, 
Rechte auch gegen den Willen ihrer Eigenthümer erlaubt und für 
ben Staat fogar geboten ift: allein da fie ohne hinreichende Ent- 
Ichäbigung nicht aufgehoben werben bürfen, fo ift, ehe an bie Auf- 
Hebung gegangen wird, für die Entjhädigung zu forgen. Diele 
wirb bei einem allgemein verbreiteten Webel nicht immer leicht auf: 
zufinden fein, daher auch nur eine allmähliche Verbeſſerung erwar⸗ 
tet werben dürfen; bei einem ummälzenden Umfturze würde Gute? 
mit dem Schädlichen zu gleicher Zeit ausgerottet. — Auch binficht- 
lich eines bedeutenden Theile diefer Gegenftände find die Forde⸗ 
rungen der Theorie unten, im britten Buche, entwickelt. 

Eine Abhilfe ſchädlicher Abgaben ift da minder ſchwie— 
rig, wo nur eine fchlechte Vertheilung der Leiſtungen, jei es unter 
die verſchiedenen Steuergattungen, fei es innerhalb berfelben an bie 
einzelnen Pflichtigen, die Urfache des Uebels ift. Eine Verbefferung 
ift hier Gebot des Rechtes; die Finanzwiffenfchaft aber giebt vie 
Mittel an die Hand. Sind freilich die Abgaben überhaupt zu hoch, 
jo fann nur durch Verminderung der überjpannten Ausgaben 
geholfen werden. Unzweifelhaft kann bier Einficht und guter Wille 
Vieles leiſten; allein richt immer wird die Erreihung des Wün⸗ 
ſchenswerthen, ſelbſt unter der Vorausſetzung jener Eigenjchaften, 
möglich fein. Unabwenbbarer Druck von Außen oder die Laft frü- 
heren, nicht mehr ungefchehen zu machenden, Verhaltens Fönnen zu 
übergroßen Forderungen nöthigen und damit Armuth herbeiführen. 
Hiergegen hat die Wiffenjchaft keinen Rath. 
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4) Unterſtützuug ber Armen. 


§. 62. 
a) Allgemeine Grundfäke. 


Eine vollftändige und dauernde Abwehr jeder Armuth ift un 
denfbar. Theil find, wie aus den bisherigen Erdrterungen fid 
ergiebt,, die in menfchlichen Kräften ftehenden Mittel an fich nicht 
im Stande alle Unheil abzuwenden, theil3 werben die vorhandenen 
keineswegs immer richtig benüßt werben. Die Nothwendigkeit einer 
Unterftüßung Berarnter iſt die Folge hievon; und an bieler 
Nothwendigkeit ändert es nichts, wie immer die vielbeftrittene Trage 
beantwortet werben mag, ob die Verarmung im Zunehmen oder im 
Abnehmen im Vergleiche mit früheren Zeiten begriffen fei. Dabei 
ift auch unzweifelhaft, daß fait immer und überall auch das öffent: 
liche Weſen eine folche Unterftügung zu geben haben wird, ba Pri: 
vatwohlthätigkeit nicht auszureichen pflegt. 

Es find ſomit die Grundfäge fejtzuftellen, welche bei einer 
zwedmäßigen Unterftübung aus öffentlichen Mitteln befolgt 
werben müſſen. | 

1) Bor Allem ift zwilchen den Graben ber Bebürftigkeit zu 
unterfcheiden. — Viele befigen noch einiges Vermögen, ober find 
im Stande wenigjtend einen Theil ihre Bedarfes durch Arbeit zu 
erwerben; allein zur Deckung der fämmtlihen Lebensbedürfniſſe 
reichen dieſe Hilfäquellen nicht Hin. Bei folhen Hausarmen 
reicht ein, je nach den Umftänden größerer oder Eleinerer, Beitrag 
Hin zur Rettung von Noth. Andere dagegen find durch Alter, 
Krankheit u. |. mw. ganz außer Stand, irgend etwas zu ihrem Un: 
terhalte beizutragen. Für folhe völlig Dürftige muß nad 
allen Theilen gejorgt werben, wenn fie nicht zu Grunde gehen 
jolen ). Hierbei ift jedoch dringend vor zwei Fehlern zu warnen, 
welche bedeutende Nachtheile zur Folge haben mürden. Du 
eine beftünde darin, wenn die Unterftügung fo reichlich zugetheil 


1) Richtige Bemerkungen über den Fehler der ausfchliegenden Annahme de 
einen oder des anderen Syſtemes, belegt mit dem Beifpiele von England und 
von Stalien, |. bei De Gerando, Der Armenbefucdher, S. 178 fg. 
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ürde, daß fte ein größered Einfommen oder mehr Lebensbequem⸗ 
chleit gewährte, als volle Arbeit den Armen verfchaffen Könnte. 
n biefem Falle würde das Almofen eine directe, und für die Meiften 
ohl unmibderftehliche, Anreizung zum Müßiggange oder wenigfteng 
ir Unvorfichtigfeit und Nachläffigkeit fein, fo daß nicht nur bie 
umme für bie Armenpflege eine unerträgliche Höhe erreichen 
üßte, ſondern auch das Volksvermoͤgen durch die unfruchtbare 
ehrung fo vieler Arbeitzfähiger einen bedeutenden Ausfall erlitte. 
nterftügung muß alfo zwar das Leben friften, doch aber jo be- 
hränkt fein, daß Erwerb burch eigene volle Arbeitfankeit vorzu- 
ehen if. Verarmung ift an fich Fein Grund zu einer Beitrafung, 
er noch weniger zu einer Belohnung. Kin zweiter, eben fo großer 
ehler wäre e3, wenn bie Unterftügung für den Armen, welcher mit 
Beriter Anftrengung das ihm Mögliche arbeitet und georbnet, 
lich und reinlich lebt, gerade fo groß wäre, wie die für ben 
ıfterhaften und Trägen. Zur Aufmunterung des erfteren ift eine 
uszeichnung und beffere Behandlung fehr wünſchenswerth, welche 
inn aber weniger in einer fortlaufenden höheren Unterftügung 
ftehen darf, ala in außerorbentlichen Geſchenken ?). 

2) Hinſichtlich der Art der Unterftübung iſt mancherlei zu 
merken. — Vorerſt muß es unverbrüchliher Grundſatz fein, die 
nterftüägßung auf eine Weiſe zu gewähren, welche mit der äuße⸗ 
en Ehre des Armen verträglich if. Nur allzufehr ift die Ar- 
uth ohnedem geeignet, dag Chrgefühl zu brechen, und dadurch zu 
Honberen Anftrengungen unfähig zu machen; weßhalb dad Beitre- 
em jeder vernünftigen Armenpflege auf Erweckung dieſes Gefühles 
zrichtet iſt. Eine befchimpfenbe, Unterftügung ift ſomit nicht nur 
rauſam, fondern auch widerfinnig ), — Was fodanı die Form 

2) Ueber. diefe Puncte (auf welche die Fehler ber früheren englifchen Armen: 
inrichtungen freilich befonderd aufmerffam machten), fiehe vielfache Bemerkungen 
nd Beifpiele in ben Reports der Londoner Armen: Gefellfhaft, namentlih in 
d. III, ©. 208 fg. 

3) Unbegreiflich ift, wie ſih Cherbuliez, Science &conom., Bb. II, 
. 852 fg., durch feine falfhe Annahme, bie einzige Armuthsurſache fi Mangel 
n Vorfiht, zu dem Gabe hat verführen Iafien Fönnen, daß die befchimpfenöfte 


xt ber Unterftügung bie befte fei, indem fie Furcht vor der Entehrung im Falle 
3 Armwerdens eriwede! 
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ber Unterſtützung betrifft, fo ift natürlich die Verſchiedenheit ber 
Dürftigfeit von großer Bedeutung. So wenig es in irgend einer 
Beziehung gerechtfertigt werben Könnte, wenn ben Hausarmen ihr 
abgeſondertes Beſtehen genommen würde; jo jehr jchäplich ein fol- 
her Zwang zu öffentlichem Genuffe des Almoſens auf die Sittlid: 
feit, Arbeitjamteit, überhaupt Ehrenhaftigfeit Liefer Klaſſe. einwir⸗ 
fon würde %): fo nothwendig iſt es, hauptfächlich der Koften und 
ber Ordnung wegen, jedoch auch noch aus anderen Grünben, ganz 
Dürftige in eigen? dazu errichteten Staatanftalten unterzubringen, 
und gemeinfchaftlich in denſelben zu verpflegen. Die ausſchließliche 
Ergreifung des einen Syſtemes wäre eben jo ſchädlich, als die deö 
anderen; fondern beide müffen je nach ben Umftänden angewendet 
werden. — Allein auch hiervon abgejehen ift eine große Ver: 
ſchiedenheit in der Unterftüßung nothwenbig, ſoll ber Zwec 
wirflich erreicht werden. Dem Einen gebricht ed mehr an dieſem, 
einem Andern mehr an jenem Gegenftande; dem Einen Tann nur 
jo, dem Andern anders geholfen werden. ine Gleichheit wäre 
Verſchwendung. Doch greift Ein Grundſatz ziemlich allgemein 


4) Dieß überfah dad englifche Armengefeß von 1834, wenn es grunbfäglig 
Alle Armen in Armenhäufern unterbringen und fomit gar feine Hausarmen 
beftehen laſſen wollte. Mit Recht wurde von Anfang an biefer Grundfah als 
eine Grauſamkeit und als eine Zweckwidrigkeit vielfach getadelt, auch hat er nidt 
durchgeführt werben können, vielmehr wird der größte Theil der Unterftütungen 
außerhalb des Armenhaufes gegeben. (S. Kries, Englifche Armengefeßgebimg, 
©. 25.) Der von ben Bertheidigern gewöhnlich angeführte Grund, daß nämlid 
bad Anfuchen un Aufnahme in das verhaßte Armenhaus ber einzige genügende 
Prüfftein mwirflicher Noth fei, ift weder thatfächlich richtig, indem er gerade bei 
den muthwilligften Fordernden nicht Platz greift, fondern er ift auch gedankenlos, 
indem er an bie Stelle einer vernünftigen Prüfung des Bedürfniſſes durch jad- 
verftändige Dritte dag fubjective Gefühl des Betreffenden ſelbſt fest, und fo ie 
nach beffen Empfindlichkeit ober Stumpfheit Hilfe eintreten ober verweigern Täßt. 
Auch bringt eine aufmerffame Lefung des Report of the poor-Jaw-commissioners, 
(welcher befanntlich zur Annahme des Suftemes das Meiſte beitrug), die Ueber: 
zengung, daß die früheren Webelftände der Unterftüßung ber Hausarmen nicht im 
Brunbfage, fondern in einer bis zum Unglaublidhen gehenden Gedantenlefig: 
teit und Gewiffenlofigkeit ber Anwendung befanden. Es war nur eine Verbefk: 
rung in ber Unterfuchung der Unterſtũ bungsnothwendigkeit nöthig, nicht ein Auf⸗ 
geben alles verftänbigen eigenen Urtheiles. 
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durch, der nämlich, den Armen fein baares Geld zu geben, fon- 
dern ihre Bebürfniffe unmittelbar zu befriedigen, durch Lieferung 
von Kleidungsſtücken, Speijen, Haußgeräthen u. ſ. w. Gar Viele 
unter ihnen würden das Geld nur mißbrauchen, um fich überflüffige 
und ſelbſt jchädliche Genüffe zu verichaffen, jo daß am Ende das 
Mittel verſchwendet und der Zweck nicht erreicht wäre, da bie wah- 
ren Bebürfniffe ungedeckt blieben. Allerdings macht eine folche 
Austheilung von Stoffen oder unmittelbare Dedung von Bebürf- 
niffen ber Armenverwaltung bei weitem mehr Mühe, als dad bloſe 
Auszahlen von Geld: allein dann kann fie auch verfichert fein, den 
Zweck erreicht zu haben. Wenn auch zuweilen, namentlich bei zu- 
verläffigen Haugarmen, eine Ausnahme erlaubt fein Tann, fo darf 
fie doch nie zur Regel werben 9). — Mag nun aber im Wllgemei- 
nen ein Syſtem gewählt worden fein, welches ba will, und mag 
im einzelnen Falle ber Arme auf diefe oder auf jene Weiſe untere 
ftüßt werden: jo bleiben unter allen Umftänden für eine zweck⸗ 
mäßige Armenunterjtügung einige immer und überall zu treffenbe 
Einrihtungen. Die erfte derjelben ift die möglihft gute Er: 
ziehbung der Kinder der Armen. Theils ift eine folche Er: 
ziehbung fehr förderlich zum guten Fortlommen in der Welt; wer 
aber Tann eine folche Förderung befjer brauchen, als der Arme, 
bem bie anderen Hilfämittel alle fehlen? Theils muß durch ben 
Unterricht in Schule und Kirche die Wirkung des üblen Beifpieles 
und der Rohheit und Unwiſſenheit wieder verlöfcht werben, welches 
nur zu oft von Weltern dieſer Klaſſe ihren Kindern gegeben wird. 
Daß diefer Unterricht ganz unentgeltlich fein muß, verfteht fich von 
jelbft; und es wird fogar wo nicht unumgänglich nothwendig boch 
wenigſtens jehr wohlthätig fein, wenn auch noch für die unentgelt- 
liche Herbeifchaffung der Unterrichtäbebürfniffe geforgt if. Ein 
zweiter Punct ift bad ben Armen einzuräumende Necht einer 


5) A. M. iſt Reche, Evergefia, S. 124 fg., weil ber Arme bem Gebrauche 
des Geldes nicht fremb werben dürfe. Da nun aber der Mißbrauch in ben 
meiften Fällen ganz gewiß ift, fo muß die Negel bleiben. Bereinbar hiermit ifl 
immerhin, wenn einem ber Selbftftänbigfeit fich wieber nähernden Armen bie 
Unterflüßung in ber legten Zeit in banrem Gelbe gegeben wirb. 
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ganz unentgeltlihen Gerechtigkeitspflege (des ſog. Ar- 
menrechtd im engern Sinne). Ohne dieſes würde der Arme nie 
im Stande fein, jeine noch fo gegründeten Anſprüche gegen wehl- 
habendere Mitbürger zu verfechten und durchzuſetzen. Er könnte 
außer feiner, ohnedem fchon jo unglüdlichen, Lage noch die Unge— 
rechtigfeiten und die, ihm zehnfach fchmerzlichen, Webervoriheilungen 
voher Neicherer ertragen müffen und dadurch vielleicht völlig zu 
Grunde gehen. Die Unentgeltlichfeit aber wird beſchafft theils durch 
Erlaſſung aller Arten von Sporteln oder fonftiger Abgaben, welche 
an öffentliche Kaſſen wegen Handlungen ber Mechtöpflege zu ent 
richten find, theil® durch Zuweifung eines unbezahlte Dienfte le: 
ftenden Nechtsbeiftandes, wo ein ſolcher nach dem Gerichtäverfahren 
oder. nach der Schwierigkeit des Falles nöthig iſt. Erfteres hat 
natürlih feine Schwierigkeit; über Anwaltdienfte aber Fann ber 
Staat entweder durch Aufitellung eigener von ihm entſchädigter Ar: 
menabvofaten, oder aber durch eine dem gejammten Stanbe ber 
Anwälte gejeglich auferlegte und von diefen im Reihekehr verfehene 
Pflicht unentgeltlicher Berathung verfügen. Letzteres ijt freilich num 
dann gerecht und billig, wenn der Staat den Advokaten feiner 
Seit? überhaupt Vorrechte einräumt, für welche er verftänbiger: 
weife eine Gegenleiftung verlangen Tann. 

3) Was endlich den Anſpruch auf eine Unterftüßung be 
trifft, jo kann natürlich nicht das Verlangen ded Armen, ſondern 
nur die Einficht der Behörde über die Bewilligung einer Unter: 
ftügung aus Staatsmitteln entfcheiden. Der Grab des Bedürfniſſes, 
der Würdigkeit, namentlich auch der Zuftand der verfügbaren Mit: 
tel muß die Beantwortung ber Bitte an bie Hand geben. Dice 
Nücjichten erfordern aber eine genaue Unterfuchung der Verhält⸗ 
niffe des Einzelnen und eine Meberficht über die verjchiedenen wirk⸗ 
lichen und möglichen Forderungen an die Armenkaſſe. Deßhalb ift 
eine unerläßliche Bedingung jeder zweckmäßigen Armenpflege eine 
möglichiterichtige Aufnahme aller zu dem Sprengel der Behörde ge: 
börigen Armen, jammt einer Beurtheilung ber Verhältniffe eine 
„seven. Die Vollftändigkeit diefer Weberficht wird theils durch die 
Meldungen der Armen felbft und bie darauf Folgenden Nachfor 
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Hungen erreicht; theils dadurch, daß fich bie öffentlichen Armen— 
whörden mit den allenfall® beitehenden Privat:Armen-Gefellfchaften 
der mit ſolchen Perfonen in Verbindung feßen, welche den wirth: 
Haftlichen und fittlichen Zuftand der Armen genauer zu Tennen 
Selegenheit haben, namentlich mit den Geiftlihen. Häufig find 
Solche, welche fich nicht zur Unterftügung herbeidrängen, ihrer eben 
o würdig als bebürftig %). — Jeden Falles muß übrigens ftrenge 
arauf gefehen werben, daß bie richtige Stellung des Empfangenven 
nicht verkehrt werde, fo daß etwa ber Arme ald ein troßiger Gläu- 
biger, der feine Schuld einforbert, oder wenigſtens als ein Gleicher, 
welcher fich bezahlen läßt, erſcheint. Ein Verfäumniß in diejer 
Beziehung verwirrt die Begriffe der Armen und ift baburch ge 
fährlich für die Geſellſchaft 7). 


$. 63. 
b) Unterflügung der Hausarmen. 

Wenigen jachlichen Schwierigfeiten ift in der Regel die Unter: 
ftüßung der Haug: Armen außgefegt, ſowohl wegen bed minder 
beträchtlichen Aufwandes, ald wegen der größeren Zuverläfligfeit 
ber zu Unterftügenden. Doch kann auch hier, namentlich in Folge 
großer ftaatlicher oder gewerblicher Ummälzungen, bie Zahl der 
Hilfsbebürftigen zur unerfchwinglichen Laft anwachſen, welche um 
jo drückender ift, al3 das Unglüd in ſolchem Falle ſchuldloſe und 
wirdige Menſchen trifft. 

Veber die hier erlaubte und nothwendige Größe der Unter⸗ 
ſtützung läßt fich etwas Allgemeines nicht beftimmen, da bie eigene 
Erwerbsfähigkeit ſehr abgeftuft ift. Je nach dem Wechjel der Um⸗ 
tände kann und muß biefe Größe jelbit bei einer und berfelben 
Berjon wechjeln. Ein verftandlofer Schlendrian ift daher Die, häufig 
übliche, Vertheilung gleicher Unterftügung unter alle Hausarme. 
Hier vor Allem ift eine gewifjenhafte Benügung der Armenliften, 
namentlich aber eine zweckmäßige Verbindung der öffentlichen mit 

6) Ueber Armen =Kiften und Unterfuchung ber einzelnen Berhältnifie fiche 
Weber, a. a. O., ©. 68 fg. 


7) e. hierüder die richtigen Bemerkungen von Rotted, Bernunftrecht, 
Bd. III, ©. 983. 
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der Privat:Wohlthätigkeit heilſam und nothwendig. Die zur Be 
forgung der letzteren gebildeten freiwilligen Vereine werben bie 
ficherften Nachrichten über den Umfang der Roth und über vie 
Mittel zur Hilfe geben. Es muß ihnen daher nicht nur erlauft, 
fondern fogar aufgetragen fein, diejenigen Fälle, deren Beſorgung 
ihre Mittel nicht gejtatten, ber öffentlichen Armenpflege anzuzeigen, 
und diejer die Abhilfe zu übermeijen ?). 

Hinfihtlih der Ars der Unterftügung ift zu unterſcheide 


zwiſchen regelmäßig-fortdauernder Unterſtützung und außerorden 


licher Beihilfe. 

1) Die regelmäßige Unterſtützung beginnt (Zahlungsfähig 
keit der Armenkaſſe vorausgeſetzt) immer dann, wenn ber Behoͤrde 
gehörig nachgewieſen ift, daß eine Perfon oder Familie troß all 
Anftrengungen und der möglichjten Beſchränkung fortdauernd nicht 
im Stande ift, ihren Lebensunterhalt vollftändig zu erwerben. Doch 
ift wieder ein Unterſchied zu machen sreifihen zwei wefentlich ver- 
ſchiedenen Gattungen von Fällen: 

a) Wenn vollflommen Arbeitäfähige ihren Unterhalt 
nicht verbienen koͤnnen, weil ihre Arbeit allzufchlecht bezahlt wirt, 
jo muß ihnen unter allen Umſtänden eine Beichäftigung auf öffent: 
liche Rechnung angewielfen und dieſe nothbürftig bezahlt werben. 
Ein bloßer Zufhuß zu ihrem fonftigen Arbeitslohne wäre freilid 
bequemer für die Verwaltung und wohl nicht felten auch wohl 


feiler: allein es führt dieſes Syſtem zu den übelften Folgen. ehr 
leicht kann ſich nämlich der Mißbrauch bilden, daß die Arbeitd: ' 


Unternehmer, 3. B. Yabrifanten oder größere Landwirthe, auch ben 
beften Arbeitern nur einen Theil des verbienten Lohnes geben und 
fie mit dem Reſte auf die Armenkaſſe anmweifen, woburd große Un: 
gerechtigfeit gegen die Steuerpflichtigen und eine Verkehrung aller 
wirthichaftlichen Verhältniffe erzeugt wird )Y. In fo weit es aber 


1) gl. das oben, in $. 53, ©. 356 fg.. über bie Verbindung von Privat: 
wohlthätigfeit und öffentlicher Armenpflege Geſagte. 

2) Bekanntlich war dieß eine ber ſchlimmſten Folgen des früheren engliſche⸗ 
a uengefebed- Man jehe 3. B. ben Report of the poor-law- commissionert 

195 fg 
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haupt noͤthig ift (j. oben, ©. 319), den arbeitenden Klaſſen 
ı Theil ihres Lohnes in der Form von Unterftügung zu geben, 
nuß dieſes in der. Form allgemeiner Anftalten, wie Kranken⸗ 
e, Schule u. |. w. gejchehen, nicht als Zufah zum Arbeitslohne. 

b) Anders verhält es fi mit theilweife Arbeitäunfä- 
en. Dieſen kann ohne Bedenken und üble Folgen ein Zufchuß 
hrem ungenügenden Derbienfte gegeben werben ?). Diefer wirb 
ı zu beitimmten Zeiten abgereicht, theild weil die Bebürfnifie 
er wieberkehren, theils wegen ber Ueberficht und Rechnungs: 
nung. Die Abreihung dauert fo lange fort? als der Grund 
anben if. Kommt der Arme entweder im beifere Umftände, 

wird er wieber völlig arbeitzfähig, jo hört natürlich die Un- 
ügung auf; wirb er ganz hilflos, jo geht er in gänzliche Ver⸗ 
ung des Staates über. 

In Beziehung auf die Form der Unterftügung finbet auch 
trotz der im Ganzen achtenswertheren Bejchaffenheit der Haus⸗ 
en, ber Grundſatz, in ber Regel Fein baares Geld zu geben, 
? Anwendung. Die unmittelbare Unterftügung kann aber wie- 
auf doppelte Weife gejchehen. Entweder nämlich durch bie ganz 
rtgeltliche oder wenigſtens zu billigen Preifen berechnete Liefe⸗ 
5 von Lebensbebürfniffen, namentlich alfo von Feuerungsmate⸗ 
‚ Kleidungsftücen, Nahrungsmitteln %). Oder aber durch un- 





3) Eine fehr zwedimäßige, freilich nur bei Beſchäftigung in einer dfient: 
a Anhalt anwendbare, Einrichtung zu dieſem Zwede f. bei Rumford, 
iys, ®b. I, ©. 97 fg. 
4) Sole von ber Öffentlichen Armenpflege ausgehende billige Lieferungen 
Lebensbebürfniffen find natürlich nicht zu verwechfeln mit ben von ben Ber: 
m mit eigenen Mitteln errichteten Verzehrungs⸗Vereinen, von welden letztern 
er unten. — Lebensmittel können eutweder roh ober zubereitet vertheilt wer⸗ 
Letzteres iſt vorzuziehen, weil bei gemeinfchaftlicher Küche bie Armen um 
Ihe Summe nit nur wohlfeiler, ſondern auch weit befier gefpeist werden 
en. Die Einrichtung aber mag verfchieden fein. Entweder wirb die zube⸗ 
te Speije unentgeltlich abgereiht, dann muß fie (des möglichen Verkaufens 
m) in ber Regel an Drt und Stelle in einem bazu bereit gehaltenen Speiſe⸗ 
e genofien werben; ober aber wird fie gegen Bezahlung abgegeben, wo fie 
ı auswärtß verzehrt werben kann, was benn allerbings für Familien weits 
das beffere ift, und zwar fowohl aus fittlichen als aus wirtbichaftlichen 
Inden. Näheres über diefen Begenftanb f. bei Weber, ©. 158 fg., wo and 
. Mohl, Polizeiwiſſ. J. 8. Auflage. 28 
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mittelbare Bezahlung einzelner bedentenderer Beduͤrfniſſe des Ar- 
men, 3. DB. feiner Haußmiethe, de Lehrgeldes für Kinder, eine 
Stückes Vieh, des Kaufpreifed oder Pachtſchillings für ein Heine 
Grundſtück *). Offenbar iſt dieſe letztere Weile die ficherere von 
beiden und ſomit wo immer möglich einzuführen. Wenn freilich 
die Unterftügung nicht blos auf einzelne größere Poften bejchränft 
werben kann, fondern auch auf die täglichen Kleinen Bedürfniſſe fid 
erſtrecken muß, dann ift Geld oder Borrath zu geben. Bebrohun: 
gen mit Strafen im Fall einer Täufchung ®) und häufige Unter: 
juhungen müſſkn fo viel als möglih Mißbräuche wegzuräume 
juchen. 

2) Welcherlei Art von regelmäßiger Unterftügung für bie 
Hausarmen gewählt jein mag, jo genügt fie doch nicht in allen 
Fällen. ine periodifch wieberfehrende Hüfe reicht natürlich mur 
für die fich regelmäßig wieberholenden Bebürfnifje; wenn aber eint 
größere unvermeibliche Ausgabe fich ereignet, fo tft auch eine außer: 
ordentliche, dem gerade vorliegenden Bebürfniffe angemeſſene, 
bedeutende Unterjtügung erforderlich, wenn ber Arme vom Unter 
gange gerettet werben ſoll. Eine große Wohlthat ift es, wenn bie 
Einfünfte der Armen-Kaſſe geftatten, auch ſolche Anfprüche zu be 
rüctjichtigen, bei deren Erledigung die Behörben freilich mit um fo 


die zahlreichen Schriften angeführt find. Viele Beifpiele von zwedmäßigen und 
erfolgreihen Einrichtungen biefer Art finden ſich in den oben amgeführten 
Reports, und bei Nagel, Ueber Armenweien und Raturalverpflegungg ber Ar: 
men. Alt., 1830, ©. 64 fg. 

5) Wenn auch bei diefer. Art von Unterflügung, namentlich bei Bezahlung 
ber Handmiethe, in England große Mißbräuche vorgelemmen find, (f. Report 
of the poor-law-commiss., ©. 14 fg.,) fo beweist bieß nicht? gegen die Zwec 
mäßigfeit oder bie Nothwendigkeit deö Verfahrens, fordern nur, daß mit Verſtand 
und Gewiſſenhaftigkeit gehandelt werden niuß. 

6) Die wirkſamſte Strafe, nämlich die gänzliche Entziehung ‚ber mißbrauch 
ten Unterftägung, kann freilich nicht angewendet werben, weil eine überflüffie 
Unterflügung nicht gegeben wurde, eine nothiwendige aber auch künftig ge 
geben werben muß. Dagegen ift die Verſetzung wiederholt Schuldiger aus der 
Zahl der felbftftändig lebenden Hausarmen unter bie in den Armenbäufern Ber: 
pflegten ſowohl ein Mbfchredungsmittel, als eine wirkſame Sicherung gegen allen 
weiteren 2 Mißbrauch. Ganz Unverbeſſerliche find iin bie Zwangsarbeitsanſtalten 

dug | 
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oͤßerer Umficht und Menſchenkenntniß zu verfahren haben, als die 
; verwilligenden Summen bebeutender find. Die am häufigften 
h ereignenden Fälle find Unterftügungen bei Krankheiten, bei 
zochenbetten und bei Begräbniſſen. 

a) Es bedarf Feiner Auseinanderſetzung, wie nöthig Hilfe bei 
ranfheiten in der Familie de Armen if. Er ift außer 
tand größere Ausgaben zu beftreiten, waͤhrend zu gleicher Zeit 
e Einnahmen fich vermindern oder ganz aufhören. Die Art der 
ilfe kann aber eine verjchievene fein; entweder nämlich durch 
iusliche Krankenpflege, oder durd) öffentliche Kranfenhäufer. Weber 
eides |. das Nähere oben, ©. 284 fg. 

b) Ganz berfelbe Fall ift natürlich bei Wochenbetten ar 
er Frauen. Daß auch bier im Nothfalle öffentliche Hilfe eintre- 
n muß, ift unzweifelhaft; allein jehr wünjchenswerth ift e8, wenn 
ch die Privatwohlthätigkeit gerade dieſer Zuftände annimmt. Es 
t daher ‚auf die Bildung eigener Trauengefellichaften hinzuwirken, 
welche theils mit Kleivungzftücden für Mutter und Kind, theils 
it zweckmäßiger Nahrung, theilg endlich mit Bezahlung der Heb- 
mme, ber Taufe u. |. w., bie oft fo ſehr nothwendige Hilfe Ieiften. 
tamentlich mögen fie die Möglichfeit geben, daß die Mutter das 
ind felbft nährt und nicht in die Koft giebt. Die Armenbehoͤr⸗ 
en Haben durch Zufchüffe zu den Einnahmen eine? ſolchen Ver: 
ine, wo dieß nöthig ift, ihm zu beleben und zu erhalten ”). 

c) Beiträge zu den Begräbnißkoſten find namentlich ba 
othwendig, wo dieſelben durch Mißbräuche und Abgaben jo hoch 
eſpannt ſind, daß ſie oft das letzte Hilfsmittel der hinterlaſſenen 
familie aufzehren würden. 

Es fällt übrigens in die Augen, daß ſolche außerordentliche 
Interftüßungen nicht blos bei Denjenigen nothwendig werben koͤn⸗ 
ten, welche jchon biöher einen regelmäßigen Beitrag zu ihrem Le— 
ensunterhalte erhielten, jondern daß auch folche Bürger, welche in 
ver Regel durch eigene Arbeit oder aus ihrem Vermögen das Noth: 
vendige beitreiten, nicht aber für befondere Fälle eine Summe zu- 
rücklegen Können, einer Hilfe bei außerordentlichen größeren Aus⸗ 


7) 2gl. De Gérando, Bienf. publ., ®b. IL, ©. 2 fg. 
28 * 
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gaben fehr bebürftig werben mögen. Die Leiftung dieſer Hilfe wird 
fogar doppelt wünſchenswerth fein, weil durch die Eine Unter: 
ftüßung eine Familie vor dem Untergange bewahrt, der Armen: 
kaſſe aber eine fortlaufende, und ſomit weit befchiwerlichere, Ausgabe 
eripart wird. 


c) Unterflügung ganz Dürftiger. 


6. 64. 
«) Armenbäufer. 

Blos theilweife Unterftühungen würben nicht hinreichen bei 
folhen Perfonen, welche zur Arbeit durch Alter oder unheilbart 
Gebrechen ganz untüchtig und von jedem Beſitzthume, jedem Hilfe 
mittel entblößt find. ‚Solche Arme müfjen mit allen nothwenbigen 
Lebenzbebürfniffen verfehen werben, jelbit mit Bedienung im alle 
eigener völliger Hilflofigkeit. Ausnahmsweiſe eignen fich zu biefer 
gänzlichen Verpflegung auch folche Arme, welche zwar nicht arbeit 
unfähig, allein im Augenblide durchaus von allen Hilfs- um 
Lebeng-Mitteln entblößt find, gleichviel aug welcher Urſache. Bios 
theilweiſe Unterftüßung würbe ihnen, denen Alles fehlt, nicht aus 
ber Noth helfen. Allein eben jo Mar ift, daß fie, durch Unter 
ftügung und eigene Anftrengung wieder in eine befjere Lage ver 
jeßt, wieder aus biefer vollftändigen Verpflegung auszuſcheiden haben, 
damit fie nicht die Stelle anderer Bebürftigerer einnehmen Y. 

Ueber die zweckmaͤßigſte Art einer ſolchen vollitändigen Verſorgung 
fann ein begründeter Zweifel nicht beſtehen. Es müſſen hierzu 
eigene öffentliche Häufer, Hofpitäler ober Armen-Häuſer, be 
ſtimmt werben. Durch die gemeinjchaftliche Haushaltung wird viel 
erſpart; die Aufficht ift ehr erleichtert; die Unterftügung kann nicht 
gemißbraucht, fondern muß von der beftimmten Perſon und auf die 


1) Ein ganz verfehrter Gebante ift e, wenn Villeneuve-Bargemont, 
Bd. III, ©. 31 fg., nur ſolche Arme in öffentliche Anftalten aufnehmen wil, 
welche etwas in einer Sparkaſſe eingelegt haben. Einmal find ſolche, welche noch 
ein Kapital befigen, gar nicht aufzunehmen, da fie nicht ganz bürftig find; 
zweitend Tann es doch Fein Ausfchliegungsgrund fein, wenn Einer fein Lebenlang 
zu fchlecht bezahlt war, als baß er hätte überfparen können, oder wenn er, durch 
Unglüdsfälle etwa, genöthigt wurbe, das bereit Zurüdgelegte wieber zu berzehren. 
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rgeichriebene Weiſe genoffen werben *). Die Gelegenheit zu fol- 
r Einrichtung tft überbieß beinahe überall vorhanden, ba bie 
oblthätigfeit früherer Sahrhunderte fich hauptfächlich in der Er- 
sung von Armenhäuſern gefiel. Nicht felten find diefelben fogar 
t Grundſtücken, Gefällen oder Geldkapitalen fo reichlich ausge⸗ 
tet, daß ed gar Feines Zuſchuſſes aus einer Öffentlichen Kaffe 
arf ?). Und follte da oder dort ein Gebäude zu ſolchem Zwecke 
H nicht vorhanden fein, jo wird vielleicht ein anderes unbenübtes 
miliches Haus, ein ehemaliges Kloſter, Schloß oder dgl. gegen 
ingen Erfab und mit wenigen Koſten dazu verwendet werben 
nen. — Der auch fchon gemachte Vorichlag, die Armen gegen 
geld bei Familien ihres Standes unterzubringen, um baburch 
Verwaltungs⸗Koſten und die Bauunterhaltung zu erfparen, bietet 
m einigen woirthichaftlichen Vortheil dar; allein mit Necht wird 
felbe für unausführbar erklärt, da es nicht möglich ift, die Armen 

lauter ehrlichen, hinreichend feindenkenden Menſchen unterzu- 





2) Ueber bie Armenbäufer |. Weber, S. 118 und 190; Noftiz, Armen: 
orgungsanftalten, ©. 125 fg. Beſchreibung von gut eingerichteten Anftalten 
er Art |. in ben öfter angef. Reports; bei Eden, a. a. O.; Moridini 
. w. — Gegen Armenbäufer das frühere Beifpiel von England anzuführen, 
unvernünftig. Die Nachtheile in England rührten nicht aus ber Natur ber 
nenhäufer her, ſondern aus den fat unglaublichen Mißbräuchen bei denfelben. 

Verſchwendung in Gebäuden und in der Unterhaltung ber Armen; das Zu: 
menwerfen von Zung und Alt, von rechtlichen Unglüdlichen unb unverbefler: 
m Landftreihern, Dieben und Huren; ber Mangel an Beichäftigung und 
mung, ſelbſt an Unterricht für die Kinder in biefen Häufern; die unvernünfs 

Verbindung eines Zwangsarbeits⸗ oder Zuchthauſes, eined Waifenhaufes, 

eines Armenhaufes: — alles dieſes Liegt nicht in ber Natur ber Sache, wenn 
Kon in England häufig vorfam. In anderen Ländern find der Hofpitäler 
jeher viele, ohne baß fie fih als ſchädlich erwielen hätten. 

8) Einen Beweis bed vielfachen Vorhandenfeins folder Armenhäufer liefern, 
er den gelegentlichen Schilderungen in Ortsbefchreibungen, namentlich auch 
migen Werke, welche eigens bie Armenanftalten einzelner Orte ſchildern, fo 
). von Paris bie Schriften von Gafper, Andree und Mallois, von 
bon daB Tableau von De Gerando dem Sohne und das große Werk: 
tas Londinensis; von Magdeburg die Schilderung von Oppermann; 

Breslau das fhöne Wert von Ebers; von Rom bie Schrift von Mori: 
ni, von Venedig Bernardi, von München die beiden Schriften von 
ırtin. Weber Baden f. Volz, bas Spitalwelen bes Großh. Baden. 
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bringen , fie fomit Häufig Mißhandlungen und Weberoortheilungen 
ausgeſetzt fein würden *). 

Die Einrichtung folcher Häufer muß im Wefentlichen vie jedes 
großen und zahlreich bewohnten Gebäudes fein. Es find alfo er: 
forberlich: freie trockene Lage; hinreichende Ausdehnung im Per: 
hältniffe der Einwohner; fonnige Höfe; Vorrath3-Gelaffe; gutes und 
reichliches Waffer; wo möglich ein Garten. Außerdem erforbert bie 
befondere Beitimmung: eine große gemeinjchaftliche Küche; einen 
gefunden und geräumigen Speifefaal; einige gemeinjchaftliche, im 
Winter geheigte und beleuchtete Arbeits- und Aufenthaltd- Zimmer; 
enplich jo viel als möglich abgefonderte einzelne Wohnungen, und 
zwar für unverheirathete Leute größere gemeinfchaftlichke Schlaf 
fammern, für Familien je Stube und Kammer. Auch zwei Kran 
fenfäle für beide Gejchlechter Fönnen nicht wohl fehlen, jollen nicht 
die öffentlichen Kranfenhäufer unbilligerweife von ben Bewohnern 
des Haufe in Anfpruch genommen werden. Daß feine Schente im 
Haufe geduldet werben darf, follte nicht erjt bemerkt werden müſſen. 
Ebenſo verjteht ſich von felbft, daß für die gehörige Reinlichkeit des 
Haufes und feiner Bewohner, für Ordnung und Ruhe zu ſorgen 
iſt. Difciplinar- Strafen, am Ende Ausweiſung, müffen den Be 
fehlen des Vorſtehers den nöthigen Nachbrud geben. — Wünjchen? 
werth aus dem Gefichtäpuncte der Menfchlichkeit und der Geſund⸗ 
heit ift es, daß folche Hilflofe, welche an unheilbaren und efelhaften 
Uebeln leiden, in eigenen nur für fie bejtimmten Abtheilungen, am 
beiten jogar in ganz gefonderten Anftalten, Siechenhäufern oder 
Lazarethen, untergebracht werben. 

Bon drei häufig gemachten Fehlern muß die Verwaltung eine 
Armenhaufes frei gehalten werben. Einmal barf es nicht dazu 
mißbraucht werden, um Taugenichtfe und Müffiggänger unterzu 
bringen. Dieſe würden durch ihre Nähe den befferen Arınen bie 
legten Lebenstage verbittern, in der öffentlichen Meinung einen 
Schatten auf alle Bewohner des Haufe werfen, namentlich aber 
die Stellen hilfloſer Dürftiger ohne alle Berechtigung einnchmen. 


4) Anderer Meinung if De Beranb o ‚"Armenbefucher, ©. 133 fa. 
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r ſolches Geſindel find die Zmangsarbeits-Häufer, nicht aber bie 
menanftalten. — Zweitens ift das Einkaufen noch vüftiger, mit 
em größeren oder Eleineren Vermögen verfehener Perſonen nicht 
geitatten. Allerdings wächst dadurch dad Stammgut des Haufe, 
dag Vermögen der Aufgenommenen nach ihrem Tode demſelben 
fallt; allein der Zweck der ganzen Anftalt wird verfehlt. Und 
3 bilft die Möglichkeit einer künftigen größeren Unterftübung 
njenigen, welche gegenwärtig unter folcher Einrichtung Noth 
en? Höchitend aljo in dem Einen alle, wenn die fänmtlichen 
einer Verforgung Berechtigten ſchon diejelbe genießen, auch in 
: Zukunft feine größere Zahl zu Unterftügender zu erwarten ift, 
b noch weitere Pläge unbeſetzt find, mag ein jolcher Vertrag ein⸗ 
jangen werden °). — Eudlich ericheint es als eine Unmenſchlich⸗ 
', wenn den im Armenhaufe verforgten Sreijen und Gebrechlichen 
weder allzu harte oder öffentliche von ber gemeinen Meinung ala 
ehrenhaft angejehene Arbeiten zugemuthet werben. Allerdings 
b fie, jo weit Kräfte und Ehre es geftatten, zu Arbeiten für bie 
Stalt verbunden, namentlich find leichte Telvarbeiten in ben zum 
uſe gehörigen Gütern, Reinigungen, Verfertigung der eigenen 
idungsſtücke, Leinwand u. dgl., ſchon der Verminderung ber Kojten 
zen, an ber Stelle: allein dieſe Beichäftigung barf nicht zur körper- 
en oder geiftigen Quaal werben, und namentlich ift eine Ver⸗ 
adung zu niebrigen Arbeiten: außerhalb der Anftalt, 3. B. zum 
raßenreinigen, völlig unftatthaft, (abgejehen von dem jchlechten 





5) Dagegen finb eigene Anftalten, welche dazu bienen, gegen ein mäßiges 
tgeld oder für eine entfprechende Kapitalfumme Solche zu verpflegen, welche 
r nicht ganz hilflos doch aber auch nicht in ber Lage find fich einzeln ſtehend 
erhalten, von ber größten Wohlthätigkeit, auch unter Beobachtung ber entſpre⸗ 
den Bebürfniffe und Anfprüche für die verſchiedenen Schichten der Bevölkerung 
vendbar. Namentlich find fie für mittellofe rauen aus befieren Ständen eine 
m durch etwas Anderes zu erjeßende Hilfe. Natürlih muß in folhem Falle 
Schonung des Ehrgefühles in der ganzen Form und felbft in der Benennung 
Hauſes (Stift oder dal.) ,, auf die Verhältniffe der Betheiligten Rückſicht ges 
ımen werden. — Gemeinfchaftliche Xebengeinrichtungen können möglicherweife 
ſt als Gewinnunternehmung angelegt werben, weil das Zuſammenleben große 
parniſſe gewährt. S. De Gerando, Armenbefuder, ©. 144 fg.; Bienf. 
L, 9b. IV, ©. 888, 
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Erfolge). Weberhaupt muß alle beſchimpfende und herabwmürdigende 
Behandlung von Alter und Unglüd ferne gehalten fein *). 

Noch verbienen einige eigene, und gewiß vor anderen gerecht⸗ 
fertigte, Gattungen von Verſorgungs-Häuſern ausdrücklich heraus 
gehoben und empfohlen zu werben. Hiezu gehören vor Allem 

. 1) die für verftümmelte oder durch Alter und Strapazen bienft- 
untüchtig gewordene Soldaten und Seeleute beftimmten Anftalten, 
die In validen-Häuſer. Niemand hat gerechteren Anfpruch auf 
bie Pflege bes Staates, als ber in deſſen Vertheibigung verfrüppelte 
Krieger, namentlih wenn bie militäriiche Laufbahn burdy das 
Geſetz aufgebrungen wurde. Weber die zur Aufnahme in ein fol 
ches Haus berechtigten Fälle kann ein vernünftiger Zweifel nicht 
beftehen; natürlich aber iſt, daß bie höchfte Kriegsbehoͤrde darüber 
entjcheibet. Bei dem boppelten Nechte auf volljtändige Verſorgung 
und bei der Unmöglichkeit eines Mißbrauches und fchlechten Bei: 
fpieles tft es ſogar loͤblich, wenn dem Invaliden nicht nur das zur 
Erhaltung des Lebens ftreng Nothwendige, fondern auch noch Be 
quemlichteit und Lebendgenuß gereicht wird. Meilitärifche Formen 


in der ganzen Einrichtung find durch die Gewohnheiten der Bethei⸗ 


ligten und durch die größere Leichtigkeit der Orbnung und Auflict 
rathfam und geboten 7). 

2) Die Blinden- und Taubftummen-Anftalten. Aller: 
dings hat die Erziehungskunſt fich dieſer beſonders beklagenswerthen 
Menſchenklaſſen in neuerer Zeit beſonders angenommen und weiß 
denſelben durch mühſamen Unterricht ſo viele Kenntniſſe und Fertigkei⸗ 
ten beizubringen, daß ſie eher im Stande ſind, ihren Lebensunterhalt 


6) Aus dieſem Grunde iſt auch eine eigene ausgezeichnete Kleidung keines⸗ 
wegs lobenswerth. Bei ber gewöhnlichen Landestracht kann eben fo gut auf 
Reinlichkeit und Ordnung gejehen werden. 

7) ©. den Artikel: Invalides in bem Dict. des sciences medicales. — 
ALS ein Mißbrauch ber Invaliden:Anftalten ift e8 zu bezeichnen, wenn in Frie⸗ 
denszeiten zur Erfparung gewöhnlicher Ruhegehalte oder gar zur Beförberung bed 
Vorrückens Offiziere in die Invalidenkorps verfeßt werden. Sind biefe Korps 
aus allgemeinen Staatsmitteln zu unterhalten, fo ift eine ſolche Benützung ber: 
ſelben nur eine zweckloſe oder abfichtlich täufchende Verſchiebung von Staatsaud: 
gaben; befien fie eigenes Stiftungsvermögen, fo ift es befler, bie Ueberſchüſſe 
anzufanımeln zur Verwenbung bei Kriegen, welche ja nicht außbleiben werben. 
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verdienen. Allein die Nothwenbigfeit eigener Verſorgungs⸗Einrich⸗ 
gen ift bennoch keineswegs ganz entfernt. Auch nach Vollendung 
er etwaigen Lehrzeit find fie, namentlich die Blinden, vielen Un- 
nehmlichkeiten, Mißhandlungen und Gefahren unter den übrigen 
enſchen ausgeſetzt, wenn fie Tein eigenes bebeutended Vermögen 
igen. Sehr Viele von ihnen find ferner in ihrer Bildung ver: 
chläſſigt worden, ober es fehlen ihnen Geſchick und Fähigkeit zur 
Higen Erlernung einträglicher Arbeiten. Die Errichtung eigener 
rſorgungs⸗Anſtalten follte aber um jo weniger unterlafjen werben, 
) die Koften nicht von großer Bedeutung find. Theils werben 
anche im Stande fein, ein Koſtgeld zu bezahlen; theild Tann mit 
beiten ein Theil der Ausgaben gedeckt werben °). 

3) Endlich mögen auch noch in folchen Gegenden, in welchen 
retinigmus fehr verbreitet ift, eigene Bewahranftalten für bie 
von Befallenen nöthig fein, damit die Armen: und Siechenhäufer, 
er gar die Srrenanftalten nicht mit ihnen überfüllt werben. Bei 
tenerem Vorkommen reichen jeweilige Vorkehrungen aus °). 


§. 65. 
F) Waifenhäufer unb Findelhäufer. 
Zu den hilfsbedürftigſten Weſen, deren ſubſidiäre Verpflegung 
f öffentliche Koften keinen Augenblick zweifelhaft fein kann, gehoͤ⸗ 
ı arme verlaſſene oder älternloſe Kinder. Es muß für fie fo 
ıge gejorgt werden, bi fie jelbft ihren Unterhalt erwerben können, 


8) S. Lachmann, Ueber bie Nothw. von Blinden⸗Unterrichts⸗Inſtituten 
b Berforgungs:Anftalten für Blinde. Braunſchw. 18485 Baguti, Su’ lo 
to fisico e morale dei sordi e muti. Mil., 1828. — Uebrigens ift die Zahl 
‚ohl der Blinden als der Taubftummen fehr beträchtlich ; glüdlicherweife aber gerade 
ebie Privatwohlthätigfeit zu erfledlicher Beifteuer geneigt. Es wird berechnet, daß 
Zuropa 218,641 Blinde find, von welchen 26,478 unterrichtsfähig, (in Deutſch⸗ 
d allein: 36,758 und 44515) Taubftumme aber in ganz Europa 180,733, 
runter 26,531 unterrichtöfähige (in Deutfchlanb allein: 35,296 und 6783). 
genwärtig ift noch ein offenbares Mißverhältniß zwifchen den Taubſtummen 
» den Blinden:Anftalten. Während ber erfteren 5.8. in Deutichland 67 find, 
eben nur 17 Blinden-Anftalten. S. Lahmann, a. a. D.; Wagener, 
zatslericon, Bo. IV, Art. Blinbenanftalten. 

9) ©. ISpanik, Die Irrenheil⸗ und Pflegemnftalten, ©. 228 fg.; Edinb. 
view, July 1865. 
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alſo bis mindeſtens in das 14. Jahr. In den meiften Fällen wir 
noch eine Unterftüßung zu ihrer Unterkunft in einer Lehre, bei 
einem Handwerker oder in einem Dienfte die Erziehung befchließen 
müffen. Bon ganz bejonderer Wichtigkeit ift eine ftreng fittliche 
Leitung folder Kinder, weil fie bei ihrem Verlaſſenſein einen un: 
gewöhnlich feſten Halt im Leben bebürfen. 

Sp weit Tann feine Meinungs-Verſchiedenheit ftattfinden. Wohl 
aber tritt eine wefentlich abweichende Anficht ein über bie Fälle, in 
welchen Unterftügung nothwendig jet, und, bamit zufammenhängen), 
über die Art der Hilfe Und zwar herricht dieſe Verſchiedenheit 
nicht etwa blos unter Theoretifern, fondern unter den gefittigten 
Bölfern im Großen !). Die eine Anficht geht nämlich dahin, dak 
fein Grund einzufehen fe, warum gerade bei dieſem Theile ber 
Armenpflege eine Ausnahme von bem allgemeinen Grundſatze ge 
macht werden folle, nach welchem eine öffentliche Verpflegung erft 
bann eintrete, wenn keine nachweisbare Privatverbindlichkeit irgend 
eined MWohlhabenderen zur Unterhaltung des Armen vorliege. Dem: 
gemäß habe der Webernahme einer Kindesverpflegung auf ben Staat 
oder auf die Gemeinde immer erft eine genaue Unterfuchung über 
bie tern und Verwandten fo wie über deren Unterhaltz- Fähigkeit 
voranzugehen, und es feien namentlich Kinder, welche noch Altern 
haben, nur in fehr feltenen Fällen getrennt von diefen in Berpfle 
gung zu nehmen. Selbſt uncheliche Altern feien von diefer Ver: 
pflihtung der Emährung und Erziehung ihrer Kinder keineswegs 
befreit. Heimliche Verlaſſung eines Kindes aber jei ein Verbrechen 
gegen daſſelbe und gegen den Staat, und müſſe ftrenge unterjucht 
und beftraft merden. Diefed ift die im Ganzen bei den germani- 
chen Völkern, namentlich den Proteftanten unter denſelben, herr: 
ſchende Anſicht. Ihr entgegen fteht die romanische Betrachtung 
weife. Sie findet die Verpflegung eines Kindes unter allen Um 
ftänden ala ein gute3 Wert, Außerdem fürchtet fie von einer ftrengen 
Unterfuchung der Unterſtützungs-Forderungen Gefahr für dag Leben 
mancher Kinder, beſonders von Seiten unehelicher Mütter, welde 


1) S. meine Abb. in der Deutfchen Vierteljahr: Schrift, 1838, 9. IV; 
©. 240 fg. 
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mentdeckt zu bleiben wünfchen müffen. Ste übernimmt daher ohne 
ille Unterſuchung jedes der öffentlichen Pflege bargebotene Kind, 
rleichtert fogar häufig durch eigene Anftalten die Geheimhaltung ber 
Koftammung und Älterneigenfchaft. 

Die Folge der erjteren Anficht find die Waifenhäufer, 
te der zweiten dagegen die Findelhäuſer. 

L Daß auf den erften Blick die germanifche Handlungsweiſe 
en allgemeinen Grundfäten einer vernünftigen Armenpflege mehr 
ntipricht, als die blind gewährte Hilfe der Anderen, kann kaum 
inem Zweifel unterworfen werben. Erſt eine genauere Unterſu⸗ 
hung aber kann enticheiven, ob nicht dennoch ein beſonderer Grund 
u einer Abweichung von der Regel genauer Unterfuchung jedes eins 
einen Falles vorliegt und nicht etwa das Syſtem der Waifenhäufer 
u wenig für dad wirkliche Bedürfniß gewährt. Hierzu ift denn 
or Allem nöthig, jede biefer Einrichtungen in ihren Eigenthümlich⸗ 
eiten und wie fie fein ſoll und fann, barzuftellen. 

1) Die Aufnahme in Waifen- Verpflegung 9) ift durch 
u3 bedingt durch nachgewiejene Vermögenzlofigfeit des Kindes und 
Mangel an unterftügungspflichtigen und unterftübungsfähigen Ver⸗ 
vandten. Den erften Anspruch ar Öffentliche Fürſorge haben fomit 
me Kinder, welchen beide Altern geftorben find, und folche, welche 
on ihren Altern verlaffen wurden, im Falle der Verſuch fehlfchlägt, 
tefe zu erfunden. Dagegen ift zunächſt eine Verbindlichkeit nicht 
egründet, wo noch eines der Ältern oder gar beide leben; und nur 


2) Tieber die Waifenpflege |. Gold beck, Weber die Erziehung ber Waifens 
inder. Hamb., 17915 Rulffs Verſuch zur Beantwortung ber Frage: wie find 
Baifenhäufer anzulegen? Gött. 17855 Garve, in bem Anhange zu Macfar- 
an, ©. 177 9.5 Zeller, Heinrich von Carlsberg, oder Briefe über die Waifen: 
äufer u. f. w. St. Gallen, 18065 Emmermann, Anleltung zur Einrid: 
ung und Verwaltung ber öffentlichen Armenanftalten. Gießen, 1814; Bfeuffer, 
Leber öffentliche Erziehung und Waifenhäufer. Bamb., 1815; De Gerando, 
jienf. publ., Bd. II, ©. 51 fg. Eine, leider nicht vollendete, Geſchichte ber 
Raifenpflege giebt Kröger in feinem Archive für Waifen: und Armenetziehung. 
Jamb., 1825 und 28, Bb. I, ©. 1 fg., 8b. II, S.1 fg. — Eine reihe Literatur 
iefert: Riſtelhuber, Wegweiſer zur Literatur ber Waifenpflege, des Volks⸗ 
Frziehungsmefens,..ber Armenfürforge, bes Bettlerweſens unb ber Gefängnißkumbe. 
ln, 1831, ©. 1-38. 
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ausnahmsweiſe Finnen hier, namentlich wenn die Mutter ber über: 
lebende Theil ift, Fälle eintreten, in welchen eine Erziehung auf öffent 
liche Koften nothwendig ift. Natürlich ift diefe Pflicht nicht nur bei 
herangemwachfenen Kindern, fonbern auch bei folchen, die noch im 
zarteften Alter find, begründet; je jünger, befto hilfloſer. Ebenſo 
kommt es nicht auf den Stand ber Altern, fondern nur auf bie 
Hilflofigkeit der Kinder an ®). — Ueber die Aufnahme in die Per: 
pflegung bat ein Erfenntniß der zuftändigen Armenbehörbe zu ent: 
ſcheiden. Mag auch etwa bis zur Führung des Beweiſes ber voll 
fommenen Hilflofigfeit, wenigſtens in einzelnen Fällen, eine vor: 
läufige Fürjorge eintreten, damit die verlaſſenen Unmündigen nicht 
während ber Unterfucdhung zu Grunde gehen: fo hört dieſe Sorge 
im Augenblide auf, wenn ein zur Erfüllung ber urfprünglicen 
Verpflichtung Faͤhiger aufgefunden ift. 

2) Hinfichtlich der Art und Weife der Watjenverpflegung find 
zweierlei Einrichtungen möglih, nämlich entweder gemeinjchaftlide 
Erziehung der Kinder in einer eigen? Hierzu errichteten Anftalt, ober 
Unterbringung berjelben in rechtfchaffenen Familien gegen ein Soft 
geld. Jede dieſer beiden Einrichtungen hat ihre eigenthümlichen 
Vortheile und Nachteile *). — Für die gemeinfchaftliche Erziehung 
in Watifenhäufern ift anzuführen: beftändige Aufficht, Entfer- 
nung aller Mißhandlung, Leichtigfeit eines paſſenden Unterrichte, 

3) Manchmal beftehen eigene, wohl auch durch Privatwohlthätigkeit geftiftete 
und unterhaltene, Waifenhäufer für Kinder aus beflimmten Ständen oder Be 
ſchäftigungsklaſſen, 3. B. für arme Adelige, für Matroſen⸗ oder Soldatenfinder, 
für Waiſen von Geiftlihen. Natürlich haben fodann andere Waifen Teinen An: 
ſpruch an eine ſolche Anftalt, wohl aber bie zu diefer Aufnahme Berechtigten an 
bie allgemeine Waifenunterftübung, wenn fie dort nicht aufgenommen werben 
fönnen. 

4) ©. über biefen Gegenftand: Stark und Haun, Zwei Abb. über bie 
Vergleihung der Erziehung der Waifenfinber in einem gewöhnlichen Waifenhauft, 
ober durch Beköſtigung in und außer der Stadt u. |. w. Hamb., 1780; Gold⸗ 
bed und Rulffs in ben angef. Schriften; Riede, Die wichtige Frage, fol 
man Waifenhäufer beibehalten? Stuttg., 18065 Pfeuffer in ber oben ange 
führten Schrift; eine Anzahl von Abhandlungen in Zeitfchriften, bei Weber, 
a. a. O., S. 281 fg; Günther, Die Waifenverforgungsanftalt in Weimar. 
Weim., 1825; Bodz, Menichenbilbung a. v. O., namentlich Bb. IV, ©. 4511: . 
De Gerando, Bienf. publ., ®b. I, ©. 117 fg. 
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Belanntfchaft mit befonderen Talenten, gute Bejorgung ſehr Vieler 
dur) Einen tüchtigen Borjteher. Gegen diejelbe dagegen: Koſt⸗ 
ſpieligkeit ®), Lörperliches Verkommen bei unpafjender Lebensweiſe, 
Berweichlihung und Unbelanntichaft mit der Welt. Eine unpar- 
theiifche Abwägung der Vortheile und Nachtheile dürfte zu dem Urtheile 
führen, daß, mit Ausnahme de Koftenpunctez, bie den Waijenhäufern 
zur Laſt gelegten Fehler Teichter zu verbefjern find, als die Mängel 
ber freien Verpflegung. Denn jene verfchwinden fogleich bei einer 
richtigen Auswahl der Oertlichkeit der Anftalt, einer vernünftigen 
koͤrperlichen Erziehung und einer jorgfältigen Hausordnung 9); wäh: 
rend bei der Einzeln-Verpflegung das einzige Hilfs-Mittel eine ftrenge 
Auswahl der Pflegältern ift, es aber nicht? weniger als leicht er- 
fcheinen will, unter den ſich Darbietenden (natürlich au den ärmeren 
und ungebildeteren Klafien) immer die nöthige Anzahl gewiffenhafter, 
feindenkender Ehepaare aufzufinden. Zwar kann die Beauffichtigung 
eifriger Geiftlicher, Armenpfleger u. |. w. den roheften Mißhandlun⸗ 
gen und gänzlichen Verbilvungen abhelfen; jchwer dagegen minder 
fihtbaren und doch jehr fühlbaren Fehlern. Auch wird eine ſolche 
Aufficht keineswegs überall und immer 34 erlangen fein. — Die 
Auflöfung der Waijenhäufer und unbedingte Einführung der Einzeln: 
Berpflegung iſt ſomit keineswegs rathſam; ſondern die leßtere nur 
jo weit zu empfehlen, als vorzügliche Pflegeältern und ſorgſame Auf- 
jeher zu erhalten find. Alsdann find vor Allem die ganz Meinen 
Kinder auf ſolche Weile unterzubringen, indem ihre Verpflegung in 
der Anftalt mit jehr großen Schwierigkeiten verfnüpft wäre und in 
der Regel einen höchft ungünftigen Erfolg haben würde. Für bie 

5) Der Unterjchieb ift mindeftend wie 1:2; fo 3. B. in Weimar, f. Wag e⸗ 
mann’ Magazin, 8b. II, H. 3; in Württemberg, |. mein württemb. Stantss 
recht, Ifte Aufl, Bo. II, ©. 427, Note 6. Nah Weber, a. a. D., ©. 234 
in der Rote, joll der Unterfchieb ſchon wie 1:8 gefunden worben fein. 

6) Sehr beachtenswerth find in diefen Beziehungen die franzöfifchen colonies 
agricoles libres, (wohl zu unterfcheiden von ben für junge Verurtheilte beftimmten 
Anftalten, wie 3. B. Mettray). Obgleich verhältnißmäßig noch nicht lange beftehend, 
vermehren fie fich doch immer mehr und erproben fi) auch ganz gut. Sie find 
fümmtlih auf dem Lande angelegt und bie Kinder werben regelmäßig zu land: 


wirtbchaftlichen Arbeiten angehalten. S. Martin-Doisy, Dict. d’öcon. 
charit., ®. IH, ©. 1286 fg. 
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übrigen „Kinder bleibe das möglichft gut eingerichtete Waiſenhaus 
Zuflucht und Erziehungsanftalt 7). — Bon ſelbſt verjteht ich, daß 
Waiſenhäuſer nicht mit fremdartigen, ihren Zweck ſtörenden Anftalten 
verbunden werben dürfen, wie 3. B. mit Hofpitälern ober Zudt- 
häufern. Selbſt die Verbindung mit Erziehungsanftalten für fittlid 
verwahrloßte Kinder ift unpaffend wegen der nothwendigen Ber: 
Schiedenheit der Hausordnung und wegen der Gefahr einer Anſteckung 
ber Watlen. 


3) Die den Waifen zu gebende Erziehung muß natürlich 


nach den Verhältniſſen verjelben und nach ihrer wahrſcheinlichen 
fünftigen Rage berechnet fein. Dieſe leßtere aber iſt für die Knaben 
in der Regel der Handwerkerjtand, für einige auch der Landbau; 
bie Mädchen müſſen durch ihrer Hände Arbeit und im häuslichen 
Dienfte fih nähren. Ihr Unterricht muß alſo der einer guten Volks 
ſchule fein; die zu Handwerkern bejtimmten Knaben mögen in ein 
niederen Gewerbejchule vorbereitet werden. Ob diefer Unterricht im 
Haufe jelbft ertheilt wird oder in den öffentlichen Schulen des Ortes, 
ift völlig gleichgültig ; jeden Falles Eaun in der Anftalt felbft eine 
Induſtrieſchule errichtet werden zur Gewöhnung an Arbeitfamtei 
und zur Erlangung mechanischer ertigleiten. In den jeltenen fällen 
eined auperordentlihen Talente mag als Auguahme eine höhe 
Bildung gegeben werben ®). 


7) Die gegen das Ende des 18ten Ihdts. in vielen beutfchen Städten un 
Staaten vorgenommene Auflöfung der Waifenhäufer (f. bei Weber, ©. 35 
in der Note ein Verzeihnig) fol fpäter an manden Orten bitter bereut wor: 
ben fein. 

8) Ueber die Erziehung und ben Unterricht der Waifen f. Bauptfählih Krk: 
ger, a. a. O., ©. 67 fg. Berühmt ift der ganz eigenthümliche Verſuch Fel 
lenberg’3 in Hofwyl eine Anzahl armer Knaben fo zu erziehen, daß fie fon 
während ihrer Schuljahre- durch Feldarbeiten genug verdienen, um ſich ſelbſt zu 


erhalten. So glänzend nun auch in Hofwyl ber Verſuch außfiel, fo möchte für | 
ein gleiches Gedeihen an anderen Orten boch keineswegs Gewähr geleiftet werden 


können, ba nicht Überall ein Vorftand wie Wehrli, noch ein großes But mil 
beitändiger Arbeitgelegenheit für die Knaben in Maſſe zu finden if. ©. übrigens 
über die fhöne Anftalt: Capo d’Istria, Rapport presents A l’Empereur 
Alexandre sur les 6tablissements de Mr. de Fellenberg. Ed. 2, Genere, 

1817, Rengger, Bericht über bie Armenerziehungsanftalt in Hofwyl. Züb, 
1815; Schwarz, Beſchreibung ber gellenbergifchen Landwirthſchaft bei der 
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4) Zum Schluffe ift noch zu bemerken, daß ſich Fälle ereig- 
tönnen, welche neben ven bisher befprochenen, für bie gewöhn- 
ı Bebürfnifje berechneten und fomit ftehenden, Waijenhäufern 
Srrichtung bloß vorübergehender Anftalten dieſer Art nöthig 
en. Dieß ift der Fall, wenn nach anfteclenden Krankheiten, Krie- 
u. |. w., eine ungewöhnliche Anzahl von verwaisten Kindern 
orgung bedarf. Wo die gewöhnlichen Anjtalten keinen Raum 
hren, noch ſich auch ohne übermäßige Koften erweitern laſſen, 
t nicht übrig, ald für die Dauer des Bedürfniſſes eine eigene 
alt zu gründen. Die Regeln für die Aufnahme und für bie 
oaltung bleiben natürlich dieſelben °). 

I. Wefentlich verfchieden in allen Grundzügen ift ein Findel- 
34%). Ein folches ift beftimmt zur Aufnahme neugeborner von 


n: und Erziehungs-Anftalt in Hofwyl. Hannov., 1816; Third report from 
‚ommittee on the education of the lower orders (verf. von Brougham). 
., 1818; Sprengel, Radrichten Über Hofwyl. Celle, 1819; Ville 
ille, Des institutions d’Hofwyl. Gen., 1821; Riede, Ueber Armen- 
bungs = Anftalten im Geifte ber Wehrli-Anftalt zu Hofwyl. Tüb., 1827; 
ge, Yeldgärtnerei: Kolonieen. 2te Aufl, Dresd., 1886; Scheibler, Die 
frage ber europ. Eivilifation. Jena, 1889; Iweger, Die ſchweizeri⸗ 
Armenfhulen nach Fellenberg'ſchen Grundſätzen. Trogen, 1846. 

9) ©. Petitti di Roreto, Saggio, B®b. I, S. 232 fg. 

0) Literatur: Gouroff, Essai sur l’histoire des enfans trouvés. Par., 
; Derf., Becherches s. 1. enfans trouv6s. Par., 1840; Ducpetiaux, 
modifications & introduire dans la legislation sur les enf. tr. Brux., 
; Derf., Du sort des enfans trouves et abandonnes en Belgique, in 
3ulletin d.l. commiss. de statistique de la Belgique, ®b. I, ©. 207 fg.; 
llard, Recherches sur les e. tr. en France. Par., 1837; Terme 
‘onfalcon, Histoire des e. tr. Paris et Lyon, 1837; Remacle, 
hospices des e. tr. en Europe. Par., 1838; meine Abhandlung: Die 
Thäufer und bie Maifenhäufer, in ber D. Viertelj. Schrift, 1838, Bd. IV, 
40 fg.; Petitti di Roreto, Saggio, ®b. I, ©. 200 fg.; De GE&- 
do, Bienf. publ., ®d. II, ©. 135 — 398; Melzer, Die Gefchichte ber 
finge in Defterreich. Leipz, 1846; Corzon, Etudes sur les e. tr. Poi- 
‚1847; Watteville, Statistique des &tablissements de bienfai- 
e. Par., 1849, 4; Documens s. 1. enfans trouves (1198—1850). Par., 
), 4; Rapports s. l. service des e. tr. dans la depart. de la Seine, 
ich feit 1852; Rapport s. l’enquöte generale de 1860 s. 1. enfans trou- 
Par., 1862, 4; Martin-Doisy, Dict. d’eeon. charit., ®b. IV, ©. 
fg.; Hügel, Die Findelgäufer und bas Findelweſen Europa’d. Wien, 1868, 
dei Letzterem noch zahlreiche weitere Schriften, S. 560 fg. 
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- ihren Ültern verlaffener Finder, und zwar ohne Unterſuchung über 
Vermögen von Kindern oder Altern, oder über bie Verpflichtung und 
Fähigkeit Dritter zur Verpflegung. Die bloße Thatjache der Dar: 
bietung eines Kindes begründet für die Anftalt die Verbindlichkeit 
zur Aufnahme; in der Furcht, daß eine Nachforſchung nach den 
Ültern in vielen Fällen von der Darbringung der Kinver ab 
halten und biejelben einer Ermordung ausfegen würbe, find fogar 
zuweilen Tünftliche Anftalten zur völlig unentdeckbaren Uebergabe 
getroffen 1). | 

Die auf ſolche Weife übergebenen Kinder werben in Verzeich 
niffe eingetragen, alle irgend am ihnen befinbliche Merkmale zum 
Behufe einer etwaigen ſpäteren Erkennung genau bemerft, je 
bann ben Pfleglingen willfürliche Namen gegeben. Im Haufe felbi 
werben die Findlinge nur fo lange behalten, bis fie bei einer-Ammt, 
namentlih auf dem Lande, nntergebracht werden können. Ebenſo 
werben fie gegen Koſtgeld und unter Aufficht der Anftalt fo wi 
ber Ort2behörben in Privatfamilien erzogen, bis fie, herangewachſen 
und mit einer Meinen Ausſteuer verfehen, fich felbft im Leben fort 
zuhelfen im Stande . Eine Zurüdgabe an die ſich fpäter mes 
denden Ältern oder an Dritte, welche Antheil an einem beftimmte 
Kinde nehmen mögen, erfolgt allerdings; allein Häufig nur gegen 
Bezahlung der aufgewenbeten Koften. Die große Mehrzahl der Fint- 
linge bleibt für immer ohne eine befannte Abſtammung und fomit 
ohne Familienbande 17). 

Es iſt unmöglich, zu verkennen, daß eine Reihe von fchweren 
Nachtheilen in Folge diefer Einrichtung entfteht, und zwar nit 
etwa blos im Falle von Mißbräuchen und von fchlechter Verwal 
tung, (bei welchen fie zum Theile entjeglich find,) fondern gegründe 
auf das Weſen derſelben. 






11) Die Drehladen (tours) ſind itzt in Frankreich thatſächlich ſo gut als be⸗ 
feitigt (ſ. Rev. des deux mondes, 1. Nov. 1864, S. 152); allein ba bie ganze 
übrige Einrichtung geblieben ift, fo kann dieß nur als ein ſchwacher Anfang zu 
einer vernünftigen Geſetzgebung betrachtet werben. 

12) Ueber bie Geſchichte, Statiſtik und Geſetzgebung ber Sindelhäufe 
aller europäifchen Staaten giebt fehr ausführliche Auskunft: Hügel, Findel⸗ 
bäufer, S. 5338, 
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1) Die Unſittlichkeit in Geſchlechtsverhältniſſen 
zwar, in fo ferne fie fich in ber Zahl der unehelichen Geburten 
giebt, nicht in dem Grabe durch die Findelhäufer gefteigert, 
man häufig anzunehmen pflegt 1°); allein nothwendig müfjen 
ben doch einen jchlimmen Einfluß in biefer Beziehung üben. 
Reichtigkeit, der Laft eines unehelichen Kindes entgehen zu Tön- 
jo wie bie fchon.in dem Vorhanderſein der Anftalt Tiegenbe 
von Aufmunterung von Seiten ded Staates, Finnen nicht an- 
als für beide Gefchlechter manchen Grund zur Enthaltfamfeit 
iumen. Namentlich giebt diefe leichte Art der Kinder⸗Verſor⸗ 
zu Concubinaten Anlaß. Auch ift nicht zu überfehen, daß 
‚ die Befeitigung des Kindes in vielen Fällen der Hauptgrund 
fpäteren Verehelihung der Mutter wegfällt, alfo des beften 
el3 ihrer Zurücdführung zur Sittlichfeit und Chrbarkeit. 
2) Noch ſchädlicher und umfittlicher ift die Erftidung des Ge⸗ 
3 der Älterlihen Liebe in fo vielen Fällen. Weberall, 
Finvelhäufer beitehen, findet fich die abſcheuliche Thatſache, 
nicht nur uneheliche Kinder in biefe Anftalten gegeben, fon- 
daß auch viele eheliche Kinder von ihren Altern aus Geiz, 
wemlichkeit, Genußfucht benfelben überlaflen werden. Auch von 
a aber werden nur wenige jpäter wieber zurückgenommen; alle 
zen alfo, in fo ferne fie nicht fterben, bfeiben als heimathlofe, 
er Welt allein ftehende Bettler ihrem Schickſale überlafjen ?*). 
13) Aus ben von Hügel, Findelhäuſer, ©. 838 und 889 zufammen: 
ten genauen ftatiftifchen Nachweifen ergiebt fi, daß in fämmtlichen mit 
lhãuſern verfehenen europäifchen Staaten, bei einer Zahl von 207 Mill. 
ohnern auf 7,728,095 Geburten 700,589 uneheliche Tommen, fomit das 
ältniß ift, wie 100 : 9.975 während in ben Länbern ohne Finbelhäufer bei 
Gefammtbevölkerung von etwa 44 Mil. auf 1,461,991 Geburten 135,991 
;, alfo wie 100 : 9.29. Eine Betrachtung ber einzelnen Länder zeigt, daß 
tfächlich die Anfäßigmachungsgefete auf bie Zahl ber unehelichen Kinder von 
uß find. So kommen auf 100 Geburten in Bayern 21.14 uneheliche, in 
lenburg 19.2. 
14) Bon 22,000 Findlingen, welche daß große Pariſer Hofpital in ber Pflege 
werben jährlich nur 60— 100 von ihren Aeltern zurüdverlangt; in ganz 
frei nur etwa ein Hunberttheil. S. Documens statistiques, S. 40. In 
a 5ljährigen Zeitraum wurben in Laibach 4.5 von 100; in Prag nad 
hriger Erfahrung 2.7; in Mailand dagegen 29.1 von 100 zurüdgenommen. 
Mohl, Poligeiwifl. L 3. Auflage. 29 
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Zu diefer Schändlichfeit aber werben bie Ältern entfchieden durch 
die vom Staate ausgehenden und unterhaltenen Anftalten verleitet; 
denn wo feine Findelhäufer beſtehen, kennt man diefe Unfittlichkeit 
gar nicht, da einfache Kinderausſetzungen fehr felten find; und felbft 
da, wo fie beftanden haben und fomit ein fchlechter Vorgang war, 
verfchwindet dad Verlaſſen ber Kinder mit Aufhebung der Anftalt 


alsbald wieder 15). 

3) Auch die große Koftfpieligkleit der Findelhäufer if 
feine unbedeutende Ausſtellung. In mandyen Ländern drücken bie 
Ausgaben für dieſe Anftalten als eine kaum erträgliche Laſt 19), 
wie auch jehr begreiflich ift. Diejenigen Kojten, welche auf wirklich 


©. Melzer, a. a. D., ©. 321 fg. In Belgien follen etwa 27 von 100 zu: 
rüdgenommen werden. Wenn Hügela. a. O. der Anfiht ift, baß ber große 
Unterfchied zwiſchen Frankreich und Belgien daher rühre, daß in Frankreich ein 
Kind nur gegen Erftattung ber vollen Koften, in Belgien dagegen an unver 
mögliche Mütter ohne Entgelt abgegeben werben, jo widerfpricht dem bie Erfah 
rung von Defterreich, wo troß der ımentgeltlichen Zurücknahme fo wenige Kinder 
zurückverlangt werden. Die Urfachen der Verfchiebenheit müſſen alfo andere fein 
©. Hügel, Findelhäufer, S. 488. 

15) Es Tiegen in dieſer Beziehung die merkwürbigften Belege vor. In 
Mainz wurden in den Jahren 1799—1811 nur 30 Kinder ausgeſetzt, ala aber 
am 7. Nov. 1811 ein Findelhaus errichtet war, in 3 Jahren und 4 Monaten 
516 Kinder. Nach der Unterdrüdung ber Anftalt kamen in 9 Sahren nur 
wieder 7 Ausfegungen vor. S. Quetelet, Sur l’homme, Bd. 1, ©. 238. 
Ganz ähnliche Erfahrungen find in ben Fleineren belgifchen Städten gemacht wer: 
ben. In Mecheln war vor ber Errichtung des Findelhaufes die Zahl der jühr: 
lich verlafienen Kinder 25; nad) beffen Errichtung im J. 1811 flieg fie auf 65; 
feit der Aufhebung im J. 1823 ift fie allmählig auf % geſunken. In Tournah 
find biefe Zahlen 8; 80; 21/2; in Maeftriht: 12; 100; 111 ©. Ducpe 
tiaux, Du sort, ©. 217 fg. Im Dep. du Nord waren jährli 700 Aus: 
feßungen; von 1840 — 43 wurden bie Dreblaben allmählig gefchloffen, und nım 
famen nur noch 11 Fälle vor. ©. Dict. de PéEcon. pol. Art. Enf. trouv. 

16) In Frankreich 3. B. koſten die Findelfinder jährlih 10 Millionen; in 
Paris allein gegen 4 Millionen Fr. Manche Departemente Magen, daß fie all 
ihre Hilfäquellen hierauf zu verwenden haben und nichts für Volfgunterricht, für 
Straßen, Aderbau u. f. w. tbun fünnen. Die Gefammtausgaben in Frankreich 
waren in den Jahren 1824—48 faft 211 Mil. Franken. In Defterreich wurde, neben 
ben ſehr bedeutenden Einfünften einzelner italienifcher Findelhäuſer und neben Er: 
fabgelbern von Privaten und Gemeinden, aus ber Staatsfaffe weit über 1 Million 
&. M. zugeihoffen. S. Melzer, ©. 39. Das Wiener Findelhaus allen 
koſtete von 184654 für 222,299 Finblinge 18,988,180 fl. S. Hügel, ©. 48 
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ftige, auch bei einer Unterſuchung als folche amzuerfennende 
tijen verwendet werden müflen, bleiben unter allen Umſtänden. 

ihnen kommt denn aber noch aller Aufwand auf die ausgeſetzten 
ıder jolcher Altern, welche wohl im Stande und bei anderen 
wichtungen auch in der Nothmwendigkeit gewejen wären, biejel- 
ı zu ernähren. Dabei befindet man fich überbieß auf einer ab- 
affigen Bahn, indem die entfittlichenden Wirkungen der ganzen 
nrichtung die Zahl der Findlinge, und damit auch die Koften, in 
tändigem Steigen erhalten 17). 

4) Die Alles aber ift um fo höher anzujchlagen, ala auch von 
t. verhältnigmäßig wenigen am Leben erhaltenen Finblingen ein 
hältnigmäßig nur Kleiner Theil fi) und ber bürgerlichen Gefell- 
aft zur Ehre und zum Vortheile gereicht. Viele fallen als Land⸗ 
eicher und Bettler, wo nicht als Verbrecher, ihren Mitbürgern 
r Laft. Bon den Mädchen werben nicht wenige öffentliche Dirnen. 
tangel, Erbitterung über dad Schidjal, Vereinzelung führen fie 
8 Verderben, und man erzieht aljo mit großem Aufwande und 
er Ichauerlichen Vernichtung von Menfchenleben nur Proletariat 
r ſchlimmſten Art, welches der Geſellſchaft gefährlich, fich ſelbſt 
er ein Unfegen iſt 1*). 

17) Im Jahre 1640 waren in Paris 272, im J. 1853 aber 21,069; im 
ankreich fanden im 3. 1780 40,000 Findelfinder in Verpflegung; im J. 1858 
er 129,176. ©. bei Hügel, ©. 155 bie Tabelle über die jährlih aufge 
ımmenen unb in Verpflegung befindlichen Kinder, ©. 163 und 164 zehnjährige 
achweife über die Koften in Paris. Im J. 1670 kamen in Paris 312 Aufnah: 
em vor; 1833 aber 8136. In Oeſterreich belief fich bie Zahl ber gleichzeitig 
ı erbaltenden Finbellinder im 3. 1321 auf 29,808; im J. 1840 auf 58,932. 
n biefen zwanzig Jahren war die Gefammtzahl der in Verpflegung Genomme⸗ 
m: 986,345. Im %. 1838 wurben 14,897 aufgenommen, im J. 1840 17,420. 
. Melzer, ©. 185 fg. Im Wiener Finbelhaufe wurden von 1790 — 1800 
3,401 Findlinge verpflegt, 1840—50 63,150. In Mailand wurden unterhalten 
on 1780-89 9594 Kinder, im 3. 1860 allein 10,000. ©. Hügel, ©. 550. 

18) ©. Revue encycl., ®d.LX, ©. 253, Note. Wenn man nicht felten, 
‚> 8. De G&rando, Bienf. publ., Bd. II, ©. 279, bie befonbere Ber: 
orbenheit der Findlinge läugnet, fo fleht diefe Behauptung ber allgemeinen Mei: 
ung und beflimmten Thatfachen entgegen, und ſicher auch der Natur des Mens 
hen. So waren 3. B. in ben Jahren 1824—33 unter 16,873 Gefangenen ber 
elgiſchen Gentralgefängniffe 594 Findlinge. Man fehe ferner bad Zeugniß von 
’arent-Duchatelet, De la prostitution, ®b. II, ©. 404. 

29 * 
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5) Endlich fällt in die Augen, daß die ganze Einrichtung ben 
Grundfäßen einer vernünftigen Armenpflege gerabezu entgegen it 
Die Unterftügung wird gleichmäßig und ohne Unterfuchung der Noth 
wie der Trägheit, der Unfittlichfeit wie dem Unglüde gereicht; und 
geforbert wird fie ald ein Recht, empfangen ohne Dank und Ber: 
pflihtung. Die Leiftungen der Steuerpflichtigen, deren Manchem 
die Erhaltung der eigenen Kinder ſchwer genug wird, vergeudet man, 
“während nothwendigere Anfprücde an bie Hilfe des Staates unbe 
friedigt bfefben müffen. In richtiger Weile auf Armenpflege ver: 
wendet, würben die auf die Findelhäuſer verwendeten beträchtlichen 
Summen nicht nur ungemifchten, ſondern auch weit größeren Nuten 
gewähren koͤnnen. | 

Offenbar kann eine Anftalt, welche jo bedeutende Nachtheile 
hat, ala eine dennoch, zuläffige und wünſchenswerthe nur dann an 
gefehen werben, wenn fie andererſeits hoͤchſt gewichtigen Nutzen Ieifte. 
Diefer wird "denn nun auch allerdings behauptet, indem gaͤnzliche 
Beleitigung des Kindsmordes und der gefährlichen Ausſetzung als 
nothwendige Folge der Findelhäufer gerühmt wird. Cine genauer 
Prüfung zeigt jedoch, wie wenig diefer angebliche Nuten: in Anfchlag 
zu dringen ift, Vor Allem ift wenigſtens die Trage erlaubt, ob 
jelbft im beiten Falle die Rettung einiger Kinder im richtigen Ber: 
hältniffe zu fo bebeutenden Webelftänvden fteht? Allein wenn auch 
biefe Frage an fich bejaht werden müßte, fo ift es höchft zweifelhaft, 
daß überhaupt die Möglichkeit, ein Kind in einem Findelhauſe unter | 
zubringen, ben Kindsmord verhindert. Ein Mord wird nur an 
neugeborenen Kindern vorgenommen und wo bie Nieberkunft gan | 
verborgen wurde. Wenn bie Mutter das Kind auch nur Eurze Jet I 
gehabt habt, fo ermordet fie es fajt niemals mehr. Nun muß fe | 
es aber einige Zeit haben, bis fie es felbft in das SFinvelhaus |. 
bringen kann, ober fie muß eine dritte Perſon ind Vertrauen ziehen. 1. 
Diejenigen Kinder alfo, welche in das Findelhaus kommen, wären || 
auch fonft in der Negel nicht ermordet worden. Zum Beweife dient |. 
auch Lie genau erhobene Thatfache, daß Kindsmorde in Ländern, 
welche Findelhäufer haben, in feinem geringern Maaße vorkommen, 


F. 
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al? in den übrigen Ländern 19). Und felbft hieran ift nicht genug. 
Die Zahl der Kindsmorde ift nirgends groß; wohl aber ift die 
Sterblichkeit ber Finbelfinder ungeheuer. Die Verſetzung in bie 
Anftalt bei Unwetter, vie anſteckenden Krankheiten im Haufe, bie 
Schwierigkeit der Neinlichkeit, zwectmäßigen Nahrung und Pflege, 
die Reife zur Amme, fpäter auf dem Lande Vernachläfftgung durch 
die Pflegeältern Toften der großen Mehrzahl dag Leben ?%. Somit 
bat- die Einrihtung von Findelhäufern die wahrhaft widerfinnige 
Folge, daß zur Rettung ganz weniger, nicht einmal fchwer Bebrohter 
das Leben von fehr Vielen aufgeopfert wird, und zwar unter einem 
Geleite von hoͤchſtbedeutenden anderweitigen Nachtheilen aller Art. 
Unter diefen Umftänden ift der Beweis wohl vollftändig gelies 
fert, daß die Findelhäufer nicht nur das weniger empfehlenäwerthe 
von den beiden Mitteln zur Verpflegung armer Kinder find, ſondern 
daß fie überhaupt nichts taugen. Alle Verbeſſerungs-Verſuche Löne 
nen im beiten Falle blos einzelne Mängel vermeiden und find über- 
dieß zum Theile felbft wieder von üblen Folgen begleitet 1). — 


19) S. meine Abb. in ber D. Viert.⸗J.⸗Schrift, S. 249 fg.; De G & 
rando, Bienf. publ., ®b. II, ©. 310 fg.; Ducpetiaux, Du sort, ©. 
228; Melzer, ©. 857 fg; Hügel, ©. 538 fo. 

20) Zwar find entfchiedene Verbefferungen in ber Sterblichleit der Findel⸗ 
finder eingetreten; allein noch immer ift diefelbe höchſt beträchtlih. Die durch⸗ 
fchnittliche Sterblichkeit der Kinder im erften Lebensjahre ift 25 pCt.; bie ber uns 
ehelichen 30; die der Findlinge in ben beiten Anftalten 50-75. Da nun viele 
Zaufende von Kindern in Findelhäufer gebracht werben, fo ift auch die Zahl ber 
durch bie Aufnahme in dieſe Anftalten ums Leben Kommenden nad Zaufenden 
zu rechnen. Im Sahre 1857 waren in Europa 461,526 Findlinge in Verpfle 
gung; bei einer Annahme von einer um 30 pCt. größeren Sterblichfeit berfelben, 
waren fomit bie durch bie Findelhäufer mehr bewirkten Tobesfälle 34,500. Wie 
wenig fallen dagegen die Kindsmorde ind Gewicht! In Frankreich kommen z. B. 
jägrlih 200 Kindsmorbe und fterben felbft itt noch über 10,000 Finblinge bei 
26,133 neu Aufgenommenen und 103,042 Gefammtverpflegten, (im 3. 1834 fogar 
22,029 bei 31,846 Neuaufgenommenen). In Borbeaur von 1000 Findlingen 728 
vor dem 10ten Lebensjahre, von 1000 Kindern der Gefammtbevölferung nur 446. 
»Ici on fait mourir les enfans aux frais du publice fagt Villermé mit Redt. 
S. Näheres bei De G&rando, Bd. II, S. 352; meine angef. Abh., S. 254; 
Ducpetiaux, Du sort, ©. 252; Hügel, ©. 540 fg. 

21) Eine in alle Einzelheiten eingehende und baher dankenswerthe Darftel- 
Yung und Würdigung ber zur Verbeſſerung bes Findlingsweſens vorge: 
jchlagenen Mittel giebt Hügel, a. a. D., ©. 400 fg. Diefelben find aber (mit 
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tigkeit und der Pflicht iſt ein richtiges Glied in einer vernunft- 
gemäßen Armenpflege ?). 


Weglaffung ber allgemeinen Maaßregeln zur Befeitigung von Armut und Un 
fittlicgfeit, welche ganz gut fein mögen aber zu einem Urtheil über Beibehaltung 
‚ober Aufhebung be Syſtems ber Findelhäufer und über ihre etwaige Verbeſſe— 
rung lediglich nichts an die Hand geben) im Wefentlichen folgende: Aufhebung 
der Drehladen und Nöthigung zu offener Webergabe. Dieß ſcheint allerdings auf 
dag Weſen der Sache zu gehen, es ift jeboch je nach der Ausführung, entweder 
nur eine leere Form, oder es ift ein Aufgeben ber ganzen Einrichtung. Das er: 
ftere ift der Fall, wenn entweber gar Feine Unterfucdhung über bie Mutter und 
ihre Verhältniſſe veranftaltet wird und das Kind nicht zurückgewieſen werben Tann; 
das andere, wenn nur nach erwiefenem Nothſtande eine Uebernahme ftattfinde. 
Ohne Zweifel ift dieß eben fo verftändig, als mit dem Grundgedanken ber Findel⸗ 
bäufer unvereinbar. Wenn man aber das Princip aufgiebt, fo fage man es 
offen und befeitige die ganze und zwedlofe Einrichtung, welche nur noch Koſten 
macht und die Begriffe verwirrt. — Verſetzung ber Kinder in entfernte Koftorte, 
bamit die Mütter nicht felbft fie al Ammen befommen, überhaupt fich ſchwer 
nad) ihnen erfundigen können. Diefes Mittel hatte in Frankreich anfänglich gut 
gewirkt, namentlich die Zurüdziehung vieler Kinder veranlaßt; allein offenbar wird 
durch bie Entfernung vom Site ber Verwaltung bie Aufſicht über die Pflege 
Altern erfchwert, und durch bie Verbringung bei jeder Jahreszeit und Witterung 
die Sterblichkeit noch erhöht. Die Maaßregel ift denn auch in Frankreich ſelbſt 
wieber aufgegeben worden. ©. Martin-Doisy, a. a. D., ©. 638 fg. — 
Sorge für möglihft günftige Gefundheitsverhäftnifie in ben Anftalten jelbft und 
bei den Pflegeältern. Ohne Zweifel nicht mehr als Pflicht, fo lange man die 
Einrihtung beibehält; auch in manchen Stüden (derem einzelne Aufführung zu 
weit geben würde) von offenbarer Zuläffigfeit und Wirffamteit : allein die Haupt: 
bebenfen gegen ben ganzen Gedanken werben dadurch gar nicht berührt. Ju 
ſolche Verbeſſerungen haben fogar ihre eigenen Nachtheile, nämlich noch weit größer 
Koften und Verminderung ber Scheue vor einer Tebensgefährlichen Webergabe. — 
Bemühung um gute Erziehung und um Berforgung ber Findlinge. Offenbat 
ebenfalls verbienftlich und zu gleicher Zeit klug; allein theils ift die Vollziehung 
ſchwieriger als ber Vorſatz, theils kann doch in ber Megel bie in fittlicher Bezie 
bung ſchlimmſte Eigenthümlichkeit des Zuſtandes eines Findlings nicht befe- 
tigt werden, naämlich feine völlige Vereinzlung und Hilfloſigkeit. — Mit Einem 
Worte: die Bekämpfung der nothwendigen Folgen einer in ihrer Grundlage fer 
Terhaften Maaßregel verurfacht großen Aufwand von Willen und Mitteln un 
rann doch nur unvolltommen und äußerlich wirken. Die einzige wahre Hilit 
befteht in der gänzlichen Aufgebung. 

22) Es ift ganz folgewibrig, wenn ſich manche franzöſiſche Schriftfteller, wie 
,® Terme und Monfalcon, a.a. O., ©. 232 fg.; Remacle, 
©. 385 fo; De GC6Grando, a. a. O., 8b. U, S. 287 fg., nach volllonr 
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$. 66. 
5) Unterdrüdung des Vettels. 


In geradem Widerfpruche mit der biöher erörterten vernünftigen 
Armenpflege ftehen die gewöhnfichen Almofengaben ver Privaten, bei 
welchen dem unbekannten Bittenden ohne vorgängige Unterfuchung 
ber Urfache feiner Armuth und ohne Wahl de geeigneten Hilfs: 
mittel3 eine Peine Unterjtügung gereicht wird. Dieſes Verfahren 
hat manchfache empfindliche Nachtheile ). Die Wirkung der auf 
Unterdrüdung von Müffiggang und Liederlichkeit berechneten An 
ftalten wird gefchwächt, die geordnete Privatarmenpflege leidet Noth 
in ihren Einnahmen; der Arme wird in feinen und Anderer Augen 
beruntergewürbigt ; fein Eifer, fich felbft wieder in befjere Lage zu 
bringen, ftumpft fih ab. Namentlich aber erzeugt ein folches blin- 
des Hinwerfen Feiner Unterftügungen gewerbmäßige Bettelet. 
Diefe aber hat theild eine ganz müßige und unfruchtbare Verzcehrung 
eined Theiles des Volksvermoͤgens zur Folge, theild gefährdet fie die 
Sicherheit des Privat: Eigenthumesd empfindlich, indem ber Bettler 
bald jeldft fein Gewerbe zu gelegentlichen Diebitählen benübt, bald 
wenigftend Kundfchafter und Genoffe eigentlicher Gauner ift, jeden 
Falles ihnen zur Maske dient ). 


mener Anerkennung aller Nachtheile des Findelhausweſens dahin entfcheiben, daß 
zwar feine zu errichten feien, wo bie Sitten es nicht verlangen, daß fie aber ba 
nicht entbehrt werden können, wo viele Kindesmorde und Ausfegungen vorkom⸗ 
men, namentlich in großen Städten; unb wenn fie hoffen, durch Eleinere Mittel 
ben Uebel feine Schärfe nehmen zu können. Etwas in fi Abſurdes Tann nie 
Bebürfnig fein; und namentlich dreht man fi) im fehlerhaften Kreife, wenn man 
eine Anftalt, welche fo viel Unfittlichfeit nährt, der beftehenden Unfittlichfeit wegen 
bulden will. Man babe den Muth mit der Petitions-Commiſſion des preußifchen 
Haufes der Abgeordneten vom J. 1860 zu fagen: „Die Möglichkeit, bie eigne 
Aelternpflicht ber üffentlichen Fürſorge aufzubürben, müfje wie eine Prämie wir: 
fen, bie auf ben Leichtfinn gefeßt werde, und bie Errichtung der Findelhäuſer bes 
rube auf einer völligen Verwirrung ber Begriffe Über bie fittlihen Grundlagen der 
Geſellſchaft.“ 

1) Ueber und gegen Bettelweſen ſ. Martin-Doisy, Dict. d'écon. 
charit., 3b. IV, ©. 1295 fg. 

2) Ueber bie enge Verbindung zwifchen Bettel und gewerbmäßigem Kriege 
gegen bag Eigenthum iſt nur Eine Stimme unter den Sachverftändigen ; |. dag 
Nähere in meinem Eyſteme ber Präventiv⸗Juſtiz. 
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Wenn der Staat unzweifelhaft das allgemeine Recht hat, eine 
gemeinfchäbliche Privatwohfthätigkeit zu unterfagen *), jo wird baf: 
ſelbe bauptjächlich bei der gemwerbmäßigen Bettelei Anwenbung finden 
müffen, vorausgeſetzt natürlich, daß der Staat ſeinerſeits für eine 
zureichende Unterftügung ſämmtlicher einer Hilfe wirklich Bebürftiger 
geforgt hat ). Bei ven Vollziehungs-Maaßregeln aber ift zu unter: 
ſcheiden zwilchen fremden, fomit dem Staate gar nicht angehörigen, 
und den im Unterthanen-Verbande ftehenden Bettlern. 

Fremde Bettler find von der Gensdarmerie oder den fonftigen 
Gränzwachen gleich beim Eintritte in das Land unbebingt zurüd- 
zuweifen; und find troß diefer Aufficht dennoch einzelne eingedrungen, 
fo müffen fie unter ficherer Begleitung an denjenigen Nachbarftaat 
abgeliefert werden, der zu ihrer Verforgung verbunden ift °). Ein 
befonberes Augenmerk ift dabei auf die jogenannten Hochftappler zu 
richten, indem fie nicht nur Betrug mit dem Bettel verbinden, fon: 
bern auch bedeutendere Summen zu erjchleichen wiffen %). Mit vol 
lem Rechte wird gegen diejenigen fremden Bettler aller Art, welde 
ſchon angefangen hatten ihr Gewerbe auszuũben, vornehmlich wenn 
fie Betrug damit verbanden, fo wie gegen biejenigen, welche troh 
früherer Ausweiſungen fich aufs Neue einzufchleichen juchten, eine 
Strafe erfannt. Tretmühle ift wohl die einzige wirkſame Strafut 
gegen ſolches Geſindel. 


8) S. oben $. 53, ©. 358 fg. 

4) Diefe Vorausfegung muß durchaus erfüllt fein, wenn ber Staat irgend 
eine Unterftügung verbieten will; denn fonft ift e8 eben fo graufam, als völlig 
nutzlos, ben Bettel zu verbieten. Nicht nur iſt begreiflich bei ben Armen bi 
Furt vor bem Hungertobe größer, als bie vor bem Geſetze und feinen Drohun 
gen; fondern es wird aud in biefem alle das Verbot von dem Publicum allge 
mein nicht geachtet werden. Verbot bes Bettels iſt fomit nicht die erfte, fondern bie 
letzte Maaßregel der Armen-Polizei. In diefer, allein auch nur in biefer, Beziehung 
hat Naville Recht, wenn er (Charite l&g., 8b. V, ©. 3 fg.) fich über bie Härt 
und über bie Nublofigfeit ber gewöhnlichen Maaßregeln gegen die Bettler beſchwert 

56) Sehr zweckmaßig find deßhalb Verträge mit den angrängenben Staaten zur Ve⸗ 
fimmung der Frage, wer einen aufgefangenen Landftreicher anzunehmen verbunden iſt 

6) S. Falken berg, Verfuch einer Darftellung ber verfchtebenen Klaflen 
von Räubern u. |. w. Berlin, 1816, Bd. II, ©. 214 fg.; Rittler, Freimütbige 
Enthüllung ber wahren Urfachen des Bettelunwelens. Wien, 1818; Pfeiffer, 
Actenmäßige Nachrichten über das Gauner⸗Geſindel. Frankf., 1818, ©. 1419 
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Gegen einheimifche Bettler aber find zweierlei Maaßregeln 
erforderlich: gänzliche Unterbrüdung des Bettlergewerbes bei ben 
Erwachſenen, und abgejonderte beſonders berechnete Erziehung ihrer 
Kinder. — Der erfte Zweck wird erreicht, wenn jeder Bettler als⸗ 
bald verhaftet und vor die zuftändige Behörbe geführt wird. Dieſe 
bat denn zu unterjcheiden zwijchen dem wirklich Hilfsbedürftigen und 
dem müßigen Lanbftreicher. Erſterer ift der Armenbehörbe feiner 
Gemeinde zur Verforgung zu übergeben, und zwar ftraffrei, wenn 
er beweifen kann, dag ihm bie nöthige Unterftügung gegen dag Ges 
jeß verweigert wurde, nach Erftehung einer Strafe aber, wenn er 
ungerechtfertigt auf ordnungswidrige Art Unterftügung nachgelucht 
hat. Der gewerbmäßige Bettler und Landſtreicher dagegen ift jeden 
Falles an das Zwangsarbeitshaus abzuliefern und, im Falle er 
Betrug mit dem Bettel verband, gerichtlich zu beftrafen. Zu einer 
allmähligen Entdeckung der ſämmtlichen Bettler wird aber eine fort- 
gejeßte ftrenge Aufficht, (auf dem flacher Lande durch bie Gens⸗ 
darmerie,) namentlich aber eine häufige und ftrenge Unterfuchung 
ber Bettelherbergen (Diverforien) führen ). Die Frage, ob auch 
der Geber eines Almoſen an Bettler zur Strafe zu ziehen jet, ift 
wohl zu verneinen. Allerbingd würde der Bettel bald aufhören, 
wenn bie Bürger vom Geben abgehalten werden könnten; und es 
ift fomit natürlich, daß nicht felten dag Ertheilen von Almofen an 
Bettler unter den Geſichtspunct einer gemeinjchäblichen Handlung 
genommen wirb ®): allein nicht nur würde durch große Strenge in 
diefem Puncte der, doch fo wünfchenswerthen, vernünftigen Privat- 
wohlthätigfeit manche ganz paffende Gelegenheit entzogen werben, 
fih durch nähere Erfundigung. und darauf vermilligte Hilfe thätig 
zu erzeigen; ſondern es fehlt doch auch am Rechte zu einer Beſtra⸗ 
fung, da bemerktermaaßen erft eine Unterfuchung- durch die Behörde 
im einzelnen Falle eined Bettels Schuld oder Nichtichulb feſtſtellen 


7) Ein zwedimäßiger Anfang einer firengen Polizei gegen ben Bettel ift ein 
allgemeiner Streif gegen alle Bettler und Landftreiher im ganzen Lande. Man 
fehe 3. B. die von Rumforb in Baiern, namentlich in München, angeorbneten 
Anftalten in beffen Delonom.:Bolit. Schriften, Bd. I, ©. 26 fg. 

8) Wie z. ©. von Vogt, Armenwefen, Bd. OD, ©. 174. 
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fol, fomit auch erlaubte und nothwendige Almofenreichniffe vor: 
fommen koͤnnen. Weberbieß wiberftreitet eine Beftrafung wegen einer 
Handlung des Mitleived und ber MWohlthätigkeit dem natürlichen 
Gefühle entichieven, was immer auch vom Stanbpuncte des Falten 
Verſtandes gegen fie eingewendet werden mag. — Leicht einzufehen 
ift, daß das Unweſen fid) immer wieder erneuern muß, wenn bie 
Kinder der Bettler und Lanbftreicher in diefem Gewerbe, und nur 
in biefem, erzogen werben, ſomit ganz außerhalb ber georoneten und 
arbeitenden bürgerlichen Geſellſchaft aufwachſen. Es ift nothwenbig, 
fie dem jchlechten Beispiele ihrer Eltern zu entziehen und an Arbeit, 
Achtung gegen die Gefebe, Neinlichkeit und an einen bleibenben 
Wohnort zu gewöhnen. Hierzu find aber eben die Erziehungs: 
Anftalten für verwahrloste Kinder beftimmt. In folche alſo müffen 
fie gebracht werben, und zwar felbft wenn die Altern wiberftreker 
würden. Abgefehen davon, daß das Altern: Recht, wenn ed zum 
Ruine der Kinder gemißbraucht wird, Feine Achtung verbient, iſt bie 
in Trage ftchende Erzichung das nothwendige Mittel zu einem 
erlaubten und felbft gebotenen Staatszwecke ?). 

Nicht zu verwechfeln mit dem unerlaubten Bettel find diejenigen 
Falle, in welchen die Polizei-Vehörde nach vorgängiger Unter 
fuhung der Umftände ausnahmsweiſe die Erlaubniß ertheilt, das 
Mitleidven des Publicums in Anfpruch zu nehmen. Dieſes ſoll un 
kann ftattfinden, wenn bei einem befonderen Unglücke die gewöhn— 
lichen Mittel der Armenpflege unzureichend find zur Unterftügung 
und zum Erſatze. Namentlich wird sich dieſes creignen bei großen 
Bermögenzzerftörungen durch Brand, Ueberſchwemmung u. ſ. w.; 
ferner bei fremden Reiſenden, namentlih Handwerksburſchen '9), 

9) ©. oben, $. 7, ©. 50 fo. 

10) Es wäre ohne allen Zweifel zu wünfchen, daß das Betteln der reifenden 
Handwerksburſche, unbefchadet des fo nüslichen und nothwendigen Wanderns der: 
felben, ganz abgeftellt werden könnte; denn ed würbe dieſes nicht nur auf ben 
Character und die Ehrenbaftigkeit der ganzen Handwerkerklaſſe felbft ſehr nützlich 
einwirken, fonbern auch die Handhabung ber polizeilichen Auffiht auf Dicke, 
Lanbftreicher unb Bettler fehr erleichtern. Allein da ihr Lohn Mein ift und Gr: 
fparniffe zu weiten Reifen faum zuläßt; da nicht felten Feine Arbeit zu finden 


-ift, und bie Meife alfo auch bei ganz erfchöpften Mitteln fortgefeßt werben muß; 
ba bie Geſchenke aus ben öffentlichen und Zunftkaffen in ber Regel nur höchft 
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welche, von eigenen Mitteln ganz entblößt, Keinen gefeßlichen Anfpruch 
an die örtlichen Armen-Anftalten haben, aus befonberen Kaſſen aber 
entweber nicht? ober nur Unzureichenbes erhalten. In folchen Fällen 
mag die zuftändige ‘Bolizei-Behörbe fchriftliche Erlaubniß zum Ein- 
jammeln auf bejtimmte Zeit und Dertlichfeit ausſtellen, natürlich 
unter ſtrenger Aufficht, daß Leine Fälfchungen und Mißbräuche mit 
unterlaufen. Ebenſo Fönnen unter dieſen Vorausſetzungen, allein 
auch nur unter diefen, Aufrufe in ben öffentlichen Blättern gejtattet 
werben 11). 


6) Mittel zur Ausführung. 


6. 67. 
a) Die Geldmittel 

Die bisherige Aufzählung der Forderungen, welche an eine nach 
allen Seiten volljtändige und zwedmäßige Armen = Polizei gemacht 
werben müſſen, beweist hinlänglich, daß bebeutende Mittel erfor 
berlich find, um dieſen Zweck zu erreichen. Wie überall, jo find 
auch bier theil® perfänlidhe Dienite, theil® materielle 
Leiftungen (Geld oder Geldes Werth) nothiwendig. 

Was die Herbeifhaffung der nöthigen Geld = Mittel betrifft, 
fo ift bereit? anzgeführt '), daß der Staat nur ausnahmsweiſe und 
hauptfächlich nur allgemeinere Armen:Anftalten unmittelbar bejtreitet, 
in der Negel aber die Laft auf die einzelne Gemeinde fällt. Eben 
jo ift gezeigt, daß das zu Leiſtende aus der allgemeinen Kajje, nicht 
unbebeutend find: fo ift eine weitere Unterftüßung ganz unvermeidlich, nament: 
fh in Fällen von Krankheit. Wie nun aber diefe ander als durch Privat: 
wohlthätigfeit gereicht werden follte, ift nicht Teicht einzufehen. Alzu großer Miß- 
branch mag übrigens vermieden werben durch genaue Unterfuchung der Wunber: 
bücher zur Entdedung ber unter folcher Maske herumziehenden Gauner, ferner 
durch daB firenge Verbot beö Bettels, fo weit nicht eine ausdrückliche fchriftliche 
Erlaubniß der Polizei-Behörbe gegeben wurde. 

11) Es ift eine offenbare Folgewibrigkeit, wenn das perfönliche Einfammeln 
unter firenge Aufficht geſetzt, dagegen die Erlaſſung öffentlicher Aufrufe unbe: ' 
ſchränkt frei gegeben if. So nützlich und nothwendig foldhe an ber rechten Stelle 
find , fo leicht können Betrügereien babei vorfommen, und jeben Yalles ftumpft 
ein allzuhäufiger unb unmotivirter Gebrauch bes Mittels das Publicum gegen 


baflelbe ab, jo daß es auch dba weniger wirkt, wo es wimſchenswerth wäre. 
1) ©. oben, $. 58, &. 361 fg. 
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aber etwa vermittelft eigener Armen-Steuern beftritten werben muß, 
wenn nicht manchfache Nachtbeile erfolgen follen. Und es ift ein 
leuchtend, daß auch für die Gemeinden biefelbe Regel gilt, ſelbſt ab- 
gejehen davon, daß eine abgefonderte Erhebung den Gemeinde 
Haushalt und die Gemeinde-Rechnungen noch mehr verwideln würbe, 
während doch die möglichite Einfachheit derſelben dringendes aflge- 
meine? Bebürfniß if. — Damit ift nun aber keineswegs gefagt, 
daß nicht die Gemeinden das Recht haben, fich zur Erleichterung 
ihrer Ausgaben für die Armen zweckmäßige Neben-Einnahmen 
zu verfchaffen. Zu folchen aber koͤnnen namentlich folgende Einich 
tungen verhelfen: 

1) Regelmäßig wiederkehrende Aufforder un gen zu frei 
willigen Beiträgen. Se größeres -perjönliches Vertrauen die dad 
Armenweſen leitenden Behörden genießen und je zweckmäßiger fie 
im Dienfte verfahren, deſto veichlicher werben dieſe Beiträge aus⸗ 
fallen. Erſteres aber wird namentlich erreicht werben durch völlige 
Unentgeltlichfeit der Dienftleiftung, durch Deffentlichfeit der Ned- 
nung3-Ablegung und durch perfönliche Theilnahme geachteter Männer 
aus allen Ständen; lebtered wird am meiſten anerkannt werben bei 
Befreiung vom gemeinen Straßenbettel 9). Zwang muß dabei ganz 
entfernt werben, jonft würde fie zu einer möglichft fchlecht vertheiften 
und ausgeglichenen Steuer ?). Es können hierbei auch Naturalien mit 
vielem Vortheile angenommen werden, und auf dem Lande namentlich 
werden biefe leichter und reichlicher gegeben werben, ala baares Gelb. 

2) Aufftellung von Opferftöden und Armenbüchſen, 
theils an bejtimmten Orten, theils bei Gelegenheiten, welche das 
Gefühl (der Freude, der Trauer oder des Mitleivens) beſonders in 
Anſpruch nehmen. 

3) Oeffentliche Aufforderungen bei beſtimmten Un 
glücksfällen. Zuweilen, jedoch nur bei beſonders wichtigen Ge⸗ 
legenheiten und nicht allzuoft wiederholt, mögen ſolche Aufforderungen 
in der Form einer Lotterie und dergl. erlaſſen werden. 


2) Bgl. hierüber Rumford, Essays, ®b. I, ©. 118 fg. 
3) Anberer, aber offenbar unrichtiger, Unficht ift hierüber Weber, a. a. D., 
©. 86 fg. 
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4) Paflend ift auch die Verwendung gewiffer Geldſtrafen 
und Difpenjationg-Gebühren zu Zwecken der Armen- 
pflege, vorausgeſetzt jedoch, daß die in Frage ſtehende Handlung 
entweder eine fittliche Seite hat, ober mit dem Armenweſen in un⸗ 
gezwungener Verbindung ſteht. 

5) Aufmunterung zu Stiftungen jeder Art. Theils mag 
bier birecter Zufpruch, namentlich bei Teftament2:Abfaffungen, theils 
aber öffentliche Belobung, die Verleihung von Ehrenvorzügen u. |. w. 
nicht unbedeutend wirken. Vor Allem aber ift eine ftrenge Einhal- 
tung ber gemachten Beftimmungen und Bedingungen (falls folche 
überhaupt zuläffig waren und die Annahme der Stifting erlaubten) 
nothwendig, um nicht Mcherzeugung und Eitelfeit abzuſchrecken *). 
Namentlih muß vermieden werben, durch eine Abweichung von ben 
Beitimmungen über bie Art der Verwaltung der Stiftungen Miß- 
trauen und Abneigung gegen neue Vermächtniffe zu erweden. Die 
3. B. durch eine Vereinigung unter eine einzige Verwaltung zu ers 
reichende Koſtenerſparniß kann auf folche Weife ſehr theuer zu ftehen 
fommen; das, allerdings nothwendige, überfichtliche Sjneinandergreifen 
ber verjchiedenen Armenanjtalten läßt fih aber in anderer Weiſe, 
etwa durch Zufammentritt der Vorfteher,. bewerkitelligen °). 

6) Die Ueberlaffung bisher unbebauter ober ſchlecht benüßter 
Allmanden und Viehtriften an die Armen = Verwaltung, jet es 
zur Verpachtung, fei es zur Vertheilung unter die Haußarmen ent: 
weber ganz unentgeltlich oder gegen billigen Pachtzins °). 


6. 68. 
b) Die Armen-Polizei-Behörden. 

Als unbeftreitbar darf der Sat aufgeftellt werben, daß ber 
Armenpflege eine ganz bejondere Sorgfalt gewidmet werben muß, 
wenn fie von bebeutendem Nuten jein und nicht leicht fogar in ein 
Verderben umfchlagen ſoll. Es kommt bier Alles auf bie genaue 


4) ©. hierüber oben, $. 53, ©. 858 fg. 

5) ©. Magenta, Ricerche su’ le pie fondazioni, ©. 45 fg. 

6) Ueber biefe Fragen |. Weber, ©. 80 fg., und Emmermann, 
Ueber Verwaltung der Armen-Anftalten, S. 56 fg.; Saum, a. a. O., ©. 264 fg.; 
Noftiz, Armenverforgungs:Anftalten, ©. 82 fg. 
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und perjönliche Kenntniß der einzelnen Verhältniffe an. Die Ur- 
fachen der Armuth des betreffenden Individuums, die bereiten Mittel 
ihm zu helfen, ber nöthige Grad von Zutrauen und Eontrole, — 
alles muß genau erwogen und gekannt fein. Eine ſolche Beſchaͤf⸗ 
tigung mit Einzelheiten fan nun aber den gewöhnlichen Polizei⸗ 
Beamten nicht zugemuthet, die, doch jo nothiwendige, Liebe zu einem 
oft nichts weniger als angenehmen Gejchäfte ihnen nicht immer zu 
getraut werben. Deßhalb ift die Uebertragung der öffentlichen Armen 
pflege an eigene Behörden unumgänglich nothwendig. In jeder 
Gemeinde muß eine eigend zu dieſem Zwecke beftehende Behörde ein⸗ 
gefeßt fein, welcher die Augübung der einzelnen Zweige der Armen: 
pflege übertragen ift und welcher namentlich die einzelnen im Orte 
beftehenden Anftalten ſammt ihren Vorſtehern unmittelbar unter: 
geordnet find. Diefe Behörde hat natürlich auch Über die dem ein 
zelnen Armen zu gebende Unterjtügung zu entjcheiden 2). Zu Mit 
gliedern dieſer Behörbe find theils ſolche Männer in öffentlichen 
Aemtern, deren Wirkungskreis zu Perjonal- Kenntniß führt, oder 
welche bei der Ausführung mitwirken müfjen, alſo Ortsvorſteher, 
Geiftlihe, Magiftratzperjonen und Poligei-Commifjäre, theils Fre: 
willige aus der Bürgerjchaft zu ernennen. Namentlich wird es ehr 
wünſchenswerth fein, wenn Mitglieder von Privatwohlthätigkeits⸗ 
Bereinen oder die Vorfteher von Armen-Anftalten, welche auf Privat 
ftiftungen beruhen, zu dieſer öffentlichen Behörde beigezogen werben, 
damit die jo enge verbundenen Theile der AUrmenpflege, nämlich die 
Privat und Öffentliche Wohlthätigkeit, immer in zwectmäßiger Ber: 
bindung und im Einverftändnig mit einander handeln. Aus manden 
Gründen ijt dabei wünſchenswerth, daß die Mitglieder diefer ürt: 

1) Es ift ein ganz ſchiefer Gebanfe, wenn ber ungenannte Verf. ber In- 
quiry into the princ. of population, ©. 130 fg., vorfchlägt, einer Jury aus 
Arbeitern die Entſcheidung über die einzelnen Unterſtützungs⸗Geſuche zuzutbeilen. 
Allerdings hätten ſolche Geſchworene eine richtige Einficht in die Bebürfniffe und | 
Kenntniß von ber fittlichen Befchaffenheit des Einzelnen; allein diefe Kenntnifi 
mögen and Andere erlangen, während von Männern auf jener Bildungafuft 
feine allgemeinen Begriffe über Armuths-Urſachen zu erwarten find, Überdie leicht 
große Partheilichkeit gegen Verwandte und Standesgenoſſen zu befürchten flünk, 
jo daß die Einrichtung in ein gefehliches Syſtem ber Plünderung der Wohl 
babenderen ausfchlagen müßte. 
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lichen Armenbehörbden ihr Amt unentgeltlich verwalten; nur muß 
natürlich die Rechnungsführung bezahlt werben °). — In fleineren 
Gemeinden bedarf es Feiner weiteren amtlichen Organe; die Mit- 
glieder der Ortsbehörde haben jo genaue Perſonen- und Sad: 
Kenntniß, daß fie unmittelbar dad Erforberliche befchließen Lönnen. 
In größeren Stäbten aber find theil® zur Gejchäftserleichterung für 
die leitende Behörde, theild zur genaueren Kenntniß der Verhältniffe 
eine größere Anzahl von Mittelöperjonen nöthig, an welche fich die 
Urmen um Hilfe zu wenden haben und welche dad Ergebniß ihrer 
perjönlichen Unterfuchung der leitenden Behörde zur Enticheidung 
vorlegen. Nur zur Abreihung des Nothwendigjten in bringenden 
Fallen mögen jolche Unterauffeher unmittelbar ermächtigt werben °). 
Die Ordnung dieſes Mittelgliedes kann Übrigens wieder verfchieben 
fein. Gewöhnlich ift es, die Stadt in eine Anzahl von Bezirken zu 
theilen, in deren jedem ein Auffeher befteht; es koͤnnen aber auch 
die verjchiedenen Gewerbe: und Beichäftigungsflaffen, ohne Rückſicht 
auf die Wohnung, den Eintheilungsgrund abgeben. Erjtere Ein- 
richtung ift einfacher, überfichtlicher und läßt feinen Zweifel über 
Zuftändigfeit und Pflicht zu; die andere dagegen veripricht genauere 
Renntniß der Perfonen, namentlih auch Erhaltung der gewonnenen 
Kenntniß bei Wohnungs:Veränderungen %). Die erjteren Rüdfichten 
dürften practifch überwiegen. — Jeden Falles find öffentliche Bes . 
richte nothwendig, indem vorzüglich jolche durch Darlegung des Ge- 
leifteten Zufrievenheit und Zutrauen erwedfen, durch Aufdeckung noch 
beftehenber Mängel und unbefrieigter Wünfche zur thätigen Theil- 
nahme reizen. 

Diefen oͤrtlichen Armen- Behörden find theild zur. Aufficht, 
namentlich auch im Geldweſen, theild zur Erhaltung gleichmäßiger 
Grundſätze in den vwerjchiedenen Gemeinden und Bezirken befjelben 


2) ©. Petittidi Roreto, Saggio, ®b. I, ©. 188 fg. 

8) Eine vortreffliche Amtsanweifung für ſolche Bezirksaufſeher, ſ. in ben 
Volftändigen Einrichtungen der neuen Hamburgifhen Armen NAnftalt. I. IL 
Hamb., 1788; vol. au Rumford, Essays, Bd. J, a. v. St; Krafft, 
Verſuch über Armenpflege, ©. 106 fa. 

4) Dieß find bie Gründe, warum Bob3, Menfchenbilbung, Ob. II, ©. 18 fg. 
für diefe Einrichtung dringend fpridt. 
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Staates, theild zur Weberficht über dad Ganze, höhere Behörden vor- 
zufeben. Das Ganze fteht in letzter Inftanz unter dem Minifterium 
des Innern, als der mit der Handhabung ber jämmtlichen Theile 
ber Polizei beauftragten Stelle °). Da e8 fich bei ben Bezirks⸗ und 
Gentralftellen weniger von genauer Kenntniß der Einzelheiten han 
delt, jo ift eine Webertragung dieſer Stufen der Armenpflege an 
bie gewöhnlichen Polizei-Behörben weniger Nachtheilen unterworfen; 
übrigend bürfte auch bei ihnen eine eigene Zuſammenſetzung, nament⸗ 
lich eine Theilnahme freiwilliger Mitglieder, von großer Wirkung 
für eine eifrige und zweckmäßige Thätigkeit fein °). 


Zweiter Abſchnitt. 
Die Maffen-Armuth (das Proletariat). 


S. 69. 
1) Begriff, Arten und Urfachen derfelben. 

Weſentlich verfchieven von den Fällen ber Verarmung, in welche 
Einzelne durch befondere Urfachen gerathen, während Andere in ben: 
ſelben Lebensverhältniffen vermögend bleiben, und auch Jene bei 
verfchtedenem Betragen oder zufälligem Schickſale ebenfalls Hätten 
vermögenb bleiben können, ijt jene Dürftigfeit, welche ganze Klaſſen 
der Geſellſchaft ausnahmslos trifft, und zwar ohne Schuld des ein- 
zelnen Individuums und ohne außergewöhnliche Zufälle, fondern in‘ 


5) Wenn Gobeffroy, Theorie der Armuth, 2te Aufl, S. 55 fg., und 
Bodz, a. a. O., Bd. IV, ©. 462, ein eigened Armen-Minifterium vworfchlagen, 
fo fehlt e8 boch wohl an zureidhenden Gründen zu biefer Vermehrung ber höchſten 
Behörden. Die Wichtigkeit der Sache ift unläugbar; allein nicht für jeben wid: 
tigen .Gefchäftszweig kann ein eigenes Minifterium errichtet werben ohne große 
Verſchwendung ber Staatögelder und manchfachen Zeitverluft burch bie vermehrten 
Mittheilungen und Zufammenwirkungen verfchtedener Behörden. Daß aber ber 
nothwendige innere Zufammenhang der Armen«Anftalten nicht auch vom Mini: 
fterium des Innern ausgehen und bewahrt werden könnte, ift nicht einzufeben. 
Da überbiek namentlich die Bemühungen bed Staates zur Abwendung von Armuthis 
Urfachen fo vielfeitig und tief in große Theile der gejellichaftlichen @eftaltungen 
und ber polizeiliden Manfregeln eingreifen, fo Tann eine Unterordnung unter 
das Minifterium des Innern nur förderlich fein. 

6) Ueber die Einrichtung der Armen: Polizei:Behörben, |. Emmermans, 
Anleitung zur Einrihtung und Verwaltung ber ArmensAnftalten, ©. 45 fg. 
und Weber, ArmensPBolizei, ©. 48 fg. | 
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olge ber ganzen Geftaltung der Vermögen? = und Einkommen? 
terhältniffe einer Abtheilung der Gejellichaft. (S. oben, S. 352, 
nmerf. 1.) Sind bei folder Mafjen-Armuth allervingd auch 
e Wirkungen des Mangels für das einzelne Mitglied ver betroffe- 
en Klaſſe die nämlihen, wie wenn, das Uebel ihn allein erreicht 
ıtte: jo jind theils die Folgen eines folchen verbreiteten Zuftanves 
ir den Staat verſchieden, theils müflen, weil die Urfachen andere 
nd, andere Mittel zur Verhütung. und Hilfe angewendet werben. 
Eine tüchtige und durchgreifende Hilfe ift von der Außerften 
Bichtigleit. Einer Seit? handelt es fich bavon, bie Leiden fehr 
ihlreicher Bürger zu vermindern; anderer Seit? kann die Sicher- 
eit und ſelbſt daS Beſtehen der itzigen bürgerlichen Gefellichaft 
nd der Gefittigung. bedroht fein durch das Mikvergnügen und bie 
mtfittlichung großer Beſtandtheile des Volled. An der Auffindung 
iner tüchtigen Verbeſſerung und Hilfe hängt vielleicht bie Vermei⸗ 
ung eines einftigen Kampfes ber Armen gegen bie Beftgenben und 
einer, ob die Einen oder die Anderen fiegen, gleich furchtbaren Folgen. 
jeden Falles trägt eine befiglofe und fowohl geiftig als körperlich 
nanchfach verfommene Menge zur Kraft des Staates nach Innen 
and Außen nur Geringes bei. — Uebrigens verfteht es ſich von 
elbft, daß die Größe und Schwierigkeit der Aufgabe nicht nur nicht 
jur Ergreifung unrichtiger und unficherer Maaßregeln berechtigt, 
ondern vielmehr um fo mehr zur Befolgung vernünftiger Grund⸗ 
ſätze auffordert. Es wäre unauzführbar, ſomit unvernünftig, wollte 
nan zu Gunften der Arbeiter Forderungen machen, welche mit den 
Geſetzen des menjchlichen Leben? und Verkehres überhaupt unver: 
einbar find, alfo 3. B. willführliche Höhe der Preife ihrer Loͤhne oder 
Waaren, beitändige Ausbehnung und Sicherheit des Abſatzes, un- 
weigerliche Verwendung eines jeden Arbeit Suchenden. Auch bie 
Wichtigkeit der Frage rechtfertigt nicht Abweichungen von den Grunds 
lagen bed Rechtsſtaates oder ber richtigen Volkswirthſchaftslehre, 
welche überbieß bei ihrer innern Unhaltbarkeit zu feinem bauernden 
Erfolge führen Fönnten. Völlig verkehrt ift ed namentlich, von einem 
Zurückſchrauben der gefchichtlichen Entwicklung der Gewerbeverhält- 


niffe auf einen überwunbenen Standpund Hilfe erwarten zu wollen. 
v. Mohl, Boligewifl. L 3. Auflage. 30 | 
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Wievereinführung blos hanbwertmäßigen Betriebes ift vollswirth⸗ 
Ihaftlich unmöglich, von einer „Feudaliſirung ber Arbeit” zu reben, 
phrafenhafter Bloͤdſinn. Ferner kann ed nicht die wahre Löfung ber 
Menichheitäaufgabe fein, wenn bie ganze höhere geiftige Bilbung 
einem voirthichaftlichen Webel, zum Opfer gebracht werben wollte. 
Selbft in dem, noch keineswegs erwichenen, alle, daß die Maſſen⸗ 
Armuth nicht vollftändig in ben itigen Staatönerhältniffen befeitigt 
werden könnte, wäre der Beweis nod) keineswegs geliefert, daß 
fegtere von Grund aus zu ändern fein. Eine jolche Umgeftaltung 
Mt nur dann gerecht und ausführbar, wenn eine wejentlich ver: 
änderte Lebensanſicht des ganzen Vollks fie gebieterifch verlangt. 
Dem tft nun aber bis itzt keineswegs alfo; für gerechte Anſprüche 
der durch die ibigen Gewerbeverhältnifie entitandenen Volksklafſen 
ift bei gutem Willen auch in dem beftchenben Staate, alſo auf der 
Grundlage ber freien Enwicklung der einzelnen Berjönlichkeit, ent 
fprechender Raum und Antheil an den Leitungen zu verfchaffen. 
Die duch Feine Kraft und Einficht entfernbaren Refte einzelner, 
wenn auch an fich noch fo beveutenver, Uebel aber koͤnnen und 
mäüfjen im jchlimmften Falle als Folge der allen menjchlichen Zus 
ftänden anklebenden Unvolllommenheit getragen werben. 

Dabei darf namentlich nicht vergeflen werben, daß bie Hilfe bei 
Staates grundjäglid, nur eine fubfibiäre ift, ſomit nur einzutreten hat, 
fo ferne die Bemühungen der Privaten nicht augreichen, ſodann daß 
ber Staat mit den ihm zu Gebote ftehenden Mitteln nicht Alles und 
Jedes zu Leiften vermag, uamentlich da nicht ausreicht, wo eigener 
Wille der Betreffenden zur Erreichung des Zieles nothwendig ift. — & 
kann und muß aljo vor Allem darauf gehofft und gebrungen werben, 
daß vor Allem die Privatthätigkeit das Ihrige leifte zur Befeitigung 
ber Uebel des Proletariated. Und zwar wird biefe Forderung zunächſt 
gejtellt werben müffen an Diejenigen, welche einer Seit3 die unmittel⸗ 
barfte Einwirkung auf das Loos zahlreicher unfelbftftändiger Arbeiter 
haben, weil biefe in ihrem Dienfte und Lohne ftehen, anderer Seits 
aber den hauptjächlichiten Vortheil aus der durch folche Arbeiter ber 
bingten Art des Gcwerbebetriebes beziehen; das heit alfo an bit 
Fabrikherrn und an bie Befiger ber mit Tagelähnern betriebenen 
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vßwirihſchaften. Sie find dem Vermögen nad in der Lage, Opfer 
ngen zu können; fie haben bie fittliche Pflicht, nach Kräften für die von 
ven Abhängigen und für Solche, deren Arbeit ihnen Gewinn, oft fürſt⸗ 
ve Reichthümer bringt, zu forgen; es ift jchließlich ihr eigener wohl⸗ 
ftandener Ruben, geiftig und fittlich gehobene, gefunde, wohl ver- 
‚gie, jomit zufriedene und willige Arbeiter zu haben. Allerdings 
ın der Staat folche liebevolle Sorgfalt nicht erzwingen; «8 find 
bit, wegen der Verſchiedenheit der Verhältniffe, feine allgemeinen ' 
cundſaͤtze aufzuftellen, ſondern muß hier der freie Wille wirken, 
Icher hauptſächlich durch Pflichigefühl und Einficht geweckt und 
va durch allgemeine Bildung und öffentliche Meinung gefördert 
xd: allein an Aufftellung ber richtigen Forderungen, an Belehrung _ 
id Zufpruch, in pafjenden Fällen an Anerkennung und Belohnung 

N und darf die Regierung es doch nicht fehlen laffen. Daß fie 
ſitiv fchlechtem und fchäblichem Gebahren ver betreffenden Klaſſen 
er. Einzelner aus ihnen entgegentreten barf, werfteht fich won ſelbſt. 
Es muß aber, zweitens, auch an bie Arbeiter felbft die Forderung 
jtelt werben, daß fie das in ihren Kräften Liegende beitragen, um 
e zur Verbeſſerung ihrer Verhältniffe gemachten Anftrengungen 
irkſam zu machen. Die dem Einzelnen aus dieſer Klaſſe zur Ver: 
gung ſtehenden fachlichen Mittel find allerdings nicht groß; allein 
eilweife handelt es fich vielfach nicht won materieller Beihilfe, 
ndern nur vom guten Willen, theil3 kann durch richtig geordnete 
uſammenlegung vieler fchwacher Kräfte Bedeutendes erreicht werden. 
Jie geiftige und fittliche Hebung ber Proletarier ift von hoͤchfter 
ebentung. Nicht nur tft jolches eine Forderung des allgemeinen 
Renichheitäzwedted, ſondern es beruht auch darauf unmittelbar eine 
shliche Verbeſſerung der Proletarierzuftände, da ohne ein verftän- 
ges Entgegenkommen und ohne eine richtige Benützung bed Dar- 
ebotenen von Seite der Einzelnen kein Erfolg möglid) ift. In ber 
zerkommenheit und unfittlichen und ‚unvernünftigen Verbitterung 
egt ferner die Gefahr für Geſellſchaft, Staat und Gefitfigung. 
mblich kann ein Hauptmittel zu einer zufriedenftellenderen Geftal- 
ang ber Dinge,. vielleicht zu einer neuen bleibenden Ordnung ber 


Ugemeinen Verhalmiſſe, naͤmlich die freitoillige Bergefellichaftung ber 
80 | 
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Arbeiter zur gemeinfchaftlichen beflern Bejorgung ihrer Zwede und 
Berürfniffe, — die Affociation, — nur burch den freien tapfern 
Entſchluß und durch characterfefte Ausdauer der Einzelnen zur Aus: 
führung kommen. Nun ift zwar richtig, daß eine beſſere wirt 
Schaftliche Lage eine größere Geneigtheit auch zu geiftiger Hebung 
erzeugt; auch können durch den vom Staate veranftalteten Unter: 
richt verjchiedener Art die Mittel zur Ausbildung dargeboten wer: 
den: allein ohne den eigenen Willen der Betheiligten ſelbſt ift doch 
nichts zu erreichen. Was aljo diefen Willen zu erwecken und traf 
tigen vermag, namentlich auch mittelft Bemühungen von Seite der 
höhern Klafjen, ift von großem Werthe, die Benübung durch bie 
Proletarier ſelbſt aber hoͤchſt wünſchenswerth. 

Nun aber zur Sache ſelbſt *). | 


4) Die Behandlung der Maſſen⸗Armuth Täßt im Leben und in ber Wiſſen⸗ 
ſchaft noch faft Alles zu wünfchen übrig, obgleich bie Dringlichkeit und bie Größe 
bes Uebels die ftärffte Aufforderung zur Anftrengung aller Kräfte enthält. Nicht, 
daß die Frage unbeachtet geblieben wäre; allein bie Anfichten Taufen im boppelter 
falfcher Richtung auseinander. Bon ben Einen nämlich wird das Uebel nad 
feinen Urſachen und Wirkungen unterſchätzt. Sie erkennen weber bie Gräfe und 
bie Gefahr deſſelben gehörig an, noch ſchlagen fie irgend erfledliche Mittel dagegen 
vor. Während offenbar die Aufgabe. fein muß, fo viel möglich die Urfachen bei 
Leidens wegzuräumen, und wäre bieß auch mittelft bebeutender Opfer und mittefl 
neuer Einrichtungen im gefelligen Leben: fucht man nur die Wirkungen in ein 
zelnen Richtungen und mittelft Meiner oder langſam und unficher wirkender 
Mittel zu bekämpfen. Man betrachtet unb behandelt die Frage Tebiglich als eine 
der Aufgaben der gewöhnlichen Armenpflege und vergißt abſichtlich, wie bie That: 
ſache mit ganz anderer Bedeutſamkeit ſchon bis zu der höchften Gefährbung hervor: 
getreten war und biefe nur mit blutige Gewalt niebergefchlagen, keineswegs aber 
aus der Welt gefchafft worden if. Damit bleibt aber bie Sache beim Alten, 
während bem doch ohne fchlieglichen Umfturz aller Errungenfchaften taufenbjähriger 
Bildung nicht fo fein Tann. Anderer Seit? wird mit ummwälzender Heftigfeit, 
mit Mangel an Redtsfinn und ohne Einficht in die unveränberlichen Geſetze der 
menſchlichen Natur und der Wirtbfchaftslehre nicht nur gegen ben beftehenben 
Staat, ſondern gegen die ganze bürgerliche Gefellichaft und ihre Grundlagen aw 
geftürmt. Die Uebel werben noch übertrieben; bie Urſachen auf das gehäffigke 
unjchuldigen Menihen und Verhältniſſen zugefchoben; der Berbeilerung Gin 
Mipftandes fol Alles zum Opfer fallen, was bie Menfchheit an fittlichen und 
geiftigen Gütern im Laufe ber Jahrtaufende errang; es wirb pſychologiſch und 
pbyſiſch Unmögliched verlangt und vorgefhlagen. Während Jene glauben, wit 
Sonntagsſchulen und Sparkafien, mit Grmabnungen zu fittlicdem und religiöfes 
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“ Maffen-Armuth ift keineswegs ein nothwendiger Beſtandtheil 
der bürgerlichen Gefellichaft. Es Hat ſchon manchfache Organifatio- 
nen ber leßteren gegeben, in welchen fie ganz unbefannt war; noch 
häufiger kommen wenigftend Zeiträume in der Gefchichte eines Vol- 
kes vor, in welchen fie fehlt. Die Erfahrung zeigt aber, daß dag 
Uebel namentlich in der neuzeitigen Geftaltung bes ftaatlichen und 
wirthſchaftlichen Lebens der europätfchen Völker begründet ift, und 
daß es fogar in beunruhigendften Maaße zunimmt. Noch find 
nicht hundert Jahre verfloffen, ſeitdem ber fabrifmäßige Betrieb ver 
Gewerbe mit vorwiegenber Benukung von Mafchinen und in rie- 
jenmäßigen Anlagen entjtanden ift, und kaum halb fo lange befteht 
in manchen Ländern die unbebingte Theilbarkeit des Bodens; wie 
groß aber ift nicht ſchon in den gefittigten Ländern Europa's bie 
Zahl der aus diefen beiden Urfachen entftandenen Proletarier; und 
daneben befteht noch manchfach das aus früheren Geftaltungen des 
Grundbeſitzes ſtammende Proletariat der eigenthumsloſen Felvarbeiter ! 

Es zeigt ſich nämlich das Uebel in zwei weſentlich verſchiede⸗ 
nen Formen: als Aderbau- und als Gewerbe-Proletariat; möge 
licherweife nur dad eine oder das andere in bemfelben Lande, nicht 
jelten aber beide neben einander. 


Leben, ober gar mit Wbläugnen und Achjelzuden ben Sturm beſchwören zu können; 
mollen Diefe an eine vermeintlich beflere Lage der Proletarier ben ganzen Staat, das 
individuelle Eigenthum, bie Ehe und Familie, alle höhere Bildung daran geben. 
Die verflodten Anhänger veralteter Nationalötonomie oder fühliher Humanität 
find blind oder heuchlerifch, die Socialiften aber phantaftifch und die Gommuniften 
barbarifch. Verſtändiger an ſich, fo wie unzweifelhaft in beflimmten Kreife 
von großer Wirkſamkeit ift das Beftreben Derjenigen, welche Tediglich in freiwilligen 
Vergeſellſchaftungen ber Proletarier ſelbſt das Mittel zur Hilfe finden, und baber 
nur in biefer Richtung rathen und wirken. Allein es ift bieß boch einfeitig. und 
ungenügend, felbft wenn man von vielfacher Mobefpielerei in der Sache abfieht; 
burch eigene Kraft allein kann dag Proletariat nicht umgeftaltet und in zufrieden: 
ftellende Lage gebracht werden. Hierzu bedarf es auch noch anderweitiger Mittel. 
— Aufgabe der Wiffenfchaft ift es, an die Stelle diefer verfchiedenartigen Miß⸗ 
griffe Aufflärung über die Wirflichfeit und über das Mögliche treten zu laſſen. 
Natürlich wirb dieß nichts helfen bei Denjenigen, welche nicht jehen wollen, 
ober welche gar ben igigen Zuſtand zu anbermweitigen Zweden ausbeuten; allein 
eine vernünftige, weil richtig belehrte, Bffentliche Meinung kann unb wird doch 
auch hier auf bie Dauer ihren Üüberwältigenden Einfluß gewinnen. 
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Aderbau-Proletariat ift ba vorhanden, wo nach weit 
verbreiteten thatfächlichen und rechtlichen Verhäftniffen des Grunt- 
befites die Maffe der Landbau treibenden Bevdlferung nur un: 
ſicheres und Lärgliched Einkommen aus demfelben bezieht. Solches 
kann denn aber wieber in breierlei verjchiedenen Zuftänden ber 
Fall fein: Bei allzugroßer Zeriplitterung des Grunbeigenthumd; 
bei einem Syfteme von unficheren und Pleinen Verpachtungen; end⸗ 
fich bei der Bewirthfchaftung von Latifundien mittelft zahlreicher und 
beſitzloſer Tagelöhner.: Die Folgen find in dieſen drei Fällen nit 
ganz biefelben, wohl aber find fie bei allen ſchlimm. — Ohne 
Zweifel noch am günſtigſten find die Verhältniffe da, wo zwar ber 
Landmann in der Regel Eigenthümer, der Grund und Boden aber 
in fo Heine Stüde vertheilt und die landbautreibende Bevölkerung 
fo zahlreich ift, daß auf die einzelne Familie ein allzugeringes 
Maaß kommt, um von beffen Ertrag genfigenden Unterhalt zu zie 
den. Hier treten nämlich auch Paufen ein, in welchen die Roth 
weniger grell hervortritt; fo namentlih, wenn ganz beſonders 
fruchtbare Fahre oder ungewöhnlich hohe Preiſe eines Erzeugniſſes 
- einen Ueberſchuß gewähren, oder wenn Gelegenheit zu einer Lohn⸗ 
arbeit eintritt. Allein jene Fälle find nur Ausnahmen, und biee 
Arbeiten Lönnen bei folcher Vertheilung des Boden? nur felten 
vorkommen, da in ber Regel Jever völlig im Stande ift, feine Ge⸗ 
ſchäfte jelbft und mit feiner Familie zu beforgen. Ebenſo ift ein 
befonderd vortheilhafter Abſatz der Erzeugniffe, welcher auch einen 
fehr Meinen Beſitz noch binreichend lohnend macht, nur bei unge 
wöhnlich gimftiger Lage möglih. Deßhalb ift denn ber Zuſtand 
jolher ganz Heiner Grundeigenthümer im Allgemeinen ein trau: 
ger. In der Regel tritt das Uebel zu Tage in ber Form ber 
Kartoffelwirthſchaft; jeden Falles tft dieſe die fchlimmfte Erfchei: 
nung beflelben, da fie die größte Menge von Menjchen auf ber 
gleichen Fläche geftattet, durch ſchlechte Ernährung geiftig und koͤr⸗ 
perlich herunterbringt, auch zum Branntweingenufje veranlagt, end⸗ 
Tich jelbft bei einem etwaigen Weberfchuffe nur einen geringen 
Tauſchwerth Liefert. Nahrung, Wohnung und Kleidung find dann 
auf dad geringfte Maaß beſchränkt; bei jeber außergewoͤhnlichen 
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Ausgabe ober einem Ausfalle in der Einnahme tritt al3bald fürms 
licher Mangel ein; faft immer brüden Zinfen aus hypothekariſchen 
Schulden over rüdjtändige Steuern. Daß zu geiftiger Ausbildung 
Luft und Mittel fehlen, bedarf keines Beweiſes; und leicht Teibet 
auch die Sittlichfeit Noth unter der beftändigen Noth. So geht 
baB Leben unter Mühe und Entbehrung hin, und jede nächjte Ges 
neration fieht einem noch ſchlimmeren Zuftande entgegen, indem des 
Feldes nicht mehr geworben, dagegen die Zahl der Xheilnehmer ge: 
wachjen ift ). — Noch unerfreulicher find die Zuftände da, wo ber 
Boden im Eigenthume großer Befiter ift, welche benjelben in klei⸗ 
nen PBarcellen verpachten oder, wenn auch größere Pachtungen zue 
gebend, die Bedingungen für biefelben monopoliftiich jteigern und 
feinen rechtlichen Anfpruh anf eine längere Dauer in berjelben 
Hand einräumen. Im erjteren Kalle kommen zu ben fänmtlichen 
jo eben gefchilverten Webelftänden allzufleinen Eigenthumes nodh 
völliger Mangel- an Realkrevit, welcher über einen Unglüdgfall wege 
helfen ober Betriebsmittel verfchaffen koͤnnte; das Wegfallen jedes 
Triebe zu Verbeſſerungen; bie Nothwendigkeit, fich auch den härs 
teften Bedingungen zu fügen, welche eine verzweifelte und gedanken⸗ 
Iofe Mitwerbung oder unmittelbare Habfucht des Eigenthümers 
ftellen mögen; das bittere Gefühl völliger Abhängigkeit und Hoffe 
nungsloſigkeit. Und ſelbſt gefteigert werben alle biefe Uebel, wenn 
fich noch zwifchen den Eigenthümer und feine Zwergpächter Mittel- 
männer eindrängen, um jenem ben Pachtzins im Ganzen vorzue 
ſchießen oder ihm den unmittelbaren Verkehr mit jolchen unglüd- 
lichen und ungufrievenen Hinterfaflen zu erfparen. Welcher fittliche 
Zuftand aus folhen Verhältniffen entftehen muß, bedarf feiner Er- 


2) Vgl. Schüz, Ueber ben Einfluß ber Vertheilung des Grundeigenthums, 
©. 136 fg.; Lift, Die Adewerfaflung, Zwergwirthſchaft und Auswanberung, 
in ber Deutihen V.-J.⸗«Schr., 1842, H. IV, ©. 106 fg. Wenn einzelne Theo⸗ 
retifer, 3. 8. Bülau, Der Staat und ber Landbau, ©. 85 fg., biefe Nachtheile 
eines Aderbau:Proletariates nicht zugeben wollen, fo fünnte fie die Bekanntſchaft 
mit ben Auftänden eined Landes, in welchem thatfächlich folche Zuftände beitchen, 
(3. 8. einem Theile von Deutſchland, Frankreich,) gar wohl eined Bellen belehren. 
Da wo biefe Verhältniffe im Leben vorhanden ſind, ift auch nicht bie leiſeſte Ver⸗ 
fhiebenheit ber Anſichten hierüber. 
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örterung. Entweder erfolgt, je nach den Anlagen des Einzelnen 
und ber Race, dumpfes Hinbrüten und fraftlojed Verſinken, ober 
thterifche Rohheit und Werbitterung, welche bis zu großer politiſcher 
Gefahr gehen kann *). Nur zufällig kann dieſes vüftere Bild etwas 
erhellt werben durch die Nähe von Gewerben, welche zu Verdienſt 
Beranlaffung geben, oder durch Gelegenheit zu Tagelohn, was aber 
Beides nur Ausnahme ift. Verpachtung in größeren Stücken hat 
allerdings nicht nothwendig ſchlimme Folgen; im Gegentheife kam 
bei billigen Verträgen, langjährigen oder gar erblich fortdauernden 
Meberlaffungen, überhaupt feften Werhältniffen ein wohlhabender 
und zufriedener Pächterftand entitehen, welcher kaum weniger gut 
daran ift, als wenn bad Eigenthum des Bodens ihm zuftände 
Aber e3 ift eben fo wohl auch ein Proletariat der fchlimmften Art 
möglich bei überfpannten PBachtbebingungen und bei Unficherheit bei 
Genuſſes; denn auch hier bleibt dann dem Pächter nicht der not 
wendige Erwerb, und er hat lebenslang mit Noth zu kämpfen, if 
feiner Eriftenz niemals fiher. So lange das Verhältniß ein fitt- 
liches und patriarchalifches ift, mag es nicht getabelt werben; allein 
wenn es herzlos auf ven hoͤchſten Gelderwerb geftellt wird, kann es 
nur ein unheilvolles genannt werben ). — Hoͤchſt klaͤglich endlich 
iſt der Zuſtand, wenn in einem Lande blos Großwirthſchaften be: 
ſtehen, welche mit ganz beſitzloſen und grundſätzlich von jedem Eigen⸗ 
thume und ſelbſt Pachte ausgeſchloſſenen Tagelöhnern betrieben 
werden. Ein Tageloͤhner iſt allerdings immer, wenn er nur feine 

8) Das Beifpiel von Irland zeigt befanntlich am beutlicäfien bie entſetzlichen 
Folgen eines ſolchen Syſtems von äußerfter Zerfplitterung ber Pachtungen. Def 
in dem unglüdlihen Lande auch noch andere Unglücksgründe mitwirken, wie 5. 8. 
bie Abweſenheit ber meiften Grunbbefiger, bie Firchliche Verbitterung, ber Racen: 
bag u. ſ. w., ift ganz richtig; allein bie Grundlage des Uebels iſt boch immer 
daB fehlerhafte Agrarſyſtem. 

4) Einen thatfächlichen Belen von ber Möglichkeit eined fehr verbreiteten 
Pächter: Proletariates bei am ſich nicht zu Eleinen Bobentheilen liefert das nörbs 
liche und mittlere Stalien, in welchem bad Grundeigentum ben Bewohnern ber 
Städte zuftcht, bie es durch Halbmeier verwerthen. Trotz Boben, Clima und 
Fleiß herrſcht unter den letztern bie bitterfte Armuth und bie Verhältniſſe fcheinen 
fich ſelbſt noch zu verſchlimmern, feitdem bie Eigenthümer angefangen haben, ſelbſt 
mehr als bie Hälfte bes Rohertrages zu verlangen. — Auch in den ruffifchen 
Dftfee- Provinzen find ähnliche Bobenverhältniffe mit ähnlichen Folgen. 





Arbeitskraft zu frember Verwendung befikt, ein Proletarier; allein 
wenn deren nur wenige unter bie beſitzende Bevölkerung eingefprengt 
find, fo entiteht daraus wenigſtens fein gejellichaftliches Uebel, und 
e3 bleibt folchen immer wenigſtens die Möglichkeit, fich durch Fleiß 
unb Sparfamfeit emporzuarbeiten. Anders aber ftellt ſich die Sache, 
wenn nur Latifundien beftehen, welche mit großen Maffen von 
Tagelöhnern bebaut werben, welchen, ſei es ber einfacheren Wirth: 
ſchaft ſei es der größeren Abhängigkeit wegen, jeder eigene Beſitz 
von Boden geſetzlich oder wenigftend nach Gewohnheit verfagt wird. 
Solche Arbeiter find dann nicht blos auf dem unfichern, nicht. felten 
ganz fehlenden Tageserwerb verwieſen, ſondern es iſt diefer auch 
naturgemäß durch die Geſetze der ihnen ganz ungünſtigen Mitwer⸗ 
bung auf das geringjte Maaß herabgebrüdt. Da fie nun alle ihre 
Bebürfniffe, mittelbar oder unmittelbar, erfaufen müffen, ſelbſt in 
Betreff ber Wohnung ganz abhängig vom Herrn find, jo ift bittere 
Armuth ihr hoffnungsloſes Schickſal. Wenn daraus nun eine Ver⸗ 
brecherbevoͤlkerung entſteht, welche das ihr Fehlende durch Feld⸗ und 
Walddiebſtahl ergänzt, im Trunke ſich betäubt, dem Haſſe aber durch 
Beſchädigungen Luft macht, fo iſt es kein Wunder, aber ein ſehr 
unglüdlicher Zuftand °). 

Noch entfchiedener fogar, weil maſſenhafter an einzelnen Punk⸗ 
ten vereinigt, tritt die Maffen-Armuth hervor bei ver gewerbtrei- 
benden Bevölkerung, falls der Gewerbe-Betrieb entweder fabritmäßig 
geworben ijt, oder wenn bei vollflommener Gewerbefreiheit reiche 
Unternehmer die Beftelung und den Verkauf der Waaren im 
Sroßen betreiben, die einzelnen Arbeiter aber nur Theile oder 
hoͤchſtens beftimmte einzelne Gegenftände für dieſelben verfertigen. 
Allerdings iſt der AZuftand des eigentlichen Fabrikarbeiters ver 
fchlimmere von beiden, weil er ber abhängigere ift; allein der Un⸗ 
terfchied iſt doch nicht fehr bebeutend. In beiden Fällen find bie 
Arbeiter weſentlich unfelbftftäntig, finden nur in Verbindung mit 
einer Maſchinerie oder durch die Beftellung de3 Unternehmers Be⸗ 
Ichäftigung, ftehen mit dem Verzehrer in feinem unmittelbaren Vers 
hältniffe._ Ron einem Emporarbeiten des Einzelnen zum Beſitze 


5) Medienburg. 
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oder Mitbeſitze einer eigenen Fabrit over auch nur eines kleineren 
eigenen Sefchäftes ift nur in den feltenften Ausnahmzfällen bie 
Rede. Die hierzu erforderlichen Kapitale find viel. zu beträchtlid, 
ala daß Arbeiter auch bei dem angeftrengteften Fleiße und bei gu 
tem Lohne fich folche erwerben könnten. Auch fehlt es ihnen in 
ber Regel an der nöthigen Vielſeitigkeit der Kenntniffe und an 
Handelsverbindungen. Das beſte Loos, welches ihnen zu Theil 
werden kann, ift eine fortbauernde Beichäftigung in ihrer unter: 
geordneten Stellung; allein auch dieſes wirb ihnen bei Kränklichkeit, 
Alter, Handelöfrifen, neuen Mafchinen, keineswegs immer zu Theile. 
Nicht felten werden Tauſende, vielleicht. Hunderttaufende, entweder 
mit einemmale ihres Einkommens ganz ober fheilmeife beraubt, bis 
wieder beffere Nachfrage eintritt; ober aber fie bleiben zu einem 
täglich hoffnungzlofer werdenden Wettkampfe mit einer neuerfiunde 
nen Kraft ober Gewerbeeinrichtung verurtheilt, bis fie demſelben 
“ allmählich erliegen. Das in folchen Fällen entftehende Elend Tann 
alle Beichreibung Üiberfteigen und nur mit dem einer Hungersnoth 


verglichen werben ). Und wäre es auch allerdings unrichtig zu | 


behaupten, daß biefe unfelbftftändigen Arbeiter immer Mangel et 
ben, indem vielmehr nicht felten ihre Arbeit gut bezahlt wird: ſoe 
iſt doch der gaffge Zuſtand ſehr unſicher und nur allzu häufig tritt 
ohne alle Schuld der darunter Leidenden Stodung, damit aber 
Dürftigkeit ein. Die Folgen diefer Zuftände find fehr unerfreufid 
und ſelbſt gefährlih. Nothwendig müfjen bie Gewerbe-Proletarier 
mit ihrem harten und hoffnungslofen Schteffale unzufrieden fein; 
und jehr Teicht verbittert fie die Vergleichung befjelben mit der Lage 
. der wohlhabenderen und höheren Klaſſen, zunächſt mit- der ihrer 
eigenen Beichäftiger, gegen die in ber Geſellſchaft beftehenden Ein- 
rihtungen und gegen den Staat, welder biefelben zwangsweiſe 
ſchützt. Häufig fuchen fie fih nun durch unerlaubte Mittel, al 

6) Statt aller Berufungen auf frühere Fälle biefer Art mag erinnert jein 
an bie allgemeine Arbeitzlofigkeit und das baraus in weſentlich gewerbenden Gegen: 
ben, 3. B. in England und im Erzgebirge, entftehenbe furchtbare Elend während 
bed Winterö 1842/35; oder an die Noth ber Baummollenarbeiter in England in 


Folge des norbamerifanifhen Kriegs. Vgl. Engels, Die Lage ber arbeitenben 
Alaſſen, S. 106 fg. 
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da find heimliche Verbindungen, gemeinichaftliche Unterbrechung ber 
Arbeiten, Drohungen und Gewaltthaten, zu helfen ); und eine 
ſolche Gefinnung iſt um fo gefährlicher, ala die Arbeiter in ben 
Mittelpunften ber Gewerbethätigfeit in großer Menge zufammen- 
gedrängt find und überbieß ihre Erbitterung und ihr Elend leicht 
von politischen Partheien auSgebeutet werben kann, fie wenigſtens 
als ſtets bereite Hilfgmacht angefehen und benütt werben ®). Außer: 
dem aber werben Viele biefer Klaſſe durch die allzu lange dauernde 
und gleichförmige Arbeit, durch fchlechtes Beiſpiel in ihrer Mitte, 
endlich durch die Zerrüttung des Familienleben (eine nothmenbige 
Folge der beftändigen Entfernung der arbeitsfähigen Mitgliever aus 
bem Haufe) zum Trunfe und zu anderen unfittlichen Zerftreuungen 
getrieben. Vielleicht tritt fogar das ganz unnatürliche und tief ent- 
ſittlichende Verhältnig ein, daß der Mann durch die allein Arbeit 
findende Frau ernährt wird, oder noch rüftige Aeltern durch Kin- 
der ). Bon Bildung kann ohnebem in folcher Lage nicht die Rede 
fein, beſonders da auch in der Regel die Erziehung der Kinder 
vernachläffigt ift, und wäre es nur, weil dieſelben jchon frühe durch 
ihre Arbeit zum Unterhalte der Familie beizutragen genöthigt find 7%). 
Daß unter allen diefen Einflüſſen auch Häufig noch die Gejunbheit 


7) Ein eben fo Iebenbiges ala ſchredenerregendes Bild ber ungefehlichen Ber- 
Bindungen und Handlungen, zu welchen bad Gefühl ber Abhängigkeit und bie 
Grbitterung gegen bie eigenen Befchäftiger führen kann, giebt folgende Schrift: 
Swinton, Beport of the trial of Th. Hunter etc., cotton-spinners in 
Glasgow. Edinb., 1838. Daß aber hier nicht etwa bloß ein vereinzelteß Ereig⸗ 
niß gefchilbert ift, beweifen fo viele andere »strikes« und bie daraus entſtehenden 
Verbrechen und Unglüdsfälle. Bon ben Ereigniffen in Lyon im J. 1833, in 
Paris im J. 1848 ganz zu ſchweigen. 

8) Selbſt die Möglichkeit einer Verblendbung über biefe Seite unferer Zu: 
Bände ift genommen durd bie, in mehr als Einer Hinfiht merfwürdige, 
Urbeit vn Stein, Der Socialismus und Communismus. L&pz-, 1842. Aller: 
dings ift hier zunächft nur von franzöfiichen Berhältnifien und Exeigniffen bie 
Rede; allein es ift Fein Grund einzufehen, warum nicht im Ganzen gleiche Ur- 
fachen überall ähnliche Folgen erzeugen follten. Dan benfe an Weibling. 

9) ©. Engels, Die Lage ber arbeitenden Klafien, S. 175 fg. 

10) Hochſt wichtig find in Beziehung auf fittliche und intellectuelle Proles 
tarier-Zuftände bie Zufammenftellungen von Ducpetiaux, De la condition 
des jeunes ouvriers, ®b. I, ©. 199—144. 
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' empfindlich leidet, bedarf wicht erft der Erwähnung 11). Nicht 
überfehen aber darf werben, daß auch bier dad Uebel, wo es ein—⸗ 
mal Wurzel gefaßt hat, in beftänbigem Zunehmen begriffen if. 
Es hat nämlich der fabrifmäßige Betrieb eine natürliche Neigung, 
fich immer weiter auszubehnen und immer größere Gewerbeanlagen 
zu gründen. Dadurch aber werben bie Fleineren felbftftändigen 
Gewerbe mehr und mehr erbrüdt und bie unſelbſtſtändigen Ar 
beiter theild zahlreicher, theild von den wenigen Herren abhän: 
giger '*). . 


11) ©. hierüber Wing, Evils of the factory system demonstrated 
by parliam. evidence. Lond., 1837; Report on the sauitary condition el 
the labouring classes of Great-Britain (by Chadwick). I—-IIL Lend, 
1842; Ducpetiaux, Condit. des ouvriers, ®b. I, ©. 47 fg.; Engel, 
a. a. O., S. 36 fg., 121 fg. 

12) Folgende Schriften behandeln die Maflen-Armuth im Allgemeinen ode 
wenigftend bie Zuftänbe einer ber beiden Hauptflafin: Gaskell, The manı- 
facturing population of England. Lond., 1832; Derfelbe, Artisans and 
machinery. Lond., 1886; Kay, The moral and physical condition of the 
working classes. Lond., 1832; Morogues, Recherches des causes de la 
richesse et de la misere des peuples civilis6s. Par., 1832; Derfelbe, 
Du paup6risme et de la mendicite. Par., 1834, (ein Auszug aus bem er: 
genannten nur litbographirten Werke); Villeneuve-Bargemont, Er 
nomie politique chretienne. Part I—III, Par., 1834, a. a. St.; Wade, 
History of the middle and working classes. 8d. ed., Lond., 1835; F. Schmibt, 
Unterfuhungen über Bevolkerung, Arbeitslohn und Pauperismus. Lpz., 1836; 
De G6rando, Bienf. publ., T. III, ©. 251 fg; Remusat, Du Paupe 
risme et de la charité l&gale. Par., 1840; Buret, De la misöre d. classes 
laborieuses. L UI. Par., 1840; Chamborant, Du Pauperisme. Paris, 
1842; Ducpetiaux, De la condition physique et morale des jeunes 
ouvriers. I. II. Brux., 1843; The claims of labour. 2d. ed. Lond., 1844; 
Engels, Die Lage ber arbeitenden Klafien in England. 2pz., 1845; How 
genot Desmougseaux, Des prol6taires. Paris, 1846; Schmitt 
benner, Web. Pauperismus und Proletariat. Gießen, 18485 Benien, 
Die Proletarier. Stuttg., 1848; Maghead, London labour. and London 
poor. Lond., 1852; Audiganne, Les populations ouvrieres d. l. France. 
I. I. Par., 1854. Auch id} babe die vorliegende Frage ſchon wieberholt befpres 
hen, 3. B. in Rau's Archiv für Nat.:Ockon., Bb. II, S. 140-208; in Rot 
teck's u. Welcker's Staatslericon, ®b. VI, S. 775—830; in ber Deutfhen 
Biertel:Jahrfhr., 1840, H. 3, S. 1-72. — Außerdem gehört hierher bie ge: 
fammte Literatur der verfchiedenen focialiftifchen und communiftifchen Schulen. 
So wenig Ausführbares und Wünfchenswerthes fie hinfichtlich der neuen @eftaltung . 
ber bürgerlichen Geſellſchaft mögen vorgefchlngen haben: fo wäre es doch HödR 
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2) Borbengungd- unb Berbefierungdmittel, 


6. 70. 
a) Segen Maffen-Armuth der fandleute. 

Klar liegen beim Aderbau:-Broletariate bie Gründe 
des Uebel? vor. Es handelt ſich bier entweder von einem Miß- 
verhältniffe der Größe des Grundbeſitzes zu der Zahl der auf den⸗ 
felben mit ihrem Unterhalte angewieſenen Menfchen, mit anderen 
Worten, von einer wenigſtens örtlichen Uebervölferung; oder von 
einer unbilligen Ausbeutung ber wegen monopoliftiichen Beſitzes 
des Grundeigenthumes auf Pachtung angewiefenen arbeitenden 
Zandwirthe; ober endlich von ber völligen Abhängigkeit befitlofer 
Hilfs⸗ und Lohnarbeiter. Verhältnißmäßig Mar liegen daher auch 
die Hilfämittel gegen die Uebel vor; nur find fie natürlich nicht 
die gleichen in den drei welentlich verſchiedenen Zuftänden. 

1) Bei der allzugroßen Zeriplitterung ded Grundeigenthumes 
iſt natürlich die Erhaltung oder Herftelung eines richtigen Ver: 
hältnifjes der ernährenden Fläche zu der Zahl der zu Ernährenden 
das einzige mögliche, aber auch ein ganz außreichendes Hilfsmittel 9). 


ungerecht, nicht anerkennen zu wollen, baß ihre Kritik ber beftehenden Zuftände 
ſehr viel Wahres nad Gefühl und nach Gedanken enthält. Namentlich find bier 
auch die Zeitfchriften ber focialiftifchen Richtung zu erwähnen. 

1) Allerdings werben auch noch andere Vorbeugungsmittel gegen Aderbaus 
Broletariat empfohlen. Allein Feines berjelben hält eine nähere Prüfung auß. 
Benn 3. B. ein möglichſt guter Unterricht ber aderbautreibenden Klaſſe und darauf 
gegründete intenfive Güte der Bewirtbfchaftung genannt wird, (f. Scheibler, 
Die Lebensfrage der europ. Eivilifation. Jena, 1839 ,) fo erfcheint dieß in bdrei- 
facher Beziehung als ungenügend unb verkehrt. Einmal ift in einem Falle, in 
welchem eine aderbautreibenbe Bevölkerung einfach durch Verbeflerung ihrer Be⸗ 
wirtbfhaftungsweife wohlhabenb werben Tann, Maffen: Armuth eigentlich nicht 
vorhanden. Armuth mag immerhin bier befiehen; allein es ift Feine durch falfche 
Geſtaltung der geſellſchaftlichen Einrichtungen erzeugte, welche eine ganze Klaffe 
der Bevölkerung, als ſolche, brüdt; fonbern eine durch Trägheit oder Unwiſſenheit 
ſelbſt verſchuldete, welcher ſich jomit jeder Einzelne, wenn er nur ernfllich will und 
ohne alle Veränderung feiner äußeren Lage, entziehen Tann. Sodann ift klar, 
ba ba, wo wirklich Aderbau:Prolctariat herrſcht, bie Einführung einer intenfiv 
befieren Benügung bed Bodens das Uebel nur auf kurze Zeit lindern kann, wenn 
nicht zu gleicher Zeit die gegen daſſelbe eigentlich zu ergreifenden Mittel anges 
wenbet werben. ‘Bleibt nämlich die willfürliche Theilbarfeit ber Güter, fo wirb 
nur allzubald die neue Weitererzeugung von Werthen auch eine weitere Bevdls 
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Am wenigften Schwierigkeiten bat die Abwehr, wenn da 
Uebel noch nicht wirklich eingetreten ift, und es fi) alfo nur 
davon handelt, die bisher thatjächliche oder gejelich beftehenve 
Ackerbau-Verfaſſung in ihren wefentlichen, bisher erprobten Beſtim⸗ 
mungen aufrecht zu halten. Da keine beftchenden Nechte hiebei 
geändert, noch neue Laften und Beichräntungen auferlegt werden 
ſollen, jo ift weder Widerfpruch zu erwarten, noch für Entſchädi⸗ 
gung und Ausgleichung zu ſorgen. Das einzige Nothwendige in 
ſolchem Falle ift, daß das, was etwa nur Gewohnheit war, durch 
fürmliche Gefege der Willlür und Veränderungsluſt des Einzelnen 
entrücdt wird. Sollten bie bißherigen Beichränfungen in Verthei⸗ 
hung des Grunbeigenthumed noch über dad Wünſchenswerthe bin- 
ausgehen und jomit eine Erweiterung der Veräußerungd-Befugniß 
zuläffig fein, ober eine Herabjegung des bisher eingehaltenen , für 
Eine Familie zureichenden Minimums ohne Nachtheil gefchehen 
fünnen: fo mag dick allerdings bei ſolcher Feſtſtellung am paſſend⸗ 
ſten mitgeändert werden. Darüber aber, welche Vertheilung des 
Grundeigenthumes die wünſchenswertheſte ſei, und wie ein ſolcher 
Zuſtand erhalten werben könne, ſ. unten Bd. IL, Kap. 2, das 
Nähere. 


ferung veranlafien, und dann Alles wieder im alten Zuftande fein. chen 
Falles ift, drittend, unwiderſprechlich, daß das genannte Hilfsmittel nicht nad 
dem jeweiligen Bebürfnifle, d. h. nad ber Größe des Webels, beliebige Anwen 
bung erleidet, fondern eben bis zu einem gewiflen von ganz anderen Bedingungen 
abhängigen Grabe; unb daß es fomit leicht, ſelbſt gleich anfangs, nur einen ge 
“ringen Theil ber nöthigen Forderungen erfüllt. — ben fo wenig läßt fi) vom 
ber (von Chamborant, Du Pauperisme, ©. 360 fg. empfohlenen) gemein 
ſchaftlich en Bearbeitung ber Feldmarken hoffen. Daß burch eine ſolche Or 
ganifation der landwirthſchaftlichen Arbeit viel an Zeit und Kraft gewonnen, auch 
manche Benügung bed Bodens erft möglich gemacht würde, mag immerhin zw 
gegeben werben; allein wenn die ungenügende Größe und immer weiter gehende Theil: 
' barkeit bed einzelnen Eigenthumes babei fortbefteht, fo ift nicht einzufehen, was durch 
diefe Erſparniſſe in ber vorliegenden Beziehung auf die Dauer geiwonnen werben 
fol. In ganz Furzer Zeit würde der, gegen ben bisherigen, größere Ertrag eine 
verbältnigmäßige Anzahl von weiteren Theilnehmern hervorrufen, daun aber Alles 
wieber beim Alten fein. Zufammenlegung ber Arbeit unb gemeinfcaftlide Be 
wirthichaftung ift ein brauchbares Mittel gegen Pauperismus, allein wiegt gegen 

bie aus zu großer Zahl vom Eitzenthiumern entfiehenbe Form beflelben. 


479 


Iſt dagegen Broletariat unter einer Bevölferung von Eigen: 
ümern bereit? vorhanden, jo bat der Staat bie, freilich ſchon weit 
wierigere, Aufgabe, ein richtiges Verhältniß zwiſchen Menſchen⸗ 
hl und Bodenfläche wieder herzuſtellen. 

Einleuchtend iſt, daß dieſe Ausgleichung moͤglicherweiſe auf 
eifache Art bewerkſtelligt werden kann; nämlich entweder durch 
ergrößerung ber einer ſolchen armen Bevölkerung zur Bebauung 
ſtehenden Grundfläche, oder mittelft Verminderung der Menſchen⸗ 
ihl auf dag richtige Maaß, oder enblih durch Einführung eines 
hnenden Nebengewerbed. Ein allgemeiner Grundſatz, welches von 
eſen Mitteln vorzugöweije zu ergreifen fei, läpt fich nicht aufs 
len. Vielmehr müfjen die thatfächlichen Umftände im einzelnen 
alle darüber entjcheiden. An ſich am wünſchenswertheſten ift es 
eilich wohl, wenn daß erjtere diejer Mittel ergriffen werben kann. 

Eine Vergrößerung bed Grundbeſitzes iſt möglich, wenn ein 
Zher entweder gar nicht zur Lanbwirthichaft verwendeter oder zur 
roßwirthſchaft benützter Strich Landes erworben und unter bie 
Sherigen Kleinhaͤusler vwertheilt werden kann. Dieß iſt aber in 
richievenen Faͤllen thunlich, fo namentlich, wo eine Domäne, ein 
oßes Gemeindegut, eine Befitung der todten Hand, ein Stüd 
zaldboden hierzu abgegeben, ober wo von einem größeren Bejiger 
n gefchloffene® Gut erworben werben mag”). Je wohlfeiler bie 
rwerbung zu ftehen kommt, deſto fchneller und grünblicher wird 
rt leivenden Bevölkerung geholfen, und es hat namentlich ber 
taat, wenn von feinem Befite zu folchem Zwecke "etwas nöthig 
t, diefen Umftand und feine auch für ihn nüßlichen Folgen 
x der Beſtimmung des Preijed wohl in Betrachtung zu ziehen; 
zn einem Geſchenke ift jeboch dabei keineswegs mit Nothwendigkeit 
e Rede. Die neuen Eigenthümer erhalten einen für fie beſonders 
erthvollen Gegenftand, und mögen aljo immerhin den Preis da- 
ir bezahlen. Durch gute Wirthichaft und in glücklichen Jahren 
erden fie allmählich fich frei arbeiten. Muß freilich ber Kauf: 
reis, wie dieß bei ber Erwerbung des Gutes von einem Privats 


2) Das Nähere Über diefe verfchiedenen Arten von möglijen Erwerbungen _ 
unten im 2ten Bande, Bud III, Kap. 2. 
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manne leicht Bedingung fein Tann, gleich anfänglich ganz ober in 
ftarfen Raten bezahlt werben, fo ift es eine große Erleichterung, 
wenn die Gemeinde .oder der Staat ind Mittel tritt, Die Summe 
vorſchießt und fich allmählich von den Einzelnen ihren Antheil er: 
ftatten läßt. Don felbit verjteht fich übrigens, daß bei einer job 
hen Erwerbung weiteren Grundeigenthumes alabald durch bindende 
Beitimmungen dafür Sorge zu tragen ift, daß der bis zur genü- 
genden Ernährung einer Familie vermehrte Beſitz des Einzelnen 
fpäter nicht wieder zerichlagen oder mehreren Familien gemeinfchaft: 
lich übertragen werben barf, indem fonft die ganze Maaßregel nur 
eine vorübergehende Hilfe gewähren und fchon in ven nächten Ge 
nerationen wieder ber alte Webelftand eintreten wird. Und jollte 
das zur Vermehrung des Grundbeſitzes abzugebende Stück . nicht fo 
bebeutend fein, daß jedem der bisher zu gering Außgeftatteten bis 
zum nöthigen Umfange aufgebefiert werden kann: jo erfcheint & 
als räthlicher, einer Kleineren Anzahl, fo weit eben das Feld reicht, 
das Fehlende vollftändig zuzuweiſen, als es unter Alle ohne fchließ 
lichen durchgreifenden Nuten zu zerfplittern. Jeden alles aber 
it es räthlich, die Vertheilung bed neuerworbenen Feldes zu einer 
Aufammenlegung des Beſitzes eines eben und zur Ordnung ber 
Flurwege zu benügen ®), — Sollte fein freied Eigenthum für bie 
Kleinhäugler erworben werben koͤnnen, fo kann vielleicht wenigftend 
ein entipreckended Stück Feldes als Pachtung für fie erlangt und 
nach Bedürfniß vertheilt werden. Solches ift allerdings im Gar 
zen ein, wegen ber geringeren Treiheit im Betriebe, namentlich aber 
wegen ber Unficherheit Hinfichtlih der Dauer ber Hilfe, weniger 
wünſchenswerther Zuftand; allein bei langen PBachtterminen und 
billigen Bedingungen mag immerhin auch auf biefe Weife dem 
größten Bedürfniſſe abgeholfen werben. 

Iſt eine Erweiterung des baubaren Feldes gar nicht oder nicht 
in genügendem Maaße zu erlangen, jo muß, zweitens, babin ge 
ftrebt werben, eine lohnende gewerblihde Nebenbeſchäfti— 
gung ausfindig zu machen, welde von den mit dem wenig aus 
gedehnten und nicht dad ganze Jahr hindurch Arbeit verlangenden 


8) Hierüber ſ. unten; Vd. IL, $. 142. 
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Feldbau in Anſpruch genommenen Familtenmitglievern betrieben 
werben kann. Dieß mag nun theils eigentliche Fabrifarbeit fein, 
wo denn freilich nur Zuftände bes Gewerbe-Proletariat?, wenige 
ſtens zum Theile, eingetaufcht werben; theils Tann es, wünſchens⸗ 
werther in jeder Beziehung, in der Einführung von häuslichen Ar- 
beiten beftehen, alfo 3. B. von Holz: und Stroh⸗Waaren, Weberei, 
Stiden, Eigarrenmahen, Sammeln von wildwachjenden Früchten 
und Pflanzen u. dgl. Ohne Zweifel wird fich bei genauer Sach: 
kenntniß und eifrigem länger fortgejebten Bemühen, ferner bei ans 
fänglicher Unterſtützung Manches dieſer Art erreichen laffen, und 
ift fomit eine Aufmerkſamkeit des Staates hierauf Pflicht und eige⸗ 
ner Vortheil %); allein nicht immer wird eine ausreichende Hilfe 
diefer Art gelingen. Es kann eine übermächtige Mitwerbung ent: 
gegenftehen; e3 fehlt an Großgewerb und unternehmendem Handel; 
der Rohſtoff ift nicht zur Hand. Jeden Falles ift e8 kaum denk⸗ 
bar, daß folche gewerbliche Nebenbejchäftigungen in ausreichender 
Menge gefunden werben koͤnnen, wenn die Bodenzerfplitterung über 
einen großen Theil eines Landes verbreitet fein follte, 

Es wird alfo nicht felten unvermeidlich ber Fall eintreten, daß 
Hilfe nur durch Verminderung der auf die Benügung deſſelben an- 
gewiefenen Menfchenzahl möglich if. Dieß mag denn aber wieder 
bewerkitelligt werden entweder durch Veranlaffung von Auswande⸗ 
rung, oder durch allmählihe Zurückführung ber vom Landbau fich 
jelbftftändig nährenden Familien auf das richtige Verhältnig zu 
Grund und Boden. — Natürlich wird durch Auswanderung fchnel- 
fer geholfen, und es tft alfo jeden Falles zu ihr die Zuflucht zu 
nehmen, wenn der itige Zuftand unmöglich länger getragen wer⸗ 
den kann *). — Mag aber die Heilung des noch nicht zum Uner: 
träglichen geftiegenen Uebel? langſam wirkenden Mitteln anbeim 
gegeben werben, oder muß man zu denſelben feine Zuflucht neh⸗ 
men, weil fich feine entiprechende Auswanderung zu Stande brin- 
gen ließ: fo ift offenbar Hilfe allein darin zu finden, daß eine, 


4) Dal. Schmitthenner, Pauperismus und Proletariat, ©. 63 fg. 
5) Das Nähere über Veranftaltung und Leitung von Auswanderungen fiche 
oben, $. 20, ©. 166 fg. 
v. Mohl, Pollzeiwiff. I. 3. Auflage, 31 
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nach‘ den oͤrtlichen Verhältniſſen bemefjene, geringfie Größe des 
Grundbeſitzes, auf deſſen Betrieb‘ eine Familie gegründet werben 
darf, feſtgeſetzt, mit Yeltigkeit jede neue Ehe bis zu Erfüllung die 
fer Bedingung unterfagt und jo allmäbli ein wohlhabenderer 
Bauernftand gefchaffen wird, wobei natürlich für Aufrechterhaltung 
deö mit fo vieler Mühe errungenen Zuftanded Sorge getragen wer: 
den muß durch Verbot neuer Vertheilung und Zerfplitterung unter 
bad ſeſtgeſetzte Minimum herunter. Findet man fich zu folchen 
tiefeinfchneidenden Maafregeln nicht berechtigt ®), oder iſt man ber 
_ Meberzeugung, daß die nachtheiligen Folgen eines ſolchen durch⸗ 
ſchnittlichen Zwanges überwiegen ): dann bleibt freilich nichts 
übrig, als die fragliche Form des Proletariates mit feinen Folgen 
zu tragen. 

2) Leichter fcheint eine Hilfe zu fchaffen zu fein, wenn es fid 
von einem Pächter-Proletariate handelt, indem es ja, möchte man 
glauben, nur einer Verbeſſerung der Pachtbebingungen bevürfe, um 
ein befjered Verhältniß herzuftellen, hierzu denn aber eine billige 
Einficht genüge, zu welcher ſelbſt ſchon der wohlverftandene eigene 
Bortheil bringen könne. Leider iſt dem aber nicht fo, da erfahrung 
gemäß Selbſtſucht und Habgier folchen Erwägungen nicht zugäng: 
(ih find, ein zwangäweiles Eingreifen bes Staates aber theils nicht 
erlaubt ift, theils leicht umgangen werden koͤnnte. Ueberdieß mE 
noch zwiſchen übel gehaltenen Pächtern größerer Grundftüde und 
ben Zwergpächtern von übermäßig vertheilten Ländereien unter 
hieden werden. — m eriteren Falle würde allerdings die Be 
willigung billigerer Pachtbedingungen in kurzer Zeit eine grünbfice 
Befjerung herbeiführen. Wenn nun aber in Folge gefchichtlicher 
Zuftände und eingewurzelten Herkommens ein patriarchalisches Ver: 
haͤltniß nicht befteht, fondern die in den Städten oder gar im Aus 
lande lebenden und jo dem täglichen Anblicke des Elends entrückten, 
oder die durch eine Raceverſchiedenheit und durch die Erinnerung 


6) Vgl. hierüber oben, $. 19, ©. 156 fg., das über bie Verhinderung un 
vorfichtiger Chen Ausgeführte. 

7) Die Gründe für und gegen die Gebundenheit bes Vrundbefives find aus 
geführt in Bd. II, $. 118. 
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an eine frühere Hoͤrigkeit ben Pächtern ferne geftellten Eigenthiimer 
hart auf ihren bergebrachten vertragsmäßigen Forderungen behar- 
ven: fo können nur inbirecte, deßhalb aber langſam und ungewiß 
wirtende Beſſerungsverſuche von Seiten des Staates gemacht wer: 
ven. Einmal nämlich kann, und fol, er mit gutem Beifpiele vors 
geben bei ven Püchtern feiner eigenen Domänen, fo wie der Güter 
jolcher Verwaltungen, auf welche ihm ein Einfluß zufteht ; vielleicht 
ändert er dadurch allmählich die Eittee Sodann kann er die gros 
Ben Grundbeſitzer durch Gewährung von Schug und Sicherheit, Te 
wie durch Einräumung von politiichem ‚Einfluffe an die auf ihren 
Sütern Lebenden zum Aufenthalt auf dem Lande zu bewegen fuchen, 
bamit aber möglicherweile ein größeres Mitgefühl mit ihren nun⸗ 
mehrigen Umgebungen bei ihnen erweden. Es iſt nicht ohne Bei⸗ 
jpiel, daß weitverbreitete üble Gewohnheiten durch beffere erfeßt 
werben; allein weber auf fichere noch auf ſchnelle Wirkung Tann 
gerechnet werden, ſelbſt bei. dringenden Bebürfniffen nicht. — Bel 
der weit übleren Form eines Syſtemes von Zwerg⸗ und After-Ver⸗ 
pachtungen kommt zu den eben erwähnten Schwierigkeiten noch bie 
weitere., daß für die durch eine Zufammenfegung mehrerer kleiner 
Pachtungen beſitz⸗ und erwerblod werdende Bevölkerung anderwei⸗ 
tige Unterfunft und Ernährung gefunden werben muß. Sn jo weit 
alſo Feine gleichzeitige Ausdehnung ber Gewerbethätigkeit ftattfindet, 
it auch Bier für Auswanderung, und zwar für Maflen-Ausmwane 
derung, zu jorgen. Da es fich hierbei von der Entfernung ganz 
armer Menfchen handelt, fo find nothwendig die aus allgemeinen 
Kaſſen, jeien e8 nun Staats- oder Gemeindekaſſen, zu leiltenden 
Unterſtũtzungen ſehr beträchtlich; es wertheilen fich dieſelben übrigen 
auf eine längere Reihe von Jahren, ba felbjt bei ernftlichem und 
allgemeinem Willen zur Beleitigung bes Webeld eine Zufammens 
lezung der allzu Heinen Pachtungen nur allmählich erfolgen kann. 
Einer Wiederkehr der Mißſtände beugt namentlich die völlige Be⸗ 
feitigung der Wohnungen auf eingezogenen Pachtungen vor, weil 
fie die Auſäſſigmachung neuer Familien, welche auf abermalige 
Zerfplitterung der Pachtungen oder auf Afterpacht angewieſen 
wären, erichwert. 
81* 
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3) Gegen Tagelöhner - Proletariat giebt es fan fih nur ein 
einziges wirklich durchgreifended Mittel, nämlich die Theilung von 
Latifundien in kleinere Landftellen, welche je für eine felbftarbeitende 
Familie genügen, und bie Weberlaffung biefer neugeichaffenen Bauer: 
güter an bie biöherigen Tagelöhner, wo möglih als Eigenthümer, 
wenigftend aber ald Pächter mit langen Terminen und unter billi⸗ 
gen Bedingungen. Es bedarf nun aber nicht erft eines Beweiſes, 
daß diefeg Mittel außerordentlich ſchwer ins Leben zu rufen if. 
Bon einem gefetlichen Zwange gegen die Eigenthümer, ihre Groß 
güter in folcher Weife zu zerichlagen, kann nicht die Rede jein. 
Allerdingd wird zumeilen in Folge einer Ummälzung ber ganzen 
beftehenden Ordnung auch das Privatrecht gebrochen und dag Ber: 
mögen der Reichen, wenigftend in feiner bigherigen Form und Be 
nüsung, der Mehrzahl zum Opfer gebracht, als felbitverfchulbete 
Folge einer unerträglich gewordenen Maffenarmuth; allein folche 
Maaßregeln find in normalen oder auch nur leivlichen Zuftänden 
nicht möglich, und koͤnnen jeden Falles nicht als eine Forderung 
der Wiſſenſchaft aufgeftellt und nach überlegten Grundfägen geregelt 
werben *). In allen nicht geradezu äußerſten Fallen Tann eine 
rechtliche, aljo freiwillige, Zerichlagung von Großgütern zum Nupen 
des Prolctariated nur durch diejenigen Mittel herbeigeführt werben, 
welche überhaupt zu einer allmählichen Verminderung einer folchen 
Gejtaltung der Bodenverhältniffe rechtlich anwendbar find, alfo 
Beſchränkung der Fideicommiſſe und Majorate, ſtückweiſe Veraͤuße⸗ 
rungen von Domänen und von Gütern in todter Hand u. ſ. w.). 

8) Dieß ift denn einer ber weientlichften Gründe, weldhe gegen ben von 


Raifer Napoleon II. (im J. 1844 in Hamm) ausgearbeiteten und in be 
Schrift: Extinction du pauperisme entwidelten Plan einer großen Aderbaus 


Eolonifation für dag franzöfifche Tändliche Proletariat anzuführen find. Alle von | 


ben Eigenthümern nicht benüßten (?) Ländereien, im Betrage von minbeftend 
6 Millionen Hectaren follen, gegen Fortzahlung de bisherigen Ertrages, einge: 
zogen und militärifch organifirten Arbeitervereinen zu gemeinfamer Bebauung über: 
laſſen, vom Staate aber 300 Mil. Fr. als Vorſchuß gegeben werden. Auf folde 
Weife werben 206,400 Familien und 153,166 einzelne Arbeiter verforgt und nad 
wenigen Jahren bei einer Roheinnahme von 1,194,694,800 Fr. ein Ueberſchuß 
von 816,072,522 Fr. erzielt werden. — Ein Verſuch zur Ausführung ift befannt- 
lich übrigens, glüdlicherwveife, nicht gemacht worden. 

9) Vgl. hierüber unten, ®b. II, 88. 116—120. 
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Daß aber diefe Vorkehrungen nur fehr langfam, wohl auch nur 
theilweije wirken, und baß fie,. wenn fie je Folgen haben, nur 
zum geringeren Theile gerade ben Tagelöhnern zu Gute Tom: 
men, iſt einleuchtend. Daran aber nicht einmal genug Auch 
dann, wenn eine Zerſchlagung dieſer Art an fich Feinen Anſtand 
hätte, liegt eine große Schwierigkeit in der Armuth der biäherigen 
blojen Xohnarbeiter, welche die Mittel zu Beichaffung von Schiff 
und Geſchirr, von Vieh, von Betriebd-Rapital und Vorräthen, viel 
leicht von Wohnungen, nicht befiten und, wenigſtens als Pächter, 
auch Leinen Credit zu entfprechenden Geldaufnahmen. Wenn alfo 
eine Bobenvertheilung zur Beleitigung eine® Tagelöhner - Proleta- 
riats als möglich erjcheint, fo muß jeden Falles eine Leihkaſſe von 
entfprechender Bedeutung errichtet werben, aus welcher neue Er⸗ 
werber von Grunbeigentbum Vorſchüſſe zur Einrichtung ihrer 
Wirthſchaft erhalten koͤnnen. Unzweifelhaft tft bieß eine weitere 
Schwierigkeit und entſteht daraus für den Staat, welcher eine 
ſolche Kafje kaum anders als durch ein von ihm gemachte An- 
lehen bilden, nur langfaın aber von ben Schuldnern Rückzahlung 
erhalten Tann, eine nicht zu unterfchäßende große und langedauernde 
Verpflichtung; doch mag das Unternehmen durchgeführt werben, 
wenn einer Seit? billige Verzinfung und allmähliche Tilgung durch 
Annuitäten gewährt, anderer Seit? mit Strenge auf pünktliche 
Einhaltung der Verpflichtungen gehalten wird. Als ein mächtiged 
Mittel zur Begründung von Ordnung und guter Wirthichaft er- 
fcheint eine, etwa gemeinbeweife zu bejtellende, Sammtverbindlichfeit 
der Schuldner, welchen dagegen mittelft einer Selbftverwaltung ein 
Aufſichts- und Zwangsvollzugs-Recht gegen einander eingeräumt 
wäre 2%). — Unter biefen Umftänden wird nur allzuhäufig eine 


10) In neuefter Zeit wirb wohl auch als ein vortreffliches Mittel zur Ver⸗ 
befferung des landwirthſchaftlichen Tagelöhner - Proletariates bie Gründung von 
Bewirthſchafts⸗Geſellſchaften auf gemeinſchaftliche Rechnung und Unterlaffung 
größerer Güter an folche gegen billigen Pacht und unter gewiffen fihernden Bes 
dingungen empfohlen. &o 3. 8. Bonnechose, Histoire d. association 
agricole. Par., 1850; ferner im Co-operator, Febr. 1863; Züb. Zeitſchr. f. 
St⸗-W., 1864, ©. 740 fg. So wenig nun das Verdienft der Gutsherrn beftritten 
werben ſoll, welche eine Befigung zu einem ſolchen Verſuche bergaben, fich ber 
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Befeitigung der Webelftände eines Tagelöhner-Proletarlates auf ber 
Grundlage des fortdauernden unſelbſtſtändigen Verhältniffeß zu er: 
ftreben fein. Hierzu aber tft erforderlich, daß ſolchen Familien ein 
größeres und namentlich ein ficherered Einkommen verjchafft werbe. 
Als die Mittel Hierzu bieten fich nun dar vor Allem die Ausſtat⸗ 
tung mit einem Heinen Stüde Landes, zum Bau wenigftenz eine 
Theile der Lebensmittel in freier Zeit und wo möglicdy zur Hal 
tung einer Kuh; fodann die Einführung von Nebenbefchäftigungen. 
Jenes kann da, wo Gemeinbeländereien find, durch eine Zutheilung 
von unveräußerlichen Etücden berjelben gejchehen; wo aber ber 
ganze Grund und Boden Gutöbefigern gehört, durch geſetzliche Vor: 
ſchrift zu einer folchen Ausstattung eined jeden zur Niederlaffung 
zugelafjenen Tageloͤhners. Die Berechtigung des Staates zu einer 
folchen Borjchrift Tiegt in ber Nothwenbigkeit, ein großes gefell: 
Ichaftliches Uebel und unter Umftänden eine drohende Gefahr ab: 
zuwenden. - Daß bie ganze Armenpflege in folchen Verhältnifien bem 
Grundherrn obliegt, verfteht fih von felbft, da feine Feſthaltung 
an den Eigenthumßverhältniffen die Bildung von Gemeinden mit 
jelbftftändigen und wohlhabenden Bürgern verhindert. Hält fih 
bie Gefehgebung überhaupt für ermächtigt, die Eingehung von Ehen 
von der Erfüllung gewiffer den Nahrungsftand fichernder Bedin⸗ 
gungen abhängig zu machen, fo befteht freilich noch ein weitere 
Mittel, einer Seit? die Zahl der Tagelöhner zu befchränfen und 
ihnen dadurch vollftändigere Beichäftigung und befferen Lohn zu 
verjchaffen, anderer Seit ihre Maglofe Ausstattung mit Wohnung 
und Land von Seiten der Gutäbefiger, welche ihrer bedürfen, zu 


Leitung unb Ueberwachung de Unternehmens unterzogen und das Betriebäfapitel 
unverzinzlich anborgten; unb wenn auch unter folden günftigen Umftänben wir: 
lich ein guter Erfolg erzielt worben zu fein ſcheint: fo Teuchtet doch ein, daß 
- ein allgemein und in ganzen Ländern anwendbares Hilfsmittel darin nicht ge: 
funben werben kann. Zum Gelingen gehört offenbar bie Nähe eines wohlwollen: 
ben und geachteten Outsherren, Opferbereitwilligfeit von feiner Seite, enblich eine 
Auswahl zuverläffiger Zamilien; biefe Bedingungen find nun aber nicht überall 
vorhanden, richtiger geſprochen, nur ausnahmsweiſe. Weberbieß haben fümmllick 
Bewirthichaftungs: und Gewerbe⸗Geſellſchaften auf gemeinfame Rechnung bie Probe 
ber Zeit noch nicht Überflanden. Für bie menfchliche Natur im Großen und 
Ganzen erſcheint jelbfflänbiger Betrieb ber Wirthſchaft immerhin bag Geeignetere. 
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erzwingen. Richt überſehen darf freilich werden, daß wirkſame Be 
jchränkungen ber Nieberlaffung gerade in biefen Verhäftniffen zu 
großen fittlihen Unzuträglichkeiten, namentlich zur Erzeugung zahl: 
reicher unehelicher Kinder, führen werben. 


$. 71. 
b) Segen Maffen-Armuth der Gewerbenden. 

Noch verwidelter find die Verhältniffe bei ven Gewerbes 
Proletariern. Hier geht daß Uebel ſowohl in wirthichaftlicher 
als in fittlicher Bezichung weit tiefer; und während es fchon fehr 
ſchwer ift, auch nur für eine dieſer beiden Seiten ein wirkſames 
Mittel zu finden, iſt doch fo Tange nichts erreicht, ald nicht für 
beide genügend geforgt werben kann. Die Hier vorliegende Auf: 
gabe darf unbebingt als eine ber ſchwierigſten in den focialen 
Wiffenichaften erachtet werden, und ed ift mehr zu bedauern ala 
zu verwunbern, daß biefelbe roch Feinedwegd auch nur annähernd 
gelögt if. 

Bor Allem wirft fi natürlich auch Hier die Trage auf, ob 
nicht etwa dem ganzen in Trage ftehenden Zuftande vorgebeugt 
und berfelbe, wo er bereitö vorhanden ift, wieder aufgehoben 
werben könne? Es ift jeden Falles zu unterjcheiden. 

Was den fabrikmäßigen Gewerbebetrieb betrifft, jo hat dieſer 
Hinfichtlich der Güte und der Wohlfeilheit der Waaren die entichies 
denjten, durch Fein anderes Mittel zu erjeßenden Vortheile. Theils 
wird die Verzehrung der Erzeugniffe im Inlande, theils ihr Vers 
auf in das Ausland außerordentlich erleichtert und vermehrt, burch 
jene® aber wieder fowohl der Lebensgenuß als die Wiederhervor: 
bringung fehr gefördert, durch dieſes dem Volksvermögen bedeuten- 
der Vortheil gebracht. Die Erzeugung von Rohſtoffen und ber 
Handel kommen in Blüthe; der Wohlftand giebt die Mittel zu 
‚geiftiger Bildung und zur Macht. Nur bei dem fabritmäßigen 
Betriebe können die mächtigen Naturkräfte für menfchliche Zwecke 
vollftändig benüßt werben; ebenfo ift eine unendliche Maſſe von 
geiftreichen Gedanken und Erfindungen nur bei biefer Art von Ar: 
beitseinrichtung anwendbar. Ein Staat, welcher freiwillig auf alle 
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dieſe Vortheile verzichtete, nachdem er in feiner Entwicklung zu der 
Möglichkeit ihres Genuffes fich erhoben, beginge in wirtbfchaft- 
Tücher, geiftiger und polttifcher Beziehung muthwillig einen Selbft- 
mod). Es kann fomit von einer Verhinderung erft künftigen 
Fabrikbetriebes oder von einer Wiebervernichtung eines bereits be- 
ftehenden grundjählich nimmermehr die Rede fein. Höchftend mag 
etwa ba, wo es fi von ber Schaffung eine? neuen Gemwerbezwei: 
ges diefer Art handelt, unter den gu erwägenden Gegengrünben 
auch die weitere Vermehrung der Proletarier in bie Wagſchaale ge- 
Icgt werben, fo daß, wenn überhaupt das Ganze nur geringe Bor: 
theile verfpriht, Staatsmaafregeln zur Einführung und Hebung 
unterbleiben. Allerdings ift der Zuftand der Fabrikarbeiter ein 
ſchweres Uebel; allein bie Aufgabe kann nicht die fein, durch Uns 
terbrüdung alled großartigen Gewerbes auch jene Klaffe von Bürs 
gern verſchwinden zu laffen; ſondern vielmehr bie, in ihren Vers 
hältniffen diejenigen Verbeſſerungen vorzunehmen, welche fie vor 
Elend, die Geſellſchaft vor Gefahr behüten ?). 

Verſchieden ftellt fich die Sache bei der Waaren-Verfertigung 
durch einzelne Arbeiter auf Koften und Betrieb von Unterneh: 
mern. Hier fallen die eigenthümlichen Vortheile ber Yabrifation 
im Großen weg, und es bleibt als Vorzug vor bem handwerks⸗ 
mäßigen Betriebe durch kleinere felbitftändige Meifter und ihre Ar- 
beiter nur die Möglichkeit weiterer Arbeitätheilung und die höhere 
Einfiht und Handelsfähigfeit der Unternehmer. Hält man nun 
biefe Vortheile gegen die nothwendigen übeln folgen, namentlich 
gegen bie Vernichtung des felbftftändigen und zu befcheidenem Wohl: 
ftante gelangenden Handwerkerftandes und deſſen Verwandlung in 
unglücliche und mehrfach gefährliche Profetarier: fo Tann Taum 
ein Zweifel fein, daß eine foldhe Form bed Gewerbebetrieb als 
überwiegend ſchädlich und ala eine wahre Krankheit der gefellfchaft: 

1) Ueber bie Bortheile eines fabritmäßigen Betriebes f. die vortreffliche Aus 
einanberfegung von Babbage, Mafhinen: unb Fabrifwefen, S. 288 fg. 

2) Wenn jelbft ein Mann, wie Sismonbi (in Fix, Revue, ®b. II, 
©. 1 fg.) in ber Nichtunterftüßung der in Noth kommenden Fabriken ein Hilfs 


mittel finden Tann: fo beweist dieß nicht etwa ‚die Michtigkeit des Vorfchlages, 
fondern nur bie Größe des Uebels und die Schwierigkeit einer Hilfe. 
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lichen Zuftände zu betrachten if. Um fo beffagenäwerther ift es, 
daß ein durchgreifendes Verhinderungsmittel Hier nicht befteht. Die 
einzige gegen eine ſolche Geftaltung der Gewerbenden wirffame 
Borkehrung wäre die ftrenge Feſthaltung, beziehungsweiſe Wieder: 
einführung ded Zuuftweſens, fo daß nur der in einem Gewerbe 
ſelbſt Gebildeie daffelbe anf eigene Rechnung, etwa mit Hilfe einiger 
ipäter ebenfalls zum Meifterrechte gelangenver Gehilfen, betreiben 
dürfte. An eine ſolche Orbnung der Gewerbe ift nun aber nicht 
zu denken. Das Zunftweſen ift, ala mit ben iigen Begriffen von 
perjönlicher Freiheit und mit den Forderungen bes wirtbfchaftlichen 
Leben? unvereinbar, rettungslos dem Untergange verfallen, ſammt 
feinen guten und fchlechten Ceiten. Da nun auch gerabe bie 
bier in Frage ftehenden Arbeiten wegen ihrer großen Zahl, Ber: 
ſchiedenheit und Weränberlichkeit einer andern Gemeinfchaftlichkeit 
widerjtreben, kaum in einzelnen Fällen gemeinfchaftlich zu benügende 
Mafchinen oder Elementarkräfte Anwendung erleiden: jo bleibt nur 
übrig, zu einiger Verminderung der Webel diejenigen auch bei ben 
Fabrikarbeitern rafhfamen und in Beziehung auf biefe fogleich näher 
zu erörternden Mittel anzuwenden, welche einer Seit? die geiftige 
und fittliche Kraft der Einzelnen zu heben vermögen, anderer Seits 
ben Bezug ber Lebensbedürfniſſe und bed Rohſtoffes um billigere 
Preife, als durch. den Kleinhandel, möglich machen. Daß damit 
der Schaden nicht gründlich geheilt werben kann, ja berjelbe gar 
nicht in feiner Wurzel angegriffen wird, ift freilich unzweifelhaft 
genug. 

Wie dem nun aber fein mag, jeden Falles befteht das Fabrik⸗ 
Proletariat in allen gefittigten Ländern, und nicht felten im aus⸗ 
gebehnteiten Umfange. Es bleibt alfo immer auch die hochwichtige 
Aufgabe, die Webelftände dieſer Form ber Maſſenarmuth wenn ir 
gend möglich zu befeitigen. Sind aber bie oben gegebenen Anbeu= - 
tungen über das Weſen dieſes Verhältnifies richtig, fo hängt 
eine genügende DVerbefferung davon ab, daß folgenden brei Yor- 
berungen gehörige Gcnüge gethan wird: 

erftend muß ber bei großen Gewerbe-Unternehmungen befchäf- 
tigte Arbeiter regelmäßig einen gerechten, d. h. zum Leben außrei- 
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chenden und überbieß in einem richtigen Verhältniſſe zu feinem An- 
theile an der fertigen und verkäuflichen Waare ftehenden Lohn 
erhalten; 

zweiten? find Mittel aufzufinden, welche ihn gegen bie vor: 
übergebenden Stodungen des Gewerbes fo weit ſchützen, daß er 
nicht durch folche alsbald in Mangel und Elend geftürzt wird; 

drittens ift dem fittlichen Verberben, welches die frühe Be: 
ſchäftigung, die gemifchte Gefellichaft, die ermüdende Dauer ber 
Arbeit und ber Mangel an häußlicher Behaglichkeit fo leicht er: 
zeugen, zu jteuern. 

Wenn auch nur in Einer diefer Beziehungen grünbliche Hilfe 
nicht gefchafft werden kann oder will, jo mag etwa ber itzige Zu: 
Stand etwas erleichtert werben, allein von einer eigentlichen Heilung 
ift Feine Rede. Bleiben Mängel binfichtlich der beiden erften, zu: 
nächit wirthichaftlichen, Yorderungen übrig, jo werben bie Arbeiter 
immer eine wejentlich abhängige und arme Klaſſe fein, und es 
müffen von Zeit zu Zeit harte Krijen über fie ergehen, welche ihnen 
unfäglichen Sammer, der bürgerlichen Geſellſchaft aber große Laſten 
bringen. Eine mangelhafte fittliche Verbeſſerung aber läßt bie Ge 
fahr für die Ruhe und die Dauer ber Staaten und ber höheren 
Bildung fortdauern, jo wie einen klaͤglichen, bei einem gefittigten 
Volke nicht zu duldenden Zuftand einer zahlreichen Volksklaſſe. 
Meberdieß wirkt ein übrig bleibender Mangel des wirtbfchaftlichen 
übel ein auf den fittlichen Zuſtand, und umgefehrt. 

Was nun aber die Mittel zu Erreichung des Zweckes betrifft, 
jo hat man ſich 

zu 1) nicht weniger vor unausführbaren Forderungen zu hü⸗ 
ten, als vor ftumpfer oder felbftjüchtiger Zufriedenftellung mit dem 
bergebrachten Mangelhaften. Der falfche Vorwurf Utopift zu fein, 
joU zwar nicht ſchrecken; allein mit Recht verbient darf er auch 
nicht jein. Unmögliched für den Fabrikarbeiter zu verlangen, ift 
nicht bloß thöricht, weil es doch nicht zu erreichen iſt, fondern auch 
Ihädlich, weil darüber leicht das Mögliche verfäumt wirb, und 
überbieß gewiſſenlos und gefährlich, indem die ohnebem fchon vorhan⸗ 
bene Unzufriedenheit durch das Vorfpiegeln und das fpätere Fehl⸗ 
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ſchlagen nur noch gefteigert wird. Die Maſſe der Fabrikarbeiter 
kann nicht veich und nicht unabhängig gemacht werden; allein man 
kann und fol ſich bemühen, ihr eine billige Behandlung und ein 
menſchenwürdiges und deßhalb zufriedenſtellendes Loos zu verfchaffen. 

Hierzu gehört vor Allem genügender Lohn. Die Gewährung 
eine3 folchen hängt aber wieder ab von ber Erfüllung einer dop⸗ 
pelten Bedingung. Einmal nämlich muß der Verkauf ver Waaren 
von der Art fein, daß überhaupt eine gute Bezahlung ber Arbeiter 
möglich iſt. Zweiten? aber müflen die Kapitalijten und Unterneh: 
mer nicht den ganzen Gewinn für fich allein behalten und den Ar: 
beitern nur den nothbürftigften Unterhalt gewähren. 

Die Erzielung der erfteren Bedingung fteht nun keineswegs 
immer oder in beliebiger Ausdehnung in dem Willen ber Gewer- 
benten, und überfteigt auch in ber Regel die Kräfte bed Staates. 
Hier enticheidet dad Beduͤrfniß und die Zahlungsfähigkeit ber Ver⸗ 
schrer, das Geſetz der Mitwerbung, der allgemeine Stanb des 
Volksvermögens, ſelbſt des Welthanbeld. Nothwendig haben fich 
Eſo auch die Arbeiter ven Geſetzen und Wechſelfällen bed Verkehres 
zu unterziehen. Und namentlich vom Staate kann nur verlangt 
werden, daß er alle an fich räthlichen allgemeinen Mittel, welche 
überhaupt zur Blüthe der Gewerbe taugen, nach Möglichkeit ges 
währe, unter welchen denn namentlih ber Schub ber inlänbilchen 
Inbuſtrie gegen übermächtige fremde Mitwerbung, fo weit ein fol: 
cher möglich ift, eine fehr bedeutende Stelle einnimmt. : Weiter iſt 
in diefer Beziehung nichts gu thun, und ein irgend einfichtiger 
Arbeiter wird auch jelbft nichts Weiteres verlangen. 

Anders verhält es fich hinfichtlih einer billigen Vertheilung 
des Gewinnes unter die Arbeiter und deren Beichäftiger. Ein in⸗ 
nerer Grund, warum eim folches richtiges Verhältnig nicht jollte 
beſtehen können, ift nicht vorhanden; die Herjtellung hängt Ichiglich 
von dem Willen der Betheiligten ab. Um fo beflagenäwerther ift 
ed daher, wenn in biefer Beziehung dad Wünſchenswerthe nicht 
geleiftet ift, indem bei der gegenwärtigen, auf freie Mitwerbung in 
jever Beziehung begründeten Einrichtung des größeren Gewerbe- 
betriebes die Arbeiter in fehr nachtheiliger Stellung ſich befinden, 
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und deßhalb denn auch den ihnen für Zeit, Anftrengung und Ge⸗ 
ſchicklichkeit gebührenden Gemwinn-Antheil nicht erhalten. Der Haupt: 
theil fällt erfahrungsgemäß dem Kapitale zu; und zwar um fo ge: 
wiffer, je größer die Unternehmungen werden, und je unentbehr- 
licher aljo dag Bedürfniß an Kapitalen if. Auch die Intelligenz 
und die Wagniß des Unternehmers findet noch ihre billige Beloh: 
nung, weil fie für den Kapitaliften von großem Wertbe ift, 
alfo gewonnen werben muß. Allein die einfache Arbeit wirb ge 
ringe belohnt. Der zu felbitftänbiger Arbeit unfähige, weil an die 
Mafchinen und an den ganzen verzweigten unb abgetheilten Pro 
ceß gebundene, überbieß häufig durch feine Zahl einer ungünftigen 
Mitwerbung der eigenen Genoffen ausgeſetzte, durch bald eintreten 
Noth zur Annahme jeder Bedingung gendthigte Arbeiter erhält nur 
in Ausnahmsfällen mehr, als eben zur Yriftung des Lebens Hin: 
reicht. Selbſt im beten Falle ift fein Loos ein beſcheidenes, un 
fichered und, was das fchlimmfte ift, ein Feiner Hoffnung auf wefent: 
liche Verbefferung fähiges. Am vortheilhafteften wäre e8 freilich, wenn 
eine beffere Stellung des Arbeiter aus dem eigenen freien Ent 
ſchluſſe der bei dem Fabrifbetriebe betheiligten Kapttaliften und Un 
ternehmer hervorginge; und es kann auch feinem Zweifel unter: 
Viegen, daß an fi) dem wahren Vortheile der Lebteren mit 
einem ſolchen Zuftande gedient wäre). Es ift jedoch mit aller 
MWahrjcheinlichkeit anzunehmen, daß auf allgemeine Herjtellung eine 
ſolchen Verhältniffes nicht gerechnet werben Tann; und zwar nid 
blos weil fih Härte und Habfucht wiberfegen, jondern weil in ver 
That Schwer zu überwinvende Schwierigkeiten ber Einräumung eine 
beftimmten Gewinnantheile® an die Arbeiter im Wege ftehen. Die 
jährliche offene Darlegung des ganzen Ergebniffes eines Gewerbe 
unternehmeng hätte, je nach dem Stande der Sache, Gefahr für 
den Credit oder Lönnte zu fchädlicher Mihwerbung anreizen. Wenn 
Antheil an dem Gewinne verwilligt würde, fo wäre auch eine Be 
theifigung bei eingetretenem Verluſte nicht mehr als billig, zur Tre 


3) Sehr beherzigenswerth find die Bemerfungen von Ducpetiaux, 
Condition des jeunes ouvriers, ®d. II, ©. 249 fg., über die falfche Stellung 
* ber meiften Zabrifkeren zu ihren Arbeitern. 
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zung einer folchen aber dürften bie Arbeiter eben jo wenig geneigt 
als fähig fein. Endlich wäre zu beforgen, daß die Bewilligung 
eines Gewinnantheiled die Arbeiter allmählih zu Einreden in den 
Betrieb des Geſchäftes veranlafien würde, welche für die Eigenthü- 
mer und Leiter ftörend und verlekend, für ben Fortbeſtand des 
Unternehmen? vielleicht verberbenbringend wären. Die jehr wenigen 
Beifpiele eines jo geordneten Verhäaltniſſes beweifen daher nichts 
für die allgemeine Ausführbarkeit, namentlich bei großen und ver- 
wickelten Geſchäften, und in feinem alle ift der Gedanke fo unans 
jreifbar, daß er vom Staate ald Zwangsmaaßregel durchgeführt 
werben Tönnte *); davon zu jchweigen, daß ein geſetzliches Eingrei- 
ren dieſer Art entweder eine fchreiende Anomalie in ben gefammten 
Privatrechts⸗ und Eigenthbumsverhältniffen bilden, oder in feinen 
Folgerungen ausgedehnt auf alle Arten von Erwerb und Wirth: 
haft einen völligen Umfturz des ganzen itigen Syſtems ber Ge- 
ſellſchaft herbeiführen würde. — Damit ift denn freilich nicht ge- 
jagt, daß die ganze Frage fallen gelaffen werden koͤnne und bürfe, 
Im Gegentheile ift es eines der dringenbften Bebürfniffe der Ge⸗ 
jenwart, auf eine einer Seits außreichenbe, anderer Seits wirth⸗ 
chaftlich und rechtlich mögliche Hilfe zu finnen; und es darf bag 
zisherige Miklingen von Verfuchen oder die nachweißbare Unhalt⸗ 
yarkeit von Borjchlägen 9) nicht von dem Berfolge abhalten. 


4) Deßhalb kann denn ber Verf. auch ben feinerfeits von ihm (in Rau’s 
Archiv, Bb. I, S. 179 fg.) gemachten Vorfchlag einer jährlichen Vertheilung von 
kabrit-Bewinnen nicht aufrecht erhalten. 

- 5) An ſolchen Vorſchlägen bat e3 freilich nicht gefehlt, und es laſſen ſich biefel: 
ven fogar in verfchiedene Gruppen bringen. — Für ungenügend, weil den 
Brunb bes Uebels garnicht faffend, find die Plane Derjenigen zu 
flären, welche durch möglichfte Verbeflerung ber Erziehung, WReligiofität unb 
Sittlichfeit unter ben Arbeitern, ober burch eine Aufmunterung zur Theilnahme 
in Sparkaſſen und ähnlichen Einrichtungen zu helfen wähnen. Sicherlich find 
iefe Dinge von größten Nuten und dringend zu empfehlen (|. weiter unten): 
ein wie follen fie das Uebergewicht bed Kapitales und ber Intelligenz über bie 
Krbeit vermindern und einer unbilligen Ausbeutung der Arbeiter ein Ende machen ? 
Ramentlih Tann eine Belebung des religiöfen Glaubens vielleicht eine Teichtere 
Interwerfung ber Arbeiter unter ihr Loos bewirfen ; allein nicht bieß ift bie wahre 
ind ehrliche Aufgabe, fondern die Gewinnung einer fachlichen Hilfe. Wir jollen 
‚a8 Proletariat nicht mit einer Anweifung auf ben Himmel verfehen, ſondern 
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Bis zu einem burchfchlagenden Erfolge muß man fich denn frei 
lich zunächft noch mit umtergeorbneter, wenn jchon immerhin fchäß- 
barer, Hilfe begnügen. Solche ift denn aber doppelter Art. Theil 
handelt es fich davon, folche Lohnverlürzungen der Arbeiter zu be 
feitigen, welche feine nothwendige und allgemeine Folge bed Eyſte⸗ 
med der freien Mitwerbung, fondern vereinzelte Mißbräuche befon- 
ders harter Gewerbeherren find, dennoch aber wefentlich zu einer 
unglüdlichen Lage der Arbeiter beitragen ®); theils können umd 
müfjen die Bemühungen ber Arbeiter, fich durch Wergefellichaftung 
und Selbfthilfe beffere und wohlfeilere Lebensbedürfniſſe zu ver 


























auf Erden für daffelbe jorgen. — Als ungenügend, weil böchftens 
vorübergehende Hilfe leiſtend, erſcheinen alle Vorfchläge zur Ben 
minberung ber Arbeiterzahl, alfo z. B. namentlich durch Auswanderung und burg 
Aderbaukolonieen im Innern. Tie Verminderung wird freilich, gleichzeitige Blüthe 
ber Gewerbe angenommen, bie Löhne in bie Höhe treiben; aber nur allzubah 
werben bie Lüden fich wieder füllen, und Alles wird wieder beim Alten fein 
Davon zu fehweigen, theils daß biefe Mittel nicht nad Belieben überall am 
wendbar oder gar beftändig zu wieberholen find, aus Mangel an Gelegenheit und 
der Koften wegen; theils daß eine folche Vertreibung ber beiten Arbeitskräfte dem 
allgemeinen Beften felten entiprehen möchte — Rechtlich und fittlig 
unausführbar iſt bie, freilich mehr im Hintergrunbe gehaltene ala Flar au— 
geſprochene, Zurüdführung ber Arbeiter in ein Sklavenverhältnig. — Wirtk 
[haftlih unausführbar endlich waren bie verfchiebenen focialiftifchen 
und communiſtiſchen Syſteme, fei ed num, daß eine vom Staate zu befchaffenk 
Rapitalzutheilung an Jeden nad feiner Befähigung und Leiftung, fei es, ba 
eine Arbeit auf gemeinichaftlihe Rechnung und in Gewerbanlagen, welche vom 
Staate eingerichtet, geleitet und unterhalten wärben, fei es endlich, dag eine ref 
Vertbeilung bed Eigenthums an Alle vorgefchlagen war. Es ift längft bis gm 
Ueberdruſſe erwiefen, daß alle biefe Plane aus einem völligen Verkennen ber menſch 
lihen Ratur und. der Wirtbichaftsgefege Hamımten, und baß ihre Folge aligemeit 
Sklaverei anftatt größerer Freiheit, Zurüdfinfen in Barbarei anftatt allgemeines 
Wohlſtandes hätte fein müſſen. Nicht unbebenflich ift baher bie ist nachträglih 
in Deutſchland durch Lafalle hervorgerufene Bewegung unter den Arbeitern, weld® 
ber St. fimoniftifhe Gedanke einer Ausflattung mit Staatsfapitalien zum Veheh 
feloftftändiger Arbeit zu Grunde Tiegt, und der durch einen ftaatlichen Einfich 
ber Arbeiter Bahn gebrochen werben foll. Hoffentlich nimmt der gewiffenlofe Schw 
bel fein gewaltfames Enbe. 

6) Hierher gehört namentlich : die Bezahlung ber Arbeiter mit Waaren # 
ftatt mit baarem Gelbe; die Unterhaltung von Kramläden, Bädereien, Schenke, 
welche von ben Arbeitern bei Verluft ihrer Stellen benütt werben müflen; W 
Vermietbung ſchlechter Wohnungen an biejelben, u. dal. 
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ichaffen ober eine weniger abhängige Rage zu erringen, nach Erfor- 
berniß unterftügt werden. — In Betreff der erfigenannten Miß- 
bräuche ift das Necht und die Pflicht des Staates klar und es 
kann von einem unerlaubten und jchäblichen Eingreifen in Privat: 
rechte und Verträge nicht die Nebe fein. Es werben einfach ge⸗ 
meinfchäbliche Handlungen verboten, welche überdieß dem Betruge 
jehr nahe kommen. Eines Geſetzes bedarf e3 freilich zum Verbote 
und zur Beftrafung, bamit nicht ungerechtfertigte Willfür gegen 
Erlaubte vorkomme; Widerfpruch von Seiten eigennüßiger Fabrif- 
herren braucht dagegen nicht beachtet zu werden. Der nad Ort 
und Zeit wechlelnde Mißbrauch erfordert eine immer aufmerkfame 
Beachtung der Zuftände. — Was aber bie dem Staate obliegende 
Unterftügung der durch gemeinfchaftliche Selbithilfe zu erlangenden 
Berbefferung der Arbeiterzuftände betrifft ), ſo leuchtet allerdings 


T) Mag auch bei ben gegenwärtigen vielen unb Tauten Bemühungen, um 
bie Bildung und Weiterführung genoſſenſchaftlicher Anftalten unter den Fabrik: 
arbeitern mandes unnüge Wichtigthun und Ueberſchätzen, dann und wann ſelbſt 
ein unteiner Beweggrunb, finatlicher ober anderer Art, mit unterlaufen: fo läßt 
ſich doch nicht in Abrede ziehen, daß bie ganze auf dieſes Ziel gerichtete Bewe⸗ 
gung eine fehr ehrenmwerthe und erfreuliche ift. Die einfachen englifchen Arbeiter 
im Rochbale, welche zuerſt in aller Stille und mit ihren fehr Meinen Mitteln eine 
folche Einrichtung begannen und fie mit eben fo viel Fefligfeit als Verſtand durch⸗ 
führten biß zu ben Üiberrafchendften Ergebniffen, verdienen Bewunderung und all- 
gemeinen Bank; die Männer aber, welche das gegebene Beifpiel in feiner Be: 
deutung auffaßten und zur Nachahmung empfahlen (in Deutichland vor Allen 
u. Huber), und noch mehr Diejenigen, welche mit unermüdlichem Eifer Hand 
anlegten zur wirfliden Einführung , unb welchen biefes in kaum zu erwartenber 
Ausdehnung gelungen if, — alfe vor Allen Schultze⸗Delitz ſch, — haben 
ſich ein großes Berbienft erworben. Es find itt nicht nur in England, ſondern 
auch in Deutfchland und theilmeife in Frankreich unb in ber Schweiz, viele Hun- 
derte von Vereinen in Wirkſamkeit, beren Zweit eine Verbeſſerung ber Lage der 
Arbeiter, insbeſondere ber Fabrikarbeiter, auf ber Grundlage ber Selbſthilfe durch 
SBufammenlegung ber Kräfte und der eignen Verwaltung ber gegründeten Eins 
zichtungen ift; viele Millionen find bereitd auf biefe Weife aus ben Pleinften 
Uinfängen und unbebeutenbfien Beiträgen zufammengebradit; und noch immer 
zwimmt diefe Thätigfeit zu an Umfang der Ziele und an Ausbehnung ber Wirk: 
tamfeit. Es find aber haupfiſächlich brejerlei Genoffenichaften ſolcher Art, nämlich 
Vorfchußvereine für Meinere Gewerbende; Confumvereine zum Verkaufe ber 
Zebensbebürfniffe zu felbftkoftenden Preifen und in guter Beichaffenbeit; Vereine 
zu gemeinfamen Betriebe größerer Gewerbeunternehmmmgen. An ſie ſchließen ſich 
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ein, daß bie richtige Hilfe nicht in einem Uebernehmen der frag- 
lichen Einrichtungen auf die Staatskaſſe, ja nicht einmal in einer 


dann vielfach Anftalten an zum Unterrichte von Alt und Yung, VBerforgungs 
Fallen für Kranke, Alte und Wittwen, felbft Vorkehrungen zu anftändiger und 
bildender Erholung. — Bon biefen Genofienichaften find bier bie Conſum⸗ 
vereine unb bie auf gemeinfame Rechnung betriebenen Gewerbe in's Auge zu 
faflen; während bie, ohnebem nicht für Fabrifarbeiter beftimmten unb benupbaren, 
Vorſchußvereine jo mie bie Feine Eigenthümlichkeiten barbietenden und vielleiät 
auch in ihrer Abfonberung von anderen größern Anftalten nicht beſonders empfch⸗ 
Ienswertben Verſorgungseinrichtungen anderwärts befier befprochen werben. — 
Der Zwed und Nuten ber Conſumvereine ift einleuchtend. Der Fleinere Confument 
wird, namentlich wenn er auf Grebit nimmt, im gewöhnlichen Kleinhandel fehr 
übervortheilt in Betreff ber Drenge unb namentlich der Büte ber Waare. Daher 
ift eine Anftalt, welche im Großen unb alſo zu ben Preifen bes Broßverkehre 
einfauft und ihren Genoſſen felbft bei der kleinſten Menge ohne weiteren Auf: 
flag als bie umentbehrlicften Verwaltungsfoften wieber verfauft, ein. große 
Segen für ihn. Er erfpart wenigftend 10 vom Hundert unb oft weit mehr, und 
erhält gute Waare; außerdem wird er, unb dieß ift vielleicht noch höher anzu⸗ 
fchlagen, zu georbneter Wirthichaft gendthigt, weil unverbrüdlicher Grundſatz kei 
folden Vereinen ift und im Intereſſe ihres Beſtehens fein muß, unter allen Um: 
fländen nur gegen baare Bezahlung etwas abzugeben. ine weientliche Berän 
derung in ber ganzen Stellung ber Arbeiter ober auch nur eine Verbeſſerung bed 
Lohnverbältnifies wirb dagegen natürlich nicht bezweckt noch erreicht. Die Eimrich⸗ 
tung eines einfachen Verbrauchsvereins hat an ſich keine Schwierigkeit unb kam 
febr Bein beginnen; unterftügt wird freilich bas Zuftandefommen, wern Gemeine 
ober Staat ein Verkaufs: und Vorrathslocal einräumen ober auch wohl ein 
Kapital zu den eriten Anfchaffungen anborgen fönnen. Etwas ſchwieriger wir 
Einrihtung und Leitung, wenn ber Verein auf Zubereitung von Nahrungsmitteln 
außgebehnt wird, alfo auf Mühle, Bäderei, vielleicht felbft Speifewirtbfchaft, (bevem 
Gebrauch für Verheirathete übrigens nicht räthlich ift;) doch find auch hier vide 
Beifpiele vollfommenen Gelingend. Dagegen ift es mehr als zweifelhaft, ob ber 
Berfauf in ben Vereinsmagazinen, auch auf Nichtmitglieder ausgebehnt werben 
darf. In ſolchem Falle wirb ber Grundgedanke verlafien und an feine Stelle ein 
von einer Nctiengefellfchaft betriebener Kleinhandel geſetzt. Diefer mag einträglid 
fein; er wird auch fortfahren gute Waare zu Tiefern: allein bie Leitung wirb weit 
ſchwieriger, Speculation mifcht fich ein, und bann ift Gefahr vor Verluſt mb 
Untergang. Mit andern Worten, das Unternehmen gebt aus ber Kategorie ber von 
Arbeitern mit gemeinfamen Kräften betriebenen Gewerbe:Unternehmungen. Die 
Zahl und Bedeutung ber Conſumvereine ift bereit# fehr bebeutend, namentlich in 
England. Hier beftanden 1863 454 Vereine diefer Art, 381 derfelben welche einen 
Bericht an den Registrar ber provident societies eingefenbet hatten, zählten 
408,588 Mitglieder, hatten im Laufenden Jahre mehr als 2%: MIN. Bfd. Strl umge 
fest und einen Gewinn von !/ Mill. gemacht. S. Laurent, Assoc. de prer, 
Sb. II, &.487. — Die zweite Art von Selbſthilfe iſt nun unzweifelhaft grober 
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irecten Geldunterjtügung beſteht. Ein folches Eintreten wäre ges 
en das Weſen des ganzen Gedankens und würbe ben hauptfäch- 


zeachtung werth; fie erfordert aber auch eine genaue Prüfung. Daß die Stellung 
er Arbeiter eine ganz andere wird, wenn fie nicht nur gerechten Lohn für ihre 
Aenftleiftung, ſondern auch Antbeil an bem Unternehmungsgewinn erhalten Fönnen, 
t einleuchtenb. Nicht nur in wirtbfchaftlicher, fondern namentlich auch in geſellſchaft⸗ 
her Beziehung kommen fie in ganz andere Berhältniffe. Cine unbebingte Uns 
idglichkeit ber Einrichtung an fi und ber Aufbringung ber Mittel liegt auch 
icht vor; ja es läßt ſich nicht in Abrebe ziehen, baß mehrere gelungene Beifpiele 

om großen Unternehmungen folder Art wirklich aufzuweifen find; fo bie Geſell⸗ 
haften der vereinigten Maurer in Paris und London, bie Spinnereien in Roch⸗ 
le, Prefton, Colne, bie Lancafhire Spinnerei und Weberei, bie Geſellſchaften 
ex Stuhlmacher, Feilenhauer in Paris, bie Banbweber in St. Etienne, Baums 
ollenarbeiter in Rouen u. ſ. w. Es ift baher nicht zu wundern, baß nicht nur 
e Arbeiter jelbft, ſondern auch manche eifrige Freunde berfelben (3. B. Cham⸗ 
rd, Hl, Stuart Mill) für ben Gedanken ſchwärmen, wohl eine Ummanblung 
rw ganzen Arbeitöverbältniffe, wo nicht gar bed Staats und ber Gefellihaft bavon 
warten. Auf der andern Seite kann ein ruhiges Nachdenken bebeutenber Bes 
ten fi nicht entfchlagen. Offenbar bebarf e8 zu einem ſolchen Unternehmen, 
ie zu jebem größeren Gewerbe, eines entſprechenden Kapitales; dieſes durch ben 
jerfonalftedit wenn auch vieler Arbeiter zu beſchaffen, ift nichts weniger als leicht. 
zelbſt noch fchwieriger aber ift eine fortbauernd gute Leitung bes fo vielherrigen 
jeichäftes, die Erhaltung von Mannszucht und Orbnung unter Gleichberechtigten, 
ie Einflößung von Zufriebenheit mit geringeren Arbeiten unb deren entiprecdens 
er Bezahlung; mit einem Worte bie intellectuwelle und fittliche Seite ber Sache. 
ind es ſtehen denn auch in der That ben gelungenen Verſuchen durchaus vers 
mglückte und Elend verbreitenbe bereitß gegenüber; wie benn 3. B. von ben 1848 
r Frankreich mit einer Staatsunterftügung von 3 Mil. Franken gegründeten 
2 Gejellichaften die bei weitem meiften Häglich zu Grunde gegangen find. Unter 
tiefen Umständen kann benn ein unbefangener Beurtheiler ſich feinen allzugroßen 
hoffnungen bingeben; am wenigften wirb er glauben, baß für das Fabrikweſen 
m Großen und Ganzen durch gemeinfame Unternehmungen von Arbeitern eine 
vefentfich andere Geftaltung in Ausficht ſtehe: wohl aber wird er bamit einver: 
tanden fein, daß die Sache ernftlichfter und fortgefegter Verſuche werth ift, und 
aß der Staat fi) ziwar nicht unmittelbar, etwa durch Kapitalvorfiredung, dabei 
u betbeiligen, wohl aber alle gefeßlichen Erleichterungen für die Bilbung und 
en Beſtand ber fraglichen Vereine zu gewähren bat. Die mandfachen zum Zus 
tanbefommen und Gedeihen folder Geſellſchafts-Unternehmungen nöthigen Bes 
ingungen unb Einrichtungen find im Uebrigen, ba das Ganze feinem Begriffe 
ach auf eigner Thätigfeit der Genofjen beruht unb jeder Einmifchung der Be 
örben fern zu halten ift, bier nicht weiter zu befprechen. — Ueber ben eben fo 
vichtigen als anfprechenben Gegenftanb befteht eine zahlreiche Literatur, aus wel⸗ 
her namentlich nachitehende Schriften berausgehoben werben mögen: Huber, 
Reifebriefe, I. II. Hamb., 1855; Derf., Arb.-Affociation in Bluntjh Li’ 

v. Mohl, Polizeiwiff. I. 3. Auflage. 92 


Anlehen (3. B. zu einer Baute oder einem Betrieböfapitale) unte 
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Tichjten Reiz zu feiner glücklichen Durchführung, nämlich die Freude 
an dem eigenen Werke, zeritören, bamit aber theil® auf die Dame 
das Beſtehen gefährven, theil® die fo wichtigen fittlihen Wirkun⸗ 
gen beeinträchtigen. Dennoch darf der Staat nicht ganz feiern 
Abgeſehen davon, daß die etwa beftehende Gejeßgebung über Ver 
eine und Verſammlungen fo abgefaßt und angewendet werben muf, 
um ben Arbeitern die nöthige freie Bewegung bei diefen nüßlice 
Unternehmungen zu laffen; ferner von einer richtigen Beitimmum 
über die Haftbarkeit der einzelnen Mitglieber für die Verbindlich 
feiten de Vereins, welche nicht über den Antheil des Einzelne 
an dem Genofjenjchaftsvermögen hinausgehen darf, aljo nach bem 
Grundſatze der Commandite zu ordnen ift: kann poſitiv daburd 
Hilfe geleiſtet werden, daß oͤffentliche Kaſſen die zufammengefchoffe 
nen Gelber biß zu deren Verwendung aufbewahren und werzinfen; | 
oder daR ein von einem Verein der fraglichen Art zu machende 















billigen Bedingungen und mit Bewilligung ſtückweiſer Rückzahlung |! 
angeborgt wird; ferner daß einem Vereine, welcher feine Xhätigkei 
auf geiftige Bildung und Erholung ausdehnt, Titerarifche und fünfe I; 
leriſche Hilfemittel als Gefchenfe zugehen. 

Zu 2. Ganz verkehrt, weil ohne möglichen Erfolg, wäre &, 
wenn man ſich bemühen wollte, durch Staatdeinrichtungen bie vor 
Zeit zu Zeit bei alleiı, am meiften aber bei den auf großen Abſah 
berechneten, Gewerben eintretenden aber nur vorübergehenden |i 
Schwankungen und Stodungen, jo wie die daraus folgende gänz |i 
liche ober theilweife Arbeitälofigfeit regelmäßig zu hindern. Kriege 


Staatswörterbuch, Bb. I; Schultze-Delitzſch, Die arbeitenden Klaſſen mt 
das Aſſociationsweſen. &pı., 1858; Plummer, Co-operation, in bem Comp: 
to the Alman., 1862, ©. 58fg.; Engländer, Geſchichte ber franzdfiiden I: 
Arbeiter-Affoctationen. I—IV. Hamb., 1868, fg.; Holyoake, Selfhelp by |; 
the people. Lond., 1868; Pfeiffer, Das Genoſſenſchaftsweſen, 1863; P& 
rier, Les societes de co-operation. Par., 1864; Co-operative trade. |: 
Dewsburg, 1864. Eigene Zeitfchriften für ben Gegenftand find: The Coope- 
rator. Ed. by Pitman. Manch.; Die Innung der Zufunft, von S Zulte: |: 
Delitzſch. Potsd. Ferner: Deffelben Jahresberichte Aber bie auf Selb: 
hilfe gegründeten Genoflenfchaften. 3; Deffen Mittheilungen Über bie allge 
_ meinen Bereinstage. Berlin. 
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lſperre fremder Staaten, neue übermächtige Mitwerbungen von 
Händern, Handelskriſen, laſſen fich nicht durch polizeiliche Maaß⸗ 
In abwenden. Selbft die durch Fehler Einzelner, z. B. durch 
ikbruch eined großen Handelshauſes, falfche Berechuungen ober 
htfinn eine® Gewerbe-Unternehmers, entftanbenen Berlegenheiten 
n der Staat nicht abwenden, ba er weder bad Recht, noch die 
ere Einficht zur Führung einer Vormundſchaft in ſolchen Dingen 
Und nur felten wird er dur Auffauf von Waaren, ober 
ch Gelvvorfchüffe, oder etwa durch Veranftaltung öffentlicher Ar- 
en über eine Stockung weghelfen können. Sehr wünſchenswerth 
ꝛe es daher, wenn ein zureichendes Mittel im Innern der Ge 
be ſelbſt aufzufinden wäre Dem tft denn aber fo nur in be- 
aͤnktem Maaße; denn noch ift bis itt nichts Anderes aufzufinden 
ejen, als die Errichtung von Sparkaſſen, fo daß regelmäßig von 
Arbeitern felbft in guten Zeiten von dem itzt reichlichen Lohne 
verfchüffe zurückgelegt werben. Unzweifelhaft ift dann auf folche 
ife für die Befiger von Eriparnifjen einer nur vorübergehenden 
th abgehoffen; allein nicht nur werben kaum je die Weberfchüffe 
bedeutend fein, daß fie bei einer länger bauernden Berbienftlofigkeit 
;reichen, jondern jehr viele Arbeiter werben weder den Willen 
h die Möglichkeit haben, etwas überzufparen; und daß felbft in 
r eriteren alle ein Zwang zur Einlage jtattfinden Tünnte, iſt 
ben verſchiedenen Bebürfniffen ber Einzelnen und bei den wech- 
iden Preifen der Lebensmittel mehr als zweifelhaft. Es mag 
nit in allewege dad Mögliche zu Gründung und erleichterter Be 
Bung von Sparfafien gejchehen °); und baß ber Staat für biefen 


9) Die ausführliche Theorie ber Sparkaſſen ift entwidelt unten, Bd. II, 
122.° Von den über ben Gegenſtand erfchienenen Schriften behanbelt bie hier 
sächft in Betrachtung kommende Seite ber Frage vorzüglich: Ducpetiaux, 
8 caisses d’epargnes et de leur influence sur la condition des classes 
‚orieuses, Brux., 1841. — Wenn fchon, namentlich von engliſchen Schrift 
lern, ein großes Gewicht auf die Ausſtattung ber Arbeiter mit einem Pleinen 
eunbftüde gelegt worben ift, jo fol zwar nicht geläugnet werben, daß ein 
her Befig zur leichteren Weberwinbung von Berlegenheiten etwas beitragen 
m, auch iſt namentlich der fittliche Einfluß deſſelben nicht zu verkennen; allein 
ht nur kann ein folcher Pleiner Fleden Landes nur eine geringe Hilfe bei wirk⸗ 
yer und längerer Noth gewähren, fondern es if überhaupt dad ganze Mittel 

. 82° 
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Zweck auch Gelbopfer zu bringen berechtigt und ſchuldig ift, ergiek 
fih nicht blos aus der dadurch zu bewerfftelligenden Abwendunz 
von Unglück, fonbern auch aus der einfachen Betrachtung, daß cm 
Ende doch auch die Hilfe bei eingetretenem Uebel von ber Gejammt- 
beit zu leiften ift; allein ein durchgreifendes Mittel Tann leider 
darin nicht gefunden werben. 

Zu 3. Auch auf die allgemeine fittliche Beſſerung der Arbeike 
fann eine  günftigere Stellung ihrer materiellen Verhältniffe nm 
nüßlich wirfen. Unzweifelhaft ift manche Rohheit und Lieverlichkei 
nur ihrer ſchlechten Lage zuzufchreiben. Sie ſuchen das Gefühl 
derjelben zu übertäuben, verjinfen aber dabei natürlich immer tiefe 
in ein wüſtes Leben. Dieſes Tranfhafte Bedürfniß hört mit eine 
wirklichen Verbefferung der Zuftände, und namentlich mit der Aus 
fiht auf mögliche® Emporarbeiten, von felbft auf. Doch darf ma 
ſich allerdings? nicht damit begnügen, dieſe mittelbaren Wirkungen 
abzuwarten. Das Uebel ift zu allgemein verbreitet und zu tief eis 
gewurzelt, als daß nicht auch jo viel möglich pofitiv gehandelt werben 
müßte. Der anzuwendenden Mittel find aber mehrere. — Ba 
Allen tft Kar, daß bie allgemeinen Foͤrderungsanſtalten eines Außer 
Lich ſittlichen Lebens, namentlich die zur Verhinderung der Trunk 
fucht geeigneten, in den gewerbereichen Gemeinden mit beſonderer 
Kraft und Ausdauer durchzuführen find. Sie werben immer Ein: 
ged wirken. — Sodann ift die geijtige Bildung des ganzen Ar: 
beiterftandes möglichft zu heben, indem, abgeſehen von dem unmit: 
telbaren Nutzen, dadurch auch fittlicher Rohheit entgegengewirti 
wird. Hierzu ſind aber, außer der Foͤrderung des gewoͤhnlichen Schul⸗ 
weſens, namentlich zwei Puncte in? Auge zu faſſen. Einmal iſt, wa 
überbieß fchon aus Gründen der Gefunpheitäpflege zu verlangen iſt !"), 
uncrläßlich, binfichtlich der Kinder-Beichäftigung folche Vorkehrungen 
zu treffen, daß vollftändige Erziehung daneben beftehen Tann und 
nicht durch allzufrühe Anftrengung neben dem Körper auch bie Gei⸗ 
ſteskraft erlahmt. Sodann find Vorkehrungen für den Unterricht 
nur anwendbar bei Fabriken auf dem flachen Lande und in Beziehung auf feh 


anfäßige Arbeiter. Diefe Fälle bilden aber die Minderzahl. 
10) ©. bie in diefer Beziehung gemachten Vorfchläge oben, F. 24, ©. 14h 
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rwachjener zu treffen, und zwar fowohl für Solche, deren erſte 
rziehung vernachläffigt war, als zur Weiterbildung, beſonders auch 
technifcher Beziehung, der in den gewöhnlichen Schulfächern bereit? 
nterrichteten, durch Abendſchulen, Sonntagsſchulen u. ſ. w. — Eine 
sitere wichtige Maaßregel ift die Hinwirfung auf eine geſunde und 
inliche Beichaffenheit der Arbeiter-Wohnungen. Sn fchlechter und 
driger Umgebung Tann Fein Behagen und fomit auch Feine Häus⸗ 
hfeit beftehen; hieraus geht aber ein beſtändiger Aufenthalt in 
e Schenfe mit allen feinen wirthfchaftlichen und fittlichen Folgen 
roor. Zur Erhaltung ded aud mehr ala Einem Grunde bei den 
ıbrifarbeitern gefährdeten Familienlebens ift eine erträgliche Wohs 
mg die erſte Bebingung. Allerdings wird ber Staat ober bie 
emeinde nur jelten bie Erbauung paffender Arbeiterwohnungen 
ernehmen können; doch läßt fi) von ihrer Seite Manches be- 
vfen. Das Verbot offenbar ſchädlicher Bauarten und ber Ver⸗ 
ethung ungejunder Wohnungen, ferner die Sorge für Neinlichkeit, 
ocenheit und Lüftigkeit der Umgebungen verlangt jchon bie Ges 
ndheit2polizei. Gegen bie Verwilligung von Vortheilen, z. B. von 
‚hlfeilerer Abgabe der Baumaterialien, zeitlanger Steuerfreibeit, 
eldprämien u. |. w., laffen fih den Bauunternehmern Bedingungen 
Den, welche wohnlichere Häufer zur Folge haben 12), — Sollten 


11) Ueber bie entfetlichen Folgen, welche die ſchlechten Wohnungen ber Ars 
ter auf ihre Geſundheit, Sittlichfeit und Wirtbichaft ausüben, und über bie 
bedingte Nothwendigkeit einer Verbefferung ift nur Eine Stimme. S. Rapport 
ur verifier l’etat des habitations d. 1. classe ouvriöre. Brux., 1838; Gas- 
:]1, Artisans and machinery, ©. 78 fg.; Report on the sanitary con- 
ion, a. v. St. Huber, Die Wohnungsnoth der Heinen Leute. Lpz., 1857. 
rfchläge zu befferen Zuftänden macht u. A. Ducpetiaux, Projet pour 
construction d’un quartier mod2le. Brux., 1844; Derf., Projet d’asso- 
tion pour l’amelioration des habitations. Brux., 1846; Roberts, The 
rellings of the labouring classes. Lond,, 1850; Stromayer, Organts 
ion der Arbeit, ©. 384 fg.; Hoffmann, Die Wohnungen ber Arbeiter u. d. 
men. Berl., 1852; Villerme, Rapport s. l. cites ouvrieres, in ben 
ınal. d’hyg., ®b. 48, ©. 241 fg.; Joire, Logements du pauvre et de 
uvriere, baf., Bb. 45, ©. 290 fg; Tardieu, Dictionnaire, Bd. II, 
-76 fg.; Healthy Homes. Report etc. Lond., 1854; Smith, Results of 
ıitary improvements. Lond., 1854; Glover, Report on the common 
d model lodging houses. Lond., 1855; Krummel, Web. Arbeiterwohs 
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einzelne mit dem Gewerbeleben verbundene, allen Teinen nothwen⸗ 
bigen Theil defjelben bildende Gewohnheiten und Einrichtungen einen 


nungen und Baugefellichaften, in der Tüb. Zeitſchr. f. St.:W., Bd. 14, S. 1086 fg.; 
Knies, Ueb. den Wohnungsnothftand der unteren Boltsfcichten, baf., Bd. 15, 
©. 83 fg; Laurent, Assoc. de prevoy., ®b. II, ©. 363 fg. Bon welden 
vortrefflichen Wirkungen dagegen bie Sorge für gute Arbeitervohnungen if, 
beweist namentlich das Beifpiel von Mülbaufen im Elfaße, theilweife von Berlin, 
Lorrach, Frankfurt u. |. w. Sehr erwünſcht ift daher, daß immer häufiger fich 
Geſellſchaften bilden, welche die Erbauung guter Arbeitermohnungen unternehmen, 
und ba bei zwedmäßiger Leitung nicht einmal Geldopfer zu bringen find, ſonder 
fih das aufzumendende Kapital genügend verzingt, fo ift auf immer weiter gehende 
Verbreitung biefer Art von Wohlthätigfeit zu hoffen. Weber manche fragen, 
welche fi) dabei aufwerfen, ift freilich Streit; allein es bürfte fich derſelbe Täfen 
laſſen, wenn nicht verfchiedene Verbältniffe nach Einem Grundſatze behandelt wer 
ben wollen. Was zunächſt die Frage betrifft, ob umfangreiche Gebäude zur Woh⸗ 
nung für zahlreiche, natürlich abgefonbert unterzubringende, Familien zu erbauen 
feien, ober einzelne Feine Häufer, je für Eine Haushaltung: fo ift einleuctent, 
baß das Erftere wohlfeiler ift, fomit geringere Mietbzinfen erlaubt; ferner, baf 
manche Bequemlichkeiten gemeinjchaftlich beffer und ebenfalls billiger eingerichtd 
werden Tönnen, fo 3. B. Waſchküchen, Wafferverforgung u. |. w.; endlich, daf 
im Innern großer Stäbte der Koftfpieligfeit bed Baugrundes megen einzelne 
Häufer nicht wohl herzuftellen find; wogegen abgefonderte Wohnungen ben Bor: 
theil größerer Unabhängigkeit, abgejchlofiener Häuglichkeit, leichterer Vermeidung 
von Haber ober Unfittlichleit, die Möglichkeit ber Beigabe eines Fleinen Garten 
plabes barbieten. Hieraus bürfte fi) benn ergeben, baß zwar das Häuschen 
(cottage) Syitem ben Vorzug verdient, wenn und wo ed ohne merkliche Steige 
rung ber Anlagekoften in diefer Weife gebaut werden Tann, daß aber in ber Regel 
bie „Rafernirung” doch wird vorgezogen werben müſſen. — Wenn ſodann ven 
Bieleri ein großed Gewicht barauf gelegt wird, dem Arbeiter durch allmählige 
Anzahlungen in ber Form erhöhter Miethe die Möglichkeit der Erwerbung feines 
Häuschen als Eigenthbum zu gewähren, indem bierin ein großes Sittlihungs 
mittel erblidt wird: fo ift der Vortbeil eines foldhen Eigenthums und des Ans 
reizes zur Sparfamfeit gerne zuzugeben; doch darf nicht verfannt werben, daf 
der Sache jehr bedeutende Schwicrigfeiten entgegenftehen. Nicht nur nämlich kann 
von folder Eigenthumserwerbung begreiflicherweife überhaupt nur ba bie Rede 
fein, wo vereinzelte Häufer errichtet werden können; fonbern es ftebt auch theild 
bie von den Meiften wohl nicht zu leiftende größere Ausgabe für bie Miethe, 
weldhe während vieler Jahre getragen werden muß, im Wege, theils ift eine An 
fäffigmadung überhaupt nur für Solche rathfam, welche einer Tebenzlänglichen 
Beſchäftigung an Ort und Stelle ficher fein Finnen, was ebenfalls wieber mır 
ausnahmsweiſe ber Fall if. Und felbft in biefem alle frägt fi, ob nicht unter 
Umftänben bie Gebunbenheit an ein ſolches Eigenthum von ben Arbeitshern zu 
unbilligen Korderungen und Löhnen mißbraucht werben könnte. Von einer regel: 
mäßigen und allgemeinen Anftrebung biefer Einrichtung kann fomit wohl niät 
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tſchieden entſittlichenden Einfluß ausüben, fo find fie bei Strafe 
‚ unterfagen. So 3. B. bie Auszahlung der Löhne in einer Schenke, 
e Berfauf von geiftigen Getränken auf Rechnung der Fabrikherrn 
id gegen Abzug am Lohne 22). — Endlich tragen Einrichtungen, 
Iche der Erholung und dem Vergnügen ber Arbeiter eine höhere 
ichtung geben, viel zu ihrer fittlichen Hebung bei. Solche können 
er theils beitehen in ber Eröffnung von Gelegenheiten zu geiftigem 
muffe, wie Bücherfammlungen, Lefegimmern, Vorlefungen, berechnet 
f die befonderen Bebürfnifje, theils in der Gelegenheit zu Ver: 
ügen ohne Rohheit, ebenfalls in eigens dazu beftimmten Räum⸗ 
jteiten 2%). Namentlich zeigt fich erfahrungägemäß die fittigende 
irfung, wenn die ganze Angelegenheit den Arbeitern felbft über- 
jen wird; Unterftügungen an Geld und Bildungsmitteln find 
yei immer möglich und willkommen ?4). 


Rede fein, obgleich fie unter günftigen Verbältnifien und als Ausnahme aller: 
98 ausführbar und dann fehr wünſchenswerth erfcheint. — Ob endlich eigene 
artiere für die Arbeiter (citös ouvrieres) angelegt ober bie für fie zu erbau- 
en Häufer unter bie Übrigen Wohnungen gemifcht werben follen, hängt offen: 
von ben verfügbaren Baugründen und von ber Lage ber Fabriken ab und 
| ebenfall3 eine durchſchneidende Entjheibung nicht zu. Daß eine auch räum⸗ 
: Trennung ber Arbeiterbevölferung von ben Übrigen Volksklaſſen ihre Nach: 
fe bat, mag immerhin zugegeben werben; allein wenn nur bie Wahl fteht 
hen ber Anmeifung eigener aber gut angelegter Arbeiterquartiere und ber 
affung in den bisherigen ſchlechten Wohnungen, fo kann die Entſcheidung nicht 
‚felhaft fein. Da überdieß erfahrungsgemäß die letzteren durch ben unaufhalt⸗ 
fortfchreitenden Luxus ber Neichern, durch die Ausdehnung ber Verkaufslocale 
Sewerbeftätten, endlich durch die fleigenden örtlichen Steuern, welche ben 
ren Mittelftand in die Nebenftraßen und in Meinere Häufer drängen, immer 
ner und fchlechter werden, (mie die namentlih Knies in der oben anges 
ten geiftreichen Abhandlung nachweist;) fo darf fein Mittel zur Verbeſſerung 
3 folchen unleidlichen Zuftandes aus Nebenrüdfichten unbenüst bleiben. Hier 
e bad Beffere ber offenbarfte Feind des Guten. 

12) Zgl. Gaskell,a.a. O., ©. 293 fg. 

13) Hierher gehören z. B. die englifcyen Mechanics institutions, wenigſtens 
n urfprünglichen Gedanken nad; in Deutfhlanb namentlich die Belang: 
ine, bie (auf firchliher Grundlage beruhenden) Zünglings: und Geſellenvereine. 
14) ©. Zallati, Das Vereinsweſen ald Mittel zur Sittigung ber Fabrik⸗ 
ter, in ber Tüb. Zeitfchr. f. St.:W., Bd. I, S. 737 fg.; Derf., Engliſche 
itervereine für Unterricht und Vergnügen, baf., Bd. II, &. 129 fg.; Huber, 
Auntſchli's Staatswörterbuch, Bd. I, ©. 464 fg. 
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Alle diefe Mittel, auch ihren vollftänbigften Erfolg angenem- 
men, werden und können freilich den Erfolg nicht haben, die wejent- 
lich unfelbftftändigen Gewerbe-Arbeiter zu einer glücklichen Menſchen⸗ 
gattung und zu einem durchaus wünſchenswerthen Beſtandtheile der 
Stantögefellichaft zu machen. Immer werben fie über die Gebühr 
abhängig fein; bei Vielen bleibt die Art ber Arbeit ein für ein 
denkendes Wefen wahrhaft unwürdiger Mechanismus; und im beiten 
Falle ift ihre Lage eine unfichere und Fümmerliche, dann aber leicht 
auch die Stimmung eine bittere, ber Gejellichaft und dem Staate 
feindfelige. Allein es wird boch ihre Lage wefentlich verbefjert und 
dad von Zeit zu Zeit fie in Maſſe treffende Elend gemildert, ihre 
fittliche Befchaffenheit gehoben, dadurch aber auch die Gefahr, welde 
von ſolchen Maffen nothleidender und geiftig tief ftehender Menſchen 
drohen müßte, vermindert. Wenn alfo auch immerhin dag ganze 
Dafein ber Gewerbe: Broletarier eine Schattenfeite unferer Gefitti- 
sung bleiben muß, fo kann es wenigitend aufhören, ein Flecken 
berfelben zu jein. 


6. 72. 
3) Unterflükung ber Bedürftigen. 

Die bisher gejchilverten Zuftände find von der Art, daß ſich 
offenbar der Staat häufig der Gewährung einer Unterftüßung nicht 
entziehen Tann. Und zwar tritt die Nothwendigkeit nicht blos aus: 
nahmsweiſe ein, wenn aus befonderen Gründen ein eigenthümlicher 
Mangel eingetreten ift, ſondern fchon im gewöhnlichen Zuftande muß 
in .gewifjen Beziehungen gejorgt werben. 

Es iſt nämlich einleuchtend, daß weber die häuglichen Einrid- 
tungen ber Proletarier die nöthigen Mittel zur Verpflegung und 
Wiedergenefung im Falle der Erkrankung eine? Yamilienmitglieved 
darbieten, noch auch ihr Einkommen den Koften einer längeren 
Krankheit gewachſen iſt. Die von den beſſer Bezahlten etwa gegrün- 
beten Krankenkaſſen veichen ſelbſt für fie nur für fürzer dauernde 
Faͤlle aus. Demgemäß ift die Errichtung von gehörig geräumigen 
Kranktenhäufern in den von ihnen vorzugsweiſe bewohnten Dertlid: 
feiten unabweisbares Bedürfniß. Es müfjen dieſe namentlich auch 
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die Abhaltung von Wochenbetten außgebehnt fein. Ferner liegt 
Bebürfniß vor, die durch Alter und Krankheit zum Erwerbe 
ihig gewordenen Gewerbe-Arbeiter in Verſorgungshäuſern unter- 
ingen. Bon Zurüdlegung genügender Erfparnifie fann nur 
Wenigen die Rebe fein, und felbft die beftgemeinten Anerbieten 
Staated zur Erwerbung von Alterdrenten werden nur von einer 
iderzahl benütt werden und benübt werben koͤnnen. — In beis 
Fällen muß aber der ganze Staat wejentlich mithelfen, denn 
Gemeinden allein Tann eine folche bebeutende Laft nicht aufge: 
n werben, vielmehr ift diefelbe, wenigftend zur größeren Hälfte, 
Pflicht der Gefammtheit anzuerkennen, auf welche fich auch bie 
theile eined großen Gewerbebetriebes vertheifen. 

Noch unabweisbarer drängt ſich die Nothwendigkeit einer Unter 
ung der Proletarier auf, wenn ſich unter ihnen in Folge eines 
nderen Unfalles allgemeine Noth verbreitet. In folchen Fällen 

freifih dem Etaate Fein geringes Unternehmen ob, da bann 

Noth eine fehr ausgedehnte, fomit die Reihung genügenber 
e fehwierig ift. Die Hilfe muß aber bei den beiden Arten des 
letariates eine verjchiedene fein. 

Bei den Aderbau:Proletariern ift in der Regel nicht fowohl 
die nothwendigften Lebensmittel zu forgen, — dieſe pflegen ihnen 
nicht ganz zu. mangeln oder mögen fie fie auch auf dem Lande 
ter durch Privatwohlthätigfeit erhalten, — ala für die fonftigen 
ürfniffe, an deren Dedung es bei der Ermanglung jeglicher 
en Einnahmen fehlen muß, und namentlich für die Möglichkeit 
e Fortfegung der Wirthfchaft nach dem Fehljahre. Daher 
bier zunächit öffentliche Arbeiten, namentlih an Straßen, Kanä- 
u. f. w., an ber Stelle, ala welche einer großen Menge von 
chen eine wenigftend nothbürftige Einnahme verjchaffen. So⸗ 
ı aber muß bei ven Kleinhäuzlern, feien fie nun Eigenthümer oder 
yter, für die Ausſaat des nächſten Jahres an Getreide, Kartoffeln 

w. geforgt ), und zur Wieberherftellung des Viehſtandes, 
n biefer geopfert wurde, durch unverzinsliche Darlehen Beihilfe 





1) Beifpiele öffentlicher Fürforge in biefer Beziehung find die monti frumen- 
in Italien. ° | 
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gegeben werben. Solches kann denn große Summen erfordern und 
es muß mit großer Vorficht verfahren werben, wenn es bie Abficht 
wirklich erreichen fol. Es darf nämlich die Unterftügung erft dann 
gewährt werben, wenn das Gegebene alsbald zu dem beitimmten 
Zwecke verwenbet werben kann; font ift Gefahr, daß es für bie 
laufenden Bebürfniffe verzehrt, der Noth aber nicht abgeholfen wird. 
Und auch fo noch ift eine beſondere Aufficht auf die Verwertung 
an der Stelle. 

Bei den Gemwerbe-Proletariern handelt es fich dagegen zunädjit 
von der Abwehr des Hungerd; Vorkehrung für die Möglichkeit eines 
Wiederanfanges der Arbeit dagegen braucht niht vom Staate ge 
macht zu werden, ba bie Gewerbeunternehmer hierzu Alles bereit 
haben. Deſſen ungeachtet Tann auch hier die Aufgabe eine fehr 
Schwierige fein. Vor Allem ift ungünftig, daß fich nicht immer, wie 
etwa bei einer jchlechten Aernte, das Uebel längere Zeit zum Voraus 
bemerfen und ſomit die Hilfe vorbereiten läßt. Nicht felten tritt es 
ganz unerwartet ein. Sodann ijt die Anweilung öffentlicher Arbeiten, 
wenn fie je für fo Viele und an den Wohnorten der Arbeiter ge 
geben werden Fann, für eine bedeutende Anzahl derfelben vergeblich, 
da ihre ganz verjchievene Lebensweiſe und unfräftige Körperbe 
ſchaffenheit fie wenig gejchieft und willig macht. Feruer ift bad 
enge Zuſammenwohnen fo zahlreicher, manchmal vieler tauſende, 
unbejchäftigter Menjchen eine große Schwierigkeit für Aufrechter: 
haltung der Ordnung, fo wie für Gewährung von Hilfe Als das 
Vortheilhafteſte erjcheint ed demgemäß, wenn den Unternehmern ent: 
Iprechende Summen unter der Bedingung der fortgejekten Beſchaͤfti⸗ 
"gung ihrer Arbeiter gegeben werben können. Hiermit mag in paſſen⸗ 
der Oertlichfeit und Ausdehnung eine Veranftaltung von öffentlichen 
Arbeiten verbunden werden. Endlich erleichtert jeden Falles bie 
Vertheilung von wohlfeiler oder unentgeltliher Nahrung mittelſt 
eigen? errichteter Speifennftalten vielfache Noth. Bon felbft verfteht 
fih, daR auch die Privatwohlthätigfeit auf jede paſſende Weiſe an 
geregt und mit der Öffentlichen Yürforge in Verbindung geſetzt 
werden muß. 

In dem einen wie in dem andern Falle wird auch die Sorge 


bed Staates für Auswanderer beſonders in Anſpruch genommen 
werden ). 


Dritte Abtheilung. 
Hilfe bei entgegenſtehenden Eigenthumsrechten. 


§. 73. 
Fenerung nnd Wohnung. - 

Es ift oben, S. 321, bereit? nachgewiefen worden, daß die Po- 
lizei fo berechtigt, wie verpflichtet ift, die nöthigen Zwangsmaaßregeln 
eintreten zu lafjen, wenn die Befriedigung eines unerläßlichen Lebenz- 
bedürfniſſes, troß entiprechender Kaufs- oder Benügungs-Anerbie- 
tungen, an dem Eigenthumsrechte der Stoff» Befiger 'ein für den 
Einzelnen unüberfteigliches Hinderniß findet. 

In der Regel tritt allerdings ein folche® Hinderniß nicht ein, ' 
indem theild ein rechtzeitiger Verkauf oder eine Verpachtung in dem 
Vortheile der Eigenthũmer ſelbſt Tiegt, theild wenigſtens die Unmillig- 
feit eines Theile der Beſitzer durch die Geneigtheit der Uchrigert 
ausgeglichen und überwunden wird. Allein in zwei Fällen ift doch 
Grund zu ftehenden Staatömaaßregeln, weil diefelben einer Seitz 
von hinreichender Bedeutung find, anderer Seits ein häufig, wo nicht 
beftändig, eintretendes Bebürfniß in Frage ſteht. Es ift dieß bie 
Sorge für eine nachhaltige Befriedigung des Holz bedürfniſſes und 
für die Möglichkeit, zu einer Wohnung zu gelangen. 

Da Holz immer nachwächst, die Walbeigenthümer aber einen - 
vorhandenen Holzertrag immer zum Verkaufe bringen werben: fo 


2) Beifpiele großartiger Unterftügungen beider Arten von Proletariat bietet 
namentlih England bar. So bie Ernährung bed irländiſchen Aderbau:Proles 
tariates in ber durch bie Kartoffel⸗Krankheit erzeugten Noth im J. 1847; ferner 
bie Unterftüßung ber durch das Fehlen der Baummolle außer Arbeit nefebten 
Fabrikbevbllerung in den Zahren 1862—64. Erfteres wurbe hauptjächlich durch 
Staatsbeiträge, letzteres durch bewundernswerthe Leiftungen der Privaten bewerk⸗ 
Relligt. Bon weldem Nutzen bie Verbreitung von Bilbung aud unter biefer 
Klaſſe der Bevölkerung zur Vefeitiguug miberfinniger und nur noch weiter ver: 
derblicher Angriffe auf Geſellſchaft und Staat ift, bat fi namentlih in bem 
letzteren Falle glänzend erwielen. 
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ſcheint Hier eine Zwangsmaaßregel nicht nöthig, fomtt nicht geredt- 
fertigt zu fein. Allein eine Reihe von eigenthümlichen Verhältnifien 
bei der Holzzucht und bei der Verwerthung des Holzes bringt doch 
in der Mehrzahl der Fälle die dringende Gefahr, daß dag Bebürfnik 
ünftiger Zeiten dem augenblicklichen Vortheile der Eigenthümer hint- 
angefekt oder durch Fehler in der Waldbehandlung unwieberbringlic 
beeinträchtigt werde. Da nun hier blos ein Eingriff in. dag freie 
Verfüigungsrecht des Eigenthümers ein unerträgliches, wirklich bie 
Lebengerhaltung der Bevölkerung bebrohendes Uebel abzuhalten im 
Stande ift: jo kann auch nur vom Staate Hilfe kommen. Das 
Nähere f. übrigens unten, Bo. II, SS. 147 fg. | 
Die Erwerbung einer für feine Bebürfniffe paſſenden und an 
dem geeignetjten Orte gelegenen Wohnung bleibt natürlich im 
Allgemeinen den Bemühungen des Einzelnen überlafien, und die 
Öffentliche Fürforge nimmt ſich nur etwa folcher Armen an, melde 
ber Mittel zur Befriedigung dieſer Lebensnothwendigkeit unbedingt 
entbehren. Allein in mehr als Einem Verhältnifje tritt doch bie 
Nothwendigkeit einer polizeilichen Fürſorge ein, weil fich unüber: 
windliche Hinderniſſe den Beftrebungen des Einzelnen entgegenftellen, 
obgleich es ihnen an den nöthigen Gelomitteln nicht fehlt. Dieß 
findet namentlich in folgenden Fällen ftatt: | 
1) Wenn ein Beamter auf Befehl ded Staates verfendet wir, 
derfelbe aber unter Wegs vder am Orte feiner Beftimmung feine 
Wohnung finden kann. Namentlich tritt diefe ein bei Truppen 
abtheilungen, welche fich auf dem Marfche befinden oder für welde 
am Orte eined bleibenden Aufenthaltes Feine Kaſernen beftehen. 
Weber ber vom Staate verwilligte fpärliche Sold, noch, in ven 
meiften Fällen wenigſtens, die große Zahl der Wohnungsbedürftigen 
jo wie bie Furze Zeit des Aufenthaltes Täßt bie Ausfindigmachung 
von Miethwohnungen zu; vor Allem nicht für die gemeinen Sol⸗ 
baten und Unteroffizier. Auf freiwillige Aufnahme von Seiten ver 
Bürger ift auch wenig zu rechnen. Hier bleibt fomit nichts übrig, 
als eine zwangsmaäßige Zutheilung an bie Ort3bewohner, und zwar 
einer Seits ohne Unterjchied des Nanges und bed Rechtstitels auf 
den Wohngelag, anderer Seit? mit gerechter Berückſichtigung des 
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verfügbaren Raumes. Eine zweckmaͤßige und fchnelle Befriedigung 
bed Bedürfniſſes der Truppen ift nöthig zur Vermeidung von Mik- 
vergnügen, vielleicht Unorbnungen; bei häufiger vorkommenden Eins 
quartierungen wird fomit die Beſtellung einer regelmäßigen, im 
Geſchaͤfte erfahrenen und beitändig bereiten Behörde, etwa aus der 
Drt3obrigfeit gewählt, zweckmäßig fein. Uebrigens verfteht fich, daß 
bem Bürger die Laft wo möglich zu eriparen ift durch die Unter: 
bringung der Soldaten in Öffentlichen Gebäuden 2); ebenfo, daß den _ 
durch die Örtliche Nothwendigkeit zunächſt mit einer Laſt Betroffenen, 
welche durch einen allgemeinen Zweck heroorgerufen worden ift, auch 
nachträglich eine billige Entſchädigung aus der allgemeinen Staats⸗ 
kaſſe gewährt werben muß. 

2) Auch ohne Veranlaffung von Seiten ded Staates, allein 
dennoch durch ein, wenigftend im Augenblicke und örtlich, nicht zu 
änbernded Ereigniß koͤnnen ſich mehr Menfchen in eine Gemeinde 
zufammendrängen, als in den gewöhnlichen Fremden - Wohnungen 
untergebracht ‘werben mögen. So nach einem Brande ober einer 
Ueberſchwemmung; Schaaren Vertriebener ; felbjt bei großen Feſten. 
Auch hier kann, foweit die Aufnahme in öffentlichen Gebäuden und 
freiwillige Beherbergung von Seiten einzelner Einwohner nicht Rath 
Schafft, nur durch Einquartierung geholfen werden. 

3) Endlich kann fi die Bevölkerung eined Ortes bleibend fo 
jehr vermehrt Haben, daß die vorhandenen Wohnungen nicht mehr 
binreihen, während bie Erbauung neuer Häufer aus Mangel an 
frei erwerbbarem tauglichem Raume unmöglich ift. In jo ferne nun 
bier nicht durch Einräumung Öffentlicher Plätze, Erweiterung der 
Stabtmauern u. dgl. zu helfen ift, find die Eigenthümer paſſender 


1) Nur in England macht der hohe Sold der Truppen unb eine Zwangs⸗ 
gefeßgebung gegen bie Beſitzer von Wirtbfchaften die Einquartierung überflüffig; 
freilich auch fo nicht ohne manchfache Beſchwerden. ©. Burn, Justice of the 
peace, Art.: Soldiers; billeting. — Ueber bag Einquartierungs⸗Weſen, ſ. 
Feyrlein, Beiträge 3. Ausbildung des Kriegs-E.W's. Frankf., 1807; Hofs 
mann, Ueber Einquartierung und beren gleihmäßige Vertheilung. Gießen, 1807; 
Runde, Rechtliche Grundfäge über E. Oldbg., 18085 Harl, Kriegspolizei⸗ 
Wiſſenſch, S. 508 fg.; Jacob, Vorſchläge zur Verbeflerung bed E.⸗Weſens. 
Galle 1R1N9 
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Baupläbe zur Abtretung an Baulufttge, natürlich gegen volle Ent 
ſchädigung, für ſchuldig zu erflären. Da ihr Necht mit der Mög: 
lichkeit de3 Mitdafeind anderer Menſchen unvereinbar iſt, jo hat es 
zu weichen. Um Beftimmtheit und Ordnung in biefe Abtretungs- 
pflicht zu bringen, ift die Entwerfung eined zweckmäßigen Ortzbau- 
planes nothwendig. 


Zweites Buß, 


Sorge des Staates für die geiftige Perfünlichleit der Bürger. 


« 


ı® I . ’ . % 
3* "ar rn u * J 





Erſtes Kapitel. 
Allgemeine Grundfäte. 


©. 74. | 
‚. 1) Ueber den Umfang ber geiftigen Bildung. 

Die Vernunft erkennt als Lebenszweck des Menfchen die eben- 
mäßige Entwicklung und Ausbildung feiner fämmtlichen Kräfte. Die 
gilt von den Körper-Anlagen fo gut, als von denen ver Seele. 

Aus der Forderung, daß die Bildung ebenmäßig fein müſſe, 
folgt auf der einen Seite, daß auch nicht Eine Anlage unangeregt 
Ihlummern darf, wenn nicht der Wille der Natur unbefolgt bleiben 
und ein Theil der Beftimmung des Menſchen verfehlt fein fol; auf 
ber andern Seite aber ergiebt ſich, daß feine einzelne Kraft auf 
Koften und mit Unterdrüdtung der übrigen gebildet und dadurch dem 
Menjchen eine einfeitige, ihn und Andere unbefriedigende Nichtung 
gegeben werden darf. Natürlich ift es aber nicht als Störung ber 
Harmonie zu betrachten, wenn auf der Grundlage einer gleichförmigen 
allgemeinen Bildung. fich ein befonderes Talent, eine außerordentliche 
Fähigkeit zu beftimmter menfchlicher Thaͤtigkeit erhebt und fruchtbar 
wird. Im Gegentheile find folche beſondere Anlagen al ein felte- 
nes, für den ganzen Bildungszuftand der Menfchheit erfreuliche Er: 
eigniß zu betrachten. 

Theil die Verſchiedenheit der natürlichen Anlagen, theils die 
Ungunft der äußeren Verhältniffe wird freilich verhindern, daß alle 
Menſchen denſelben Grab und Umfang von allgemeiner Bildung 
erhalten können. Allein immerhin bleibt die Forderung, daß Jeder 
bad ihm verlichene Maaß von Anlagen gleichmäßig ausbilde, fo wie 
bie Aufgabe, dahin zu wirken, daß Jeder wenigſtens das für feine 
äußeren Verhältniffe Mögliche erreiche. | 

v. Mohl, PVolizeiwifl. I. 8. Auflage. 88 


514 


Ehe nun aber auf die Trage eingegangen werden Tann, was 
von Seiten der ganzen bürgerlichen Gejellfchaft in diefer Beziehung 
gefchehen könne und müſſe, ift erft näher zu unterfuchen, was zu 
einer vollftändigen Entwidelung ber geiltigen Kräfte eines Menſchen 
gehört. Dieje Frage ift aber dahin zu beantworten, daß die Ausbildung 
nur dann als volljtändig angenommen werben mag, wenn nach folgen: 
ben vier Seiten hin genügeride und gleichförmige Bildung erreicht iſt: 


1) Bor Allem muß volftändige Bildung des Verftandes. 


vorhanden fein. Hierzu aber gehört Dreierlei: 
a) Entwidelung und Uebung der Denkkraft. Richtige 


Auffaffung der verfchiedenen 'inkereh und Außeren Ereigniſſe, um 


fichtigeg und wahres Urtheil über diefelben, fichere Verbindung we: 
ſchiedener Begriffe und Thatſachen gu einem neuen Ganzen, erheben 
ben Menfchen über die unvernünftigen Gejdhöpfe Je beftimmter 
bie verſchiedenen Thaͤtigkeiten der Denkkraft ausgebildet find, deſto 
mehr wird der Menſch Herr über ſich und über die Außenwelt, befte 
ſicherer und räftiger Mann er auf Sachen und Menfchen einwirken 
Allerdings wird erfinderifche Verbindungs⸗Gabe keineswegs bei allen 
gleich lebhaft und cigenthümlich vorhanden fein; allein zum eigenen 
Denken und zum richtigen logiſchen Schließen in befchränkterem 
Gedankenkreiſe kann jeder nicht blöbfinnige Menſch angeleitet werben. 
Hierdurch aber ift ſchon viel gewonnen. Unverſtändiges Befolgen 
des Schlechten und Schädlichen, Aberglauben aller Art, ftumpfe 
GSefangengeben unter fremde Auctorität werden dadurch aufgehoben, 
mit ihnen aber ein ungezähltes Gefolge von Uebeln. 

b) Einfiht in die Rechte und Verbindlichkeiten be Staatk 
bürgerd. Kein Verhältniß ift von häufigeren und bebeutenverm 


Folgen, als die Theilnahme an der bürgerlichen Gejellfchaft. Theib 


im eigenen Bortheile des Bürgers, theild zur Abwendung man 
facher Nachtheile vom Staate ift es alfo wünſchenswerth, daß Alle über 
ihre ftaat3bürgerliche Stellung einen klaren Begriff Haben. Es ü 
dabei natürlich nicht von der Erziehung Aller zu Staatsgelehrta 
bie Rede, fondern nur davon, daß Jeder wife, welche Zwecke te 
Staat, welchem er felbft angehört, verfolgt, welche Anfprüche fih 
für den Bürger daraus nach den Geſehen ergeben, welche Pilichken 
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aber zu erfüllen hat. Eine ſolche Kenntniß wird auf der einen 
ite Ungerectigkeiten, auf der andern unmögliche Anforderungen 
d unruhige Auftritte verhindern. Eine je größere Relle der Staat 
d feine Zuftände zu einer beſtimmten Zeit im Leben eined Volkes 
elen, um jo nothwendiger für den Einzelnen und für die Geſammt⸗ 
t ist die Verbreitung eine? Klaren Bewußtſeins ). 

c) Die Summe von Kenntniſſen, welche Jever zur Aus⸗ 
Xung ber befondern ihm im Leben zu Theile gewordenen Stellung 
arf. Keineswegs Tann eine geübte Denkkraft das nöthige pofitive 
iffen erſetzen. Mangel an ſolchem aber führt zu Fehlern, hindert 

der Benützung günftiger Umftände, macht häufig ganz unfähig. 
brigens find dieſe Kenntniſſe in jehr verfchiebener Art und Aus⸗ 
mung erforderlich, je nach den äußeren Umftänden des Einzelnen 
d deren Anforderungen. Zwar giebt ed gewifje Grund- Kenntniffe, 
Ihe Keiner entbehren mag, fei fein Standpunct welcher er wolle: 
ein von diefen an aufwärts laufen bie Bebürfniffe auzeinander. 
richieden find die Kenntniſſe des Mannes von denen des Weibes; 
richieden muͤſſen fie fein je nachdem dem Menjchen eine Beſchaͤf⸗ 
ung oder Lebenzjtellung zu Xheile wird. 

2) Bon nicht minderer Bebeutung ift die Ausbildung der Sitt⸗ 
chkeit. Zwar tft fittliche® Gefühl und Gewifjen dem Menfchen 
geboren; doch iſt eine Entwidelung und Kräftigung derjelben 
thwendig, damit auch troß ſchlechten Beiſpieles, jo wie bei ſtärke⸗ 
n Verfuchungen und bei feineren ragen dad Gute bie Oberhand 
halte. Viel wird übrigen? allerdings dieje Bildung des fittlichen 
efühles durch! die Entwiclung des Verſtandes erleichtert werden. 
ie geübte Urtheilsfraft wird das Gute leichter von dem Böfen 
ıterfcheiden; je größer die Kenntniſſe jind, deſto mehrere und 
lagendere Beifpiele von den üblen Folgen unerlaubten Handeln? 
erden fich darbieten; überhaupt, je Harer der Menſch über fich 
ſbſt und über die Welt ift, dejto weniger wird er zu unerlaubten 
chritten geneigt fein. 


1) ©. Talleyrand, Rapport sur l’instruct. publ., &. 11fg.; Voß, 
giehung für ben Staat, Bd. I, ©. 248 fa.; Niemeyer, Grimbfäge ber Ers 
hung, 8te Aufl., Bd. I, ©. 327 fg. 
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3) Enge verbunden mit der Sittlichkeit ift für den Chriften die 
Ausbildung des veligidfen Sinnes. Durch eine religiöfe Be 
ziehung erhält da8 Leben und Handeln feinen feſteſten Halt, eine 
eigenthümliche, durch bloße Verſtandes- und Gefühlsbildung nicht zu 
erreichende Würde. Ein lebendiger Glauben an Gott, an eine Ki: 
tung der irdifhen Dinge, an eine Fortdauer nach dem Xobe, an 
Belohnung und Strafe tröftet im Unglücke, fichert gegen Mutt- 
fofigfeit, warnt ab vom Uebel, beruhigt auch bei den vielfachen 
ſcheinbar ungelösten Räthſeln diefer Welt. Eine Mare veligiöfe 
Anficht ift die Vollendung der Verſtandes-Bildung, indem ſie Fragen 
beantwortet, welche das blofe Nachdenken unerlebigt laffen muß; fie 
tft aber auch die Weihe der Sittlichfeit. — Nicht der Bemerkung 
bedarf es, daß alle Menfchen ohne Unterichieb von Gefchlecht, Stant, 
Beichäftigung und der aus dieſen Verhältniſſen hervorgehenden 
Verſchiedenheit der Verſtandes-Bildung dieſelbe ſittliche und religioſe 
Bildung ſowohl ertragen als bedürfen. 

4) Eine weitere geiſtige Anlage des Menſchen iſt endlich ſein 
Sinn für- dag Schöne. Bon geringerer Wichtigkeit als die bisher 
erörterten Geiftesfräfte und Bebürfniffe ift diefer Sinn doch ein 
ſchätzbares Geſchenk der Natur, da er in unzähligen Fällen das 
reinfte und durch Feine Beichwerlichfeit oder Opfer erfaufte Ber 
gnügen gewährt, Anmuth und Behaglichkeit verbreitet, manches 
minder Erfreulihe verhüllt und milder. Selbft auf das Weſen 
der Handlungen ift er von Einfluß, weil ihm dad Rohe und Harte 
zuwiter ift. Darf daher auch unter feiner Bildung feine der wid 
tigeren Kräfte Not leiden, jo vollendet diefelbe, auf ihre richtigen 
Sränzen bejchränkt, die ebenmäßige Entwicklung aller Anlagen. — 
Die Verfchiedenheit der äußeren Lebensverhältniffe wird für diefen 
Theil der Bildung wieder eine manchfache Verſchiedenheit zulaſſen 
und felbft fordern 2). | 
6. 75. 
2) Bon ben Bildungsmitteln. 

Se vielfeitiger nun die wünſchenswerthe Bildung ift, deſto 

2) Vgl. über ben Zweck ber Vollgbildbung Weffenberg, Die Elementar: 
bildung, 2te Aufl., Eonft., 1885, ©. 1 fg. 
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vieriger tft eine ebenmäßige und gleichmäßige Entwicklung der⸗ 
en, und Nachdenken ſowohl ald Erfahrung zeigt, daß hierzu be 
dere Anjtalten erforderlich find, Allerdings Taun durch Zwang 
e wahre Bildung erzielt werben; dazu gehört eigener Wille und 
‚bitthätigfeit des zu Bildenden: allein damit ift noch keineswegs 
igt, daß gänzliche Unthätigkeit, bloſes Gehenlaffen das Zweck⸗ 
Bigfte ift. Bliebe bei Jedem die Entwicklung ver geiftigen Kräfte 
3 der zufälligen, bald anziehenden bald wieder vernichtenden Ein- 
fung der äußeren Verhältniffe überlaffen, fo würde mit Aus: 
‚me hoöchſt begabter Menfchen die allgemeine und bie befondere 
dung nur langjam und unvolljtändig eintreten, die große Mehr⸗ 
[ in Rohheit, Dummheit und Unwifjenheit verharren, und fogar 
ſtens der Unfittlichkeit und dem Unrechte verfallen. Davon ganz 
ejehen, dag Selbitbildung nur durch großen Zeitverfuft erlangt 
den mag, ſo daß über der Vorbereitung bie befte Gelegenheit 

Anwendung verfäumt wird. | 

Deßhalb find denn Anftalten nothwendig, welche durch Dar: 
ung georbneter Hilfe die gewünſchte Bildung methopifch herbei: 
ven und fördern. Nur durch fie kann die Summe der Erfah- 
gen und Kenntniffe, welche Jahrhunderte nach und nach aufge 
chert haben, leicht und vollftändig mitgetheilt werben 9. Diefe 
Italten aber zerfallen der Natur ber Sache nach in zwei Ab- 
lungen, nämlich in Unterricht3anftalten für die Jugend, und in 
bungsmittel für die Erwachfenen. Beide aber müffen die jänmtli- 
ı geiltigen Kräfte umfaſſen. 

Bon den Unterrichtsanftalten für die Jugend kann man fidh 
halb großen Erfolg verfprechen, weil dieſe fich den äußeren Ein- 
cken Teicht Hingiebt, lebhaft faßt und feit behält, eine Gewohnheit 
Denken und Fühlen, jelbft unbewußt und unwillentlih, annimmt, 
(ich weil fie noch nicht durch die Anfprüche des thätigen Lebens 
ezogen und in ihrer Bildung unterbrochen wird. Sie weigert 

noch nicht, mit den Grundlagen des Wiſſens anzufangen, ohne 
rn fichere Legung fein feiter Weiterbau möglich iſt. Dadurch 


1) Bol. Schleiermaher, Gebanfen über Univerfitäten, S. 23 fg.; 
chaelis, NRaifonnement Über proteftantifche Univerfitäten, Bd. I, S. 98 fg. 





518 


aber wird e8 möglich, Neues nur dann zu geben, wenn bie fänmt:- 
fichen Bedingungen eines richtigen Verſtändniſſes erfüllt find. Nur 
bei georbnetem Unterrichte können die jänmtlichen Anlagen des 30% 
finge3 methodifch und zu gfeicher Zeit bearbeitet werben, fo daß fie 
Beftimmt augeinander treten, fich entfalten und gegenfeitig unter 
flügen. Am leichteften tritt auch bei folchem Verfahren dad Talent 
zu beſtimmten Zweigen der menfchlichen Thätigkeit hervor, welche 
im Einzelnen vielleicht fchlummert. Gute Unterricht3:Anftalten und 
Bildung find daher beinahe gleichbebeutend. 

Doch genügt es am AJugendunterrichte nicht; und zwar aus 
zwei Urfachen. Theils nämlich könnte Mancher dad Erfaßte nad 
und nach wieder verlieren, würbe er nicht immer wieder erinnert 
und gefräftiget. Theils aber find nicht alle Theile der Geiftesbildung 
von der Art, daß fie der Jugend fchon beigebracht werden Fönnten; 
zu manchen berfelden find völlig erftarkte Kräfte nothiwendig. Teber: 
dieß ift jeden Falles das Weiterſchreiten und die Vermehrung des 
gegenwärtigen Bildungsfapitaled nicht Sache der geiftig noch Uns 
mündigen. Auch zu diefen Bemühungen bebarf e8 aber fchr Häufig 
äußerer Mittel; fehlt es daran, jo bleibt im beiten Falle die Gefit: 
tigung auf der ermordenen Stufe. Die Art derjelben ift verfchieben 
je nach der Natur der einzelnen geiftigen Kraft, Teine ber letzteren 
aber vermag ihrer ganz zu entbehren. 

Wenn es jcheinen möchte, daß es ſowohl in Rücdkficht auf vie 
Zeit der zu Bildenden, ald auf die Koften der Anftalten eine kaum 
ausführbare Forderung fei, zur ebenmäßigen Ausbildung fo viel 
facher Geiftesfräfte Veranftaltung zu treffen und die Benützung 
fämmtlicher zu verlangen: fo ift dagegen zu bemerken, daß bei zwei: 
mäßiger Wahl der Bildungsmittel, namentlich der Unterricht 
Methode, dafjelde Mittel zur Bildung in mehr ald Einer Beziehung 
gebraucht werben kann. So mag, wo ed an Zeit und Geld zur 
Benütung mehrfachen Bildungsmaterialed gebricht, die Bekannt⸗ 
machung mit ven Religions⸗Urkunden nicht blos zur veligidfen Bil: 
dung dienen, fondern unmittelbar verbunden auch zur Kräftigung 
und Läuterung des fittlichen Gefühles. Außerdem Fünnen fie, immer 
zur felbigen Zeit, auch angewendet werben zu ben verfchiebenen 
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Arten von Verſtandesbildung; und felbft zur Weckung und Berichti- 
zung bed Geſchmackes wird ein gefchiefter Unterricht fie zu verwen⸗ 
ven wiſſen. Oder kann die zunächſt auf bie Erwerbung gewifler 
Sprachkenntniſſe, und fomit nur zu einem ganz Heinen Theile der 
Berftandezbildung bejtimmte Bekanntmachung mit den claffiichen 
Schriftjtellern eines Volke fehr wohl zus Uebung der Denfträfte, 
er Eittlichleit und des Schönheitägefühles gleichzeitig angewendet 
verden. 

Nicht ſowohl als Mittel für die verjchlevenen Zweige der geis 
tigen Bildung, denn als unerläßliche Bebingung des Gelingens der⸗ 
clben erjcheint die Ausbildung und Geſundheit des Körpers. 
Mens sana in corpore sano. Nie darf jomit daher die Sorge 
ür die phyſiſche Erziehung über der geijtigen vernachläffigt werden. 
Doch mag im Folgeuden von dieſem Puncte abgefehen werben, ba 
r bereitö oben, bei der Geſundheits⸗Polizei, abgehandelt ift. 


6. 76. 

) Pflichten und Befugniſſe des Staates hinſichtlich der Bildung bed Volles, 

Sowohl die Unterrichts-Anſtalten als die Mittel zur Weiter⸗ 
ildung der Erwachſenen find, nach dem bisher Ausgeführten, nütz⸗ 
iche und ſelbſt unentbehrliche Unternehmungen. Ihre Gründung 
ſt ſomit von Seiten des Staates nicht nur nicht zu hindern, ſon⸗ 
ern im Gegentheile hat er die Obliegenheit, erforderlichen Falles 
ushelfend einzutreten. Ein Rechtsſtaat, welcher nicht nach Mög: 
chkeit jede. Art von Geiftesbilbung fördert, bleibt Hinter feiner 
licht in einem der wichtigften Puncte zurück ?). 


1) Ausführlide und umfaffende, freilih aber zu manchen Außftellungen 
nlaß gebende, Syſteme ber Stantötbätigfeit für bie geiflige Perſonlichkeit ber 
taatöbürger liefen; Filangieri, Scienza della legislaz., libro IV; 
alleyrand-Perigord, Rapport sur linstruction publique, fait & 
assembl&e nationale, Par., 1791; Bonnftetten, Weber Nationalbilbung. I, 
, Zürid, 1802; Weber, Syftematifches Handbuch der Staatswirthſchaft, (Berl., 
303, I, IL) ®b. U, ©. 221 fg.; Pölitz, Die Grziehungswifienihaft. I, I, 
13., 1806; Holgwart, Erziehung und Aufflärung einer Nation buch ben 
tat. Münden, 1809; Stephani, Syſtem ber öffentlichen Erziehung. 
e Aufl., Erlangen, 1813. Blos auf Unterrigtsanftalten beichränfen 
5 u. a. folgende Schriften: Nefewip, Gedanken zur Verbeflerung ber öffent: 
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Dabei ift Übrigens ein zureichender Grund nicht vorhanden, 
dem Staate in Beziehung auf die Unterſtützung der geiftigen Ber: 
fönlichkeit der Staatsbürger weiter gehende Rechte oder Pflichten 
zuzufchreiben, als ihm im Verhäftniffe zu ihren fonftigen Lebens⸗ 
zwecken zufommen, ober umgefehrt ihn von einer ſolchen Aufgabe 
ganz oder theilweiſe loszuſagen. 

Mag zuerſt eine Entbindung betrifft, jo wäre dieſe nur gerecht⸗ 
fertigt, wenn entweder die Ausbildung der geiſtigen Kräfte des Menſchen 
überhaupt Feiner Unterftügung und Ordnung bedürfte, oder wenn bie 
Hilfe Schon von anderer Seite vellftändig gewährt wäre. Beides 
ift aber nicht der Fall. Allerdings kann jeder Einzelne nur burd 
eigenen Willen und durch eigene Arbeit die ihm perfönlich nothwendige 
und paſſende geiftige Bildung gewinnen; auch erfolgt die Stel 
gerung des Wiſſens und überhaupt der Gefittigung durch individuell 
Anlage und deren freie Benübung: allein diefe Thätigkeit der Ein- 
zelnen fett vielfache Vorbedingungen und materielle Hilfsmittel woraus, 
deren Beichaffung in der Regel die Kräfte der Betreffenden überjteigt. 
Eine Lieferung des Nothmwendigen durch freiwilliges Anerbicten 
findet daher zwar theilweife ftatt, und tft dann auch vom Gtaate 
zuzulafien, wo und fo weit es in geeigneter Weile geboten wird; 
allein erfahrungsgemäß ift diefe Leiftung nur eine jehr theilmeife und 
bruchftüclartige, welche einer Ausfüllung und Verbindung dringend 
bedarf, außerdem wird fie zum bebeutenden Theile mit Nebenat: 
fihten geboten, welche den Werth der Reiftung mehr oder weniger 
Ihwächen, die Annahme wohl ganz verbieten. ‘Der eine und ber 
andere Grund fpricht namentlich gegen dad Anerbieten, wohl gar 
Forderung, firchlicher Gejellfchaften zur Uebernahme der Unterricht3an- 
ftalten oder wenigftend eines wejentlichen Theile derſelben, 3. B. 
der Volksſchulen. Es Tiegt in der Natur der Sache, und tjt in der 
Regel auch bewußte Abficht, daß die von einer Kirche unternomme 


lichen Erziehung. I-V, Berl., 1778 fg; Campe, Revifion bes Schul: und 
Erziehungsweſens. I—XVI, Braunfchweig, 1783 fg.; Zachariä, Weber die 
Erziehung des Deenfchengefchlechts durch ben Staat. Leipz., 1802; Niemeyer, 
Ueber die Drganifation Öffentlicher Schulen. 2te Aufl., Halle, 1805 ; Niemever, 
Grundſatze ber Erziehung und bes Unterrichts. I—IIL, Halle, Ste Ausg., 1825. 
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nen und geleiteten Bildungdanſtalten eine vorwiegend Firchliche Rich- 
tung haben; dann aber wird fie jeden Falles einfeitig wirken, leicht 
fogar Gefinnungen wecken, welche ven Rechten des Staates und an- 
derer Religiondpartheien zuwider, dem Innern Trieben gefährlich find; 
wozu noch fommt, daß erfahrungsgemäß bie Kirchen die von ihnen 
übernommenen Theile des Bildungsweſens auch dem Umfange ber 
Zeiftungen nach vernachläffigen. Bon einem aus ihrem Wefen und 
blofen Dafein herrührenden Rechte zur Uebernahme der Schule und 
zur Ausfchliegung des Staates kann ohnedem gar Feine Rede fein, 
ba die Bildung des Volkes eine die Jämmtlichen Kräfte und Zwecke 
bed Menſchen umfaflende, und keineswegs bloß eine das religiöfe, 
Bedürfniß befriedigende fein fol. Selbitverftändfich ift durch eine 
ſolche Feithaltung der Nechte und der Pflichten des Staates eine 
Berftändigung über ein vernünftiges Zuſammenwirken mit ben 
Kirchen in Betreff der religiöfen Ausbildung in den Erziehungsan- 


ftalten nicht ausgeſchloſſen 9). 


2) Wenn Dunoyer (Liberte du travail, ®b. III, S. 186) in Folge einer 
ungefunden Uebertreibung des Rechtes ber perfünlichen Freiheit und einer Weber: 
ſchätzung ber Thätigkeit, des guten Willend unb der Einficht der Einzelnen, bie 
Aufhebung jeber Staatöfürforge für bie Erziehung unb Bildung be Volkes und 
ſelbſt jeder Unterfuhung und Beauffichtigung ber Befähigung ber fich als Lchrer 
Anbietenden als Orundfag und letztes zu erſtrebendes Ziel aufftellt, bie ganze 
Aufgabe des Staates auf eine Beltrafung bereits begangener verbotener Hand: 
lungen von UnterrichtSunternehmern beſchränken will: fo ftreiten fich hierbei Ver: 
fennen des Staatszweckes, ber geichichtlihen Erfahrungen und ber einfachften 
Menſchenkenntniß um ben Vorrang. Der Staat ift nicht blos eine Rechts⸗ und 
Straf⸗, fondern auch eine Hilfsanftalt. Und ift damit Alles gethan, wenn Vers 
brechen befiraft werben, bie Jugend aber gar nicht ober fchlecht erzogen wird 7 
Die Erfahrung aller Zeiten und Länder zeigt, daß nur da, wo ber Staat Eräftige 
Hilfe bei der Volkserziehung Teiftet, Genügendes geleiftet wird, und daß nament- 
lich die große Menge ber Bevölkerung faft ohne alle Bildung bleibt, wen nur 
Privatſchulen beftehen. Bon ben, nur allzu oft ſelbſt ununterrichteten, rohen 
ober gleichgiltigen Eltern aber eine beflere Beurtheilung der fittlihen und in⸗ 
tellectuellen Befähigung der Lehrer und ber Lehrplane erwarten zu wollen, als 
von den dazu vom Staate beftellten ſachverſtändigen Behörden, ift in ber That 
kaum glaublich. Leuchtet doch ein, daß Schwinbeleien und vor Allem die wohl: 
feilften Anerbietungen bie größte Ausſicht auf Erfolg Hätten, unb baß ba, wo 
Erziehung am nöthigften ift, nämlich in armen, verfommenen und abgelegenen 
Gegenden unb bei ben unteren Schichten ber Geſellſchaft überhaupt gar Tein 
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Ebenſo muß aber auch einer Ueberſchreitung der Rechte des 
Staates entgegengetreten und bie Feithaltung der allgemeinen Grund: 
läge über polizeiliche Hilfeleiftung gefordert werben. Es ftebt alio 
dem Staate nicht zu, die Bildung ded Volles und insbeſondere bie 
Erziehung der Jugend mit Ausſchluß jeder Privatthätigkeit und 
jeder individuellen Willkühr allein nach feinen Anfichten anzuorbnen, 
um eine übereinftimmende Form und gleichen Inhalt der Geifte: 
bildung bervorzubringen. Zwar wird für ein folches gleichförmiges 
Syſtem der National Crziehung manches fcheinbar Nützliche ange: 
führt, was nicht nur manchen, ſonſt freifinnigen, Theoretifer °) und 
ſelbſt mehrere Geſetzgeber *) verführt hat; es zeigt jedoch eine nähere 
Prüfung, daß dieſe Vortheile mit überwiegenden Nachtheilen, und 
ſomit zu theuer, erkauft ſind. 

Die Vertheidiger gehen nämlich von dem Satze aus, daß für 
einen Staat allgemeiner und freiwilliger Gehorfam, lebhafte Unter: 
ftüßung feiner Zwecke und Plane und die Abwejenheit jedes inne 
ren Widerſpruches eine bei weiten mächtigere Stübe fei, als eine 


Unterricht zu Stande käüme. In den Bereinigten Stanten vor Nordamerika bat 
man ſich wohl gebütet, bie Freiheit auf ſolche Weife mißzuverſtehen. 

8) Bor Allem ift bier befanntlih Platon zu nennen, deſſen ganzes 
Staatsgebäude auf ber Bildung und Berwendung eines Jeden zu dem, wozu et 
taugt, berudt. Ariſtoteles folgt feinem Meiftr. S. Kapp, Platons Ar: 
ziehungslehre, und von demſelben, Ariſtoteles Staatspädagogik. Auch die 
Verfaſſer der Staatsromane, fo wie die ſocialiſtiſchen Schulen bauen ihre Plane 
zum großen Theile auf eine durch Zwang durchzuführende einförmige Rational: 
bilbung. Mehr oder weniger neigen fich zu dieſer Anſicht auch Fil angieri, 
Voß (Über die Erziehung für ben Staat), Luben, Fichte (Reben an ba} 
beutfche Bolt), Dort (Briefe Über bie philof. Rechtslehre), Dr ünch (die Freiheit 
bes Unterrichts), Göotte, (Meber Erziehung und Unterridt,) Überhaupt biejenigen 
Polititer, welhe ben Menſchen ganz im Bürger aufgehen lafien, wie bie bit 
Alten thun, ober welche wenigftend nur das gemünfchte Ergebniß im Großen, 
nicht aber die bemfelben entgegenftehenben echte der Einzelnen in Anſchlag zu 
bringen gewohnt find. Die Literatur über dieſe Trage f. bei Niemeyer, Grund: 
fähe der Erziehung, Ste Aufl., Bb. IL, S. 453 fg. 

4) 3. 2. bie Berfer nah Xenophon's Schildening, die Spartaner, 
Gretenfer u. |. f.; von ben theokratiſchen Staaten ganz au ſchweigen. ©. 
Villaume, Sammlung vermifchter Abb. Berlin 1793, Nr. 2, Weber die öffent: 
liche Erziehung ber Alten. Auch die Einrichtung des äffentlichen Unterrichted 
im erſten franzoſiſchen Kaiſerreiche, durch bie Universite, gehört bierker. 


523 


größere phufiche Macht, deren Beſtandtheile nicht in gleichem Maaße 
zufammenlaufend wirfen. Namentlich wird auf eine beftimmt und 
ſelbſt ſchroff ausgeprägte Eigenthümlichkeit des Volkscharakters deß⸗ 
halb großes Gewicht gelegt, weil ſie die Abneigung gegen fremde 
Herrſchaft auf den höchſten Grad ſteigere. Dieſer Gehorſam und 
dieſe Eigenthümlichkeit der Nationalität ſei aber durch Gewohnheit 
ficherer und Teichter zu erzielen, als durch Pflichtgefühl und bes 
wußten Vorſatz des Volkes. Deßhalb müfle fi) der Staat ber 
noch in jeder Richtung biegfamen Gemüther der Sugend bemächti- 
gen und durch ein allgemein und folgerecht durchgeführtes Erzie- 
hungsſyſtem die Vaterlandsliebe, Volksſitte und Anhänglichkeit an 
bie befiebenden EtaatZeinrichtungen zur unausloͤſchlichen Gewohns 
heit machen. SHiergegen ift nun aber im Wefentlichen Folgendes zu 
bemerfen: 

Der Menſch darf nicht blos als Mittel für die Staatszwecke 
benütt werden, fondern im Gegentheile ift der Staat ein Mittel 
für die Zwecke des Bürgerd. Selbſt angenommen alfo, daß «8 
eine Förderung ber Staatszwecke wäre, wenn alle Einwohner völlig 
gleichförmig ausgebildet würben, fo fteht wenigftend im Rechtzitaate 
folchem Vorhaben das Recht jedes Einzelnen entgegen, feine ihm 
von der Natur verliehenen Anlagen allfeitig und in jeber ihm be⸗ 
liebigen Richtung auszubilden. Es tft fomit Unrecht, ven Bürger 
feiner angeborenen Befugniß zu berauben, und Widerfinn, den 
Zweck dem Mittel unteroronen zu wollen. v 

Ueberdieß ift der Vortheil größerer ftantlicher Kraft durch eine 
ſolche National-Einförmigkeit zu theuer erkanft. Wenn jede ſelbſt⸗ 
thätige, weiter als das Gemöhnliche gehende Geiftezrichtung unter: 
fagt, jelbft der Trieb dazu ſchon im erjten Wachsthume erftickt ift, 
jo muß ein geiftiger Stilfftand im Volke entjtehen. Dadurch aber 
bleibt Voll und Staat hinter anderen zurück, welche ſich nach allen 
Seiten hin frei entwickeln können. Iſt die Kraft der Ichteren ans 
fänglich auch eine Heinere, jo werben fie doch den ftehenbleibenden 
Nachbar bald überholen, denn das geiftige und fachliche National: 
Kapital muß da zunehmen, wo Seber in ber Weife fich bewegen 
kann, welche ihm am natürlichjten, alfo auch am leichteften iſt. In 
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wie viel höherem Maaße nun aber gar Nachtheile eines Stillftan- 
des eintreten, wenn ber urjprüngliche Plan nicht blos einfeitig bil: 
bet, jondern durch einen leicht möglichen Mißgriff einjeitig verbildet, 
fallt in die Augen. — Auch die Erfahrung beweist die Nichtigkeit 
biefer Sätze °). 

Der Staat muß ſich alfo, was die Unterriht3-Anftal: 
ten betrifft, damit begnügen, helfend einzufchreiten, wo Schwierig 
feiten der Errichtung, Leitung und Unterhaltung einer nad) Umfang 
und innerem Werthe genügenden Schuleinvichtung im Wege ftchen. 
Genügende Privatunternehinungen bat er nicht nur nicht zu unter: 
drücden, ſondern ſelbſt auf zwedmäßige Weile zu unterftügen; je 
zahlreichere und befjere Privatichulen vorhanden find, defto mehr 
Eorge und Geld ift ihm eripart ©). Nur verfteht fich von felhft, 
daß der Staat der Verpflichtung Unterrichtzanftalten zu erhalten 
nur dann enthoben ift, wenn und wo bie Privatanftalten allen For: 
derungen vollftändig entfprechen und wenn feine beachtenswerthen 
Nachtheile mit denfelben verbunden find. Im lebteren Falle if | 


5) Welch mächtige Reich müßte 3. B. China fein bei feinem Umfange, 
feiner uralten Sittigung, bätte es feine Einwohner nicht zu einer Sammlung 
geiftig verfteinerter Puppen gemacht? ft nicht das fpartanifche Volk, troß feiner 
bellenifhen Natur, dad unintereffantefte, ungebilbetfte, für den Zweck der Menſch⸗ 
heit am wenigften wichtige von allen Stämmen Griechenland? Und Hat ihm 
fein geiftiger Selbftmord bie Gewalt erhalten Fönnen? Wie übel befam bus 
(freilich aus anderen Urſachen herrührende) mehrhundertjährige geiftige Stagnim 
den Spanjern? Ebenfo war bie im erften franzöfifchen Kaiferreiche gegebene 
Bildung böchft ungenügend und einfeitig. — Eine intereflante Gefchichte der Ge: 
jeße und Lehrmeinungen über öffentlichen Unterriht und National-Erziehung 
j. bei Münd, Die Freibeit bed Unterrichts, mit beſ. Nüdficht auf daB König. 
ber Niederlande. Bonn, 1829; weniger gut bei Voß, Erziehung für den Stadt 
3b. II, ©. 1 fg. 

6) Unrichtig iſt die von Stephani (Syſtem ber üffentlichen Erziehung 
©. 46 fg.) aufgeftellte Begriffsbeftimmung von Privatfchulen, indem er nur feld 
Schulen hierfür gelten laſſen will, welche „von und für gewiſſe Familien“ errich 
tet feien; Öffentliche aber diejenigen nennt, bie Jeder beſuchen könne. Es giet 
ja Privatfchulen, welche Jeden zulaffen, unb anderer Seits Öffentliche, b. h. arf 
Koſten des Staates erhaltene, welche nur von gewiſſen Bevorzugten befucht wer 
den bürfen. Allein auch davon abgefehen, fo ift ber aufgeftellte Grunbfaß, ba 
ber Einzelne nur Privatfchulen der genannten Art unternehmen bürfe, ber Staat 
aber das außfchließliche Necht befite, alle dffentlichen Schulen zu errichten, wit 
willtührlich. 
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nicht nur die Errichtung mitwerbender Staatsſchulen geboten, fon- 
bern felbft in fchweren Fällen die Unterbrüdung der menjchlich oder 
ſtaatlich fchäblich wirkenden Privatanftalten, 3. B. alfo auch kirch⸗ 
licher. Um aber mit Beitimmtheit erfahren zu können, wo eine 
Aushilfe nöthig ift, fteht natürlich dem Staate jeder Zeit über alle 
Privatjchulen ein Auffichtzrecht zu, welches fich theils durch bie 
Unterfuhung der Tauglichkeit der Lehrer geltend macht, theils durch 
die Prüfungen der Leiftungen der Schulen nad) allen Beziehungen 7). 
Ob eine MUnterrichtzanftalt ganz mit eigenen Mitteln befteht; 
oder ob fie etwa, mittelbar oder unmittelbar, einen Zuſchuß aus 
Öffentlichen Kaffen erhält, macht in biefem Rechte und dieſer 
Pflicht des Staates keinen Unterſchied. Im Gegentheile find ge⸗ 
rade mit bedeutendem eigenen Vermögen ausgeſtattete Schulen be- 
ſonders ind Auge zu faflen, weil ihre Vorfteher nicht durch unmit- 
telbared Intereſſe gendthigt find, allgemeinen Beifall durch ihre 
Leiftungen zu verdienen, und daher die Anftalt leichter in Echlaffe 
heit und gebantenlojes Beharren bei ungenügendem Hergebrachten 
verfallen fann ®). | 

Daß die Regierung die von ihr errichteten Schulen nach einem 
beftimmten Plane zu einem Ganzen verbindet, auch die einzelnen 


7) Hoͤchſt verkehrt ift die (3. ®. in Belgien behauptete) Forderung einer ab- 
foluten Lehrfreiheit, geftügt auf die Gewerbefreiheit. Die Untauglichkeit eineß 
Lehrers ift nicht blos ihm nachtheilig, fondern hauptfächlich Dritten. Gine folche 
Gewerbefreibeit ift aber nirgends geftattet, noch zu geftatten. Dagegen ift zuzu⸗ 
geben, baß bie Bewilligung oder Verweigerung bed Rechtes zu lehren nicht in 
bie Willkühr des Staates geftellt fein barf, ſondern durch Erfüllung gefeßlicher 
Bedingungen muß erworben werben können. Cbenfo bat ber Staat nicht das 
Recht, in Methode oder Gegenſtand des Unterrichtes Aenderungen zu verlangen, 
fo lange das gefehlihe Minimum ber Leiftungen einer Volksſchule erreicht wird. 
Auch ift Fein zureihender Grund, warum ber Staat bie Tauglichkeit der Lehrer 
von Gegenftänden des Bildungs-Luxus (Muſik, Tanz u. |. w.) unterfuchen follte, 

8) Beifpiele von der großen Gefahr allzureichlicher Dotation von Privat: 
Unterrihtsanftalten geben bie englifchen Schulen, und zwar nicht blos bie Colle⸗ 
ges ber Univerfitäten, ſondern felbft noch in ftärferem Maaße bie Mittelfchulen 
in Eton, Windefter, Weftminfter u. ſ. w. Ueber bie, für feftlänbifche Auffaflung 
volllommen unbegreiflichen, geringen Leiftungen berfelben in Betreff ber Kenntnifie 
f. ben vortrefflihen Report on the revenues and management of certain 
Colleges and Schools. Pres. to Parliament. Lond. 1864, I-IV. dol. 
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Anftalten derfelben Gattung auf übereinftimmende Weiſe nach ben 
für zweckmäßig erachteten Grundſätzen anorbnet, verfteht fich von 
jelbjt ). Die Forderung des überall gleichmäßig zu gewährenden 
beftmöglichen Unterrichted und die Erleichterung der Verwaltung fe 
wie der Aufjicht rathen gleichmäßig zu einem ſolchen Syfteme, wel⸗ 
ches nicht verwechjelt werden darf mit einer ftarren für Alle al 
Zwangsverbindlichkeit eingeführten Nationalerziehung, und ift fehr 
wohl vereinbar mit einer dem einzelnen Lehrer an höheren Anftal- 

ten in Betreff der Unterrichtämethode einzuräumenden Freiheit. | 

Eben jo deutlich tritt die Aufgabe des Staates hinsichtlich der 
Mittel für die Weiterbilbung der Erwachſenen hervor. Auch 
hier jteht einer Seits die Verpflichtung zur Förderung vernünftiger 
Zwecke feit, ift aber feinedwegs ein Monopol des Staates vorhan: 
ben, jonbern hat er vielmehr blos Hinderniffe wegzuräumen un 
pofitive Hilfe da zu leiften, wo zu Erreichung eincd gemeinnüßigen . 
Zweckes eine zureihende Wirkfamkeit gar nicht erwartet werben 
fann, oder fie ſich wenigſtens thatfächlich nicht zeigt. 

Aus diefen Grundfägen ergiebt ſich denn auch die einzig rid- 
tige Beantwortung der Trage, wie groß die Zahl der vom Staate 
einzurichtenden Bildungsanftalten aller Art fein müffe? Die ver 
Ichievenen Bedürfniſſe müffen gebecit fein. Se nachdem dieſe aljo 
größer ober Heiner find, fet ed wegen bed Vorhandenſeins genügen: 
der PBrivatanftalten, fei es weil die Dertlichkeit, die Art und Be 
Ihäftigung der Bewohner diefe oder jene Forderungen nöthig mach, 
je danach muß auch die Zahl der Anftalten wechjeln. Ohne Pe 
danterie, welche Leicht auf der einen Seite zu viel, auf der andern 
aber zu wenig thut, läßt fich diefelbe weder mit den Verwaltungs 
bezirken, noch mit der Einwohner » Anzahl in ein beftimmtes und 
unabänderliches Verhältniß Teen 19). 

9) Für reinhin widerfinnig darf der Gedanke erflärt werben, bie Schule ala 
einen ſelbſtſtändigen, dem Staate und ber Kirche gleichgeftellten Lebenskreis zu 
bezeichnen, vom Staate aber ein völlig negatives Verhalten zu verlangen, wie 
bieß 3. B. geichieht in Gräfe's Schulreht und Weigand's Wichtigkeit der 
Elementarſchule. Die Schule ift eine Einrichtung des gefelligen Lebens im 
Staate, wie viele anbere, und hat fich dem Zwecke ber bürgerlichen Gefellichaft 


und ihrer Leitung zu fügen. 
10) Diefer natürliche Geſichtspunct if in dem oben ſchon genannten Ve 
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Da eine möglichft verbreitete Bildung der Zweck der fänmt- 
Unterrichts: und weiteren Gefittigungd-Anftalten des Staates 
folgt daran, daß die orbnungsmäßige Benützung berfelben 
n unterfagt werden barf, und daß bie auf allgemeine Koften 
enen Einrichtungen nicht blos zum Nuten einzelner Bevor⸗ 
er dienen ſollen. Als einzig erlaubte Beſchränkung muß ber 
Auß Eolcher betrachtet werden, welchen bie nöthigen Wor- 
iffe zur wirkſamen Benützung abgehen, und auch felbft in 
Falle nur dann, wenn ihre Anweſenheit die Bildungsfähige- 
ören oder, bei begränzter Zahl, ganz ausfchließen würde 11). 
agegen jteht auf der anderen Seite bem Staate auch Fein 
gsrecht zu, dem Bürger mehrere oder höhere Kenntniffe auf 
‚gen, ala derjelbe für ſich pafjend erachtet. Der Staat hat 
te Pflicht, ihn in der Erreihung des erlaubten Lebenszweckes 
terftügen,, nicht aber das Recht, ihm einen folchen felbft zu 

Gienge das Geſetz hierin weiter als bis zur Belehrung, 
unterung und Erleichterung, jo würde es, vielleicht in bet 
Abſicht, eine unerträgliche Zwingherrſchaft über den Geiſt 





Lalleyranb’3 ganz außer Augen gefeßt, inbem bie Art und die Zahl 
hulen lediglich ‘mit der ſtaatlichen Eintheilung des Landes in Verbindung 
t wird. Dadurch entfteht aber Spielerei unb mechanifche, keineswegs 
Drdnung und Befriedigung. 
I) Daher kann denn auch von Feiner Befchränfung ber höheren Ausbilbung 
ie gewifle Anzahl ober auf bevorzugte Gtände irgenb bie Rebe fein; ab⸗ 
bavon, baß eine ſolche Verminderung ber Höchftgebildeten ein empftnd: 
Rachtheil für Voll und Staat wäre. Allerdings if es nicht wänfchens: 
daß fich eine größere Anzahl ben gelehrten Studien wibmet, als das 
e Bedürfniß ift, indem der Ueberſchuß aus unzufriebenen und unglüdlichen 
en befieht. Allein bie Berminderung muß durch bie Erdffnung anderer 
fter Beichäftigungs- unb Bildungs- Zweige, namentlih alfo dur För⸗ 
ber höheren Gewerbe⸗Bildung, geichaffen werben, nicht durch Verbote und 
hl. Wenn bierbi Morogues, Recherches des causes de la richesse 
la misere, ©. 135 fg., berechnet, baß in Frankreich bie verhältnigmäßig 
Anzahl von Verbrechern unter Denm ſich befinde, welche eine höhere 
g genofien haben (nämlich 1 von 1089, während mır 1 von 2562, welche 
rtarbildinng genofien, und nur 1 von 3183 ganz Ununterriäteten): jo be: 
bieß mur gegen den fittlichen Zuftanb ber höheren Stände im Frankreich, 
ber gegen bie Bildung an fid. 
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ausüben 7). — Hiermit ſcheint denn freilich auch der Stab ge 
brochen zu fein über die Anordnung jo mancher Staaten, welche je 
des Kind auf mittelbare oder unmittelbare Weile nöthigen, wenig: 
ftend die Elementarkenntniſſe fich zu erwerben und deßhalb minde 
ſtens die unterfte Art von Schulen eine gewilje Zeit hindurch re 
gelmäßig zu befuchen. Allein diefer Widerſpruch ift nur jcheinbar, 
und es läßt fich das fragliche Geſetz auch aus dem rechtlichen 
Standpunkte (nicht 6103 aus dem bed Nutzens, was fchwerlich ge 
'nügen dürfte) hinreichend vertheidigen. Der Zwang wird nämlich 
nicht gegen dad noch ganz beftimmungsloje Kind, fondern gegen 
feine Acltern und VBormünder angewendet, welche aus Geiz ober 
Rohheit im Begriffe find, demfelben einen ungeheuern, oft nie wie 
der gut zu machenden Schaben zuzufügen. Der Staat tritt aljo 
lediglich ala Dbervormünder der Recht- und Schuglojen abwehrend 
ein, um dem Finde die Möglichkeit zu verſchaffen, fich wenigitens _ 
die zur Entwidlung ber Geijteskräfte und zum Fortlommen m : 
Leben unentbehrlichjte Bildung zu erwerben. Der eigene Wille de | 
Kindes könnte, wäre es beitimmungsfähig, vernünftigermweije fein 
anderer fein; diefen aber ergänzt ber Etaat '?). 

Zum Schluffe ift noch die Frage zu beantworten, ob ber 
Etaat berechtigt, vielleicht fogar verpflichtet ift, die öffentlichen 


12) Es iſt natürlich bier nur von gewöhnlichen Bürgern, nicht aber von 
Staatsdienern und Bewerbern um öffentliche Dienfte die Rede. Bei biefen, 
welche freiwillig filh anbieten, darf der Staat nad Gutdünken bie Bedingungen, 
auch Hinfichtlich ihres Bildungs-⸗ Umfangs und Grades, flellen. Wem biefe Be 
dingungen nicht anftehen, mag einen andern Lebensweg einichlagen. 

13) Vgl. Stephani, a. a. O., © 49fg; Shudmann, Weber da 
Princip ber Polizei, ©. 16 fg; Schwarz, Die Schulen, ©. 305 fg.; Dur 
petiaux, De la condition des jeunes ouvriers, ®b. II, ©. 93 fg. Bei 
Letzterem auch eine fchlagenbe Wiberlegung ber franzöfifhen und englifchen Art: 
fihten, welche eine Nöthigung zum Schulbefuche für unerlaubt erachten wollen. 
Bei biefer Auffaflung ber Frage ift es überflüffig, ben Nuten befonders geltend 
zu machen, welden ein allgemeiner zwangsmäßiger Beſuch ber Schule gewährt; 
doch mag wenigſtens Bingebeutet fein auf bie geiftreihen Bemerkungen Bappen: 
beim’3, (Handbuch der Sanitäts-Polizei, Bd. II, ©. 426,) welcher ber Zwangk 
ſchule namentlich auch deßhalb das Wort redet, weil biefelbe eine Bewahranſtalt 
für die Kinder, eine Zuflucht für viele derſelben in der Winterfälte, endlich ein 
Hinderniß gegen zu frühe Verwendung in Fabriken findet. 
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Bildungsanftalten, namentlich die verfchiedenen Arten von Schulen 
unenigeltlich benüßen- zu laffen, und fomit die ſämmtlichen Ko⸗ 
ſten auf die Staatskaſſe, d. h. auf die Gejammtheit der Steuer: 
pflichtigen, zu übernehmen? Man möchte zur Bejahung dieſer 
Frage aus dem Gefichtöpunkte geneigt fein, weil die Bildungs-In⸗ 
ftitute allgemeine Staatzanftalten feien, deren Errichtung und Er- 
haltung alſo auf gemeimjchaftliche Koften gehen müffe; ferner weil 
eine möglichit allgemeine Verbreitung der Bildung dem Ganzen 
und, mittelbar, jedem Einzelnen nütze. Allein wenn zuzugeben ift, 
daß die Bildung zunächft dem Einzelnen nübt, und fomit nicht mit 
Unbilligfeit auch eine Entjchädigung von ihm verlangt werden Tann, 
wogegen Andere, die auf ihre Koften, im Auslande, oder gar nicht 
gebildet wurden, Kaum mit Recht in Anfpruch genommen werben 
mögen; wenn es ferner gewiß tft, daß unentgeltlicher Unterricht in 
der Regel läffig gegeben und unfleißig empfangen wird: fo muß 
man fi) im Allgemeinen auf die entgegengejeßte Seite neigen 4). 
Doch find jene Gründe ohne Zweifel jo gewichtig, daß fie nicht 
nur einen Theil der Koften auf die Staatzkaffe zu übernehmen er⸗ 
lauben; ſondern daß fie namentlich auch eine unentgeltliche Bildung 
der Armen (welche ohnedem als die Mügfte und menfchlichfte Art 
der Armen-Unterjtügung zu betrachten ift) als gerechtfertigt erſchei⸗ 
nen laſſen. Auch wäre es gegen den Zweck ber Förderung ber 
Volksbildung, wenn der Staat etwas verlangte für die Benütung 
folder Anftalten, deren Gebrauch zwar nützlich ift, allein welche 
bei einer Bezahlung nur wenig in Anfpruch genommen würden, fo 
3 B. der Sammlungen aller Art, oder auch wohl beftinmter 
Fachſchulen. 
G. 77. 
4) Die Beamten der Bildungs⸗Polizei. 

Daß dur die Leitung und Förderung ber Bildung dem 

14) Häufig wird wenigftend unentgeltliche Gewährung ber Elementarbilbung 
verlangt. Allein auch hier ift weber Grund noch Vorfheil vorhanden, ſelbſt nicht 
bei geſetzlichem Zwang zur Benügung. Nur verfteht ſich bier Nachlaß der Be 
zahlung für alle Bebürftigen von felbft, jedoch unter feiner Bebingung in ber 
Form;von berabwürdigenden und erbitternden Armenfchulen, ſondern nur als 


freier Beſuch der gewöhnlichen Schule. 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 34 
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Staate eine bebeutende Gefchäften- Menge erwächſt, Fällt in bie 
Augen. Ihre gute Bejorgung ift von ber größten Wichtigkeit. 
Als nothwendige Bebingungen einer ſolchen Vollführung ericheinen 
aber, einmal, die zweckmäßige Einrichtung der Stellen, welchen jene 
Gefchäfte übertragen werben; ſodann zweitend, die Sorge für gute 
Belegung diefer Stellen. 

Hinfichtlih der richtigen Einrihtung der Stellen if 
vor Allem zu bemerken, daß die dem Staate bier obliegenden Ge—⸗ 
ſchaäfte von doppelter, wejentlich verfchievener Art find. Die einen 
begreifen den materiellen Theil, d. b. theild den Unterricht, theils 
bie Bejorgung der Bildungsanftalten außerhalb der Schule; vie an⸗ 
deren aber die formelle Leitung und die Oberauffiht. 3 verfteht 
fih von ſelbſt, daß dieſe beiden Gefchäfte völlig getrennt und ver 
jchiedenen Gattungen von Beamten übertragen werden müffen. Ur 
terriht und Verwaltung der fonftigen Bildungsmittel können nur 
von eigend zu biefen Aufgaben herangezogenen und ausſchließlich 
damit befchäftigten Männern bejorgt werden; bie ftaatliche Leitung 
des ganzen Syitemed und bie Ueberwachung der einzelnen Anftalten 
dagegen iſt ein Theil der allgemeinen Verwaltung und fällt jomit 
deren Organen zu. Doch wirft fih hier eine wichtige Frage auf. 
Ungweifelhaft kann es fcheinen, al8 ob Leitung und Beauffichtigung 
des Bildungsweſens ohne Weitered der oberjten Polizeiftelle dei 
Staates, aljo dem Miniftertum des Innern, unter diefem aber ben 
gewöhnlichen untergeorbneten Stellen je in ihren Gefchäftzkreijen 
und Bezirken zu übertragen ſei, als ein ungweifelhafter und wejent 
licher Beſtandtheil der foͤrdernden Staatsthätigkeit. Auch giebt e⸗ 
in der That mande Staaten, welche biefe Einrichtung getroffen 
“ Haben ’). Allein wichtige Gründe machen doch bedenklich Hinfichtlid 
diefer formell folgerichtigen Anoronung und können den Wunſch 
nach einer eigenen blos mit biejem Theile der Staatsgefchäfte be: 
auftragten Beamtenabtheilung, ſomit nach einem eigenen vom Mi: 
nifterium des Innern unabhängigen Gultminifterium, er 
weden. Wenn nämlich Gejchäfte von dringender Nothwendigkei 
und von materiellem Intereſſe zufammentreffen mit anderen, welche 


— 1) 3. B. Oeſterreich, Baiern, Baden, Häufig Franlkreich, Württemberg. 
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elleicht vom höheren Standpunkte aus wichtiger find, allein 
jerade im Augenblicke beforgt werben müffen, noch auch un- 
x einen fachlichen Vortheil verfprechen: fo iſt fehr begreiflich, 
tere nachgefeßt werben. In dieſem Verhältniſſe fteht aber 
orgung der ultangelegenheiten zu der Beſorgung vieler 
e Polizeigefchäfte. Auch kommt noch dazu, daß dem Mini- 
des Innern bie Beforgung mancher nicht eben mit logiſcher 
ndigfeit in jeinen regelmäßigen Gejchäftzkreiß fallender wich: 
iejchäfte zugetheilt zu fein pflegt, fo namentlich ftaatzrecht- 
(tt; und daß alfo auch Hierburch Zeit und Kräfte dringend 
pruch genommen jein können. Deßhalb denn auch die häu— 
fahrung, daß die dem Minifterium des nern übertragene 
der Volksbildung fchon in gewöhnlichen Zeiten nur läffig 
vollſtaͤndig, faft ald eine unangenchme und möglichit kurz 
chende Zugabe behandelt wird, und daß fie, wenn gar außer: 
he Geſchäfte die Verwaltung drängen und überlaften, völlig 
itt. Ferner ift zu bebenfen, daß es zweierlei ganz verichies 
nd ſchwer zu vereinigende Geiftegrichtungen und Kenntniſſe 
yurch welche für dag phyſiſche Wohl des Bürgers und für 
mögen richtige Sorgfalt getragen wird, und welche dazu 
en, feine Bildung zu fördern. Man kann beinahe den Sat 
en, daß wer einen guten Cultminifter (oder fonftigen Cult: 
ı) abgiebt, ein mittelmäßiger Miniſter des Innern fein wird, 
ngefehrt. Endlich tft noch die Verſchiedenheit des Geſchäfts⸗ 
3 bei beiden Arten von Polizei⸗Geſchäften nicht zu überjehen. 
aterielle Polizei will vor Allen ſchnell beſorgt fein; bei Eult- 
en aber ift häufig eine jahrelange Vorbereitung, umfichtige 
ung und Heranbildung einzelner Perjonen und BVerbältnifie 
Echwerlih wendet derſelbe Menſch beiderlei Arten von 
eit gleich zwecinäßig an. Dieſe Gründe haben denn in ber 
nanchen Staat zu der Errichtung eine? abgeſonderten Eult- 
riums bewogen ?), und ed dürfte fich diefe Trennung für 
nittleren und großen Staat empfehlen. 
3.8. Rußland, Preugen, Sachen, Schweden, Norwegen, zu wiederholten 


Frankreich, früher Württemberg. 
34. * 
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Wie nun aber auch die oberfte Leitung georbnet fein mag, je 
den Falles ergiebt fich aus der Natur der Sache eine Beftellung 
befonderer zur Bejorgung ber Eultangelegenheiten beftimmter Behör- 
den. Dem Minifterium bleibt natürlich, wenn der Staat nidt 
von gar zu geringem Umfange ift, nur bie oberſte Leitung und bie 
Entſcheidung von ftreitigen Punkten in legter Inftanz. Unter ihm 
jtehen die Mittelbehörden, deren Zahl und Geſchäftskreis verjchieven 
zu beitimmen ift, je nach ber Größe des Staates. Vorteilhaft 
wird es fein, wenn derſelbe groß genug ift, um eigene Behörden 
für jede Hauptgattung von Bildungsanftalten möglich zu machen, 
indem dann für jede die gerade hierzu tauglichiten Männer gewählt 
. werden können und feine Abtheilung der Bildungsanftalten ftief: 
mütterliche Behandlung zu erfahren bat. In folhen Falle find 
denn nicht nur für jede der vier hauptjächlichen Bildungzrihtm | 
gen eigene Leitungen zu beftellen; fondern es darf felbft noch wer 
ter abgetheilt werden, wenigften® bei ven leitenden Behoͤrden für | 
die Verſtandesbildung, fo daß 3. B. eine eigene Stelle für den 
Bollgunterricht, eine andere für die Gewerbejchulen, eine dritte 
für die gelehrten Schulen beftimmt wird. Verlangt und erlaubt 
dagegen die Mleinheit des Staates fo zahlreiche Behörden nicht, jo 
müffen freilich verjchiedenartige Gefchäfte je bei Einer Stelle ver: 
einigt werden. Leben alles aber bleibt immer die Bildung von 
wenigftend zweien nothwendig, von welchen die eine mit ber X 
tung der Verjtandezbildung, die andere mit der Aufficht auf bie 
kirchlichen Gefellichaften zu beauftragen iſt. Erſterer kann denn 
auch die Geſchmacks-Bildung übertragen werben; die andere wir 
paßlich die Aufficht auf die Sitten- Polizei mitbeforgen. In wit 
ferne bei der Behörde für den Elementar-Unterricht Geiftliche bei: 
zuziehen find, hängt davon ab, ob fich der Etaat mit den Kirchen 
in ein freundliche? Verhältniß zu ſetzen vermochte, welches ein Zu 
ſammenwirken gejtattet. Bei den übrigen Unterrichtsanſtalten tritt 
jeden Falles der Neligiong-Unterricht mehr zurück, und es können 
jomit vein weltliche Behörden ohne Schwierigkeit und Nachtheil die 
Leitung haben. — Theils zur Beſorgung der Einzeln:Gefchäft, 
theils zu den jo nöthigen perfönlichen Unterfuchungen find, wenig 
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nd für die Zweige der Verſtandes- und der religiöfen Bildung, 
jen Gentral-Mittelftellen eigene Auffichtsbeamte unterzuorbnen. 
ı einem etwas größeren Staate find fogar zweierlei Arten der- 
ben nöthig, nämlich Kreis-Auffeher und Bezirks-Aufſeher; jene 
rben zwedmäßig von Zeit zu Zeit zu ber Gentralftelle einberufen 
rden, um im Zuſammenhange zu berichten und gemeinjame An⸗ 
dungen und Verbeſſerungen anzuregen und zu berathen. Bon 
tlichen Aufficht2behörben wird man fi nur da, wo fie aus hin⸗ 
nglich gebildeten und unabhängigen Männern zulammengefett 
den koͤnnen, wirflichen Nuten verfprechen dürfen. In wie ferne, 
mentlich zu ber örtlichen Leitung der Volksſchulen, die betreffen: 
n Kirchen organisch heranzuziehen find, hängt von deren Geift 
d Willen ab. (Vergl. bierliber unten, 6. 105.) Wenn eine An- 
ft für das ganze Land von unmittelbarem Nuten und Dienfte 
‚ wie 3. B. eine große öffentliche wiſſenſchaftliche ober Kunft- 
amlung, eine Hochjchule oder Akademie der Wiſſenſchaften, fo tft 
felbe ausnahmsweiſe fogleich der Eentralftelle oder gar dem Mi- 
terium ſelbſt unterzuordnen °). 

Bon nicht minderer Wichtigkeit tft der zmeite Punkt, nämlich 
: Sorge für gute Beſetzung der Stellen in den verfchiebenen 
veigen ber Bildungs Polize. — Eigener Anftalten zur Bildung 
e Teitenden Vermaltungd- Beamten wird es nicht bebürfen, ba 
zu nicht ſowohl eigenthümliche Kenntniffe, als allgemeine Bil- 
ng, freier Blick und Thätigkeit gehört. Nur wird allerdings bie 
nficht der vorgejeten Behörde bebeutend gewinnen, wenn unter 
en Mitgliedern immer auch Solche fich befinden, welche früher 
bit in den verfchledenen Bildungszweigen thätig waren. Anders 
Hält es fich freilich bei den Tchrern. Dieſe müffen zu Ausfüllung 
er Stellen methodisch nachgezogen werben, da bejondere und zum 
eile ungewöhnliche Kenntniffe für fie nothwendig find. Auf 
(che Weife dieſes aber zu gefchehen habe, wird am zwedmäßigiten 





8) Ueber die Organifation der Vollsbilbungs- Behörden ſ. Stephani, 
fiem der Bffentlichen Erziehung, ©. 194 fg.; Niemeyer, Grundſätze ber 
iehung, Bte Aufl, Ob. II, ©. 583 fg. — Viele geiftreiche und wahre Bemer⸗ 
‚gen über die Bifitationen ber Vollsſchulen ſ. in Dinter's Leben, a. v. D. 
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unten bei jeber einzelnen Art von Bildungs-Anftalten angegeben 
werden. 


Zweites Kapitel. 
Förderung der Berflandes-Bildung. 


Irſte Abtheilung. 
Unterriht3:Anfialten. 


6. 78. 
1) Verſchiedenheit berfelben, 
Bei Feinem Theile der  geiftigen Bildung tritt die Nothwen⸗ 
bigfeit von Unterrichts-Anſtalten fo deutlich hervor, als kei 


der Verſtandes-Bildung. Sowohl die Mebung ber Denkfraft, ad 


bie Erwerbung ber verjchiedenen Kenntniffe wird am leichteften und 
am beiten durch methodische Belehrung der Jugend bewerfitelligt 
werden. Natürlich find diefe Anjtalten nach den verjchiedenen Be: 
bürfniffen der Zöglinge zu berechnen, weil bie Erziehung nicht 
Anderes fein fol und Tann, als eine Vorbereitung auf dag Xeben. 
Es ergiebt fich daraus die Nothwendigkeit verſchiedener Artn 
von Schulen”). 

Bor Allem kann feinem Streite unterliegen, daß die Erziehung 
der männlichen Jugend von der der weiblichen zu trennen 


1) Vgl. über diefen Bunct: Ohlert, die Schule. Elementarfchule, Bürger: 
ſchule und Gymnaſium in ihrer früheren Einheit und notbwenbdigen Trennung. 
Königeb., 1826; Schwarz, Die Schule, 1832. Es mag vielleicht ein idealer 
Zuſtand geträumt werben, in welchen jedem Bürger bie Erwerbung der höchſt 
möglichen menfchlichen Bildung zugänglich und zuträglich ift, in welchem denn 
alfo auch nur Eine Art von Schulen, und zwar bie höchfte, rechtlich beftänke: 
allein von einem ſolchen Zuftande ift die arme Menſchheit thatfächlich weit ent: 
fernt, und muß von ihm entfernt bleiben wegen ber Verhältniffe zur Gütermwelt 
und der Gefege ihrer Erzeugung. — Nicht verwechfelt werden wird hoffentlich 
biefgagtficht mit ber nicht felten gehörten, (f. 3. B. Götte, Ideen über Er: 
ziehung und Unterricht im Geifte der Monardie, Braunfch., 1837,) daß nur bie 
höheren Stände zu bilden, bie unteren aber, in ihrer Sclaven-Stellung unb Ge⸗ 
finnung doch zur Humanität unfähig, nur durch Religion in Ordnung zu balten 
feien. Dieß iſt nicht nur unfittlihe und unrechtliche fondern auch befchränfte 
Selbſtſucht. 
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iſt. Nicht nur find für alle irgend Aber den niebrigften Pebend- 


verhältniffen ftehenden Stellungen die Kenniniffe ganz verjchieben, 
welche als Vorbereitung zum Tünftigen Berufe und Gefchäfte der 
Jugend Beier Gejchlechter beigebracht werben müſſen; ſondern es 
ft auch ine amdere Erziehung und Behandlung Beider wün- 
ſchenswerth *).- 

Doch genügt nicht einmal dieſe Trennung, vielmehr ift auch 
unter den Schulen für jebes der beiden Gefchlechter wieder wefent- 
lich zu unterjcheiden je nach ber wahrſcheinlichen Fünftigen 
Lebensbeſtimmung, für welche die Zöglinge vorzubereiten 
find. Kann auch der öffentliche Unterricht nicht jeden Einzelnen 
zu feiner befonderen Bejtimmung beſonders erziehen: fo ift doch zu⸗ 
zugeben, daß die Vorkenntniſſe je für eine ganze Klaffe von Be: 
Ihäftigungsarten eigenthümlih, durch die Natur der Sache vorge- 
zeichnet und ungefähr diejelben find, fo daß Diejenigen, welche fich 
für verſchiedene Gattungen von Lebensbeſchäftigung heftimmen, mit 
dem gleichen Unterrichte ihren Zweck nicht erreichen würden. Am 
deutlichiten tritt allerdings das Bedürfniß ſolchen Unterjchiebes bei 
den Knaben hervor; allein auch bei den Mädchen macht er fich 
fühlber genug. Sit dem aber alfo, fo ift die Trennung auch durch 
alle Alteröflaffen der verjchiedenen Schulgattungen durchzuführen, 
und nicht allenfall3 gemeinfchaftlicher Unterricht in den erſten Jah⸗ 
ren zu ertheilen und erft die herangewachſene Jugend zu trennen. 
Nicht blos die, ganz berechtigte, Scheue, Kinder verfchiedener Ge- 
wohnheit und häuslicher Bildung zu vermengen, jondern auch bie 
Tolgerichtigfeit der Erziehung, welche je nad) dem verſchiedenen 
Ziele gleich vom Beginne an auch einen verfchiedenen Gang und 
verfchiedene Mittel fordert, macht diefe Trennung nöthig ?). 

2) Zn wie ferne bei Solchen, welde bloße Elementar:Kenntniffe zu 
erwerben fuchen, im Notbfalle eine Vereinigung der Bildung beiber Geſchlechter 
möglich ift, wirb unten, $. 79, gezeigt werben. Als ber Stimme ber Natur 
angemeffen verlangt Stepbani, Syſtem ber dffentlichen Erziehung, S. 139, 
Bereinigung ber beiden Geſchlechter in benfelben Clementar-Schulen, bis zur 
Pubertät!!! 

3) AM. ift au Hier Stephani, Syſtem ber öffentlichen Erziehung, 
S. 162 fg. Es ift aber verfehrt, aus ber Forderung, baß alle Stände möglichft 
gefittigt werben follen, den Sag abzuleiten, daß alle, ohne Rücſicht auf Fünftige 
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Natürlich bedingt die Verſchiedenheit der Unterrichtägegenftänbe 
fo wie die ded Vermögens der Schüler auch eine verſchiedene Dauer 
der Unterricht2zeit. Wenn die Volksſchulen für Knaben ihren Un- 
terricht nicht über dad Alter der Pubertät hinaus erftraggen Können, 
weil ihre Zöglinge alsdann anfangen müffen ihren —5 durch 
Arbeit zu verdienen, jo kann und muß der Unterricht der Gelehr: 
ten= und der Gewerbejchulen für Diejenigen, welche es wünſchen, 
das Mannesalter erreichen. Bon felbft ergiebt fich dabei eine innere 
Abtheilung nach dem Alter der Schüler und der Verjchiebenheit ber 
Lehrgegenftände und Methoden. Und auch bei den Mädchen-Schu⸗ 
Ien-ift eine wefentliche, wenn jchon nicht fo bedeutende, Verſchieden⸗ 
beit der Unterrichtsdauer geboten. 

1) Die Erziehung der männlichen Jugend. 

Die Beichäftigungsweilen der Männer zerfallen in einem ge: 
fittigten Staate in drei ) Hauptabtheilungen, nämlich in mechaniſche 
Handarbeit, in rationelle Umarbeitung der Stoffe und deren Be 
reitlegung für den Gebrauch, endlich in wiffenfchaftliches Denten 
und Handeln. Hienach muß denn auch ein dreifache Syſtem von 
Schulen für fie gebildet werben. 







Beftimmung und Bebürfniffe, die ſel be Elementarbilbung genießen müſſen. 
Die ächte Geſittigung iſt richtige Bildung zu Ausfüllung der Stellung im Leben; 
da aber dieſe verſchieden iſt, ſo muß auch die Vorbereitung verſchieden ſein. Ab⸗ 
ſichtlich verdreht iſt der Standpunct, wenn man fragt, ob nur die Kinder der 
Vornehmen gute Schulen haben ſollen? Gewiß nicht. Allein die Güte der 
Schulen beſteht in ihrer Zweckmäßigkeit, nicht in ihrer Gemeinſchaftlichkeit ba 
ganz verfchiebenartigen Bebürfnifien. Vergl. au) Maßow, in Gebidet 
Annalen des preuß. Kirchen: und Schulweſens, Bd. I, Heft 1, ©. 119 fg. 

4) Die alte, Jahrhunderte lang practifch befolgte und auch von Theoretikern 
(3. 8. von Filangieri, Bud VI, Kap. 5 und 6,) vertheidigte Eintheilung 
erfennt allerdings nur zwei verfchiedene Klaffen von Bürgern an, folche, welde 
ber Geſellſchaft mit ihren Talenten, und foldye, welche ihr mit ihren Körperfräften 
dienen. Diefe Eintheilung Tonnte wenigftend Entſchuldigung in jenen Zeiten 
finden, in welchen die Gewerbe nur durch Einübung erlernt und in ber geſchicht⸗ 
lich überlieferten Welfe ohne weitere Verbefferungs : Verfuche betrieben wurden. 
Daß aber it bie Gewerbenben, 3. B. Kaufleute, Fabrifanten, Maſchinenbaumeiſter 
u. ſ. w., nicht mehr zu denen gerechnet werben können, welche nur „mit ibren 
Armen” ber Geſellſchaft dienen, fällt in bie Augen, obne daß fie deßhalb Eine 
Klaſſe mit den theoretifchen Gelehrten ausmachen. Deßhalb iſt eine breifade 
Abtheilung nothwendig. S. die folgende Note. 
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a) Der bei weitem größte Theil der erwachjenen männlichen 
Bevoͤlkerung befchäftigt fich mit blofer Handarbeit, ſei eg daß 
eine nach WVeberlieferung betriebene Landwirthſchaft, oder die ge⸗ 
woͤhnlichen mehr Kraft und Mebung als technifche Kenntniffe er: 
forderlichen Handwerke, oder endlich die verjchiedenen einer Privat: 
perſon geleifteten häuglichen und wirthichaftlichen Dienfte Gegen- 
ftand dieſer Arbeit find. Die Vorbereitung zu dieſer Beſchäfti⸗ 
gungsart braucht natürlih nicht vielfältig noch Fünftlich zu fein. 
Außer der allgemeinen Bildung des Berftande® und Charafters 
ift nur Gefundheit und Kraft, ſodann Belanntfchaft mit den Ele 
mentarkenntniſſen, d. h. Leſen, Schreiben und Rechnen, nothwenbig. 
Sehr nützlich, wenn ſchon nicht durchaus unentbehrlich, wirb noch 
eine Belehrung über die täglich vorkommenden Naturereigniffe, jo 
wie eine allgemeine Kenntniß des befonderen Vaterlandes ſowie der 
Erooberfläche überhaupt fein. Mit diefer Vorbereitung ausgerüſtet 
kann der Handarbeiter nicht nur fein gewöhnliches Gejchäft mit 
Einficht betreiben, ſondern auch einer Erweiterung deſſelben und 
einer Beachtung ber Zeitereigniffe wird Mangel an Kenntnig nicht 
im Wege ftehen. Zu weiterem Unterrichte reicht ohnedem bie von 
biejer Klaſſe auf die Erziehung ihrer Kinder zu verwendenbe Zeit 
nicht Hin, indem der faum erftarkte Knabe jchon an der wirklichen 
Arbeit Antheil nehmen muß. 

b) Eine andere und wefentlich weiter gehende Vorbereitung 
muß derjenigen Bürgerflaffe zu Theil werden, welche fich mit ber 
Ausübung der Kunft- Gewerbe im weiteren Sinne des Wortes 
beichäftigt, alfo mit Handlung, Verfertigung Fünftlicherer Gegen- 
ftände (gleichviel ob im Kleinen oder eigentlich fabrifmäßig), mit 
rationeller Leitung größerer und verfchiedenartige Zweige umfaſſen⸗ 
der Landgüter, endlich mit den Künften.. Solche find nicht nur in 
der Regel in der Lage, einer längeren und fomit grimblicheren und 
ausgebehnteren Borbereitung ſich unterwerfen zu können, indem es 
ihnen weniger an den materiellen Hilfämitteln fehlt; ſondern fte 
bedürfen auch zum fchwunghaften und für fie und für das Volls- 
vermögen nüßlichen Betriebe ihrer Gewerbe mandhfacher höherer 
Kenntniſſe. Sie müfjen nämlich außer den zur völligen Fertigkeit 
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zu dringenden Elementarkenntniſſen bekannt gemacht werben mit 
Mathematik, Phyfit, Chemie und Mechanik. Bon großer MWichtig- 
keit ift für ſie die Gefchicklichkeit Gewerbegegenftände zu zeichnen 
und zu mobelliven. Außerdem bebürfen fie Kenntniffeän Mr Erd: 
und Staatenkunde, namentlich fo weit fie die Gewerbe und deren 
Urfteffe betreffen. Sie müflen in mehreren lebenden Eprachen bis 
zur Spredh= und Schreib - Fertigkeit geübt fein. Allerdings Tann 
mancher zu biefer Klaffe im Ganzen gehörige junge Menich aud 
mit einem minderen Grabe ſolcher Kenntniffe ſich behelfen. Allein 
je mehr die Gewerbe fich von der blofen herkömmlichen Uebung 
Iosreißen und verftändig, d. h. mit Anmendung der Naturgefeke, 
betrieben werben; je größer namentlich bei einem Volle die Mit 
werbung mit auzländifchen, auf dem eben genannten Wege immer 
weiter vorjchreitenden Gewerben ift; je gebieterifcher bie fteigenbe 
Bevölkerung eine gleichmäßige Entwiclung der Nahrungsquellen 
erfordert; je wünfchengwerther aus diefen und aus anderen Grün: 
den ein Antheil von Perſonen aus den höheren Klaffen an dem 
wirthichaftlichen Betriebe erjcheint: deſto nothwendiger ift ein mög: 
lichſt vollfommener Unterricht der Fünftigen Gewerbenben °). 


5) Aus bejchränfter Ueberſchätzung bes eigenen und ungebilbeter Gering: 
Achtung anberartigen Wiffens, fo wie aus Unbefanntfchaft mit den Bebürfniffen 
bes wirflichen Lebens wiberftrebten lange Manche, namentlich claſſiſch gebilbete 
Schulmänner, gegen einer von ben Gelehrtenfchulen abgezweigten abgefonderten 
Bildung ber Fünftigen Gewerbenden. Diefe Abneigung iſt wohl ist ganz erlo: 
ſchen; das Bebürfniß und der gefunde Menſchenverſtand haben den Sieg baren 
getragen ; und nur ein ſchwacher Nachhall hiervon oder ein friebefuchende? Nad: 
geben gegen benfelben ift e8, wenn noch von Einzelnen wenigſtens eine Verbindung 
ber beiden Gattungen von Schulen in fo weit gewünfdht wird, baß fie nur ald 
Theile Eines Ganzen erjchienen. Allein auch diefem Verfuche muß man entſchie⸗ 
ben entgegentreten, in welcher Form und Richtung er fi) auch zeigen may, 
benn es muß jebem Unbefangenen einleuchten, daß folde Zmitteranftalten weder 
Gelehrte noch Gewerbende gehörig vorbereiten Fünnten. Vgl. Nebe nius, Ueber 
technische Lehranftalten, ©. 66 fg.; Weffenberg, Elementarbildung, ©. 92; 
Ammermüller, Die Neal: unb Gewerbefhulen, ©. 69 fg. Wenn (ven 
Thierſch) eine Verbindung ber polytechnifchen Schule mit ber Univerfität ald 
zweckmäßig gepriefen wird: fo kann es feinem Zweifel unterliegen, daß nur ſeht 
wenige Vorlefungen nach Stoff und Methode für beide Gattungen von Zöglingen 
paflen. Der unter biefen Umftänden etwa noch übrig bleibende Erfparung?: 
Gewinn möchte aber weit überwogen werben durch anderweitige Nachtheile ber 
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c) Eine dritte Klaſſe von Bürgern endlich hat die Beitimmung, 
ven Wiſſenſchaften ſich zu widmen und ſomit — fei es durch 
Anwendung derſelben auf das Leben, namentlich auf Staat und 
Kirche, ſei es durch ihre rein theoretiſche Aus- und Weiterbildung 
— die geiſtige Bildung des Volkes zu erhalten und zu ſteigern. 
Ihre Erziehung muß alſo eine gelehrte ſein. Und da die Bildung 
der neueren Voͤlker in ihren letzten Grundlagen und ſelbſt in man⸗ 
Ken ihrer näheren Mittel und Theile auf der Geſittigung ber Al: 
ten, d. h. der Römer und Griechen, beruht: fo tft natürlich, daß 
auch - die Erziehung von diefer Grundlage ausgehen muß, wenn 
man fchon in denjenigen Wiflenfchaften, welche von den Neueren 
wefentlich gefördert ober wohl neu gefchaffen worden find, ohne 
Unvolftändigkeit und Halbheit nicht bloß bei der Grundlage 
ftehen bleiben darf. Das Willen der gelehrten Stände wurzelt in 
der Gejchichte, daS der Gemwerbenden in der Kenntniß der Naturs 
träfte, und beiden ijt ihr Element zu erklären 9). 

Uebrigens ift in ſämmtlichen drei Syſtemen von Muterrichts⸗ 


Bereinigung, als da find: allzugroße Schülerzahl, Unüberfehbarfeit ber Anftalt, 
unpaſſende Dertlichfeit für Gemwerbeunterricht, Verſchiedenheit ber Bildungsſtufe 
ber Zöglinge u. f. w. — Wenn aber Hermann (Ueber polytechn. Inftitute, 
©. 15 fg.) ber Anficht ift, technifche Schulen feier nur Ländern von mittlerer 
Induſtrie wirfliches Bedürfniß, indem in Ländern, welche durch Handels⸗ und 
Jertigungs- Freiheit ihre Gewerbe ſchon auf den hoͤchſten Grab gefteigert haben, 
ber Iebhafte Verkehr und bie Mitwerbung ben methodiſchen Unterricht erfegen, ber 
überbieß, aldö nur fammelnd und orbnendb, hinter bem neueften Stande ber Ge⸗ 
werbe zurüdbleiben werbe; fo kann man biefer Anficht unmöglich beiftimmen. 
Auch der lebhaftefte Gewerbebetrieb, bie verbeſſertſte Mechanik kann nicht filr einen 
foftematifchen Unterrigt in ben Grundſätzen eintreten. Und wäre es auch 
richtig, daß die Schule immer hinter der Anwendung zurüd ift, (mas aber keines⸗ 
wegs zugegeben werben kann,) fo würde fie durch ihren methodiſchen Unterricht 
jeben Falles Teichter und ficherer zu neuen Erfindungen vorbereiten unb befähigen, 
als bloßes Weiterverfuhen nach Beifpielen und Muſtern. Wenn bie Gewerbe: 
ſchulen namentlid im Anfange nicht überall den wünſchenswerthen Nutzen ge: 
kracht baben, fo ift nicht die Unnöthigfeit der Einrichtung, fonbern bie Verkehrt⸗ 
heit Schuld, mit weldyer man bie Spige ber ganzen Schulgattung, bie polytech⸗ 
niſche Anftalt, errichtete, ehe durch untere und mittlere Gewerbeſchulen gehörig 
vorbereitete Zöglinge geliefert waren. Man vgl. hierüber Beisler, Betrad: 
tungen über Gemeindeverfaffung und Gewerbeweien. Augsb., 1831, ©. 152 fg. 

6) Weber bie Beftimmung der gelehrten Schulen |. Thierſch, Ueber ger 
Ichrte Schulen. Stuttg. und Tüb., 1826, Bo. 1, 6.955 
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anftalten für bie männliche Jugend noch auf den Unterfchieb zwi- 
hen allgemeinen und zwifhen Sonter- Schulen aufmerffam 
zu machen. In der Regel genügt eine und dieſelbe Vorbildung für 
die jämmtlichen Standes-Genoſſen, welches auch ihre einftige befon- 
dere Befchäftigung fein möge. So bejucht 3.3. der Fünftige Bauer 
mit dem künftigen Weingäriner, Hirten, Taglöhner u. dgl. gemein: 
ſchaftlich die Volksſchule; der künftige Kaufmann, Fabrikant u. |. w. 
bie Gewerbfchule; der einftige Rechtsgelehrte, Arzt, Geiftliche die 
Gelehrten-Schule. Und felbjt wenn in den polytechnifchen Anftal- 
ten und auf den Hochjchulen einzelner Fach-Unterricht bejtellt ift, 
fo bleibt noch immer viel für Alle Gemeinfchaftlichee. Allein es 
giebt Fälle, und zwar durch alle drei Syiteme, in welchen die ganz 
eigenthüimlichen Bebürfniffe oder Lehrmittel befondere Schulen für 
einen beitimmten Zweck erfordern. Solche treten dann nicht heran 
aus ihrer Gattung; allein fie ftehen felbftftändig und verſchieden 
von ben allgemeinen Unterricht3anftalten ihrer Art. Da fie jeden 
Falles die often erhöhen und die Staatdeinrichtung verwickelter 
machen, fo können fie nur dann errichtet werben, wenn ein bebeus 
tende3 Bebürfniß in den allgemeinen Schulen wirklich nicht befrie- 
digt werben Tann. 

2) Bei der Erziehung des weiblichen Gefchlechtes tritt 
allerdings eine Verſchiedenheit der fünftigen Beſtimmung nicht als 
zwingender Grund einer verjchiedenen Bildung entgegen. Die 
Mädchen aller Stände find zur Erfüllung Einer Lebenzaufgabe be 
ſtimmt, nämlich zur Vervollkommnung des Privatlebend; und zwar 
haben fie diefe Aufgabe zu erfüllen ala Gattinnen, Mütter und 
Hausfrauen. a jelbft in dem, für fie in der Regel unwünſchens— 
werthen, Falle des Verbleibens im unverebelichten Stande Tönnen 
fte in diefem Zwecke noch einen genügenden Vorwurf für ihre Thä— 
tigfeit finden %. Dennoch ift cine Verjchiedenheit des Unterrichtes 
hinfichtlich de Umfanges der Lehrgegenftände auch bier nothwendig, 
indem je nach dem wahrfcheinlichen künftigen Verhältniffe ein ver: 

7) ®gl. Mme Necker de Saussure, Education progressive. Par, 


1838, ®b. III, ©. 29 fg.; Organicım, b. i. noch ein Wort über Frauenbeftim: 
mung unb zeitgemäße Frauenbilbung, von U. S. Münden, 1844. 
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fchiedener Grab der Bildung erforderlich ift, ſoll nicht manchfaches 
Unheil für die Frau felbft und für ihre Familie entftehen. Unbe- 
ftritten ift nämlich wohl der Grundſatz, daß das Mädchen venjent- 
gen Grad von innerer und äußerer Bildung erhalten muß, welcher 
ben Anfprüchen ihrer wahrjcheinlichen künftigen WVerhältniffe ent» 
ſpricht. Eine unverhältnigmäßig höhere und verfeinerte Bildung 
würde die mit einem minder gebildeten Manne Berheirathete, ſomit 
in ähnlicher Geſellſchaft Lebende und durch ihre wirtbfchaftliche Lage 
zu Entbehrungen und ſelbſt zu anftrengenden Arbeiten aller Art 
Genöthigte, nicht nur jelbft unglücklich, fondern fie auch (wenige 
Ausnahmen ganz ausgezeichneten Geifte® und Charakters ausge⸗ 
nommen) zum Berberben für ihre Familie machen. Eben jo aber 
umgekehrt kann dag Mädchen, welche? unter der Bildung ihrer 
künftigen Umgebungen fteht, fich manchfachem Verdruſſe, vielleicht 
Mißhandlungen und wirklihem Unglüde nicht leicht entziehen. 
Es wird ihre ganze Beitimmung und dad Schickſal ihrer Familie 
empfindlich unter ihrem Mangel an geiftiger Gleichheit leiden. Da. 
nun die gejelligen und wirthichaftlichen Verhältniffe eine jcharf ges 
zeichnete dreifache Stufe der äußeren Zuftände begründen, fo folgt 
auch daraus die Nothwendigkeit von breierlei weiblichen Erziehungs⸗ 
anftalten. In allen wird freilich die fittliche und bie religiöfe Aus⸗ 
bildung diefelbe fein; in allen ift für den gleichartigen Lebenszweck 
vorzubilden: allein ſehr verjchieden werben die geiftigen und förper- 
lichen Kenntniffe und %ertigkeiten fein, je nachdem die Schülerin 
wahriheinlih einjt die Gattin eined Mannes aus den Ärmeren, 
handarbeitenden Klafjen der Gejellichaft werben, ſomit einft auf ihr 
bie ganze Laft eines Haushaltes und vielfacher Törperlicher Arbeit 
fiegen wird; oder wenn fie durch die Verhäftniffe ihrer Geburt, 
den Wohlitand ihrer Aeltern u. |. w. dem befjeren Looſe entgegen- 
fieht, die Gattin eined Manned aus tem Mittelftande zu werden, 
wo zwar aud Sinn und Gewohnheit der Sparſamkeit und Bes 
ſchränkung nothwendig und wünfchenswerth ift, doch eine höhere 
innere Bildung weder durch die rohe Umgebung erftictt, noch für 
die mit fchmererer Handarbeit Verfchonte zur eigenen Laft wird, 
vielmehr von der entiprechenden Bildung bed Gatten gefordert und 
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für die Erziehung der Kinder erſprießlich iſt. Von ſelbſt klar iſt 
endlich, daß in den durch vornehmen Stand, großen Reichthum 
oder hoͤchſte Bildung ausgezeichneten Verhältniſſen die Frau, unbe 
Ichabet der tüchtigen Grundlage, noch weiter gehende Kenntniffe, 
Fertigfeiten und Annehmlichkeiten befißen darf und fol. Mädchen 
alſo, welche dem Eintritte in ſolche Verhältniffe entgegenſehen Tön- 
nen, find an folche umfaffendere und feinere Ausbildung gewiefen °). 

Nach dem, was in $. 76 fg, ©. 523 fo., über das Recht 
des Bürgers fich jede ihm beliebige Bildung zu geben, ausgeführt 
wurde, bedarf ed übrigen? wohl nicht erft der Bemerkung, daß die 
Eintheilung der Unterrichtzanftalten nach den wahrfcheinlichen Fünf- 
tigen Bebürfnifjen der Zöglinge für den Einzelnen feinen Zwang 
zur Benügung mit fi führen, und der Staat nicht etwa nad 
feiner Anficht einen jungen Menfchen auch gegen feinen Willen 
einer beftimmten Art von Unterrichtsanftalten zumeifen darf. Selbft 
wenn die Wahl anfcheinend unpafjend wäre, jo können befonbere, 
ber Behörde unbekannte, Umftände fie rechtfertigen, oder mag burd 
befondere Neigung der äußere Widerjprudy ausgeglichen werden. 
Nur die Ermwerbung wenigſtens des niederften Grades von Kennt: 
niffen muß nicht in die freie Wahl der eltern oder Vormünder 
geftellt fein. 


2) Grundfäbe über die Einrihtungen der verſchiedenen Arten der Eulen: 
a) Die Schulen der männliden Yugend. 


$. 79. 
e) Die Volksſchulen. 
Die Wichtigkeit der Unterrichtäanftalten für die einftigen Glie: 
der der handarbeitenden Klaſſe darf nicht fomwohl nach dem Umfange 


8) Es darf nicht überſehen werden, baß bie brei hier nach ihren wirthichaft: 
lichen, intellectuellen und äſthetiſchen Verbältniffen unterſchiedenen Klafien ber 
bürgerlichen Gefeljchaft keineswegs mit den oben bei der Erziehung der Knaben 
bemerften Beſchäftigungs-Klaſſen zufanmenfallen. Nicht einmal die unterfle ber 
beiden Klaſſen ift ganz biefelbe; fie umfaßt bei ben Mäbchen auch noch einen 
Theil der kleineren Gewerbenden, von welcher bie Männer mit bloßem Elementar: 
Unterrichte fi nicht begnügen können und folen. Daß von den Gewerbenben 
ſowohl als von Gelehrten im eigentlihen Sinne ein Theil den: mittleren, andere 
aber den höheren und reicheren Ständen angehören, if obnebem einleuchtend. 
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nd der wifjenjchaftlichen Tiefe des von ihnen zu verbreitenden Un: 
rrichted, als vielmehr danach ermeſſen werden, daß fie für den 
rößten Theil des Volkes das bedeutendfte, häufig das einzige Bil- 
ungsmittel find. Nun aber fällt in die Augen, von welchem 
Berthe eine moͤglichſt zweckmäßige Bildung dieſer zahlreichen Volks⸗ 
aſſe für die Menfchheit, für den Staat, für dad Volksvermögen 
nd für den einzelnen DBetheiligten ift. Die Einrichtung der Volks⸗ 
hulen muß daher ein Gegenftand der fortgefeßten und aufrichtigften 
jemühungen des Staates fein; und zwar bieß um fo mehr, als 
er große Zweck nur jelten und ungenügend durch Privatbemühun- 
en gefördert wird, da glanzloje Nüblichkeit für die Menfchen in 
er Regel zu wenigen Reiz hat, als daß fie derfelben bedeutende 
Ipfer brächten ), die Thätigkeit der Kirchen aber erfahrungsgemäß 
benfalls ganz unzureichend und überdieß ihrem Zwecke nach ver- 
ächtig und gefährlich für den Staat fo wie für den confeſſionellen 
rieben ift 2). 

Auf welche Weile der Staat die Unterftügung gewähren will, 


1) Die Beifpiele ber mächtigften unb reichiten Völker zeigen, bag auf Förderung 
es Bolfäunterrichtes durch Privatbemühungen nur wenig gezählt werben barf. 
ton ben 40,000 Gemeinden Frankreichs hatten zu Anfang ber Julimonarchie 
5,000 feine Schulen; bie bei weiten größere Hälfte ber britifchen Bevölkerung, 
Ibft der Bewohner ber unermeßlich reihen Hauptflabt, wächst ohne alle Erzie⸗ 
ung auf. Ebenfo beftanden in England bis zu Anfang diefes Jahrhunderts nur 
ie allerfümmerlichften Schuleinrichtungen für bie große Maffe ber Bevölkerung. 
S. Wagner, Das Volksſchulweſen in England. Stuttg., 1864.) Und wenn 
enn von ber genannten Zeit an die beiben großen Schulgefellfchaften (bie British 
nd foreign school-soc. und bie, kirchliche, (National society) Vieles verbefiert 
aben, fo ift doch ein durchgreifenber Fortſchritt gefchehen, feitbem ber Staat im 
. 1832 angefangen hat, regelmäßige — allmählig fi bis über 800,000 & St. 
ihrlich belaufende — Beiträge für bie Volksſchulen zu geben und deren Ber: 
venbung ſyſtematiſch zu orbnen und zu überwachen. Vgl. ben Parliament3:Bericht 
on 1861. — Alle Staaten, in melden biefer Theil ber öffentlihen und ber 
finzelns Wohlfahrt gehörig bedacht ift, verdanken bieß nur den Regierungen, 
> 3. B. Baden, Württemberg, Baiern, Sachſen, Holand, Dänemar, Preußen, 
hf Deiterreid). 

2) Was aus dem öffentlichen Unterrichte wird, wenn bie Kirchen ihn übers 
ehmen, beweiſen über die Möglichkeit eines Streiteg binaus die Schulguflände 
a Spanien, Stalien, (namentlich dem Kirchenftante felbft,). in den ehemaligen 
eutſchen geifilihen Staaten. 
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ift von untergeoroneter Bedeutung; doch ſcheint allerdings diejenige 


Form die beſte zu fein, bei welcher er als Regel den einzelnen Ge 


meinden die Pflicht auferlegt, für ven Elementar-Unterricht zu forgen; 
aber nicht nur in denjenigen Fällen unmittelbar helfend eintritt, wo 
wegen Armuth oder vielfacher fonftiger Anſprüche an die örtlichen 
Mittel die nöthigen fachlichen Bedürfniſſe nicht geftellt werben konn⸗ 
ten, ſondern auch durch allgemeine Anftalten für gute Lehrer forgt, 
was theild durch Regelung ihrer Bildung, theils durch Sicherftellung 
ihres Nahrungsſtandes zu gejchehen hat. Auf diefe Weife kann die 
Laſt ziemlich ebenmäßig vertheilt werben, und doch werben zu glei 
cher Zeit viele Örtliche Hilfäquellen verwendet, welche ſonſt gar nicht 
oder für minder Nöthiges gebraucht würden. 

Der Umfang der Lehrgegenftände ift im Vorſtehenden 


ichon bezeichnet worden. Bei der Kürze der Schulzeit, (denn über 


bad 14te Jahr erlauben die wirthichaftlihen Verhältniffe der Ad: 
tern fchmwerlich den vegelmäßigen Schulbeſuch auszudehnen,) ferner 
bei dem Mangel an Hilfgmitteln und Aufmunterung in ben Fami—⸗ 
lien der Schüler, endlich auch bei der Beichaffenheit einer großen 
Anzahl der Lehrer von diefer Stufe ift es unbezweifelt der richtige 
Grundfag, in den Volksſchulen lieber blos dad Nothwendige, dieſes 
aber jo gründlich, daß es für das ganze Leben haftet, als Mehrere 
oberflähhlih und unzureichend zu Ichren. Zu Weiterem darf wenig: 
ſtens erft dann gejchritten werden, wenn bad Nothwendige wirklich 
erreicht ift, und num durch befonderen glüdlichen Zufall, namentlich 
aljo durch die ungewöhnlich fördernde Methode eines auögezeichneten 
Lehrer? oder Geiftlichen, noch Zeit und Gelegenheit zu anderweitigen 
Kenntniſſen bleibt. Kann in ſolchem Falle zu den allgemein nötbigen 
Mebungen der Denkkräfte, zu den Grundbegriffen über dag ftaat- 
bürgerliche Verhältniß ?) und zu den gewöhnlichen Elementar-Kennt: 


8) Von hochſter Wichtigkeit ift, namentlich in einem freieren Lande, biefer 
Unterricht über die Rechte und Pflichten gegenüber vom Staate. Allerdings wir 
er in den Volksſchulen nur in ben eriten Grunbbegriffen beftehen können; allen 
gerade ihre allgemeine Verbreitung unter derjenigen Volksklaſſe, welche durch ihre 
Privat-Verhältniffe nur allzu fehr geneigt ift, fih aud vom Staate für vernach⸗ 
theiligt und zum bloßen Leiden und Gehorchen verurtheilt zu erachten, ift höchſt 
wünſchenswerth. Aus biefer Stimmung Tann nur ſclaviſches Selbſtaufgeben und 
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niffen und Yertigkeiten auch noch ein Unterricht über die Erfchel- 
nungen der umgebenden Natur, über die Hauptzüige der vaterländi- 
ſchen Gefchichte und über das Wiſſenswertheſte der Erdbeſchreibung, 
oder auch nur über einen dieſer Gegenftände, gefügt werben, fo ift 
bieß freilich eine höchſt ſchätzbare Zugabe %. — Theil für biefe 
legtgenannten Lehrgegenftände, theils auch zur Wiederholung und 
Feſthaltung der gewöhnlichen Echulfenntniffe find ſolche Einrichtune 
gen, welche ber der eigentlichen Schule entwachjenen Jugend in ihren 
Freiftunden Gelegenheit zur Weiterbildung geben, namentlich alſo 
bie Abend- und die Sonntagsſchulen, jehr erfprießlic. 
Sache des Staates ift es, dieſelben durch Beiträge zu fördern, na- 
mentlich auch Verdienfte um biefelben, welche fich eifrige Geiftliche 
oder Schullehrer erwerben, gebührend anzuerkennen *). — Weber 


Mangel an Muth die Bürgerrechte zu verlangen und zu vertheibigen, oder aber 
unrubige, jedem Aufwiegler und Ebrgeizigen zum Opfer werbenbe Unzufriedenheit 
entstehen. Freilich ift diefer Theil des Volksunterrichtes Fein leichter. Doch kann 
für Lehrer und Schüler fehr viel gewonnen werben burch eine gute gemeinver: 
ſtändliche Schrift über die vaterländifche Verfaffung. Auf bie Abfaffung berjelben, 
welche auch noch in anderen Beziehungen Bebürfniß ift, follten Prämien geſetzt 
werben. 

4) Ueber Volksſchulen, beren Zweck und Einrichtungen fiche unter anderen: 
Natorp, Briefmechfel einiger Schullehrer und Schulfreunde. 2te Aufl, III, 
Eſſen, 1823; Muhl, Der Volkgunterricht in feiner Nothwenbigkeit, fo wie in 
feiner Einwirkung auf die Gefammtbildung der Menſchen. Mainz, 1824; Denzel, 
Einleitung in die Erziehungs: und Unterrichtö:2ehre für Volksſchullehrer. Ste Aufl, 
I—UI, Stuttg., 1825; ®rafer, Die Elementarfhule. I. II, 1827; Hans 
hart, Lehrbuch ber Volksſchulkunde, 1827; Overberg, Sämmtliche Schriften 
für Schulen, 1829; Cousin, Rapport s. l’&tat de l’instruction publique 
en Allemagne. I. II, 1834; Wefßenberg, Die Elementarbildung bes Volkes, 
2te Aufl., 1825. — Bol. Bluntfchli, Staatsrecht, Ste Aufl., 3b. II, ©. 343 fg. 

5) Unzweifelbaft find dieſe Kortbildungsfchulen von ſehr großer Bedeutung, 
namentlich wenn fie, in Städten, zum Unterrichte in Lchrgegenftänden verwggbet 
werden, welche in der Volks- und niederen Gewerbefchule gar nicht oder nur un⸗ 
vollfommen gelehrt werben können, wie 3. B. Zeichnen, angewenbete Rechenkunſt 
u. dgl. Doch ift es eine offenbare Uebertreibung, fie einem regelmäßigen Schul⸗ 
unterrichte vorzuziehen, oder gar biefen aufgeben und nur folden Abendunterricht 
ertbeilen laſſen zu wollen, (wie z. B. Steinbeis, Elemente ber Gewerbes 
beförderung, ©. 248 fg. vorſchlägt.) Sie können ber Natur der Sache nad nur 
eine Ergänzung fein, fegen alfo eine Grundlage voraus. Sodann handelt es fi 
bei der Volksſchule vor Allem auch von Erziehung, welde ganz vernachläßigt 
würbe, wern die Kinder nur fpät Abends in Aufficht und Belehrung Tämen, den 

v. Mohl, Pelizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 935 
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Anduftrie- Schulen, weldhe mit Recht als eine fehr nützliche 
Ergänzung des Volläunterrichtes verlangt werben, f. oben $ 56, 
©. 382 fg. 

Gute Schulen können aber, wie leicht einzufehen, nicht erreicht 
werden, wenn nicht für taugliche Schullehrer geforgt wird. Hierzu 
ift aber zweierlei nöthig. Einmal entfprechende Bildung für das 
Ant; zweitend aber Gewährung einer paflenden Stellung. 

Was die paffende Bildung betrifft, fo ift die Tauglichkeit eine 
Volkslehrers namentlich bedingt durch Bewahrung und Ausbildung 
de3 gefunden Menfchenverftandes, durch Kenntniß der Erziehungs 
kunſt, zwechmäßige Lehrmethode und gründliche (nicht aber eine un 
nöthig audgebreitete) Kenntniß der Lehrgegenftände. Es wäre lächer: 
lich, diefe Eigenfchaften ohne Vorbereitung und Uebung erwarten zu 
wollen; und auch das Ablernen von einem. älteren Xehrer wird nur 


in felteneren Fällen, bei einem begabten Meifter und eben ſolchen 


Zoͤglinge, zu gebeihlichem Erfolge führen; davon ganz abgejchen, 
daß ohne eine gemeinfchaftliche Bildung die Unterrichtgart der Lehrer 
jehr verfchieden fein würde, wodurch jede Veränderung in ber Be 


fegung einer Stelle empfindlich ftörend wirken müßte und einmal 


vorhandene Mängel fi unauzrottbar fortpflanzten. Das einzige 
Mittel zur Vermeidung aller diefer Mebelftände find eigene Schul: 
lehrer-Seminarien, in welchen einer dem Bebürfniffe ent- 
Iprechenden Zahl von gehörig vorbereiteten Zöglingen ein zweckmäßiger, 
gründlicher, die nothmendigen Kenntniſſe, aber auch nur biefe, um: 
faffender Unterricht gegeben wird ©). Bei der zu vermuthenden Mittel⸗ 


ganzen Tag aber bem Müßiggange überlafien blieben. Unb wie follen Tiejenigen 
unterrichtet werben, welche Feine Zeit zur Beſuchung einer ſolchen Abendſchule 
hätten? ine gute regelmäßige Schule muß bie Hauptfache bleiben; Weiteres 
und®Anderes Tann eine Verbeſſerung aber fein Erſatz derfelben fein. 

6) Vortheilhaft für das richtige Verſtändniß des Seminar⸗Unterrichtes wird 
es jeden alles fein, wenn bie Zöglinge zuerft eine practifche Schule bei einem 
von ber Oberbehörde dazu ermächtigten Mufterlehrer durchgemacht haben. Bl 
Erb, Tas Auffeheramt üb. b. Volksſchule, S. 150 fg. Die Hauptjache aber 
tft, baß ber Unterricht in ben Seminarien verftändig und auf ben Zweck berechnet 
ſei. Nichts kann verkehrter fein, als eine unfeelige Klaffe von Halbgelehrten zu 
bilden, welche fih dann unglüdlih in ihrem Berufe fühlen und nicht einmal 
immer tauglich) für benfelben find. Zu ben überflüffigen und fchäblichen Kennt 


loſigkeit des größeren Theile der Zöglinge ift nicht nur der Unter: 
richt im Seminarium unentgeltlich zu ertheilen, ſondern es muß 
-auch noch, wo nicht bei Allen doch wenigftens bei der Mehrzahl, 
für den Unterhalt gejorgt werben, was entweder mitteljt entfprechen- 
der Stipendien oder, in mehrfacher Beziehung zweckmaͤßiger, mittelft 
eine? unter ftrenger Difciplin ftehenden und einem tüchtigen Päda- 
gogen anvertrauten Convictes gefchehen kann. Uebrigens ift es nicht 
gerabe nothwendig, daß der Staat ſelbſt folche Seminarien gründet. 
Site Fünnen auch von dazu geeigneten Privaten unternommen werben, 
welchen ein entſprechender Beitrag geleiftet werben mag 7). Schei⸗ 
dung nach dem Firchlichen Bekenntniffe ift gefordert durch den reli- 
gidjen Beſtandtheil des VolfZunterrichtes, für welchen natürlich auch 
die Lehrer gebildet werben müſſen. 

Ale diefe Ermunterungen Tonnen aber, wenigſtens auf bie 
Dauer, nur dann einen günftigen Erfolg haben, wenn auch, zwei⸗ 
tens, für eine Äußere Stellung der Schullchrer geforgt wird, welche 
ben Leiftungen und dem von ihnen geforderten Bildungsgrade ent- 
fpricht. Hierzu gehört aber theils ein hinreichendes Auskommen, 
theil3 eine Ernennungsweife, welche dem Verdienſte, nicht aber ge⸗ 
meinen Umtrieben Ausſicht auf Gelingen verſchafft. In erfterer 
Beziehung muß der Staat ind Mittel treten, wenn bie Gemeinden 
nicht im Stande find, dag Nöthige zu leiſten; (böfen Willen wird 
die Behörde fehon zu unterfcheiden wiffen won Unfähigkeit.) Ohne 
Zweifel Tann dieß nicht ohne beveutende Opfer gejchehen. Allein 
theild wird fich nicht leicht eine Ausgabe, ſelbſt woirthfchaftlich, 
beffer verzinfen, als eben dieſe; theils handelt es fich nicht immer 
von bedeutenden Summen, da häufig Stiftungen, Gemeindenuguns> 


niffen gehört aber am wenigften ein geeigneter Unterricht in der Landwirthſchaft, 
welcher eben fo wohl zur Verbefierung bes Einkommens, als zum Anfchen ber 
Landſchullehrer, fomit ber großen Mehrzahl, beitragen, damit aber ber unglüds 
lichen Unzufriedenheit berfelben mit ihrer Lage entgegenarbeiten wird. 

7) S. Niemeyer, Grumbfäge, Bd. II, ©. 599 fg.; Dinter's Leben, 
von ihm felbft befchrieben. Neuft., 1832, 2te Aufl., a. v. O.; Weßenberg, 
Elemmtarbildung, ©. 57 fg.; Harniſch, Schulfehrer-Bilbung, 1836; Denzel, 
Erfahrungen über Berufsbildung ber Volksſchullehrer, 1836; Eifenlobr, Die 
Schullehrer:Bilbungs-Anftalten Deutſchlands. Stuttg., 1840. 

35 * 
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gen u. dgl., zu dem eigentlicheri Gehalte einen bebeutenden Zuſchuß 
liefern ®), und überdieß, was aus mehreren Gründen fehr win: 
ſchenswerth ift, bei einigem guten Willen in der Regel ein Etüd 
Landes zu eigener Bebauung beigefügt werden Tann. ine noth 
wendige Vorausſetzung ift dabei übrigen? allerdings, daß die Zahl 
der Lehrerftellen in den einzelnen Gemeinden nicht über das Be 
bürfniß vermehrt wird. Es ift in allen Bezichungen befjer, von 
Einem gut geftellten Lehrer größere Anftrengungen zu verlangen, 
als zwei darben zu laffen und fie nur wenig in Anſpruch zu nel: 
men 9). — Eben fo augenfällig ift die Nothwendigkeit eines guten 
Ernennungs- und Befoörderungsſyſtemes. Dieß aber ift nicht vor: 
handen, wenn nicht eine an Rang und Bildung höher jtehende Be: 
hörde, welcher eine Ucberficht über Bebürfniffe und Mittel beimohnt, 
und welche über den bier möglichen Umtrieben fteht, die Ernennun- 
gen vornimmt, jondern wenn ben Gemeinden die Wahl übertragen 
iſt. Wie kann eine Bauerngemeinde die Eigenfchaften eines Lehrers 
ſicher beurtheilen, und welche gemeine und ſelbſt völlig finnlofe Be 
ftimmungsgründe können auf fie eimvirfen? Ohne Aufhebung ber 
Gemeindewahlen kein guter Volfdunterricht 19). 


8) Gewichtige Bemerkungen über eine anftänbige ökonomiſche Stellung ber 
Lehrer |. bei Niemeyer, Grunbfäße, Bd. II, ©. 483 fg.; Weigand, Die 
Wichtigkeit ber Elementarſchule, ©. 158 fg. 

9) ©. hierüber die richtigen Bemerkungen von Eifenlobr, Schullehrer: 
Bildungs-Anftalten, ©. 54 fg. 

10) Manchfach ift über eine politiſch-ſchädliche Haltung vieler Volksſchul⸗ 
lehrer in ben legten Jabrzehenten geklagt worden, und wohl nicht mit Unredt, 
bie Gründe find nicht ſchwer zu erkennen; fie beruhen ſämmtlich auf einer Unzu: 
friedenheit ber Lehrer mit ihrer Stellung und wirtbfchaftlihen Lage. Durch un: 
verftändige, über die Bedürfniffe des einſtigen Berufes hinausgehende und dabei 
oberflächlihe Bildung in ben Seminarien zu einer Ueberſchätzung ihrer Bedeutung 
verführt, empfanben fie ihre untergeordneten Verhältniſſe und ihr allerdings all: 
auoft ungenügendes Einfonmmen doppelt brüdend und wurden in biefer Unzu: 
friebenheit durch eine vielfach übertriebene und verkehrte Hochſtellung der Volks⸗ 
ſchule in der Literatnr ihres Faches noch beſtärkt. Die Sache iſt nicht obne Be: 
beutung, und ba eine Heilung des Uebels nur burch eine Befeitigung ber Urſachen 
zu bewerfftelligen ift, jo wird dadurch bie Forderung einer vernünftigen Bildung 
Pi on richtigen äußeren Stellung fehr verftärft. Vgl. meine Politik, Bo. I, 

. g. 
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Eben jo wichtig als unglüdlicherweife ſchwierig ift bie Her: 
jtellung eined richtigen Verhäftniffes der Volksſchule zu der Kirche, 
namentlich zu der Fatholifchen. An und für fich befteht allerdings 
fein inneres oder Äußeres Hinderniß einer friedlichen und nüßlichen 
Zujammenwirkung, und es bat ein ſolches auch erfahrungsgemäß 
nicht bloß mit proteftantiichen Kirchen regelmäßig ftattgefunden, fon- 
dern auch zeitweije mit der Eatholifchen Kirche; allein es fann ein 
bitterer und tief eingreifender Streit entftehen, wenn fic in einer 
proteftantifchen Kirche, gegen deren Geift, eine herrfchfüchtige und 
orthodorsftarre Priefterjchaft bildet, oder wenn die Fatholifche Kirche 
ihre Herrichaft durch mittelalterliche hierarchiſche Anſprüche und 
durch ſchroffe confeffionelle Abfonderung auch dem itzigen Staatz- 
leben gegenüber geltend machen will. Für den unbefangenen Sinn 
liegt das Verhältniß von Staat und Kirche in Betreff der Volks⸗ 
ſchule folgendermaaßen. Einer Seits ift unzweifelhaft, daß jede 
Kiche das Necht hat, die ihr angehörige Jugend nach ihrer An- 
ſchauung religiös zu bilden; ferner, daß ohne die übeljten Folgen 
ein innerer Widerfpruch zwiſchen der religiöfen und Firchlichen Er: 
zichung und ber durch die Schule zu erwirkenden fittlichen und in- 
tellectuellen Bildung nicht ftattfinden kann; ſodann, daß ber reli- 
giöfe Stoff auch, in verftändiger Benützung und Beichräntung, we: 
nigſtens theifweife bei der Verſtandesbildung und bei der Erwerbung 
der nöthigen Fertigkeiten zu gebrauchen ift; endlich daß bei der 
fürzern Dauer der Volfzfchule und bei der geringern allgemeinen 
Bildung ihrer Zöglinge die nöthige harmonische Entwidlung des 
Menſchen fchwieriger herzuftellen ift, wenn die firchliche und bie 
Schulbildung ganz getrennt, obgleich keineswegs feindfelig, neben 
einander hergeben. Auf der andern Seite ift eben jo unbejtreitbar, 
daß die ganze intellectuelle und für den Lebensberuf vorbereitende 
Erziehung nicht Sache der Kirche ift, indem die zu jenem Zwecke 
vor Allen beizubringenden Kenntniffe und Fertigkeiten gar Teine 
firchliche Bedeutung oder Begründung haben; daß der Staat, und 
nur er, nach den allgemeinen Grundfägen feiner Hilfsthätigkeit auch 
diefe vernünftigen Zwecke zu fördern berechtigt wie verpflichtet ift; 
daß nur er im Stande ift, die Mittel zu einem nach Ausdehnung 
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und Leiftung gemügenden Volksſchulweſen herbeizufchaffen und bie 
vielen entgegenftehenden Hinberniffe zu bejeitigen; daß es ein Unglück 
und ein Verderben ift, wenn ſchon die Erzichung dazu mißbraudt . 
wird, um confeffionelle Spaltungen und religiöfen Fanatismus in 
der Maſſe der Bevölkerung auszubilden; daß erfahrungsgemäß bie 
Kirchen, namentlich aber die katholische, die Volksſchule in der Negel 
vernachläffigt haben, wo fie ihnen überlaffen war. Aus diefen That: 
fachen und Grundfägen ergiebt fich denn, daß in erfter Reihe nad: 
ftehended Syſtem, als das folgerichtige und fomit befte, zu erftre- 
ben tft: der Staat errichtet, unterhält, Teitet die Volksſchule; er 
bejtimmt den Umfang und die Dauer des von ihr zu gewährenten 
Unterrichts; er bildet hierzu die Lehrer, ernennt fie, jorgt für fie; — 
er überläßt aber den Kirchen die religiöfe Bildung der Jugend, 
nad) Verlangen auch in der Schule durch die Geiftlihen; er nimmt 
bei der Beſtellung der Lehrer auf die Confeſſion der Gefammtheit 
oder der Mehrheit der Schüler Rüdficht; er duldet nicht, daß in dem 
von dem Lehrer ertheilten Unterrichte ein Widerfpruch mit der Kirchli- 
chen Lehre hervortritt. Dabei bleibt aber die ganze Beforgung und 
Beauffichtigung der Volksſchule, als einer Staatsanftalt, lediglich in 
den Händen des Staates, welcher demnach auch die dazu beftimmten 
Behörten jeder Stufe nach feinem Gutfinden bildet und defekt; 
firchlichen Behörden ift feinerlei unmittelbare Einmiſchung geftattet, 
vielmehr haben fie fich im. Falle einer Beſchwerde oder eines Wın- 
ſches im gewöhnlichen Geſchäftswege an die dazu beftimmten höheren 
Behörden zu wenden; und es ſteht lediglich beim Staate, ob, wo und 
in welcher Stellung er Geiftlihen, mit deren Zuftimmung, einen 
Auftrag zur Meberwachung der Schulen nach feinen Vorſchriften cr: 
theilen will; jedem Mißbrauche des Neligiongunterrichtes gu con: 
fejfionellem Haffe und Unfrieben tritt er alsbald und mit feinen 
eigenen Mitteln entgegen. Freiwillig von den Kirchen errichtete 
Volksſchulen ftchen ganz in dem Verhältniffe aller übrigen von 
Privaten errichteten Unterricht3anftalten, namentlich alfo was tie 
Prüfung der Lehrer, den Unterrichtäplan und die Beauffichtigung 
betrifft, ferner in Betreff des Schließens ungenügender oder ſchäd⸗ 
licher Schulen. — Wil eine Kirche die ihr in diefem Syſteme zu- 
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fommende Stellung und Wirkſamkeit nicht einnehmen 1"), jo muß 
dann freilich zu einer zweiten, an fich weniger wünfchenswerthen, 
Einrichtung übergegangen werben, nämlich zur Errichtung aus: 
Ichlieglich weltlicher Schulen. Hierbei wird der Staat zwar aud, 
aus Gründen des Rechts und der Zweckmäßigkeit, nach der Con⸗ 
feifion der Echüler die der Lehrer beachten und jeden Widerfpruch 
des Unterricht3 in der Schule mit der Kirchenlehre verhindern; allein 
den eigentlichen Religionsunterricht hat dann die Kirche nach ihrem 
Sutfinden außerhalb der Schule und ohne daß diefe auf das ihr 
Fremde weitere Nücficht nähme zu ertheilen. Rechtswidrigen An⸗ 
griffen auf die vom Staate errichteten Anftalten und deren Beamte, 
jo wie Verfuchen, Acltern oder Kinder von der Erfüllung der ge 
jeglichen Schulpflicht abzuhalten, müßte felbftrevend, woher immer 
fie fämen, mit der ganzen Strenge des Strafgeſetzes entgegenge- 
sreten werden. Der aus folhen Verhältniffen entjtehende Zuftand 
mag jehr laͤſtig und der Kampf mit der übergreifenden Kirche ein 
harter fein; es Tann aber die Durchführung dem Staate nicht er: 
part werben außer um den Preis fchmählicher und verberblicher 
Unterwerfung unter eine, dann natürlich immer weiter gehende, 
Priefterherrichaft und einer Verkümmerung und Verkehrung ber 
Volksbildung. Im übrigert verfteht fich von felbft, daß ein etwaige? 
Mikverhältniß zu einer Kirche keineswegs hindert, mit andern 
Kirchen und den von ihren Mitgliedern befuchten Schulen das oben 
angebeutete richtige Abkommen zu treffen. 


6. 80. 
8) Die Gewerbefchulen. 

Die immer weiter gehende Anwendung bewußter Verfahreng- 
weifen in den Gewerben macht eigene Vorbildung für dieſelben zum 
unerläßlichen Bebürfniffe Je mehr auf alle neuen Entdedlungen in 
den Naturwiſſenſchaften und Erfindungen der Mechanik alsbald neue 
vortheilhafte Verfahrensweiſen gegründet werden; deſto nothwendiger 


11) Bis zu welddem Grade die Anfprüdje einer Kirche gefteigert werben 
Tönnen, zeigt 3. B. bie Denkſchrift des Erzbiſchofs von Freiburg, bie Reform des 
Schulweſens betreffend. Freibg., 1868. 
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tft für die Gemwerbenden gründlicher und umfaffender Unterricht in 
diefen Kenntniffen und in der Mathematik, ald der Grundlage ber 
felben Y). Fühlen doch ſelbſt Solche, welche ohne Unterricht auf: 
gewachſen, zum Theile faft ſchon ergraut find im alten handwerks⸗ 
mäßigen Betriebe, die Nothwendigkeit noch in vorgerückteren Jahren 


durch freiwillig zufammentretende Gejellichaften ſich die fehlenden 
Bildungsmittel zu verschaffen *). 


Die Grundfäge über die Einrichtung der Schulen für künftige 
Gewerbende find aber folgende: 


Se mehr für den Gewerbenden auf richtiger Auffaffung und 
Beurtheilung der Zuftände und Verhältniffe beruht, deſto nöthiger 
iſt e8, daß feine Denkkräfte von Jugend ah geübt, zu eigenem, 
ficherem und jchnellem Urtheile gewöhnt werben. Ein vorzüglices 
Mittel zu dieſer formellen Bildung ift für ihn die ernite und 
gründliche Beichäftigung mit Mathematik. Er bedarf diefer Wiflen: 
ſchaft vielfach aus materiellen Gründen; zu gleicher Zeit aber leiſtet 
fie ihm einen ähnlichen formellen Dienst, wie dem Gelehrten das 
Studium der Philofophie. 


1) Ueber Gewerbeſchulen im Allgemeinen f. Natorp, Grundriß zur Or: 
ganifation allgem. Stadtſchulen. Duisb., 1804; Hermann, Ueber polytech— 
nifhe Schulen. I. IL, Nürnb., 1826, 6. 1, ©. 1; Dingler, Ueber bie 
Notbwendigfeit ber Gründung einer polytechnifchen Afabemie in Augsburg. Augsb., 
1821; Schnell, Ueber bie Nothwendigkejt ber Gründung polytechniſcher Schulen. 
1821; Ladomus, Ueber technifche Lehranftalten. 1824; Kern, Weber bie 
Eintihtung ber Bürgerſchulen. Berl., 1828; Köhler, Ueber die zweckmäßigſte 
Einrihtung der Gewerbefhulen und polytehnifhen Inſtitute. Götting., 1830; 
Nebenius, Ueber techniſche Lehranftalten. Karlar., 1833; Ummermäüller, 
Die Real: und Gewerbefhulen. Stuttg., 1837; Kreußberg, Ideen über bie 

. Berufsbildung der Gewerbetreibenden. Prag, 183885 Mager, Die beutide 
Bürgerſchule. Stuttg., 1840; Nagel, Idee der Nealihule. Ulm, 1840; 
(Vischer’s,) Rapport s. l’organisation de l’enseignement industriel. Brux., 
1852; Koriftta, Der höhere polytechnifche Unterricht. Gotha, 1863. Wal. au 
Rau, Volksw. Pol., dte Aufl., 2, S. 128 fg. — Ueber den Gewerbe⸗Unterricht 
in England machen kennenswerthe Mittheilungen: Vogt, Mittheilungen übe 
das Unterrichtöwefen Englands und Schottlands. Halle, 18575 Tylor, In: 
buftrie und Schule, Ueberf. von Gugler. Stuttg., 1865. 

2) ©. bie intereffante Schrift von Brougbam, Prac. Bemerkungen übt 
bie Ausbildung ber gewerbetreibenden Klafien, a. d. E. nach ber 20ften Aufl 
überf. von Klöden. Berl., 1827. 
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Eine hauptjächliche Kraft des Bürgerthumes und des Staates 
uht in dem Gewerbeftande. Iſt diefer Träftig und freifinnig, fo 
ann bei einer Verfaſſung, welche zur Abwendung der Willfürherr- 
haft gefegliche Mittel an die Hand giebt, bie Treiheit im Schuße 
einer unabhängigen und gebildeten Mitglieder ruhig etwaiger An⸗ 
riffe fpotten; it er den Geſetzen und ber beftchenden Orbnung 
eneigt und getren, (und fein Vortheil verlangt zu allen Zeiten 
Ruhe und Sicherheit), jo werben die Angriffe Ungufriedener und 
Sigenthumgfofer an dem Bunde der Bürger und der Regierung 
cheitern. Belehrungen über daB Staatsrecht des Baterlandes 
nüffen daher einen wichtigen Theil in der Erziehung ber Gewerben- 
en ausmachen. 

Die für den Fünftigen Gewerbenden nothwendigen Kennt⸗ 
risfe find bereits oben, ©. 537 fg. aufgeführt worden. Dieſe, aber 
much nur diefe, bilden denn den Lehrfreis für die verjchiebenen 
Tlaffen der Gewerbefchulen. Eine Ausdehnung auf Weiteres würde 
er Gründlichkeit der zunächt nothwendigen SKenntniffe jchaben. 
Namentlich aber ift von dem Gedanken ganz abzuftehen, in ben 
Hewerbefchulen mechanifche Fertigkeit in einzelnen Arbeiten zu einem 
nderen Zwede und in höherem Maaße, als zur Verſinnlichung 
nd Einprägung des theoretifchen Unterrichtes, einzuüben. Hiezu ift 
ie Lehrzeit im Gewerbe ſelbſt beftimmt °). 


3) Nicht zu verwechfeln mit den Gewerbefhulen find alfo Mufterwert: 
ätten, welche geihidte practifche Arbeiter erziehen follen. Diefe treten 
utweder an die Stelle ber gewöhnlichen Lehrzeit bei einem Meifter, ober fie wer: 
en auch wohl für bie Verbefferung ber Arbeitämeife bei Erwachfenen eingerichtet. 
Ein Beifpiel von Legterem find die belgischen Lehrwerfftätten, at&liers d’apprenti- 
age, hauptfächlich für Leinwandweberei; f. Steinbeis, Elemente d. Gewerbe: 
eförberung. Stuttg., 1853, ©. 60 fg.) Diefe Art von Unterrichtdanftalten find 
on weit feltenerer Anwenbung unb von befchränkteren Nußen, als bie allgemeinen 
zewerbeſchulen. Sie mögen allerdings von Nutzen fein, wenn ein Gewerbezweig 
eu eingeführt ober wefentlich umgeftaltet werben fol, in meldhem alfo die vors 
andenen Meifter keinen Unterricht ertheilen können, ober üble Gewohnheiten und 
Hlechte Werkzeuge befeitigt werben müffen. Allein ein regelmäßiges und allge: 
reined Bebürfniß für alle Gewerbe find fie nicht. Auf die gewöhnlichen Gewerbe 
usgebehnt, ift ein Betrieb in der Schule überflüffin, ftärend und entweder allzu 
mfangreich oder nicht genügend. Vgl. Uhde, Die höhere technifche Lehranftalt 
3 Braunfhweig, ©. 19 fg. Ben in ber allgemeinen Schule gut vorbereiteten 
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Es fällt in die Augen, daß alle dieſe Kenntniffe Erzeugnifie 
ber Neuzeit find. Nur fehr wenig practiich Wichtigeg würde ben 
Gewerbenden die genauefte Kenntniß des Alterthumes und feiner 
Sprachen lehren. Ganz verkehrt wäre aljo das Beginnen, die Ver: 
bildung der Gewerbenden mit vielem Zeitverlufte auf eine geſchicht⸗ 
lich-philologifche Grundlage gründen zu wollen; dieß wäre ganz un: 
fruchtbare Gelehrfamkeit für ihn, über welcher er die Fertigkeit und 
Grünblichleit in ‚unmittelbar Nothmwendigem verfäumen würde 
Hieraus folgt, daß die alten Eprachen, wo nicht gänzlich aus dem 
Kreife der Lehrgegenftände zu entfernen, doch nur jo weit aufzu 
nchmen find, als fie eine Grundlage für neue Sprachen bilben. 
Allerdingd wird auf diefe Weife die Bildung der Gewerbenden feine 
claſſiſche ſein. Allein theils find ihre Verhältniffe, Neigungen und 
Beichäftigungen nach zurücdgelegten Schuljahren felten won der Att, 
daß fie wirklich die Früchte biefer Bildung genießen Lönnten; theilß 
bietet auch die Gefittigung ber itzigen Welt Stoff zu jeder Art und 
jedem Grade geiftiger Verfeinerung und intellectuellen Genufie. 
Zu einer Ausbildung und Vermehrung des geiftigen National-Kapi: 
tales, als wozu allerdings claffiiche Bildung unentbehrlich fein mag, 
ift diefe Klaffe der Bürger ohnedem nicht weſentlich beftimmt ©). 


Lehrling wird in einer vielbefhäftigten Werkſtätte unter einem geſchickten Meiſter 
das Leben felbft mit feinen verfchiebenen Forderungen beffer bilden, als ein metho⸗ 
difcher Unterricht, der leicht in Spielerei unb bloße Lurusarbeit ausartet. Aud 
find die bedeutenden Koften folder Mufterwerfftätten in Betracht zu zichen. Am 
meiften werben fie noch dadurch nüten, daß fie eine Anzahl guter Worarbeiter 
und Aufſeher bilden. — Eben jo wenig find die Gewerbefchulen mit den In: 
buftriefhulen zu verwechſeln, welche den Zweck haben, bie ärmere Boll: 
klaſſe, namentlich weiblichen Gefchledhtes, ſchon während ihrer Schuljahre mit der 
Verfertigung einfacher, meiſtens häuslicher, Arbeit befannt zu machen, theils bei 
augenblidlihen Verbienfted wegen, theils um ihr einftiges Fortkommen ala Dienf: 
boten oder in der eigenen Wirthfchaft durch eine einträgliche Nebenbefchäftigung 
zu erleichtern. Diefe Anftalten find ſehr nützlich aus bem Gefichtöpuncte ber 
Armen: Polizei; ihre Errichtung und Verbindung mit ben Volksſchulen ift jehr 
wünſchens⸗ unb empfehlenswerth; allein eine Vorbereitung zum Betriebe ber 
größeren Gewerbe finb fie keineswegs. 

4) S. Ohlert, Die Schule, S. 104 fg.; Bernoullt, Weber bie int 
behrlichkeit des Lateinlernen? für Nichtftubirende. Baſel, 1825; Ein Wort über 
ben Vorzug ber Realien vor ber Latinität. Heilbr., 1826. 
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Die Verfchiebenheit der Lebensverhältniffe und ber Wiſſens⸗ 
ebürfniffe der Schüler machen zweierlei Gattungen von Gewerbe: 
Schulen neben einander nothwendig. Die eine derſelben ift beſtimmt 
ur ſyſtematiſchen und regelmäßigen Ausbildung ber für bie 
zewerbe bejtimmten jugend, vor deren Eintritt in das practifche 
eben. Die andere Art beabfichtigt die aushilfsweiſe Nach 
ildung des ſchon in den Gewerben befindlichen jüngeren Gefchlechteg, 
yelches feiner Zeit den nöthigen Unterricht in den von ihm befuch- 
m Schulen nicht erhalten konnte. Die zur erſteren Gattung ge- 
rigen Unterricht3 = Anftalten werben paſſend ala Real: Schulen 
ezeichnet, die anderen als Bürger- ober Fortbildung 
Schulen 5). | 

1) Real: Schulen. 

Auch bier iſt wieder vor Allem Ungleichartiges zu trennen. 
Jie Verſchiedenheit theils des Alters, theils der hierdurch bedingten 
ehrmethode bringt nothwendig eine Verſchiedenheit der Einrichtung 
nd der Zwecke bei den für die Fünftigen Gewerbenven bejtimmten 
Interrichtö-Anftalten mit fih. Und zwar liegt es in ber Natur 
er Dinge, daß eine dreifache Abftufung in niebere, mittlere und 
öchfte beitehe 9). 

3) Die niederen Realſchulen find beftinmt für die ge- 


5) Eine fefte Benennung ber verfchiebenen Gattungen von Gewerbeſchulen 
t großes Bedürfniß, um in das Durcdheinanderreben über Zweck und Einrichtung 
erſelben größere Klarheit zu bringen. 

6) Einen anderen Eintbeilungs - Grund macht Mager, Die Deutfche 
Jürgerfhule, geltend. Er will für bie „@ebilbeten” (im Gegenſatze von den 
zelehrten) nur Eine Bürgerfhule, welche vom 10Oten bis zum 16ten Jahre 
m Unterricht zu beforgen hätte An fie ſollen fi nun Fachſchulen anreihen. 
er Glementar:linterricht bis zum 10ten Jahre wirb ben Volksſchulen zugewiefen. 
- E83 möchte aber doch zu bemerken fein: 1) baß ein Elementar : Unterricht 
iefer Art nicht genügt und Zeitwerluft herbeiführt; 2) daß bie menſchliche Ent⸗ 
icklungszeit ſchon von ſelbſt auch einen feharfen Unterfchteb in bem LUnterrichte 
or und nad dem l4ten Jahre nöthig macht, diefer aber wieber zwei verfchiedene 
(rten von Lehrern, alfo auch von Lehranftalten; endlich 3) daß eine Auflöfung 
er polytehnifchen Schule in einzelne Fachſchulen der allgemeinen Ausbildung 
er Schüler eben fo fehr Eintrag thun, oder eine eben fo große Verſchwendung 
on mehrfachen Lehrmitteln herbeiführen muß, wie bie Trennung ber verfchiebenen 
;acultäten einer Hochſchule. 
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wöhnlichen Elementarkenntniſſe, welche aber hier bis zu grofergm 
tigkeit zu üben find, fobann für die Anfangagründe ber Wal 
tif, Naturlehre und Srobefchreibung, für Zeichnen und die nah I 
drtlichen Verhaͤltniſſen nöthigften neueren Sprachen. Die Edi 
verweilen in ihnen bis zum 14—15. Jahre, wo bann bir 
welche ihre Bildung weiter fortjegen, in die mittlere Resliiek 
übergehen, diejenigen aber ganz austreten, welche igt jdn ie 
Behrzeit bei einem Gewerbe beginnen ?). 

b) In der Mittelftufe (wohl auch Realoymmafum # 
nannt) werden die höheren Lehren der reinen Dathematit, pci Ju 
Geometrie, Mechanik, die Anfangdgründe der Chemie und Te 
fogie gelehrt, mit dem Zeichnen wird aud) das Modelliren ie ii 
den, der Unterricht in den lebenden Sprachen nimmt dem Umaf 
nah zu, Erbfunde und Gejchichte wird mit beftänbiger Rache 
auf Gewerbe, Erfindungen und Handel vorgetragen. Der Cwah 
auf 3—4 Jahre berechnet, fo daß nach feiner Beendigung ver jof 
Mensch noch frühe genug in eine Lehre eintreten Tann, berm % 
überbieß durch feine theoretifchen Kenntniffe ſehr abgekürzt were 
wird 8). Ein Theil der Schüler wird auch wirklich itt in W 
Geichäftslchen übergehen, und feine weitere Bildung ebenfalls m 
in den obenerwähnten Nebeneinrichtungen juchen; während ein « 
berer Theil durch günftigere Verhältniffe zu einer längeren X 
bereitung ermächtigt wird, oder fich einem Gewerbe - widmet, w 
ched noch tiefere und außgedehntere Studien erfordert. Ca 
folgt denn | 

c) die oberfte Stufe der Nealjchulen, das polytechniſt 
Inſtitut. Die Aufgabe diefer Anftalt ift eine doppelte, näml 

7) Mager, aa. D., will bie mit dem l4ten Jahre in ein Hanbt 
eintretenden Schüler in bie (in Städten etwas verbeflerte) Volksſchule verwei 
als feines höheren Unterrichtes bedürftig. Dieß ift nicht zu billigen. Auch 
hen wird eine Grundlage von techniſchen Kenntniflen gut fein, und wäre 881 
damit fie etwaige Fünftige Fortbildungsfchulen mit um fo mehr Nuten und ! 
befuchen. Auch kann Niemand wiflen, in welche gewerbliche Stellung folche Kna 
einft kommen werben. 

8) Ueber bie Einrihtung von mittleren Gemwerbefhulen |. Heigeli 


Entw. einer erweiterten Organifation ber techn. Centralſchule in Stuttgart. Stul 
1881; Karmarſch, Die höhere Gewerbichule in Hannover. Hannov., 18 
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te Wo llendung der allgemeinen Bildung der Gewerbenden, und der 
KFOrTdere Unterricht in einzelnen wichtigen Fächern ). — Der 
Migenannte Zweck erfordert vor Allem, daß die mathematischen und 
alu vvo iſſenſchaftlichen Fächer, welche eine Anwendung auf die Ge⸗ 
verBe erleiden, wiſſenſchaftlich und in ihrer Tiefe vorgetragen wer⸗ 
en, Wobei jedoch natürlich beftändig auf die Anwendung Rückficht 
M Nehmen ift, was fich nicht nur im Bortrage außfprechen , fon: 
namentlich auch durch zahlreiche und umfaſſende Verjuche und 
Vebaungen bethätigen muß. Außerdem aber werden auch diejenigen 
i Nenſchaften und Kenniniffe nicht übergangen, welche dem Gewer⸗ 
Den bie richtige und vortheilhafte Anwendung feiner technifchen 

i Wrrtniffe in den Verhältniffen des bürgerlichen Lebens erleichtern, 
BB alfo die für ihn wiſſenswerthen Theile der Rechtswiſſenſchaft, 
- SlFzwirthichaftsiehre, Staatenkunde, lebende Sprachen. Von gro 
Werthe, freilich nicht unmittelbar für die Gewerbe allein, aber um 

d mehr für die gefammte Bildung des Volfed, wird ‘ed jein, wenit 
SRG eine Beigabe von allgemein menfchlichem Wiffen und Denken 
Cingefügt wird durch geiftreiche Vorträge über Gefchichte, Literatur, 
Aeſthetik 1). — Der Sachunterricht der polytechnifchen Schule hat 


Ya 


I 4 ır . 


9) Nur in den erften Anfängen ber neuen Art von Unterrichtäanftalt wurbe 
ber Fehler begangen, die Schüler viel zu jung aufzunehmen und fomit ber poly: 
technischen Schule ben Unterricht in den Anfangsgrünben ber Mathematit und 
ber Raturwifienfchaften zuzumuthen. Dieß ift wohl itt überall befeitigt, und da⸗ 
burch nützliche Verminderung ber Schülerzahl, größere Gleichheit in deren Be 
handlung, enblih und hauptſächlich eine Marere Auffaffung des Zweckes unb ber 
Mittel gewonnen. 

10) Man bat zu dem Enbe wohl audy polytechniſche oder höhere tech⸗ 
nifche Schulen mit Univerfitäten verbunden, wie 3. B. in Lüttich und Gent, 
ober fie wenigftend in eine Univerfitätöftadt verlegt und ben Zöglingen 
dann ben Beſuch von Borlefungen an der Hochſchule geftattet, vielleicht vorge: 
fehrieben. Die Richtigkeit des Gedankens iſt zu bezweifeln, wenigſtens ba, wo ber 
Univerfitäts-Unterriht in vollfommen freier Weife und ohne nähere Verbindung 
ber Lehrer und ber Schüler, alfo nach deutfcher Einrichtung, ertheilt wird. Der 
Unterrigt in einer polytechniſchen Schule erfordert eine beftändige Einwirkung 
auf ben einzelnen Schüler, Nachhilfe von Repetitoren, practifche Uebungen u. |. w.; 
hieraus geht wieder bie Nothivendigkeit einer firengen Beauffihtigung und Diß- 
ciplin hervor. Dieß Alles wird, mittelbar oder unmittelbar, geflört durch bie ganz 
verjchiedene Behandlung ber Tinge unb der Menfchen in einer Univerfität. Auch 
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diejenigen Gewerbe zu berüdfichtigen, bei welchen einer Seits noch 
ein befonderer Unterricht über bie Anwendung ber affgemeinen Le 
ren nothwendig ift, und welche anderer Seits fo zahlreich betrieben 
werben, daß eigene Anftalten zu ihrer Förderung gerechtfertigt er: 
feinen. Dieß ift deun namentlih der Fall bei Baumeiftern, Ei: 
vil⸗Ingenieuren, Mafchinen:Baumeiftern, etwa Großhändlern. Aud 
fünftige Lehrer an Gewerbejchulen mögen bejondere Berückſichtigung 
finden 11), — Die nöthigen Modell: und Probucten- Sammlungen, 
chemische und phyſikaliſche Apparate, eine Werfftätte zur Einübung 
und Verdeutlichung, eine nach dem befondern Zwecke ausgewählt 
Bücherfammlung, dienen beiden Zwecken der Anftalt und geben zu 
eigenen Forfchungen und Verfuchen Anlaß und Mittel 12). — Das 


möchte faum dad Zufammenleben von Jünglingen ganz verfchiedener Bildungs 
arten und Lebenszwecke denſelben gegenfeitig zuträglich fein. 

11) Es mag dahin geftellt bleiben, ob bie zuweilen mit polytechniſchen 
Schulen verbundenen Abtheilungen für Poftbeamte, Thierärzte, Lanbwirthe, Forſt 
männer bier an ber rechten Stelle find. Bei den Legtgenannten ift es wohl höchk 
zweifelhaft ſchon des mangelnden oder ſchwer zu erreihenben Unterrichtäftofies 
wegen; allein es fragt ſich überhaupt, ob nicht durch fo heterogene Aufgaben und 
fo zahlreiche Lehrkurfe die Anftalt nicht allzu ſchwerfällig und bie Leitung mit 
großen Schwierigfeiten belaftet wird. 

12) Ueber polytechnifhe Inftitute ſ. Prechtl, Jahrbücher bes polytehni: 
fhen Inſtituts in Wien, 8b. I, ©. 1 fg; Hermann, Ueber polytechniſche 
Inſtitute. Intereſſant find natürlich auch bie Schilderungen und die Entmid- 
Iungsgefchichten einzelner vorzüglicher Anftalten biefer Art. So giebt 3. 3. übe 
bie &cole polytechnique in Paris, welche freilich zunächſt mehr Kriegsſchule unt 
nur mittelbar für die Gewerbe nützlich ift, eben fo genauen als interefianten Auf: 
ſchluß: Fourcy, Histoire de l’&cole polyt. Par., 1828; über bie p. Schule 
in Rarlöruhe ſiehe Nebenius, Ueber techn. Lehranftalten, S. 128 fg., und 
Thierſch, Weber den gegenmärtigen Zuftand bed öffentlichen Unterrichtes, Bb. 1, 
S. 299. — Nicht zu verwechfeln mit: ber Einrichtung von umfafjenden wirt: 
fchaftlichen Fachſtudien an den polytechniſchen Schulen ift bie vielfach beſprochent 
Frage, ob nicht in den Gewerbefchulen neben der allgemeinen Theorie, und un: 
befchadet berfelben, kurze Lehrkurfe über bie ganz fpecielle Anwendung einzelner 
Miffenfchaften auf beftimmte Gewerbe einzurichten feien, 3. B. für Chemie in 
Anwendung auf bie Färberei, auf Seifenfabrifation, Bierbrauerei u. ſ. w.? Dieſe 
Frage wird im Allgemeinen verneint werben müſſen. Nicht, weil ſolcher Unter: 
richt nicht ebenfalls fehr nüglich wäre; fondern weil e3 in der Regel an ben bier: 
zu tauglichen Lehrern, welche Theorie mit genauefter Kenntniß des practiſchen 
Betriebes verbänden, fehlen wirb; und weil foldhe, wenn fie fich je fänden, für 
eine beftändige Anſtellung nicht zureichend befchäftigt wären: Der, von Brouf 
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re Alter und wohl auch zum Theile bereit? genau beftimmte 
ndzwede machen bei biefer Art won Anftalten eine größere Frei⸗ 
des Stubiumd für den Einzelnen möglich und nuͤtzlich; doch 
e ed ein großer Fehler, wenn eine polytcchnifche Schule nach 
‚ ohnedem an fich nicht Löblichen, Vorgange der Univerfitäten 
Bezichungen der Schüler zu den Xehrern jo weit lockern würde, 
der Unterricht und dad Studium des Einzelnen unverbunden 
:n einander herliefen. In mathematijchen und naturwiflenfchaft- 
n Dingen bürfen keine Lücken im Verſtändniſſe beftehen, und 
ft jomit eine ununterbrochene Bergewifferung von ber Bewah⸗ 
3 des Vorangegangenen und ber richtigen Auffaflung des Neueft- 
hrten unerläßlih. — Bon geringerer Bedeutung, wenngleich 
lerhin zu beachten, ift eine richtige Difeiplin. Bei ber verjchie- 
n Lebensſtellung und Bildung der Schüler erfordert fte eben jo 
Tact als Feftigkeit. Daß fih auf deutfchen polytechniichen Schu⸗ 
bie Sitten und Unfitten des Studentenlebens auf den Univerfitäten 
ald eingefchlichen haben, ift zwar begreiflich, allein zu beklagen. 
Der Befuch der unteren Realfchulen ift für die Echüler nad) 
allgemeinen Vorfchriften über den Zwangsbeſuch ber Volks⸗ 
len zu behandeln, und jomit regelmäßiger Fleiß und Ausharren 
zu einem bejtimmten Alter (3. B. biß zu vollendetem 14ten 
re) zu verlangen. Anders in den mittleren und höheren Ge: 
befchulen. Wenn fchon auch hier der Beſuch des vollftändigen 
errichts-Curſes des Zuſammenhanges und der Ueberfichtlichkeit 
Bildung wegen jehr wünſchenswerth ift, jo fünnte doch derjelbe 
t ohne Nachtheil von Allen erzwungen werben. inige werben 
nämlich für einen Gewerbezweig vorbereiten, zu deſſen bewußter 
reibung ihnen nur einzelne ber vorgetragenen Rächer nothwendig 
jeinen, und fie würden lieber diefe mifjen, als an Lnnöthiges 
Zeit verlieren; Andere find ſchon in das practiſche Leben ein⸗ 
eten und können nur einzelne Stunden für das ihnen Nöthigſte 





a und Heigelin gemadte Vorſchlag, reifende Lehrer hierzu zu ver: 
ven, ift wohl mehr geiftreich ald ausführbar. Nur alfo, wenn ſich eine paf- 
: Gelegenheit durch günftigen Zufall barbietet, wird bie Einrichtung zu 
n fein. 
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erübrigen. Die einzige Bedingung der Aufnahme fei alfo eine 
kurze Prüfung, ob der ſich Meldende bie nöthigen Vorkenntnifie 
bat, um der von ihm gewünjchten Art von Unterricht ohne Stö- 
rung der Mitjchüler zu folgen. 

2) Die Bürgerfhulen Gortbildungsſchulen). Selbſt 
wenn die Realjchulen den höchften möglichen Ausbildungsgrad er: 
langt haben, werben immer viele Gewerbende in den für fie nöthi⸗ 
gen Kenntnifjen nicht unterrichtet fein, weil fie entweder in Volke: 
jhulen erzogen wurden, ober auch eine untere Nealfchule frühe 
verließen, um in eine Lehre zu treten. Noch größere Unkenntniß 
wird in der nächiten Zeit noch bei dem älteren Gejchlechte fein, 
welches in das practifche Xeben eintrat, che die Nealfchulen errichtet 
waren. Es ift- nun fiher Vortheil und Pflicht für den Staat, 
auch ſolchen Männern und Sünglingen Gelegenheit zur Aus: 
bildung zu geben, jo weit ihre itzigen DVerhältniffe dieſes noch zw 
laffen. Dieß kann denn nun aber gejchehen durch die Eröffnung 
von Unterricht, welcher zu pafjender Zeit (Abend und an Sonn 
tagen) und in gemeinverjtänblicher Form für diefelben gegeben wirt. 
Je nachdem über Lehrer verfügt werden Tann, mag biefer Unter 
richt die allgemeine technifche Ausbildung mit Einfchluß etwa einer 
neueren Sprache zum Gegenftande haben, oder auch einzelne Fächer 
berücfichtigen. Beſonders für Echüler diefer Art werben Lehreurfe, 
welche die Anwendung der Theorie auf cin befondere® Gewerbe 
zeigen, nüßlich fein, falls fie eingerichtet werden können. — Eiye 
ner Lehrer für diefe Bürgerfchulen bedarf cd, im der Negel wenig: 
ſtens, nicht, da die bei der Realſchule des Ortes angeftellten Mir: 
ner zunächjt verwendet werden koͤnnen. Ebenſo können Gebäude 
und Lchrapparate der ordentlichen Nealfchule um fo leichter benükt 
werden, als die Bürgerjchule in ZTagszeiten gehalten werden muß, 
in welchen jene keinen Unterricht ertheilt. Zwang zum Beſuche der 
Schule kann nicht wohl ausgeſprochen werden, es müßten ihn denn 
etwa die Gewerbe-Innungen ſelbſt für ihre Lehrlinge zur Bebin- 
gung machen, was allerdings zweckmäßig wäre 13). 


13) ©. Ammermüller, Die Real: und Gewerb:Schulen, ©. 82 fg; 
‘ Ducpetiaux, De la condition des jeunes ouvriers, ®b. UI, ©. 17614; 


561 


Daß ohne Fräftige Hilfe des Staates dieſe verſchiedenen Stu- 
fen der Gewerbejchulen gar nicht, oder nur langſam und ungenü- 
gend entſtehen können, ift ſchon deßhalb Mar, weil die Stiftungen 
früherer Zeit auf die Bebürfniffe der Gewerbe gar feine Rückſicht 
nahmen, Privat-Anftalten aber bei der nicht großen Wohlhabenheit 
der Mehrzahl der Schüler felten zu Stande fommen und dauernd 
begründet werben möchten 14). Diefe Stantöhilfe darf aber um fo 
unbevenflicher gefordert werben, als ſie zum großen Theile ohne 
Vermehrung der Staatälaften und ohne Ungerechtigkeit dadurch ge= 
leiftet werden Tann, daß überflüffige Gelehrten-Schulen in Gewerbe: 
ſchulen umgewandelt werben, wobei zwar der Vortheil Einiger leiden, 
aber das Recht und der Nugen bei weitem Mehrerer gewahrt wird. 
Allerdings müfjen jo viele nievere und höhere Gelehrten-Schulen 
übrig bleiben, als das Bebürfniß der ſich den Wiffenfchaften Wid- 
menden erfordert; alle übrigen aber find ohne Bedenken in bie 
gleichlaufende Art von Gewerbefchulen umzubilden. Erſt dann aber 
ift die gehörige Anzahl der legteren vorhanden, wenn jede Gemeinde, 
in welcher Gewerbe jchwunghaft betrieben werben, wenigſtens eine 
untere Realjchule hat; wenn größere Gemwerbe-Städte eine mittlere 
Lehranftalt befiten; und wenn enblih an ben hiezu tauglichften 
Drte dad polytechnifche Inftitut errichtet iſt 19). 

Nur in der erjten Zeit nady Gründung dieſes neuen Zweiges 
des öffentlichen Unterrichte® mag zuweilen der Mangel an taug⸗ 
lichen Lehrern ein Hinderniß fein. Später Lönnen theild die Ge: 
Steinbeis, Elemente ber Gewerbebeförberung, S. 251 fg. Bei Ducpetiaur 
auch Einzelheiten über bie englifchen Anftalten biefer Art (mechanic’s institutions). 

14) Größtentheils find bie Privatanftalten nur für die — reicheren — jungen 
Kaufleute berechnet, und auch für biefe nur nad) Zurüdlegung be Elementar: 
Unterrichtes. Daß in einzelnen Fällen Curſe für Gewerbegenofien (Bürgerfchulen) 
durch bloße Privatmittel in Stand gebracht werden, wie 3. ®. in England und 
Schottland die Privatvereine von Handwerkern zur Bezahlung einzelner Lehrcurfe 
über technifche Gegenftände, kann nicht ald Wiberlegung bed Anfpruces an ben . 
Staat angeführt werden, theils weil fie fein vollftändiges Unterrichtsſyſtem bee 
gründen, theils weil fie gar nicht für die Jugend berechnet find, endlich weil fie 
gar Feine Gewährleiftung eines längeren Beſtandes geben, das Dafein von Schulen 
aber nicht dem bloßen Zufalle und ber Laune ausgefegt fein Tann. 

15) Diefer Anficht über die Verwandlung der überflüffigen Belehrtenfchulen 


isn Bürgerfchulen iR auch Wil berg, Web. Schulen, Efien, 1829. 
v. Mohl, Polizeiwiff. I. 3. Auflage. 56 


lehrten⸗, theild die Gewerbeſchulen die nöthige Anzahl vor Lehrern 
liefern, . wenn nur der Staat dad Bebürfniß als ein von ihm an- 
erfanntes und fortwährentes ausſpricht und durch eine wünſchens⸗ 
werthe Stellung zu Ergreifung dieſer Lebenzbahn einladet. Wo 
in einem ausgedehnteren Staate ein größereß Bedürfniß ift, mag 
für den Lchrer an niederen Realjchulen eine eigene Bildungs-Anftalt 
errichtet und wohl am zweckmaͤßigſten mit dem polytechnifchen In⸗ 
ftitute in Verbindung gebracht werben. Die Lehrer für den willen 
Ihaftlihen Unterrict an den höheren Anftalten haben dagegen jeden 
Falles auf einer Hochſchule ihre Studien zu vollenden. Webrigens 
ift Schon für die niederen Realſchulen eine Abtheilung der Lehrer 
in zwei Klaffen, und jomit ein verfchievener Bildungsgang derſelben, 
nothwendig. Der eine Theil hat fich den Naturwifſenſchaften, ver 
andere dem Sprachen und dem gejchichtlihen Wiſſen zuzuwenden. 
Die Mebertragung jo vieler und jo verfchiedenartiger Tücher m — 
Einen Mann Tann nur gur Pfuſcherei führen 2%). Bon weit 
lichem Nuten wird es fein, wenn der Staat ben Lehrern technifcher 
Fächer von Zeit zu Zeit entfprechende Reifegelver zur Auffrifchung 
und Erweiterung ihrer Anſchauungskenntniſſe verwilligt. 


y) Die Gelehrten:Schulen. 


$. 81. 
aa) Die nieberen unb mittleren. 


Eine von der bisher verlangten ganz verfchiedene Vorbereitung 
muß dem Knaben und Jünglinge zu Theile werden, welcher ſich 
ven Wiffenfchaften zu widmen gedenkt '). 

Hinfichtlih der Kenntniffe, durch welde bie Schule für 
die bejondere Fünftige Beſchäftigung vorbereiten ſoll, fallt im bie 


16) ©. Nagel, Die Idee der Realſchule, S. 391 fg. 

1) Ueber das ganze Unterrichtsſyſtem ber gelehrten Schulen, f. Filar 
gieri, libro IV, cap. 17—33; Talleyrand,. a. O., 6.29%; 
Stephani, ©. 289 fg.; Thierfch, Ueber gelehrte Schulen. I—IIL, Etutk. 
und Tüb., 1826 fg.; Klumpp, Ucher gelehrie Schulen nach ben Grundſähen 
bed wahren Humanismus. I. II, Stuttg., 1829 und 1880; van Heusde, 
Briefe Über den Zwed und bie Natur des höhern Unterrichtes. U. d. Holl., 1880; 
Schwarz, Die Schulen, ©. 106 fa.; Bäumlein, Anfichten über gelehrtes 
Schulweſen. Heilbr., 1841. 
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gen, daß zwar im ben unteren und mittleren Lehranftalten von 
ı eigentlichen wifjenfchaftlicden Studium noch feine Mebe fein 
n, wohl aber ſchon in biefer Zeit die Vorbereitung zu folchem 
‚gt werben muß. Unfere gelehrte Bildung beruht in ihren wich- 
ten Theilen auf der Grundlage der griehifhen und roͤmiſchen 
ſittigung. Da nun aber nur Derjenige eine Wiffenfchaft recht 
fafjen und ganz durchdringen kann, welcher ihre Entwidlung 
ı der Entftehung an feunt, da eine won ihrem gejchichtlichen 
ben loSgeriffene Kenntniß nur allzu leicht in Oberflächlichkeit 
zartet, auch der Erfahrung früher bereit? begangener und erkann⸗ 
Mißgriffe und Verirruugen entbehrt: jo kann feinem Zweifel 
terliegen, daß die einzige gründliche Vorbereitung für dag Stu⸗ 
m der Wiſſenſchaften eine genaue Bekanntſchaft mit der Cultur 
claſſiſchen Voͤlker if. Allerdings findet hierbei zwifchen den 
ſchiedenen Wiſſenſchafts⸗Kreiſen in jo ferne eine Vevrſchiedenheit 
tt, als bei einigen die itzige Geftktigwug bedeutendere, bei anderen 
jegen nur wenigere Berichtigungen und Vermehrungen bewirkt 
t, das Studium der Alten jomit bei jenen weniger als bei bies 
ı die wollftändige Grundlage bilden kann: allein Sein Fach (jelbft 
Natur und die Staats-Wiſſenſchaft nicht) ‚geftattet dem gründ⸗ 
) zu Bildenden gänzlihe Bernadläffigung ber Geiechen und 
jmer ?). 
Hieraus ergiebt fich denn fchon, welcher Unserichieb zwiſchen 
n Gewerbe- und Belehrien-Schulen ftattfinden muß, und daß im 
teren den Böglingen hauptjächlich gefchichtliche Kenntniſſe beizu⸗ 
ingen find. Damit aber ift auch ausgeſprochen, daß die Veſchaf⸗ 
nıng mit den alten Sprachen .eine wejentliche Aufgabe des gelehr- 
a Unterrichtes fein muß; eine Aufgabe, weiche um fo weniger 
i Seite gejegt zu werden braucht, als theild dieſe Sprachen die 
rundlage von mehreren der bebeutentiten lebenden Sprachen find, 
eil3 der Unterricht in ihrer Grammatif als Uebung ber Denk—⸗ 
aft jehr ‚gut benübt werben kann. :Weil aber zur Erlernung 
ner fremden Sprache, fol die Kenntniß grünbfich fein, viele Zeit 
2) S. Roth, uber bie foridauernde Abhängigkeit unferer Bilbung von 
e claffifchen Gelehrſamkeit. Nürmbg., 1825; Thierſch, a. a. D., ©. ı121 fg. 
86 * 
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gehört; weil ferner die materiellen Nebenzwecke der Beichäftigung 
mit den alten Sprachen und ihrer Literatur jchon frühe zu berüd: 
fichtigen find: fo ift auch ſchon gleich beim Kintritte in die Schule 
bie claffiiche Vorbildung zu beginnen und als Hauptfache zu be: 
handeln °). 

Allein einfeitig und ſomit unrichtig ift es, wenn bie ganze 
neuere gelehrte Bildung als lediglich auf der antiken beruhenb und 
biefelbe nirgends überreichend dargeftellt und daraus ber Schluß 
gezogen wird, daß nur die materielle und formelle Kenntniß des 
Alterthumes zweckmäßig und zu allen Wiflenjchaften hinreichend 
vorbereite. Theils iſt Kenniniß der neueren Gejchichte und Erb: 
funde ebenfalls nöthig; theils darf über die Wichtigkeit der alten 
Sprachen die unmittelbare Nothwendigkeit einer Kenntniß ber le 
benden, namentlich) der eigenen Mutteriprache %), nicht überſehen 
werden; theild endlich muß bedadyt werden, daß Mathematik und 
die Anfangsgründe der Naturwifjenichaften nicht nur von formellen 
Nutzen für die Uebung der Denkkraft find, fondern fowohl als Be 
ftandtheile des Willens jedes Mannes von Bildung verlangt wer: 
den, als zur Vorbereitung auf manche beftimmte Wifjenjchaft (ver 
Heilkunde, der Staatöwirthichaft u. |. w.) wejentlich gehören °). 


Noch ift übrig von der Bildung zum Staatdbürger und 


von der Uebung der Denkkraft zu reden. Daß die erftere bei 
ber für die einflußreichiten Stellen der bürgerlichen Gejellfchaft be: 
ftimmten Jugend beſonders zu berüdfichtigen ift, fällt in die Augen. 
Auch ift dag Gejchäft Fein ſchweres. Nicht nur ſetzt Höhere Bil: 
dung jolche Knaben und Sünglinge in den Stand, die Lehren rid: 
tiger und umfafjender aufzunehmen; fondern ſchon die Beichäftigung 
mit den alten Schriftftellern giebt einem guten Lehrer die befte Ge 


3) ©. Thierfd, a. a. O. und ©. 223 fg; A. M. it Klumpp, 
a. a. D.; erft vom 1dten Jahre an fol die ernſte Beſchäftigung mit den claffi: 
[hen Sprachen beginnen. Sicher viel zu fpät. 

4) Richtige Bemerkungen über biefen Bund bei Slumpp, a. a. O, 
S. 197 fg.; Thierſch's Anfichten von ber Unnützlichkeit eigenen Unterrichtes 
in der Mutterfprache find, gelinde gejagt, unbegreiflich. 

5) Ueber ben Unterricht in biefen Fächern f. Klumpp,a. a. O., Bd. II, 
©..1 fg. 
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legenheit, ftantliche Anfichten zu wecken und burch Vergleichungen 
auszudehnen und zu berichtigen. Uebrigens ift auch hier ber Zweck 
keineswegs, eine gründliche ftantsrechtliche Bildung zu geben (dieſe 
bleibt der Hochjchule vorbehalten für Den, welcher eine Fachwiſſen⸗ 
Ihaft daraus macht), ſondern Lediglich Einfiht in das Verhältniß 
des Einzelnen zur bürgerlichen Geſellſchaft. — Eben fo Hat bie 
Uebung der Denkkraft hier feine Schwierigkeit; fchon ber gewöhn- 
liche Unterricht, namentlih in der Grammatif, ift hierzu zu be 
nügen; dann aber Tann Teicht eine jolche Auswahl unter den zu 
erflärenden Schriftitellern getroffen werben, daß ihr Inhalt auch 
hiezu anreizt, ſelbſt nöthigt ®); enblich find die Zoͤglinge in ben 
legten Jahren vor der Hochichule hinreichend herangewachſen unb 
berangebilvet, um durch einen vorbereitenden und überfichtlichen Un⸗ 
terricht zum eigentlihen Studium der Philofophte auf der Univer: 
jität vorbereitet zu werben. Noch muß hier auf die täglich fteigenbe 
Nothwendigkeit, dem für die höheren Klaſſen ber bürgerlichen Ge: 
ſellſchaft zu bildenden Jüngling Fertigkeit im mündlichen freien 
Vortrage zu verfchaffen, aufmerkſam gemacht werden. Gerichte, 
Ständeverfammlungen, Vereine aller Art erfordern viele Redner; 
und weder mit Geift noch mit Kenntniffen iſt Unbehilflichkeit in 
biefer edelſten aller Künfte zu erſetzen, während der Einfluß eines 
guten Redners zu feinem und dem allgemeinen Nuten unermeßlich 
fein Tann. 

Bon großer Wichtigkeit für die höheren Abtheilungen der ge- 
Iehrten Schulen ift die Behandlung der Schüler Aller: 
dings erträgt der heranwachſende Jüngling allmählich eine Auf: 
legung ſchwieriger Aufgaben und verlangt eine größere Freiheit in 
ber Mahl der feiner Individualität beſonders zufagenden Studien: 
Gegenftände. Allein eben jo nöthig it es, daß bie in ben Gelehr- 
ten-Echulen nur allzu häufig bemerkte vorlaute Selbftgenügfamteit 
gedämpft, der geregelte Fleiß auch neben Lieblingöbefchäftigungen 
erhalten, im Zeitpunkte der erwachenden Leidenfchaften die Reinheit 
bewahrt und allzu frühes Altwerden verhindert wird. Alles dieß 


6) Bol. Roth, Ueber Zwei und Werth bes Lateinlernens. Stuttg., 1818, 
©. 5fg. 
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aber wird gefchehen, theild wenn der Lehrer den Knaben nicht af 
Füngling, diefen nicht als Mann behandelt; theils wenn es Grund: 
fat ift, daß kein Zögling In der Echnle zugelaffen wird, der nicht 
"in einer ehrbaren Familie untergebradyt iſt ”). 

Die Dauer ded Unterrjichtes in ben unteren unb mitlleren 
gelehrten Schulen ift durch die Natur ber Sache gegeben. Er 
fängt mit den erften Anfangsgründen an und erhebt fich flufen- 
weile, biß der Schüler zum Stubium der Wiffenfchaften gehörig 
vorbereitet if. Erſtreckt fich der Lehrcurs nit bis an die Hod- 
ſchule heran, fo entfteht eine minbeftend beſchwerliche, häufig auch 
wegen des hierdurch veranlaßten allzu frühen Beſuches der letzteren 
ſchaäͤdliche Zwiſchenzeit; greift aber ber Gymnaſial⸗Unterricht über 
feine natuͤrlichen Gränzen hinüber in das Gebiet ber eigentlichen 
Wiffenfchaften, iſt alfo 3. B. ein förmlicher philofophifcher Eurs 
als Lyceum ober dal, angefügt, jo entjteht eine Zwitteranftalt, wel 
her ed an den Lehrern, den Lernmitteln, ber Allſeitigkeit und der 
geiftigen Freiheit der Hochſchule gebricht, welche zur Halbwiffere 
Anlaß giebt, und überdieß leicht die Difciplin des eigentlichen Gym⸗ 
naftuntd verberbt. 

Ueber die zweckmaͤßigſte Einrichtung ber Gelehrten-Schulen 
tft große Webereinftimmung ber Meinungen. Jede muß, ſobald 
mehrere Lehrer vorhanden find, einen Vorſtand haben, ber aber, 
was die Feſtſetzung der allgemeinen Angelegenheiten betrifft, nur 
ala Vorfigender des Lehrer-Eollegiumd auftritt. Die Schule zer: 
fat nach dem Alter der Schüler, fo wie nach den Bildungs-Be⸗ 
bürfniffen und Bildungsmitteln in die nöthige Anzahl von Abtkei- 
lungen (Klaſſen); am beften wohl in eine eigene für jeben einzelnen 
Sahrescurd. in Vorrücken in eine höhere Abtheilung findet nur 
für den gehörig Vorbereiteten ſtatt. Blos theilweifer. Befuch der 


7) Möchte man wenigftens in diefen Beziehungen das unübertrefflicde Mufter 
ber Englänber berüdfichtigen, dann würben bie Klagen über die frühe Verborben: 
heit der Gumnaflalfüler gewiß wegfallen. Freilich aber würbe auch bie Eitelfrit 
mancher Lehrer feine Befriedigung mehr barin finden können, durch Behamblung 
ber Schuljungen als Studenten ſelbſt als Univerfität3: Profefloren zu erfcheinen. 
Sehr ſchädlich wirft gewiß in dieſer Beziehung ber gleiche Amtstitel ganz ver: 
ſchiedener Stellungen. Vgl. Dahlmann, Politik, Ob. I, S. 271 fg. 
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Unterrichtäftunden findet nicht ftatt, ba nicht? Weberflüffiges gelehrt 
wird, vielmehr ber Unterricht ein organifche® Ganzes if. Jeder 
Kaffe ftcht ein Lehrer al Haupt vor; er hat nicht nur die Mehr: 
zahl der Unterrichtöftunden zu geben, fondern auch die allgemeine 
Leitung der Schüler. In den oberen Klafjen find freilih, da Ein 
Mann das hier zu lehrende Verjchiedenartige nicht gründlich genug 
für ſolche Schüler verftünde, mehrere Fachlehrer neben dem Klaffen- 
lehrer nöthig; unter allen Umftänden zu vermeiden ift aber bie 
Auflöfung in blofen Fachunterricht, bei welcher Ueberficht und Lei- 
tung verloren geht und die Jünglinge oberflähhlih, unbotmäßig 
und leichtjinnig zu werben Gefahr laufen °),. — Bon großer Wich- 
tigfeit ift natürlich auch bier die Bildung der Lehrer, und eine 
eigene gründliche und ſyſtematiſche Vorbereitung, ein blos für diefen 
Zweck berechneted Fachſtudium durchaus nothwendig 9); Prüfungen 
müffen über die Tauglichkeit zu den verjchiedenen Stellen entjcheis 
den; aber dann muß auch die äußere Stellung ber Lehrer fo be= 
ftimmt werden, daß fie einen Reiz gu Ergreifung dieſes Faches 
gewährt, und daß nicht Nahrungsſorgen Talent und Eifer unters 
brüden. Lieber wenige, aber gut außgeftattete und beſetzte Gym⸗ 
nafien?‘), Daß die Ergreifung des Lehrerſtandes Jedem frei ftchen 

8) Mit Recht erflärt fh Thierſch (Gegenwärtiger Zuſtand, Bd. I, 
©. 331 fg.) gegen ben von Herbart, Pädag. Gutachten über Schulflafien, 
empfohlenen Plan, bie Klafien aufzuheben und Einem Lehrer die ganze Erziehung 
einer Jahresabtbeilung vom Eintritte in die Schule bis zur Univerfität anzuver: 
trauen. Nur bei feltenen Kenntnifien und Talenten eine Lehrers wäre bie 
durchführbar, und bie einem untauglichen Lehrer zufallenbe Abtheilung wäre für 
ihr ganzes Leben verborben. 

9) ©. Walz, Ueber den gegenwärtigen Stand ber Alterthumswiſſenſchaft, 
züb., 1841, ©. 24 fo.; Bäumlein, Anfihten, S. 126 fg. Wenn bie Se: 
fuiten hierin andere Grundſätze befolgten und unter allen Umftänden „Religiofen” 
zu Lehrern verlangten, fo geſchah bieß nicht wegen der Zwecke der Schulen, fon: 
bern wegen berer bed Ordens. S. Der Societät Jeſu Lehre und Erziehungs: 
Plan. III, Landah., 1833, Bd. I, ©. 12 fg. 

10) S. Schwarz, Einrichtung des päbagogifhen Seminars ber Univers 
fütät Heidelberg. Heibelb., 1807; Creuger, Das akad. Stubium des Alter: 
thums, nebft Nachricht von der Einrichtung des philologifchen Seminars In Heibel: 
berg. Heibelb., 1808; vgl. au Thierſch, Weber gelehrte Schulen, Bd. I, 
©. 31 fg.; weniger zweckimäßig find die Vorfchläge von Klumpp, ®b. I. 
©. 281 fg. 
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muß, und ausſchließende Vorrechte "auf denſelben, vote fie wohl 
in einzelnen Ländern gewiffe Korporationen, 3. B. die Jeſuiten, zu 
erwerben wußten, nach Recht und Klugheit ganz unzuläffig find, 
bedarf wohl keines Beweiſes. 

Die Zahl und bie Oertlichfeit ber nieberen und ber mittleren 
Gelehrten Schulen richtet fich natürlich nach dem Bedürfniſſe 
Größere Städte bebürfen ihrer jeden Falles. Je mehr übrigens 
für eigenen Unterricht auch der höheren Klafjen der Gewerbenden 
geforgt ift, defto wenigerer Gymnaſien bedarf es, weil dieſe nun 
blos von den verhältnigmäßig wenigen künftigen Stubierenden be: 
fucht werden. Weberfüllung muß aber vermieden werben, ala dem 
Unterrichte und der Zucht gleich nachtheilig. 

Daß der Staat in Ermanglung von zureichenden Privat 
oder Gemeinde-Anftalten ſchuldig ift, die nöthigen Gelehrten-Schulen 
zu errichten und zu erhalten, unterliegt Teinem Zweifel. Allein 
nicht felten beftehen auch vorzügliche Schulen jener Art, welche jede 
Unterftügung überflüffig machen; und felbft ba, wo nachgeholfen 
werden muß, vermag oft ein Fleinerer Beitrag eine Anſtalt biz zur 
vollflommenen Brauchbarkeit zu erheben. Billig verlangt übrigens 
in folchen Fällen die Regierung einen Einfluß auf die Feſtſetzung 
der Rehrgegenftände umd auf die Beftellung der Lehrer. Nur da— 
durch koͤnnen jchäbliche perjönliche Nückfichten entfernt und mag 
Gleichheit in das ganze Unterrichtsfuftem gebracht werben; fo daß 
bie einzelnen Schulen nicht nur räumlich neben einander ftehen, 


fondern fich zu einem wohlberechneten und Tüdenlofen Ganzen ar 
einander anjchließen. 


§. 82. 
bb) Die Bochſchule. 

Die Hochſchulen haben ſich aus kleinen und faſt zufälligen An— 
fängen im Laufe der Zeit immer mehr entwickelt und ſind innerlich 
ſowohl als äußerlich gewachſen 1). Bei dieſer Weitergeſtaltung 

1) Ueber die Geſchichte ber Univerſitäten ſ. Meiners, Geſchichte ber Ent: 
ſtehung und Entwidlung ber hohen Schulen. I—IV, Bött., 1802 fg.; Savigny, 
Geſchichte des röm. Rechts im M. A., Bd. III, ©. 186 fg; Huber, Be 
ſchichte der engliſchen Univerfitäten. I. II. Kaſſel, 1839. Wohl jede irgend 
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haben geſchichtliche und örtliche Verhältniffe ihr Spiel gehabt und tft 
bie Vollsthümlichkeit nicht ohne Einfluß geblieben. Man kann fich 
baber nicht einfach an den thatfächlichen Beſtand Halten, fondern es 
find die Forderungen auch an biefen Theil der Öffentlichen Bildungs⸗ 
anftalten begrifflich und Eritifch feitzuftellen. Wenn fich babet er- 
geben jollte, daß die deutſchen UniverfitätZeinrichtungen den theore- 
tiichen Entwidlungen am nächjten kommen, fo ift an ſolchem Ur⸗ 
theile wohl nicht felbftgefälliges Vorurtheil Schuld, jondern es ent- 
fpricht dafjelbe dem wahren Sachverhalte. 

Zunächſt ift, dem Zwecke diefer höchiten Stufe ber gelehrten 
Schulen gemäß, ber Umfang und Gegenftaud der Leiftungen zu 
beftimmen. 

Eine Hochſchule hat den Zweck, vorbereiteten 7) Jünglingen 
burch mündliche Lehre und Leitung, fo wie buch Benützung bes 
erforderlichen Materialed die letzte wiflenjchaftliche Ausbildung zu 
geben. Sie erreicht aber diefen Zweck nur dann, wenn fie ſowohl 
das zur allgemeinen menjchlichen Bildung gehörige Wiffen, als dies 


bebeutendbere Univerfität hat auch roch ihre befondere Gefchichte, manche jelbft in 
vielfacher Zahl. . 

2) Unzweifelhaft ift der Befuch einer Hochſchule für Unvorbereitete nicht nur 
nutzlos, ſondern fogar nachtheilig. Allein fol und darf die Erfüllung ber zum 
fruchtbringenden Beſuche nöthigen Bedingungen durch Zwangsmaaßregeln vom 
Staate herbeigeführt werben? Dem allgemeinen Grundſatze nad offenbar nicht, 
weil Feine allgemeine Verbindlichkeit zur Erwerbung einer wiſſenſchaftlichen Bils 
bung vorliegt, der Staat alfo auch nicht das Recht hat, ein unzwedmäßigeß 
Streben zu binden. ©. Schleiermader, Gelegentlihe Gedanken über 
Univerfitäten im beutfhen Sinne, S. 51 fg. Nur wenn aus ber Zulaflung 
Unvorbereiteter ein Nachtheil für Dritte entſtünde und diefe an richtigen Studien 
gehindert würben, wäre eine Abhaltung Jener erlaubt und geboten. Dem iſt 
aber doch kaum fo, da eine fo große Anzahl von ungenügend Befähigten nicht 
zu fürchten ift, baß (wie Bluntſchli, Staatsrecht, Ste Aufl., Bd. II, S. 859 
fürchtet) ein Herunterziehen der Vorträge und des allgemeinen Geiftes der Zög⸗ 
linge daraus entſtünde. Im Uebrigen ift freilich ein Streit hierüber wenig pracs 
tif, da unzweifelhaft Denjenigen, welche einft dffentliche Aemter ſuchen, bie 
Bedingung gemacht werben mag, ſich über wifjenfchaftliche Vorbereitung und über 
bie wirthfchaftliche Möglichkeit zur Verfolgung höherer Studien auszumeifen ; ſolche 
aber thatfächlich die Mehrzahl der Zöglinge bilden. Es tritt alfo ber Grundſatz 
fat in die Stellung einer Ausnahme. Vergl. übrigens Böttiger, Weber bie 
beften Mittel, die Stubirfucht — — zu hemmen. 2pz., 1787; Weiler, Ueber 
die Nothwendigkeit, den Eintritt in gelehrte Schulen zu erfchweren.. Münden, 1803, 
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jenigen Senniniffe und Gedankenentwicklungen, welche unmittelbar 
zum tüchtigen Betriebe der wejentlich ‚in Geiſtesarbeit beftehenben 
Berufsarten nothwendig find, vollftändig umfaßt, und wenn fümmt- 
Liche in ihren Bereich gehörige Wiffenfchaften in ihrer höchften bis 
ist erreichten Entwicklung gelehrt werden *). EB genügt alfo na 


mentlich nicht, wenn nur die zum täglichen Gebrauche in bien 


Beichäftigungen erforderlichen practifchen Kenntniffe und Fertigkeiten 
beigebracht werben; nicht, wern nur einige zur allgemeinen Bildung 
gehörige Wiffenfchaften Gegenftand des Univerfitätsftubiums find; 
endlich nicht, wenn nur die in einer früheren Bildungszeit willen 
ſchaftlich bearbeiteten Fächer gelehrt, neuere Entwidlungen und 
Geiftesrichtungen aber vernachläffigt oder nicht in ihrer Gefammt- 
heit aufgefaßt werben. Dieß Alles ift Teicht nachzuweijen. Gin 
Beichränfung ber Univerfitätäjtubien auf allgemeine Bildungsgegen⸗ 
ftände mag für die zu keinem Berufsfache beftimmten Sünglinge 
vornehmer und reicher Familien leiblih genügen, namentlich wo 
eine großartige Entwicklung des Öffentlichen Lebens nachhilft; allein 


8) Mit anderen Worten: es iſt das Syſtem ber beutfchen Hochſchulen, we 
Geh die Geſammtheit ber Wiſſenſchaften umfaßt, bem der englifchen, fo wie ber 
frauzdfiſchen und italieniſchen entfchieben vorzuziehen. Die englifchen Univafe 
täten befchäftigen ſich bekanntlich jaft ausſchließlich, — außer einiger bürftige 
Theologie — mit den Hlaffifhen Sprachen und mit Mathematik; nicht nur be 
wifſenſchaftliche Ausbildung ber gelehrten Berufsfächer, fondern felbft bie Mehr 
zahl ber allgemeinen Bildungswifienfchaften find faum dem Namen nach vertreten 
Der Rechtagelehrte macht fi) nach ben Univerfitätsiahren, während feines Aufent 
altes in den Inns of Eourt, durch Privatftubten mit ben ihm nöthig ſcheinen 
den Kenntniffen (unvolllommen genug) bekannt; ber Arzt wird in KHofpitälen 
unterrichtet. In Frankreich und Stalien dagegen iſt es umgekehrt die Wufgak 
der Univerfitäten, richtiger gefprochen der Fachſchulen, bie für ben Bffentliden 
Dienſt für nöthig erachteten Kenntniſſe des Rechts fo wie Heilkunde zu lehren 
Hierbei ift es denn ſchon in ber ganzen Anlage nicht auf eine freie und bödke 
wiſſenſchaftliche Xhätigfeit, fondern auf genau nad Ziel und Umfang veree 
ſchriebene Beibringung einer durchſchnittlich genügenden practifchen Bildung ab 
geſehen; bie Bilbung ber Theologen aber fällt ganz ber Kirche anheim. Wem 
allerdings auch in Frankreich ein höchſter und freier wiflenihaftlicher Unterricht 
gegeben wird, fo gefchieht dieß außerhalb ber Univerfitäten und von Anflalten 
welche mit ihnen fo wie unter fi gar nicht zuſammenhängen, fo vom Colldge 
de France, von ber Schule für orientalifhe Sprachen, von ber &cole normale 
für Opmmaflallehrer u. |. w. 
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bei ber großen Mehrzahl Führt fie zu einer handwerksmäßigen Be: 
friedigung wichtiger Bebürfniffe des gefellichaftlichen und ftaatlichen 
Lebens, zu einer Abneigung gegen eine höhere Auffeffung und 
Weiterbildung ber dazu dienenden Anflalten, überbieß zu einem ganz 
unnöthigen und doch vielfach ungenügenden Aufwande von autos 
bibactifchen Bemühungen. Unberer Seit? iſt es eine unverftändige 
und niedrige Anficht, die Hochichule nur zur nothwendigen Abriche 
tung der Arbeiter in den verfchievenen Theilen bes üffentlichen 
Dienftes Herabzumwürbigen *). Die gemeine, mechanifche Anwen⸗ 
bung der Wiflenihaft wird fi bei nur allzu Vielen ſchon von 
jelbft exgeben, nnd die fehlende Einübung kann in kurzer Zeit im 
practifchen Leben beigebracht werben. Allein übel fteht es um das 
Bolt, deſſen höchfte geiftige Bildung in bloſer Geſchaͤfts⸗Brauchbar⸗ 
Leit beſteht; und fchlecht um ben Staat, befien leitende und befeh⸗ 
ende Beamten namentlich nicht auch bie gebilbetfien feiner Bürger 
find, nicht im Amte fich beftreben, die Lehren ber Wiffenfchaft zur 
Berbefferung und Veredlung des bürgerlichen Zuſtandes ins Leben 
einzuführen. Ganz unvernünftig aber iſt es, den Kreis des Uni⸗ 
verfität3-Unterrichtes auf folche Lebenszwecke beſchraͤnkt zu erhalten, 
bei welchen jchon in frühern Sahrhunderten eine wiſſenſchaftliche 
Bildung erforderlich und möglich war, dagegen diejenigen unberück⸗ 
fichtigt zu laſſen, welche fich fpäter ausgebildet haben, nun aber 
den erjteren volllommen ebenbürtig find an geiſtigem Gehalte und 
an Bedeutung für das allgemeine Wohl. Sollen doch die Bildungs: 
auftalten nicht der Vergangenheit, fondern der Gegenwart und Zus 
Funft dienen; und ift eine Wiffenfchaft deßhalb, weil der menſch⸗ 
Tiche Geift erft in neuerer Zeit zu ihrer Begründung und Ausbil⸗ 
bung reif wurbe, nicht minder bildend und nothwendig, als .bie 
ſchon bei einem tiefern Bildungsſtande mögliche 5). 

4) Selbſt ausgezeichnete Staatögelehrte haben ſich zu biefen Irrthümern 
verleiten laſſen, ſo 3. B. Filangieri, Scienza della legislazione, Bd. IV, 
namentlich Rap. 2488. ine eblere Anſicht von Leben und Wiſſenſchaft ſpricht 
fih aus: Schelling, Vorlefungen über bie Methode des akademiſchen Stu⸗ 
biumd; Schleiermacher, Gelegentliche Gebanken über Univerfitäten; Sa- 
vigny, Weſen und Werth ber deutſchen Univerfitäten (in Ranke's Zeitſchrift); 
Scheibler, Idee der Univerfität. Jena, 1838. 

5) Daher denn die Nothwendigkeit einer befländigen Vermehrung ber Lehr⸗ 
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Eine zweite allgemeine Forderung ift bie räumliche Verbindung 
bes gefammten Univerfitätd-Unterrichtes. Die Hochfchufe muß, wenn 
fie ihren Zweck vollftändig erfüllen joll, eine universitas literarum 
in dem Sinne einer einheitlichen allumfafjenden Anftalt fein, und 
nicht ift verkehrter und fchäblicher, ala dieſe Stufe der Unterrichts 
anftalten in einzelne Beſtandtheile zu zerlegen und fie an veridie 
bene Orte bed Landes zu zerftreuen. Das Nebeneinanderbeftehen der 
Anftalten und das Miteinanderleben der Lehrer hebt und trägt fie 
gegenfeitig, erhält bei den Letzteren einen freien, das Geſammigebiet 
der Wiſſenſchaft umfaffenten Blick. Ohne eine Vereinigung ber 


Studierenden zu täglichem vermiſchtem Umgange kann Einfeitigfit 


ber Bildung fo wie unverftänbige kaſtenmäßige Abgejchloffenheit ber 
verſchiedenen Stände bei einer Zeriplitterung in Sonberfchulen nicht 


- verhindert werden. Davon ganz abgejehen, daß dad Studium ber - 


allgemeinen Wiffenfchaften bei ſolcher Einrichtung entweder große 
Noth Leiden oder nur durch höchſt Zoftbare, und ſomit unverant- 
wortliche, Vervielfältigung von Lehrftellen und Einrichtungen noth⸗ 
dürftig erreicht werben mag. Bei feiner Art des Stubiumd, auch 
nicht bei dem ber Theologie, ift eine Abweichung von diefem Grund 
ſatze gerechtfertigt ). 

Sind dieſe beiden Grundbedingungen einer zweckmaäßigen Geſtal⸗ 
tung einer Hochſchule erfüllt, dann — aber auch nur dann — 
kann mit Vertrauen und Erfolg an die Erfüllung der Forderungen 
bezüglich der innern Einrichtungen und des dem Ganzen zu geben: 
ben Geiftes gegangen werben. Sie find natürlich von nicht geringer 
Bebeutung und keineswegs alle außer Streit. Es ift aber zu Träf- 
fühle auf den Hochſchulen und von Zeit zu Zeit ber Neubilbung ganzer geflof: 
fener Wiſſenſchaftskreiſe. So haben ſich allmählig bie Unterrichtsmittel für die 
Geſchichte, Tpäter für bie Staatswiſſenſchaften und nun für die Naturmiffenfchaften 
ergeben. In einzelnen, mit dem Oriente in befonberen Beziehungen ſtehenden 
Staaten bat fi eine eigene Lehrabtheilung für bie orientalifchen Sprachen erfor: 
berlich gezeigt. Auf welche Weife folche Erweiterungen bem beftehenben Organie: 
men anzufchließen find, ift eine zwar untergeorbnetere jeboch keineswegs gleich⸗ 
gültige Frage, über welche unten Weiteres. 

6) Die Zerfplitterung des franzöfifchen wiffenfchaftlichen Unterrichtes in Special: 
ſchulen ift eine ber Haupturfachen der geringeren Bebeutung berfelben und ihrer, 


im Vergleiche mit ben deutſchen Univerfitäten, entfcgieben ungenügenderen Leiftungen. 
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gem Gebeihen einer Hochſchule erforderlich: geiftige Freiheit; Sorge 
r tüchtige Lehrer; richtige Stellung berfelben zu den Schülern ; 
weichende materielle Lehrmittel; zwedimäßige äußere Einrichtung. 

1) Seiftige Freiheit. Volftändige Bildung ift da nicht 
whanden, wo Mittheilungen über einzelne Theile des Wiſſens oder 
stimmte Arten die Wahrheit zu erforfchen und darzuftellen unter: 
gt, oder wo gar die Methoden und bie ala Ergebniffe der For⸗ 
Jungen barzuftellenden Ergebniffe durch eine äußere Gewalt vors 
fchrieben find. Beſchränkung und Fälſchung ver Bildung ift gegen 
m erſten Begriff bes Rechtsſtaates, welcher die Förderung der 
öglichiteallfeitigen Entwidlung aller Kräfte des Menfchen fich als 
weck ſetzt. Ueberdieß ift ein ſolches Verbot eine Lächerlichkeit, da 
— mit mehr oder weniger Mühe — umgangen werben Tann, 
nn aber ber gemünfchte Erfolg gerade ind Gegentheil umzufchlagen 
legt. Demgemäß ift nöthig: 

a) Lehrfreihett, b. h. die dem Lehrer zuftehende Befugniß, 
be Miffenfchaft auf die ihm zweckmäßig fcheinende Weife und mit 
Ien für ihn erwiefenen Ergebniffen vorzutragen. Von biefem 
echte findet nur in zwei Puncten eine durch die Natur der Sache 
gebene Ausnahme fat. Einmal nämlich veriteht es fich von 
lbſt, daß der für ein beſtimmtes Fach angeftellte Lehrer vor Allem 
eſes vollftändig, als feinen Hauptgegenſtand und in ber für bie 
ftehende Stubieneinvichtung paffenden Zeitausmeſſung vorzutragen 
it, Anderwärtige® aber nur in Nebenftunden zu treiben und zu 
hren berechtigt ift )). Zweitens aber darf ber Lehrer die Rechte 
3 Staates oder der Privaten und anerfannter Geſellſchaften nicht 

gefegwidriger Weife angreifen, fein öffentliches Amt nicht zu 
ner Öffentlichen Gefahr und Verderbniß machen, gegen bie Zwecke 
fielben bewußt und planmäßig handeln. Einen jolchen verbrecherifchen 
hrer würde mit Necht nicht nur Entfernung von dem mißbrauchten 
mte, fondern auch unter Umftänden bie Strafe des Verläumbers, 
ajurianten, felbft des Hochverräthers treffen ®). — Daß dieſe Lehr 


7) S. Säleiermager, a. a. O., ©. 84 fg; Michaelis, Raifon- 
ment, ®b. II, ©. 14 fg. Manches Michtige enthält auh Canzler'ß 
8) Vgl. Bluntſchli, Staatsrecht, Ste Aufl, Bd. II, S. 867 fg. 
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freiheit in Mantlicher, religidſer und wiſſereſchaftlicher Beziehung auf 
mißbraucht werben und zur Verbreitung von Irrlehren führen Tann, 
ift zwar unläugbar; doch ift dieſes Uebel dad MHeinere gegenüber 
von dem Unrochte und von dem Widerfinne der Anfitellung einer 
ausſchliegenden amtlichen Wahrheit. Ueberdieß Aberichäge man die 
Gefahr nice Die richtige Wiſſenſchaft wird fich ſchon ſelbſt Bahn 
brechen. Anch tritt dem Einfluffe des Lehrers bie Wirkung der ge : 
bruchten Werke und dad dem jugendlichen Alter beimohnenve nur 
allzugroße Vertrauen auf eigenes Urtheil und bie Luft, Anderes md 
Beileres zu willen, abfchwächenn entgegen. Das einzige wirffame 
Mittel gegen Unfug und Einfeitigfeit liegt in der forgfältigen Wahl 
des Lehrers. — Bon felbft aber verfteht fi), daB wenn der Etaat 
eine ſolche Freiheit der wiſſenſchaftlichen Forſchung und Derftellung 
. gegenlber von ſich geitattet, er auch keine Eingriffe in dieſelbe macht 
oder zuläßt, welche von irgend einer andern Seite ober in einem 
andern Intereſſe verlangt und verfucht werben möchten. Auch z. 3. 
berchlichen Lehren und Forberungen gegenüber iſt die Freiheit ter 
Behre auf der Hechſchule aufrecht zu erhalten ®). 

b) Ein nothwendiges Corollar der Lehrfreiheit if Die Leru⸗ 
freiheit der Stubierenben. Sie feten alte ganz umgehinbert in 
der Urt, wie fie ihre Studien einrichten wollen, und jeder mag bit 
Vorlefungen in freier Wahl, Reihenfolge und Ausdehnung beiuchen, 
je nad) der Bejunderhett feiner Vorbilbung, feiner Anlagen, feiner 
Zwecke und ſelbſt feiner Liebhabereien, ebenſo die Ihm beliebige Hoc 
ſchule. Allerdingd wird Mancher dieſe Freiheit zu Verkehrtheiten 





Programm über ben Zwed u. ſ. w. akademiſcher Lectious-Katalogen. Greif, 
1800. 

N Es iſt Sue jeder einzelnen Kirche, innerhalb Ihres Wirkungẽkreiſes de 
ihr gwedintäßig und nothwendig iſcheinende Stellung zu der Wiſſenfchaft umb ber 
Ergebniflen zu nehmen und ſich zu überlegen, auf welcher Seite ſchließlich de 
Schaden fein wirb, wenn fie felbft ihre Dogmen und ihre geichichtlichen Angaben 
in unverföbnlichen Wiberfpruc fett mit den durch menſchliche Forſchungen ge 
wonnenen Sähen und beren Veweiſen. Der Staat bat filh wicht um Grimme, 
Berlauf und Folgen eine? ſolchen Streites zu befümmern; feine Aufgabe if allein, 
die zur Ausabildung fmmslicher geiftiger Kräfte vom ihnn grunbfäglich zu ver 
laugenden Wittel auch wirklich zu liefern, und zwar unserfünunest und allen 
feinen Angehörigen. 
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mifbrauchen ; auch läßt jich nicht läugnen, daß für das gewähnliche 
Bebürfniß berechnete verftändige Studienplane möglich find, und 
daß eine ftrenge Durchführung derfelben eine durchſchnittliche Brauch⸗ 
barkeit erzwingen kann. Aber nur bei völliger Unbeſchraͤnktheit 
können fich die verjchiedenen Talente vollftändig entwideln und wider⸗ 
fahrt jeder Individualität ihr Net. Dieß aber ift mehr werth, 
als regelmäßige Mittelmäpigkeit Aller; und hoöchſt nachtheilig find 
ie Folgen eine, denn boch auch möglichen, fchlechten Stubtenplane. 
Auch iſt nicht zu vergefien, daß bei Zwangsvorſchriften ein haupts 
ſächlichſter Eporn zu möglichfter Anftrengung für te Lehrer weg⸗ 
fällt. Allzu häufige falfehe Anwendung ber Sreigeit aber wird ver- 
hindert durch die innere Nothwendigfeit einer vernünftigen Reihen⸗ 
fofge und Ausdehnung der Studien, durch Weberlieferungen, endlich 
durch den fich den Meijten aufbringenden Hinblick auf die einftigen 
Forderungen des Staated bei Prüfungen und fir Anftellungen im 
Staatsdienfie. Und wenn je ein Zweifel bleiben Tönnte, jo jpricht 
die Erfahrung. ine Vergleihung der Bildungsftufe derjenigen 
Ränder, welche den folgerichtigften Zwang anwenden, mit bem geifti⸗ 
zen Zuſtande jener Etaaten, welche Stubienfreiheit gemähnen, be: 
weist thatfächlich den Vorzug der Freiheit 20). Natürlich iſt dieſe 
10) Für dernfreiheit find vorzäglig: Talleyrand, Rapport, ©, 48 fh.; 
Michaelis, Naifonnement, Bd. II, S. 37 fg.; Meiners, a. a. O., Bd. II, 
S. 116 fg; Wagner, Syſtem des Unterrichtes, S. 814 43.,; Thier ſch, 
Ueber gelehrte Schulen, Bb. U, ©. 87 fg., und ©. 886 fg.; Der., Weber die 
Freiheit der Gtubien. Münden, 1820, 4. Gegen bie Bernfreibeit erffären 6 
unter Anberen ber Berfaffer der Schrift: Ueber die Univerfitäten in Deutſchlund, 
©. 5 fg.; Hoffbauer, Weber die Perioden ber Erziehung. z., 1800, Seite 
145 fg. — Eine, ihrem Werthe nach ſehr zweifelhafte, Abmeldung von dem 
Eyſteme völliger Lernfteibeit ift die in neuefter Zeit mehrfach eingeführte Sinrich⸗ 
Iung, nach welder dad Stubium der Mebicin nicht Begonnen werben barf, ehe 
bie Naturmwifienfchaften ſammtlich abfolvirt find und Kenntniß derſelben durch eine 
Brüfung nachgewiefen ift. Diefe Reihenfolge bes Studiums ift allerdings in der 
Dauptfache naturgemäß; allein man önnte es eben deßhalb um fo ficherer ber 
verftänbigen Ueberlegung bed Einzelnen überlaflen. Die Nothwendigkeit einer ſol⸗ 
Gen Prüfungserftehung bat, abgefehen von anderen Unzuträglicketten, ben großen 
Rachtheil, ben Anfänger in der Wahl der zu beziehenden Hochſchule, zwar nicht 
eſeblich aber aus nabeltegenden Gründen thatfächlich, zu beſchränken, und Tan 


— 


Anen lähmenden Einfluß auf die Bemühungen der Lehrer ausiben. — Ein bewei⸗ 
endes Beifpiel der Folgen eines Stubien-Zwangsplaned if vorzüglich das Syſtem 
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Lernfreiheit nicht gleichbedeutend mit ber Freiheit zum Müßiggange 
und zu rohem und Tieberlichem Leben. Ein ſolcher Mißbrauch ber 
Univerfitätäzeit ift weder an ſich ein vernünftiger und deßhalb zu 
achtender Zweck, noch liegt fie in dem Willen der eltern, welche 
ihre Söhne der Anftalt zur Vollendung der Erziehung anvertrauen. 
Auch ift eine Störung der Genofjen durch ſolche Müßiggänger über: 
wiegend wahrſcheinlich. Es Tann alfo das Recht und die Pflicht 
ber Hochſchule zur Einwirkung darauf, daß überhaupt gelernt werke, 
und fchließlich zur Wegweiſung unverbefjerlicher und fchäplicher Mit- 
glieder nicht entfernt im Zweifel fein 12). 

2) Die Nothwendigkeit tüchtiger Lehrer bedarf an fich Feiner 
Außeinanberfeßung. Die richtigen Mittel zu der nicht immer Teichten 
Erlangung find aber bauptjächlich folgende: 

a) Möglichfte Förderung der Privatbocenten - Anftalt, 
damit durch Erfahrung die Brauchbarkeit nachgewiefen fei. Die 
Erlaubniß, Vorlefungen an der Hochſchule zu Halten, ſoll daher nur 
von ber Erfüllung ſolcher Bedingungen abhängig fein, welche bie 
Meife zum öffentlichen Lehrer ficher ftellen 22). 

b) Bei Befegung einer erledigten Lehrftelle ift zur Beſeitigung 
von Unkenntniß einer Seit? und von Selbſtſucht und Befangenkeit 
anderer Seits fowohl ein umfichtiged Gutachten von Sachverftär: 


ber Sefuiten, welches bie firengfte Einhaltung vorgefchriebener Normen und Me 
thoben verlangte. So unzweifelhaft günftig baffelbe innerhalb eines engen Kreife 
unb zu beftimmten Zweden wirkte, fo unzulänglich und verkehrt war es in Be 
ziehung auf allgemeine menſchliche Bildung. 

11) Eine Kräftige fowohl als verftändige Löfung, dieſer wichtigen Aufgabe if 
Übrigens, vielfachfter Erfahrung gemäß, nicht durch Einrichtung von eigenen 
Behörden und Anftalten, 3. B. von Ephoraten, Semeftralprüfungen u.’ dgl, pı 
erreichen, jondern nur durch eine richtige Wahl bed mit ber Handhabung br 
Difeiplin beauftragten Beamten und burd eine völlig unabhängige Stellum 
befielben. 

12) Sehr richtige Anfichten über bie Anſtalt ber Privatbocenten fiche ki 
Michaelis, Raifonnement, Bd. II, ©. 2 fg; bei Thierſch, a. a. O, 
©. 313 fg.; Meyerhoff, Die deutſchen Univerfitäten, S. 75; Scheidler, 
Die Idee der Univ., ©. 302 fg. Eine fehlerhafte Einrichtung ift offenbar die 
Anftellung von bezahlten Brivatdocenten; folde Lehrer find Brofek 
foren. Man nenne fie denn auch fo, bamit nicht der Eharacter ber Anfall 
verloren gebe. 
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zen, ald die Entſcheidung einer unpartheiifchen und unbethei- 
ten Behörde nöthig. Deßhalb find die akademifchen Eollegien um 
re Anficht zu befragen; die Ernennung felbft aber muß nach der 
jenen Ucberzeugung der, vielleicht auch noch auf anderem Wege 
lehrten, höchſten Studien-Behoörde erfolgen 1%). Ob der Tauglichfte 
ı Fremder oder Einheimifcher ift, macht feinen Unterfchieb 7%). 

c) Die Stellung des alabemilchen Lehrers fei eine ehrenvolle und 
tabhängige; er werbe feinem Berufe ungetheilt erhalten. Die Geld⸗ 
elohnung muß anftändig, über Verlegenheit erhebend, doch nicht 

groß fein, daß nicht weiterer Erwerb durch bejondere Anftrengung 
i Vorlefungen 15) und durch Schriftftellerei als mwünjchenswerth 
ſcheint. Bon befonderer Wichtigkeit ift die alsbaldige Entfernung 
ıglüdlich gewählter oder untüchtig gewordener Lehrer 1°). 


13) Meiners, a. a. O., 8. I, ©. 123 fg., und ®b. II, ©. 85 fg., 
I den akademiſchen Eollegien, aus Mißtrauen, jeben Einfluß auf die Beſetzung 
re Brofeffuren entziehen und diefelbe ben Curatoren (Miniftern) allein überlaflen. 
Nein leicht Fönnte bei dieſer Art das wichtige Geſchäft, abfichtlih oder nicht, 
nz fehlerhaft .beforgt werden. Etwas Tünftliche Vorfchläge über die Verthei- 
ng des Einfluſſes auf Anftellung der Lehrer |. bei Schleiermader, Ge 
mken 2c., ©. 97. 

14) Die franzöfifhe Sitte der Beſetzung durch Concurs iſt ſehr unzweck⸗ 
üßig, da fie bie Auswahl auf Solche beſchränkt, welche ſich gemeldet haben, 
rabe die Tüchtigften aber ſich zu einem folchen öffentlichen Verſuche keineswegs 
ımer berbeilaffen werben. Auch ift einleuchtend, daß Umtriebe und Partheilich- 
it durch eine öffentliche Prüfung nicht abgefchnitten find. Weber bie Nachtheile 
t Concurfe, fife Wolowsky, in feiner Revue de legislation, ®b. IX, 
. 241 fg. „Richt eben mit Glüuͤck vertheidigt die Einrihtung Blondeau, 
iscours prononce au concours ouvert en Nov. 1832. Par., 1882. 

15) Ueber bie Honorarien f. Meiners, Bd. IL, ©. 78 fg.; Thierſch, 

a. O., ©. 332 fg. 

16) Manches — aber nicht blos — Gutes bringt über bie äußere Stellung 
nd Behandlung der afabemifchen Lchrer Meiners, a. a. O., Bd. II, ©. 45 fg. 
us bem Leben gegriffene Bemerfungen über bie Nothwenbigkeit, &ltere Lehrer zu 
fernen, macht Shleiermader, ©. 100 fg. Wenn nicht eine, doch am 
nde nur mechanifch wirkende, Alteröbeflimmung als gefeglicher und von felbft 
ntretenber Endpunct der Lehrthätigkeit gewählt werben will, fo bleibt zur wirk⸗ 
hen Erreihung des Zwedes nur bie Einrichtung übrig, dem in Ruheſtand zu 
erfegenben gealterten Xehrer neben bem bisherigen Gehalte noch eine weitere 
ntfhäbigung für die nun entgehenben Nebeneinnahmen aus ber Staatskaſſe zu 
ewähren. Dann fällt fowohl bei ihm felbft ein Grund zur Widerfegung, als 
ei Anderen ein folcher zu perfönlichen Rüdfichten weg. — Ganz verkehrt ift bie 

v. Mohl, Polizeiwifi. I. 3. Auflage. 87 
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3) In jeder Unterrichtäanftalt ift eine richtige Stellung der 
Lehrer zu den Schütern eine Sache von größter Bedeutung, indem 
fonft der wünſchenswerthe richtige intellectuelle und fittliche Einfluß 
nicht ftattfindet, leicht ein verderbliches Vethaͤltniß ſich bilden kann, 
welches ſelbſt den Unterricht beeinträggtigt. Bei dem bier zu Grunde 
gelegten Syſteme der Hochſchulen find aber in dieſer Beziehung 
nachftehende Puncte zu beachten: 

a) Die Lernfreiheit fett zu einer völligen Wirkſamkeit woraus, 
daß der Studierende die ihm zujagenben Lehrer frei wählen kam, 
ohme daß et von dem gegebenen Vorzuge einen äußern Nachtheil 
für fich zu befürchten hat; fonft iſt ſelbſtredend jene Freiheit nur 
Schein und Heuchelei. Zu dem Ende ift denn gunächft nothwenbig, 
daß die — ſei es bei den einftigen Prüfungen, jet es zum Behufe 
eines VortHeiled während der Studienzeit, 3. B. eine? Stipendium: — 
geforderten Stubienzeugnifie gleiche Gültigfeit haben, von welchen 
Lehrer fe ausgeſtellt ſelen, und daß alſo namentlich darin Tein 
Unterſchied zwifchen Privatdocenten, außerorbentlichen und orbentfi- 
hen Profeſſoren gemacht wird. Sodann tft es von hoͤchſtem Werthe, 
daß die vom Staate angeordneten Dienſt⸗ oder jonftigen Befähtgungs: 
prüfungen nicht von den Univerſitätslehrern vorgenommen werben. 
Dhne Zweifel find. die von denjelben geleiteten Prüfungen im Durch⸗ 
ſchnitte fachlich beffer, als die von fonftigen Staatsdienern vorgenom⸗ 
menen; allein die Lernfteihelt wird durch ber, Teicht auf das ganze 
Leben wirkenden, Einfluß, welcher prüfenden Lehrern eingeräumt wird, 
tief beeinträchtigt. Schon bie Wahl der Hochſchule iſt dadurch mehr 
oder weniger beeinflußt; ſodann findet aber auch noch bei dem Be 
juche der einzelnen Vorlefungen Rückſicht ſtatt. Ueberdieß wird eine 
richtige Beurtheilung der wirklichen Leiftungen der Lehrer unmöglid 
geinacht, fei ed num daß fie. an den Prüfungen Antheil nehmen, fe 
es daß fie (wie z. B. Privatdocenten) von denſelben außgefchloffen find. 

b) Sehr nüßlih ift eine fortwährende Werbindung zwiſchen 
Lehrern und Schülern, damit dieſe, neben den Öffentlichen Vorträgen, 
näßere Anleitung und Aufklärung über richt Verftandenez erhalten 
Ernennung alterBiiwad; Gewordener zu Ehrenmitgliedern der akademiſchen Be: 
horden, falls big wiehr als ein bloſer Mitel iR. 
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nnen. In Beziehung auf die Mehrzahl der Unterrichtägegenftände 
idet nun aber thatfächlich eine ſolche Annäherung im Hörfanle 
bft gar nicht ſtatt. Die nicht felten gemachten Verſuche, theil- 
eiſe Tatechetiiche Behandlung des Lehritoffes vorzuſchreiben, find 
mer gefcheitert an dem gleichmäßigen, wenn fehon aus jehr ver- 
ebenen Urfachen herrührenden, Wiverwillen der Lehrer und ber 
tubierenden. Uebungsunterricht (in jog. Seminarien) wird erjah- 
mgögemäß, fo nüßlich er ift, immer nur von Wenigen benüßt, 
id kann auch nur mit Wenigen ganz genügend vorgenommen 
erben ID. Im Privatverfehre aber iſt eine regelmäßige Nachhilfe 
r jeden Einzelnen, zumal bei einem gejuchten Lehrer, wicht möglich, 
me daß feine ganze für Forſchungen und eigene fchriftftellerifche 
hätigkeit erforderliche Zeit verichlungen und jo bie Kraft eines 
ührers der Wiſſenſchaft für eine auch von weit weniger bedeuten⸗ 
n Männern zu erfüllende Aufgabe verjchwendet würde, Hier 
heint denn Keine Hilfe möglich, als in der Einfügung einer eigenen 
zattung von Hilfglehrern, (Mepetenten oder wie immer jonft zu 
miennen,) welchen je für einen Lehrgegenftand eine beitimmte An⸗ 
ihl von Studierenden zur Rathserholung zugewiejen würbe 7°). 

c) Die freie Mitwerbung unter ben Lehrern bat neben ben 
itſchiedenſten Bortheilen allerdings unter anbern auch bie mögliche 
ble Folge, daß fich niedrig gejinnte Menſchen die Gunft der jungen 


17) Lebteres ift namenflih ber Grund, warum biefeß, von Bluntſchli, 
a. D., ©. 866, empfohlene Mittel nicht als ein burchichlagendes betrachtet 
erben Tann, außer wen es allgemein in ben Organismus verwoben wich. 
18) Eine Einrichtung dieſer Art ift keineswegs unmöglich, beun fie beſteht 
bon. Nicht nur find auf den engliſchen Univerfitäten in jedem College tutyrs 
13 ber Zahl der Fellows beftellt, ſondern es find auch auf einzelnen beutichen 
niverfitäten ähnliche Behrer vorhanden, ſo 3. B. die Mepetentn an ben großen 
eslogifhen Seminarien in Tübingen. Weber den großen Raupen einer folgen 
ertraulichen Nachhilfe kann eben fo wenig ein Zweifel fein, als über bie Fühl⸗ 
zrfeit der Lüde in ben gewöhnlichen Univerfitätszuftänden, bei welchen Lehrer 
nd Zuhörer fafl ganz von einander getrennt find. Allerdings hätte in fo weit, 
[3 die Studierenden nicht in Convicten beifammen weohuen, bie Beftellung und 
Jenüßung folder Hilfslehrer große Schwierigkeiten zu übenwinden; boch ift Fein 
nbebingt bindernder Orund einzufehen. Ein großeß Uebel befteht; ihm abzu- 
effen zu fuchen, if Pflicht, und am wenigften bürfte ber bafür zu machende 
lufwand dewon abhalten. 
87 * 
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Leute nicht durch wiſſenſchaftliche Leiftungen, ſondern burch ſchlechte 
Mittel zu erwerben fuchen. Dieß beeinträchtigt nicht nur die zu 
ſolchen Gemeinheiten Unfähigen, ſondern begünftigt auch einen 
fchlechtern Unterricht und wirkt fittlih bel ein auf die Jugend. 
Ein einziger Freibeuter diefer Art kann eine ganze Hochſchule ver: 
giften. Strenge Aufficht der oberſten Stubienbehörde und wenn 
Warnungen feine Abhilfe verichaffen, unverzügliche Entfernung 
des Schuldigen aus dem gemeinfchädlich mißbrauchten Amte iſt hier 
Recht und Pflicht; zur Ausübung aber bedarf es keiner ungehoͤrigen 
Späherei, da jolches Benehmen der Natur der Sache nach ba 
genug allgemein bekannt ift. 

4) Aus zwei Urſachen bedarf eine Hochſchule bedeutender wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Vorrichtungen und Sammlungen. Einmal hat der Lehrer, 
um auf der Höhe der Wifjenfchaft zu bleiben, einen mit den Ent 
wiclungen des Wiſſens immer gleichen Schritt haltenden, folglid 
jo bedeutenden Vorrath von Büchern, Werkzeugen u. |. w. not 
wendig, daß deſſen Anſchaffung die Kräfte des Privatmannes über: 
fteigt. Zweitens find diefe Sammlungen nöthig für die Studierenden. 
Der mündliche Unterricht allein genügt für den jungen Mann 
nicht; er fol nicht auf die Worte des Lehrers jchwören, ſondern 
feleft prüfen und arbeiten lernen. Dazu gehören aber manchfache 
Mittel, welche der Studierende nicht eigenthümlich bejigen kann. 
Nothwendig aljo ift vor Allem eine große Bücherſammlung au 
allen Fächern; dann aber find phufitalifche, aftronomifche, chemifck, 
technologische Inftrumente und Gebäude, eine Anatomie, ein -botant 
jcher Garten, Naturalienfabinete, Hofpitäler, eine Thierarzneiſchul 
erforderlich. . 

5) Von verhältnigmäßig untergeorbneter Wichtigkeit, aber ded 
nicht zu vernachläffigen, find die Beſtimmungen über vie Außet I. 
Einrichtung der Hochſchule. | | : 

a) Die Verfaffung ber Univerfität zerfällt in die Einrichtung | 
der einzelnen Facultäten und in die Geftaltung des Ganzen. — 
Eine Facultät ift ein Verein derjenigen vom Staate beftellten Lehre, 
welche fich in die verjchiedenen Zweige eines wifjenfchaftfichen Gar: |: 
zen theilen. Sie haben zur Berathung der Interefien dieſes Chr 
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diums, namentlich auch zur Ertheilung der akademiſchen Würben 19), 
collegialifch zufammenzutreten. Die Zahl der Yacultäten aber richtet 
fh nah dem Umfange der auf der Univerfität vorgetragenen 
Wiffenjchaften, und ift jomit keineswegs unabändberlih. Wenn eine 
Wiſſenſchaft ſich innerlih und äußerlich fo ausgebildet hat, daß fie 
eine Mehrzahl von Lehrern verlangt und ein für fih beftehenbes 
abgejchloffened Studienfach bildet, jo muß auch eine eigene Yacultät 
für fie beftimmt werben 2%. — Die organifche Vereinigung der 
ſämmtlichen YFacultäten bildet die Univerfität. Die Regelung 
des Zuſammenlebens, die Unterordnung aller Einzelnen unter ven 
allgemeinen Zwec der Hochichule, die Einrichtung der gegenfeitigen 
Unterftüßung und Durchdringung der verſchiedenen Wiffenfchaften 
ift Sache dieſer Gefammtheit. Ihr Organ hierzu kann an ſich ent- 
weber aus einem Ausſchuſſe beftehen, in welchem jämmtliche Facul⸗ 
täten vertreten find, oder auß der Verfammlung jämmtlicher öffents 
ficher Lehrer; am zwedmäßigften ift aber wohl, unter paflender 
Seichäfts - Abtheilung, eine Benützung beider Arten von Behörden. 
Zur Stättigkeit der Gejchäftsbeforgung und zur Erhaltung des 
Gedächtniſſes am Früberes ift jeden Falles ein eigener Beamter 
nöthig; fei es nun, daß derfelbe ala bleibender Vorſtand der Hoch: 
ſchule beftellt, oder nur ala Geſchäftsmann dem afabemifchen Senate 
und dem wechfelnden Vorſtande deſſelben beigegeben ift 22). Daß 


19) Ueber die Ertheilung afabemifcher Würden |. Meiners, a. a. D., 
©. 325; Schleiermader, ©. 151; Sapigny, Gefchichte des Rom. 
Rechtes, Bd. III, ©. 186 fg. und die von ihm angeführten Schriftfteller; Thierich, 
Ueber gelehrte Schulen, Bd. II, S. 375 fg. — Die auf manden Univerfitäten 
befiehende Würde eines Kanzlers ift zur — bäufig fehr nöthigen — Ueber⸗ 
wadung ber Ertheilung ber gelehrten Grade beftimmt. Vergl. Savigny, 
a. a. D., und Michaelis, Naifonnement, Bd. IV, ©. 332 fg. 

20) ©. Schleiermader, a. a. O., S. 71 fg. — Es iſt ſchwer zu 
begreifen, wie Thierſcch, a. a. O., bie Zahl der Facultäten gerade auf bie 
alten vier beſchränken und darauf großes Gewicht legen will. So beweidt 3. ©. 
feine Berwerfung ber ſtaatswiſſenſchaftlichen Facultät und bie Gleichftellung ber 
Staatswiflenfchaften mit dem Straßen: und Wafferbau als „fpecielle Fächer“ einen, 
freilich faum verzeihlichen, Grad von Unkenntniß. — Ohne Zweifel ift bereitö die 
Zeit gelommen, auch bie Naturwiſſenſchaften fi) überall zu einer eigenen Fa⸗ 
cultät abzurunden. 

21) Die Zweckmäßigkeit oder. Unzwedmäßigkeit eines beftändbigen Unis 
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bie Univerfität als Gefammtheit bie privatrechtlichen Befugnifje einer 
Eorporation Habe, tft theils unbedenklich, theild zur Erwerbung und 
Verwaltung von Vermögen nothwendig; allein eine Corporation in 
dem Sinne einer felbftftänbigen und nur Selbftbeftimmungen fol: 
genden Genoſſenſchaft kann fie nicht fein. Dieß widerfpricht bem 
ganzen Geifte des nenzeitlichen Rechtsſtaates und feiner polizeilichen 
Aufgabe, und ift überbieß bei den allerwärts nöthigen höchſt bedeu⸗ 
tenden Zufchüffen aus der Staatskaſſe undurchführbar. Auch eine 
Staatsanftalt kann übrigens mit nüblichen und hergebrachten Ehren: 
rechten verjehen. werden, unter welchen freilih das eine und das 
andere, z. B. eine eigene Vertretung in der Stänbeverfammlung, 
von zweifelhaften Werthe und von beftreitbarer Befugniß ift 22). 
b) Alle Bürger eines Mechtöftanted finb vor dem Geſetze gleich 
und demfelben in gleicher Form Gehorfam ſchuldig. Es ift daher 
nicht abzufehen, wie eine eigenthümliche Gejebgebung über dag Betra 
gen ver Studierenden, ein Privllegium in Form und Sache zu ihre 
Beguͤnſtigung ober zu ihrer Vernachtheiligung, irgend gerechtfertigt 
werden will. Sie mögen nach ben Vorfchriften des gemeinen Mechtes 
leben und ſich innerhalb befjelben nach ihrem Belieben und tn den 


verſitats⸗Vorſtandes tft fchon vielfach beiprocden worden. So von Michaelis, 
Raifonnement, Bd. IV, ©. 207 fg.; Weber die Univerfität in Deutſchland. Berl. 
1798, ©. 38 fg.; Meiner 8, a. a. D., 8b. I, ©. 195 fg.; namentlich aber 
in den verſchiedenen Flugſchriften über bie (fpäter wieder abgeänberte) Organiſation 
ber Univerfität Tübingen vom %. 1829. Die Entfegeibung ift wohl im weſent⸗ 
lichen diefelbe, welche überhaupt fiber bie Frage hinſichtlich eines Collegial⸗ od 
Einzeln-Regiments gegeben werben muß. Während alfo bie Leitung eines Einzelnen, 
bei einer glücklichen Wahl befielben, Einheit und Genialität des Planes, Folge 
richtigfeit ber Ausführung und Gewanbtheit der Geſchäftsbeſorgung verfpridt, Mi 
einer unglüdlichen Wahl aber Unordnung, Mißmuth und Verderben; läßt ſich 
von einem Collegium, mit wechfelndem Vorftande namentlich, eine ziemlich gleich 
bleibende mittlere Güte der Leitung, aber nicht mehr, erwarten. Es tft fomit eigentlich 
mehr Sache bed Temperament? als bes Urtheiles, zwifchen ber Präftigeren abe 
gewagten, und ber ficherern mittelmäßigen Einrichtung zu wählen. So viel ifi 
wohl unzweifelhaft, daß eine neu zu grünbenbe oder wejentlich umzugeſtaltende 
Hochſchule eines einheitlichen Vorftandes bebarf. — Viel Berkehrtes bringt Mei 
ners, ©. 248 fg. über ben beftändigen Geſchäftsmann, Univerſitätsrath, vor. 
Gerade dadurch, daß er Fein alademifcher Lehrer iſt, nocd fein barf, wird er 
braudybar. 


22) Etwas verfchiedener Meinung iſt Bluntſchli, a. a. D., S. 56018 
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men genehmen Formen bewegen, jo weit keine Rechte Dritter ober 
gemeine Geſetze verleit werben. Deßhalb Tann auch vpm einer 
genen Gerichtöbarkeit ber Hochichule Feine Rebe fein 29. Nur das 
est im Weſen einer Erziehungs⸗Anſtalt, daß ein Zoͤgling, welcher 
irch Unordnung, Rohheit und Lieberlichkeit fich und Andere um 
n Zweck bed Univerſitaͤts-Aufenthaltes bringt, bifciplinarifch ge⸗ 
igt und, in ſchweren Fällen, von ber Hochichule auögefchloffen 
irb 24), 

c) Keineswegs gleichgültig iſt ber Ort ber Univerfität. Der 
ufenthalt in einer Kleinen und abgelegenen Stabt wirb hie Lehrer 
njeitig, in engerem Gebankenfreife befangen, oft unter ſich uneinig 
achen, bie Studierenden aber vielleicht roh und linkiſch. Much fehlt 
t folchem Orte manche allgemeine und bejonbere Bildungs=Sele- 
nheit, namentlich für Heillunde und Naturwifjenfchaften. In ben 
auptitäbten Dagegen broht Werwenbung gerabe ber beiten Lehrer 
; frembartigen Gefchäften, Webertragung von Sehrftellen nu Ge⸗ 
yaftzmänner, welchen ein Vortheil zugewendet werben will, Berfol⸗ 
n von außerwiſſenſchaftlichen Zwecken, Zerftreuung und Verführung 
r die Studierenden. Am beften erjcheint alfo eine Hochjchule ge- 
jen in einer mittleren Stabt an einer großen Weltftraße 3°). 

Wenn im Vorftehenden ftillfchweigend angenommen ift, baß 
r Staat die Hochſchulen fifte und unterhalte, fo ift nicht über- 
ven, daß allerding® möglicherweife eine Hochſchule auch durch 
rivatfräfte zu Stande gebracht werben kann 3%). Allein es wird 


25) Dan vergl. Sedendorf, Sollen die akad. Berichte noch ferner in 
itzigen Verfaſſung gelaflen werben? 2pz., 1800. — A. M. if Michgelis, 
ifonnement,. Bd. IV, ©. 164 fo.; Gäfar, &ebanfen über bie Nothwendigleit 

akadem. Gerjchtsbarkeit. Lpz., 18005 Meiners, Bd. I, ©: 133 fg. ; Vil⸗ 
ed, Blick auf die Univerfitäten, Seite 65 fg.; Thierf ch, Ueber gelehrte 
len, Bd. II, ©. 246 fg. 

24) Ueber atadem. Strafen |. Michaelia, Bd. IV, ©. 220 fg. Weber 
Mniverfitäten in Deutschland, S. 40 fg. unb an pielen Stellen; Meiners, 
. I, ©. 294 fg. 

25) Bl. Wagner, Syſtem bed Unterritd, S. 332 fg. 

26) Tieß beweifen nicht nur bie erften italienifchen Univerfitäten des Mittel: 
ers, jomdern gu die engliſchen Univerfitäten (ſowohl bie großen alten, als 
neuen in London geftifteten), fo manche amerifanifche Anftalten, endlich die 
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bon der Anficht ausgegangen, baß der Staat unter allen Umftänden 
diefe Aufgaben zu Iöfen babe. In der Regel werben fchon bie 
großen Koften einer Univerfität an die Gründung und Erhaltung 
aus Privatmitteln nicht denken Yaffen. Wenn aber auch entweder 
reihe Stiftungen oder mächtige Partei-Beitrebungen in einzelnen 
Fallen diefen Anftand wegräumen, jo wird der Staat doch nicht 
unterlaffen Tünnen, auch neben folchen Privat: Univerfitäten feine 
eigene Anftalt zu unterhalten. Theils ift in den meiften Fällen 
biefer Art für eine Dauer ded Unternehmens feine Sicherheit; die 
wiffenfchaftliche Bildung des Volkes kann aber nicht von Laune und 
Zufall abhängen. Theils wird in anderen Fällen nicht die unbe 
fangene Wiſſenſchaftlichkeit, ſondern eine beftimmte Partetrichtung 
den Geift des Unterrichtes beftimmen, ein Gegengewicht alfo boppelt 
nöthig fein. Theils endlich haben Privat: Anftalten der Natur ber 
Sache nach mit manchen Schwierigkeiten bei der Gewinnung guter, 
ber Entfernung fohlechter Lehrer, der Verhinderung von Schlenbrian 
und Unfug zu kämpfen, welche ihrer vollftändigen und wünfchend- 
werthen Wirkung fehr im Wege finb ?”). 


6. 83. 
d) Sonder-Schulen. 
Es ift bereit? oben $. 78, ©. 540 vorläufig bemerkt worden, 
daß ed in allen drei Syſtemen der Unterrichtäanftalten für bie 
männliche Jugend Fälle .gebe, welche ausnahmsweiſe bie Einrichtung 
von Sonderfhulen verlangen. Dieje Fälle laſſen fich nähe 
beſtimmen. Entweder nämlich) macht die Eigenthümlichfeit der Zög- 
linge eine bejondere Art des Unterrichte® und der Behandlung not 
wendig, welche für die Allgemeinheit der Schüler diejer Kategorie 
nicht paffend wäre. Ober aber find Lehrmittel erforderlich, welche 
freie Brüßler Univerfität und bie katholiſche Univerfität in Löwen. Auch mögen 
etwa noch die zahlreihen mebicinifchen Privatfchulen in London, bie einftigen 
juriſtiſchen und mediciniſchen Anftalten gleicher Art in Neapel bieher gerehnd 
werden. — Die wiederholt gemachten Verſuche, eine fpecifiich = Tatbolifche (ultra 
montane) Univerfität in Deutfchland zu gründen, haben befanntlich bis it Feinen 
Erfolg gehabt. 
27) Vgl. hierüber meine Bemerkungen in ben Heibelberger Jahrb., 1840, 
Heft 1, 
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nur an einem beſtimmten Orte zu finden find, während derſelbe 
doch wegen feiner Lage, Größe u. |. w. nicht zu einer allgemeinen 
Schule paßt. Endlich kann ein Bildungszweig jo ganz losgetrennt 
von den übrigen Fächern ſeiner Gattung ſein, daß eine Verbindung 
mit denſelben nicht nüßlic wäre, während bie blos aͤußerliche An⸗ 
einanderhängung burch ihre Maſſe ſchadete. Uebrigens ift Kar, 
daß auch in biefen Fällen von ber Einrichtung einer Sonder-Schule 
nur unter ber doppelten Bedingung die Rede fein darf, daß bie 
allgemeinen Schulen bereit? befriedigend hergeftellt find und daß 
dad fraglihe Bedürfniß ein hinreichend allgemeines iſt. Eigen- 
thümliche Grundſaätze über die Pflicht ober dag Recht des Staates 
zur Errichtung folder Anftalten gegenüber von ben Unternehmungen 
von Privaten beſtehen nicht. 

Die obigen Vorausſetzungen treten nun aber ein: 

1) in ber Kategorie ber Vollsſchulen hinſichtlich bes Unter- 
richtes der Blinden und ber Taubftummen. in Beweis, daß 
bier eine eigenthümliche Unterrichtsart erforderlich ſei, ift wohl nicht 
erft nöthig. Und eben fo wenig kann e einem Zweifel unterliegen, 
daß es nicht blos Pflicht der Menfchlichkeit, ſondern überbieß auch 
wohlverſtandenes Intereſſe des Staates ift, diefe Unglüdlichen jo 
weit als möglich augzubilden, damit fie Mb fo eher nüßliche Mit- 
glieder der Geſellſchaft werben. Sehr zweckmäßig wird Unterwei- 
fung in paffenden mechanischen Arbeiten - mit bem intellectuellen 
Unterrichte verbunden werden 2). 

2) Zahlreichere Fälle von Sonberfchulen kommen bei den tech⸗ 
niſchen Gewerben vor, wenn nämlich beftimmte Dertlichleiten zu 
einem vollſtändigen Unterrichte erforderlih find. Unter anderen 
verdienen hier Erwähnung: 

a) Bergwerks-Schulen. Daß folche in der unmittelbaren 
Nähe von Berg: und Hüttenwerfen an ber rechten Stelle find, ift 
unzweifelhaft, indem nur bier dem, an fich freilich überall möglichen, 


1) Sehr ausführliche und gründliche Darftellungen über die Geſchichte, die 
Statiftit und bie Methode des Blinden: und des Taubflummenunterrichtes giebt 
Martin-Doisy, Dict. d’econ. charitable, ®b. I, &. 1801 fg.; 8b. IV, 
&@& 1777 ta 
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ihesretifchen Unterrichte Anſchauung und vorläufige Hebung beige 
fügt werden Tann. . Die Anſprüche einer folchen Anfialt auf tech⸗ 
niſche Sammlungen und Werkftätten find übrigenß nicht gering; 
alfo ift auch nur ein Staat, welcher bebeutenbe Bergwerle bat, fo: 
mit einer größern Anzahl von wiſſenſchaftlichen Berg: unb Hätten: 
männern bedarf, zur Errichtung einer foldden Akademie berufen. 
Mit weniger Mitteln ift eine Schule für Steiger und fonftige Vor- 
männer der Arbeiter herzuftellen. 

b) Die Schifffahrt erforvert ganz eigenthümliche Kennt: 
niffe und Uebungen; und natürlich iſt bie einzige Gelegenheit zur 
Anfchauung und zum Verſuche eine Hafenſtadt. Hier werben aber 
groeierlei Arten von Schulen an ber Stelle ſein. Einmal ſolche, 
welche die zur Leitung eined Schiffes nöthigen Kenntniffe lehren; 
zweitend Schulen für Schiffsbaumeiſter. Und zwar bebarf es in 
beiben Fällen nicht blos der Bildung von Befehlenden und feiten: 
ben, ſondern auch von ſolchen Männern, welche nur eine Unter: 
aufficht oder ein weniger fchwieriged Gefchäfte zu übernehmen haben, 
wie 3. B. von Schiffern, Lootſen, Zunmermannd-Werfführern. 

0) Seitdem ber Landbau nicht mehr bloß nach Veberlieferung 
getrieben wird, fonbern auf wifjenfchaftliche Grundlage geftellt if, 
find eigene land wir Sſchaftliche Unterrihtö=-Anftalten 
großes Bebürfnik. Da aber bie theoretiſche Lehre in ihrer Anwen 
bung muß gezeigt, überhaupt fo Vieles in der Natur und am 
Lebendigen ſelbſt nachgewiefen werden Können: fe iſt ein größeres 
Gut unentbehrlich als Grundlage einer ſolchen Anftalt. Nur alſo 
ba, wo der Staat über ein folches Gut verfügt, welches zu gleicher 
Zeit auch für Lehrer und Zoͤglinge Unterfommen gewährt, ift bie 
Errichtung an der Stelle. Uebrigens ift nicht wenig zu einer voll 
ftändigen Ausſtattung erforberlih an Vieh, Sammlungen, land⸗ 
wirtbichaftlichen Gewerbeanftalten. — Wenn die Abficht nur dahin 
geht, taugliche Aufieher oder Kleinere Landwirthe zu bilden, mag 
allerdings an Lehrmitteln Manches gefpart werben ®). 





2) 6. weinen Art. „Ackerbau⸗-Inſtitute“ in Rotteck und Welcker, Staats: 
Lericon, Ob. I, ©. 222 fg; Villeneuve-Bargemont, Econ. pol. 
chröt., ®b. III, ©. 268 fg.; Baumſt ark, Ueber ſtaats⸗ und landwirthſchaft⸗ 
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d) Zum Unterrichte in ber Forſt wirthſchaft find eigene 
Anftalten nicht etwa unerlaͤßliches Bedürfniß; es mag auch au 
einer anbern Lehranftalt, 3.8. einer Univerjität, einem polytechuiichen 
Juftitute oder einer Lanbwirthichaftsichule, Vorkehrung hierfür ge- 
teofien fein, je nach der gewählten Verbindung mit verfchiedenem 
Nugen. Allein nicht nur Tann eine forftliche Lehranftalt auch recht 
gut für ſich allein beftehen, und wird am beiten für fich beſtehen, 
wenn die Zahl ihrer Zöglinge ftörend für andere Schulen würbe: 
fondern jeden Falles darf fie nur an einem ſolchen Orte angelegt 
werben, welcher bie Benützung naher Waldungen erlaubt. Seven 


Falles erjcheint es übrigen? als unpaflend, eigene Foͤrſter⸗ Schulen 
als einen niederen Grad ſolcher Fachbildung zu beſtellen. Auch der 


Tide Akademieen. Greifsw., 1889; Heinrich, Web. Zweck und Wirkſamkeit 
landw. Lehrinſtitute. Bresl, 1847; Hartenſtein, Ueb. Zweck und Einrichtung 
hoherer landw. Lehranſtalten. Bonn, 1852. Beſchreibungen großer Anſtalten biefer - 
Art find: Die königl. württ. Lehranſtalt in Hohenheim. Stuttg., 1842; Schulze, 
Deutiche Blätter für Landwirtbfchaft. H. 1, Jena, 1848; Schober, Die Aa: 
demie Eldena. Greifsw., 1848; Hartenflein, a. a. D., Weber Poppelsdorf. 
Weber niedere Aderbaufgulen, f. Knaus, in ber Deutfchen Viertel⸗J.Schrift, 
1841, ©. II, ©. 863 fg.; Zeller, Die Bildung bed Bauernſtandes. Darmfl., 
1850. — Die Verbindung einer landwirthſchaftlichen Schule mit einer Univerfität 
oder einer polytechnifchen Schule kann nur bann gebilligt werben, wenn in un: 
mittelbarfter Nähe ein entſprechendes Wirthſchafts⸗ und Verſuchs-Gut zur Verfü- 
gung fleht; und auch dann Tamm wegen ber manchfachen fonftigen Berfchiebenheit 
ber Zwede und ber Zöglinge. Der Unterriht in ben allgemeinen Grunbfägen 
ber Landwirtbfchaft, welcher Fünftigen Verwaltungsbeamten allerdings mit Ruten 
auf der Hochſchule gegeben werden kann und fol, ift weſentlich verfchieben von 
ber Fachbildung für Landiwirthe. AM. iſt Rau, Volkswirthſch. Vol, Ste Aufl., 
1, &. 802 fg. — Ebenſo ſcheint && nicht zwekmäßig, zwiſchen bie Landwirth⸗ 
[Haft3:Afabemieen und die Aderbaufchulen eine Gattung von mittleren Schulen 
für die Söhne wohlhabenderer aber doch noch felbft arbeitenber Bauern einzus 
falten, wie bdergleihen in Belgien, Bayern u. f. w. beſtehen. Richtig TR 
zwar, daß für folche Zöglinge weder einer Seits ber wiſſenſchaftliche Unterricht 
unb ber koſtſpieligere Aufenthalt an einer höhern Anflalt bient, noch anderer 
Seitd eine blos practifche Unterweifung bei ber Arbeit und durch biefelbe genügen, 
ihnen auch eine Behandlung als Knechte kaum zuſagen würde Allein eine gut 
eingerichtete Ackerbauſchule vermeibet beide Ausftellungen, imbern fe theils Muter- 
richt ertheilt, theils ben Zöglingen eine pafiende Stellung einräumt, und fie ver⸗ 
bindet damit denn vor allem ben Sauptvortheil ber eigenen Einübung unb ber 
längeren Gewöhnung an richtiges Verfahren. Nur keine Halbwiſſerei und blofen 


EKhse! 


588 


Förfter hat, als Wirthſchaftsbeamter, die ſaͤmmtlichen Kenntnifie 
des gebildeten Forftmannes nothwendig; und ed kann nur zwei: 
mäßig fein, wenn auch in biefem Dienftzweige der |päter zu höheren 
Stellen Gelangende feinen Dienftweg durch die unteren nimmt. 
Wem beſonders gründliche und gelehrte® Willen in den Natur: 
oder ben Staatöwiffenfchaften erforverlich fcheint, mag folche noch 
neben der Forſtſchule auf einer Hochſchule fuchen ®). 


e) Nicht ungehörig wird es fein, hier auch die werjchiebenen 


Kriegsſchulen aufzuführen. Sie Tinnen fowohl wegen ber 
geringen Verwandtichaft ihrer Hauptfächer mit den fonftigen Unter: 
richtsanftalten, als auch wegen der ganz eigenthümlichen Haltung 
und Behandlung der Zöglinge nicht wohl anderen Schulen ange 
hloffen werben. Auch werden fie am pafjendften in großen Be 
ſatzungsſtaͤdten eingerichtet werden, zum Behufe der practifchen 
- Mebungen und wegen einer möglichit allgemeinen Benüßung ihrer 
Eurfe durch jüngere Krieger. Bei einzelnen ausgezeichneten Zoͤg— 
fingen Tann immer der fpätere Beſuch einer Hochſchule oder einer 
polytechnifchen- Schule Hinfichtlich der allgemeinen Bildung oder des 
_ grünblichern Unterrichtes in einzelnen Fächern günftig nachhelfen 9). 

f) Endlich ift ver Thierarzneifchulen Erwähnung zu thun. 
Mag e3 auch immerhin nöthig fein, auf Univerfitäten zur vollftändigen 
Abrundung der Ausbildung. ber Menfchenärzte auch einen Lehrſtuhl 
ber Thierheilfunde zu errichten: fo Tann doch bier das ganze Be 
dürfniß in keinem Falle befriebigt werben. Es find zwei weſentlich 
verfchiedene Klaſſen von Thierärzten nöthig. — Die erfte, bei weiten 
zahlreichere, begreift die practifchen Landthierärzte, be 
ftimmt zur wohlfeileren Beforgung der gewöhnlichen Krankheiten 
von Hausthieren und, zahlreich verbreitet über das ganze flache 
Land, neben ihrem Heilgefchäfte noch mit einem anderen Erwerbs⸗ 
zweige, 3. B. dem eined Hufſchmiedes, bejchäftigt. Solche bebürfen 
feiner eigentlichen wifjenjchaftlichen Bildung, fondern nur .einer ge: 
ſchickten Abrihtung und bedeutender Webung unter Auffiht in 
eigenen Anftalten. Aber auch die wiffenichaftlich gebildeten 


ZA. M if Hundeshagen, Forftpolizei, Ste Aufl, S. 346 fg. 
4) ©. den Art. „Kriegefhulen” in Krünitz, Encyklopädie, Bd. IL ©. 1fg- 
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Thierärzte koönnen nur in eigenen Fachjchulen, in welde fie 
etwa nach dem Beſuche ber Hochjchule eintreten, bie nöthige Aus⸗ 
führlichkeit des Unterrichted verbunden mit der gehörigen Einübung 
finden. Da ihrer nur wenige nöthig find, fo reichen natürlich auch 
wenige Anftalten folder Art für große Länderftriche aus 5). 

3) Selten wird die Errichtung gelehrter Sonder-Shu- 
[en an der Etelle fein, da der Zufammenhang der Wiflenjchaften 
einer Lostrennung nicht günftig ift, überbieß eine gute Beſetzung 
der Rehrftellen an folchen vereinzelten Anftalten häufig ‚große Schwies 
rigfeiten finden dürfte. Daher wird bei befonderen Bebürfnifien 
eine Erweiterung des Univerfitätsunterrichtes in der Negel das weit 
Zweckmäßigere fein. Doc laffen ſich Fälle denken, in welchen ver: 
einzelte Studien, wegen zufälliger Anweſenheit der Lehrmittel an 
einem anderen Orte, von der Hochſchule getrennt werben können, 
namentlich wenn bdiejelben bie bereit? gefchehene Vollendung ber 
allgemeinen Studien vorausfegen. Dieß kann 3. B. fein bei einer 
Anftalt zu Erlernung orientaliſcher Sprachen an dem Sitze 
einer reihen Handjchriftenfammlung; oder bei einer Bildungs⸗An⸗ 
ftalt für Archivbeamte am Aufbemahrungzorte reicher diploma⸗ 
tiſcher Schäße u. dgl. 

5.8 
b) Die Schulen für die weibliche Sugend. 

Die lange vernachläffigte und unzweckmäßige Erziehung des 
andern’ Gefchlechtes ift erft in fpäter Zeit beſonderer Aufmerffam- 
teit gewürdigt, dann aber der Fehler gemacht worden, daß man 
Häufig den Zweck verfannte und dad richtige Maaß nicht zu finden 
mußte, und nun eine gelehrte Erziehung Denen gegeben werben 
iolfte, welchen man biöher kaum die Elementartenntniffe zugewendet 
yatte. Weder Vernachläffigung noch Beibringung überflüffiger, ge⸗ 
wöhnlic auch noch oberflächlich gelehrter und nur halb verjtandener, 


5) S.Cothenius, Pensées sur la n&cessit& d’une école veterinaire. 
Berl., 1768; Zur, Der Thierarzt einer ‘der wichtigften Männer im Staate. 
Blaz, 1800; Derfelbe, Driginalin, S. 169. Gine Beichreibung einer guten 
niebern ZThierarzneifchule liefert: Hering, Ueber bie Einrichtung ber wärttemb, 
Thierarzneifchulen. Stuttg., 1832. 
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Kenniniſſe iſt aber eine tüchtige Vorbereitung zu Erfüllung ber 
künftigen Pflichten des Weibes umb richtiger Auffaſſung und Aus⸗ 
fuͤllung der Berhältnifie '). 

Der Zweck der weiblichen Erziehung kann Bein anderer fein, 
als das Mädchen zu feiner Stellung im hauslichen Leben, nament⸗ 
lich alſo zur Gattin, Mutter und Hemdfrau zu bilden. Ergiehung 
der Minden, Pflege der Kranken, Bejorgung bed Hausweſens, Sitti⸗ 
gung und Verſchoͤnerung der inneren Zuſtände finb ihre Beftim- 
mung; und Zucht, ftiler Fleiß, Sanftmuth und warmeB Gefühl 
ihre Zierden; die Familie, nicht das öffentliche Leben, iſt ber Kreis, 
in welchen fie fich zu bewegen bat. Diefe Eigenkhaften und Ge 
wöhnungen aber werben in ver Familie am leichteften geweckt und 
am ficherfien und veinften erhalten. Wäre fie für Alle möglich, 
jo vwirde die häusliche Erziehung ber Töchter unbebingt einer Bil: 
dung der Schulen, Penfionaten ober Ktöftern vorzuziehen fein. 
Allein freilich find die wenigften Ältern hierzu reich genug. Schulen 
für das weibliche Geflecht, und zwar in brei Abflufungen nad 
dem wahrfcheinlichen einjtigen Lebenskreiſe, muͤfſen alſo jeden Falles 
befichen; und auch ver Staat Hat heifenb einzufchreiten, wo ımd 
fo weit es feiner Unterftügung bebarf *). Dieß ift denn aber nicht 


1) Ueber weibliche Erziehung ſ. Henfel, Syſtem ber weiblichen Erziehung. 
I. II, Halle, 1787; ben, Weber die Ergiehung ber Tchter bes Mittelſtandes. 
2te Aufl,, Stendal, 1796; Heder, Gedanken über bie Einrichtung einer Töchter: 
ſchule. Berl. 1799; Suabedißen, Briefe über den Unterfchieb in ber Erjie: 
bung ber Knaben und Mädchen. Lüb., 1806; Niemeyer, Grunbfähe ber Er⸗ 
ziehung, ®b. II, S. 680 fg; Meier, Ueber weibliche Bilbung durch öffentlich 
Unftalten. 1826; Fecht, Lubw. Older und Louife Feld, oder Briefe über Töchter: 
bildung und Töchterſchulen, 18831; Schulz, Die Beſtimmung und Erziehung 
bes weiblichen Geſchlechts. Stuttg., 1844. 

2) Im manden Ländern if} die Erziehung ber Mäbchen in Koſtſchulen ober 
Klöftern allgemeine Gewohnheit. Dieß ift zu beklagen, benn abgefehen von ein: 
zelnen Ausnahmen ift diefe Art von Erziehung ohne allen Zweifel die ſchlechteſte 
don allen. Sie ift nichts weniger als eine Häusliche und Familien = Erziehung, 
ſondern verdirbt und verbildet nur allzuhäufig den Character und jelbft bie Sitten, 
bewirkt entweder durch ben, in folchen Anftalten unvermeiblichen, Zwang unge: 
dulvige Luft zu Zerſtreuung und Verſchwendung, ober zu Srömmelei und Indafb: 
famteit, fickt die Mäbhen ganz ımbelannt mit allen äußeren Berbältniffen md 
Beblirfnifien ins Leben, Teicht fich und: ihrer Fünftigen Familie zum Unglücke, if 
Überdieß ber Erſtarkung des Körpers fehr ſchädlich. (NVUeber Iehtern Punct ſiche 
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eiiwa nur bei der unterften Abtheilung, ven Volksſchulen für Mäd⸗ 
hen, ber Fall, welche natürlich ganz berjelben Fürſorge und Uster: 
ftügung bedürfen, wie die Schulen für Knaben; fondern auch bei 
ber mittlern und hoͤhern Gattung. Wenn diefe gewöhnlich Privat 
unternehmern ganz überlafjen werben, und der Staat keine Vers 
pffichtung für einen bie gewöhnliche Volksſchule überfteigenden 
Unterricht anerkennt, jo ift dieß handgreiflich grundſatzlos, und hat 
überbieß den Nachtheil manchfach ungenügender und verkehrter Bil- 
dung. Es iſt gar fein Grund einzufehen, warum nicht jo gut, 
wie für Iateintiche Schulen, Sumnafien u. |. w., auch für mittlere 
und höhere Schulen für das weibliche Gejchlecht geforgt werben fol. 

Ueber den Inhalt und den Umfang bes zu ertheilenden Unter 
richtes, und zwar zunächit über die Verſtandesbildung, gelten aber 
folgende Srımbjäße. 

1) Ze mehr beim weiblichen Gefchlechte dad Gefühl md bie 
Einbildungsfraft vorwalten, bejto nothmwenbiger ift es, biele 
geiftigen &igenjchaften zu regeln und nützlich zu machen. Hierzu 
aber ift zweierlei nothwendig. Einmal muß um fo ficherer anf 
eine ftrenge Uebung der Denkkraft gewirkt werden. Es hängt 
von dem ‚gefunden Urtheile der Frau zu viel Hinfichtlich ber Kinder⸗ 
erziehbung, des Gebeihend der Wirthichaft und jomit des Familien⸗ 
glückes ab, ala daß nicht jeve Gelegenheit beim Unterrichte benüft 
werden müßte, um Mare Auffafjung, richtiges Urtheil und logiſches 
Schließen zu entwicdeln. Natürlich kommt ed dabei nicht auf eine 
Ichulgerechte Form, jondern auf die Sache an. Und nur in fo ferne 
fann in diefem Puncte von einem Unterjchiede zwifchen ben Höheren 
und niederen weiblichen Schulen die Rebe fein, als bei ven erſteren 


Frand, Mebdic. Polizei, Bd. I, ©. 464 fg.) Anſtalten diefer Art können allers 
dings nicht ganz umgangen werden, theil3 für ganz Verwaiste, theils für Solche, 
welche an dem Wohnfige der Altern Feine Gelegenheit zur entjprechenden Bildung 
finden und an ben dazu geeigneten Orte Teine fichere Unterkunft erhalten Fönnen; 
allein eine VBeranftaltung berfelben durch den Staat dürfte kaum je nöthig fein. 
Eo viele Koſtſchulen oder Klöfter, als zum Nothbehelfe nöthig find, werden immer 
errichtet fein; und es bedarf fomit Feiner Beihilfe zu dem beften Falles zweifel: 
haften Mittel, befien Mängel ohnebem in Staatsanftalten am wendgften ver: 
mieden fein werben. 
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die länger fortgefeßte Schulzeit und die außgebehnteren Kenntniffe 
erlauben, burch Unterricht in den philojophifchen Anfangsgrünben, 
namentlich in der Piychologie und Anthropologie, unmittelbar auf 
die Entwidlung klarer Begriffe Hinzuarbeiten, während in ben 
Volksſchulen es nur gelegentlich eines andern Unterrichtes gejchehen 
kann. — Zweiten? aber find Einbildungskraft und Gefühl durd 
Erwedung und Augbildung de Schönheitsjinnes zu verebeln. 
In jedem Lebendverhältnifie bat dag Weib die beneidenswerthe Auf 
gabe, die Zuftände ihrer Umgebung zu verjchönern; Hierzu bebarf 
fie. aber felbft eines feinen Gefühles. Außerdem wird ihr eigenes, 
ſo wefentlich innerliches, Leben für fie genußreicher fein, wenn bie 
Einbildungsfraft mit jchönen Stoffen verjehen if. Die äußeren 
Verhältniffe machen auch bier Teinen Unterfchteb in der Aufgabe 
für die Schule, jondern nur Hinfichtlich der Wahl der Mittel un 
des Grades der Ausbildung °). 

2) Die Belehrung über dag ftaatsbürgerlihe Verhält 
niß fol nicht den Zweck haben, die Frauen in bie Beforgung ber 
Öffentlichen Angelegenheiten bereinzuziehen; allein es dient zu ihrem 
eigenen materiellen Bortheile, wenn fie mit den aus ihrer Theil 
nahme an ber bürgerlichen Gejellichaft hervorgehenden Rechten und 
Pflichten wenigftend im Allgemeinen befannt find; auch Fönnen 
Mare Begriffe hierüber, veredelt durch reines weibliche® Gefühl, nur 
beilfam auf die Erziehung ber Kinder einwirken. Leicht Tann bie 
fer Theil des Unterrichtes mit einem andern Lehrgegenſtande ver: 
bunden werben, 3. B. mit dem reltgiöfen oder fittlichen, ober in 
ben höheren Anftalten mit Geſchichte und Erdkunde. 

3) Die in den drei Abtheilungen ber Mädchen Schulen zu 
lehrenden Kenntniffe find mehr den Umfange und dem Grabe, ald 
ber Gattung nach verjchieden. Die Beftimmung des Mädchens if 
in allen Ständen und Verhältniſſen dieſelbe. Gewiffe Kenntnife 
müſſen daher allen gemeinschaftlich fein, und nur Weiteres und 
Berfeinerted verlangen die günftigeren Verhältniſſe. Diefes gemein: 
ſchaftliche Wiffen befteht denn nun aber theild in den gewöhnlichen 

8) ©. Mme Necker de Saussure, Kducat. progressive, 2b. II, 
©. 148 fg.; Schulz, a. a. O., ©. 145 fg. 
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Elementartenntniffen, theild in der Bekanntichaft mit ben verfchte- 
denen weiblichen Arbeiten und Haußhaltungsgefchäften. Selbft in 
den hoͤchſten und reichiten Ständen werben leßtere ohne ſehr fühle 
baren Nachtheil nicht entbehrt werden können. Die Hausfrau kann 
ihre Aufgabe ohne manchfache Fertigkeiten und Kenntniffe, fo wie 
ohne einen nur durch frühe Uebung zur Gewoͤhnung werbenben 
Sinn mit Erfolg nicht loͤſen; zweifach nicht in denjenigen Verhält⸗ 
nifjen, wo die ganze materielle Kaft der Haushaltung auf der Frau 
liegt. Auch ift immerhin die Möglichkeit zu beachten, daß die Jung⸗ 
frau feine pafiende Heirath findet und, wenn ohne Vermögen, auf 
ihren Arbeitöverdienft zum Lebensunterhalte angewiefen ift %). In 
allen Ständen endlich ift Bekanntſchaft mit ber Törperlichen und 
geiftigen Behandlung der Kinder ein dringendes Bedürfniß. Das 
Wohl und felbft dag Dafein des Fünftigen Gejchlechtes hängt davon 
ab °). — Zu diefen für Alle gleichmäßig nothwendigen Kenntniffen 
fommen benn nun allerbings für die in günftigen Verhältniſſen 
Lebenden noch weitere Unterrichtägegenftände. Bekanntſchaft mit 
Geſchichte und Erbbeichreibung, Kenntniß fremder lebender Spras 
hen (je nach der Landesſitte), jo wie ber Literatur, die Anfangs⸗ 
gründe der Naturkunde und Naturgefchichte, zieren und find nützlich; 


4) Mit großem Rechte macht Eurtmann, Gewerbefhulen f. d. weibliche 
Geſchlecht. Offenb., 1836, aufmerffam auf die fo ſehr bedrohte, wo nicht unglüds 
liche Lage ber Mädchen aus dem Mittelftande, für welche bei Ermanglung einer 
Verheirathung und eined zureichenden väterlihen Vermögens die Mittel zu Er⸗ 
werbung eined anftändigen Lebengunterhaltes fo karg zugemeſſen feien. Wenn er 
aber das eine Auskunftsmittel in ber Errichtung von eigenen weiblichen Gewerbes 
ſchulen, in welchen gewifle leichtere Gewerbe zur felbfiftändigen Ausübung von 
Frauen gelehrt werden follen, findet, fo möchten boch wohl nur wenige Gewerbe 
ſich Hierzu eignen und gehörigen Gewinn verfprechen. Allein jeden Falles ift fo 
viel richtig, daß dem Unterrichte in weiblichen Arbeiten namentlich in den Mittel: 
ſchulen für Mädchen die möglichfte Ausdchnung gegeben werben follte, ſelbſt auch 
Belchäftigungen, wie Kleider: und Handſchuh⸗Machen, Papparbeit u. |. w., find 
paflenp. 

5) Natürlich kann dieſer Unterricht nur erwachſenen Mädchen ertheilt 
werben; er wird fich daher in der Negel — leider — auf bie höheren, allenfalls 
noch auf die mittleren Anftalten befchränten müflen, weil die Mäbchen aus ben 
unteren Ständen fchon früher die Schulen verlafien. Ta, wo für bie erwachjene 
Jugend Sonntagsfchulen eingerichtet find, ran Übrigens auch bei letzteren ber 
Sinberungsgrund weg. 

v. Mohl, Polizeiwifl. I. 3. Auflage. 88 
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von den Grundzügen ber Philofophie war oben bereit bie Rede. 
Da ed an einem feiten, aus der Natur ber Sache hervorgehenden 
Anbaltspuncte fehlt, jo ift die Beſtimmung, wie viel von bielen 
Kenntniffen auch in den mittleren Lehranjtalten gelehrt werben, 
welche andere aber nur den höheren vorbehalten bleiben follen, mit 
Schärfe nicht zu machen. Theils die Dauer der Schuljahre, theils 
Landezfitte und Hffentliche Meinung müfjen barüber entfcheiven; im 
Allgemeinen wird angenommen werben können, daß der Unterricht 
in Gefchichte, Erbbejchreibung, Naturgefchichte auch ſchon in den 
mittleren Anſtalten an feiner Stelle if. Sehr nothwendig iſt 
übrigen®, weitverbreiteten Erfahrungen gemäß, die Warnung, ben 
Umfang der Lehrgegenftände nicht auf Koften der Genauigkeit und 
bed Ernftes in dem Unterrichte auszudehnen. 

Zweierlei Hinderniffe ftehen allerdings in Hleineren ländlichen 
Gemeinden der. Erfüllung diefer ſämmtlichen Forderungen entgegen, 
nämlich die Unmöglichkeit, zweierlei Schulen zu bezahlen, und bie 
Schwierigkeit, zwechmäßigen Unterricht in den weiblichen Arbeiten 
zu ertheilen. — Das erjtere Hinderniß wird häufig ganz unbefieg- 
bar fein wegen der Koften. Und wenn .jchon an fich die den bei- 
den Gefchlechtern beizubringenden Elementarkenntniſſe in dieſer nie 
berften Art von Schulen ungefähr diefelben find, und fomit wohl 
von bemfelben Lehrer beiden gelehrt werden koͤnnen: jo bleibt doch, 
wo feine getrennten Schulen errichtet werden finnen, entweder ber 
Nachtbeil, Knaben und Mädchen zu. derfelben Zeit dieſelbe Schule 
befuchen laſſen zu müffen oder es fällt bei einer Trennung der 
Gejchlechter die Unterrichtözeit für jedes um die Hälfte kürzer aus. 
Eben jo ſchwierig ift häufig die Entfernung des andern Uebelſtandes, 
welcher wieder zweierlei Urfachen bat: theild nämlich fehlt es an 
tauglihen Lehrerinnen; theils Tiegt das Hinderniß in der Sad 
jelbit, indem zu gewiffen Arbeiten, 3. B. zur Speifebereitung, Be 
jorgung der Wälche u. |. w., ſelbſt wenn eine taugliche Lehrerin 
vorhanden wäre, fein Raum und Feine Zeit in der Schule if Es 
läßt ſich alfo nur verlangen, daß wo eine gümftige Gelegenheit befteht, 
3. B. durch Benügung einer öffentlichen Anftalt, diefe nicht ver 
aumt werde. Wenn nämlich ſchon ſolche Arbeiten in her eigenen 
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Familie erlernt werden können und von vielen auch wirklich erlernt 
werben, jo fehlt doch immer vielen Mädchen, namentlich auch aus 
den niedern Ständen, (gerade alfo folchen, welchen viefe Fertigkeiten 
am nothwendigjten und nüßlichften wären,) bie Gelegenheit einer 
pünktlichen und zureichenden Anwetfung und Uebung. In größern 
Städten Tann, bet einigem guten Willen, die Möglichkeit zur Grün 
dung und Erhaltung von Schulen für weibliche Arbeiten zur Aus⸗ 
bildung bereit? herangewachjener Maͤdchen ohnedieß nicht fehlen. 

Wichtig ift die Frage, ob nicht Frauen als Lehrerinnen 
an den Xöchterfchulen bejtellt werben follen? Unzweifelhaft hat 
diefe Einrichtung bebeutende Vortheile, nämlich richtigere Behand⸗ 
lung der Mädchen, größere Sorgfalt für Eitte, Unterricht in den 
weiblichen Arbeiten; diberdieß, was gar nicht minder anzufchlagen 
ift, dient eine folche Verwendung zu anftändigem Lebensberufe für 
fonft unverforgte Jungfrauen oder Wittwen. Allein ba anf ber 
andern Seite auch eine unficherere Methode und geringere Kraft 
des Unterrichtes, jo wie, in der Regel wenigftens, Oberflaͤchlichkelt 
ber Kenntniffe zu erwarten ftehen: fo ift doch die Einrichtung da 
nicht zu rathen, wo nur Ein Lehrer angeftellt werden fanı. Das 
gegen wird allerding® in den mittleren und höheren Anftalten bie 
Beigabe von Lehrerinnen zur beftändigen Aufficht und zum Unter 
richte in den weiblichen Arbeiten, vielleicht auch noch in geeigneten 
- Nebenfächern, ſehr wünfchenzwerth fein ®). 

Die Bertheilung der verjchiedenen Arten von Maͤdchenſchulen 
ift durch die Verhältnifje ſelbſt unzweifelhaft vorgeſchrieben. Jede 
Gemeinde bedarf wenigitend? Einer Schule für die Xöchter der 
arbeitenden Klaſſen; jchon in Tleineren Stäbten wird ſich bad 
Bedürfniß einer Mittelichule herausftellen; daß endlich in großen 
und von reichen und vornehmen Familien bewohnten Städten auch 


noch höhere Anstalten vorhanden fein müflen und können, fällt 
in die Augen. | 


6) S. Schwarz, Die Schulen, ©. 84. 
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Zweite Adtheilung. 
Anſtalten zur Fortbildung des erwachſenen Geſchlechtes. 


§. 85. 
1) Deffentliche Sammlungen. 

Selbſt ein vollſtändig eingerichtetes und allgemein benütztes 
Syſtem von Unterrichts⸗Anſtalten reicht zur Herbeiführung der 
hoͤchſtmoͤglichen Bildung nicht aus; ſondern hierzu bedarf es noch 
weiterer Anſtalten, theils um zu verhindern, daß das Erlernte nicht 
wieder nach Beendigung der Schuljahre alsbald in Vergeſſenheit 
komme, theils zur Unterſtützung des ſelbſtthätigen Weitervorſchrei⸗ 
tens der Erwachſenen. Freilich werden es überall verhältnißmäßig 
nur Wenige fein, welche ſelbſtſtäͤndig und mit Erfolg weiter bauen; 
allein dieje ziehen dag ganze Volt nach ſich. 

. Dieje Fortfegung der Verftandezbildung nach den Schuljahren 

erfordert aber beftimmte Mittel und Unterftügungen. Namentlich 
ift in Beziehung auf die Weiterftrebenden Mar, daß es in keinem 
Fache der menjchlichen Bildung möglich ift, etwas nach allen Thei- 
fen Vorzügliches zu fchaffen ohne Bekanntſchaft mit dem, was An 
bere ſchon über diefen Gegenftand gedacht, verjucht, geleistet haben. 
Nur auf den Schultern der Vorgänger ftehend reicht man weiter 
ala fie. Und wenn auch in feltenen Fällen und in gewiffen Fächern 
das Genie ſich ununterrichtet eine Bahn brechen kann, fo wäre, 
mindeftend in der Form, das Wert vollendeter geworben durch 
Kenntniffe. Das nöthige Material zu beiden Zwecken Tann aber 
von ben wenigjten ‘Privaten herbeigejchafft werben; es ift zu koſt⸗ 
bar, nimmt zu großen Raum ein, und es wäre überdieß eine nuk- 
lofe Verſchwendung des Volksvermögens, wenn Jeder fich das wie: 
der beſonders anjchaffte, was, Einmal vorhanden, für Alle Hinreict. 
Taher denn die Nothwenbigkeit mandhfacher öffentlicher, Jedem 
leicht zugänglicher Sammlungen. 

Daß diefelben gerade vom Etaate angefchafft werben, ift frei: 
lich keineswegs nöthig; vielmehr wird derſelbe auch Hier nur im 
Nothfalle eintreten, d. h. wenn weder von Seiten einer Gemeinde, 
noch durch Einzelne für dad Bedürfniß geforgt ift. Letzteres kann 
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yer wieber auf boppelte Weiſe gefchehen, entweder durch freiwillige 
eiträge und Stiftungen, oder aber mit Beabfichtigung eine Ge- 
innes, indem für die Benützung Bezahlung gefordert wird. Daß 
eilich eine dem Publikum unentgeltlich überlaffene Sammlung, 
eil in ihrem Beſtande gefichert, vor Allem aber, weil häufiger be- 
ist, weit vorzuziehen it, bebarf feines Beweiſes. Solche nüb: 
he Freigebigkeiten find fomit auf alle Weife zu begünftigen und 
ı fördern. Deffentliche Aufforderungen, Belobungen und fonftige 
hrenaugzeichnungen, die Einräumung des erforberlicden Raumes 
. Staatdgebäuben u. |. w., können manchfach wirken. Allein auch 
3 Gewinn=Unternehmen veranftaltet, mag eine Sammlung manch⸗ 
che VBortheile gewähren, und es, tft ihrer Einrichtung nicht grund: 
glich in den Weg zu treten. Nur überfchreitet der Staat keines⸗ 
egs feine Befugniſſe, wenn er fich eine genaue Meberwachung 
rüber vorbehält, daß Keine verberblichen und verbotenen Gegen- 
inde der öffentlichen Benübtung übergeben werben ). — Bleibt 
m Staate die Verbindlichkeit der Errichtung und Unterhaltung, 
verjteht es fih, daß jede Regierung hierin nach ihren Kräften 
ut, und daß ein allgemeined Maaß foldher Anftalten nicht vor: 
jchrieben werben mag. Es iſt einer der Vortheile eines großen 
ıd reihen Staates, für folche Gegenjtände Vieles verwenden zu 
nnen. Sn allen Fällen aber müſſen folgende Forderungen be⸗ 
htet werden. Einmal hüte man fich vor Zerfplitterung der Gelb: 
äfte und der Anftalten; auch mit mäßigen Mitteln kann, wenn 
: zufammengehalten werben, Großes in ſolchen Sammlungen ge- 
jtet werden, und umgekehrt verfchwinden felbjt bedeutende aber 
(zu vertheilte Anjtrengungen. Zweiten? errichte man die Samm⸗ 

1) Es handelt fi bier hauptſächlich, boch keineswegs ausſchließlich, von 
ihbibliotheken. Daß diefe zu vieler unnüßer und felbft pofitiv nach⸗ 
iliger Leferei Anlaß geben, unterliegt keinem Zweifel: aber nicht nur bat ber 
aat fein Mecht, feinen Bürgern blos ernſthafte Bücher aufzundthigen; fondern 
wirb doch auch unzweifelhaft viele nützliche Bildung durch biefe Anftalten ver: 
itet. Daß in denfelben Feine Bücher geduldet werben, welche burch gejeßliche 
aaßregeln des Staates überhaupt verboten worden find, verfteht fih. Eben 
ſes gilt von ber Ausftellung anftößiger Bilder, plaftifcher Darftellungen u. ſ. w. 


Sammlungen anderer Art. Unvermuthete Unterfuchungen müſſen gegen Um⸗ 
yung bed Berbotes fichern. 
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lungen an benjenigen Orten, wo fie hauptfächlich Bedürfniß find 
und gebraucht werden, nicht aber da wo fie am meiften glänzen; 
gelehrte Anftalten alſo eher in Univerfität3- als in Hauptftäbten. 
Drittens fei der Gebrauch fo allgemein und formlos geftattet, ala 
er mit ber Sicherung und Erhaltung der aufbewahrten Gegenftänbe 
nur irgend beftchen kann *). 

Bon folchen öffentlichen Sammlungen innen aber (und follen 
wo möglich) folgende angelegt werben: | 

1) Büherfammlungen. Für alle Stände und Beichäf- 
tigungen brauchbar, für manche ganz unentbehrlich, find fie unzwei- 
felbaft von allen ſolchen Anftalten die nüglichiten und nothwenbig- 
ften. Sie dienen gleichmäßig für Erhaltung der gewonnenen und 
für felbjtthätige Erwerbung einer weiteren Bildung. — Das Be 
bürfnig eines Landes an Bücherfammlungen wird übrigens nur 
dann vollitändig befriedigt fein, wenn 

a) in jeder Gemeinde eine, wenn auch nur Heine aber auf 
die Bebürfniffe des Haupttheiles der Bevölferung berechnete Samm⸗ 
Iung ſich befinde. An paſſenden Schriften religiöfen, fittlichen, 
technifchen und unterhaltenden Inhaltes in gemeinfaßlicher Form if 
fein Mangel. Iſt eine ſolche Sammlung nicht durch Privaten zu 
gründen ®), fo kann fie nad) und nach aus ber Gemeinbelaffe, aus 


2) Wie vortheilhaft zeichnen fich hier z. B. die franzöſiſchen Einrichtungen 
aus gegen die englifchen, welche nur gegen Geld, ober bie deutfchen, welche nur 
beftimmten Rangklaſſen geöffnet zu fein pflegen. Nicht ber Ruben ober bie Be 
quemlichtett der Auficher, fonbern ber Bortheil unb das Necdt des Publicumd 
fommen bier in Anſchlag. Beichädigungen durch Ungebildete begegnet man leid 
durch ſtrenge Auffiht und Ordnung, fo wie durch eindruckmachendes Aeußere der 
Einrichtung. Der Unterſchied, welchen eine Beſteuerung der Beſuchenden macht, 
mag ſich 3. B. daraus ergeben, daß ben Tower in London im Jahre 1838, als 
der Eintrittäpreis 3 Sh. war, etwa 12,000 Berfonen- befuchten, im Jahre 1841 
aber über 90,000, weil nur noch 6 D. bezahlt werden mußten. Auch das if 
zu beachten, daß im leßten Jahre die Einnahme bie boppelte von 1838 war, 
obgleich ſechsmal weniger vom Einzelnen gegeben wurde. S. Companion to 
the alman., 1842, ©. 170. 

3) Am bäufigften unter allen Arten von Sammlungen kommen Bibliotheken 
burch Privatveranftaltungen zu Stande. Ohne von einzelnen großen Bibliotheken 
zu reden, welche von Privaten geftiftet wurden, fo find als Beifpiele nicht nur 
- bie Vibliofhefen fo vieler in allen Ländern verbreiteter Lefelabinete, Diufeen u. ſ. m 
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dem Schulfonds, durch einzelne Gefchente des Staates zuſammen⸗ 
gebracht werben. Der Geiftliche, Schullehrer oder ein Ortsvorſteher 
fann fie mit leichter Mühe verwalten und nußbar machen‘; ber 
Standort ift auf dem Rathhauſe oder in der Schule zu finden. 
Außerdem ift es möglich, neben den einer jeden Sammlung blei- 
bend angehörigen Büchern einen regelmäßigen Austaufch von nur 
vorübergehend zur Benützung überlaffenen Sammlungen einzurich: 
ten %). Größere und reichere Gemeinden vermögen Bedeutenderes 
zu leiften, wie denn auch die Bebürfniffe ihrer Bürger vieljeitiger 
und gefteigerter find; kleinere und ärmere können fich zu eimem 
gegenfeitigen Austauſche verbinden. Die Anſchaffung beſonders 
nütlicher Schriften für die Gemeinbe-Bibliothefen Könnte das Cult 
minifterium allgemein empfehlen oder durch Vertheilung von Exem⸗ 
plaren erleichtern 2). 

b) Eine ſehr nütliche Gattung von Bücherfammlungen find 
diejenigen, welche mit beftimmten Anftalten verbunden find und 
deren Mitgliedern zur Benütung unbeſchränkt frei ftehen. Hierher 





zu nennen, ſondern namentlich auch bie oft ganz beträchtlichen Sammlungen, 
welche, befonders in Schottland, England und Amerika, bie Handwerker eines 
Ortes zu ihrem Gebrauche mitteljt Pleiner möchentlicher Beiträge anzulegen unb 
zu unterhalten pflegen. S. Brougham, Pract. Bemerkungen über die Außs 
bildung ber gewverbetreibenden Klaffen. Berl., 1827; Ducpetiaux, De la 
condition des jeunes ouvriers, ®b. II, ©. 183 fg. 

4) Zu ſolchem Zwede ift im Jahr 1862 in Paris die Socist6 Franklin 
gegründet worben. Gegen einen Jahresbeitrag von 12 Fr. unb eine Monatss 
zahlung von 7 Fr. 50 C. erhält eine Gemeinbebiblioihet auf drei Monate eine 
Kifte mit 50—60 gebundenen Büchern im Wertbe von 200 Fr. gelichen. Ein 
Katalog geftattet die gewünfchte Auswahl. S. Laurent, Assoc. de pr&voy., 
Bb. II, S. 408. 

5) &3 mag allerdings als ein fehr ibealer Wunſch erfheinen, in jedem Dorfe 
eine Feine Bücherſammlung finden zu können; daß feine Erfüllung aber unmögs 
lich ift, möchte ſchwerlich zu beweifen jein. Die Koſten find es nicht, welche bie 
Ausführung erſchweren, fonbern ber fehlende Willen und die Einficht. Diele 
können aber bei Vermehrung der Bildung ſich finden, ein gute Gultminifterium 
mag nachhelfen und zum @uten zwingen. Eigens zur Förderung bed Zweckes 
gebildete Gefelfchaften mögen die Anfchaffung der Bücher leiten und erleichtern, 
namentlich den zeitweifen Auſstauſch von wanbernben Sammlungen möglih ma⸗ 
hen. ©. Preusker, Weber öffentliche, Vereins: und Privat:Bibliothefen, Lpz., 
1839; Laurent, a. a. O., ®b. U, ©. 895 fg. 
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lungen an benjenigen Orten, wo fie hauptfächlich Bedürfniß find 
und gebraucht werden, nicht aber da wo fie am meiften glänzen; 
gelehrte Anftalten aljo eher in Univerfität3- als in Hauptftäbten. 
Drittens fei der Gebrauch jo allgemein und formlos geftattet, al 
er mit ber Sicherung und Erhaltung ber aufbewahrten Gegenftänve 
nur irgend bejtehen fann *). 

Bon folchen öffentlichen Sammlungen önnen aber (und follm 
wo möglich) folgende angelegt werben: 

1) Büherfammlungen. Für alle Stände und Beichäf: 
tigungen brauchbar, für manche ganz unentbehrlich, find fie unzwei⸗ 
felhaft von allen jolchen Anftalten die nüglichiten und nothwendig— 
ften. Sie dienen gleichmäßig für Erhaltung der gewonnenen und 
für ſelbſtthätige Erwerbung einer weiteren Bildung, — Das Be 
dürfniß eine Landes an Bücherfammlungen wird übrigens nur 
dann vollftändig befriedigt fein, wenn 

a) in jeder Gemeinde eine, wenn auch nur Keine aber auf 
die Bebürfniffe des Haupttheileß der Bevölkerung berechnete Samm: 
lung fich befindet. An pafjenden Schriften religiöfen, fittlichen, 
technifchen und unterhaltenden Inhaltes in gemeinfaßlicher Form iſt 
fein Mangel. ft eine ſolche Sammlung nicht durch Privaten zu 
gründen ?), jo kann fie nad) und nach aus der Gemeinbelaffe, aus 


2) Wie vortheilhaft zeichnen ſich hier z. B. die franzöfiichen Einrichtungen 
aus gegen die englifchen, welche nur gegen Gelb, oder bie beutfchen, welche nur 
beftimmten Rangklaſſen geöffnet zu fein pflegen. Nicht ber Nuten ober die Be 
quemlichkeit der Aufſeher, fonbern der Bortheil und dag Net des Publicums 
fommen bier in Anſchlag. Beichäbigungen durch Ungebilbete begegnet man leicht 
burch ſtrenge Aufficht und Ordnung, fo wie durch eindruckmachendes Aeußere ber 
Einrihtung. Der Unterfchieb, welchen eine Befteuerung ber Befuchenden malt, 
mag fi) 3. B. daraus ergeben, baß den Tower in London im Jahre 1838, ala 
ber Eintrittäprei® 3 Sh. war, etwa 12,000 Perſonen befuchten, im Jahre 1841 
aber über 90,000, weil nur noch 6 D. bezahlt werben mußten. Auch das if 
zu beachten, daß im lebten Jahre die Einnahme die doppelte von 1838 war, 
obgleich ſechsmal weniger vom Einzelnen gegeben wurde. S. Companion to 
the alman., 1842, ©. 170. 

8) Am häufigſten unter allen Arten von Sammlungen kommen Bibliothefen 
burch Privatveranftaltungen zu Stande. Ohne von einzelnen großen. Bibliothefen 
zu reden, welche von Privaten geftiftet wurden, fo find als Beiſpiele nicht nur 
- bie Vibliofhefen fo ‚vieler in allen Ländern verbreiteter Lefelabinete, Diufeen ı |. m 
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dem Schulfonds, durch einzelne Gejchente des Staates zuſammen⸗ 
gebracht werden. Der Geiſtliche, Schullehrer oder ein Ortsvorſteher 
kann fie mit leichter Mühe verwalten und nutzbar machen; ber 
Standort ift auf dem Rathhauſe oder in der Schule zu finden. 
Außerdem iſt es möglich, neben den einer jeben Sammlung blei⸗ 
bend angehörigen Büchern einen regelmäßigen Austauſch von nur 
vorübergehend zur Benütung überlaffenen Sammlungen einzurichs 
ten %). Größere und reichere Gemeinden vermögen Bedeutenderes 
zu leiften, wie denn auch die Bebürfniffe ihrer Bürger vielfeitiger 
und gefteigerter find; kleinere und ärmere können fih zu einem 
gegenfeitigen Austauſche verbinden. Die Anſchaffung bejonvers 
nütlicher Schriften für die Gemeinde-Bibliothelen koͤnnte dag Eult- 
minifterium allgemein empfehlen ober durch Bertheilung von Exem⸗ 
plaren erleichtern °). 

b) Eine ſehr nügliche Gattung von Bücherfammlungen find 
diejenigen, welche mit bejtinmten Anjtalten verbunden find unb 
deren Mitgliedern zur Benütung unbeichränft frei ftehen. Hierher 


zu nennen, fonbern namentlich auch bie oft ganz beträchtlichen Sammlungen, 
welche, befonders in Schottland, England unb Amerika, bie Handwerker eines 
Drtes zu ihrem Gebrauche mittelft Fleiner wöchentlicher Beiträge anzulegen unb 
zu unterhalten pflegen. ©. Brougham, Pract. Bemerkungen über die Aus⸗ 
bilbung ber gewerbetreibenben Klaſſen. Berl., 1827; Ducpetiaux, De ki 
condition des jeunes ouvriers, ®b. II, ©. 183 fg. 

4) Zu ſolchem Zwecke ift im Jahr 1862 in Paris die Socists Franklin 
gegründet worben. Gegen einen Sahresbeitrag von 12 Fr. und eine Monats: 
zahlung von 7 Fr. 50 C. erhält eine Gemeindebiblioihet auf drei Monate eine 
Kite mit 50—60 gebundenen Büchern im Wertbe von 200 Fr. geliehen. Ein 
Katalog geftattet die gewünjchte Auswahl. ©. Laurent, Assoc. de prevoy., 
3b. II, ©. 408. 

5) Es mag allerdings als ein fehr idealer Wunſch erſcheinen, in jedem Do 
eine Feine Bücherſammlung finden zu können; daß feine Erfüllung aber unmög⸗ 
lich ift, möchte [chwerlich zu beweifen fein. Die Koften find es nicht, welche die 
Ausführung erfchweren, fondern ber fehlende Willen und bie Einficht. Diefe 
fönnen aber bei Vermehrung ber Bildung fi finden, ein gute Gultminifterium 
mag nachelfen und zum Guten zwingen. Eigens zur Förderung des Zwedes 
gebilbete Geſellſchaften mögen bie Anſchaffung ber Bücher leiten und erleichtern, 
namentlich ben zeitweifen Außtaufch von wanbdernden Sammlungen möglid mas 
hen. ©. Preusker, Weber öffentliche, Vereind: und Privat-Bibliothefen, Lpz., 
1839; Laurent, a. a. O., ®b. U, ©. 895 fe. 


600 


gehören namentlich bie höheren Arten von Unterrichtsanftalten aller 
Art, beſonders Seminarien und Sonderſchulen. Bei foldhen An- 
ftalten ift daher immer eine entjprechende Summe für Büder: 
anfchaffungen auszuſetzen; Verwaltung und Benügung find leicht 
zu regeln. — Schwierig ift eine nach allen Seiten hin richtige Be- 
ftimmung binfichtlich der den Staatsbehörden zuzutheilenden Bücher: 
fammlungen. Einer Seit? Tann bei der gewöhnlich mäßigen Be: 
foldung der Beamten, ber Erfahrung gemäß, nur jehr felten auf 
eine durch die Benübung neu erfcheinender Werke bebingte wifien: 
fchaftliche Fortbildung derſelben gerechnet werben, während fie doch 
gerade bei ihnen jo höchft wünfchenswerth wäre, damit nicht neue 
Gedanken und Verbeſſerungsvorſchläge immer erſt mit dem nächiten, 
auf den Schulen damit bekannt werbenden, Gejchlechte in Umlauf 
und Anwendung fommen. Ein einziges Buch in einer amtlichen 
Bücherfammlung fann für die Unterthanen reichlichere Früchte tra- 
gen, al? große am unrechten Orte aufgeftellte Maſſen. Auf ver 
andern Seite würde eine Ausftattung jeder einzelnen Behörde mit 
einer entfprechenden Bücherfammlung zu einer fehr beträchtlichen 
Ausgabe und doch zu einer verberblichen Zerfplitterung der Mittel 
führen. Das Richtige fcheint num zu fein, wenn — natürlich ab: 
gejehen von ben bei jeder Behörde unentbehrlichen Hilfämitteln zum 
täglichen Gejchäfte — für die jämmtlichen im derſelben Stadt ver: 
einigten Staatzftellen eine gemeinfame Bibliothek begründet, bezie: 
hungsweiſe einer bereit3 beſtehenden Sammlung ein Beitrag zur 
Berüdfichtigung der Bebürfniffe jener Stellen zugewiejen wir, 
vereinzelt ftehenden Beamten dagegen eine bie engſten handwerks⸗ 
mäßigen Grforberniffe um etwas überfteigende jährliche Summe 
"zur allmähliden Bildung und Fortführung eined Heinen Bücher: 
vorrathes bewilligt wird. 

c) Endlich tft nöthig eine große allgemeine Biblio- 
thek, ober wenn ber Umfang des Staates ed erfordert und deſſen 
Kräfte es zulafjen, eine Mehrzahl folcher Sammlungen, welche aus 
allen Fächern des menjchlichen Wiffend bie Jchriftlichen Denkmale 
wohl georbnet und Jedem zugänglich enthalten. Je vwollftändiger 
fie find, deſto beffer; jedes Buch kann unter Umftänden jeinen 
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Werth haben und das Vorhandenſein felten gebrauchter Werke ift 
von um fo größerem Werthe, wenn man ihrer einmal bebarf ®). 
Neichen die Kräfte des Staates nicht Hin zur Anfchaffung aller 
Schriften, jo hat man fi natürlich auf die wiffenichaftlih und 
practiſch wichtigen und nütlichen zu bejchränfen, bloje Luxuswerke 
und bibliomanifche Spielereien aber zu meiden, auch auf bie 
Sammlung von Handfchriften zu verzichten 7). 

2) Bon vielfachen Nuten find Sammlungen für die Natur 
wiſſenſchaften, ſowohl Naturalien-Kabinete jeder Art, als 
Sammlungen phyſikaliſcher, mathematischer, aſtronomiſcher Inſtru⸗ 
mente. Namentlich zur Anſchaffung dieſer theuren und zahlreichen 
Gegenftände wird kaum je der Einzelne reich genug fein. Daß 
fie da aufzuftellen find, wo fie wirklich benüßt werden, nicht aber 
ba, wo fie nur Müßigen zur Schau dienen, follte nicht erit bemerkt 


6) Allerdings Tann eine Bibliothek auch fo groß werben, daß ihr Gebrauch 
burch die Ausdehnung ber Räumlichkeiten unb durch die fchwierigere Benübung 
der bänbereichen Katalogen zeittaubenb wird, wie 3. B. bie große Pariſer Biblio: 
thek ober die des britifchen Mufeums. Allein da die Koſten einer ſolchen höchſt 
volftändigen Sammlung fehr bebeutendb find, fo ift ein häufiges Vorkommen 
biefed Nachtheiled nicht zu beforgen; und auf der anderen Seite tft die große 
Wahrfcheinlichkeit der Befriedigung jedes Titerarifchen Bebürfniffes von ſolchem 
Wertbe, daß die wenigen Ausnahmsſammlungen biefer Art immerbin als fehr 
erwünfcht betrachtet werben müffen. 

7) Bei ben Forderungen in Betreff von öffentlichen Bibliotheken, ift wohl 
zu bemerfen, baß, ohne alle unnötbigen Spielereien, die Unterhaltung einer voll 
ftändigen Bücherfammlung jährlid unter 20—25,000 fi. blos für Bücher 
nicht beiwerfftelligt werben Tann, und bag, wegen der Verbreitung ber Bilbung 
und Schriftftellerei auf immer weitere Länder und ſelbſt auf bie neuen Welttheile, 
biefe Ausgabe fogar immer im Steigen begriffen ifl. Die richtige Verwendung 
ift daher immerhin von Bedeutung umd namentlich die Aufftellung der Samm⸗ 
lung am paffenden Orte eine wichtige Pflicht. Wenn ein Staat nur Eine große 
Bibliothek einzurichten vermag, muß fie ber Hochfchule zum Gebrauche und nicht 
der Mefibenz als eine Zierbe zugetheilt werben. Die Ausgabe für die Bibliothek 
ift eine fo beträchtliche geworden, daß fie als ein wefentlicher Beweggrund für die 
Bereinigung Meiner und fchlecht dotirter Hochichulen mit größeren oder für deren, 
in anderen Beziehungen vielleicht nicht wünfchenswertben, Verlegung in Haupt: 
Rädte erfcheint. Vielleicht wird fogar mit der Zeit zu überlegen fein, ob nicht 
bie kleineren Hochſchulen die verfchiebenen Hauptfächer einer Bibliothek unter fich 
vertheilen und ſich dann gegenfeitig mit dem nun vollſtändig berzuftellenden Bor: 
rathe aushelfen follten. 
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werben dürfen. Uebrigens wird freilich auch der Staat gerabe hier 
feine Ausgaben nicht fowohl nach den Wünfchen der Kenner, als 
nach feinen verfügbaren Kräften zu bemeſſen haben; denn nirgends 
ift endlofer wiffenfchaftlicher Luxus leichter und verführerifcher als 
gerabe hier ®). 

3) Maſchinen-, Modell: und Mufter-Sammlun: 
gen. An den hauptfächlichiten Sitzen be Gewerbe:Betriebes find 
diefelben ſehr mächtige Belehrung - und Yörberungsmittel. "Sie 
halten von Fehlern und nublofen Verjuchen ab, machen mit bem 
Beftehenden befannt, erwecken neue Gedanken. Sehr zwedimäßig 
konnen damit öffentliche, nicht für junge Leute ſondern für practiſch 
erfahrene aber in der Theorie nicht dehoͤrig gebildete Männer beftimmte, 
Borlefungen über die vorhandenen Gegenftände verbunden werben ?). 


§. 86. 
| 2) Geld-Unterftlägungen, 

Leicht kann ein worzügliches Talent für Wiffenfchaft, Gewerbe 
oder Kunft verloren gehen aus Mangel an Muße und- an mate 
riellen Mitteln zur höheren Ausbildung oder zur Anwendung bei 
Erlernten und Gedachten. Unzweifelhaft ift es Verdienft um die 
Menfchheit und fehr oft fogar bloſe Berüdfichtigung de eigenen 
Bortheiles, wenn der Staat mit einer Gelohilfe ind Mittel tritt. 
Eine folhe wird aber hauptſächlich in folgenden Fällen gut ver: 
wendet fein: 


8) Einen Begriff von bem unermeßlichen Umfange, allein auch von ben 
unerſchwinglichen Koſten einer volftändigen naturhiftorifhen Sammlung may 
geben ber Rapport s. I. besoins du Muséum d’histoire naturelle. Par., 1834. 
Es werben 425,000 Fr. jährlihen Einkommens geforbert. 

9) Sammlungen diefer Art beftehen manchfach und zum Theile in febr 
großem Umfange, fo wie mit bebeutenden Unterhaltungs: und Vermehrungs⸗ 
mitteln. So 3. B. das Pariſer Conservatoire des arts et me6tiers; bie Samm: 
lung bed Wiener polytechniſchen Inſtitutes, dag Stuttgarter Mufterlager; vor 
Allem das ungeheure, aber noch einer beffimmten Beichränfung unb Orbnung 
bebürfende South -Kensington Museum. lieber letzteres fiehe eingehende Mit: 
theilungen in bem Comp. to the Alman., 1861, ©. 77 fg. Sehr nüslich ımb 
unterrichtend. innen aud) gehörigen Ortes angelegte Sammlungen von Mobelln 
einzelner techniſcher Beſchäftigungszweige fein, ala 3. 8. Sammlungen für ben 
Schiffbau, für Kriegskunſt, Bergbau, Landwirthſchaft. 
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1) Bielfachen Nuten kann man fich verfprechen, wenn ausge⸗ 
zeichneten jungen Männern die Mittel gegeben werben, nach Bes 
endigung des gewöhnlichen Unterrichtes, folglich nach 
erlangter.- Weberficht über den vorhandenen Wiſſensvorrath und bei 
gereiftem Urtheile, noch einige Jahre auf Selbftftubium gu verwen: 
den. Auf diefe Weife werben fie fich theild dad Erworbene durch 
eigenes Verarbeiten ganz zu eigen machen, theils felbftftändig das 
Wiſſen weiter fördern, namentlich indem fte fich auf ein befonderes, 
ihren Anlagen und Neigungen ganz entſprechendes Tach werfen. 
Zunächſt werben folche Fälle allerdingd bei den gelehrten Befchäfs 
tigungen eintreten; allein es ift Fein Grund vorhanden, warum fte 
nicht auch bei den Gewerbenben vorkommen koͤnnten. Die Haupt 
fache ift natürlich eine pafjende Auswahl ber zu Begünftigenden. 
Die Koften find nicht bedeutend, da es fih nur von der Sicherung 
des Unterhaltes junger unverheiratheter Männer handelt und eigene 
Anftalten zu gemeinfamem Leben keineswegs als unentbehrlich ers 
fcheinen (wenn fie ſchon ihre großen Vortheile haben mögen), Mit 
Necht Tann übrigend wohl der Staat von Denen, welche er auf 
eine folche Weile unterftüßt hat, verlangen, daß fie einft dem Va⸗ 
terlande ihre Dienfte und Kenntniffe widmen, wenn bafjelbe danach 
verlangt, oder daß wenigftens bei einer Weigerung Entichäbigung 
‚geleiftet werbe 2). 

2) Eine Anweifung von Reifegeldern kann in boppelter 
Richtung ftattfinden. Einmal zur Vollendung der Ausbildung jun⸗ 


1) Beifpiele von folder Unterflüßung junger Männer zum Behufe eines 
höheren wiſſenſchaftlichen Stubiumd nach Beendigung ber gewöhnlichen Studien, 
geben bie Fe lows ber englifchen Colleges. Es möchte fehr der Weberlegung 
werth fein, ob nicht auf unferen Hochſchulen ähnliche Einrichtungen zu treffen 
wären. Staat, Kirche, Wiſſenſchaft würden gleihmäßig die guten Früchte durch 
ben Beſitz vollftändig durchgebildeter Männer genießen. Die auf die gewöhnlichen 
Stubien verwendeten und bort oft fo nutzlos verbrauchten Stipendien bürften, 
hierzu beflimmt, ganz andere Erfolge erzeugen. Einen riefenmäßigen, aber im 
Einzelnen nicht ausgearbeiteten und ſchwerlich nur überlegten, fomit in ber vor: 
geichlagenen Form unausführbaren Plan enihält Mirabeau’s (projeltirte) 
Rede: Sur l’ötablissement d’un Iyc&e national, fiehe deſſen Travaux sur 
lé duc. publique, publ. par Cabanis. Paris, 1791, ©. 74 fg. 
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ger Männer; zweitend aber zur Loͤſung beftimmter Aufgaben durqh 
ausgezeichnete Männer des betreffenden Faches. 

a) Der Nuten im erften Falle bedarf keines Beweiſes. Nicht 
immer wird die Hetmath in allen Zweigen des Wiſſens die hoͤchſten 
Mufter und die tauglichiten Bilbungsmittel darbieten. Ueberdieß 
bilden Reifen manchfach auch über ben nächften Zweck hinaus, vor: 
ausgeſetzt daß fie im Befibe der nöthigen Vorkenntniſſe und mit 
zureichender Trift gemacht werben. Keineswegs befiten aber Alle, 
für welche ein folcher Aufenthalt im Auslande wünjchenswerth 
wäre, die bedeutenden Mittel hierzu felbf. Daher foll der Etaat 
befonder3 hoffnungsvollen jungen Männern bie Mittel gewähren. 
Uebrigens darf auch bier die Hilfe nicht auf beitimmte Bildungs 
Gattungen befchränft werden. Der Landwirth, der Gewerbende, 
der Kaufmann bat zu feiner allfeitigen Ausbildung Reifen eben fo 
nothwendig, als der Gelehrte oder der Künftler; und bie Früchte 
von den Reifen der Erjteren werden oft von unmittelbareren Fol⸗ 
gen für die Nationalwohlfahrt fein, als die erlangten Kenntniffe 
und Fertigkeiten der Letzteren ?). Jeden Falles fei aber die Unter: 
ftüßung nicht zu farg und zu kurzdauernd; nur ein längerer Auf: 
enthalt in einem fremden Lande ift wirklich lehrreich, Reiſegeld zu 
furzem Aufenthalte ift Verſchwendung. 

b) Vielfach kann e8 für den Staat erwünfcht fein, beftimmte 
Zuſtaͤnde eined fremden Landes genau zu fennen, fei ed zür Be 
nügung diefer Kenntniffe im Gewerbe-Xeben, ſei es zum Behufe 
der Nachahmung ober Vermeidung einer gejellfchaftlichen Einrich— 
tung. Wenn aus jchriftlichen Quellen kein ſicheres Urtheil gewon⸗ 
nen werben Tann, fo ift die Einfiht an Ort und Etelle durch be 
ſonders befähigte Männer vom Fache nothwendig. Ober aber ift 

2) Eine vortrefflihe Einrichtung iſt die der travelling fellows in einigen 
englifchen Colleges. Auf dem Feſtlande befteht eine Reife-Unterfiütung gemwöhn: 
lich nur für Künftler, welche Stalien beſuchen wollen. Sind aber England ober 
Frankreich in ihrer Art wicht eben fo claffifche Länder für den Fabrikanten, ben 
Staatswirth, den Verwaltungsbeamten überhaupt? Aber nur in wenigen Bub: 
get# findet fich hierfür eine Summe ausgelegt. Viel Ehre macht der preußifchen 
Regierung bie Verfendbung von Gewerbenden, felbft niederen Standes; f. z. 8. 


Terber, Beiträge zur Kenntniß des gewerblichen Zuftandes ber preuß. Monarchie. 
Berl., 1829, ©. 48. 
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eine wichtige wiflenfchaftliche Aufgabe nur durch Beobachtungen 
und Etudien in bejtimmten fremden Ländern zu löfen. Im erften 
Falle iſt es einfach Mittel zu Erreichung eines eigenen Vortheiles, 
wenn der Staat die nmöthigen Neifefoften anweist. Im andern 
Falle wird es freilich theil® auf die Wichtigkeit der in frage fte- 
henden Aufgabe, theils auf die zur Verfügung ftehenden Mittel an- 
fommen, ob der Staat fich ein ſolches Verdienſt um die Wiffen- 
jchaft erwerben kann. | | 

3) Gehalte für Männer von großer geiftiger Bedeutung 
find wünſchenswerth, wenn dieſe dadurch der Nothwendigkeit eines 
Broderwerbes entrifjen werden und bloß ber Xöfung wichtiger 
tragen und ber Lieferung bebeutender Werke leben können. Daß 
dieſe Anwendung der Staatsgelder nur felten und nur bei den 
ausgezeichnetſten Männern gerechtfertigt ift, bedarf Feiner Augein- 
anderjeßung; allein bei folchen wird fie große Früchte tragen. Zus 
weilen wird auch die Unterftübung auf eine pafjende Weije in ber 
Form einer zum Voraus zugefagten Belohnung für die vollendete 
Arbeit gegeben werben, namentlih wenn der Erfolg jehr zweifel- 
haft, der Mann aber noch nicht mit Sicherheit erprobt ift. 

4) Endlich fteht es noch beim Staate, verbienftliche Geiftez- 
arbeiten dadurch zu unterftügen und nüblich zu machen, daß er 
einen Beitrag zu ihrer Bekanntmachung vermilligt, am 
beiten in ber Form der Abnahme einer beitimmten Anzahl von 
Sremplaren. Vorſicht ift freilich nöthig, damit nicht Unbrauchbares, 
was da Publicum fich weigert zu kaufen, auf öffentliche Koften 
geförbert wird; allein nicht felten ift ein Werk zwar höchſt ver 
dienftlih und für Wiflenfchaft und Leben erſprießlich, aber es ift 
foftbar oder findet nur Iangfamen Abſatz bei ber Kleinheit des Pu⸗ 
blicumd für feinen Gegenftand. Vertheilt die Negierung die er- 
kauften Exemplare an die öffentlichen Bibliotheken, fo kann noch 
ein bedeutender weiterer Nuten dadurch geftiftet werben. 


$. 87. 
. 3) Ehrenbezengungen. 
Theil ift für Manchen Geld nicht das gehörige Aufmunte- 
rung3- und Belohnungs-Mittel, wogegen er für Ehrenbezeugungen 
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empfindlich ift; theils Tiegt es im eigenen Vortheile des Staates, 
jeine Ehrenbezeugungen baburch zu heben, daß er fie auch für gei- 
ſtiges Verdienſt und für große Anlagen in Wiffenfchaften und Ge 
werben verleiht. Denn nicht fowohl wird ein großer Mann dur 
Aufnahme in einen Orden ober durch Verleihung eines Titels, ald 
vielmehr der Orden und ber Titel durch feine Annahme beffelben 
geehrt. Bon zweifelhafter Nichtigfeit ift übrigend dabei die Grün- 
dung eigener Ehrenzeichen für wifjenfchaftliche und Tünftlerifche 
Verdienfte.e Nur wenn bie verjchiedenften Arten von Ruhm und 
Verdienſt mit demjelben Zeichen anerkannt werben, entfteht feine 
ſtillſchweigende Rangorbnung unter ihnen und unter ihren Beloh—⸗ 
nungen; und ob eine folche Eittheilung immer zum Wortbeile der 
Auszeichnungen für rein geiftige Auszeichnung ausfallen würde, ift 
keineswegs ficher. Der ganze Gebanfe rührt doc, fchlieklich nur 
aus dem Unwerthe, im welden die gewöhnlichen Orden burch ver 
ſchwenderiſche Austheilung verfallen find; dieſem Uebelſtande aber 


ſollte uͤberhaupt abgeholfen werden, was aber nicht durch die 


Schaffung immer neuer Zeichen geſchieht ). 


§. 88. 
4) Alademieen. 

Manchfach wird als der Gipfel der Bildungs-Anſtalten und 
als das höchſte Förderungsmittel der Wiſſenſchaft die Bildung einer 
Akade mie betrachtet, d. h. eines vom Staate begründeten und 
geförderten jo wie als Öffentliche Anſtalt anerkannten und behan— 
beiten Vereines von wiſſenſchaftlich hochgeſtellten Männern . Es 
laufen bei dieſer herkoͤmmlichen Auffaſſung mancherlei unklare und 
wohl ganz unrichtige Gedanken mit unter, und es iſt zur richtigen 

1) Vergl. über dieſen ganzen, bier nicht weiter zu erörternden, Gegenftand 
meine Politik. Tüb., 1862, ®b. I, ©. 155 fg- 

1) Siehe Jaco bi, Ueber gelehrte Gejellfchaften, ihren Geift und Amel. 
Münd., 1807, Schlejermader, Gebanfen Über Univerfitäten, &. 27 fg.; 
Luden, Politif, 9 WW fg; Wachler, in Erfh und Gruber’ Gngfl, 
Sect. I, vo. II, ©. 280 fg.; Rotteck, Vernunftrecht, Bd. IV, ©. 324 fa; 
J. Grimm, Ueb. Schule, Univerfltät, Afademie. Berl., 18505 Bluntfgli, 


Stontswörterbud), Bd. I, S. 110 fg.; Derf., Staatöredht, Ste Aufl, Bd. I, 
©. 370 fg. 
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Erreihung. in dad, was man wirklich wollen und erreichen Tann, 
eine kritiſche Sonderung nöthig; allein immerhin find wirklich be- 
deutende Vortheile durch eine gut beitellte Akademie zu erreichen, 
und ed fchließen fi an fie noch weitere nicht beabfichtigte, allein 
vieleicht noch wichtigere gute Folgen an. 

Als unbegründet und ſelbſt unverftändig erjcheint es, wenn 
von einer Akademie gemeinjame Entdeckungen oder überhaupt ges 
meinfchaftliche geiftige Schöpfungen erwartet werden. Mit feltenen 
Ausnahmen wird bei einer Mehrzahl die zur Erzeugung folcher 
Geiſtesarbeiten unentbehrliche Ucbereinjtimmung der Anfichten, des 
Fleißes und ber Gefinnungen fehlen, in der Regel jogar Genialität 
und innere TFolgerichtigfeit unter der Gemeinjchaft leiden. — Ebenſo 
ift keineswegs mit unbebingter Ruhe ven Bereind-Beurtheilungen 
neuer geiftiger VBeitrebungen Anderer entgegenzufehen. Schwindel 
und Unwifjenheit wird allerdingd PVerurtheilung finden; allein daß 
das Verdienſt immer auch auf Anerkennung vechnen kann, ift nicht eben 
jo ficher. Gerade die eigenthümlichften und fühnften neuen Gebans 
fen werben leicht Feinen Beifall finden bei einer Geſellſchaft älterer 
Männer, welche neuen Ruhm als ein gegen fie begangenes Unrecht 
zu betrachten geneigt fein können, jeden Falles in ihrem Gebanfen- 
gange und feinen Ergebniffen ftarr geworben find. 

Dagegen ift zuzugeben, daß weitläufige Sammelwerke, deren 
Vorbereitung und Belorgung- die Kräfte Eingelner, und deren Be⸗ 
endigung das Leben Eines Menfchen überfteigen würde, einer zahl- 
reichen, fortbeftehenden Sejelichaft übertragen, von ihr aber regel- 
mäßig tauglichen Mitgliedern zugetheilt werden mögen. Werke 
diefer Art können aber von großer Bedeutung für die Wiffenjchaft 
überhaupt, oder für das betreffende Land inZbefondere fein. — So⸗ 
dann mag eine Mehrzahl fachverjtändiger Männer mit Nuten zur 
Beantwortung folcher ragen verwendet werden, deren Xöfung 
eine ungewöhnliche Vielfeitigkeit von Kenntniffen und eine Abwä- 
gung verjchtedener Rückſichten und Weine — Ferner 
bleibt es (gemügende pecuniäre Mittel vorausgeſetzt) ein großer 
Bortheil, daß die Aufnahme in eine Akademie eine angejehene und 
forgenfreie Lage verfchaffen Fan, welche ausgezeichneten Männern 
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Muße geben ann, ſich tiefen Forfchungen und umfaffenden Arber 
ten ohne Störung durch Brobarbeiten oder durch minder wichtige 
Amtögefchäfte hinzugeben. Allerdingd Tann eine folche günftige 
Lage auch ohne dad Vorhandenſein einer Akademie vom Staate 
gewährt werben ; allein es gefchieht natürlich leichter und häufiger, 
wenn bejtimmte Stellen dazu vorhanden find, und die Zutbeilung 
wird durch einen Verein Sachverjtändiger im Allgemeinen richtiger 
‚erfolgen, ala durch Regierungsbehoͤrden. — Hierzu: kommen noch 
einige mittelbare und nicht durch Beitimmungen zu orbnende, den: 
noch aber regelmäßig vorhandene Folgen einer geachteten Akademie. 
Einmal nämlih wird das geijtige Leben des Volles viel gewinnen 
durch die Beftrebungen jüngerer Männer, ſich einen Anſpruch auf 
eine Stelle in der Akademie zu erwerben. Dieß kann nicht anders 
gejchehen, als mittelft entfchiebener Auszeihnung in dem gewähl- 
ten Stubienfache; es treibt aljo Chrbegierige zu einer doppelten 
Anftrengung der Kräfte Der Erfolg wird aber Gemeingut, 
gleichgültig, ob der Bewerber feinen eigenen perſoͤnlichen Zweck ers 
reicht oder nicht. Zweitens aber hat ſchon das blofe Vorhanden⸗ 
fein einer vom Staate wegen der geiftigen Verdienſte und bes 
wifjenjchaftlichen Nufes ihrer Mitglieder hoch gejtellten Körperfchaft 
einen günftigen Einfluß auf die Gefittigung des ganzen Volkes. 
Eine ſolche Anerkennung giebt namentlich auch den Ungebildeten 
aus den oberiten Gejeljchaftsichichten einen Würdigungsmaaßſtab *). 

Unter diefen Umftänden ift denn einer Akademie der Wiſſen⸗ 
Ichaften ein entjchiedener Werth für die Förderung der geiftigen 
Bildung einzuräumen, und es Tann jomit nur Billigung finden, 
wenn eine Negierung auch dieſes Mittel anwendet. Jedoch find 
allerdingd zwei Vorauzfegungen zu machen. Einmal, daß bie 


2) Die gefelihaftlihe Stellung, welche von ber Öffentlichen Meinung alle 
Stände eined Volkes einer (natürlich tüchtigen) Akademie eingeräumt wird, if 
ein unfehlbares Kennzei ber Höhe feiner eigenen Bildung, wenigftenz in in 
tellectueller Beziehung. die Gefittigung von Franfreih ſpricht kaum etwas 
ungweifelhafter, als bie bafelbft einem „Mitgliede des Inſtitutes“ allgemein ein 
geräumte Bedeutung. Bon einer folhen Würdigung des geifligen Adels if 
leider ſowohl bie Magnaten: als bie Krautjunfer:Ariftofratie anderer Länder noch 
weit entfernt. 
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fammtlichen übrigen Bildungsanftalten, welche die Maffe der Bür- 
ger in ihren Zwecken fördern, in gehöriger Vollkommenheit bereits 
beitehen. Sie bilden die Grundlage und erfüllen das unmittelbare 
Bedürfniß der übergroßen Mehrzahl; eine Akademie ohne allge: 
meine, Vollsbildung und die für eine folhe nöthigen Anftalten 
gleicht einem Palaſte in einer unbebauten Gegend. Zweitens aber 
it erforderlich, daß der Staat für den Gehalt der Akademiker eine 
Summe audzumerfen im Stande ift, welche fie wirklich in die Lage 
jest, jich ihren Bejchäftigungen ohne weiteres Amt und ohne Brod⸗ 
arbeit zu widmen. Letztere Bedingung wird fomit im Zweifel klei⸗ 
neren Staaten jeden Gedanken an die Errichtung einer Akademie 
benehmen müffen °). 

Unzweifelhaft bat ber Staat bag Necht, die von ihm als 
Spige ber Bildungsanjtalten gefchaffene und organisch eingefügte 
Alademie auch zu feinen unmittelbaren Zwecken zu benüßen, fo- 
mit von ihr in geeigneten Fällen Gutachten, Berichte, Unter: 
fuchungen u. f. w. zu verlangen; doch muß Sorge getragen were 
ven, daß fein Uebermaaß eintrete. Nicht nur ift die für den Wei- 
terbau der MWiffenfchaften beftimmte Zeit jo vieler bebeutenber- 
Männer für untergeordnete Dinge nicht in Anſpruch zu nehmen, 
fondern man hat fich überhaupt fehr zu hüten, aus der Akademie 
der Wiffenfchaften eine regelmäßige VBerwaltungsbehörde zu machen. 


8) Ein, freilich vorausfichtlich erfolglofer, Vorfchlag zu einer beutfchen „Vereins- 
Akademie” wird hauptſächlich aus diefem Grunde gemacht in der Deutfchen Viertel: 
jahrsſchrift, 1841, H. 2, ©. 83 fg. — Wenn ber Forderung einer anfländigen 
jorgenfreien Stellung der Akademiker etwa die Einwendung entgegengejeßt werben 
wollte, daß ein To hoch gegriffener Gehalt felbft bei ben Mitgliedern des franzöfi: 
ſchen Inſtitutes nicht ftattfinde, und doch, wie eben zugegeben fei, die perfönliche 
Stellung derfelben nicht? zu wünſchen übrig laffe, es auch troß des unbebeuten- 
ben Beldvortheiles an Bewerbern wahrlich nicht fehle: jo wäre wohl zu erwibern, 
theils daß in Frankreich durch dag, an fich gewiß nicht löbliche, Syſtem der Stellen: 
cumulation nachgeholfen wird, theils aber baß bie bafelbft fonft faft unbefannte Unabs 
bängigfeit und Unabfegbarkeit der Mitgliebfchaft in die Wagfchale fällt. Auch ift bie 
Heine, zum Lebensunterhalte nicht entfernt ausreihenbe, Bezahlung keineswegs 
ohne Nachtheile, was auseinanberzufegen bier nicht der Ort ifl. Im übrigen 
kann, zur Noth, der Gefammtaufwand verringert werben, wenn bie Zahl ber 
ordentlichen Mitglieder niedriger gehalten, ihnen aber unbezahlte Ehrenmitglieber 
beigefellt werben. 

v. Mohl, Polizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 30 
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Hierzu tft fie weder beftimmt noch geeignet; ihre Verfammlungen 
follen für die Wiffenfchaft verwendet werden, nicht aber zu Regie 
rungsgeſchaͤften *). 

Ueber die innere Einrichtung einer Akademie kann nicht wohl 
ein Zweifel ftattfinden. Sowohl um die gemeinjchaftlichen Arbeiten, 
fo weit folche vorkommen, möglich zu machen, als zur Einhaltung 
einer richtigen Vertheilung der akademiſchen Stellen unter bie ver: 
ſchiedenen Zweige des menjchlichen Wiſſens zu fichern, ift die Er. 
richtung von Abtheilungen nothwendig Und zwar ift wohl bie 
gewöhnlich in den Alademieen beftehende ber Natur der Sache an: 
gemefjen; fomit die Beitellung einer Abtheilung für die mathema: 
tifhen und die Natur-Wiffenfchaften, einer zweiten für bie Gefchichte 
und ihre Hilfäfächer, namentlich alfo auch Sprachkunde, endlich 
einer dritten für bie philofophifchen und die gefellichaftlichen Fächer. 
Sp weit die Gewerbe bei den höchften wifjenjchaftlichen Stubien 
beteiligt find, finden fie von felbjt ihre Berüdfichtigung bei der 
erften Abtheilung. Die Bildung einer Abtheilung für fchöne Fünfte 
ift überflüffig, weil Dichter und Künftler weder gemeinfchaftliche 
Arbeiten haben, noch jo viele ausgezeichnete je zu gleicher Zeit leben 
werben, um einen Verein bilden zu können. Hier find Berüdfid: 
figungen ber Einzelnen an der Stelle. — Die Wahl der neu auf 
zunehmenden Mitglieder muß der Akademie überlaffen bleiben , ala 
welcher die richtigfte Einſicht zukommt; doch fcheint es wünfchen?: 
werth, daß nicht die einzelne Abtheilung allein wählt, damit nicht 
eine Parthei herrſche und ausſchließe. Der Regierung bleibt na— 
türlich die Beitätigung der Wahl >). 

4) A. M. ift hierüber Bluntſſchli, Staatswörterbuch, ©. 115 fg. 

5) Wenn bier lediglich von folhen Afabemieen bie Rede ift, welche vom 
Staate geftiftet ober doch fpäter zur öffentlichen Anftalt erhoben und in biefer 
Eigenſchaft in den Organismus der Vildungsanftalten eingereiht find, fo ift dieß 
mit Vorbedacht geſchehen. Die in manchen Ländern fehr zahlreichen Privat: 
akademieen find ſtaatlich gleichgültige gelehrte oder wenigſtens literariſche Vereine, 
welchen natürlich Teinerlei Hinderniß in den Weg gelegt wird, deren Bedeu: 
tung und Einfluß aber kaum je zu erfennen if. Selten erheben fie fich über 
Spielerei und eitles Wichtigthun, oder es erlifcht wenigftend jede erfprießlice 


Ahätigfeit mit den erften Gründern und bleibt nur eine hohle Form. Es if 
daher für Bffentliche Zwecke nicht auf fie zu zählen, und jeven Falles rathlich, mit 
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Drittes Kapitel. 
Sörderung der fittlihen Bildung. 


§. 89. 
1) Allgemeine Grundfäße, 

Sehr nothwendig ift ein genaues Feithalten der leitenden poli- 
zeilichen Grunbjäße bei der Einwirkung des Staates auf die Sitt— 
lichkeit ded Volfed. Eine Abweichung von benfelben hätte ent- 
weder einen Eingriff in die innerfte Perfönlichfeit der Bürger zur 
Folge, auch wohl eine durch Zwang herbeigeführte fittliche Schein- 
heiligfeit; oder auf der andern Seite würde ber Staat in einem, 
gerade für die edelgefinnten feiner Theilnehmer ſehr fühlbaren, 
Puncte Unthätigkeit und Schlaffheit beweifen "). 

‚Zu der dem Bürger des Rechtsſtaates als Lebenszweck vorge: 
feßten alljeitigen Augbildung feiner ſämmtlichen geiftigen und koör— 
perlichen Kräfte gehört ganz mejentlich auch die möglichit vollftändige 
Ausbildung feiner Sittlichkeit, d. h. des beftimmten Willens 
in allen Handlungen, ſei c8 daß fie die eigene Perfon fei es daß 
fie andere Menfchen betreffen, ſtrenge die Gebote der Vernunft zu 
befolgen, alſo namentlich auch da diefen Geboten zu folgen, wo 
eine Unterlaffung oder Mebertretung derjelben Fein von der Rechts⸗ 
pflege des Staated geſchütztes Zwangsrecht verlegen würde. — 
Diele fittliche Ausbildung muß allerdingd aus dem inneren Triebe 
des Menfchen hervorgehen, oder vielmehr fie befteht in biefem 
inneren Triebe; eine erzwungene ober erheuchelte Sittlichkeit ift gar 
feine, fondern nur ein Schein derjelben. Und fomit wäre eine 


ber Bewilligung von Unterftügungen aus ber Staatskaſſe vorfichtig zu fein und 
namentlich ſolche nicht für beftändig zu verwilligen. 

1) Diefer wichtige Gegenftand ift noch nicht Hinlänglich bearbeitet. Es ges 
hören hierher nur folgende, zum Theile unbedeutende oder unbrauchbare, Schriften: 
Schlettwein, Unterfuhung, wie die Polizei rühmliche Sitten eines Volkes 
bilden und erhalten Fönne. Karler., 1764; (Fifcher,) Von ber Polizei und dem 
Eittengefeß. Zittau, 1767; (Bolier de St. Germain) Bon der Regierung 
der Sitten, aus dem Franz. von Götz. Franff., 1785; (Eberfiein,) Entwurf 
eines Sitten: und Strafgefegbuches. Um, 1798; Reitzenſtein, Ueber bie 
Sittenveredlung burch befiere Geſetze. Heilbr., 1798. 
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vom Staate ausgehende Zmwangsanftalt zur Sittlichmachung ber 
Bürger etwas Unmögliches und Widerfinniged , eine Veranlaſſung 
zu blofer Siheinheiligfeit etwas ganz Verkehrtes und felbft Uniitt- 
liches. Allein dennoch ift es eine unrichtige Anficht, auch in Be 
ziehung auf den Rechtsſtaat, wenn man die Geſellſchaftsgewalt von 
aller Pflicht zur Förderung der Sittlichkeit der Bürger durch äußere 
Anftalten freifprechen, ihr jedes Recht dazu abläugnen will. Sobald 
nämlich einer Seits bewiefen ift, daß äußere Hinderniffe vorhanden 
fein fönnen, welche den Menfchen an der Ausbildung feines fittlichen 
Willen? und Handeln? hindern, durch die Anjtrengungen des Ein: 
zelnen aber nicht entfernt werben fünnen, iſt auch bie polizei 
liche Pflicht, und damit alfo auch da Recht des Staates, biefe 
Hinderniffe wegzuräumen außgefprochen. Und ebenjo ift anderer 
Seit? unzweifelhaft, daß der Staat pofitive Befdrberungsmittel an: 
wenden kann und muß, wenn fich welche auffinden laffen, bie zur 
wahren Sittlichfeit führen und zu gleicher Zeit über die Kräfte und 
Befugniffe des Einzelnen hinausgehen. 

Was nun aber zuerft die Entfernung von Hinder— 
niffen betrifft, fo giebt es folche äußere der Sittlichfeit feindliche 
Zuſtände allerdingd und zwar von viererlei Art. Theils namlich 
wird bei fehlerhafter Erziehung das Eittlichkeitägefühl nicht 

recht angeregt und entwicelt; theils finden ih Menfchen, und wohl 
ganze Gejellichaften und Anftalten, welche zum Zwecke haben, zur 
Begehung beftinmter Arten von Unfittlichkeit poſitiv anzureizen; 
theil® werben Beiſpiele ausgeübter Laſter nicht felten öffentlich 
dem Publicum vor Augen geftellt; theils endlih Tann ein Menſch 
dur) Betreten einer Tafterhaften Bahn in eine jo ungünftige 
äußere Stellung gefommen fein, daß er aus cigner Kraft fid 
nicht wieder emporzuarbeiten vermag. In allen diefen Fällen ift 
bie Nothwendigkeit einer Staatshilfe Leicht nachzuweifen. — Selten 
nur jteht es in der Macht des Zoͤglinges, fich felbft eine beffere 
Erziehung zu verichaffen, und fchr häufig fehlt es auch feinen Er: 
ziehern an der nöthigen Einficht oder den Mitteln. Somit ift eine 
Nachhilfe ded Staates bei der fittlichen Erziehung fo nothwendig, 
als bei der intellectuellen, — Wenn fobanı zwar bie ausgebildete 
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Sittlichkeit ſich Hauptfächlich in der Nichtachtung und Zurüchweifung 
folcher Anreizungen und Beifpiele zeigt, auch für fle der Kampf 
mit dem Böfen eine Uebung und Befeftigung enthält, wenn ferner 
guter Rath und Einfluß von Privaten häufig vor einer Hingabe 
an Verführung ſchützt: fo ift doch nicht zu läugnen, daß eine folche 
Hilfe Dritter nicht immer vorhanden ift, eine minder befeftigte 
Tugend aber durch Verführung zu Tehlern, vielleicht zu gänzlichem 
Untergange verleitet werden kann. Hier hilft nur ein vom Staate 
außgehendes Verbot der Aufforderung. — Sodann ift e8 ein Er⸗ 
fahrungsfaß : daß zwar Jeden der Anblic eines unverhüllten Lafters 
witrig berührt, die Gewohnheit, daffelbe vor Augen zu fehen, aber 
am Ende fogar gegen die Gebote des Sittengefeßed abjtumpft *). 
Diefe Entfernung aber zu erzielen, fteht nicht in der Macht noch 
in dem Rechte des Einzelnen; fondern nur der Staat kann die er- 
forderlichen Befchle erlaffen und deren Befolgung erzwingen. — 
Endlich ift unzweifelhaft, daß wenn die Schmach bereit3 begangenen 
Lafterd auf einem reumüthig Gewordenen ruht, er troß feiner itigen 
beſſern Entichlüffe von gutem Umgange und felbft von der Ergreie 
fung eine ehrlichen Nahrungszweiges zurüdgeitoßen werben kann, 
fo daß er zurüdiintt in den fittlichen Schmuß, bis er in dem⸗ 
jelben zu Grunde geht. Hier kann nur ein Webergang?: und Probe: 
Zuſtand Helfen; ein folcher aber erfordert eigene Anftalten, welche 
keineswegs immer durch Privatſorge hergeſtellt find °). 

2) Oder fol es als Förderung in ber Sittlichkeit betrachtet werden, wenn 
3. B. ein Londoner Bürger vor einem Parliament: Ausfhufie ausfant, feine Frau 
und Töchter können das (in Wapping gelegene) Haus gar nicht mehr verlaflen, 
weil fie auf jedem Schritte Zeugen ber brutalften Unzuchts-Scenen fein müßten, 
(S. die Reports on the state of the police of the Metropolis, 1819, ®b. I, 
©. 253.) IR es eine Aufmunterung zur Sittlichkeit, wenn öffentliche Spiels 
- Häufer gebuldet, vielleicht vom Stante felbft mit Luxus eingerichtet werben; wenn 
er ſelbſt überall Lotto-Buben errichtet? Fördert es die menfchlichen Gefühle, wenn 
mit Pracht öffentlihe Stierfämpfe gehalten werben? 

3) Daß auch duch Privatvereine zur Förderung ber Sittlichfeit gewirkt 
werben kann, foll natürlich nicht in Abrede gezogen werben, und e8 liegen in der 
That an den Mäßigfeits:, Thierfchug: Vereinen, Anftalten für gefallene Mädchen 
u. f. w. Beifpiele ſolcher freiwilligen Verbindungen von Privatkräften mit mehr 
oder weniger günftigen Erfolgen vor. Es verfteht ſich ſomit von felbft, daß ihre 
Bildung nicht nur nicht zu hindern, fondern vielmehr eintretenden alles zu bes 
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Das Recht des Staates zur Befeitigung von Hinderniffen der 
Sittlichteit Tann fomit in ber bisher erörterten breifachen Richtung 
feinem Zweifel unterliegen. Allein eben jo gewiß ift auch, daß 
hiermit die Gränzen der Staatöbefugniß in biefer Richtung erreicht 
find. Es hat aljo die Polizei weber das Recht, den Bürger zur 
Begehung einer pofitiv fittlichen Handlung zu nöthigen, zu welder 
fein anderer zwingenber Grund vorliegt ald das Sittengeſetz; ned 
barf fie felbft eine umfittliche Handlung mit Gewalt verhindern, 
- wenn biefelbe nicht geeignet noch beftimmt ift, Andere zum Lafler 
zu verführen. Am wenigften kann davon die Rede fein, daß fie, 
unaufgefordert durch ein öffentliches Aergerniß oder durch die Fol: 
gen einer abfichtlichen Verführung, da Privatleben der Bürger 
nah etwaigen unfittlichen Handlungen durchforiche ). Der oberfte 
Grundſatz für bie Polizei eines Rechtsſtaates würde folche Hand⸗ 
lungsweiſen nicht rechtfertigen; entgegenftehende Beitimmungen pofi- 
tiver Gefeßgebungen aber find im Rechtsſtaate als Weberrefte theo: 
kratiſcher oder hausväterlicher Anfichten und Kinrichtungen zu 
betrachten. 

Natürlich ift übrigens mit der Bejahung des Satzes, daß ber 
Staat ein Recht zu gewiffen Zwaugs-Maaßregeln binfichtlich ber 
Eitten babe, nicht auch ſchon behauptet, daß es zweckmäßig fei, 
wenn er fein Recht immer und gegen alle Arten von Laftern voll: 
ftändig ausübe. Hier ift vielmehr zu unterfcheiden zwiſchen der 
polizeilichen Einwirkung mittelft Belehrung und den Anftalten zur 


günftigen ifl. Allein felbft bei einer Lebendigeren und nachhaltigeren Theilnahme, 
als in der Regel befteht, können ſolche Privatgefellfchaften doch die Thätigkeit des 
Staates nicht überflüffig machen, indem fie feine Berechtigung zu eigenem that: 
ſächlichen Einfchreiten oder zu einer Beftrafung haben. In beiden VBeziehungen 
vermögen fie zwar dadurch, daß fie ber Öffentlichen Gewalt Anzeige machen une 
Beweile liefern, eine Wirkſamkeit zu betätigen; fein Handeln bleibt aber die 
Hauptfache. 

4) In diefem Sinne, allein auch nur in biefem, ift e8 richtig, wenn Schud: 
mann, Ueber dad Princip ber Polizei, ©. 32 fg., nur die äußere Sittlich 
keit als Gegenſtand der Staatspolizei erflärt. Keineswegs aber wäre es zu ver: 
theibigen, wenn man bie innere, und fomit hauptfäcdhliche, Entwicklung des fitt- 
lichen Gefühles von ber Förderung des Staates, fo weit beffen erlaubte Mittel 
. geben, ausſchließen wollte. 
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Unterdrüdung von Anreizungen und üblen Beifpielen. Hinfichtlich 
ber erjteren ijt fein Grund zu einer Befchränfung auf blos einige 
Gattungen von Unfittlichkeiten einzufehen; im Gegentheile wird die 
Belehrung um fo volljtändiger und ficherer wirken, je umfaffender 
und vollftändiger fie if. Anders verhält es fich aber mit den 
eigentlichen Unterdrüdungs = Anftalten. Allerdings ift jeder Theil 
des Sittengejeged von dem Menſchen anzuerkennen und zu befolgen, 
und feiner ift an und für fich des polizeilichen Schutzes unwerth. 
Allein wenn man den allgemeinen Grundfaß im Auge behält, daß 
die Polizei nur bei gllgemeinen nüßlichen Unternehmungen 
thätig zu fein habe, fo müffen die Vorkehrungen gegen Unfittlich- 
feiten fih auf die Anreizungen zu folchen. Laftern befchränfen, 
welche nach der Volksgewohnheit häufiger vorzulommen pflegen 
oder deren Einfluß auf die Gefammtheit als beſonders ſchaͤdlich 
angenommen werden muß. Als folche aber erjcheinen denn nun 
auf unferer Entwicklungsſtufe der Bildung hauptſächlich folgende: 

1) Unfittlichkeiten in Beziehung auf Geſchlechts-Verhaͤltniſſe. 
Mit Ausnahme des Chebruches und der Nothzucht wird bei Feiner 
andern Art von Unzucht ein Necht verlegt, es hat ſich alſo au 
die Nechtöpflege nur um dieſe beiden Verbrechen zu befümmern °). 
Allein da auch die übrigen Arten von Augzfchweifungen von den 
manchfachiten Nachtheilen find, indem durch fie namentlich, jo manche 
ſchoͤne Anlage ganz vernichtet wird, fo manches Menfchenleben zer- 
ftört oder verfümmert, fo unnennbares Elend über bie Fehlenden 
und über Andere gebracht werden Tann; ba ferner zu Begehung 
dieſes Laſters ſchon in der phyſiſchen Organifation des Menſchen 
ein mächtiger Reiz liegt: ſo iſt eine Gegenwirkung des Staates 
vielfach gerechtfertigt. 

2) Unſittlicher Gebrauch der Lebensmittel, namentlich der 
Getränke. Der an und für ſich nothwendige und, in nicht 
ſchädlichem Uebermaaße genommen, wenigſtens ſittlich gfeiägfttige 
Genuß von Lebensmitteln wird zur wahren Unfittfichkeit, wenn er 


5) Mit Recht beſtraft daher z. B. das wurttembergiſche Strafgeſetzbuch in - 
natürliche Wolluft von Amtswegen nur im se einea dadurch J d ent: 
lichen Aergerniſſes. 
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in ſchädlichen Mißbrauch übergeht, namentlich wenn er in bas 
Lafter der Trunkenheit ausartet. Durch daſſelbe werben nämlich 
Körper: und Getjteg-Kräfte gefchwächt und am Ende vernichtet, 
wird der Menſch zum Thiere herabgewürbigt, macht er fich zur 
Arbeit nach und nach unfähig, richtet theild dadurch theils durch 
die pofitiven Ausgaben fein Vermögen häufig zu Grunde, und zer: 
ftört fo nicht nur fein eigenes ſondern auch feiner Familie Leben: 
glück gänzlih )). — Da aber biefed fchimpfliche Laſter nur allzu: 
häufig vorfommt, namentlich unter ben gemeinen Ständen und bei 
nördlichen Völkern, fo ift eine polizeiliche Vorkehrung ficher keinem 
Tadekt unterworfen. 

3) Unſittlicher Gebrauch des Vermögens. Allerdings ſteht 
ber Gebrauch und ſelbſt der Mißbrauch des Vermögens im Allge⸗ 
meinen dem Eigenthümer von Rechts wegen zu, denn darin befteht 
ja eben dag Eigenthumsrecht. Allein es läßt fich nicht Täugnen, 
daß es auch Arten bed Gebrauched, oder vielmehr Mißbrauches, 
giebt, welche in hohem Grabe unfittlich find. Hierher gehört na 
mentlich die Verwendung bed Vermögens zum bloſen, namentlid 
zum hohen, Spiele. In ſolchem Falle wird ed zur Nahrung | 
einer Leidenſchaft mißbraucht, welche Teicht alle Geifteskräfte nutzlos 
-aufzehrt, ſchon unzähligemale das Glüc ganzer Familien vernichtete, 
zu Selbitmorb, Betrug, kurz zu allen Arten von Verbrechen und 
Ihimpflihen Strafen führte, welche um fo jhäblicher ift, als nit 
nur der Verluſt, fondern in der Regel auch der Gewinn, zum Un 
heil gereicht, wenigftend — leicht erworben und fomit wenig ge 


6) Allgemein find namentlich die Klagen über bie in fittlicher, rechtlicher, 
wirthfchaftlicher und körperlicher Beziehung fchauberhaften Folgen bes unmäßigen 
Branntweingenufjed. Weber alle Welttheile bat fich bie durch benfelben hervor⸗ 
gerufene Vermehrung ber Verbrechen, ber Verarmung und bes Elendes verbreitet; 
die Summe des hierfür vergeubeten Geldes ift unermeßlih. Es ift Feine Ueber: 
treibung, wenn ber Branntwein als ein Fluch, eine Peft für die Menſchheit be⸗ 
zeichnet, und fehr erflärlih, daß faft in allen Ländern europäifcher Gefittigung 
eifrigft nah Belämpfungsmitteln gefucht wird. Man ſehe 3. B. Baird, Ge 
Ihichte der Mäßigkeits:®efellichaft in den Verein. St. von NorbsAmerifa. Berl, 
1837; Röſch, Der Mißbrauch geiftiger Getränke. Tüb., 1839; Böttcher, 
Geſchichte der Mäßigkeits-Geſellſchaften. Hannon,, 1841. 
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achtet — nicht von bleibendem Vortheile iſt ). Daß bie Polizei 
das Recht hat, Anreizungen zu jolcher Handelsweiſe zu unterdrüden, 
kann wohl nicht in Trage geftellt werben. 

4) Harte, unmenſchliches Betragen gegen Andere. Es 
giebt viele Pflichten gegen den Nebenmenfchen, deren Erfüllung das 
Recht nicht vorfchreiben Tann, deren Unterlaffung aber dennoch im 
Höchiten Grade gewiffenlod und unfittlich ift, jo 3. B. die Pflichten 
der Ültern und Kinder, der Ehegatten, der Dienftherrfchaften und 
Dienftboten, da Verhalten gegen Verunglückte und Bedrohte, wel 
chen man helfen Fönnte u. f. wm. So wenig nun ber Staat im 
Etande fein mag, alle ſolche Ausbrüche von Kieblofigfeit zu ver: 
hindern, jo darf er doch die offenbaren Veranlaffungen zu folchem 
de Menſchen unwärbigen Betragen zu verhindern fuchen. Endlich 

5) Graufamkeiten gegen Thiere. Letztere find freilich 
feine vechtöfähigen Subjecte, allein der Menfch hat dennoch gegen 
fie, als gegen fühlende Gejchöpfe, beftimmte fittliche Pflichten. Er 
barf fie zu feinem Zwecke gebrauchen, allein nicht fie quälen und 
mißhandeln. Veranlaffungen hierzu find nicht nur an und für fich 
unfittlich; fondern fie haben auch noch den weitern Nachtheil, daß 
fie überhaupt das Gefühl des Mitleides abftumpfen, und fomit auch 
zu Grauſamkeiten gegen Menfchen fähig machen. 

Hinftchtlich der Mittel endlich, welche bie Sitten-Polizei zur 
Aufrechthaltung ihrer Abwendungs⸗-Maaßregeln vorzufehren bat, 
kann e& wohl keinem Zweifel unterliegen, daß nicht nur in ben 
hierzu geeigneten Fällen unmittelbar Hand angelegt und das be— 
ftehende Uebel kurzweg unterbrüct werden darf und muß, fondern 
daß auch nöthigen Falles durch Strafen Gehorfam zu erzwingen 
ift. Eine Verweigerung der Befugniß zum Erfteren würbe in vielen 
Fällen die Folge haben, daß der, doch nöthige, Zweck gar nicht 
oder fehr fpät erreicht werben könnte. Warum aber Strafen, d. 5. 
vom Geſetze beftimmte phufifche Uebel, nicht eben fo gut eine Ver: 


7) Ueber die Schädlichfeit allgemein verbreiteter Spielfucht, namentlich über 
den Einfluß derfelden auf bie Vermehrung von Verbrechen, |. Dusaulx, De 
la passion du jeu depuis les tems anciens jusqu’&% nos jours. Par., 1779, 
8; Colqquhoun, Ueber Londons Polizei, Über]. von Vollmann, ©. 152 fg. 
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fehlung gegen die Vorfchriften des Staates hinſichtlich der Sittlich⸗ 
feit, als eine gegen bie Gebote des Nechtes gerichtete Handlung 
follten ahnden dürfen, ift nicht abzujehen. Alle denkbaren Zwecke und 
Begründungen der Strafe greifen auch bier Platz. Dagegen iſt 
freilih der Grundfaß nur folgerichtig, daß Unfittlichkeiten, gegen 
welche überhaupt polizeilich nicht eingejchritten werben darf, auch 
nicht mit Strafen belegt werben Fünnen ®), 

Nicht ſowohl rechtlichen als pſychologiſchen Zweifeln und 
Schwierigkeiten ift bie Erörterung der Zuläßigkeit pofitiver 
Beförderungsmittel unterworfen. Die Befugniß des Staa— 
tes, die Sittlichkeit zu heben, wird von Niemand beanftandet wer: 
den. Allein es fragt fich, ob fich paffende Mittel auffinden Lafjen? 
Diefelben müfjen, wenn nicht blos -Scheintugend erzeugt werden 
ſoll, wirklich den Willen der Bürger zu belcben geeignet fein, und 
jie dürfen, falls die Polizei fie veranftalten jo, nicht im Bereiche 
der EinzelnKräfte liegen. Durch erftere Forderung find nun aber 
alle Maaßregeln ausgeſchloſſen, welche zwar objectiv löbliche Hant: 
lungen veranlaffen Lönnen, allein über den denſelben zu Grunde 
liegenden fittlihen Willen Feine Gewißheit geben. Die Berüd: 
jichtigung der anderen Bedingung hat die Folge, daß jeben Falles 
nur von Äußerlichen Mitteln die Rebe fein kann, weil die Anwen: 
bung ber geiftigen dem Einzelnen möglich ift. Beide Rückſichten 
find nun aber in zwei Fallen gewahrt. 

Einmal bei der Zuerfennung öffentliher Belohnungen 
für bereits gefchehene ausgezeichnete Handlungen. Hier ift es einer 
Seit? in der Negel möglich, die Beweggründe der Handelnden zu 
würdigen; anderer Seit? kann nur der Staat dieſe Art ehrender 

8) Mit diefem leßtern Grundſatze ift bie Strafgefeßgebung ber meiften Staaten 
im Widerſpruche, als welche eine nicht unbedeutende Anzahl von unfittlichen Hand: 
lungen an und für fih und ohne Rückſicht darauf, ob fie polizeilich verbotene 
Anreizungen enthalten, mit Strafe belegen. Das Necht hierzu ift aber in einem 
Rechtsſtaate ſchwerlich nachzuweiſen. Man kann dieß vieleicht beflagen; allein 
nur Der, welcher dieſe Staatsart als die vollkommene auſieht und ſomit alle 
Leiſtungen, welche irgend eine menſchliche geſellige Einrichtung möglicherweiſe ge— 
währen kann, auch von ihr erwartet, wird ſich Über die Behauptung ber Unzu: 


Röndigkeit wundern. Für die Uebrigen ift der Sap flar: non omnis fert om- 
nia tellus, 


619 


terfennung gewähren. Allerdings findet die Tugend ihre beite 
fohnung im eigenen Selbftbewußtjein: allein dieß Tann den Staat 
ht hindern auch fein Anerfenntniß beizufügen. Er ift fich eine 
he Würdigung ſelbſt ſchuldig, und das Beifpiel für Andere ift 
hl in Berechnung zu nehmen. Daß dann und warn ber bloje 
hein wird belohnt werden, weil die innere Lauterfeit und Stärke 
;z Willen nicht Immer mit unbebingter Gewißheit erfannt werben 
in, mag richtig fein; und noch häufiger werden Fälle von wirk: 
) andgezeichneter Gefinnung nicht zur Öffentlichen Kenntniß kom⸗ 
n: allein grobe Verſtöße können wohl verhütet werben, und blos 
njchlihe Unvollkommenheit einer Maaßregel ift noch Fein Grund 
: Unterlaffung, weil fonft Alles in der Welt unterbleiben müßte. 
den Falles ift übrigend die Unterfuhung und Belohnung bereits 
Izogener Handlungen der Ausſetzung von Preifen für erft Fünf: 
e Beweife von Sittlichkeit vorzuziehen, weil bei lebterer das 
entliche Weſen ber Sittlichfeit, der freie eigene Wille, leicht fehlen 
inte. 

Ein zweiter gerechtfertigter Fall von pofitivem Eingreifen ift 
vorhanden, wo nur durch die Errichtung Öffentliher An: 
ılten die Veranlaffung zur Unfittlichkeit befeitigt werben kann. 
3. mag folcher Fälle nicht viele geben; doch fcheint namentlich in 
ner Beziehung beftimmte Aufforderung vorhanden zu fein. Uns 
eifelhaft verfallen in Fabrikorten unzählige junge Weiber ber ge- 
rbmäßigen Unzucht, dadurch aber allmählich dem Außerften Ver⸗ 
ben jeder Art, durch ungenügenden Lohn und durch Mangel an 
ifſicht 9. Hier tft es denn mehr als wahrjcheinlih, daß durch 
: Beranftaltung von Eonvicten, in welchen die Arbeiterinnen durch 
meinfchaftlihen Haushalt weit wohlfeiler leben und wo ihre Sit- 
ı beauffichtigt werben koͤnnten, vieler Unfittlichkeit und beren 
gen vorgebeugt würde. Allerdings kann durch eigene Thätigkeit 
hlgefinnter Fabrikanten hier dad Nöthige gefchehen, und ed liegt 


9) S. Villerme, Etat des ouvriers en France, ®b. I, ©. 292 fg.; 
ırent-Duchatelet, Prostitution, 8b. I, ©. 485; Ducpetiaux, 
ndit. des jeunes ouvriers, ®b. I, &. 818 fg.; Simon, L’ouvriere. Par., 
bl. 
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ſogar wohl der dazu erforderliche erfte Aufwand in ihrem eigenen 
wohlverjtandenen Nuten. Allein beflagenswertherweife find folce 
Einrichtungen doch noch jehr jelten, und es ift ſomit immerhin 
fraglich, ob nicht der Staat vorzugehen hat? Dieß ift wohl zu be 
jahen; theils an ſich, theils weil zu hoffen fteht, daß foldye Eonvicte 
fih weiter verbreiten werben, wenn fte fich thatfächlich in den Augen 
der zunächit Betheiligten erprobt haben. Zunächſt Tann nur von 
einer Aufnahme reiwilliger die Rede fein und von gemeinfcaft- 
lihem überwachtem Zuſammenleben. Erſt weitere Erfahrung würde 
zeigen, ob etwa ein Zwang zum Eintritte könnte gerechtfertigt wer⸗ 
den, und ob mit dem gemeinſamen Haushalte etwa auch noch weitere 
Zwecke, z. B. Arbeit in der Anſtalt ſelbſt, zu verbinden wären 9. 


2) Entfernung von Hinderniflen. 


$. 90. 
a) Einwirkung mittelſt der Unterrihts-Anfalten. 

Allerbingd iſt das fittliche Gefühl dem Menjchen angeboren 
und das Gewilfen ald Wächter darüber beftellt; auch ift es, ver 
Erfahrung gemäß, möglich, die Entwiclung und Verfeinerung de 
eriteren durch bloſes eigene? Nachdenken zu bewirken: allein eben, 
fo wenig kann e3 einem Zweifel unterliegen, daß dieſe Bildung 
durch einen förmlichen geordneten Unterricht in der Pflichtenlchre 
befchleunigt und erleichtert wird. 

Am natürlichiten wird diefer Unterricht durch dic häusliche Er: 
ziehung ertheilt; auch die Kirche verbindet mit ihrem Dogma fittliche 
Belehrung: doch genügt es an biefen beiden Unterrichtsarten nicht, 
fondern e8 muß fie eine Belehrung in der Schule ergänzen. Der 
häusliche Unterricht ift zu ungewiß, zufällig und unmethodiſch, be 
fteht mehr in Beilpiel und Gewöhnung, al in klarer und über: 
fichtlicher Kehre; in vielen Fällen fehlt er ganz, und wirb wohl gar 
durch Beifpiele von Unfittlichkeit und felbft Anweifung zu folder 


10) &. Ducpetiaux, a. a. O., 3b. II, ©. 225 fg. Die bekannten Gin: 
richtungen und deren günftige Erfolge in Lowell, Dower ‚und Providence in ben 
V. St. von N.:X. fprehen auf das entfchiedenfte für ben Verſuch folder Maaß— 
regeln auch in Europa. 
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erjeßt. Der kirchliche Unterricht ift allerdings weit zunerläffiger; 
allein theil3 kann er, je nach der Perfönlichkeit und den Anfichten 
des einzelnen Geiftlichen oder ſelbſt nach ber Richtung einer Kirche, 
gegenüber von dem Dogma und dem Eult mehr in ben Hinter- 
grund treten; theils ſtützt er fich der Natur der Sache nach auf 
. pofitive Süße und Befehle. Nun ruht die Sittenlehre aber auch 
auf eigener Grundlage, und fie wird nur dann erjt alle Gefinnungen 
und Handlungen durchdringen, wenn der Menjch von der Weberein- 
ftimmung ihrer innern Wahrheit mit den Vorfchriften der pofitiver 
Religion überzeugt ift. Eine Meberhäufung mit Sittenlehre, ein 
ungebührliched® Vorwalten der fittlichen Bildung über tie anderen 
geiftigen Anlagen darf aber nicht beforgt werben, benn einmal Tann 
Niemand allzu fittlich fein, und zweiten? arbeiten Leidenſchaft und 
übles Beifpiel der Lehre beſtändig entgegen. 

Die vom Staate auögehende Bildung des fittlichen Gefuͤhles 
durch Unterricht wird am beſten mit der Verſtandesbildung verbun⸗ 
ben, indem dad Material und die Gegenſtände derſelben ganz füglich 
auch hierzu dienen koͤnnen, und überbieß eine gelegentliche, nicht abs 
fichtlich fcheinende Lehre leicht befferen Eindruck macht. Da das 
Sittengebot für alle Mienfchen und Verhältniffe dafjelbe ift; da ber- 
jelde Grad von Verfeinerung und Empfindlichkeit des fittlichen Ges 
fühles in allen Ständen wünſchenswerth ift und ſogar, — wenn 
je ein Unterjchted ftattfindet — den niederen Ständen bei verhältniß- 
mäßig ftärferer Verfuhung eine größere Feſtigkeit der Gefinnung 
Bedürfniß ift: fo muß der Unterricht in der Sittenlehre in allen 
Arten von Schulen derſelbe fein und es finden in Beziehung auf ihn 
die Verfchievenbeiten nad) Umfang und Inhalt nicht ftatt, welche bei 
der Berftandesbildung ſich als nothwendig heraußftellen. Die Heraus: 
hebung derjenigen Puncte, welche je nach dem Gefchlechte, dem 
Stande, den Äußeren Verhältniffen won befonderer Wichtigkeit für 
die Zöglinge find, ergiebt fich für jeden zum Lehrer irgend QTaug- 
lichen von felbft und bebarf feiner gejeglichen Anordnung. 

Natürlich hat der Staat nicht blos in den von ihm errichteten 
und unterhaltenen Schulen den erforderlichen Sittenunterricht anzu: 
ordnen, jondern auch die unter feiner Weberwachung jtehenden Pri⸗ 


vatichulen zu deſſen hinreichender und zwedimäßiger Einrichtung an- 
zuhalten. | 


b) Maafregeln gegen unmittelbare Anreizung zur Unfittlidkeit. 


8. 91. 
e) Zur Unzucht. 

Es wird allerdingd dem Staate wohl nie gelingen, uneheliche 
Gefchlecht3- Gemeinfchaften ganz zu verhindern. Es dürfte fogar 
behauptet werben, daß, wenn ber günftige Erfolg nur durch ein 
rückfichtslofes Eindringen in Familiengeheimniffe, durch amtliche Aus: 
ipürung und Unterfuchung und fomit öffentliche Bekanntmachung 
geheim gehaltener Verhältniffe erreicht werben könnte, dieſe Verbin 
derung weniger Gutes, ald bad Mittel Uebles und Nachtheil ftiften 
würde. Allein defjen ungeachtet bleibt Unzucht immer eine Unſitt⸗ 
Tichkeit, deren möglichite Beſchränkung wünfchenswerth ift, und die 
Duelle von unzähligen und tiefgehenden Uebeln für die ganze Ge 
jellfchaft, namentlich für die untern Stände 1). Pflicht der Polizei 
ift es daher, offenbare, namentlich gewerbömäßige, Anreizungen zu 
verhindern. Solche aber finden ftatt von Seiten ber öffentlichen 
Dirnen, der Kuppferwirthichaften, bei gewiffen Zufammenkünften, 
durch unzüchtige Bilder und Auzftellungen. Was nun 

1) die öffentlihen Dirnen betrifft, jo ift fchon ihr Bor: 
bandenfein Aufforderung. zur Unzucht und fie vermehren die An: 
reizung noch durch Lockungen. Die Pflicht. der Polizei zum Ein 
jchreiten iſt Harz; eben jo, daß bie Thätigkeit derfelben nie erlahmen 
darf, indem immer, namentlich in großen Städten, Hang zum 
Müpiggange, zur Putzſucht, zum Vergnügen, Armuth und fchlechte 
Erziehung auf der einen Seite, auf der andern aber geziwungene 
Eheloſigkeit, Reichthum, Leichtfinn und Verführung der gewerb 
mäßigen Unzucht neue Dienerinnen zuführen. Auf zweierlei ift be 
jonder3 Bedacht zu nehmen, nämlich auf Verminderung der Anzahl 
der Dirnen und auf die möglichite Verheimlichung ihres Vorhanden⸗ 
feind. — Der erſte Zweck wird hauptjächlich dadurch erreicht wer: 


1) gl. Greatest of our social evils, prostitution.e Lond., 1856; 
Acton, Prostitution considered in its moral . . aspects. Lond., 1887. 
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ben, daß auf die Nahrungsart Tebiger, unabhängig lebender Weibs⸗ 
perjonen genaued Augenmert gerichtet wird. Solche, welche Leinen 
georbneten, hinreichenden Nahrungszweig nachweifen können, find In 
ihre Heimath zu verweilen, oder wenn Lohnhurerei gegen fie er: 
wiejen ift, an die Zmangsarbeitshäufer abzugeben. Dabei erfordert 
Menſchlichkeit und Klugheit, folchen Weibern, welche das Lafter ver: 
laffen wollen, die Möglichkeit hierzu zu verichaffen durch Einrich- 
tung eigener Anftalten und durch Sorge für ehrliched Fortkommen 
nach erprobter Befjerung. — Weil aber manche durch einen Schein 
von erlaubtem Erwerbe dem ftrengen Verfahren der Polizei außs 
zumeichen vwoiffen werden, jo ift ber andere genannte Theil der poli⸗ 
zeilichen Aufmerffamkit um jo ftrenger zu handhaben. Durch ge- 
naue Aufficht und gehörige Strafen kann verhindert werben, baß 
fie ihr Gewerbe nicht Öffentlich zeigen, namentlich daß fie nicht 
durch Umherichwärmen auf den Etraßen, durch Anreben u. |. w. 
Hergerniß geben und anreizen, überhaupt nicht die Aufmerkfamteit 
durch auffallendes Betragen auf fich ziehen *). SEILER 

2) Als ein noch höherer Grad der Anreizung zur Sittenlofig- > 
keit erjcheinen die Bordelle, durch bie größere Auswahl von 
Dirnen, die beftändige Zugänglichkeit, bie Bequemlichkeit, wohl gar 
Zierlichkeit und Koftbarkeit der Einrichtung. Au verboppeltem 
Grunde ift alfo die Polizei ſchuldig, diefe Aufenthaltgorte der tiefften 
menfchlichen Verſunkenheit zu zerftören, was ihr nicht fchwer fallen 
kann, da das Vorhandenfein der Anftalt ihr gar bald bekannt fein 
muß. Strenge Strafen find auf dad Gewerbe der Kupplemirth- 
ſchaft zu feben, die Dirnen aber wie die einzeln lebenden Freuden⸗ 
mäbchen zu behandeln °). 


2) Aus biefem Gefichtspuncte erfcheint es als ſehr unzweckmäßig, wenn (mie 
3. B. in Athen und im Mittelalter) öffentliche Mädchen durch eine befondere 
Kleidung vor den ehrbaren Frauen ausgezeichnet, wenn ihnen befondere Pläbe 
in den Theatern ꝛc. angewiefen wurden. S. Wahsmuth, Hellenifche Alter 
thimer, Bd. I, Abth. 2, ©. 48; Hüllmann, Das Städteweſen bes Mittel: 
alters, Bd. IV, ©. 270 fg.; Sabatier, Histoire de la legislation sur les 
femmes publiques et les lieux de debauche. Par., 1828. 

3) Diefen Forderungen fteht ein weſentlich verfdiebenes, vielfach theoretifch 
vertheidigtes und much von nicht wenigen Staaten gehanbhabtes Syſtem gegen: 
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3) Geſellige Zuſammenkünfte von Perfonen beider Ge 
ichlechter werden nicht felten zur Unzucht mißbraudt. Iſt dieß 


über. Daſſelbe geht von der Annahme aus, daß außerehelicher Gefchlechtsumgang 
thatfächlich beitehe und unbefeitigbar fei; daß in Folge beflen auch gewerbmäfige 
Unzuht immer beftanden babe und beftehen werde. Diefe fei nun die Duell 
einer der verberblichften und verbreitetften anftelenden Krankheiten, der Syphilis. 
Einem fo großen Uebel nach Kräften entgegenzutteten, fei Pflicht bes Staates. 
Er vermöge es aber nur burch fehr häufige Unterfuchungen ber feilen Weiber 
und durch alsbaldige zwangsmäßige Heilung der angeftedt Befundenen. Zu bem 
Ende fei es nöthig, wo möglih alle Dirnen zu kennen und feine ber Behoͤrde 
verborgen bleibende Unzucht zu dulden; das einzige Mittel hierzu fei aber wieder, 
feine Strafe auf bie ber Polizei angezeigte Lohnunzucht zu ſetzen, wohl aber auf 
die im Geheimen getriebene. Es feien fomit jeden Falles die einzelnen Dirnen, 
unter Vorfchrift der Unterfuhung, zu dulden, vielleicht ſelbſt Bordelle. Neben: 
bei wirb für biefe Auffaffung wohl auch noch angeführt, daß eine gebulbete 
gewerbmäßige Unzucht ehrbare Weiber vor Verführung und Gewalt füge. Die 
große Mehrzahl der Schriftfteller über Bffentliche Geſundheitspflege iſt biefer 
Anficht; außerdem haben nicht Wenige diefelbe befonders und ausführlich behan- 
belt. Man fehe namentlih: Meerbach, Üb. d. Zuläffigfeit und Einrichtung 
Öffentlicher Hurenhäufer. Dresd., 18155 Sabatier, a. a. O., ©. 1; 
Parent-Duchatelet, De la prostitution dans la ville de Paris. I. IL, 
fd. 3, Par., 18657; B&raud, Les filles publigdes de Paris et la polies, 
qui les regit. I.IL. Par., 1839; Levy, Trait& d’hygiene ®b. II, &.7341g.; 
Tardieu, Diction., ®b. III, ©. 195 fg. Zahlreiche Auffäge in den Annal 
d’hyg. publ, — Die angeführten Gründe find aber im Wefentlihen irrig, und 
follte e8 auch wahr fein, daß Solon zuerft fie ausſprach und nach ihnen han: 
beite. Bor Allem ift unbeftreitbar, daß durch eine mittelft der gebuldeten Dirnen 
und ber Vorbelle gegebene Leichtigkeit der Unzuctöbegehung bie Verführung ehr 
barer Weiber nicht verhindert wird. Beide Arten von Wolluft find, in äſthetiſchet 
Beziehung namentlich, fo wefentlich verfchieben, baß feine die andere erſetzt. De 
von gar nicht. zu reden, daß im beften Falle bie ganze Maaßregel nur eine 
Selbſtſucht der höheren Stände ift, welche fi) nicht befinnen, Weiber ber unteren 
Stände in bie tieffte Erniebrigung ftoßen zu laffen, damit benen aus ihren 
Kreifen auch nur eine Verfuchung erfpart werbe. Gegen gewaltſame Angrifk 
aber bie Frauen zu ſchützen, wirb einer aufmerffamen Polizei und einer ſtrengen 
Nechtzpflege ein Leichtes fein. — Schwerer allerdings fällt ing Gewicht, was zu 
Bunften einer Ueberwachung der Proftitution in Betreff der Beſchränkung der 
Syphilis gefagt wird. Wenn nämlich auch die Wirkſamkeit der Schutmaaßregel, 
db. b. der regelmäßigen und bänfigen Unterfuchung der Dimen, nicht überfhäßt 
werben barf, indem viele Anftedungen erfolgen können, ehe bie Krankheit entdedi 
wirb: fo fol doch die Bedeutung biefer prophplactifchen Maaßregel und das große 
Uebel weit verbreiteter und eingewwurzelter Syphilis keineswegs geläugnet werben. 
Es begreift fi) daher wohl, daß fo viele Aerzte ein Syftem gut beißen, wel 
ches Vortheile von ihrem Stanbpuncte aus verfpriht, während fie ſonſtige 
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nicht der Zweck, fondern nur gelegentlicher Unfug, jo mag Aufficht 
binreichen, jo 3. B. bei den Lichtlärzen der Landleute; find aber — 


Nüdfichten nicht zu nehmen haben; und es mag da immerhin dem Staate die 
Forderung geftellt werben, fo weit er Tann und barf jene Krankheit zu verhindern. 
Allein völlig unrichtig iſt, aus dieſen Einräumungen zu ſchließen, daß deßhalb 
alle Grundſätze zu verlafien fein. Außer den Rüdfichten auf bie Geſundheit 
bat ber Staat auch noch andere mindeſtens eben fo hoch ftehende Aufgaben, und 
er kann fordern, daß unter allen Umftänden feine Ehre und feine Würbe ges 
wahrt bleiben. Nun ift aber der ganze Gedanke, das Lafter in feiner niebrigften 
Geſtalt zu dulden und felbft zu Ieiten, ein falſcher, welcher auch in feiner weiteren 
Entwidlung zu immer übleren Folgefägen führt. Die der Behörde durch eine 
möglichfte Unſchädlichmachung des Hurengewerbed zufallenden Geſchäfte der Ein- 
ſchreibung, Kartenertheilung, Unterfuchung, Gebühreneinziehung u. f. w. find im ' 
höchſten Grade unwürdig, und fie allein ſchon müſſen zu dem Schluffe führen, 
bag man bier auf unrichtigem Wege ift. Der Staat fol Leinen Vertrag mit 
bem Lafter jchliegen und für daffelbe fogar den unſchädlichen Beſitz eines Gebietes 
zu fihern ſuchen; fonbern es befämpfen, wo und wie er kann. Iſt babei ohne 
Verlegung von Grundſätzen auch noch ein anberweitiger Nuten zu erreichen, 
fo ift dieſer allerdings nicht zu verfäumen; unb es find ſomit immerhin an fidh 
untabeldafte Maaßregeln gegen möglichſte Beſchränkungen der Syphilis ergriffen 
worden. Dal. oben, $. 31, ©. 235 fg. Der Erfolg wird wohl ein unvoll⸗ 
ſtändiger fein; allein es ift wenigftend nur Ehrenhaftes geſchehen; auch barf 
nicht Überfehen werden, daß in ber üÜbergroßen Anzahl der Fälle von fyphilis 
tifcher Anſteckung eigene und vermeibliche Schulb die Veranlaffung ift, und daß der 
Staat feine Verpflichtung hat, unſittlich Handelnde vor natürlihen und leicht 
vorauszufehenden Folgen ihres Verhaltens zu bewahren. — Unter allen Umftänben 
kann von einer Duldung und gar polizeilichen Ordnung von Borbellen nicht die 
Rebe fein. Schon aus fanitätöpolizeilihen Gründen find fie zu verwerfen; außer- 
dem find fie Veranlaffung zu niederträchtigften Verführungen, zu Gewaltthaten 
und Betrügereien, zu unausſprechlicher Gemeinbeit, ein unerträgliches Nebel für 
bie Nachbarſchaft. Allerdings find fie noch in neuefter Zeit vielfach vertheidigt 
werben, (namentlich in einer ganzen Fluth von Berliner Schriften;) allein bieß 
beruht theils auf verächtlichem Leichtſinne, theils auf einer falfchen Auffaffung 
von ber Pflicht des Staates für bie Gefunbheit zu forgen. Die richtige Anficht 
in biefer Beziehung vertreten: Leonhardi, Die Schädlichkeit der Bordelle. Lpz., 
1792; Heidbemann, Was ift für und wider bie Öffentlichen Freudenhäuſer zu 
fagen ? BresL, 1810; Die Wolluft, vorzüglich aus dem Standpuncte des Staates 
betrachtet. pʒ., 18245 Ducpetiaux, De la condit. des jeunes ouvriers 
Bd. IE, ©. 224 fg; Schulk, Die Stellung des Staates zur Proftitution. 
Berl., 1857; Bappenheim, Kandbuch, Art. Borbellvereine (vorzüglich); Heber 
die Geſchichte und Statiftil der Bordelle f. FZreubenberg, Weber Staats und’ 
Privatbordelle u. f. w. Berl., 1769; Hüllmeann, a. a. O., ©. 259 fg.; 
Jäger, Um’ Verfaſſungs⸗, bürgerliches und commercielleg Leben im Mittel: 
alter. Stuttg., 1831, ©. 544; Sabatier, a. a. O., © 40fg.; Wolfsheim, 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 40 
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wie nicht felten in großen verborbenen Städten bei gewiſſen Bällen, 
Babehäufern u. dgl. — die Ausſchweifungen ber Zweck, die Form 
der Zufammenfunft nur Berhüllung befjelben: jo muß gänzliches 
Verbot und Beftrafung der Anftifter folcher Unfittlichkeit erfolgen. 

4) Unzüchtige Darjtellungen aller Art, die Aushängung 
ſchmutziger Bilder u. |. w. find. natürlich als Anreizungen zum 
Lafter zu betrachten und fomit zu verhindern. Namentlich bedürfen 
in bdiefer Beziehung einer genauen Aufjicht die Theater aller Art 
und Größe *) und die Buben der Bilverhänbler. 


§. 9. 
P) Zur Trunkenheit. 

Darüber, daß Völlerei ein jchr großes Uebel fir den Einzelnen, 
eine allgemeinere Verbreitung bderjelben ein Unglüd für die Ge 
fammtheit it, Tann fein Zweifel obwalten. Allein die Frage iſt, 
wie den Anreigungen zu diefem Laſter von Seiten bed Staated 
entgegengewirft werben fol und kann? Leider ift die Antwort hierauf 
nicht3 weniger als leicht ). Da nämlich der Genuß von geiftigen 
Getränken an und für fich nicht unfittlih, im Gegentheile unter 


Ueber Bordelle. Hambg., 1845; Löwe, Die Proftitution aller Zeiten und Böller 
- Berl, 1852; Dufour, Histoire de la, prostitution chez tous les peuples 
du monde. Par., 1851 fg. I—VI Außerdem zahlreiche, zum Theile fehr um 
faubere, Schilderungen bed Zuflandes der gewerbmäßigen, Unzucht in einzelnen 
Städten. 

4) Die Auffiht auf Theater Tann ohne eine Genfur, welcher alle neu auf: 
zuführenden Stüde vorzulegen find, nicht wirffam geführt werden, und fo wenig 
man auch ber Cenſur an fi das Wort reben mag, fo if fie hier an der Stelle, 
weil eine Öffentliche Darftellung unfittliher Zuftäude und Gefinnungen entweder 
bie Gemüther, namentlich ber Jugend und der Frauen, vergiftet ober den Beſuch 
der Schaufpielhäufer unmöglich macht, alfo eine große Anzahl von PBerfonen 
eines erlaubten Vergnügens beraubt. Selbſt in England befleht aus biefen Grün 
ben noch ist und ganz unangefochten eine Theatercenfur. Wie nothwendig aber 
eine ftrenge Aufficht auf ben fittlihen Inhalt neu aufzuführender Stüde ift, may 
beweijen, daß in Paris (mo doch in der That Feine übermäßige Sittenftrenge in 
dieſem Puncte beiteht) von 4,119 während eines Zeitraums von fieben Jahren 
eingereichten Stüden nur 2,045 unbedingt gebilligt werden konnten, dagegen 
1,945 zu Aendexungen verurtbeilt und 129 ganz verworfen wurden. & Vivien 


“ in der Revue des deux mondes, 1844, 1 Mai, ©. 383 fg. 


4) Vgl. über den Gegenſtand: Ducpetiaux, Da la. comdition des 
jeunes ouvriers ®b. II, ©. 212 fg. 
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iden ſogar nothwendig ift, fondern. er erſt durch Uebermaaß 
h wirkt; da ferner dieſes Uebermaaß bei verfchievenen Men: 
verſchieden eintritt; ba ber Reiz zum Uebermaaße weniger 
alb des Menſchen und in beftimmten Veranlaffungen und 
ungen liegt, al3 in ihm felbft, in feinen Gewohnheiten ober 
iungen; da endlich dem Hange zum Zuvielgenuſſe im eigenen 
? Freundes Haufe, wohin die polizeiliche Spähe weder bringen 
och ſoll, gefröhnt werden kann: jo fann Völlerei in der Haupt: 
mr durch den Entſchluß eine? jeden Einzelnen unb durch bie 
ſolchen Entſchluß fördernde und erleichternde Sitte wirkſam 
ft werden. Mit andern Worten: allgemeine Bildung, in- 
weller und fittlicher Art, ift die befte Vorbeugung gegen Trunk⸗ 
Durch VBerabredungen und Geſellſchaften mag ein Entichluß 
gerufen und wenigſtens fürs Erfte weit verbreitet werben; 
nachhaltig wird Mäßigleit nur in Gefellichaft noch anderer 
den herrſchen *). 
Hiermit fol jedoch nicht gefagt fein, daß der Staat bie Hänbe 
in den Schooß zu legen habe. Bielmehr beiteht Recht und 
t zum Einfchreiten, wenn ein Zuftand ummäßigen Gebrauch 
er Getränfe zur Abficht oder doch zur nothiwendigen Folge 
ine Anwendung gefeßlicher Gewalt aber, und nur eine folche, 
ben befeitigen oder doch abjchwächen kann. — Die aus 
n Grunde zu treffenden Maaßregeln find nun aber ungefähr 
de: 





) Ein unwiberlegliher Beweis von ber anf bie Dauer nur ſchwachen Wir: 
eined enthuſiaſtiſchen Anlaufes mb Entſchluſſes Fiefert die Befchichte ber 
gkeits-Vereine, Millionen waren benfelden beigetreten, hatten ſich durch 
‚e verpflichtet, dein Genuſſe geiftiger Getränke ganz zu’ enffagen; und doch 
bon nad) wenigen Jahren fauım noch Spuren von Folgen zu erbliden. 
reiften vielleicht noch darin, daß einige Regierungen auf bie Unnothwendig⸗ 
id ſelbſt Schäblichkert der Vertheilung von Brunntwein im Heere und auf 
otte aufmerffam gemacht worben find und Verbeſſerungen haben’ eintreten 

Die Abficht der Mäßigkeitsprediger war vorteefflih: allein ihr Mittel — 
4 gänzliche Enthaltung aller und jever geiftiger Getränke — überſchoß das 
zeit und trug feinem baldigen Untergang in ſich; und das Vertrauen auf 
yige und unverbrüchliche Ginhaltung eines in einem Augenblicke ber Begei⸗ 
7 gefaßten GEntſchtuffes zeigte geringe Menſchenkenntniß 

40* 
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1) Die Zahl der Schenkſtuben und Gaſſenwirths— 
häuſer ift auf da Bedürfniß zu bejchränfen. Auch die werigeren 
bieten freilich Gelegenheit zur Völlerei dar; doch fällt durch eine 
Zahlverininderung manche Veranlafjung für den gemeinen Mann 
weg, 3. B. Belanntjchaft mit dem Wirthe, Verbindlichkeiten gegen 
benfelben, u. ſ. f. Namentlich aber ift fehr wünſchenswerth, daß 
Niemand die Erlaubniß zu einer Schenke erhalte, deſſen perjönlice, 
beſonders amtliche, Stellung zum Beſuche derjelben und zu bebeu- 
tendem Zechen nöthigen koͤnnte °). 

2) Dad Haufiren mit geiftigen Getränken ift als eine um 
mittelbare Aufforderung zu unnöthigem, und fomit fchäpdlichem, 
Genuſſe derjelben zu betrachten. Außerdem hebt feine Geftattung 
die Wirkungen der vorftehenden Maaßregel zum größten Theile 
wieder auf. Da dieſen Nachtheilen Fein Nuten irgend einer Art 
gegenüberfteht, jo tft ein unbedingtes Verbot gerathen. 

3) E3 muß eine nächtliche Stunde beftimmt werben, über 
welche hinaus Fein Schenkwirth Gäfte mehr bei ſich haben darf, 
bei Strafe für ihn und für die Zechenden. Die Maaßregel hat 
zwar einen illiberalen Anjtrih, und ift auch mit Billigkeit und 
Rückſichten zum Vollzuge zu bringen; allein fie trägt wefentlid 
zur Verminderung der Trunffucht bei. Davon abgejehen, daß fie ein 
wirkſames Mittel zur Erhaltung der nächtlichen Ruhe tft 9. 
5) So erweist ſich z. B. das württembergiſche Geſetz, nach welchem tie 
Schultheißen, Fruchtkaſtenverwalter, Förſter u. ſ. w. keine Wirthshäuſer errichten 
dürfen, als ſehr zwekmäßig. — Bekannt iſt dagegen der Schaden, welcher in 
Rußland und Polen dadurch angerichtet wurde, daß der Gutsherr die Schenke 
beſaß und deßhalb, vermittelſt des jüdiſchen Pächters, feine Leibeigenen zum un 
mäßigften Branntweingenuffe anreizte. 

4) Die „Polizeiftunde* ift eine vielfach angefeindete oder verlachte Maaß⸗ 
regel. Mit Unreht. 3 ift freilich ſehr leicht zu bezweifeln, ob ber Staat be 
rechtigt je, den Bürger zu zwingen zu einer beliebig vorgefchriebenen Stunte 
einen Freundesfreiß zu verlaffen, nach Haufe zu geben u. ſ. w.; und eg ift noch 
leichter darüber zu fpotten, daß man biß zu einer beflimmten Minute über bie 
Gebühr trinken, nach berfelben aber nicht einmal den Durft Töfchen dürfe. Im 
großen Ganzen Tann aber nicht in Abrebe gezogen werben, baß ber Schluß ber 
Schenfftuben zu einer vorgefchriebenen Zeit fehr wohlthätig wirft; und was am 
Rechte zu einem Verbote in Betreff der Trinkluſtigen etwa fehlen mag, ift reid: 
ih vorhanden an Recht und Pflicht, für die Muhebebürftigen und Kranken zu 
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4) Sehr vermindert wird ber Reiz zum Trunfe und bie Mög- 
lichkeit, diefem Reize zu folgen, wenn nur für baares Geld 
Setränfe erhalten werben fan. Gänzliche Unklagbarkeit aller Trink⸗ 
fhulden vermag dieſes wenigften? zum Theile herbeizuführen; auch 
enthält dieje Maaßregel, wenn zum Voraus gehörig befannt gemacht, 
fein Unrecht gegen den Mirth, der fi vor Schaden hüten mag. 

5) Von beveutendem Einfluffe auf eine zahlreiche und dem 
Trunke vor anderen ergebene Volksklaſſe ift e3, wenn die Gewerbe: 
Inhaber ein ftrenged und vernünftiges Verhalten in Beziehung auf 
ihre Arbeiter einhalten. In der Hauptfache muß freilich der Ent- 
ſchluß hierzu freiwillig von den Gewerbenden felbft gefaßt werben 
und kann der Staat höchftend Aufmunterung und Beifall fpenven. 
So 3. B. hinſichtlich des Verbotes, geiftige Getränke in bie Arbeits⸗ 
räume zu bringen, oder des Entfchluffes, nie einen Trunkenbold, 
oder einen Solchen, welcher den fog. blauen Montag hält, und wäre 
er ein noch jo guter Arbeiter, im Dienfte zu behalten ®). Allein 
Einige® Tann doch auch durch Geſetz erzwungen werben; fo mag 
namentlich verboten fein, daß ber Arbeitzlohn in Fabriken, bei 
Bangewerken u. |. w. in Schenfen ober fpät Abends ausbezahlt 
werde. 

6) Sehr erfprießlich iſt es, wenn die Neigung zu gewiſſen 
vor anderen ſchädlichen Getränten, namentlih alſo zum 
Branntweine, vermindert werden kann. Die Sache iſt keineswegs 
leicht; doch läßt fih von folgenden Maaßregeln ein mehr oder 
mweniger bedeutender Erfolg erwarten, namentlih im Zuſammen⸗ 
wirfen berfelben und bei folgerichtiger Beharrlichfeit in ihrer An- 
wendung: 

a) Die Verbreitung zweckmäßiger Schriften wird 
immerhin Einzelne belchren und befjern, jeden Falle die allge- 
forgen. Nicht zu rechtfertigen bagegen ift e8 allerbings, wenn die einmal beftehende 
Ordnung in verfchiedener Weife zur Anwendung kommt gegen höhere und niebere 
Stände Auch jene können Unfug im Zrinfen maden und fie find dem aus 
allgemeinen Gründen nöthigen Gefege minbeftend ben gleichen Gehorfam ſchuldig, 
wie die Ungebildeteren. 


5) Ueber die großen Wirkungen dieſes letzteren Mittels ſ. Villerme, 
L’e&tat des ouvriers en France, ®b. II, ©. 40. 
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meine Aufmerkſamkeit der Frage zuwenden. Beiträge ans ber 
Staatskaſſe mögen ihr Erſcheinen erleichtern ©). 

b) Dur Begünftigung der Bercitung anderer geflin: 
berer Getränke kann ein weniger jchäblidher Genuß an ber 
Stelle des bisherigen Uebels allmählig verbreitet werben, (5. 8. 
des Bieres anſtatt bed Branntweines.) Dieſe ftaatliche Begünftigung 
Tann aber beftehen in Erleichterung binfichtlich der Abgaben und in 
Berbzeitung der Kenntniß richtiger Bereitung. — Endlich hat na: 
türlich 

c) eine bebeutende Vertheurung des ſchaͤdlichen Getränfe, 
namentlich durch hohe Beſteurung ber Fabrikation und des Klein: 
verfaufes, auch eine Verminderung des Verbrauches der Waare zur 
Folge Nöthig iſt dabei übrigens genaue Aufficht gegen heimliche 
Bereitung und Schleichhandel. 

Freilich werden alle dieſe Mittel von verhältnigmäßig geringer 
Wirkung fein, wenn einer Bewöllerung andere Erholungen und Ber: 
gnügen, als welche ber Getränkegenuß gewährt, unzugänglich find. 
Dieß kann nun aber wicht blos durch Rohheit und Unwiſſenheit, 
oder durch Elend und Armuth veranlagt fein, fondern auch durch 
Sitte und Gefeß, welche ſelbſt harmloſe und wohl fogar geiftig 
eınpfehlengwerthe Vergnügen entweder gar nicht ober wenigftend in 
der für die arbeitenden Claſſen zugänglichen Zeit nicht geftatten. 
Geforbert muß in einem folchen Falle werben, daß bee Staat fih 
nicht an ber Beſeitigung unverftändiger Gefete durch Befchränttheit 
und Heuchelei hindern laſſe 7). 


6) Die Zahl und Art folder Schriften ift fo groß, bag man nur über de 
Wahl unter ihnen verlegen fein Tann. Es find darunter eigene Zeitfchriften, 
Katechismen, Erzählungen, unmittelbare Warnungen jeder Art, namentlich hin⸗ 
* fihtli de Branntweintrinteng. ©. ein reichhaltiges Verzeihnig in Böttcher? 
Geſchichte der Mäßigkeits⸗Geſellſchaften, ©. 672 fg. 

7) Wem ift unbefannt, baß bie ftupiben englifhen Somtagsgefeke, meld 
der arbeitenden Klafſe auch die unfchuldigiten, ja bie bildenbften Vergnügen 
an ihrem einzigen Ruhetage unterfagen und ihnen nur ben Branntwein:Palaf 
übrig laſſen, an Trunkenheit, Lafter und Verbrechen in ungezähltem Magße 
ſchuldig find? 
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F. 93. 
y) Zum Spiele. 

Bei der unläugbaren fittlichen und wirtbfchaftlichen Gemein- 
ſchädlichkeit einer verbreiteten Leidenſchaft und Gewohnheit be 
Spieles ?) ſollte man in ſämmtlichen Staaten die aufrichtigſten und 
angeftrengteften Bemühungen zur Unterbrüdung aller öffentlichen 
Anreizungen zu Glücksſpielen erwarten. Dieß ift aber ‚nicht nur 
nicht der Fall; ſondern nicht felten vergeffen ſich Regierungen jo 
weit, daß fie felbft Spiel-Anftalten begründen, wenigſtens außbeuten. 
Ein verfehrtered Beginnen und eine größere Mißachtung der offen- 
barſten Verbindlichkeit läßt fich nicht denken, und bie angeblichen 
Gründe des Nutzens oder gar ber Nothwendigkeit zeigen fich bei 
der leichteften Unterfuhung nur ala elende Verjchltierung der Ge- 
winnfucht. Wie lächerlich iſt es z. B., zu behaupten, ver Staat 
müſſe Sffentliche Spielhäufer errichten, damit er betrügerifche Winkel⸗ 
fpiefe überflüffig mache! Hat er fonft fein Mittel dad Uebel aus: 
zurotten, als eine allgemeine Anreizung dazu? Eben fo wenig ftich- 
haltig ift der Grund, daß die Blüthe der Babeanftalten eine Geftattung 
von öffentlichen Hazarb-Spielen erforder. Einmal beweist bag 
Beiſpiel jehr berühmter Heilquellen das Gegentheil; ſodann ift eine 
durch eine Spielhölle erzeugte Blüthe ein fittlicher und wirthichaft: 
Yicher Unfegen nach allen Richtungen und überdieß ohne Nachhal: 
tigkeit. Giebt es etwas MWiderfinnigered, als in einer Heilanftalt 
die Leidenschaften aufzuwühlen — zum Beſten der Wicdergenejung ! 
Am Ihmählichften ift aber wohl die auß dem großen Gewinne für 
die Staatskaſſe hergenomment Rechtfertigung. Sol denn ber Etaat 
durch taufendfache® Unglück, durch Entfittlihung feiner Bürger, 
durch Wachrufen des plumpften Aberglaubeng, durch Untergrabung 
des Sinned für Sparfamfeit und Selbſthilfe feine Einkünfte vers 
mehren, foll er feine Kaſſen mit Gelb füllen, das mit dem Bfute 
des Selbitmörberd und den Thränen verzweifelnder Familien benetzt 
ift? Die Finanzwiffenfchaft weiß weniger jchäbliche Abgabenarten 

1) Vgl. hierüber die fehr merkwürdigen Auseinanderfegungen und geſchicht⸗ 
Tichen fo wie flatiftifchen Nachweifungen von Petitti di Roreto, Del giuoco 
del Lotto. Tor. 1863, ©. 521 fg. 
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anzugeben. Ober noch befier, man unterlaffe einige überflüffige 
Ausgaben, und man wird einen ſolchen Zuſchuß gar nicht bebürfen. 

Bor Allem und unbebingt muß alſo bie Forderung geitellt 
werben, daß ber Staat ſelbſt Glücksſpiele weder auf eigene Rech⸗ 
nung veranftaltet und verwaltet, noch auch zu folchen, gegen Pacht 
oder fonftigen Vorteil, die Erlaubnig giebt. — Dieß muß denn 
aber in breifacher Beziehung gefchehen. 

1) Es dürfen von Staatöwegen feine Kotterieen (Zahlen 
auch Klaffen-Lotterieen) ftattfinden, d. h. jenes Spiel, bei welchem 
ber Spieler durch Erkaufung wenigſtens Eine? Looſes (Lotterie: 
Billetes) die Hoffnung erwirbt, einen ber ausgeſetzten Haupt: ober 
Nebengewinne zu erhalten 9. Der Nachtbeil einer im Ganzen 
völlig unfruchtbaren, im Einzelnen jehr gewagten Vermögens-Ber- 
wendung und die übeln Folgen für, den jo wünjchenswerthen Geiſt 
vernünftiger Sparfamkeit und Arbeitſamkeit find um fo Harer, ald 
auch der ohue Anftrengung und Entfagung gemachte Gewinn ber 
wenigen Glüdlichen felten auf die Dauer von wirklichem Nuken 
it, und dad Beifpiel derfelben außerdem noch andere, bisher ver: 
nünftig arbeitende und fparfam lebende Bürger zum Spiele ver: 
leitet. Natürlich find diefe Nachiheile um fo größer, je Mehrere an 
dem Spiele Antheil nehmen und unter je ungebilveteren und Aärmeren 
Volksklaſſen es fich verbreitet, und find fomit nicht die Lotterieen 
mit hohen, ſondern die mit niederen Preifen ber Xoofe bie fchäb: 
licheren ®). Eine etwaige nüßliche Verwendung des Ueberfchuffes fann 
zu feinem günftigen Urtheile über dag Mittel veranlaffen 4). 

2) Die Einrihtung bes Spieles kann fehr verfchieben mobificirt fein. Im 
beften alle verliert die große Zahl ber nicht gewinnenden Spieler wenigftens den 
Zins aus dem Preife ihrer Looſe. Ueber die Einrichtungen im Einzelnen |. 
Bergius, Cameral-Magazin, Bd. VI, ©. 207 fg.; Krünitz, Enchklopädie, 
Bd. LXXXIL, ©. 16 fg.; Köder, Bemerkungen über Staatd-Lotterieen. Em: 
den, 1818; Rau, Finanzwiſſenſchaft, dte Aufl., I, S. 333 fg. 

38) S. Schulz, Ueber bag Lotterie:Wefen. Lpz., 1794; Roſcher, Pen 
dern verberblichen Einfluffe des Lotterie: Wefens auf ben Staat, mit vorzüglicer 
Hinfiht auf die arbeitende Klaffe. Rpzg., 1797; Paalz ow, Leonhard und 
Philibert, Geſpräche über Glüdzfpiele, namentlich über Lotterieen. Deffau, 1819; 
Petitti di Roreto, a. a. D. Nod eine bebeutende Anzahl von Schriften 
über Lotterieen ſ. bei Krünig, a. a. O., ©. 128 fg. 

4) Nicht zu verwechfeln mit biefen eigentlichen 2otterieen find bie Lotterie 
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2) Noch weniger darf der Staat das noch weit fehäblichere 
Lotto einrichten 5). Hier iſt nicht nur die Wahrfcheinlichkeit zu 
verlieren fehr groß, namentlich bei den gewagteren Spielarten ©); 
fontern auch die aus dem Spiele folgende Entfittlichung ift unbe: 
rechenbar, theils weil die Ziehungen ſehr ſchnell auf einander folgen, 
was ben Reiz fehr erhöht und immer wieder weckt, theils weil auch 
ben ungebilveteren und ärmeren Vollsklaſſen die Theilnahme an 


Anlehen, welde viele Staaten abgefchloffen haben, und welche barin beftehen, 
daß bie Gefammtheit oder ein Theil ber Zinfen, vielleicht nur der. durch Auf: 
ſchiebungen ber Zinszahlungen gewonnenen AZwifchenzinfen ber eingefchoflenen 
Gelder zu einer Anzahl größerer und Fleinerer Gewinne zufammengefchlagen und 
fo zu beſtimmten Zeiten unter die fänmtlichen Befiter von Schuldfcheinen aus⸗ 
geloo8t werben. Bei diefer, mit fehr verfchiebenen Abweichungen eingeführten, Ein: 
richtung wird alfo nicht um das einbezahlte Kapital gefpielt, welches vielmehr ben 
Släubigern bleibt und nad dem Zilgungsplane zurücdbezahlt wird; nicht einmal 
immer um bie Geſammtheit ber landesüblichen Zinfen, ſondern nur um biefe 
oder einen Theil berfelben. Außerdem find fie doch im Ganzen nur für bie 
wohlbabenberen und wirtbfchaftlicheren Klaſſen zugäuglich. Dennoch wäre es weit 
befier, wenn auch fie unterlaflen würden, weil fie bern doch immer bie Leiden= 
ſchaft des Spiele nähren, und fie überdieß, nicht felten wenigftens, auch 
der Staatskaſſe nicht förderlich find. Ein in feinen Zahlungen püncklicher, in 
feinem ganzen Handeln rechtlicher und nicht überfchulbeter Staat bedarf folder 
Mittel nicht, um Eredit zu erhalten. ©. bie jchöne Ausführung über bie Unzweck⸗ 
mäßigfeit und Schädlichkeit der Lotterie-Anlehen bei Nebenius, Der öffentliche 
Grebit, 2te Aufl., S. 343 fg. Weber bie ganze Einrichtung aber ift u. a. nach 
zufeben: Unger, Handb. ber St.:Lotterie:Anlehen. Lpz., 1841; Dettinger, 
Theorie d. Lotterie-Anlehen. Freibg., 18445 Rau, Finanz Wiff., 2, S. 330 fg. 

5) Die Einrichtung des Lotto’ f. bei Bergius, Cameral: Magazin, 
3b. VI, S. 220 fg.; Krünitz, a. a. O., ©.62fg.; Petitti di Roreto, 
©. 17 fg. 

6) Rudhart, Belchreibung von Baiern, Bd. II, ©. 71 giebt an, ba 
in Baiern ber einfache Auszug 14fach bezahlt wird, bie Wahrſcheinlichkeit zu ges 
winnen wie 1: 18 if, die Anıbe wird 240mal bezahlt, die Wahrfcheinlichfeit aber 
ift wie 1:424; die Terme 5400fach, fie kommt erft nad) 12,420 Ziehungen; bie 
Duaterne wird 60,000facdh bezahlt, bie Wahrfcheinlichfeit fie zu erhalten ift aber 
für ben Spieler wie 1: 546,480. Etwas verfchiedene Angaben |. bei Bleib: 
treu, Polit. Arithmetik, S. 210. — Genaue Berechnungen über ben fihern 
Berluft der Spieler f. bei Bergius, a. a. D.; Krünig, ©. 112 fg. — 
In ben 3. 1817—26 waren in bie franzöf. Lotterie 531 Mill. Franken gelegt 
und an Gewinnen 383 Mill. bezahlt worden; von dem Ertrage von 148 Mil. 
erhielt der Staat 108, bie übrigen 40 Millionen gingen auf die Verwaltungs: 
foften. Weitere Angaben von Gewinnverhältnifen und Thatfahen bei Rau, 
Fin.-Wiſſ., I, S. 380 fg., und bei Petitti di Roreto, ©. 86 f. 
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bem tolfen Spiele burch die willführliche Niebrigfeit der Einjähe 
möglich gemacht ift, weßhalb denn auch immer ein ſehr bebeutenber 
Theil ber Lottobillete von Armen genommen wird %. Sn all 
Ländern, welche zu ihrem Unglüde das Lotto lennen, werben un: 
zählige Dicbftähle, Betrügereien und Proftitutionen nur wegen dieſes 
. Spieles vorgenommen, Tauſende durch daffelbe von Berbrechen zu 
Verbrechen geleitet °). 

3) Endlich iſt eine an ſich verfehrte und des Staates unwiür: 
bige Maaßregel, wern der Staat die Errichtung Öffentlider 
Spielhäufer geftattet und mit den Unternehmern Verträge über 
Theilnahme an dem Gewinne abfchließt. Ob der Ertrag mehr oder 
weniger nüßlich verwendet wird, und ob dad Hazard-Spiel ald 
Reiz zum Beſuche einer Hauptitadt ober eines Badeortes dienen 
fol, ändert nichts an ber Unzuläffigfeit der Sache. Bat ein Staa 
den Fehler begangen fi in einen Vertrag mit einem Spielunte: 
nehmer einzulaffen, jo it das Wenigfte, daß keine Verlängerung 
ftattfinbet 9). 

Hieran aber nicht genug. Damit, daß der Staat nicht etwa 
ſelbſt das Gewerbe des Lottounternehmerd und Bankhalters betreibt, 
hat er feine Pflicht noch keineswegs erfüllt, fondern er muß auch 
thätig einwirken, daß nicht von Privaten zum Hazarb-Spiele Ber- 
anlaffung gegeben wird. Hierbei aber bat er hauptfächlich auf 
nachjtehende Anreizungen zu achten: 

1) Anf geheime Spielhäufer, d. h. auf nicht öffentlich 
anerkannte aber leicht zugängliche Anftalten, welche entweder allein 
ober doch im Wejentlichen die Betreibung von Hazard-Spielen zum 
Zwecke haben, ſei ed num der Beſuchenden unter ſich, fei es der 
felben mit den Unternehmen. Die Form der Gelegenheit madıt 
babei feinen Unterfchied; auch ein angebliche® Privathaus, ein 

7) Unter 2007 im Kanton Waadt verjchloffenen Lotto: Billeten waren 164 
von Meichen, 909 von Leuten bed Mittelftandes, und 934 von Armen genommen 
worden, Siebe Forel et Jaquet, Observ. sur la lotterie cantonale. 
Laus., 1828. | 

8) Siehe De G&rando, Bienf. publ., Bd. I, ©. 417; Petittidi 
Roreto, a. a. O., S. 521 fg. 

9) Val. das oben, ©. 631 fg. Ausgeführte. 
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Wirths⸗ und Kaffeehaus, oder ein gemeinfcheftlicher Ckub, welche 
zu jenem Zwecke mißbraucht werben, iſt in die Kategorie der Spiel⸗ 
häufer zu feben, die Entbedung aber wird. einer aufmerkfamen 
Bolizei nicht fchwer werden. Wenn in folchen Anftalten auch Kein 
betrügerifche® Spiel getrieben werben follte, (wofür übrigens nie 
Gewähr geleijtet werden mag,) jo ift die in jedem unbewachten 
Augenblicke bereit ftehende Gelegenheit fir Viele ein ummwiberftehlicher 
Reiz. Bedeutende Geld: und Gefängniß-Strafen werden von Ueber: 
fchreitung des Verbotes abhalten. 

2) Eine nicht mindere Aufmerkfamfeit verdienen wandernbe 
Hazarb-Spiel:-Einrihtungen auf Märkten, bei Wolksfeſten 
aller Art oder in ben Straßen großer Städte. Sind aud Pie 
Summen, von benen ed fich bier handelt, in ber Hegel nur gering, 
fo Tönnen fie doch für ſolche Spieler verhältnigmäßig fehr bebeutend 
fein; jeden Falles Haben biefe Gelegenheiten zum Spiele einen 
ſchaͤdlichen Einfluß auf die Sitten und Gewohnheiten des Volkes. 
Veberdieß ift gewöhnlich der gröbfte Betrug unter ver Form dei 
Stüdsipieled bier verftedt. Außer ven obigen Strafen muß hier 
auch noch die Wegnahme der Spiel-Einrichtung verorbnet werben. 

8) Spieler von Gewerbe find ala eine Veit der Geſell⸗ 
Schaft mit Strenge zu verfolgen, in welchen Ständen und unter 
welcher Maske fie fich auch zeigen. Sie mögen alſo immerhin als 
Zandftreicher behandelt und demnach den Imwangsarbeitähäufern über- 
geben werben; nach erbuldeter Strafe find die Fremden unter ihnen 
über die Gränge zu bringen, die Cinheimifchen einzugrängen 19). 

4) Der. Vertrieb ausländischer Xotto- ober Lotterieloofe tft 
mit empfindlichen Gelobußen zu belegen, bie Anfündigung berjelben 
aber oder die Mittheilung von Ziehungsliften ben einhetmifchen 
Zeitungen als Preßvergehen zu unterfagen. 

Von diefem Verbote öffentlicher Glüͤcksſpiele kaun nur in feltnen 
Fällen eine Ausnahme gemacht werben, wenn es ſich nämlich davon 
hanbelt für einen wohlthätigen Zweck mittelft einer Verlooſung von 
geſchenkten Gegenftänden eine den Verkaufswerth derfelben überſtei⸗ 
gende Summe zu erwerben, ober eiwa wenn ein werthooller aber 


10) Bol. das oben, ©. 455, über bie Behandlung ber Bettler u. ſ. w. Bemerkte. 
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fchwer verfäuflicher Gegenftand auf andere Weiſe Teine Abnehmer 
finden würde. Aber auch bier ift eine befonbere Erlaubniß der 
Regierung als Bedingung zu jehen, und biefe nur in wirklichen 
Ausnahmsfällen zu gewähren, damit das Verbot der Glücksſpiele 
nicht in diefer Form umgangen wird. 

Nicht in Abrede läßt fich freilich ziehen, daß alle im Vor⸗ 
ftehenden verlangten Maaßregeln, auch wenn fie pünktlich vollzogen 
werden, nur Stüdwerk find. Die bisher befprochenen Arten von 
Glücksſpielen ftehen nämlich an Umfang und Verderblichkeit dem: 
jenigen Spiele weit nach, welches an den Börfen großer Handels: 
pläße mi@ dem Eurfe der Ereditpapiere getrieben wird, 
und zwar nicht etwa blos mittelſt Fünftlicher Steigerung ober 
Drüdung des Werthes folcher Forderungen bei wirklichen Käufen 
und Verkäufen, fondern weit mehr noch durch bloſes Wetten auf 
den Fünftigen Werth zu einer bejtimmien Zeit, jo wie mit bem, 
gewöhnlich jogar nur fictiven, Vermiethen von Looſen für Prämien: 
ziehungen (Promefjenhande). Gegen bdiefe Art bes Spieles giebt 
ed nun aber fein irgend außreichendes Mittel. _ Ein ausgedehntes 
Geſchäft mit den in faum glaublihem Betrage vorhandenen und 
fih immer noch vermehrenden Schuldſcheinen und Geſchäftsantheilen 
der Staaten, induftriellen Gejellichaften und großbegüterten Priva- 
ten iſt unabweisbares Bedürfniß, und eigene große Mittelpunkte 
für die Regelung der Verkaufspreiſe derfelben und für die Unter 
bringung neuer Anlehen können nicht wohl entbehrt werden. Hin 
ter dieſes wirkliche Gejchäft des Kapitalmarktes verftectt fich nun 
dad Spiel. Es iſt freilich ein eben fo unnothmwendiger als ver: 
derblicher Auswuchs des natürlichen Umſatzes. Nicht nur trägt es 
zur wirklichen Betheiligung der Kapitaliften bei ben verfchichenen 
Staatsfchuldenaufnahmen oder gewerblichen Unternehmungen nicht? 
bei, fondern e8 giebt ungeheure Summen bem blofen Zufalle Preis, 
und fördert mächtig die Luſt, nicht durdy Arbeit und Sparſamkeit, 
fondern durch blinde Wagen reich zu werden. Ueberdieß nimmt 
es große Summen zu inprobuctivem Gebrauche in Anfpruch und 
erzeugt es eine Menge von müßigen und wenig ebrenhaften 
Eriftenzen, fo wie manchfache Unredlichkeit und jittliche Fäul⸗ 


637 


8. Somit ift denn auch für den Staat nicht blog kein Grund zur 
uldung und Begünftigung vorhanden, fondern vielmehr die ent⸗ 
yiedenfte Aufforderung zur Verhütung und Unterdrüdung. Allein 
muß die völlige Unmacht der Geſetze und der polizeilichen Auf⸗ 
ht befannt werden. Es mag immerhin der Promefjenhandel und 
(ft das bloſe Differenzgefchäft bei Strafe unterfagt, vielleicht 
(bft jeder Zeitfauf für unflagbar erklärt werden; die Zahl ber 
ir Strafe zu dringenden Fälle ift verhältnigmäßig fo Mein, daß 
n Erfolg nicht zu erreichen if. Das ganze Uebel ift ein Zeichen 
er Zeit und mit übermächtigen thatjächlichen Verhältniffen ver- 
achſen; nur eine Nenderung der Gefittung ober der gefammten 
irthichaftlichen Zustände, nicht aber ein ftaatliches Gebot oder 
3erbot vermag bier zu helfen. — Damit ift denn aber keineswegs 
ie Verfolgung der übrigen GlüdßfpielsArten für unberechtigt und 
ir eine Heuchelei zu erklären. Die Fürſorge bed Staates für 
Sittlichleit geht fo weit fie kann. 


§. 94. 
I) Zur Lieblofigfeit gegen Nebenmenſchen. 

Uebermächtige äußere Anreizungen zu hartem und rohem Be⸗ 
ehmen gegen Nebenmenfchen liegen felten Mar erkennbar vor. 
yauptjächlich ift die eigene jchlechte Natur de Menfchen und Man- 
el an Erziehung die Urfache folcher Handlungen; dieſe Gründe 
ber vermag nur der fefte eigene Willen, nicht der Staat mit po= 
zeilihen Einrichtungen wegzuräumen. Doch tft wenigften? in Be⸗ 
iehung auf Eine fehr häufig vorkommende Veranlaffung zu Lieb⸗ 
figkeiten und Rohheiten ein Borbauen durch Polizei⸗Maaßregeln 
enkbar; nämlich hinfichtlich des gegenfeitigen Verhaltens der Dienit- 
erren und Dienftboten. Es Tann aber hier zweierlei gefchehen. 

Zunädft fehneidet eine Dienftboten- Ordnung, welche 
Uerdings Hauptjächlich rechtliche Werhältniffe zu beftimmen bat, 
uch die Möglichkeit mancher Mißhandlungen ab, wenn fte daß 
Jufammenleben von Herren und Dienern nicht blos formell gerecht, 

11) Nicht eben fehr bebeutende Vertheibigungsgründe, fo wie eine nähere 


ngabe ber verſchiedenen Spielweifen |. bei Würth, Nat. Oelon., Ste Aufl, 
ib. II, ©. 573 fg. 
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fondern auch menfchlich billig zu regeln beſtrebt iſt. Unzweifelhaft 
ift e3 für jeden Einzelnen eben jo unflug als unbillig, das Ber: 
hältnig des Dienftboten zum Dienſtherrn lediglich auf die Folgen 
des juriſtiſchen Miethvertrages gründen zu wollen, und werben 
beide Theile weit beſſer fahren, wenn allgemeine menjchliche Anfid- 
ten obwalten; von dieſem Gefichtöpunfte hat denn auch bie Geſetz⸗ 
gebung auszugehen. Es find aufer den rechtlichen gegenfeitigen 
Leiftungen auch noch die ſittlichen SObliegenheiten zu beachten. 
Es muß alfo, wenn: fich ſchon Feinheit des fittlichen Gefühles nicht 
befehlen und erzwingen läßt, zur Vermeidung von unbilligen %or- 
derungen und Handlungen und zur Entſcheidung im Falle eine 
Streites, feitgeftellt werben, wie ſich, auch abgefehen von den aus 
dem Miethvertrage folgenden Forderungen, Herr und Diener gegen 
einander zu betragen haben; was ber erjtere an Dienft, Achtung 
und Gehorfam, der letere an Pflege in gefunden und Franken Ta- 
gen, an fittliher und religiöfer Schonung und Bildung fordern 
fann; in wie ferne der Herr ein, mehr väterliches, Aufſichtsrecht, 
der Diener Schuß und Unterjtügung verlangen kann. Je mehr 
eine joldye Ordnung daS bloje kalte Verhältniß zwilchen dem Lohn: 
diener und feinem Bezahler entfernen und dafür eine Art von 
Tamilienband herſtellen Tann, deſto beſſer wird fie ihren Zweck 
erfüllen. 

Sodann würde es, zweiten?, zur Herſtellung eine? humaneren 
Zuſammenlebens der Befehlenden und der Dienenden viel beitragen, 
wenn Einrichtungen getroffen werben koͤnnten, welche einer Geits 
die Herrichaften vor fchlechten Dienern zu bewahren, anderer Seits 
billige Anfprüche der Dienenden auf menjchlihe Behandlung im 
Alter oder bei unverjchuldeter Dienftuntüchtigkeit zu befriedigen ge 
eignet wären. Hierzu wäre freilih in jeder größeren Gemeinde 
und in jedem Bezirke eine eigene Behörde nötbig, welche Kenntniß 
von den Zeugniffen der Dienftboten nähme, Nachrichten gäbe, aus 
den Gebühren hierfür aber einen Fonds für Alterözulagen, Unter: 
halt in Krankheiten u. |. w. fammelte. Es möchte aber wohl de? 
Verfuches werth fein, ob fich nicht Mühe und Koften wohl bezahl- 
ten durch größere Behaglichkeit, Sittlichkeit und Wirthſchaftlichkeit 
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Hauglichen Lebens der Wohlhabenderen und durch vielfache Ver- 
ung der Zuſtände ber Armen’). 


§. 95. 
e) Zur Grauſamkeit gegen Thiere. 
Beitimmt wiederkehrende Neranlaffungen zur Grauſamkeit ge: 
Thiere geben theil gewerbliche Unternehmungen, bei welchen 
Thieren mehr zugemuthet wird, als auch die höchite Anftren- 
ihrer Kräfte ohne gänzliche Aufzehrung zu leiften im Stande 
theils barbarifche Vergnügen, welche fi) an der Dual von 
ren ergöben. In einigen Fällen iſt es nun möglich dieſe Ver: 
ung durch Verbote und Strafbrohungen zu entfernen, wenig: 
zu mildern. 
1) Die graufame Behandlung aus Gewinnfucht ſpricht fi 
ntlich auf zweierlei Weile aus, nämlich: 
a) durch Antreibung zu allzu großer Schnelligkeit. 
jt Hier natürlich nicht von einzelnen Notbfällen bie Nebe, wo 
Reben eined Thiered an die Erreichung eine wichtigen Inter⸗ 
gejet werben darf und muß; fondern von einem beftändig 
eübten, gewerbsmäßig betriebenen Zu-Tode-Heben. Dieß Tann 
namentlich gegen Pferde in jolchen Ländern ausgeübt werben, 
elchen die öffentlihen Wagen freie Privatunternehmungen find, 
rennen ein Mitwerbender den andern durch immer größere, am 
: ganz unnatürliche Schnelligkeit zu überreichen ſucht Y. Die 
graufamen Unfuge kann durch die gefeßliche Beſtimmung einer 
ten erlaubten Schnelligfeit ein Ziel gefebt werden. Der Mit- 
ung bleibt immer noch ein Feld für andere, unfchäbliche, Vor⸗ 
übrig, fo namentlich Wohlfeilheit und Bequemlichkeit. 
b) Dur Ueberlaftung der Zug: oder Tragthiere. Es 
nt allervingd hier fehr Vieles auf die Stärke des einzelnen 
I) ©. bie nähere Ausführung eines foldhen Vorfchlages bei Bodz, Staats⸗ 
und Menfchenbilbung, Bd. IL, S. 68 fg. 
I) Taufende von Pferden wurden auf biefe Weife z. 9. in England vor 
sung ber Eifenbahnen jährlich zu Tode gequält, indem bie Boftmeifter nicht 
berechneten, was das XThier ohne Dual und Zerftörnng feiner Lebenskräfte 
ilten könne, fonbern ob ber größere durch Abheben erlangte Verdienſt, oder 
r Geldwerth des Pferdes für fie wirthſchaftlich vortheilhafter fei? 
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Thiered, auf den Zuftand und dad Gefäll der Straße, auf die Art 
und Weife der Belaftung, den Bau des Fuhrwerkes u. |. w. an, 
und ed wird fomit .eine durchgreifende Abwehr tiefer fo häufigen 
und emrenden DVeranlaffung zu Graufamkeiten nicht wohl ge 
troffen werden fönnen. Doch find immerhin zweierlei Mittel an: 
wendbar. Einmal kann durch Feitfegung eine? unbedingten Mari: 
mums wenigftend ven größten Barbareien ein Ziel gejett werben 
(Die Sumine muß fih freilih nach den Thiergattungen und nad 
der gegendenmweife verſchiedenen Durchſchnitts-Stärke derjelben rid- 
ten.) Zweitens können Strafen auf Weberlaftungen geſetzt werben, 
welche auch unterhalb des gewöhnlichen Maximums bleiben, allein 
in dem beſondern Falle, 3. B. bei befonderer Schwäche des Thiered 
oder ungewöhnlicher Schlechtigkeit ded Weges, zu offenbarer Thier 
quälerei werben. Dad Zeugniß Sachverftändiger muß bier in dem 
einzelnen Falle den Beweis liefern. 

2) Zum Vergnügen werben Thiere gequält bei einzelnen 
Arten von Spielen, welche zur Schande des National-Charakten 
bei gewiſſen Völkern Sitte find, wie 3. B. bei Stierfämpfen, Hah 
nenfämpfen, Bärenhagen u. |. w. Unbebingte Verbote find hier 
völlig gerechtfertigt. 


§. 96. 
c) Entfernung ſchaͤdlicher Veifpiele. 

Die Bemühungen der Polizei, die unmittelbaren Anreizungen 
zu Sittenwibrigfeiten zu entfernen, werben wohl nie den günftigen 
Erfolg haben, alle Begehung von Laſtern zu verhindern; denn nid 
blos ſolch äußerer Reiz treibt den Menjchen zum VBerbotenen, fon 
dern auch feine eigene innere Schwäche und Sinnlichkeit. Es wir 
ſelbſt an Solchen nicht fehlen, welche die Schamlofigkeit haben, ihre 
tadelswerthe Handelsweiſe vor den Augen ihrer Mitbürger gar 
nicht zu verſtecken. Dem mehrfach fchäblihen Einfluſſe folder 
Öffentlichen Beiſpiele von Sittenlofigfeit fann und muß denn aber 
auf doppelte Weije entgegengewirft werben. 

1) Eine alsbaldige thatfächliche Unterdbrüdung und 
MWegräumumng Öffentlich begangener Unfittlicheiten erjpart dem 
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Publikum den verlegenden und fittlich abſtumpfenden Anblick einer 
Schändlichkeit. Um Solche aber ausführen zu können, ift nicht 
nur eine allgemeine Beauflihtigung des Betragend der Bürger an 
öffentlichen Orten, 3. B. in den Straßen der Wohnorte AHondern 
namentlich auch eine genaue Beobachtung der zu Vergnügungen be- 
ftinnmten Pläge nothwendig; und zwar ber letteren deßhalb, weil 
die durch Vergnügen bewirkte Aufregung der Lebensgeiſter leicht 
bis zu Unfittlichleiten führt, voelche gerade hier, vor den Augen 
zahlreicher und gemijchter Zufchauer begangen, doppelt fchäblich fein 
Fönnten. Der Natur der Sache nad) muß auch den untergeorbne- 
ten Dienern der Polizei in ſolchen Fällen dag Recht unmittelbarer 
Einjhreitung eingeräumt fein. — Die zu verhindernden Unfittlich- 
feiten werden allerdingd zunächſt die im Vorftchenden ind Auge . 
gefaßten Arten derjelben jein, ohne daß übrigens die Polizei gerabe 
auf fie allein bejchränft wäre. Als eine zweckmäßige Maaßregel 
aber dürfte es wohl evjcheinen, wenn folchen Perjonen, welche 
durch eine frühere auffallende unfittlihe Handlung die Aufmerkſam⸗ 
feit auf fih und auf ein Laſter zogen, der Beſuch öffentlicher Ver⸗ 
gnügungsorte auf längere Zeit durch Ausſpruch einer höheren Be⸗ 
hörde unterfagt würde. Ihr Anblil vermag nur nachtheilig auf 
die Einbildungskraft und den Willen zu wirken; fie ſelbſt aber 
können in einer ſolchen Ausweiſung aus der Gejellfchaft fittlich ge: 
bildeter Menfchen feine NRechtöverlegung finden,. denn fie haben ſich 
ſelbſt jolcher Geſellſchaft unwürdig erwicfen. 

2) Die Beſtrafung auffallender Beiſpiele von öffentlich 
begangener Unſittlichkeit dient ſowohl zur Abhaltung von Ähnlichen 
Handlungen, als zur wenigſtens theilweiſen Wiederausgleichung des 
ſchädlichen Eindruckes, welchen das üble Beiſpiel verurſachte. Jeder 
Einwurf formeller Unzuläſſigkeit kann dadurch entfernt werden, daß 
die Strafandrohungen auf die geſetzliche Weiſe bekannt gemacht, die 
Urtheile aber nur von dem zuſtändigen Richter unter Beobachtung 
der allgemeinen ſchützenden Formen ausgeſprochen werden. Ueber 
die Groͤße der auszuſprechenden Strafe muß theils die kleinere 
oder groͤßere innere Unſittlichkeit der Handlung, theils die kleinere 


oder groͤßere Oeffentlichkeit ihrer Begehung entſcheiden; denn auch 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. L 8. Auflage. 41 
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bier finden, fo gut wie bei Mechtöverlegungen, Grabe der Straf: 
barkeit Statt. Hinfichtlich der Art ber anzuwendenden Strafen 
endlich ii} natürlich, nach der allgemeinen Regel der Straf: Politik, 
bag phiffiſche Uebel der Strafe jo zu wählen, baß es dem Reize zu 
der betreffenden unfittlichen Handlung moͤglichſt entgegenwirkt. So 
wird alſo Unzucht entweder mit Freiheitöftvafe ober mit Zwangs⸗ 
arbeit zu rügen fein; Voͤllerei mit fchmaler Koft, allenfalls aud 
mit Zwang zu harter Arbeit; Verleitung zum Spiele mit Gelt- 
buße und namentlih mit Wegnahme des ganzen etwaigen Spiel: 
gewinnes; Licbiofigkeiten gegen Menfchen und Grauſamkeiten gegen 
Thiere mit Öffentlicher Bekanntmachung der Xhatfachen und mit 
Geldbuße, wenn Gewinnfucht mit zu Grunde liegt. Vielleicht 
koͤnnte noch bei bedeutenden Fallen Iffentlicher Unfittlichkeit zeitliche 
oder bleibende Unfähigkeit zur Bekleidung gewiſſer Stellen, welde 
einen ganz unbefcholtenen und fein denkenden und fühlenden, nicht 
blos einen gefetlich handelnden, Mann erfordern, außgejprochen wer: 
den. Nicht der Erwähnung erft jollte es bebürfen, daß der Stand - 
und Rang bed Fehlenden Teinen Unterfchled machen Tann. So 
wenig diefe VBerhältniffe bei einer Rechtsverletzung ein Milderungs: 
grund find, fo wenig tft bei Unfittlichfeiten ein Grund Hierzu ein: 
zuſehen. Welchen fittlihen Erfolg kann man, von ber offenbaren 
Ungerechtigkeit eineß ſolchen Unterjchieded abgeſehen, von Strafen 
hoffen, welche gerade da nicht eintreten, wo fie am meiften verdient 
„find, d. 5. wo das ſchlechte Beifpiel am weiteften hin leuchtet? 


§. 97. 
d) Sefeitigung der Solgen früheren unfittlichen Sebens. 

In nur allzu vielen Fällen wird es einem bem Xafter bereits 
Verfallenen faſt unmöglich gemacht, wieder zu einem jittlichen Leben 
zurückzukehren, troß cine® wenigjtend anfänglich vorhandenen feiten 
Willens. Durch die begangenen Fehler tft er einer, freilich nicht 
unverbienten, allgemeinen Verachtung verfallen, und fein itiger 
Entſchluß Tünftig klaglos zu leben, eröffnet ihm noch keineswegs 
alsbald wieder den Zugang zur Gefellfchaft ehrenwerther Menſchen, 
häufig nicht einmal bie Möglichkeit eines ehrlichen Erwerbes. Erſt 
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eine längere, die Erinnerungen verwilchende Zwifchenzeit und bie 
Beitehung genügender Proben mag Wiberwillen und Furcht allmäb- 
lich bejeitigen, oder kann die Entfernung an einen Ort, bis zu 
welchem die Kunde von dem Begangenen nicht gebrungen iſt, Dul- 
dung und allmählich Vertrauen verichaffen. Zu einer folchen Orts- 
veränderung fehlen nun aber leicht die Geldmittel, und überbieß ift 
in vielen Berhältniffen die Nothwendigkeit der Vorzeigung guter 
Zeugnifje ein unüberfteiglicheg Hinderniß. Vielleicht begleitet eine 
übereifrige, weil nur bei ungebefferten Verbrechern zweckmäßige, 
amtliche Ueberwachung und Benachrichtigung den Weggehenven überall 
hin und vernichtet mit feiner Verborgenheit auch die Möglichkeit 
des Beflerwerbend. Indeſſen aber drängt die Noth und had Ge 
fühl der Verlaffenheit; zugefügte Kränkungen und Zurüchweifungen 
der Bemühungen und Verſicherungen erbittern; ſchlechte Genoffen 
find bereit mit offenen Armen aufzunehmen: jo ermattet ber gute 
Wille allmählich und bleibt namentlich Armen nur die Wahl zwi- 
fen Hunger und Verbrechen oder wenigften® der Fortſetzung bes 
jchlechten Lebenswandels, alfo im Zweifel immer tieferes Verderben. 

Unzweifelhaft das nächjtliegende und zu gleicher Zeit befte 
Hilfämittel wäre eine Umgeftaltung der Gefinnung und Gefittigung, 
welche fich in folchen Zurückſtoßungen äußert; wenn alſo an bie 
Stelle abwehrenden Mißtrauens und Falter Verachtung thatkräftiges 
Mitleid und Aufopferung gejegt werben könnte. In folchem Falle 
würde es befonderer Bemühungen und Anftalten gar nicht bebür- 
fen. Allein daran ift in Betreff der übergroßen Mehrzahl ber 
Menjchen nicht zu denken, und ed darf jogar wohl die Behauptung 
aufgeftellt werden, daß, wenn denn doch ein jo hoher Grab von 
Selbjtverläugnung von der Menge nicht zu erwarten ift, immer 
noch eine entfchievene Verachtung der Unfittlichleit als zweitbefter 
Zuftand betrachtet und jeben Falles einer jchlaffen Gleichguͤltigkeit 
vorgezogen werben muß. 

Es Tann. fih alfo nur davon Handeln, ob und wie weit 
durch die Thätigkeit Einzelner, welche ſich eine Wieberaufrichtung 
Attlich Gefallener zur Aufgabe machen, das Bedürfniß befriedigt 
wird? Daß durch vereinzelte und je nur auf bie eigenen Mittel 
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beichräntte Beſtrebungen, fo verbienftlich fie fein mögen, nichts 
Ausgiebiges geleiftet werden Tann, ift einleuchtenn. Dagegen ift 
nicht zu läugnen, daß freiwillige Vereine Kräfte genug zujammen: 
bringen mögen, um in größerem Maaße und nachhaltig Hilfe zu 
gewähren. Solche Vereine laſſen fih nun aber nicht nur denken, 
fondern die Erfahrung weißt auch in der That nicht felten melde 
auf. Sieht man nämlich auch ab von jenen männlichen und weib— 
lichen geiftlichen Drden, welche reuige Sünder aufnehmen, fie durch 
ftrenge Buße zu beffern fuchen und ihnen jeden Falles ein Aſyl 
für ihr ganzes Leben darbieten, fo kommen bier die Vereine zur 
Verbeflerung unzüchtiger Weiber und zur Unterbringung entlaffener 
Strafgefangener in Betracht, welche theils eigend für ihre Zwecke 
beftimmte Anftalten gründen und unterhalten, theil® für dem ein: 
zelnen Hilfebedürftigen durch Verichaffung einer ehrlichen Unter: 
funft forgen *). — In wie ferne nun der Staat die Bildung und 
Wirkſamkeit geijtlicher Orden der genannten Art zu dulden ober 
gar zu fördern hat, ift eine über die Tragweite de bier unmittel- 
bar vorliegenden Gegenjtande® weit hinausgehende Frage ber 
Staatskunſt und der Gefittigung. Es mag aljo fein, daß troß des 
in der fraglichen Beziehung nicht zu läugnenden Nuten? ein Stant 
bem Beftande von MönchZorden überhaupt entjchieden entgegen: 
tritt 9. Jeden Falles find fie in proteftantiichen Ländern nid 


1) Bekannt find die nicht feltenen Magdalenen - Hofpitäler, 3 B. bad in 
London, fo wie zahlreiche Klofter-Anftalten zu demfelben Zwede in Ztalien, Fran: 
reich u. |. w. Weit verbreitet und zum Theile jehr ausgebehnt find Vereine für 
bie Beflerung entlaffener Strafgefangenen. Die Anftalten für verwahrloste Kinder 
gehören ebenfalls, wenigftens zum Theile, hierher. Vgl. Magenta, Ricerche 
su’ le pie fundazioni. Par., 1838, ©. 111 fg. 

2) Die Löfung der Frage, ob Klöfter zu geftatten feien, und zwar überhauft 
oder mit Auswahl, in rein katholiſchen und in paritätifchen Ländern, nach biefen 
oder jenen Erfahrungen und volfsthümlichen Korberungen, ift einer der wichtigften 
und fhwierigften Puncte bei ber Ordnung bes Verhältniffes des Rechtsſtaates der 
Gegenwart zur Fatholifchen Kirche. Eine ben ganzen Gegenſtand umfafjende Er: 
Örterung ift bier ganz unmöglich, überdieß dürften bie Anfichten eines Prote: 
ftanten auch bei allem Bemühen um Unbefangenbeit und rein gegenftänblide 
Auffaffung kaum auf bie Billigung eifriger Katholifen hoffen Können. Es ge 
nüge daher, in engfter Begränzung auf das hier vorliegende Problem ber Sitten: 
polizei, bie Bemerkung, daß ſich für weibliche klöſterliche Einrichtungen, welche bie 
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vorhanden, und ſelbſt in den. meilten Tatholifchen nur fehr jpärlich 
gejäet; für die Thätigkeit freiwilliger weltlicher Vereine ift fomit 
überall noch veihlih Raum und Bedürfniß. Daß fie aber ber 
Staat nicht nur zu geftatten, jondern fie auch, wo fie deſſen be- 
bürfen zu Erreichung vernünftiger und möglicher Zwecke, mittelbar 
und unmittelbar zu unterjtüßen hat, bedarf nicht erft eine Beweiſes. 

Wenn nun aber die freiwillige Thätigkeit entweder nicht aus- 
reicht, namentlich nicht nachhaltig genug ift ®), fo fällt allerdings 
dem Staate die Obliegenheit anheim, das Nothwendigſte felbft ein- 
zurichten. Da bier, wie in jeder polizeilichen Nachhilfe, die Mittel 
ber Gefammtheit nur zu Sweden von entiprechender Allgemeinheit 
verwendet werben dürfen, jo handelt es ſich wohl — außer den 
Anftalten für verwahrloste Kinder und für entlaffene Sträflinge, 
von welchen beiden zweckmäßiger an andern Stellen die Rebe ift, 
— zunächſt nur von jogenannten Magdalenen-Hofpitälern, 
d. h. von Einrichtungen zur Rettung von unzüchtigen Dirnen, 
welche fich beflern wollen. 

Hier ift eine volljtändige und nach Umftänden ziemlich lange 


Aufnahme, Bellerung und Verforgung reuiger Dirnen zum Zwede haben, — 
vernünftige Behandlung vorausgeſetzt, — Vieles fagen läßt bei ber großen Zahl 
folder Fälle, ben befonberen Schwierigkeiten ber Wieberbebung unb ber all- 
gemeinen größeren Hilföbebürftigleit bes Weibes. Mönchsorden dagegen, wie 3. B. 
die Trappiften, welche durch ſtrengſte Buße und vollftändige Abtöbtung ber menſch⸗ 
lichen Neigungen und Begierben zu reinigen fuchen, fcheinen weit weniger zu 
empfehlen zu fein, fhon aus dem Grunde, weil fie nicht wieder für ein ehren- 
werthes Leben und Wirken in der Welt befähigen wollen, ſondern im Gegentheile 
eine volftändige Vernichtung aller Außeren Thätigfeit und Brauchbarkeit beabfich: 
tigen. In wie ferne dieß eine gefunde religidfe Auffaflung if, mag bahin geftellt 
bleiben.; für die befte Ordnung bed bürgerlichen Zufammenlebens bat ein ſolches 
Ziel keinen Werth. 

3) Ein folches Nachlaſſen urfprünglichen Tebhaften Eifers bat fi nament: 
lich bei manchen Vereinen für entlaffene Sträflinge gezeigt, und es begreift fich 
dieß auch in fo ferne, als ſolche Gefelfchaften Feine äußerlich fihtbare Anftalten 
befißen, welche immer wieder an das Veftehen des Vereines und an feinen Zwed 
erinnern und ber Mittelpunct von Thätigkeit und Sympatbieen werben. Bon 
ber ben einzelnen Unterftüßten getworbenen Hilfe vernehmen bie Mitglieber höchſtens 
feiner Zeit burch einen Rechenfchaftöbericht; bie Sache kommt ihnen aus bem 
Gedãchtniſſe, die Thätigkeit erfcheint ihnen unbebeutenber, als fie wirklich ift: fo 
werben fie gleichgültig und ziehen fi am Ende ganz zurück. 
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Abfperrung der NReuigen von ber Außenwelt, alſo eine jtrenge 
&laufur, fleißige Beichäftigung, geeignete fittliche und intellectuelle 
Belehrung, endlich Unterbringung der als gebefjert und befeitigt zu 
Betrachtenden an einem den frühern Genoffen beider Gefchlechter 
fremden und mit der Vergangenheit unbekannten Orte gleichmäßige 
Bebürfniß. Die ganze Leitung der Anftalt muß felbftverftändlic 
in weiblichen Hänben fein, die Aufnahme aber theild auf Bitte der 
Befferungsluftigen, theild auf Zumelfung einer zuftändigen , älter: 
lichen oder obrigkeitlichen, Gewalt erfolgen. Freiwilliger Austritt 
ann, theil3 damit die Anftalt nicht muthwillig mißbraucht werke, 
theils zur Erreichung des Zweckes, nicht ftattfinden; bei erprobter 
Unverbefjerlichfeit erfolgt natürlih Ausſtoßung. Ein ziemlicher 
Theil der Koften wird durch die Arbeiten der Zoͤglinge gedeckt wer: 
ben Können ). 


6. 98. 
3) Bofitive Befördernugsmittel. 

Es iſt oben, in $. 89, ©. 611 fg., bereit? erörtert worben, 
daß es dem Staate zuftehe, die Sittlichkeit der Bürger auch durd 
pofitive Ermunterungsmiitel zu fördern, und daß hierzu namentlid 
Belohnungen für bereitd begangene Handlungen geeignet feien. 
Folgende Grundſätze dürften im Einzelnen bei der Anwendung bie: 
jed Mittels zu beobachten fein: 

Borerit kann es feinem Zweifel unterliegen, daß nur ganz 
bejondere Beweiſe von fittlihen Willen und Handeln zu eine 
ehrenvollen Auszeichnung berechtigen ‚Lönnen, wenn alſo bei be 
Erfüllung der Pflicht entweder große Schwierigkeiten zu überwinden 
waren, oder eine ungewöhnliche Standhaftigfeit in dem fittlichen 
Wollen und Löblichen Handeln bewiefen wurde. Bloſe Unterlaffung 
von Fehlern, vernünftige® Betragen unter gewöhnlichen Verhält⸗ 
niffen, ein ſchneller Anflug von guter Abficht verdient noch feine 
befondere Anerkennung. 

Sodann muß über die Beweggründe des äußerlich Toben‘ 
werthen Verhaltens wenigftend mit großer Wahrjcheinlichkeit geur⸗ 


4) &. De G6rando, Bienfais. publ., ®b. III, ©. 408 fg. 
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theilt werben Können. Wenn felbftifche Gründe eine Handlung 
hervorgerufen haben, fo ift feine Urfache zu Lob und Auszeichnung. 
Auch würbe in folchem Falle eine Staatsbelohnung anftatt eines 
guten Einbrudes und Beiſpieles in doppelter Beziehung einen 
Schaden bringen. Der Staat würde fich bei den Einfichtönolleren 
lächerlich machen duch Mangel an Menfchenkenntnig und Scharf: 
finn, Manchem aber koͤnnte eine Beranlaffung zu Heuchelei gegeben 
werden. 

Zu diefem Ende und überhaupt zu Erhöhung des Eindruckes 
ift ed wünfchenswerth, daß eine Prüfung durch eine Verfammlung 
allgemein geachteter Männer dem Ausſpruche des Staates voran- 
gehe. Gewoͤhnlicher Gefchäftzfchlendrian muß hier allen Nuten 
aufheben. Nicht nöthig zu bemerken iſt es, daß bie Formen des 
Verfahrens jchonend und ehrenvoll fein müffen, damit nicht unan- 
genehme Gefühle anftatt einer Befriedigung veranlaßt werben, und 
weil überhaupt kein Verbrecher, jondern vielmehr vermuthlicherweiſe 
ein ausgezeichneter Bürger in Frage jteht. 

Wenn bei jeder Belohnung das Erſte fein muß, daß ber 
zu Belohnende ſelbſt das, was ihm wiberfahren fol, als etwas 
Wünſchenswerthes anfteht, jo find bei Tugendbelohnungen wohl 
vielfach veritärkte Gründe vorhanden, dieſelben nicht aufzubringen 
und dadurch zu verleken anjtatt zu erfreuen. Wenn aljo ein Bür- 
ger aus Bejcheidenheit und fittlicher Demuth unbedingt die Nicht: 
beachtung feiner fchönen Handlungsweiſe verlangt, jo muß alles 
amtliche Verfahren unterbleiben. | 

Was endlich die Art der Belohnung betrifft, jo fei fie biefelbe, 
welche der Staat überhaupt für die Auszeichnung von Verdienſten 
für zweckmäßig erkannt hat. Am feltenften wird ein Geldgefchent 
an ber rechten Stelle fein; und auch dann immer nur, wenn es 
nach den Verhältnifjen des zu Belohnenden reichlich, ſomit anftändig, 
iſt. Dagegen kann es 3. B. jedem Ritterorben nur zur Ehre ges 
reichen, wenn er zur Belohnung außerordentlicher Tugend verliehen 
wird. Verdientes und edel ausgefprochenes öffentliches Lob ijt wohl 
immer ein paſſendes Anerkenntniß ”). 


1) Ueber bie Belohnungen ausgezeichneter Gittlichleit |. das ſchoͤne 16te 
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8. 99. 
4) Behörden für die Sitten-Polizei. 

Die in einem Nechtöftante der Polizei auferlegten Geſchäfte 
Hinfichtlich der öffentlichen GSittlichfeit find nach dem bisher Ausge⸗ 
führten weder fo jehr zahlreih, noch erfordern fie fo beſondere 
Kenntniffe, daß in der Regel befonvere Beamte zu deren Beſorgung 
erforderlih wären. Die Hauptfache beſteht in einer genauen Auf: 
fiht auf die Anreizungen zum Lafter und auf öffentlich gegebene 
Beiſpiele deffelden. Zu diefer aber find die gewöhnlichen Polizei: 
Beamten nicht nur ganz tauglich, ſondern jogar durch die von ihnen 
ohnedieß zu führende Aufmerkſamkeit, beſonders geeignet. Eben jo 
haben fie die Vollziehungsmittel ſchon vollftändig in der Hand. * 

Dennoch läßt fich zu beftimmten Zwecken und mit genau be 
ſchränktem Wirkungskreife die Einrichtung von eigenen Sittenpolizei: 
Behörden rechtfertigen und aurathen. Einmal ift jo eben ange 
deutet worden, daß die Unterfuhung und Zuerkennung ver Staat 
belohnungen wegen audgezeichneter Sittlichfeit einer hiezu eigen? 
zujammengefeßten Verfammlung mit Nuten übertragen würde. 
Sodann aber ift ſchon im täglichen Leben und in allen Gemeinden 
des Lande amtliched® Cinfchreiten und namentlicy eine alsbaldige 
Beitrafung bei Verfehlungen gegen das GSittengefeß nicht immer 
dad Zweckmäßige und Mögliche. Entweder fehlt es noch an bem 
nöthigen Beweiſe, oder es iſt von einer im Geheimen und ven 
perfönlich angejcehenen Männern ertheilten Warnung eine wirkfamer 
Folge zu erwarten, als von dem Einfchreiten der gewöhnlichen 
Behörden. Dephalb mag denn ein eigenes Sittengericht für 
jede Gemeinde errichtet werden. Daffelbe muß natürlich aus lauter 
Männern beftehen, welche in allgemeiner Achtung ftehen und da3 
Zutrauen ihrer Mitbürger befigen. Es möchte deßhalb eine Be 
jegung der erledigten Stellen durch freie Wahl eine -Bebingung 
voller Wirkſamkeit fein. Die Beiziehung von Geiftlichen ift zwar 
nicht nothwendig, doch ift fie immerhin wünfchenswerth, damit reli⸗ 
giöſer Einfluß den fittlichen verftärfe. Ä 
Kapitel de 2ten Bandes von Bentham, Trait& des peines et des recom- 
penses; ferner De Gérando, Bienf. publ., ®b. III, ©. 866 fg. 
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Das Sittengericht würde natürlich mit der ordentlichen Polizei⸗ 
ſtelle in beftändiger Verbindung fein müffen, um bald berfelben 
Bemerkungen und Thatfachen, welche zu ihrer Kenntniß gelommen . 
find, mitzutheilen, bald von ihr den Auftrag zu erhalten, durch 
Uebergeugung, Rath und Warnung eine Wirkung zu verfuchen, 
welche der blos amtlichen Thätigfert der gewöhnlichen Behörde ent: 
gehen würde. Zu eigenem Einfchreiten gegen den Bürger, nament- 
lich zu Etraferfenntnifjen, darf fie aber nicht ermächtigt werben; 
denn in ihr kann der Bürger feinen ordentlichen Nichter und bie 
ſchützenden Formen nicht erblicken. Findet fie alfo ein fürmlichez 
Verfahren wegen einer Anregung zur Unfittlichfeit gerathen, jo Hat 
fie ich mit einer Anzeige ober Klage an die gewöhnliche Polizei⸗ 
ftelle zu wenden. Höhere Inſtanzen als die einer Gemeinbebehörde 
brauchen nicht zu beitehen, denn es handelt fich Hier nicht von Re⸗ 
curſen; und eine Aufficht3behörde über einen größeren Bezirk würde 
der perjönlichen Kenntniß entbehren und fomit völlig nutzlos fein ?). 


Bierted Kapitel. 
Förderung der religiöfen Bildung. 
$. 100. 


ı Allgemeine Bemerkungen über religiöſe Bildung, und Hber ihr Berhält- 
ini zum Stante, 


Eine dritte Haupteigenfchaft der geiftigen Natur des Menjchen 
ift feine Fähigkeit, veligiöfe Begriffe und Gefühle zu fafjen, und 


1) Die im Alterthume und im Mittelalter häufig gefundenen und oft mit 
großer Gewalt ausgerüfteten Behörden für die Sittenpolizei, von benen noch in 
einigen Staaten bis auf die neuefle Zeit fih Spuren erhalten haben, (4. ®. in 
Württemberg, in den Kantonen Solothurn und Luzern,) find ganz anderer Art, 
als das hier angegebene Sittengericht. Entweder biengen fie mit ber Kirche und 
deren Difciplin aufammen, und gehören fomit nicht zu ben Staats -Polizeis 
behörben; oder find fie dazu beftimmt geweſen, mit unbefchränfter Willfür den 
Bürger zu einer Lebensweiſe anzubalten, wie bie Politif bes Staates fie zu er- 
fordern fehien, wobei er al8 Mittel für den Staat und nicht ala rechtsfähige 
Verfon behandelt wurde. So 3. B. die römifchen Eenforen, auch wohl das Eol- 
legium ber venetianifchen Zehen. Solche Einrichtungen taugen aber nach unjerer 
igigen Anfiht von individueller Freiheit nicht in einen Rechtsſtaat, fondern er: 
feinen ung als unzuläffige Gewalt. Dieß ſcheint Erb in feiner, fonft nicht 
unintereflanten, Schrift: Ueber Gemeinds-Sitten-Gerichte. Rottweil, 1819, nicht 
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jein Bedürfniß, Handlungen der Gottesverehrung mit andern Gleich⸗ 
gefinnten in Gemeinſchaft auszuüben. Diefer Fähigkeit und dieſem 
Bebürfnifje kommen denn bie verjchtevenen pofitiven Religionen zu 
Hilfe, indem fie als äußerlich beglaubigte Wahrheit Sätze mittheilen, 
welche die durch blofe Vernunft nicht zu beantwortenden Fragen 
entſcheiden, die Zweifel Löfen und einen unerjchütterlichen Glauben 
an dad Mitgetheilte einflößen follen. 

Mag man nun auch über gefchichtliche Begründung und über 
einzelne Lehrfäge diefer Religionen und ihrer zahlreichen Secten 
benfen wie man will, jo kann man boch in keinem Falle verkennen, 
baß die allgemeine Einführung eines . pofitiven Religionsſyſtemes 
und der Glauben an baffelde von der größten Wichtigfeit für die 
ſittliche und intellectuelle Volksbildung und ſomit mittelbar für ben 
Staat iſt. Bloß natürliche Religion läßt zu viele Zweifel unge 
löst, als daß fie dad Bedürfniß des Menſchen befriebigte; aud 
ift fie überhaupt nur für den geiftig und ſittlich höher Gebildeten 
Wahrheit, während der minder Gebilpete aus ben Geſetzen dei 
menfchlichen Denkens und Fühlen? und aus der unendlichen Weiz- 
heit und Zwechnäßigfeit der Sinnenwelt feine für ihn logiſch not 
wendigen Schlüffe auf das Daſein einer Gottheit und auf ihr Ver: 
hältniß zu den Menſchen, ſomit auf feine Pflichten, zu machen im 
Stande ift. Eine pofitive Religion ift alfo in allen Bildungsſtufen, 
welche ein Volk in feiner Mehrzahl erreichen kann, weit verbreitete 
Bedürfniß; und wenn zur Befriedigung deffelben rechtliche ober 
polizeiliche Unterftügung des Staates nöthig ift, fo Hat er bie 
unweigerlich .zu gewähren !). 
beachtet zu haben, wenn er ben Sitten: Poligeibehörben weit gehenbe Behugnifk, 
namentlich Strafrechte gegen Einzelne einräumen will. 

1) Das gänzlihe Zurüdgiehen be3 Staates von bem religiöfen Leben de 
Volkes, jo baß er ihm Teine polizeiliche Unterftükung gewährt, auch wenn es beren 
bedarf, ift nicht zu verteidigen, au wenn man volllonmen innerhalb des Ideen⸗ 
Kreifes und ber Einrichtungen bes Mechtö-Staates bleibt. Die Religion und ihrt 
Vertörperung, bie Kirche, ift allerdings hier feine Stantsanftalt; und ber berähmk 
Satz „freie Kirche im freien Staate* bat einen ganz richtigen Sinn. Die Ausbil 
bung bed religiöfen Gefühles befriedigt ein allgemeines Bedürfniß. Daß für 
folge Aufgaben ber Staat helfend einfchreiten muß, wenn übermäßige Sindernifk 
fon nicht weggeräumt werden können, ift ber oberfie Grundſatz ber poligeiliges 
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Die Erfüllung dieſer an und für ſich einfachen Forderung 
d aber durch einen bejonberen Umſtand zu einer der ſchwierigſten 
fgaben für die Staatskunſt. Es verhalten ſich nämlich die Men- 
n — gleichviel tät aus welcher Urſache — in religidfer Be⸗ 
ung wejentlich anders, al3 in fittlicher, intellectueller oder Fünft- 
her. Anftatt einzeln oder mit wenigen Gfeichgefinnten nad) 
er Meberzeugung und mit individuellem Nachdenken ihr Glaubenz- 
 Eult-Bebürfnig zu ordnen und ſich babet auf fich felbft zu 
‚en, nehmen fie bie religidfen Lehren von einer äußeren Auctorität 
geoffenbarte Wahrheiten an und laſſen durch denſelben Einfluß 

eine gemeinfame Gotteverehrung vorfchreiben. Hieraus ent- 
t nun entweder, wenn der Staat dieſe Auctorität iſt, eine Ver⸗ 
nelzung des religiöfen umb bes ftantlichen Lebens (melches fich 
ber in ben zwei formen einer verweltlichten Staatzreligion oder 
r religidfen Staatsgewalt, Theokratie, darftellen kann); ober aber 
en ſich eigene Gejellichaften für das religidfe Leben neben dem 
vate, d. h. Kirchen. Dieſe lebtern können nun aber wieder ent- 
er ganz unabhängig vom Staate, außerhalb befjelben und als 
ftaltung von mindeſtens gleicher Berechtigung, in einem bnalifti- 
n Berhältniffe, beftehen; oder aber mag bie eine biefer Geſell⸗ 
ften einen beftimmenden Einfluß auf bie andere ausüben, wo 
m wieder entweder der Staat die Kirche ober dieſe den Staat 
influffen kann; ober endlich behanbelt fie der Staat Tediglich als 
ivatvereine innerhalb feiner geſetzlichen Ordnung nach gemeinem 
hte, um deren Beitehen und Gedeihen er ſich nicht weiter be- 
ımert, al3 um jedes andere Geſellſchaftsverhältniß mit erlaubten 
ecke. Jede dieſer Geftaltungen bat ihre weitgreifenden aus Vor⸗ 
len und Nachtheilen gemifchten Folgen auf die menjchlichen Ber: 





tigfeit. Warum foll allein die Förderung ber religiöfen Bildung ausgenom⸗ 
: fein? Diefelbe bat doch ficherlich wenigfteng eben fo gut, als bie Wiſſen⸗ 
ft, die Kunft oder das Gewerbe, ein Recht auf Unterſtützung. Die von Pfizer, 
anken über Recht, Staat und Kirche, Bd. II, ©. 57 fg., verfuchte Vertheibi- 
g einer foldhen Beftimmung, überfieht eines Theils biefe polizeiliche Seite der 
ze, nur die rechtliche im Auge bebaltend; andern Theils rechtfertigt fie bie 
richtung nur im Gegenſahe gegen die, allerdings ganz falſche, gewöhnliche 
nung ber proteftantifchen Kirchen. 
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haͤltniſſe überhaupt und auf die ftaatlichen insbeſondere 9); eine 
Wahl unter denſelben ift daher von hoher Bedeutung. Natürlich 
ift diefelbe nicht willkührlich, ſondern hängt theild von dem Weſen 
der Verfafjung des ‚betreffenden Staates, theild von gefchichtlichen 
und Gefittigungs:Vorgängen und -Bedingungen, theild enblich von 
den unmittelbaren oder mittelbaren Folgen eines politiichen Sy— 
ſtemes ab. u 

Keiner Erörterung bedarf ed nun wohl, daß in einem Rechts⸗ 
Ntaate der Neuzeit — und nur ein folcher kommt hier in Betradt 
— jeden Falles von einer Verſchmelzung des Staates und ber 
Kirche nicht die Rede fein Fan, fei es nun zu einer Theokratie, ſei 
e3 dur) Aufſtellung einer politifchen Staatzreligion. Jenes wäre ein 
Selbſtwiderſpruch in den legten Grundgedanken; dieſes eine unbered- 
tigte und überbieß ohne Zweifel vergebliche Beſchränkung ber natür: 
lichen Freiheit jedes einzelnen Bürger. Eben fo tft ein förmlicher 
Dualismus von Staat und Kirche unmöglich, da er, indem beide 
Gewalten über diefelben Menjchen und in demjelben Gebiete zu herr: 
chen hätten, nur die Quelle von beftänbig wiederholten und rechtlich 
unlözbaren Streitigkeiten fein koͤnnte. Ferner würde ein ver: 
faffunggmäßig geordneter Einfluß einer Kirche auf den Staat, 
feinem Rechte und feiner Aufgabe ebenmäßig woiberfprechen; cin 
gleichzeitiged Verhältniß dieſer Art zu mehreren Kirchen wäre 
jogar geradezu unmdglih. Als ein Einfluß ſolcher unzuläßiger 
Art aber müßte es namentlich betrachtet werben, wenn eine Kirche 
Säge aufitellen und geltend machen wollte, welche mit dem Weſen 
des Staates, mit feiner Verfaffung und feinen Gefegen im Wider: 
ſpruche ftünden, die Gleichberechtigung anderer Glaubensgeſellſchaften 
verlegten, oder für die Vorfteher und Beamten der Kirche außerhalt 
ihres eignen Kreiſes Vorrechte in Anspruch nähmen. Endlich kann 
aber auch von einem Necht des Staates auf die Glaubensſätze und 
auf den Cultus einer Kirche ohne Beeinträchtigung der Gewiffen?- 
freiheit nicht die Rede fein,- jo lange bdiefelben die ebembezeichnett 
Linie nicht überfchreiten. Es wäre ein folches Verhältnig nur dem 


.2) ©. über biefe verfchiebenen möglichen Verbältniffe meine Politik, Bb.], 
©. 171 fg. 
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Grade nach verfchieden von einer unmittelbar vorgeſchriebenen Staats- 
religion, und nur etwa ein Verlangen von geringerer Bedeutung, 
welches fich auf bier äußere Ordnung und auf eine Weberein- 
jtimmung deffelben mit ftaatlichen Einrichtungen bejchräntte. — Somit 
Icheint denn eine Auffaffung der Kirchen als einfacher Privatgefell- 
ichaften, welche unter dem gemeinen Rechte ftehen, ſowohk in Betreff 
auf ihre öffentlichen Pflichten als Hinfichtlich des Anfpruches auf 
Schuß und Hilfe, allein übrig zu bleiben, zu gleicher Zeit aber 
auch ganz zuläßig zu fein. Dem ift denn eben nur unter Um: 
ftänden alſo. Das Verhältniß ift unzweifelhaft folgerichtig auf dem 
Standpuncte des Rechtzftantes; allein mit Ausnahme ganz neu ent- 
ftandener Staaten machen die Ueberrejte früherer Gefittigungszu: 
ftände, gefchichtlih wenn auch unter anderen Verhältniſſen begrün- 
dete Nechte, thatjächliche Machtverhältniffe weit verbreiteter Kirchen, 
endlich weitverbreitete volfsthümliche Anſchauungen die Durchführung 
de einfachen Grunbfages fehr ſchwierig, wo nicht gerabezu unmög- 
lich °). Vielmehr erfordert die practiſche Staatsweizheit ein ge- 


3) Die Vereinigten Staaten feheinen einen ſchlagenden Beweis von ber Un: 
richtigkeit diefer Behauptung abzugeben, indem bier allerding8 ber Staat, und 
zwar fowohl ber Bundesſtaat als ber einzelne Gliederſtaat, ſich volftänbig negativ 
zu allen religiöfen Dingen und kirchlichen Geftaltungen verhält und doch daraus 
fih anfcheinend Feine unüberwindlichen Unzuträglichkeiten entwideln. Häufig be 
zieht man ſich baher auch auf diefe Geſetzgebung, als auf ein nachahmungswerthes 
Borbild. Allein bei genauerer Unterfuchung ftellt fi die Sache doch anders. 
Adgefehen davon, daß bie Verweigerung jeder Unterftübung religiöfer Zwecke ſchon 
grunbfäglih unrichtig iſt; abgefehen ferner davon, daß auch in ben Vereinigten 
Staaten fih aus biefer Verweifung aller kirchlichen DVerbältniffe in das Gebiet 
ber völligen fubjectiven Willfür und des bloßen Privatrechtes unzweifelhaft fehr bedeu⸗ 
tende fachliche und geiftige Nachtheile entwideln, welche einer Beachtung gar wohl 
werth find, (deren Aufzählung aber bier zu weit führen würde;) abgefehen ferner, 
daß biß itzt die ganze Einrichtung noch nicht lange beſteht und noch keineswegs 
alle möglichen und wahrjcheinlihen Proben durchgemacht hat, namentlich noch 
nicht einen heftigen grundſätzlichen Streit zwifchen einer großen feft in fich organi⸗ 
firten Kirche, 3. B. der Fatholifchen, und ber Staatögewalt: ift vor Allem zu be: 
denken, daß die gefhichtlihen Grundlagen und die aus ihnen entflandenen that- 
fächlichen Verhältniffe und Anſchauungen in den beiden Welttheilen völlig vers 
ſchieden find. In Europa find nun einmal die jahrhundertlangen Kämpfe zwiichen 
ftaatlihen und kirchlichen Gewalten geweien und haben unverlöfgbare Erinne- 
rungen und beiderſeitiges Mißtrauen zurücgelafien; bei ung beftehen nun einmal 
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miſchtes Syitem, welches zwar im großen Ganzen und ala Grund: 
ja die Verjchiedenheit der Kirchen vom Staate und deren Selbſt⸗ 
ftändigfeit und eigene Berechtigung anerkennt; allein boch einer 
Seitd dem Staate die Verpflichtung auferlegt, auch burch feine Ge 
fege und Einrichtungen den jelbftaufgeftellten Anfprüchen der Kirchen 
auf hohe Würbe und auf unangegriffenen Beltand Rechnung zu. 
tragen, auf der anderen aber ihn auch ermächtigt, ſich durch For: 
derungen, welche in das Firchliche Leben eingreifen, gegen erfahrung 
gemäß vorhandene Gefahren und, Schwierigkeiten zu ſchützen. Ein 
ſolches gegenfeitiged Weberjchreiten ber einfach- geraden Gränzlinie 
ift vielleicht Logifch nicht ganz richtig, wohl aber piychologifch und 
ben Thatjachen entſprechend *). 

Selbſtoerſtaͤndlich find bei einem Verfahren, welches grundfäg- 
lich nicht blos Schlußfolgerumgen aus einem einzigen oberiten Aus 
gangspuncte, jondern auch noch beftehenbe Verbältniffe berückfichtigt, 
Negeln nicht aufzuftellen, welche zu allen Zeiten unb in allen that 
fächlihen Medien durchgeführt werben müßten; vielmehr ift eben 
nach den befonderen Zuftänden ab- und zuzugeben. Namentlich ift 
e& unzweifelhaft erlaubt und felbjt vernünftigerweife geboten, daß 
fih der Staat zu verſchiedenen Kirchen, welche nicht dieſelben Ein- 
richtungen haben und nicht die gleichen Anſprüche erheben, auf 
feiner Seit? auf verfchievene Weiſe verhalten kann und felbft muß 
Abficht der Abweichungen vom ftarren Grundfage ift, ein burd 
nicht blos zahlreiche Fleine, einander gegenfeitig neutralifitende Secten, ſondern 
nur einzelne große und dadurch ſchon mächtige Kirchen, beſonders bie katholiſche 
Kirche mit ihrer meifterhaften Organifation und ihren überreihen Einflußgmitteln; 
wir vermögen nun einmal nicht, die Kirchen auf gleiche Linie zu ftellen mit 
Actiengeſellſchaften oder Lejevereinen, fage eine nüchterne Logif dazu, was fie wol. 
Da nun bie Politik gegebene Verhältniffe zu behandeln hat, jo müſſen aud di 
practifch richtigen Grundſätze über das Verhältniß der Kirchen zum Staate in 
Europa andere fein, als die in Amerifa vielleicht möglichen. 

4) Bon hoher Bebeutung für bie richtige Auffafiung und Beantwortung 
biefer hochwichtigen Frage find die Schriften des muthigen Genter Gelehrten Law 
rent, nämlid: L’öglise et l’6tat. 1—8, Brux., 1858-60; Van Espen, Etude 
historique. Brux., 1860; Letters d’un rötardaire liberal. Brux., 1868. — 


Eine weitere Erörterung unb Begründung ber im Vorſtehenden nur angedeuteen 
Säpe f. in meiner oben augef. Abh., Weber das Verhältnig von Staat und 
Kirche. | 
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bie religisjen und Firchlichen Dinge ungeftörte® Zufammenleben im 
Staate und eine genügende Macht defielben zu erhalten; je nach 
ben wirklich vorliegenden Thatſachen müſſen dann natürlich auch 
bie ſchützenden und die bewahrenben Einrichtungen getroffen werben. 
Eine Gleichförmigkeit der Gejeße kann bei ungleichen Gegenftänben 
ihrer Anwendung nicht. jtattfinden. 

In paritätiichen Ländern ift überdieß dem Staate die, keines⸗ 
weg? immer leicht zu erfüllende, Aufgabe geftellt, die neben einander 
beitehenden Kirchen zu hindern, daß fie ihren dogmatifchen Säten 
und ihren Tirchlichen Einrichtungen eine Ausdehnung geben, 
burch welche die Belenner anderer Glauben thatjächlich beleidigt 
oder in ihren bürgerlichen Rechten beeinträchtigt würden. Inner⸗ 
halb ihres eigenen Kreifes mag jede Kirche von fich ſelbſt Ichren 
und rühmen, was fie will; gegen Außen fteht fie nur Gleichbe- 
rechtigten gegenüber. 

Aus diefen Gefihtspuncten ergeben fich denn für einen in neu⸗ 
zeitlichen europäiſchen Verhältniſſen beitehenden Rechtsſtaat nach⸗ 
ſtehende weſentliche Süße. 

Die Selbſtſtändigkeit der Kirchen auf dem religidſen Gebiete 
und die Freiheit, nach ihrem Bebürfnifje innere Einrichtungen zu 
machen, bleibt Regel. Alfo hat der Staat weber eine Veran 
laffung noch ein Recht, fih in die Lehrjäte einer Kirche und in 
beren gottebienftliche Ordnung einzumifchen. Er beruht auf feinen 
eigenen Grundlagen, welche zwar zuweilen von der Religion gegen 
Angriffe vertheidigt werden mögen, allein auch ohne diefen Schuß 
beftehen koͤnnen und müſſen. Sein Zweck iſt ein rein irbifcher, 
während die Religion hauptjächlich auf das Leben nach dem ibigen 
Dafein hinweist. Ihm Tann und muß jede Art von Religion ge- 
nehm und zuläffig fein, jede muß im Beduͤrfnißfalle von ihm unter: 
ftüßt werden; und felbft wenn ein Bürger fich zu gar Feiner poji- 
tiven Religion befennt, jo fteht dem Staate darüber kein Erfenntaig 
zu, ſo lange dieſer Bürger alle feine Pflichten gegen ihn erfüllt. 
Nur in dem Einen alle hat er dad Recht eine bejtimmte Religion 
oder beitimmte von einer ſolchen beabfichtigte Einrichtungen zu vere 
bieten, wenn nämlich die Grundjäße verfelben mit den Grundlagen. 
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„ Staatdvereined ober mit einzelnen Geſetzen 
des einmal 9 nn —* nd fi dieſer Widerſpruch nicht auf güt- 
im eier usgleichen läßt *). Nicht alſo weil dad Dogma einer 
ice elle 9 rche für veligidß falſch erachtet wird, gebietet ber Etat 

olgen er beffelben es aufzugeben oder fein Gebiet zu räu 

ben —* weil cr keine Bürger dulden kann, die — völlig 
eich ültig aus welchen Grunde — wefentliche Pflichten nicht er: 
füufen zu wollen, mit Bejtimmtheit erklären. Es ift dabei alſo nidt | 
pon Strafe die Rede, fondern von Unverträglichkeit 9). Nicht min: 
der al3 dad Dogma und der Cult ift die innere Zucht, die Unter: 
ordnung ber Laien unter Priefter, die höhere oder niederere Stellung 
und Würde der Ichtern, ihre Hierarchie lediglich Sache einer jeden 
Kirche. Der Staat hat hier nichts zu gewährleiften, als das Recht 
eined jeden Bürger, eine Kirche, welche ihm nicht zufagt, chne 
Gefahr äußerer Nachtheile zu verlaffen. — Bon diefem Grundjake 
der Selbititändigfeit und Unabhängigkeit auf geiftigem Gebiete jind 
denn aber. einzelne Ausnahmen zu machen, wie fie durch Erfahrung 
gerechtfertigt und durch die thatlächlichen Verhältniſſe nöthig cr: 
ſcheinen. Sie können aber nach zwei Richtungen gehen. Einer 
Seit? indem einer Kirche größere Vortheile eingeräumt werben, als 
fie ftreng grumbjäßlich verlangen fanıız anderer Seits in fo fern 





5) Wenn Rotted, Vernunftrecht, Bd. III, ©. 344, der Anficht if, dei 
bei der Gründung einer nenen Kirche ber Staat ein Recht zum Verbote hak, 
wenn er diefelbe für das Geſammtwohl unforderlich erachten müſſe: fo ift dick ® 
beſtreiten. Es mag fein, bak das Nebeneinanderfein vieler Kirchen eine Quell 
von Ucheln, namentlih auch wirtbfchaftlicher Art, iſt. Allein dies iſt noch kan 
zureichender Grund, einer religiöfen Ueberzeugung ber Staatsbürger entgegenzu— 
treten. Die, von Rotteck für folhen Fall verlangte, Haugandacht wäre leialif 
eine halbe Maafregel und eine Gewaltthätigfeit ber größeren kirchlichen Verein: 
gegen eine Fleinere. 

6) Vgl. PB. Pfizer, Gedanken über Recht, Staat und Kirche, U. II. 
©. 54 fg. — Am wenigften kann in ſolchem Falle dag Mittel ergrifien werten, 
Neligiond = Belennern, welche ihre Pflichten gegen den Staat aus dogmatiſchen 
Gründen nit erfüllen, einen verhältnigmägigen Abzug an ihren ſtaatsbürgtt: 
lihen Rechten zu machen. Der Staat kann über die Erfüllung ber bürgerlichen 
Pflichten sicht mit fich ſchachern laſſen; mit welchen Rechten beflraft er ben 
den Mörder? Folgerichtigerweiſe folte er au ihm nur einen Abzug an feinen 
ftaatsbürgerlichen Rechten machen. 
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r Staat allgemeine vorbeugende oder verbietende Manfregeln trifft, 
aftatt auf bereits eingetretenen Mißbrauch von Seiten einer Kirche 
ı warten und erft dieſen wieder gutzumachen. Es wird freilich 
ie Einführung der Ießteren Ausnahme keineswegs immer leicht zu 
werkitelligen ſein, indem die Kirchen zwar wohl die Vorzüge, auf 
elche fie Fein begründetes Necht haben, anzunehmen pflegen, Be⸗ 
hränkungen folgerichtiger Freiheit aber jich oft auf das Hartnädigfte 
iderſetzen. 

In wie ferne nun ber Staat der religiöſen Bildung Recht s⸗ 
Hut zu gewähren hat; ferner wie er fich felbft gegen etwaige An- 
riffe von Seite der Kirche ſchüͤtzt, tft Hier nicht der Ort auseinander 
a fegen 7). Was aber die polizeilihe Unterſtützung be 
Afft, jo bildet der allgemeine Grundfaß zureichender, allein nur 
nn Privatthätigkeit nicht genügt zu gewährenber, Aushilfe auch 
ir einen Staat, welcher ein gemiſchtes Syſtem befolgt, die Grund: 
ige, und ed handelt fich nur davon, ob und wo aus befonberen 
Sründen über dieſe Linie hinauszugehen ift. Im Mebrigen wird 
ie Verbindlichkeit des Staates zur polizeilichen Hilfe in ver Regel 
ur mäßig für die Kirche in Anfpruch genommen, wegen der oben 
bon berührten Eigenthümlichkeit des menfchlichen Geiftes, bei ber 
(usbildung und Belennung feiner religiösen Gefühle der An- 
Hließung an Sleichgefinnte zu bedürfen. Die auf folhe Weiſe 
berall entjtehenben veligidfen Gemeinſchaften (Kirchen oder Secten) 
ind ſchon durch die Zahl ihrer Mitglieder in die Möglichkeit geſetzt, 
as Meifte jelbjt zu Stand zu bringen, jomit dem. Staate Beihilfe 
u erjparen. Ohnedem bedarf mehr ald Eine Kirche zu ihrem 
Sulte nur geringer äußerer Anftalten. 


2) Unterſtützung ber Kirche von Seiten bed Staates. 


8. 101. 
a) Durch Geld. 
Oberſter Grundſatz iſt, daß eine religioͤſe Gemeinſchaft ihre 
Heldbedürfniſſe ſelbft aufzubringen bat, ſei es mittelſt Beiträgen 
er einzelnen Mitglieder, ſei es aus dem Ertrage eines Geſellſchafts—⸗ 


7) ©. hierüber die Recht 8-Polizei. 
v. Mohl, Polizeiwiſſ. I. 3. Auflage. 42 
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vermögens 7). Sind bie Eult-Koften bei einer beftimmten Gefell- 
fehaft höher als bei anderen, jo haben die Mitglieder auch fie zu tragen, 
und ihr größerer Betrag ift an und für fich noch Fein Grund zu 
einer Uebernahme von Seiten des Staates. Bei einer folchen Selbit- 
hilfe verfteht ji denn aber auch von ſelbſt, daß der Staat nicht 
dad Necht Hat, die Art und Weife der Beibringung der Mittel 
vorzufchreiben *), oder die Verwaltung und Vertheilung zu orbnen, 
jelbft nur zu überwachen. Etwaige Klagen von Mitgliedern 
über ungerechte Belaftung oder über Mißbräuche find in erfter 
Linie nach dem Gejelljchaftörechte einer jeden Kirche, in Ermanglung 
eined jolchen nach dem gemeinen Rechte des Landes und von bem 
gewöhnlichen Gerichte zu erledigen. Nichtmitglieder können unter 
feinen Umftänden zu Leijtungen genöthigt werben °). 

Bon diefem oberiten Grundjage können jeboh immerhin aud 
Ausnahmen ftattfinden. 

Einmal nämlich kann es fih, und zwar unter der Herrichaft 
jeglichen Syſtemes, begeben, daß bie Mitglieder einer firchlichen Ge 
meinde zu arm ober zu wenig zahlreich find, um auch nur bie noth 
wendigften Bebürfnifje beftreiten zu Können. Solche haben denn 
ein Necht, fich an den Staat zu wenden, damit er ihnen das Seh 
lende bewillige, wobei es gleichgültig ift, ob es ſich von einer bios 
einmaligen Ausgabe "handelt, 3. B. von ber Erbauung einer Kirche, 
oder ob ein fortwährender Abmangel beiteht. Natürlich Hört übri- 

1) Dan fee diefer Regel nicht das Beifpiel fo manchen Staates entgegen, 
welcher die [ämmtlichen Eult:Koften aller im Lande beftehenden Kirchen, oder 
doch einzelner berjelben, trägt. Dieß fchreibt ſich Überall von einem an dem Ber 
mögen biefer Geſellſchaften begangenen Raube her. Der Staat nahm ihnen un: 
gerechter Weife ihr Privateigenthum weg und verwendete es zu feinen Zweden; 
bafür mußte er nun doch mindeſtens ihre Erhaltung übernehmen. Häufig ver 
widelte er ſich aber burch dieſes Verfahren in unabſehbare Schwierigkeiten und 
Berlegenheiten. Keine der kleinſten ift dabei jebenfalls, daß die Jahresrechnung 
des Staates, wenn auch nur fcheinbar, fo fehr dadurch anfchwillt. 

2) In wie ferne diefe Regel eine Ausnahme erleiden kann Hinfichtlich der 
Erwerbung von Grundeigentbum, f. unten, ®b. II, $. 117. 

8) Mit Recht iſt e& in England und Irland als eine unerträgliche Bebrü- 
dung ber nicht zur Hochkirche gehörigen Einwohner betrachtet, daß fie zu dem 
Unterhalte der Geiftlichen diefer Kirche beifteuern, dabei aber ohne alle Beihilfe 
für ihre eigenen Firhlichen Bebürfniffe zu forgen haben. 
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gend der Beitrag auf, ſobald die Gemeinde zu befferen eigenen 
Kräften gelommen ift. — Zu welcher Religion fich die hilfefuchende 
Gemeinſchaft bekennt, ift Hinfichtlich der Beitragspflicht des Staates 
völlig gleichgültig. Nur verfteht fich von ſelbſt, daß eine Gefell- 
fchaft, weldye bie Hilfe de Staates in Anſpruch zu nehmen das 
Recht haben fol, einen fejten Beſtand haben muß und feine allzu 
Heine Anzahl von Mitgliedern zählen darf. Denn wenn der Staat 
ſchon jeden allgemeinen Bebürfniffe Unterſtützung ſchuldig ift, fo 
ift er doch außer Stand, vereingelten Beitrebungen ber Bürger zu 
Hüfe zu kommen (f. oben, $. 4). Allgemeine Beitimmungen über 
bie Gränzen dieſes zur Hilfe noch berechtigten Minimums laſſen 
fih freilich nicht feititellen; es kommt auf die Beurtheilung des 
einzelnen Falles an. 

Zweiten? aber mag es bei Befolgung eines gemilchten Syſtemes 
pafjend erjcheinen, einer Kirche durd, Verwilligung nicht unbe 
dingt nothwendiger Geldmittel ein Zeichen der Anerkennung zu geben 
und etwa auch dadurch günftige Gefinnungen ihrer Seit? gegen ben 
Staat zu erweden und zu erhalten. Eine allgemeine Bezeichnung 
ber Gegenjtände jolcher Leiftungen, oder überhaupt nur der alle, 
in welchen fie räthlich erjcheinen mögen, ift natürlich nicht möglich, 
und nur beijpieläweife mögen alfo genannt fein: Beiträge zu einer 
befferen Austattung der Kirchenhäupter; zur tadellofen Unterhaltung 
eines Toftipieligen Kirchengebäubes; Webernahme ver Koften für 
außerordentliche Feſtlichkeiten; Beiträge zur Bildung von Geiftlichen, 
u. ſ. w. Daß hier Maaß zu halten und mit Umficht zu verfahren 
ift,, bedarf nicht erjt der Bemerkung. Einmal iſt bieß überhaupt 
in Betreff nicht unbedingt nothiwendiger Staatsausgaben nöthig; 
ſodann wäre es thöricht Gelb und guten Willen zu verſchwenden, wenn 
man feiner entgegenfommenden Gefinnung bei ben Begünjtigten be⸗ 
gegnen würde; endlich müfjen Beſchwerden über Ungleichheit burch 
verhältnigmäßige Berückſichtigung aller Kirchen vermieden werben. 

$. 102. 
b) Durch Ehrenbezeugungen. _ 

Kaum je wird ein Staat in Betreff ver Kußeren Formen ftrenge 
auf dem Grunbfage beftchen bleiben, daß für ihn die Kirchen nur 
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Privatvereine, die Geiftlichen mır Vorftände oder Diener folder 
Geſellſchaften feien, und daß aljo venjelben keinerlei beſondere Aus 
zeihnung gewährt werde. Nicht nur Herkommen, ſondern aud 
verftändige Weberlegung müflen zu einem ehrenderen und rüdficht 
volleren Benehmen veranlaffen. 

Ein Berein welcher den Zwed bat, feine Mitglieder über bie 
hoͤchſten Intereſſen des Menfchen, über fein Verhältnig zur Gottheit, 
über Unfterblichfeit und Belohnung oder Beitrafung nach dem Tode 
aufzuflären und welcher fie dazu anhält, ihr Leben einer folden 
frommen Anſchauung gemäß einzurichten, kann — wenn er nidt 
anders feinem Zwede geradezu entgegen handelt — nur als hödft 
ehrenhaft und nütlich betrachtet werden. Auch die Organe biefer 
Geſellſchaft, die Geiftlichen und Priefter, welche die Lehren ſpenden, 
zum Guten und zur Frömmigkeit auffgedern, welche tabeln und 
tröften, wo es Noth thut, und jo Häufig die Einzigen aus den 
gebildeten Klaſſen find, welche ſich um das geiftige Wohl der ärmeren 
und unteren Vollksklaſſen wirklich und thätig befümmern, nehmen 
eine hohe Stufe in der bürgerlichen Gefellichaft ein, wenn biele 
nach der Würdigkeit und dem Verdienfte ihrer Mitglieder eingetheilt 
wird. Selbft wenn aljo bie Religiofität nicht von manchfachen 
Nuten für den Staat wäre, und wenn er bie Geiftlichen nicht 
vielleicht auch zu feinen Gejchäften und Zwecken gelegentlich benüht, 
wäre er der Kirche und ihren Beamten fchon ihres eigenen unmitte: 
baren Zweckes und Wirken? wegen eine bejondere Anerkennung 
ſchuldig. 

Mit Recht kann daher verlangt werden, daß der Staat (und 
zwar ſelbſt wenn er in andern Beziehungen folgerichtig an den 
Grundfägen des gemeinen Rechtes auch für die Kirchen feſthielte, 
nicht nur felbft jede Kirche als Gefammtheit mit Anftand und 
Würde behandle, fordern daß er auch von feinen Unterthanen ein 
gleiches Betragen in allen Fällen fordere und nöthigenfall3 erzwinge. 
Namentlih hat er dafür zu forgen, daß Kirchen in ihren veligiöfen 
Beranftaltungen nicht durch feine Befehle und Handlungen unnd: 
thiger Weile geftört werden. Der Staat als folcher gehört freilid |: 
feiner Kirche an; allein feine jämmtlichen Angehörigen find in einer | 
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religiöfen Gemeinfchaft, und es Tann ihre Achtung vor dem Zwecke 
berfelben nur vermehren, wenn fie biefelben auch vom Staate an⸗ 
ertannt fehen 2). — Derfelde Fall tritt bei den einzelnen Geiftlichen 
ein. Es verfteht fich freilich von felbft, daß der Staat ihnen Feine 
ungerechten Vorzüge zum Nachtheile der übrigen Bürger einräumt, 
und daß er Gehorfam gegen feine Gefeße fo wie Leiſtung der all- 
gemeinen Pflichten von ihnen verlangt, wie von jedem Anbern: 
allein er wird nur eine Anerkennung bed Werthes der Tugend und 
Religiofität ausfprechen, wenn er bie Beamten der Kirche auch in. 
den Äußeren Formen als mit einem bebeutenden Dienfte beauftragt, 
behandelt. Haben die Priefter alfo auch Fein eigentliches Hecht 
auf Ehrenvorzüge, jo kann es doch nur von günftiger Wirkung für 
den Erfolg ihrer Bemühungen und Belehrungen fein, wenn ihnen 
folche Auszeichnungen eingeräumt werden. Die Sitte des Landes 
und die Stellung bed Geiftlichen in feiner Kirche müffen Art und 
Grad diefer Ehren beftimmen *). 


1) Die Hauptfrage in diefer Beziehung iſt die, ob bie Sonntagsfeier nicht 
nur vom Staate felbft beobachtet, fondern auch durch ihn von ben Bürgern ers 
zwungen werben fol? Die Anerfennung von Seiten des Staates wird wohl 
feinem Zweifel unterliegen, indem wohl von ihm erwartet werben mag, baß er 
nicht durch die von ihm ausgehenden Anordnungen die Bürger in ihrer Gottes: 
verehrung ſtöre. Schon feinen Beamten ift er Rüdfiht auf ihr Firchliches Ber: 
hältniß ſchuldig. Kann in einzelnen Fällen die Ausführung einer dringenden 
Anordnung nicht verfchoben werben, fo findet natürlich eine Ausnahme flatt. — 
Aber auch vom einzelnen Bürger wirb wenigftens fo viel erzwungen werben 
können, baß er Feine Handlungen vornimmt, welde die Andacht frommer 
Mitbürger ftören ober ganz unmöglich maden. Mag er alfo immerhin für fih - 
ſelbſt den Feiertag nicht Heiligen, fondern arbeiten ober fi) vergnügen wie er 
Luft hat, — bieß zu rügen ift nicht Sache des Staates, fonbern feiner Kirche —: 
allein alles Störende und Laute bat er zu vermeiden, benn feine Mitbürger haben 
ein Recht auf religiöfe Weiterbildung. Namentlih muß dieſes Gebot auch Ans 
wendung finden auf bie häuslichen Verhältniffe, auf Kinder und Dienftboten; 
denn würbe nicht mit Strenge darauf gefeben, fo bürften gar bald Habſucht und 
Rohheit den ärmeren Klaſſen alle Gelegenheit zur fittlichen und religiöfen Bil- 
bung entziehen. Als ein keineswegs unwichtiger Nebengrund kommt dabei auch 
bie Rüdficht auf den nothwendigen Ruhetag ber handarbeitenden Klaſſen in Be⸗ 
trachtung, welcher auf anbere Weife nicht wohl burchzufegen if. 

2) Eine häufig vorfommende Auszeihnung, und zwar nicht blos formeller 
Bedeutung, ift die Einräumung von Stellen in den Ständeverfammlungen an, 
Geiſtliche. Die Biſchöfe im englifchen Haufe der Lords, die Garbinäle im frans 
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§. 103, 
c) Durch Unterridht in den Schulen. 

Sehr entſchieden pflegen bie Staaten in Betreff des Schul- 
weſens, namentlich bei den Volksſchulen den Kirchen Cinräumungen 
zu machen, welche ftreng vechtlich diefelben nicht verlangen Tönnten. 

Ein wefentlicher Zweck jeder Kirche ift, ihre Mitglieder über 
die von ihr anerkannten Religionzwahrheiten zu belehren, und 
feine unterläßt es auch, durch Öffentliche Vorträge verſchiedener Art 
. biefem Zwecke nachzufommen. Natürlich bildet dabei die Belehrung 
ber Sugend einen hauptfächlichen, und zwar nad Form und Inhalt 
eigenthümlichen Theil des Tirchlichen Leben? und des Cultes. 63 
möchte fomit überfläffig fcheinen, wenn nun auch ber Staat nod 
dafür forgt, daß in den verfchievenen Gattungen von Schulen Reli: 
gionzunterricht ertheilt wird. Dennoch gefchieht ed, und aus guten 
Gründen. Theils gehört dieſer wichtige Unterricht überhaupt zur 
Abrundung (nach der Meiften Anficht fogar zur Begründung) ber 


zoͤfiſchen Senate, bie Biſchöfe ober fonftige Prälaten katholiſcher und proteftanti: 
ſcher Kirchen in einzelnen deutſchen Ständeverfammlungen find Beifpiele hiervon; 
zuweilen ift auch eine Anzahl von Siken in ben zweiten Kammern für Abgeorb: 
nete ber Geiftlichfeit beftimmt. Unzweifelhaft find dieſe Einrichtungen häufig 
Meberrefte früherer wefentlich verfchiebener Einrichtungen, oder mehr oder weniger 
unflare Nahahmungen folcher. Allein die Sache muß natürlich auch eine rein 
rationelle Prüfung aushalten, wenn fie fol empfohlen werben. Während nun ein 
Antheil an ber Pairſchaft felten Ausftellungen unterliegt, ift eine verfafjungsmäßige 
Berufung in bie Wahllammern wenig beliebt und auch wohl neuefter Zeit, wie 
3. B. in Bayern, wieder befeitigt worden. Die Entfcheidbung über ben ganzen 
Gedanken hängt bavon ab, wie man ben Grundfatz ber Bildung einer Vollsvertre⸗ 
tung überhaupt feftftelt. Für ben, welchem das allgemeine Stimmredt unb 
die Gleichberechtigung Aller manßgebend if, fann natürlich eine Einfchaltung 
Geiftlicher, als folcher, nur als folgewidrig und verwerflich erfcheinen. Wer ba: 
gegen eine Zufammenfegung ber Vertretung aus Stimmführern der verfchiedenen 
Intereſſenkreiſe als ben richtigen Gebanfen erkennt, wird auch ben Kirchen, ald 
fehr beftimmt ausgeſchiedenen, einflußreihen und zu beachtenben Gorporationen, 
einen Antheil einzuräumen nicht anfteben. Im lebteren Falle ift auch wohl für 
eine abgefonberte Vertretung der Kirchen und nicht etwa für eine Zufammen: 
werfung ber Geiftlihen mit ben übrigen gelehrten Ständen zu entfcheiden ; ebenfo 
wird dann bie Beflimmung ber Berechtigung keineswegs nothwendig auf Wabl 
beruhen müffen, vielmehr eher für die Häupter und bamit natürliche Vertreter 
ber Kirchen entfchieben werben. Im Webrigen ift eine nähere rechtliche und poli- 
tifche Erörterung dieſer Frage allerdings bier nicht an ber Stelle. 
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geiftigen Erziehung; theils find es äußere Rückſichten, welche eine 
Theilnahme des Staates wünfchenswerth machen. Einmal wirb es 
(bei der Einrichtung, daß jeves Kind wenigſtens die Volfzfchule zu 
befuchen babe,) dem Staate leichter, als ber Kirche, bie gefammte 
Jugend herbeizubringen. Zweitens aber ift Neligionzlehre in ven 
Volksſchulen deßhalb unerläßlich, weil zwei weitere Zweige des jeben 
Falles ftattfindenden Unterrichtes, der fittliche nämlich und ein Theil 
des intellectuellen, am zwedimäßigften mit der Kenntniß ber Relt- 
giondurkunden und = Xehren verbunden werben. Es pflegen fomit 
die Staaten, mit feltenen Ausnahmen, bei den von ihnen ſelbſt ein- 
gerichteten und bei den nur von ihnen überwachten Schulen ben 
Kirchen zweierlei Einräumungen zu machen. 

Einmal wird den Kirchen fowohl in den öffentlichen als in 
den Privatichulen die Ertheilung eines hinreichenden unb ber Bil 
dungsftufe der Schüler entjprechenden Religionzunterrichted einge 
räumt und ift derjelbe als gefeßlicher Beſtandtheil des Unterrichte- 
plans ausgeſprochen 9). Die Beforgung übernimmt natürlich am 
beiten ein Geiftliher; und die Kirchen müfjen es auch, in ihrem 
eigenen Vortheile, ihren Geiftlichen zur Pflicht machen, die vom 
Staate gebotene Gelegenheit zu benügen ?). Da aber wegen Mangels 

1) Nur bei den böchften Stufen ber Unterricätsanftalten, welche von ſchon 
berangereiften jungen Männern benüßt werben, bürfte die Einrichtung eines eige⸗ 
nen Religions:Unterrichtes Tein großes Bebürfniß fein. Theil® mag hier ber 
öffentliche Gottesbienft benußt werden, theils ift die nöthige Bildung zur eige: 
nen Forſchung vorhanden. Es möchte fih 3. B. aus der Erfahrung faum ein 
erflediicher Nuten von befonberem Religiongunterrichte auf Hochſchulen und ders 
gleichen Anftalten nachweiſen laſſen. 

2) Die Weigerung einer Geiftlichfeit, den Religionzunterricät in ben Volt: 
ſchulen zu Übernehmen, etwa weil fie mit ber Stantöregierung im Zwieſpalte 
wäre, — 3. 2. eined Punctes in der Schuleinrichtung wegen, — müßte als eine 
wahre Monftrofität bezeichnet werden. Als Mittel zur Aufregung ber Maflen 
wäre ein folder Schritt vielleicht richtig berechnet, (natürlich auch um fo mehr 
fittlich verwerflich,) allein auch die Pflichtverfiumniß gegenüber von ganz Unſchul⸗ 
digen ganz unveranlaßt und ganz unverantwortlich. Ueberdieß Tönnte ein folcher 
Schritt, wenn er wirflich gethan und feftgehalten würde, fchließlich nur zu confeſ⸗ 
fionglofen, alfo jedes religiöſen Unterrichtes baaren, Volksſchulen führen, welche 
zwar wohl in Amerifa als eine Folge des dortigen allgemeinen Verhaltens bes 


Staates zu den Kirchen und wegen ber großen Zerfplitterung in Secten nöthig 
fein mögen, bie aber nur die Außerfte Verranntheit als Muſter preiſen kann. Das 
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an einem Geiftlichen doch auch zumellen ein weltlicher Lehrer biefen 
Theil des Unterrichted zu übernehmen haben Tann, ba ferner der 
ganze Unterricht in den Volksſchulen eine fittlich=veligidfe Richtung 
haben muß: fo tft fchon bei der Bildung der Lehrer, namentlich 
für die Volksſchulen, Sorge zu tragen, daß fie hinreichend in ben 
Lehrfäten und in der Geſchichte ihrer Kirche unterrichtet werben, 
um auch ihres Theiles die Neligiondlehre übernehmen, jebenfall 
ihrem geſammten Unterrichte die fittlich-religiöfe Weihe geben zu 
koͤnnen. ine natürliche Folge hiervon ift dann, daß bie Schul⸗ 
lehrer der Kirche ihrer Schüler, ober bei einer Glaubenzverjchieben: 
heit derjelben, der Kirche der Mehrzahl angehören müfjen. Eon: 
feffionelle Schulen find unter den angegebenen Prämifjen eine ſelbſt⸗ 
verftändliche Sache. — Allerdings findet die Durchführung dieſer 
Einrichtung nicht felten Schwierigfeiten. Bet kirchlich gemifchten 
Bevölkerungen findet eine Glaubengeinheit ber ſchulbeſuchenden Jugend 
nicht Statt, und die Mittel zu Errichtung eigener Schulen für jeden 
Theil Können leicht fehlen. Hier muß dann möglichjt zu Auskunfts⸗ 
mitteln gegriffen werben. Bon felbft verfteht fich, daß für die An- 
gehörigen jeder Kirche eigener Religiongunterricht zu halten ift, wenn 
fih ein tauglicher Lehrer zu demfelben findet. Iſt dieſes nicht der 
Tall, jo find bie Belenner der von der Mehrzahl nicht angenomnienen 
Neligion wenigftend nicht zum Beluche des ihnen fremden Unter: 
richtes zu nöthigen, und ihrer Kirche bleibt die Fürjorge für ge 
hoͤrige Unterweilung überlaffen. 

Sodann aber pflegen die Geiftlichen ver verjchiebenen Kirchen 
vom Staate zur Augübung der ihm zukommenden Leitung und Be: 
auffichtigung der Schulen ihrer Confeſſion, vorab der Volksſchulen, 
berbeigezogen zu werben, fei es durch Ertheilung eines perfönlichen 
Auftrages, fei es durch gefeliche Berufung in bie örtlichen und 
wohl auch in die höhern Schulbehörben. — Diefe wichtige Maaf- 
regel hat ohne Zweifel zwei ſehr verjchiedene Seiten. Einen Theile 
muß zugegeben werben, daß durch einen ſolchen Einfluß der Gift 
lichkeit eine innere Gleichförmigkeit in der Jugendbildung erzielt 


Verhalten wäre alfo auch im unmittelbaren Intereſſe ber betreffenden Kirche 
ein höchſt thörichtes. 
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wird, nicht aber Kirche und Schule verfchtedene Richtungen einſchla⸗ 
gen, wa Verwirrung und Verwilderung erzeugen Tann. Sobann 
ift auf dem Lande ſehr Häufig der Ortögeiftliche der einzige gebilvete 
Mann, welcher ven Schullehrer zu beurtheilen und nöthigen Falles 
bei feiner Pflicht und in feiner richtigen Stellung zu erhalten weiß. 
Endlich wird die der Geiftlichfeit eingeräumte Stellung zu Schule 
und Schullehrer fie bewegen, die letztern auch zu den niebern Kir⸗ 
chendienten zu verwenden, was die jehr bebeutende wenn auch nicht 
grundſätzliche fo doch practifche Folge Hat, die Koften für die Schule 
zu ermäßigen. Auf der andern Seite ift nicht zu verfennen, daß 
ber einer Geiftlichkeit eingeräumte Einfluß auf die Volksbildung nicht 
im Sinne des Staates fondern in dem einer herrfchfüchtigen Kirche, 
nicht zur allfeitigen Belehrung und Aufflärung, ſondern zu Fana⸗ 
tismus und Verbumpfung mißbraucht werben Tann. Eine unter 
drücende Migachtung der Lehrer mag zur Stumpfheit oder zu ges 
fährlicher Unzufriedenheit derfelben führen. Die vom Staate aus 
freiem Entſchluſſe erfolgte Berufung zu einem öffentlichen Amte wird 
vielleicht von der Kirche als ein Zugeſtändniß ihres Anſpruches auf 
eigene Leitung des Schulwefend ausgelegt und ausgebeutet werben. 
Im Falle eine? Streited des Staated mit der Kirchengewalt über 
einen Gegenftand des oͤffentlichen Unterricht? wird der Staat bie 
von ihm ſelbſt berufenen Beamten ungzuverläßig wo nicht geradezu 
ungehorfam und feinblich finden. — Unter ſolchen Umftänden kann 
es fich nur von der Vermeidung bes größern Uebel Handeln. Diejes 
ift aber, wo eine herrichfüchtige und freier Geiſtesbildung abgeneigte 
Kirche in Frage fteht, unzweifelhaft bie Gefahr, die ganze Volks⸗ 
bildung in falfchen und dem ganzen Gelfte eines Rechtsſtaates wider⸗ 
fprechenden Bahnen geleitet zu fehen und zugleich der Mittel zu 
einer Verbefferung fich felbft zu berauben. Beim wirklichen Ein- 
tritte eines folchen Zuſtandes ift die ganze Zukunft des Volkes und 
fomit des Etaated verborben, und überbieß werben die durch Zus 
laſſung der Priefterherrfchaft zumächit vielleicht werniedenen Strei- 
tigfeiten mit der Kirche doch Tpäter ausbrechen, nur unter weit un⸗ 
günftigeren Verhältniffen, nämlich bei bereit3 halb verlorener Stel⸗ 
fung und bei feindlicher Theilnahme einer indeſſen burch pfäfftiche 
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Erziehung verkehrten Menge Nur aljo, wenn eine Kirche durch 
ihren allgemeinen Geift, durch ihren Organismus, burch gefchichts 
liche Vorgänge und durch glaubhaften guten Willen eine Gewähr: 
leiftung dafür giebt, daß fie diefelben Ziele in der Volkserziehung 
verfolgt, wie der Staat und daß fie feine Anordnungen aufrichtig 
vollziehen wird, iſt es väthlich fie in organische Verbindung mit ber 
Leitung der Schule zu ſetzen. In andern Fällen hat der Stadt, 
zur Sicherung des Zweckes und zu feiner eigenen Vertheidigung, fid 
Strenge an ben Grunbfaß ber Trennung zu balten, und wenn daraus 
auch, wie unzweifelhaft, Nachtheile entjtehen, jo trägt nicht nur er 
die Schuld daran nicht, fondern es werben auch biefelben nicht ihm, 
jondern der mit dem Leben der Gegenwart nicht verträglichen Kirche 


hauptjächlich zufallen. 
S. 104. 
-d) Dur Sörderung der Kildungs-Anfalten für die Religions-ehrer. 

Von großer Wichtigkeit jowohl für die Kirche als für den 
Staat ift die perjönliche Beichaffenheit der Lehrer und Vorfteher der 
inländischen Kirchen. — Für die Kirchen ift die Erreichung ihre 
Zweckes weſentlich hierdurch bedingt. Diefe Beamte find ihr, wo 
nicht einziges, doch hauptjächliches Organ, und deren größere ober 
geringere Fähigkeit beftimmt den Grund ihres Einfluffes auf bie 
Gläubigen; ihr eigener Glaubenseifer erweckt und erhält ven ber 
Geſellſchaftsmitglieder; ihr fittliches Beiſpiel ift in Gutem und 
Schlechtem maaßgebend; ihre wiflenfchaftliche Bildung gicht den 
geiftigen Ton der Gefellichaft an. — Für den Staat aber find nicht 
nur diejelben Rückſichten ebenfalls von mittelbarer Wichtigkeit, 
jondern es hängt überbieß zu einem bebeutenden Theile die durch 
firchliche Zerwürfnifje jo Leicht und tief zerftörbare Ruhe im Innern 
und bie Kraft gegen Außen ab von dem religiöfen Zuſtande feiner 
Bürger, fomit auch wieder von ber durch die Bildung bedingten 
Stimmung und Stellung der Geiftlichen und deren Duldfankeit 
oder Unduldſamkeit der verfchiebenen Kirchen. Ueberdieß find die 
Geiftlichen als ein fehr zahlreicher wiffenjchaftliher Stand auch von 
dem größten Einflufje in ftaatlichen Dingen. 
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Es wäre nun allerdingd unrichtig, dieſen geiftigen Zuſtand 
ber Kirchenbeamten lediglich aus dem zu ihrer Heranbildung beſtimm⸗ 
ten Syſteme abzuleiten. Noch manche andere Umftände haben darauf 
beftimmenben Einfluß; fo 3. B. die wirthfchaftliche Stellung, ver 
Stand, aus welchen ſich die Geiftlichen zu ergänzen pflegen, 
bie Chelofigkeit oder das Familienleben, die amtliche Stellung zu 
den Oberen u. |. w. Aber die Erziehung trägt ohne Zweifel jehr 
viel bei zu dem Gefammtergebniffe; da auch der Geiftliche, wie jeder 
Andere, jeine befondere Stellung im Leben um fo richtiger begreift 
und um fo mehr im Stande ift, viefelbe nach allen Richtungen hin 
volftändig und nühlich auszufüllen, je grünblicher und zweckmäßiger 
fowohl feine allgemeine als feine Fachbildung iſt. Es unterliegt 
. nun zwar feinem Zweifel, daß es zunächit Necht und Verbindlich⸗ 
feit der Kirchen ift, dad Maaß der Forberungen, welche fie an bie 
Bildung ihrer Geiftlichen ftellen, feftzufegen und für die Erreichung 
derjelben durch bie erforderlichen Lehranftalten und Prüfungen zu 
jorgen. Falls fie hierin das Nöthige wirflich thun, ift der Staat 
eines Eingreifens überhoben, und bie Nothwendigkeit einer ausſchlie⸗ 
Kenden Bildung der Tünftigen Geiftlihen auf Staatsanſtalten, 
namentlich auf den Hochſchulen, läßt fich durchaus nicht nachwei⸗ 
jen ). Allen unzweifelhaft ift es Sache ded Staates, das vor 
ihm mit Recht zu Forbernde nicht zu verfagen. Er hat alfo nament- 


1) Allerdingd wird immer ein wefentlicher Unterfchieb in ben Ergebniffen 
einer freien Univerſitäts-Bildung ber Geiftlichen und einer Erziehung in abgeſon⸗ 
berten Firchlichen Seminarien fein. Wenn mit der burch letztere gegebenen Abs 
fonderung firenge Flöfterliche Zucht unb überlegte Methode verbunden wird, fo 
können Männer hervorgehen, welche zu einem beftinmten, nicht frei gewählten 
Zwede fehr tauglich find, welche namentlich burch ihr fcharfes characteriftifches 
Gepräge und ihre Unfähigkeit, anbere Lebenzanfichten auch nur zu begreifen, mög: 
lichſt taugliche Werkzeuge zu Verfolgung eines ſchwierigen, weit ausſehenden Planes 
find. Allein für allgemeine Bildung und allfeitige Entwidlung der geiftigen Kräfte 
ift ein ſolches Erziehungsſyſtem tödtend. Kann daher ber Etaat eine Kirche nicht 
bewegen, auf gefchloffene Seminarien ganz zu verzichten ober wenigfteng diejelben 
in genügende Verbindung mit ben öffentlichen gelehrten Schulen zu feßen, fo be: 
fieht gewiß ein großes Intereſſe, neben biefer engeren auch eine freie Univer: 
fität3-Bildung wenigſtens für einen Theil zu erwirfen. Man vergl. über biefe 
wichtige Frage: Der Sorietät Zefu kehr⸗ und Erziehungs⸗Plan. Landsh., 1838, 
Bd. II und II. 
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fich die Verbindlichkeit, auf ben von ihm geleiteten Schulen Gelegen⸗ 
heit auch zur wiflenfchaftlichen Bildung der verjchiebenen Arten von 
Kirchenlehrern zu geben, falls die von den Kirchen ſelbſt getroffenen 
Vorkehrungen dem Umfange oder Gehalte nach nicht Hinreichen fol: 
ten; und zwar wird er dabei nicht nur auf theologifche, ſondern 
auch auf allgemein= menfchliche Bildung fehen, indem leßtere, weit 
entfernt der religiöfen Beſtimmung der Geiftlihen Eintrag zu thun, 
zugleich noch von ben größten pofitiven und negativen Vortheilen 
für ihn feloft iſt. Sollte eine Kirche ihre eigenen Bildungsanftalten 
haben, mit deren Unterrichtsweiſe der Staat in feinem Intereſſe 
nicht zufrieden fein Tann, fo bat er feinen Einfluß zu Verbeſſerung 
der Mängel zu gebrauchen, außerdem aber noch dahin zu wirken, 
daß die anbermeit3, namentlih auf Staats-Hochſchulen, gebilbe: 
ten Theologen bei nachgewiefener Tüchtigkeit nicht zurückgeſetzt wer- 
ben gegen bie in ben Firchlichen Seminarien Erzogenen. Die vielen 
Mittel, welche dem Staate zur Einfchüchterung und Gewinnung zu 
Gebote ſtehen, namentlich eine fefte und folgerichtige Anwendung 
feiner Patronatörechte und die Verfügung über die aus der Staats⸗ 
kaſſe fließenden Unterftügungsgelvder für die Kirchen, werben feinem 
Verlangen auch minder geneigte Ohren öffnen. Nur verfteht fih 
von felbft, daß der Staat in feinen Anftalten keine von der Kirche 
als Kebereien verworfene Lehren vortragen laſſen, noch Männer al 
Lehrer beftellen darf, welche in entichievenem und unheilbarem 
Widerſpruche mit der Kirche und deren einflußreichften Leitern ftehen. 
Selbſt wenn die an fich richtigere Anficht auf Seiten des Staate 
wäre, hätte er Fein Necht, fie der Kirche wider ihren Willen aufzu— 
bringen; überdieß würbe ein fchroffer Gegenfaß der beffern Sack 
ſelbſt am meiften ſchaden und ihr allmähliged Durchdringen vielleicht 
ganz hindern, ganz abgejehen von ben bebeutenden Nebennachtheilen, 
welche der Streit für den Staat felbft haben Lännte *). 

Nicht eben Teicht ift die Frage zu entfcheiden, ob der Staat dad 
Recht hat, fich entweder durch eigene oder minbeftend durch gemein: 


2) Als mwarnenbes Beifpiel eines zu rafchen und burchgreifenden, wenn ſchon 
gut gemeinten, Verbefferungsverfuches erfcheint das philofophifche Collegium in 
Löwen mit feinen ungeheuren Folgen für die nieberlänbifche Regierung. 
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Ichaftliche Prüfungen von der Fähigkeit der Bewerber um Tirchliche 
Stellen zu überzeugen. Dieß wird allerdings Teinem Anſtande 
ünterliegen in Betreff Solcher, welche ſich um eine Kirchen-Stelle 
melden, deren Webertragung dem Staate zufällig zufteht; ebenfo bei 
allen in Beziehung auf die den Geiftlichen vom Staate neben ihrem 
eigentlichen Amte etwa übertragenen weltlichen Gejchäften. Allein 
dieß läßt die Frage in der Hauptfache unberührt. Hier ift nun 
wohl auf der einen Seite unzweifelhaft, daß es Sache der Kirche 
ift, fi von dem Glauben, ven Kenniniffen und den übrigen er- 
forderlichen Eigenfchaften Derjenigen, welche Lehrer:Stellen bei ihr 
nachjuchen, zu überzeugen, und dabei die ihr nöthig und hinreichend 
erfcheinenden Forderungen nach Belieben zu ftellen. Ebenſo bebarf 
es feines Beweiſes, daß eine Kirche vollitändig im Stande ift, bie 
zu ihrer Kenntniß nothwenbigen Schlüffe felbit zu ziehen aus ber 
veranftalteten Prüfung, und daß ein ergänzenbes Urtheil des Staates 
nicht nöthig, ein von dem ihrigen abweichendes nicht maaßgebend 
für fie if. Auf der andern Seite ift das oben angebeutete all 
gemeine Intereſſe in Beziehung auf die gehörige Bildung ber 
Geiſtlichen jo groß; es ift ferner ohne eigene Theilnahıne an ber 
BDefähigungd-Unterfuhung fo ganz unmöglich, untaugliche und un⸗ 
Ichäbliche Menfchen, welche verkehrte oder einfältige Kirchenobern 
annehmen möchten, mit Beitimmtheit Tennen zu lernen; es Tann 
ohne eine regelmäßige und oft wiederkehrende eigene Beobachtung ber 
Staat ſo wenig eine fichere Ueberzeugung von dem Stande der 
geiftlichen Bildungsanftalten, fomit von feiner etwaigen Verpflichtung 
einer Ergänzung gewinnen: daß das Verlangen nach einer Theil 
nahme oder mindeſtens einer controlirenden Anweſenheit von Orga- 
nen des Staates allerdings als gerechtfertigt erfcheint. — Es iſt 
aljo wohl auch bier ein Punct, bei defjen Feſtſtellung nicht nad 
einfeitigem Grundſatze verfahren, ſondern ven gemifchten Verhält- 
nifjen Nechenfchaft getragen werben muß. Alle Rückſichten -werben 
aber befriedigt fein, wenn eine freiwillige Webereinfunft mit ber 
Kirche getroffen werben kann. Auf biefe ift demnach hinzuarbeiten, 
und bamit einem gemifchten Syſtem weitere Ausbildung zu ver 


ſchaffen. | 
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8. 105. 
e) Durd; Verwendung von Geiſtlichen zu flaatlihen Geſchäften. 

Bon einer Nothwendigkeit, Geiftliche zu ftaatlichen Gefchäften 
zu verwenden, kann grundjäßlich für ben Staat fo wenig bie Rede 
fein, als umgekehrt eine Verpflichtung für die Kirche befteht, ihre 
Beamten zu folchen fremdartigen Gejchäften verwenden zu Taflen. 
Es kann aljo nur in Folge eines freiwilligen Uebereinkommens von 
beiden Seiten gefchehen. Was nun ben Staat betrifft, jo mögen 
für ihn die Gründe zu einer folchen Maaßregel doppelter Urt jein; 
theils nämlich die Weberzeugung, daß gerabe die Verwendung von 
Geiftlihen der Beforgung eined Gefchäftes fachlich zuträglich fe, 
theild der Wunſch, die Kirche durch Beauftragung ihrer Beamten 
mit einem ehrenvollen Dienfte in der öffentlichen Meinung zu ftärten 
und zu heben. Eine Kirche aber kann fich zur Mebernahme be 
wogen finden, einmal durch dad Verlangen nad) Einfluß und An- 
fehen überhaupt, ſodann aber inZbefondere in folchen Fällen, in 
welchen ein beftimmtes Gejchäft auf der Gränze des Firchlichen und 
ftaatlichen Bodens fteht, jomit eine Beforgung des Ganzen nicht 
nur die Gefahr von Zwiftigfeiten befeitigt, fondern überbieß einen 
pofitiven Einfluß auf bie Orbnung der ganzen Angelegenheit ge: 
währt. Im Allgemeinen gefprochen werben aljo die Vortheile einer 
ſolchen Uebernahme größer auf Seiten ber Kirchen ald auf ver bei 
Staates fein; und es wird ein Eingehen deſſelben auf das Ver: 
hältniß den Wunſch bethätigen, der Kirche größere Rechte einzu: 
räumen, als ſich aus einem folgerichtigen Feithalten der oberjten 
Grundfäte ergäbe. 

Uebrigend muß allerding? hierbei vor Mißbrauch gemamt 
werben, und zwar nach zwei Seiten hin. Einen Theil? darf es 
niemals die Abficht des Staats fein, die Geiftlichen zu einer Art 
von Kanzleibeamten zu machen und fie mit unbeventenden ober ihrer 
Hauptbeftimmung ganz fremdartigen Gejchäften zu überhäufen. Nicht 
nur würden durch eine folche Verwendung bie oben angebeuteten 
wohlmollenden und klugen Zwecke nicht erreicht, ſondern nebenher 
noch die Geiftlichen ihrer wefentlichen Aufgabe, nämlich der Seel⸗ 
Jorge, dem Unterrichte und dem Cultus, ungebührlich entzogen werden. 
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nzweifelhaft ift in dieſer Beziehung ſchon viel Unfug getrieben 
yrden und 3. B. nicht wohl einzufehen, mit welchem Rechte der 
taat Geiftlichen e3 als Amtspflicht auflegen will, ſtatiſtiſches Ma- 
tal, für ihn zu jammeln, an Vereinen oder fonftigen Anftalten für 
srhefjerung der Landwirthſchaft Antheil zu nehmen, die Verkündung 
e Geſetze vorzunehmen, oder gar Dienftleiltungen bei der Eon- 
iption, bei der Geſundheitspflege ober zu Steuerzwedten zu ver: 
agen 1). Andern Theiles hat fich der Staat wohl zu hüten, nicht 
fentlihe Theile feiner eigenen Aufgabe ganz aus ber Hand zu 
ben und fie ber Gefahr außzujegen, in frembartiger und mit 
nen Grundjägen im Widerſpruche ftehender Weife behandeln zu 
Ten. Ein jolches Uebermaaß von Begünftigung würde folgewidrig 
ı Stüd Theofratie mitten im Rechtsſtaate Schaffen. Dahin würde 
hören ein gänzliches Ueberlaſſen der Ehegerichtsbarkeit, des ge⸗ 
nmten Unterrichtsweſens, etwaiger Präventivmaaßregeln gegen 
Preſſe u. dgl. 

Hält man ſich nun aber von foldhen Verfehrtheiten und Ueber: 
ibungen frei, jo bleibt allerdings die Zahl derjenigen ftaatlichen 
ıfträge, welche bie Geiftlichen mit gleichem Nuten für die Re— 
rung und für die Kirche verfehen können, nicht eben bedeutend, 
d es bürften ſich diefelben bei genauerer Unterfuhung auf nach: 
hende beichränfen: 

1) Aufficht auf das Schulweſen, unter ben oben, ©. 664 fg. 
Sgeführten Bedingungen und Beichränfungen. 

2) Die Führung der Geburtd-, Ehe: und Todten- 
rzeichniffe. Daß die Geiftlichen durch ihre Firchlichen Auf: 
ben leicht in den Stand gejeßt find, dieſe für bad bürgerliche 
ben vielfach außerordentlich wichtigen Urkunden zu führen, Tann 
nem Zweifel unterliegen; und daß ihre Beauftragung mit bem 
schäfte zu ihrem allgemeinen Anjehen und Einfluffe beiträgt, ift 
nfall® Mar und durch das Verlangen der Kirchen nach biefem 
fchäfte hinreichend erwieſen. Für bie Ausfüllung derjenigen 

1) Man fehe beifpielshalber das Verzeihniß der von dem württembergifchen 


nate den Geiftlichen zugemutbeten Dienflleiftungen in meinem Staatsrechte 
K. W., Bd. II, ©. 483 fg. der 2ten Aufl. 


- . Beamten beauftragen. 
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Lücken, welche durch, das Eintreten einzelner, eine Thätigkeit der 
Kirchen nicht veranlafiender und fomit der Kenntniß der Geiftlichen 
ſich entziehender Thatfachen entjtehen möchten, ift unjchwer zu ſorgen ) 
Wenn deſſen unerachtet in neuerer Zeit nicht nur theoretifch die 
Zwecmäßigfeit der Benützung ber Geiftlihen als Beamten be 
bürgerlihen Standes angeftritten wird, fonbern auch in manchen 
Ländern, namentlich des franzöfiichen Rechtes, ihnen viejes Ant 
wirklich abgenommen worden ift: jo trägt die Schuld nicht ſowohl 
eine innere Unvereinbarkeit von Pflichten und Stellungen, als vie: 
mehr der willführliche Mißbrauch, welchen gelegentlich Kirchen von 
der ihnen übertragenen Buchführung machten, indem fie den Auf: 
trag, Thatfachen einfach zu verzeichnen, dazu verwenden wollten, 
bad Recht zur Begehung dieſer Thatfache oder auch wohl gewiffe 
Folgen derſelben nach Firchlihen Satungen fachlich zu regeln. Die 
Verfehrtheit und der Mangel an Berechtigung eines folchen Ge 
bahren? liegt nun allerdings offen zu Tage; und wenn alſo — 
was übrigen? bei klaren Geſetzen und bei feitem Willen ber Re 
gierung nicht wohl der Yall fein wird, — folchen Augfchreitungen 
fein Ziel gejegt werden kann, jo muß freilid der Staat auf eine 
ſolche Beihilfe verzichten und mit dem ganzen Gejchäfte feine eigenen 


3) Theilnahme an der von ben Gemeinden ober vom ganzen 
Staate geleiteten Armenpflege, und zwar durch Zuziehung von 
Geiftlihen zu den hierzu beftimmten Behörden. Die Geiftlichen 
find, wenn fie ihre Pflicht nicht verfäumen, durch die ihnen ob 
liegende Privatfeelforge genau bekannt mit den wirthichaftlichen und 
fittlihen Zuftänden ber ärmeren Klaffen, ihr Gutachten hinfictlid 
ber Nothmwendigfeit und der Art einer Hilfe ift daher von großen 
Nugen, während andererſeits ihnen ſelbſt ein folcher Einfluß nur 
von entjchievenem Werthe fein kann für ihre eigentliche kirchliche 
und religiöfe Aufgabe. Daß ihnen übrigens feine allein entſchei⸗ 
bende Verfügung über Gelbmittel überlaffen werben Tann, weld 
nit aus kirchlichem Vermögen ſtammen, verjteht fich von ſelbſt 


2) Vgl. hierüber oben, ©. 126. 


‚ 488 
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4) Zugiehung zu der Ehegerichtsbarkeit. Die Ehe iſt 
nach hriftlihen Begriffen zu "gleicher Zeit eine bürgerliche Anftalt 


= amd ein Firchliches Verhältniß, in einer ber größten Kirchen fogar ein 


religidfes Sacramıent. Sowohl der Staat als die Kirche haben 
baber eigene Geſetze über dad Recht der Eingehung einer Ehe über: 
haupt, über die Bebingung und Formen einer gültigen Schliekung, 
enblich über die Wiederauflöfung einer Ehe. Es iſt bier nicht der 
Drt auseinanderzuſetzen, wie bieje verjchiebenen Geſetzgebungen mit 
einander in Einflang zu bringen find, noch, was zu thun iſt, wenn 
ſolches nicht gelingt; nur fo viel mag erwähnt werben, daß mo 
der Staat und eine Kirche in ihren Sabungen über die Ehe fachlich 
übereinftimmen, es ſowohl für fie beide als für die einzelnen Bürger 
ein entichiedener Vortheil ift, wenn die Anorbnung von geleßlichen 


Maaßregeln und die Entjcheidung von Rechtsftreitigkeiten in dieſem 


Punkte durch gemeinfchaftliche Behörden beforgt werben. Anders 
natürlich, wenn eine Kirche Grundfäte in Betreff der Ehe hand⸗ 
habt, welche der Staat nicht anerkennt; in folchem Falle hat jede 
ber beiden Gewalten in ihrem Bereiche abgejondert zu handeln. 

5) Enplich wird es in folchen Staaten, welche eigene Behörden 
für Sittenpolizei haben, (f. oben ©. 648,) fehr zweckmaͤßig 
fein, wenn bie Geiftlihen der Kirche, welcher ein zu Warnender 
angehört, zu den Sigungen beigezogen werben; den Kirchen felbft 
aber kann ver unmittelbare und äußere Einfluß, welcher baburch 
auch ihren Kehren gegeben wird, nur angenehin und förderlich fein. 


§. 106. 
f) Durch Aufrehterhaltung der Sonntagsfeier. 

Die Anordnung ded äußeren Gottezvienfted und namentlich 
bie Teftftellung beftimmter Zeiten für denſelben ift Sache der Kirchen, 
und es hat der Staat im Allgemeinen weder ein Recht noch eine 
unmittelbare Veranlafjung in diefer Beziehung etwas zu thun oder 
zu laſſen. Doch beftehen in zwei verjchiedenen Richtungen nicht un- 
wejentliche Ausnahmen. 

Einmal hat der Staat gegenüber von kirchlichen Vorfchriften 
über die Zeit, die Art und die Häufigkeit gettedbienitiiger Hanb- 


v. Mopl, Polizeiwifſ. I. 3. Auflage. 
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Iungen keineswegs fich zu fügen, wenn ſolche in feine Aufgaben, 
Drdnungen und Gefchäfte eingreifen. Im Gegentheile kommt ihm, 
wenn kirchliche Gewohnheiten und Yorberungen an die Gläubigen 
Uebel erzeugen oder begünftigen, welche er nach allgemeinen Grund 
ſätzen zu befämpfen hat, unzweifelhaft das Necht und bie Pflicht zu, 
mi den entfprechenden Mitteln dagegen einzufchreiten, obne alle 
Berüdfichtigung des angeblich frommen Zweckes und der Beran- 
ftaltung durch die Geiftlichleit. Wenn aljo etwa gottesdienſtliche 
Gebräuche außerhalb der Kirchengebäude vorgenommen werben 
wellten, welche die öffentliche Ordnung ftören, den Verkehr in Läftiger 
und fchäblicher Weiſe unterbrechen, Andersgläubige in ihrer Gewiſ⸗ 
fensfreiheit beeinträchtigen oder fie ſonſt gefährden Lönnten (wie 
dieß namentlich bei Umgügen ber Fall fein mag,) fo ift es Eade 
ber weltlichen Gewalt, durch Verbote oder Beichränkungen Hilfe zu 
ſchaffen und Unfug zu verhindern. Ober wenn eine beitimmte Art 
von Gottesbienft ſchädliche Folgen, fittlicher ober wirthſchaftlicher Art 


für die daran Theilnehmenden bat, fo mag bie Regierung zwar 


vielleicht fein directes Verbot Dagegen erlaſſen, allein jeden Falles 
kann fie durch mittelbare, an fich in ihrer Befugniß liegende Maaf- 
regeln von ber Theilnahme abzuhalten fuchen. So fteht e& ihr zu, 
allzuhäufigen Firchlichen Feiertagen, welche nur Müßiggang und 
ſchwere Verbienftverlufte für die arbeitenden Klaffen erzeugen wär: 
ben, jede Wirkung im bürgerlichen Leben zu entziehen, 3. B. ihrer 
Seit? einer Nichtbeachtung bei allen von ihr ausgehenden oder von 
ihr abhängigen Gejchäften voranzugehen; Solchen, welche fih in 
ihren Arbeiten nicht um daß firchliche Gebot befümmern wollen, 
vollen Schuß gegen Anfechtungen angebeihen zu laſſen u. |. w. 
Sie kaun ferner die Theilnahme an Walfahrten, welche zu Unfitt: 
lichkeiten und zur Verſäumniß der häuslichen Pflichten führen, er 
ſchweren durch ftrenge Handhabung der Polizeigefege über Paßweſen 
und Wirthshäufer, durch Entmündigung Solcher, welche ihre Ver: 
mögensverhältniffe durch häufige und lange Abwelenheiten auf Wall- 
fahrten zu Grunde richten oder die Kinderzucht vernachläſſigen. In 
ſolchen Fällen mifcht fich der Staat nicht in die innern Angelegen⸗ 
beiten und Glaubensſätze ver Kirchen; allein er läßt ſich auch in 
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feinen Aufgaben nicht ftören. Yür ihn kann bier ber Zweck die 
Mittel nicht Heiligen, weil dieſer ſelbſt fchon nach verftändiger Auf⸗ 
-faffung tadelswerth und einem Achten religiöfen Leben fremd, jelbft 
feindlich ift. 

Auf der andern Seite ift der Staat fo berechtigt wie verpflichtet, 
folchen gottesbienftlichen Anordnungen und Sitten, welche nach ſei⸗ 
nem Urtheile nicht nur nicht gemeinjchäblich wirken, fondern vielmehr 
geeignet find, den refigiöfen Sinn zu fördern, Schuß und Förderung 
angebeihen zu lafjen, falls fie jolches bevürfen. Hier handelt es fich von 
erlaubten und nüßlichen Lebenszwecken der Bürger. Es wird alfo nicht 
nur ber Staat in feinem eigenen Gebahren Achtung gegen folche gottes⸗ 
dienftliche Uebungen an den Tag legen, fondern er bat auch muth- 
willige Störungen von Privaten abzuhalten und erforberlichen Falles 
zu beftrafen, gleichgültig ob diefe ſelbſt der betreffenden Kirche ange⸗ 
hören oder nicht. Nichtgenoffen find allerdings nicht verpflichtet, 
an dem Gottebienfte fremder Kirchen Antheil zu nehmen ober fich 
durch denſelben in ihrem Lebensgange ftören zu laffen; allein fie 
find auch nicht befugt, durch ihre Handlungen bie religiöfe Aus- 
bildung Anderer zu verfümmern und müffen daher Alles unterlaffen, 
was dieſe Wirkung hätte, auch wenn es an fih erlaubt wäre. Aus 
diefem Grunde können 3. B. lärmende Handirungen ober Vergnügen 
in der Nähe von Kirchen während ber Zeit des Gottesdienſtes unter- 
jagt werben. 

Bor Allem aber ift es Sache des Staates, auch jener Seit? 
zu einer allgemeinen Beobachtung der Sonntagsfeier beizutragen, wozu 
theils eine Unterlaffung der irgend auffchiebbaren amtlichen Gejchäfte 
an Sonntagen gehört, theil® aber auch ein allgemeines Verbot 
aller gewerblichen Arbeiten, zu deren Vornahme nicht eine un⸗ 
zwoeifelhafte Nothwendigkeit drängt. Dieß aber ift um fo beſtimm⸗ 
ter zu verlangen, als bie Freiheit von Gejchäften nicht blos in 
religiöfer Beziehung, fondern für das ganze geiftige und wirthfchaft- 
fiche Leben des Volkes von großer Bedeutung iſt. Sie allein ge⸗ 
währt der großen Mehrzahl der Bürger, namentlich der ganzen 
Klaſſe der Tohnarbeiter, die Möglichkeit, fich geiftig zu jammeln und 
zu bilden; bei jehr Vielen, namentlich Fabrilarbeitern u. dgl., Tann 

45 * 
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nur dadurch das Familienleben gepflegt werben; durch einen Ruhe⸗ 
tag werden bie Kräfte für bie Arbeiten der Woche erfrifcht; end: 
lich wirkt ſelbſt die von ber Sitte gebotene Reinlichkeit der Klei⸗ 
bung und des Haufes fittlih. Es ift dabei keineswegs von der 
Aufvrängung einer heuchleriſchen und geſchmackloſen Kopfhängerri 
bie Rebe, vielmehr tft jehr zu wünjchen, daß nach Beendigung bes 
Haupigottesdienftes erlaubte und allen Schichten der Bevölkerung 
zugängliche Vergnügungen und Erholungen ftattfinden; es foll nur 
erzielt werben, daß nicht durch ununterbrochene Lörperliche Anſtren⸗ 
gung bie arbeitenden Klafjen allmählig ganz abgejtumpft werben und 
verfommen. Eined jtaatlichen Zwangs aber bedarf e zu einer 
ſolchen allgemeinen Einftellung der gewerblichen Arbeiten, weil ſich 
der Einzelne den Forderungen unbilliger Lohnherren nicht entziehen 
fönnte, wenn ibm eine ununterbrochene Dienftleiftung zur Bein 
gung gemacht würde. Der Arbeitgeber erleidet allerdings einigen 
Nachtheil durch die Sonntagzfeier, theils durch die Nichtbenütung 
feiner Gewerbeanlagen und bed Betriebäfapitaled® je am fiebenten 
Tage, theild durch Bezahlung der Arbeiter ohne entjprechende Gegen: 
leiſtung; allein theild muß er fich eben biejer durch das allgemeine 
Wohl gebotenen Bedingung feiner Thätigkeit und feines Erwerbes 
ala einer Bürgerpflicht unterziehen, theils wird bag ihm auferlegte 
Dpfer zum großen Theile wieder anbermeitig erjeßt. Einmal näm- 
lich erhalten ſich die geiftigen und Lörperlichen Kräfte der Arbeiter 
bei einer regelmäßig eintretenden Ruhe, und ed werben biefelben 
mehr und Beſſeres leiften, als bei ununterbrochen fortgehender und 
dadurch abjtumpfender Thätigfeit. Sodann ift auch dem Lohnherrn 
weit befjer gebient mit religiös und intellectuell gefittigten Arbeitern. 
Endlich kann mit um jo größerer Wirfung den unregelmäßigen und 
wegen ber ſchlechten Benüßung verberblichen Arbeit3ausfegungen an 
MWochentagen entgegen getreten werben 7). 

ON Rgl. SHüz, Die ſittlichen Urſachen der Armuth, in der Tüb. Zeitſcht. 
f. &.:®., 3b. VII, ©. 3862 fg.; Segur, Le dimanche des soldats. Par., 
1851. — Bon welcher Bedeutung für die Arbeiter eine regelmäßige Sonntags: 
feier ift, mag bie eine Thatfache beweilen, daß vor einigen Jahren in England 
bei ber Ausſchreibung einer Preißfrage über bie irdiſchen Segnungen des Sonntags 
richt weniger als 1045 Löfungen von Arbeitern einfamen. 
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Fünftes Kapitel. 
Bildung des Geſchmackes. 


$. 107. - 
1) Durch Unterriät. 

Nur eine befchränkte Lebensanficht Könnte zwar bie Bildung 
3 Verſtandes, des fittlichen und des religidfen Gefühles für wid) 
j genug erachten, um eine StaatZunterftügung zu verbienen, bie 
ldung des Sinnes für dad Schöne aber ganz dem Zufalle 
er der Privat-Thätigkeit überlaffen. Erft Ausbildung auch diefer 
nlage vollendet die Ebenmäßigkeit in der Gefittigung; und wenn 
: auch Hinfichtlich ihrer Wichtigkeit tiefer als die Bildung des 
erftandes, der Gittlichfeit und des Neligions-Gefühles geftellt wer- 
n muß: jo ift fie doch die reichte Duelle von Genüffen für ven 
nzelnen und eine Zierde für Volt und Staat). Es werben 
er bie vom Staate anzumwendenden Mittel verſchiedener Art fein. 

Vor Allem ift Unterricht in ver Lehre und in der Aus 
ung des Echönen nothwendig. Allerdings entwickelt ſich das 
efühl für dad Schöne auch ohne eigenen Unterricht bald mehr 
Id weniger; allein zu einer umfaflenden fowohl als zu einer 
ünblichen Bildung ift methobifche Anweiſung doch unentbehrlich, 
gut wie bei anderen Zweigen der Gefittigung. 

Es fällt in die Augen, daß diefe nothwendige Bildung bes 
eſchmackes fehr verſchieden ift, je nachdem der Zögling blos bie 
licht hat, fein Gefühl fo weit zu verfeinern, daß er das von 
deren hervorgebracdhte Schöne richtig und lebhaft auffaffen und 
nit genießen kann; ober ob er die Äfthetifche Anlage vorzugsweiſe 
3bilden und fich zur felbftthätigen Schaffung von Kunftwerken 
rbereiten will, wobei wieder zwilchen Solchen zu unterjcheiven 
‚ welchen bie Kunft nur als Verſchoͤnerungsmittel für Gewerbe: 
yenftände dient, und Denjenigen, welchen die Schönheit der Form, 

1) Bekannt iſt, welchen großen Werth 3. B. bie Alten auf Erlernung ber 
uſik legten, welcher fie eine fehr bedeutende Bildungs: und Erziehungskraft beis 


tm. ©. Rapp, Platons Erziehungsiehre, ©. 44 fg.; Derf., Arifloteles 
aatspädagogik, ©. 144 fg. 


678 


abgefehen von einer möglichen fachlichen Brauchbarkeit, ver Tebte 
Zwei if. — Hieraud werben denn drei verfchiebene Arten von 
Unterricht nothwendig. Ä 

1) Allgemeiner, d. h. für die Bildung aller Einwohner: 
klaſſen beftimmter, Unterricht. Derſelbe beabfichtigt, die hauptſaͤch⸗ 
lichften Regeln augeinander zu fegen, welche den verjchiebenen Tor: 
men, in denen ſich dad Schöne ausfpricht, zu Grunde liegen. Vor⸗ 
weifung und Erklärung befonderd gelungener Beifpiele, jo wie 
etwaige eigene Verſuche der Zöglinge erläutern und ‚beleben bie 
‚Lehre. Der Unterricht aber umfaßt, wenn er volljtändig ift, Dicht: 
kunſt, Mimik, Tonkunft, die zeichnenden und bie plaftifchen Künfte. 
Die,Natur der Verhältniffe begründet freilich auch hier einen gros 
Ben Unterfchieb zwifchen den verfchiedenen Lehranftalten. Die Zög- 
linge der Volksſchulen haben, neben den fachlich und fittlich wid 
geren Lehrgegenjtänden, weder Zeit noch Vorkenntniſſe, um mit 
irgend einem Nuben Unterricht in allen diefen Zweigen ber Kunft 
zu empfangen. Eben jo wenig kann bei den Lehrern von einer 
irgend gründlichen Kenntniß derjelben die Rede fein. Hier ift de 
ber eine Beichränfung des Unterrichted auf die einzige Tonkunft 
nothwendig, und zwar lediglich wieder auf den Geſang. So weit 
aber Hat die Sache feine Schwierigfeit, da die Lehrer, ſchon häufiger 
Tirchlicher Nebenverwendung wegen, Kenntniffe in der Vocalmuſik 
befigen müffen. In den unteren Gewerbe: und Gelehrten-Schulen, 
jo wie in den entfprechenden Unterricht3-Anftalten für dag wei 
liche Geſchlecht kann zu diefer Uebung noch Unterricht im Zeichnen 
kommen. Bei den erfteren ift er fogar ein Hauptgegenſtand. In 
ben höheren Graden diefer Schulen mag aber auch noch Belehrung 
über Dichtkunft ſich anfchließen. 

2) Wenn ſich, wie eben bemerkt, die Gewerbejchulen hin 
fichtlih der Mehrzahl der Künfte mit dieſem allgemeinen Unter: 
richte ebenfall3 zu begnügen haben, fo tritt doch bei ihnen das Be 
bürfniß hervor, in einigen beftimmten Theilen der Geſchmackslehre 
augführlicheren und grümdlicheren Unterricht zu geben. Die meijten 
Gewerbe haben nämlich, außer der allgemeinen Bildung des Ge 
ſchmackes, auch noch practifche Fertigkeit im Zeichnen und Mobell 
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ren nöthig; für einige, welche auf der Bränze zwiſchen Gewerbe 
und Kunſt ftehen, tft die Kenntniß fchöner Formen fogar vorzugs⸗ 
weiſes Bedürfniß. Deßhalb muß denn durch bie verſchiedenen Ab⸗ 
theilungen der Gewerbeſchulen hindurch ein nach dem Alter der 
Zoͤglinge und ihren materiellen Kenntniſſen abgeſtufter Unterricht 
in jenen Kunſtzweigen zu einem Hauptgegenftande erhoben werben; 
wobei freilich nie vergeffen werden darf, daß für den Gewerbenden 
bie Kenntni von dem Stoffe und von den deſſen Verarbeitung be- 
bingenden Naturgejeten immer bad Weſentlichſte bleibt. 

3) Noch anders verhält es fich endlich mit Schulen für ben 
eigentlihen Künftler. Dieſer bebarf entweder zur Darftellung 
der Gebilde feiner Einbildungsfraft und feines Geſchmackes gar kei⸗ 
ned materiellen Stoffes, wie 3. B. der Dichter, der Sänger, Schau- 
fpieler, Componiſt; oder ber Stoff iſt wenigftend von untergegrb- 
neter Bedeutung für ihn und er empfängt ihn wohl ſchon zubereitet 
aus den Händen des Gewerbsmannes, jo der Bildhauer, Maler, 
Kupferjtecher. Für ihn tft alfo der Unterricht in den gewerblichen 
Kenntniffen, welche den Lehrkreis der Gewerbeichulen bilden, über: 
flüſſig). Eben fo wenig aber ift ihm eine eigentlich gelchrte 
Bildung Bebürfnig. Leicht erwirbt er ſich entweder durch Privat: 
ftubium oder durch ben gelegentlichen Beſuch der nächſten Schule, 
welcher Art fie fei, jo viele allgemeine Bildung, als er zur richtigen 
Auswahl feined Gegenftandes und der Beiwerke deſſelben bevarf. 
Dagegen aber tft bem angehenden Künftler zunächft eine jahrelange 
Vorbereitung in den mechanifchen Fertigkeiten zur Ausübung feiner 
Kunſt und Kenntniß der theoretifchen Lehren, Tpäter aber die Lei⸗ 
tung eined auögezeichneten Meiſters bei den Anfangsverſuchen ber 
ſelbſtihätigen Schaffung unabweisliches Bedürfniß. Zu Beiden 
find denn eigene Einrichtungen erforderlich, und zwar iſte es un: 


2) Nur ber Baumeifter madt hier eine Ausnahme. Diefem find allers 
dings nicht nur Kennmiſſe von ben verfchiebenen von ibm zu verwendenden 
Stoffen nöthig, fonbern es bürfen ihm auch manchfache phyſikaliſche und mathe⸗ 
matifche Wiſſenſchaften nicht fremd fein. Dagegen ift für ihn die eigene Hand⸗ 
fertigfeit im Zeichnen und Mobelliren nicht in deren hochſten Graden nothwendig. 
Sein Unterricht wird baher zwedimäßiger in ben Gewerbe: ald in den Kunſt⸗ 


Säulen ertheilt werben. 


60 


paffenb, wenn biefe innerlich ganz verſchiedenen Arten von Unter 
richt mit einander vereinigt werden. inmal tft die Ungebuld dei 
Zoͤglings, vor Erwerbung fehlerlofer Yertigfeit in ben Borkennt- 
nifjen zu eigenen Schöpfungen überzugeben, gefährlich. Sobann 
wird wohl bet großen Meiftern in ber Regel eine Abneigung be 
fteben, fi mit dem Unterrichte in den Anfangsgründen zu beichäf- 
tigen, während ihre Leitung für Geübtere unfchähber if. Endlich 
ift noch zu beachten, daß für mehrere Künfte die Vorübungen ge 
meinschaftlich gelehrt und betrieben werben können, während bie 
höhere Ausbildung ganz perjönlich ift. 

Die Beantwortung der Frage, wie viel ber Staat für diefen 
Künftler:Unterricht zu thun und was er den Privat-Anftalten zu 
überlaffen habe, hängt hauptjächlich von ber Beantwortung der Bor: 
fragen ab: ob zu dem Unterrichte ſolche Stoffe, überhaupt ſolche 
Vorrichtungen gehören, daß Privatanftalten nicht leicht zu der Her: 
beifchaffung im Stande find; ferner ob gemeinfchaftlicher Unterrict 
zahlreicher Zöglinge nüglich oder ſchaͤdlich ift; endlich, ob die Ergre- 
fung eines Kunftzweiged pofitive Begünftigung vom Staate verdient? 
Waoas nun zuerft den nöthigen Unterrichtö-Stoff betrifft, fo if 
nur bei denjenigen Künften, für welche der Vorbereitungs⸗Unterricht 
im Zeichnen: befteht, aljo bei der Malerei, Bildhauerei, Bau⸗ und 
Rupferitecherkunft, eine bedeutendere Vorrichtung noͤthig. Es bebarf 
einer günftigen Oertlichkeit, mandhfacher Modelle und Mufter, 
fünftlicher Beleuchtung. Wenn nun die Herbeifchaffung dieſer 
Mittel für eine Privatanftalt auch nicht geradezu unmöglich genannt 
werben kann, jo ift fie doch fehwierig und bleibt baher leicht un: 
vollitändig. 

Hinſichtlich des gemeinfchaftlichen Unterrichtes Vieler ift zu 
unterfcheiden zwifchen der Vorſchule und zwiſchen der Leitung bei 
den Verfuchen eigener Echaffung. In jener wird ohne allen Zwei 
fel (etwa mit Ausnahme der Inftrumental-Mufil) zahlreichen Schi: 
fern der Unterricht ohne allen Schaden, fogar — ber gegenfeitigen 
Aufmunterung wegen — mit Nuben ertheilt werben können. Da⸗ 
gegen ift die Ausbildung der Anlagen des Einzelnen, die Hervor: 
ziehung der Talente, die Verbefferung der Fehler mit Erfolg nur 
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bei einer Meinen Anzahl von Schülern zu unternehmen. Bei Meh⸗ 
reren fehlt dem Meifter Zeit, Kenntniß der befondern PVerfönlichkeit, 
Freundesverhaͤltniß. Ueberdieß ehrt die Erfahrung, daß häufig in 
höheren Kunftlehranftalten (Akademieen) ber falfche Geſchmack, bie 
Manier und die geiftlofe Nachahmung ihren Urfprung fanden, und 
daß fie an dem Sinken der Künfte große Schuld trugen ®). 

Soll der Staat die Ergreifung eines Kunftzweiged pofitio be 
günftigen? Die Ausbildung bed Kunftfinned vollendet den Ein⸗ 
Mang der Gefittigung; zu diefer Ausbildung aber find Kunſtwerke 
nothwendig; biefe aber find wieder ohne Künftler unmöglich. 
Die Hinderniffe, welche der Erlernung einer Kunft entgegen- 
ſtehen, find fomit allerdingd® vom Staate zu entfernen. Allein 
Pflicht für ihn ift, die Umftände wohl zu überlegen, ehe er weis 
ter geht ald unumgänglich nöthig ift, namentlich ehe er zu Er⸗ 
greifung des Künftlerberufes durch pofitive Begünftigungen auf: 
munter. Die Blüthe einer Kunft und ſomit die geiftige Wirkſam⸗ 
feit und die wirthichaftliche Lage der Künftler hängt lediglich ab 
von der Erfüllung verfchiedener Bedingungen, deren Herbeiführung 
nicht bei dem Staate fteht. Eine unzeitige Ermunterung Tönnte 
aljo nur Unglücliche machen. Bon diefen Bedingungen aber find 
bie wichtigften: Freude und Sinn des ganzen Volkes an der Kunft, 
ohne welche der Künftler Leinen Beifall; noch weniger Begeiſterung 
findet; bedeutender Volkswohlſtand, denn fonft darbt der Künftler; 
Befreiung von Krieg, inneren Unruhen, felbft nur ſtark gährenben 
ftantlihen oder religiöfen Xeivenfchaften, weil biefe die Theilnahme 
und die Mittel von der Kunft ab- und auf andere Gegenftände 
hinwenden. Finden fich diefe Bedingungen nicht vor, jo unterlaffe 
ber Staat jede Aufmunterung. Selbft aber, wenn bie äußeren 
Umjtände günftig find, ift zu wünjchen, daß nur Solche fich der 
Kunft widmen, welche den innern Drang des wirklichen Talentes 
bazu fühlen und diefes durch Ueberwindung äußerer Schwierigfeiten 
beweifen. Nur zu Teicht verführt eine große Erleichterung ber 
Künftlerlaufbahn Menſchen von mittelmäßigen Anlagen, Träge und 


5) ©. Genelli, Keen einer Akabemie ber bilbenden Künfte. Braun: 
ſchweig, 1800, ©. 1 fg- 


Eitle, Fi einer Kunft zuzuwenden. Daburch aber erzieht der Sins 
Pfuſcher und Bettler, 

Somit ift denn bie Trage, wie viel der Staat für bie Erzie 
hung von Künftlern zu thun babe, bahin zu beantworten, baß er 
nur in bem falle etwas thun barf, wenn die AZuftänbe bed Volles 
der Kunft überhaupt und nur in fo weit fie beftimmten Arten ber 
Kunft günftig find, und daß Weiteres unzweckmäßig unb felbit 
ſchädlich, ſomit für ihn, der überdieß noch fo viele andere bringenbe 
und unbedingt nütliche Forderungen zu befriedigen hat, in mehr 
ala Einer Beziehung unerlaubt wäre. Wenn und jo weit er aber 
Schulen zu errichten hat, find fie jeden Falles auf die Vorberei⸗ 
tung3= Fertigkeiten und Kenntnifje zu beichränfen, welche Diele ges 
meinfchaftlih mit Nutzen gebrauchen Finnen. Die höhere Ausbil 
dung bed Einzelnen, weil in einer öffentlichen Schule Taum mög 
lich, muß er ben Privatbemühungen überlaffen. Immer bleibt item 
ja noch übrig, für ausgezeichnete aber durch Armuth im ihren 
Planen gehemmte Anlagen durch Geld-Unterftügungen die Hinder⸗ 
niffe zu entfernen; oder mag er, wenn die Aufnahme von Schülern 
an der Schwierigkeit fcheitern würbe, geeignete Räume für dieſelben 
zu finden, den Meiftern folche in öffentlichen Gebäuden einräumen 
ober fonftwie verfchaffen. Unter feiner Bedingung alſo errichte 
man fogenannte Kunſtakademieen, fet es für Maler, für Bil: 
bauer, für Muſiker u. |. w.; wohl aber in den pafjenden Fällen niebere 
Kunftihulen, namentlih aljo zum Unterrichte im Zeichnen unb 
Mopdelliren, jodann im Geſange, im Tanze und in ber Declamation. 


$. 108. 
2) Durch öffentliche Anfftellung von Kunftwerken. 

Keinem Zweifel ift unterworfen, daß zur Bildung bed Ge 
ſchmackes ſowohl für den blofen Xiebhaber, ala für den ausuübenden 
Künftler der Anblick anerfannter Meifterwerke unendlich viel bei: 
trägt. Dieſelben find durch das Nachdenken, zu welchem fie auf 
fordern, und durd) die Vergleihungen, welche fie nothmenbig ver 
anlaffen, lehrreich. Selbſt folche Arbeiten, welche an und für fid 
den Ruhm ber Vollendung nicht in Anſpruch nehmen innen, in 


hen aber die Gefchichte einer Kunft in ſprechenden Beiſpielen 
> in ununterbrochener Reihefolge fich darſtellt, Yinmen zur Läu⸗ 
ang bed ESchönheltsfinned mächtig "beitragen. Die öffentliche 
fitelung von Werfen ber bildenden Kunft ift daher Immer ein 
tensiverthe3 Unternehmen des Staates. Dieſelbe kann aber auf 
sierfei Weiſe paſſend gefchehen. Einmal durch die Gründung 
ntlicher, für Jeden zugänglicher Sammlungen; zweitens aber 
ch die Errichtung von Denkmalen zur Verherrlichung wichtiger 
gebenheiten und verbienter Männer. 

1) Bon entfchtedenem Werthe find vor Allem die Samm: 
ngen, in welchen eine größere Anzahl zweckmäßig georoneter 
nftwerfe benüsbar gemacht werben; und bieß um fo mehr, als 
er jelten Privatperfonen im Stande find, erhebliche Sammlungen 
her Art zu Stande zu bringen, biefe ſodann aber in der Regel 
ht einmal Jedem zugänglich find. Jeder Zweig der bildenden 
nfte eignet fich zu folchen Vereinigungen; und es Tann aljo ber 
aat feinen Bürgern eröffnen: 

1) Gallerieen von Gemälden, Zeichnungen, Kupferftichen ; 

2) Sammlungen von Bildhauer-Arbeiten ; 

3) Zufammenftellungen von gefchnittenen Steinen, Tünftlichen 
etallarbeiten u. ſ. w. | 

Allerdings find dieſe Gegenftände von fo hohen Preifen, daß 
che, namentlich! fleinere, Staaten nicht im Stande find, ohne 
rnachläffigung fachlich nothiwendigerer Intereſſen oder ohne uns 
rägliche Weberbürdung ihrer Unterthanen etwas Bebeutended von 
fer Art zufammen zu bringen. Allein es giebt theils folche 
aaten und jolche Zeiten, welche ein Recht haben, auch für das 
tgenehme zu forgen, indem das Nothwendige und Nübliche ohne 
berfpannung oder Vernichtung der Kräfte ſchon hergeſtellt ift; 
ils befitt zumwellen auch ein minder reicher Staat durch einen 
nftigen Zufall Kunftwerfe, welche, gehörig gefammelt und geord⸗ 
t, immerhin ein Bildungsmittel abgeben. Für folche befteht denn 
: Forderung, wenigftend dag Mögliche zu thun und an dem am 
iften zugänglichen Orte zufammenzuftellen, was nutzlos verloren 
’t, wenn ed, allerwärts zerftreut, entweber ganz unbeachtet bleibt 
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oder hoͤchſtens als unzugängliche Zierrath von Schlöffern u. f. w. 
dient. Iſt erft ein Anfang gemacht, fo kann fich vielleicht durch 
günftige Zufälle, Gefchente u. |. w. an ben unbebeutenden Kern 
Weitered im Laufe der Zeit anſetzen. Auch tft wohl zu bebenfen, 
daß in Srmanglung beveutender Schäbe felbft mit fehr mäßigen 
Mitteln eine Sammlung von guten und zwedmäßig ausgewählten 
Kopien gebildet werben Tann, welche einen bebeutenden Theil ber 
Zwecke einer öffentlichen Gallerie faft eben jo gut erfüllt, ala eine 
Sammlung von Originalien. — Daß die liberalfte, mit ber Sicher: 
heit und Erhaltung der Kunftwerfe nur irgend vereinbare Benübung 
aller biefer Sammlungen unabweisbare Forderung ift, bebarf wohl 
keines Beweiſes. Namentlich fei fie ganz unentgeltlih, denn nur 
dann kann und wird die Maffe des Volkes defjelben genießen; und 
es fei der Zugang täglih und lange genug geöffnet, daß immer, 
wenn die Neigung treibt und die Zeit es geftattet, eine Benützung 
möglich if. Der Drud von Katalogen erleichtert Genuß und Stu 
bium fehr, und erfpart unnöthige Ausgaben für Erflärer ?), 

2) Die Aufftelung von Denkmalen bat, um itzt nur ben 
äfthetifchen Geſichtspunct zu faflen, den bejonberen Vorzug, daß 
der Anblick derjelben unbedingt Allen immer wiederholt und ſelbſt 
unbeabfichtigt gegeben wird, daß biefelben jomit weit befjer gekannt 
werben und dadurch bilbend wirken. Unzweifelhaft ift demnach Be: 
dacht darauf zu nehmen, fobald Gelegenheit zur Errichtung und bie 
erforberlichen, allerdings nicht felten beträchtlichen, Mittel fich finden. 
Daß dabei möglichite Schönheit erftrebt werben muß, verfteht jid. 
Die Aufftellung fchlechter Gebilde ift nicht nur an ſich tadelnswerth, 
jondern auch wegen ber geſchmackverderbenden Folgen zu bedauern 
Ausſchreibung von Programmen wird am beiten gegen bie, auf 


1) Als Mufter für alle Staaten verbient die Einrichtung und Zugänglichktit 
ber florentinifchen Gallerieen gerühmt zu werben. Ihre ftarke Benüßung von 
allen Ständen ift der befte Beweis der Zmedmäßigfeit der Maaßregeln. Eine 
unbegreifliche Unbehilflichkeit in der Zuftanbebringung einer großen öffentlichen 
Gemälbefammlung troß reichen vorhandenen Stoffes, bedeutender Beldmittel und 
großer Freigebigkeit a bietet dagegen England bar. Vgl. in Comp. to 
the Alman., 1859, ©. 70 fg. Weit beſſer allerdings ift bie Anorbnung d ber 
prächtigen amt | von Bildwerfen in bem britifchen Muſeum. 


685 


Koſten der befferen Künftler und bed Publikums gehende, Bevorzu⸗ 
gung talentloſer Günftlinge ſichern *). 
$. 109.. 
3) Durch öffentlihe Kuuftdarftellungen. 

Nicht alle Kunftwerke Taffen fi in Sammlungen oder an 
öffentlichen Plätzen aufjtellen; die Erzeugniffe der tönenden und 
mimifhen Künfte verlangen Darftellung dur Menfchen und in 
gegebenen Formen. Auch bei den bilvenden Künften giebt es Fälle, 
in welchen ber wahre Eindrud nur durch eine öffentliche Vorfüh— 
rung, vielleicht jelbft cine Handlung, erzielt werden Tan. Unzwei⸗ 
felhaft iſt es an fih für die Ausbildung des Schönheitäfinned im 
Volke wünjchenswerth, daß auch diefe Mittel, die Kunft zum Be⸗ 
wußtjein zu bringen, nicht unterlaffen werden. Zu bedauern fteht 
nur, daß viele derfelben Toftjpielig find, was um fo bebenflicher ift, 
als diefelben in der Regel mit dem Augenblicle der Darftellung 
fpurlos verjchwinden, fomit von fpäter Kommenden und nicht in 
der Nähe Wohnenden gar nicht benüßt werden können. Weit ent- 
fernt daher, alle diefe Kunftäußerungen unbedingt zu verlangen, 
muß man fich damit begnügen, die Gewährung derer zu wünjchen, 
zu welchen die Mittel ohne übermäßige Belaftung ber Staatskaſſe 
beigebracht werben können. Wenn c3 dabei feinem Zweifel unter: 
liegt, daß nicht 6108 die großen Städte ein Necht auf ſolche Ge- 
nüffe und Bildungsmittel haben; und wenn ferner auch minder 
vollfommene Darftellungen anregen und belehren koͤnnen: fo ergiebt 
fih die Forderung, daß in Heinen Orten die Polizei nicht durch 
zweckloſe Verbote die ohnedem fparfamen Lünftlerifchen Verfuche noch 
vermindere. Wenn Necht oder Sittlichkeit nicht bebroht find, fo tft 
jede dem Publifum angebotene Darſtellung zu geftatten. 

Es gehören aber nachjtehende Kunftleiftungen hierher: 

2) Gehören auch öffentliche Gebäude, welche materiellen Staatszweden dienen, 
nicht eigentlich in bie Klaſſe ber Kunſtdenkmale, fo Teuchtet doch ein, baß biefelben 
ebenfalls zur Bildung bes Geſchmackes bes Volkes dienen können, wenn fie fchön 
in ihrer Art find. Da nun reine Formen und geiftreiche Gedanken an ſich nicht 
theurer find, als Stumpfheit und Geſchmacloſigkeit, häufig fogar noch wohlfeiler 


in der Ausführung: fo ift es wirflih unverzeihlih, daß fogar nicht felten das 
Häpliche und Einfältige ben Vorzug erhält. | 


1) Theatralifche Darftellungen. Höchitens in ganz großen 
und reichen Städten können Theater ohne Unterftüßung aus einer 
Öffentlichen Kafje beftehen, va niebere Eintritt3preife die Koften nicht 
beten, hohe aber den Beſuch vermindern. Namentlich eine fort 
dauernde und foftematifche gute Zufammenfegung der Truppe if 
ohne Gewährung von Vortheilen, welche die Kräfte von Privat 
perfonen überjteigen, nicht denkbar. Uebrigens ift es unzweifelhaft 
Sache berjenigen Gemeinde, welche den Vortheil eine Theaters bat, 
einen erklecklichen Beitrag zu geben. 

2) Aufführungen von Mufitftüden Se verbreiteter in 
einen Volke die Anlage zur Muſik ift, und je allgemeiner durch 
die Öffentliche Erziehung wenigſtens die Anfangsgründe mufifalifcher 
Kenntniß und Fertigkeit verbreitet werden, bejto begieriger werben 
auch gute Darftelungen muſikaliſcher Meiſterwerke verlangt werben. 
Allerdingd Tann bier durch Privatfräfte viel geſchehen. Muſiler 
non Gewerbe bieten fich, gegen Entgelt, zur Darlegung ihrer Kunft 
an und verbreiten dur Wanderungen, welche auch in ihrem eige- 
nen Bortheile Tiegen, den Genuß in weiten Kreiſe. Außerdem 
önnen fich Privat-Vereine zu Inftrumental- und Vocal-Mufit bil 
ben, vieleicht fogar zeitweile große Mufiffefte feiern. Allein e& 
wird doch auch an Fällen nicht fehlen, in welchen nur durch öffent- 
liche Unterftüßung muſikaliſche Darftellungen erleichtert und verviel- 
fältigt werden können. Dieß ift 3. B. der Tall bei ftehenhen 
Operngefellichaften, guten Militairmufifen, großen Kirchenmuljilen; 
oder es fehlt den Privat-Vereinen an einem paflenden Raume für 
ihre Feſte. Selbſt in Eleinen Orten wirb es häufig an ber Stelle 
fein, daß die Gemeindefaffe ein Opfer bringt zur Unterhaltung eines 
Stamme? von braudhbaren Mufikern. 

3) Weniger als früher liegt es in den Sitten der igigen Zeit 
Öffentlihe BPradhtaufzüge dem ganzen Volke zur Schau zu 
ftellen. Doch fordert ed da oder dort noch alte Gewohnheit ober 
Stiftung. Hier ift denn Bedacht zu nehmen, daß die, im Ganzen 
nutzlos verwendeten, Summen wenigſtens den Vortheil einer künſt⸗ 
leriſchen Darftellung gewähren und nicht etwa durch pofitiven Un- 
geihmad noch Auge und Sinn verberben. 
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§. 110. | 
4) Durch Gelbunterftügungen uud Ehrenbezengungen. 

Diejelben Gründe, welche für Gelbunterftügungen und Chren- 
belohnungen zum Behufe der Förderung der Wiffenfchaften ſprechen 
(ſ. oben, S. 602 und 605), machen fich auch binfichtlic der Künfte 
zyeltend. Auch bier kann durch eine dem rechten Manne — ſei es al? 
Studien: und Reije-Stipendium, ſei e8 als Gchalt, fei es endlich 
uch Abkauf eines fertigen Werkes ) — gegebene Unterftüung 
die Hervorbringung von Meifterwerfen möglich gemacht werben; 
such hier werben die Äußeren Zeichen der Anerkennung von Ver⸗ 
dienten und von Ruhm nicht nur den zunächit Betheiligten, jon- 
yern auch den verleihenben Staat felbjt und die übrigen Genoſſen 
»es Außgezeichneten ehren. Daß fi) dabei der Staat bei ven 
Seld-Unterftügungen nach feinen Verhältniffen und jonftigen Be- 
yürfniffen zu richten bat, und daß er auch bier den allgemeinen 
Bebingungen der Blüthe einer Kunft Rechnung tragen muß, bedarf 
freilich nicht erſt des Beweiſes. Webrigens ift wohl eine boppelte 
Bemerkung nicht ganz überflüſſig. Einmal darf daran erinnert 
werden, daß es durch die, gewöhnlich reichlich beinefjene, Ausstattung 
der Civilliften den Fürſten möglich gemacht werben will, ausgezeich⸗ 
nete vaterländische Künftler zu bejchäftigen und dadurch am zweck⸗ 

1) Paſſende Vorfchläge zu Ertheilung von Preifen am junge Künftler ſ. bei 
Benelli, ©. 29 fg. Von höchſtem Nuten find Preife, wenn fie bebeutenb 
genug find, um einen längeren Aufenthalt in einem für bie Ichte Ausbilbung 
geeigneten Lande zu machen. In diefer Beziehung ift bie Stiftung der Afabemie 
in Rom durch Ludwig XIV. eine Muſtereinrichtung, indem fie die Mittel giebt, 
jährlich einigen jungen Männern, welde ben erſten Preis in einem Kunſtzweige 
erhalten haben, auf vier bis fünf Jahre nah Rom zu fchiden und fie einer 
forgenfreien Verfolgung ihrer Stubien unter entſprechender Oberaufficht zu über: 
laſſen. Wenn daran etwas auszuſetzen ift, fo hängt dieß mit einer zu engen 
Verbindung ber Anftalt mit ber Kunftfchule in Pariß zufammen; unb es wäre 
wohl richtiger gewefen, bierin größere Freiheit berzuftellen, als diefe Schule 
(im J. 1863) in zweifelhafter Richtung umzugeftalten, ben Preißträgern aber 
bie Freiheit zu geben, bie Hälfte ber Stipenbiengeit nad ihrem Belieben an 
andern Orten zuzubringen. Bgl. Viollet-Leduc, Intervention de l’ötat 
dans l’enseignement des beaux-arts. Par., 1864, (welcher die ganze Anftalt 
aufheben will,) und Vitet, Les arts du dessin en France, in ber Revue 


des deux mondes, 1. Nov. 1864, (welcher ber Kunſtſchule und ihrem Einfluffe 
bad Wort redet.) 
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mäßigften zu unterſtützen. Sodann, daß Gelbunterftügungen, 
allerdingd nur in der Form von Ankäufen von bereit3 fertigen 
Werten, auch durch Privatvereine in nicht unbebeutendem Maaße 
gewährt werben koͤnnen. 

Sowohl Geldgemährungen ald Ehren-Belohnungen werben fid 
ſehr zweckmäßig anknüpfen laſſen an öffentliche Kunftausitel: 
lungen, welde von Zeit zu Zeit zu veranftalten find, theiß 
zur gegenfeitigen Belehrung und Aufnmterung ber Künfiler, theils 
um biefelben und ihre Werke vor bad Auge des Publikums zu 
bringen, theil3 enblich um die Regierung zum Behufe jener Belch 
nungen mit ihnen befannt zu machen. Ein Gericht von unbethei- 
ligten Kunftverftändigen fälle dann den Ausſpruch über den ver- 


hältnigmäßigen Werth der außgeftellten Werke, und ihre Anficht, 


mit den Gründen belegt, werbe öffentlich befannt gemacht: Weber 
die äußere Einrichtung vgl. das unten Bd. II, 6. 166, über bie 
Gewerbe: Ausftelungen Gefagte; nur mag noch bemerkt werben, 
daß die Veranftaltung folcher Ausftelungen keineswegs mit Notb- 
wenbigfeit von der Regierung jelbft ausgehen muß, fondern daß 
auch Privat: Bereine folche veranftalten können, etwa in paflendem 
Wechſel unter verjchievenen Städten. Webrigend werben fie um fo 
zahlreicher nit Kunſtwerken bejchieft werden, wenn auch für Ver 


fauf der auögezeichneteren Sorge getragen wirb, was denn, neben 


pafjenden Anfäufen von der Regierung, gejchehen kann durch Ver: 
anftaltung von Lottericen oder durch Erwerbung von den genannten 
Vereinen zur Verloofung unter ihre Mitglieder. — Leicht Tann, 
natürlich in etwas veränderter Form, die Ausſtellung und Mitwer- 
bung auch auf die Werke der Ton: und Dicht-Kunſt ausgedehnt 
werden, obgleich hier ein ſolches beſonderes Aufmerkſammachen des Volles 
weniger nöthig jcheint, indem die Erzeugniffe der Dichter und Tonkünft- 
fer viel fchneller und allgemeiner auf anderen Wegen befannt werben ?). 

2) Berühmt find bie vegelmäßigen Kunftausftelungen in Paris, Berlin, 
Brüffel ꝛc. Sie find wohl aud) ſchon vereinigt gewefen mit GewerbesAusftellungen, 
fo 3. ®. bei der großen Londoner Ausftellung im J. 1862. Bon höchſter Be 
beutung war bie von Privaten veranftaltete Gemälbeausſtellung in Manchefter. 
Nicht Tange dauerten bie franzöfifhen Einrichtungen ber großen zehmjäbriget 
Preife für das befle Werk der Tonkunſt u. ſ. w. 
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